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Die Savigny -Stiftung seit 1901. 


Von 
Ulrich Stutz. 


Im Jahre 1901 hat Heinrich Brunner im zweiund- 
zwanzigsten Bande dieser Zeitschrift!) über die voran- 
gegangenen einundzwanzig Jahre der Savigny-Stiftung be- 
richtet, nachdem Georg Bruns in dem ersten Bande?) 1880 
über deren Entstehung, Statut und Wirksamkeit sowie über 
die Geschäftsordnung des Curatoriums sich verbreitet 
hatte. 

Seither ist ein Vierteljahrhundert ins Land gegangen. 
So dürfte es wiederum an der Zeit sein, eine Übersicht 
über die Tätigkeit und über die gegenwärtige Lage der 
Stiftung zu geben. | | 

Das Statut blieb während dieses ganzen Zeitraumes 
unverändert, obwohl es sich schon bei den geordneten Zu- 
ständen vor dem Zusammenbruche als namentlich in seinen 
Formvorschriften einigermaßen veraltet, unzweckmäßig und 
reichlich umständlich erwies. 

Ebenso blieb in der Verfügung über die Zinsenrate 
der dreijährige Turnus unter den Akademien Wien, Mün- 
chen und Berlin fortbestehen. 

Das angelegte Vermögen betrug nach der letzten ord- 
nungsmäßig abgelegten und geprüften Rechnung von 
26. Februar 1923 für das Jahr 1922 bei bereits stark ver- 
mindertem Kurswerte, aber vor dem Eintritte der akuten 
Inflation dem Nennwerte nach 161 600 Mark, nämlich 
80 000 Mark Hypothek zu 41/,°/,, 66 100 Mark Preußische 
konsolidierte Staatsanleihe zu 31/,°/,, 5500 Mark Land- 
schaftliche Zentralpfandbriefe zu 31/,°/, 10000 Mark 
Deutsche Reichsanleihe zu 5 °/, Zinsen. In dieser Summe 


1) Bd. XXXV der ganzen Reihe. ?) Bd. XIV der ganzen Reihe. 
Zeitschrift für Rechtsgeschichte. XLVI. Gorm, Abt. II 


SER 


waren die den Akademien überwiesenen, aber mangels Er- 
ledigung des Unternehmens noch nicht ausgezahlten Bei- 
träge inbegriffen. Abzüglich des ordentlichen Beitrags von 
600 Mark an den Honorarfonds der Zeitschrift konnten 
damals der in dem betreffenden Jahre verfügungsbe- 
rechtigten Akademie zur Verteilung überwiesen werden 
5400 Mark. 

Das Curatorium bestand 1901 aus den von der Ber- 
liner Akademie gewählten Herren Professor Momnisen und 
Geh. Justizrat Professor Pernice, aus den von der Berliner 
juristischen Fakultät gewählten Professoren und Geh. 
Justizräten Brunner und Dernburg, aus den von der Ber- 
liner juristischen Gesellschaft gewählten Herren Justizrat, 
»päter Geh. Justizrat Wilke und Wirklichem Gehein:en 
Rate Präsidenten der Justizprüfungskommission Professor 
Dr. Stölzel. 

Von den Genannten gehört zur Zeit keiner mehr dem 
Curatorium an. Am 14. September 1900 starb Alfred Per- 
nice. An seine Stelle trat als Delegierter der Akadenie 
am 9. Januar 1902 Geh. Regierungsrat Professor Dr. Otto 
Hirschfeld. Nach dem am 1. November erfolgten Tode 
Theodor Mommsens wählte die Akademie am 11. November 
1903 ins Curatorium den Geh. Regierungsrat Professor 
Dr. Dietrich Schäfer. Von der juristischen Fakultät wurde 
an Stelle des am 23. November 1907 verstorbenen Hein- 
rich Dernburg am 17. Dezember dieses Jahres Professor 
Dr. Emil Seckel in das Curatorium entsandt, von der 
juristischen Gesellschaft am 8. April 1911 an Stelle von 
(seh. Justizrat Wilke der Justizrat Dr. Arnold Seligsohn, 
von der juristischen Fakultät anstatt des am 11. August 
1915 verstorbenen Wirklichen Geheimen Rates Professor 
Heinrich Brunner am 16. November dieses Jahres der Geh. 
Justizrat Professor Dr. Ernst Heymann. Zum Vorsitzenden 
(les Curatoriums wurde am 14. Dezember 1915 Geh. Justiz- 
rat Professor Dr. Emil Seckel bestellt. Die juristische Ge- 
sellschaft wählte am 10. Januar 1920 statt des verstorbenen 
Adolf Stölzel den Oberverwaltungsgerichtsrat Dr. Felix 
Damme, die Berliner Akademie an Stelle von Otto Hirsch- 
feld, der aus Altersrücksichten zurückgetreten war, am 
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3. November 1921 den Geh. Justizrat Professor D. Dr. Ulrich 
Stutz, die juristische Fakultät für den am 26. April 1924 
verstorbenen Emil Seckel am 17. Februar 1925 den Pro- 
fessor Dr. Heinrich Titze. Zum Vorsitzenden wurde am 
28. Februar 1925 Professor D.Dr. Ulrich Stutz gewählt. 

Das Curatorium besteht sonach zur Zeit aus den Mit- 
gliedern Stutz (Vorsitzender), Schäfer, Seligsohn, Hey- 
mann, Damme, Titze. 

Von den durch die Savigny-Stiftung schon vor 1902 
geförderten Unternehmungen, die Brunner noch nicht als 
erledigt bezeichnen konnte, sind inzwischen folgende zum 
Abschlusse gelangt: Felix Liebermann hat in den Jahren 
1906 und 1912 von seinen Gesetzen der Angelsachsen den 
zweiten Band, das Wörterbuch, Rechts- und Sachglossar, 
1916 aber den dritten Band, die Einleitung zu den einzelnen 
Stücken und Erklärungen zu einzelnen Stellen bei Nie- 
meyer in Halle a. d. Saale erscheinen lassen können und 
damit das große Werk zum Abschlusse gebracht, neben 
Lenels Edictum perpetuum und Amiras Dresdener Bilder- 
handschrift des Sachsenspiegels wohl das monumentalste, 
was im Auftrage oder mit Unterstützung der Stiftung heraus- 
gebracht wurde.!) Für das Vocabularium iurisprudentiae 
Romanae sei auf die Berichte verwiesen, die jeweilen 
in’ den Sitzungsberichten der Preußischen Akademie der 
Wissenschaften zu Berlin im Januar im Bericht über die 
Friedrichssitzung erstattet werden, z. Z. von Herrn Hey- 
mann, dem gegenwärtigen Leiter.”) Der erste, vereinzelt 
gebliebene Band der Magdeburger Schöffensprüche, heraus- 
gegeben und bearbeitet von Victor Friese und Erich Liese- 
gang, enthaltend die Sprüche für Groß-Salza, Zerbst, An- 
halt, Naumburg und aus dem Codex Harzgerodanus er- 
schien 1901 bei Georg Reimer in Berlin?), Hermann Knapp, 


ı) Vgl. die Besprechungen von Karl v. Amira in dieser Zeit- 
schrift XXX1V 1913 Germ. Abt. S. 450ff., XXXVII 1916 Germ. Abt. 
8. 519. 

2) Vgl. zuletzt Sitzungsberichte der Preußischen Akademie der 
Wissenschaften 1926 (Friedrichssitzung vom 28. Januar) S. LXX VII. 

s) Siehe die Besprechung von Karl v. Amira, diese Zeitschrift 
XXIII 1902 Germ. Abt. 8. 281 ff. 

Il* 
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Die Zenten des Hochstifts Würzburg, zwei Bände, der erste 
in zwei Abteilungen, 1907 bei J. Guttentag in Berlin.) 
Von der Kanonessammlung des Kardinals Deusdedit konnte 
Professor Dr. Vietor Wolf v. Glanvell wenigstens den Text 
1905 bei Ferdinand Schöningh in Paderborn erscheinen 
lassen, während von Friedrich Thaners Ausgabe der Col- 
lectio canonum Anselmi episcopi Lucensis bei Wagner in 
Innsbruck 1906 und 1915 leider nur zwei Lieferungen heraus- 
kamen. Daß 1902 auf Veranlassung und mit Unterstützung 
der Kgl. Sächsischen Kommission für Geschichte und mit 
Unterstützung der Savigny-Stiftung die Ausgabe der D’e- 
dener Bilderhandschrift des Sachsenspiegels im Verlage von 
Karl W. Hiersemann in Leipzig erfolgen konnte?), und daß, 
aus Gründen, die aus dem Folgenden sich ergeben, leider 
nicht mehr unter Beihilfe der Stiftung, 1925 vom zweiten, 
dem Erläuterungsbande der erste Teil veröffentlicht wurde, 
indes das Erscheinen des zweiten Teils und damit der Ab- 
schluß des Ganzen unmittelbar bevorsteht, sei mit beson- 
derer Genugtuung hier vermerkt. 

Die Verwendung der Überweisungen, die seit 1901 
durch das Curatorium erfolgten, ergibt folgende Zusammen- 
stellung?): 


1902, Wien 4000 Mark. Davon wurden bewilligt 

I. 1500 Mark für die Bearbeitung des ägyptischen 
Prozeßrechtes zur Ptolemäer- und Römerzeit, 
dargestellt nach den Papyrusurkunden, an Professor 
Dr. Leopold Wenger in Graz. 

Il. 1500 Mark dem Professor Dr. Heinrich Sieveking 
in Freiburg i. Br. für die Erforschung des Bestandes mittel- 
alterlicher Handelsbücher, insbesondere der Floren- 
tiner Bücher der Peruzzi und Medici, der Bankbücher von 


ı) Besprochen von Siegfried Rietschel, diese Zeitschrift 
XXIX 1908 Germ. Abt. 8. 391 ff, 

2) Siehe die Anzeige von Ulrich Stutz in dieser Zeitschrift 
XXIV 1903 Germ. Abt.S. 409f, Der Erläuterungsband wird nach dem 
Erscheinen des zweiten Teils von demselben im nächsten Jahrgang 
1927 besprochen werden. 

°) Der alljährlich für den Honorarfonds der Zeitschrift der Savigny- 
Stiftung bewilligte Beitrag von 600 Mark ist in den Gesamtsummen 
nicht mit inbegriffen und bei den Bewilligungen nicht mit aufgeführt. 
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San Giorgio in Genua und der Handelsbücher der Fugger 
in Augsburg. Vgl. dazu und zu den späteren Bewilligungen 
an ihn die Berichte im Anzeiger der philosophisch-histori- 
schen Klasse der Wiener Akademie vom 3. Dezember 1902 
XXV und 1. Februar 1905 IV und dazu Heinrich Sieveking, 
Die Handlungsbücher der Medici, Wien 1905, Derselbe, 
Aus Genueser Rechnungs- und Steuerbüchern, Wien 1909 
(= Sitzungsberichte der Wiener Akademie der Wissen- 
schaften, philosophisch-historische Klasse 151. Band 5. Ab- 
handlung und 162. Band 2. Abhandlung). 


1000 Mark wurden für die Deusdedit-Ausgabe des 
Professors Dr. Victor Wolf v. Glanvell reserviert. 


1903, München 4000 Mark. 


Davon III. 300 Mark als Beihilfe zur Herausgabe des 
Werkes des Oberlehrers am Lyzeum in Straßburg i. E. 
Professor Dr. Gustav Knod, Die deutsche Nation 
in Orleans. 


IV. 3000 Mark zur Unterstützung der Herausgabe des 
zweiten und dritten Bandes des Werkes von Professor 
Dr. Eduard Rosenthal in Jena, Geschichte des Ge- 
richtswesens und der Verwaltungsorganisation 
Baierns. Nur der zweite Band ist bisher, Würzburg, 
A. Stubers Verlag (Curt Kabitzsch) 1906 erschienen. 


700 Mark wurden zu weiterer Verfügung vorbehalten, 
aber nicht in Anspruch genommen. 


1904, Berlin 4000 Mark an Bibliotheksdirektor Dr.Erich 
Liesegang in Wiesbaden und Amtsrichter Dr. Victor 
Friese in Posen zur Bearbeitung und Herausgabe eines 
zweiten Bandes der Magdeburger Schöffensprüche. 


1905, Wien 4400 Mark. 


V. Davon 600 Mark dem österreichischen Komitee 
zur Förderung des Wörterbuchs der älteren deutschen 
Rechtssprache.!) 


ı) Vgl. die jährlichen Berichte über das Rechtswörterbuch in 
unserer Zeitschrift und neuestens den zusammenfassenden von Herrn 
Heymann in den Sitzungsberichten der Preußischen Akademie der 
Wissenschaften 1926 (Friedrichssitzung) S. XXIIIf., auch unten am 
Schlusse dieses Bandes S. 574 fl. 
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1800 Mark an Professor Dr. Wolf v. Glanvell für 
die Vorarbeiten zum zweiten Bande seiner Deusdedit- 
Ausgabe. Der Bedachte verunglückte kurz darauf tödlich 
in den Alpen. Die Wiener Akademie bemühte sich, allerdings 
umsonst, einen anderen Bearbeiter zu finden, und behielt 
zunächst für diesen den Betrag vor. 1909 wurde er dann 
VI. dem Hofrate Professor Dr. Heinrich Singer in Prag 
zugewandt behufs Bearbeitung des in Friedrich Maassens 
Nachlaß vorgefundenen Materiales zur Fortsetzung von 
dessen Geschichte der Quellen und der Literatur 
des canonischen Rechtes in Einzeldarstellungen. Vgl. 
Heinrich Singer, Neue Beiträge über die Dekretalensamm- 
lungen vor und nach Bernhard von Pavia, Wien 1913, 
Derselbe, Die Dekretalensammlung des Bernardus Com- 
postellanus antiquus, Wien 1914 (= Sitzungsberichte der 
Wiener Akademie der Wissenschaften, philosophisch-hizto- 
rische Klasse 171. Band, 1. und 2. Abhandlung).!) 

1500 Mark an Professor Dr. Heinrich Sieveking 
in Marburg zur Fortsetzung seiner Untersuchung der 
italienischen Handlungsbücher. 

VII. 500 Mark an Herrn Professor Dr. Ludwig Wahr- 
mund in Innsbruck für das erste Heft seiner Quellen 
zur Geschichte desrömisch-kanonischen Prozesses 
im Mittelalter. Vgl. dazu und zu den späteren Bewilligungen 
das in Innsbruck bei Wagner 1905ff. erschienene Werk, 
von dem bisher drei ganze Bände und vom vierten drei 
Lieferungen herausgekommen sind. Im Vorworte von 
Band II, III, IV und auf dem Titel von Band II und II 
ist der von der Stiftung gewährten Unterstützung gedacht. 

1906, München 4400 Mark an den Kgl. Bayerischen 
Archivassessor Dr. Hermann Knapp als Beitrag an die 
Druckkosten seines zweibändigen Werkes über die Zenten 
des Hochstifts Würzburg. Siehe oben S. XIf. 

1907, Berlin 4400 Mark. 

Davon VIII. 1200 Mark an Dr. Hermann U. Kanto- 
rowicz für die Drucklegung von Band I seines Werkes 


!) Siehe dazu die Besprechung von Friedrich Heyer in dieser 
Zeitschrift XXXIV 1913 Kan. Abt. III S. 615ff. und XXXV 1914 Kan. 
Abt. IV S. 583 ff, 
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über Albertus Gandinus und das Strafrecht der 
Scholastik. Der Band erschien noch 1907 bei J. Gutten- 
tag in Berlin. 

3200 Mark für das Wörterbuch der älteren deut- 
schen Rechtssprache. 

1908, Wien 4400 Mark, u. z. 

IX. 2200 Mark an Dr. Alexander Gäl in Wien für 
Vorarbeiten zur Herausgabe der Summa legum brevis 
levis et utilis angeblich von Raymundus von Wiener- 
Neustadt. Siehe dazu unten S. XXI. 

1100 Mark an Professor Dr. Heinrich Sieveking 
in Zürich zur Förderung weiterer Forschungen über die 
mittelalterlichen Handlungsbücher Italiens, be- 
sonders von Genua und Florenz. 

X. 1100 Mark Herrn Professor Dr. Adolf Zycha in 
Prag für die Vollendung einer unvollendet hinterlassenen 
Arbeit des verstorbenen Oberlandesgerichtsrats Dr. Theo- 
dor Motloch!) in Wien, Notprinzip und Treueprinzip 
bei Erfüllung von Verbindlichkeiten, ein germanistischer 
Beitrag zur Geschichte und Dogmatik des Rechtsbegriffes 
der höheren Gewalt. 


1%9, München 4400 Mark, nämlich 

X. 1500 Mark an den Privatdozenten und Kgl. Hof- 
priester Dr. Albert Michael Koeniger in München für 
die von ihm unternommene Ausgabe von Quellen zur Ge- 
schichte der Sendgerichte in Deutschland. Das 
Buch erschien 1910 im Verlage der Lentnerschen Buchhand- 
lung (E. Stahl) in München?) 

2900 Mark für das Wörterbuch der älteren deut- 
schen Rechtssprache. 


1910, Berlin 4400 Mark, u. z. 

250 Mark an Herrn Professor Dr. Conrad Borch- 
ling in Posen als nachträgliche Unterstützung für eine 
1909 im Interesse der Neuherausgabe von Homeyers 


1) Vgl. über ihn Alfred v. Wretschko in dieser Zeitschrift 
XXVIII 1907 Germ. Abt. 8. 629. 

2) Vgl. die Besprechung von Albert Werminghoff in dieser 
Zeitschrift XXXI 1910 Germ. Abt. 9. 442f. 
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Deutschen Rechtsbüchern des Mittelalters aus- 
geführte Reise. Siehe dazu unten S. XXI. 

4150 Mark für das Wörterbuch der älteren deut- 
schen Rechtssprache. 

1911, Wien 4400 Mark. Davon 

800 Mark dem Oberlehrer am Lyzeum in Straßburg i. E. 
Professor Dr. Gustav Knod für die Herausgabe seines 
Werkes über Die deutsche Nation in Orleans. Siehe 
oben S. XIII. 

XII. 1700 Mark Herrn Professor Dr. Robert v. Mayr- 
Harting in Prag zur Herstellung eines zweiten Exeniplars 
des Wortindex zum Codex lustinianeus auf Zetteln. 

XIII. 600 Mark dem Geh. Rate Professor Dr. Lud- 
wig Mitteis in Leipzig für die Herstellung eines Index 
interpolationum zu den Digesten, Institutionen und dem 
Codex Iustinianeus. Siehe diese Zeitschrift Rom. Abt. XXX 
1909 S. Vff., XXXI 1910 S. Vf., XXXII 1911 S. VIIf. 

XIV. 1000 Mark Herrn Professor Dr. Max Conrat 
(Cohn) in Heidelberg als Druckkostenbeitrag zu der zweiten 
Auflage seiner Geschichte der Quellen und Literatur 
des römischen Rechtes im Mittelalter. Da Conrat 
unmittelbar nach der Bewilligung verstarb, wurde dieselbe 
durch eine solche von 1000 Mark ın Professor Dr. Arnold 
Pöschl in Graz als Druckkostenbeitrag für den dritten 
Band von Bischofsgut und Mensa episcopalis ersetzt. 
Davon erschien wenigstens die erste Hälfte 1912 bei Peter 
Hanstein in Bonn.!) 

1912, München 4400 Mark, davon 

XV. 2000 Mark für Professor Dr. Leopold Wenger 
ın München zur Unterstützung seiner Veröffentlichung von 
byzantinischen Papyrusurkunden der Münchener 
Hof- und Staatsbibliothek. Vgl. desselben inı Verein 
mit August Heisenberg herausgegebene Byzantinische 
Papyri in der K. Hof- und Staatsbibliothek zu München, 
erschienen 1914 bei Teubner in Leipzig als erstes Heft der 
Veröffentlichungen aus der Papyrus-Sammlung der ge 
(lachten Bibliothek. 


1) Siehe die Besprechung von Albert Michael Koeniger in 
dieser Zeitschrift XXXIII 1912 Kan, Abt. II S. 384 ff. 
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2400 Mark an-Professor Dr. Ludwig Wahrmund 
in Prag zur Fortsetzung seiner Quellen zur Geschichte 
desrömisch-kanonischen Processes im Mittelalter. 


1918, Berlin 4400 Mark, u. z. 

XVI. 300 Mark dem Privatdozenten Dr. Eugen Rosen- 
stock in Leipzig zur Vergleichung der Handschrift des 
Diplovatatius in Pesaro. Vgl. dazu Thomas Diplova- 
tatius De claris iuris consultis, herausgegeben von Her- 
mann Kantorowiecz und Fritz Schulz (= Romanistische 
Beiträge zur Rechtsgeschichte von Mitteis, Partsch und 
Rabel Heft 3), Berlin, Walter de Gruyter 1919. 

3800, eventuell 4100 Mark für das Wörterbuch der 
älteren deutschen Rechtssprache. 


1914, Wien 4600 Mark, nämlich 

100 Mark außerordentlicherweise für den Honorar- 
fonds der Zeitschrift über die ordentlichen 600 Mark 
hinaus. 

1700 Mark an Professor Dr. Robert v. Mayr-Har- 
ting in Prag als Druckkostenbeitrag für den Wortindex 
des Codex Iustinianeus. Vgl. Robert v. Mayr, Voca- 
bularium codicis Iustiniani pars I et II curis Mariani San 
Nicolö, Pragae 1923—1925.!) 

1800 Mark für die Fortsetzung (Band II) von Wahr- 
munds Prozeßrechtsquellen. 

800 Mark an Professor Dr. Adolf Zycha für den Druck 
von Motlochs Notprinzip und Treueprinzip. 

200 Mark an Gäls Raymundus, Summa legum. 

1915, München 4600 Mark, davon 

2200 Mark für das Wörterbuch der älteren deut- 
schen Rechtssprache. 

2400 Mark für die Fortsetzung (Band III) von Wahr- 
munds Prozeßrechtsquellen. 

1916, Berlin 4600 Mark, nämlich 

XVI. 300 Mark Druckkostenbeitrag für Professor 
Dr. Karl Neumeyer in München zum zweiten Bande 
seines Buches, Die gemeinrechtliche Entwickelung 


1) Dazu die Besprechung von Otto Gradenwitz in dieser Zeit- 
schrift XLIV 1924 Rom. Abt. S. 568ff. 
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des internationalen Privat- und Strafrechts bis 
Bartolus. Der Band erschien 141 in J. Schweitzers Ver- 
lag (Arthur Sellier) in München. 

1300, eventuell 1900 Mark für Gäls Ausgabe der 
Summa legum des sog. Raymund von Wiener-Neu- 
stadt. 

2400, eventuell 3000 Mark für das Wörterbuch der 
älteren deutschen Rechtssprache. 


1917, Wien 4800 Mark, davon 

3000 Mark an Herrn Professor Dr. Hans v. Voltelini 
in Wien zur Herstellung der aus dem Nachlasse von Rockin- 
ger übernommenen Ausgabe des Schwabenspiegels. 
Siehe dazu die von Voltelini darüber seither in dem An- 
zeiger der philosophisch-historischen Klasse der Wiener 
Akademie und in den Sitzungsberichten derselben ver- 
öffentlichten Berichte und Abhandlungen.!) 

600 Mark Druckzuschuß zu Gäls Summa legum des 
sog. Raymund von Wiener-Neustadt. 

1200 Mark für die Herausgabe von Motlochs Not- 
prinzip und Treueprinzip durch Zycha. 


1918, München 4800 Mark, u. z. 

600 Mark außerordentlicher Druckzuschuß an die 
Zeitschrift der Stiftung. 

2200 Mark für das Wörterbuch der älteren deut- 
schen Rechtssprache. 

XVIII. 2000 Mark als Zuschußreserve für Professor 
Dr. Leopold Wenger in München, Index zu den griechi- 
schen Novellen Justinians.?) 


1919, Berlin 4800 Mark, nämlich 
1000 Mark außerordentlicher Druckzuschuß an d: 
Zeitschrift. 


!) Dazu Ferdinand Frensdorff sowie Karl August Eck- 
hardt in dieser Zeitschrift XL 1919 Germ. Abt. S.299f., XLV 1925 
Germ. Abt. 8. 472 ff. 

*) Vgl. Leopold Wenger, Über Papyri und Gesetzesrecht und 
über den Plan eines Wortindex zu den griechischen Novellen Justinians, 
Sitzungsberichte der Kgl. Bayerischen Akademie der Wissenschaften 
philos.-philol. und hist. Klasse 1914 5. Abhandlung. 
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800 Mark dem Rechtswörterbuch. 

XIX. 3000 Mark an die Professoren Hermann 
UV. Kantorowicz in Freiburg i. Br. und Fritz Schulz 
in Göttingen für die Ausgabe des Diplovatatius. Siehe 
oben S. XVII. 


1920, Wien 5400 Mark, davon 

3000 Mark für die Schwabenspiegelausgabe von 
Hans v. Voltelini. | 

600 Mark außerordentlicher Druckzuschuß für die 
Zeitschrift. 

XX. 1800 Mark Druckzuschuß für Dr. Ernst Schön- 
bauer in Wien für sein Buch über die Lex metalli Vi- 
pascensis. Vgl. dazu desselben Aufsatz, Zur Erklärung 
der lex metalli Vipascensis in dieser Zeitschrift XLV 1925 
Rom. Abt. S. 352ff., XLVI 1926 Rom. Abt. S. 181ff. 


1921, München 5400 Mark, nämlich 

3400 Mark außerordentlicher Druckzuschuß für die 
Zeitschrift. 

XXI. 1000 Mark Druckkostenbeitrag an Professor 
Dr. Marian San Nicolö in Prag für dessen Werk über 
die Schlußklauseln der altbabylonischen Kauf- und 
Tauschverträge.!) 

1000 Mark für die Fortsetzung der Wahrmundschen 
Prozeßrechtsquellen. 


1922, Berlin 5400 Mark. Der ganze Betrag wird außer- 
ordentlicherweise als Druckzuschuß an die Zeitschrift 
gegeben. 

1923, Wien 5400 Mark, u. z. 

600 Mark als außerordentlicher Druckzuschuß an 
die Zeitschrift. 

4800 Mark für Voltelinis Schwabenspiegelaus- 
gabe. 

Schon in diesen letzten Bewilligungen, die, weil natür- 
lich in Papiermark erfolgt, z. T. recht wenig bedeuteten, 
kommt die verschärfte Lage und Not jener Jahre auch 


ı) Vgl. Marian San Nicold, Die Schlußklauseln der alt- 
babylonischen Kauf- und Tauschverträge, Münchener Beiträge zur 
Papyrusforschung Heft 4, München 1922. 
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bei unserer Stiftung deutlich zum Ausdruck. Man mußte 
sich auf die Förderung weniger, meist älterer Unternehmun- 
gen beschränken. Und die Zeitschrift, die lange Jahre 
hindurch mit einem Beitrag von 600 Mark an ihren Honorar- 
fonds, dem ein ebensolcher des Preußischen Unterrichts- 
ministeriums an den der beiden älteren Abteilungen und 
eine Beihilfe von 1200 Mark an die Kanonistische Ab- 
teilung entsprochen hatte, glatt ausgekommen war, er- 
forderte jetzt, um weiter erscheinen zu können, immer 
größere Druckzuschüsse. Sie wurden ihr gewährt und 
mußten ihr gewährt werden, weil sie für die Stiftung 
und ihren Zweck noch ganz anders als die übrigen Unter- 
nehmungen, und zwar mit bis zuletzt ununterbrochener 
Regelmäßigkeit, reiche Frucht brachte, alljährlich für die 
Stiftung deren Namen weit über die deutschen Grenzen 
hinausträgt und von ihrem Leben Zeugnis ablegt, endlich 
weil so, wie die Dinge heute liegen, durch das Eingehen 
dieses ihres Zentralorganes die rechtsgeschichtliche For- 
schung in Deutschland ins Herz getroffen worden wäre. 

Doch aut dem Gipfelpunkte der Inflation kam mit 
der Zeitschrift auch die Stiftung zum Erliegen. Ihre 
Kapitalien waren völlig entwertet, ihre Einküntte und Be- 
stände dahin. Auch für sie ergab der Rechnungsabschluß 
für 1923 einen Fehlbetrag, den der Rendant übrigens aus 
eigenen Mitteln deckte, auch für sie erging im Januar 1924 
an das Curatorium von der Preußischen Staatsbank (See- 
handlung) in Berlin die Benachrichtigung, daß das auf 
dem Konto der Stiftung unterhaltene Guthaben trotz eines 
großen Nennbetrages zur Deckung der Kosten nicht mehr 
hinreiche, weshalb es durch Abbuchung gegen die Spesen 
verrechnet und damit erledigt sei. 

Da trat als Retterin für die Zeitschrift die Notgemein- 
schaft der Deutschen Wissenschaft auf, die uns schon 1922 
beizustehen begonnen hatte; vgl. die Angaben in der Chronik 
der Germ. Abt. 1922, 1924, 1925. Mit einer Verspätung von 
nur wenigen Monaten konnten die drei Abteilungen des 
Bandes XLIV 1924 (statt 1923) als Doppeljahrgang er- 
scheinen. Und seit dem vergangenen Jahre leistet die Not- 
gemeinschaft für die Zeitschrift an Stelle der mittellos ge- 
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wordenen Stiftung auch das Honorar in der Höhe der Vor- 
kriegszeit, indes der auf etwas mehr als die Hälfte redu- 
zierte Zuschuß des Ministeriums als Grundstock für einen 
Fonds zur Bearbeitung ausführlicher Personen-, Sach- und 
Quellenregister angelegt wird. 


Aber auch anderen Unternehmungen der Stiftung kam 
die Notgemeinschaft zu Hilfe. Für den Index interpolatio- 
num hatte Professor Dr. Josef Partsch noch kurz vor 
seinem frühen Hingang bei der Notgemeinschaft die Be- 
willigung von 5000 Goldmark erwirkt, so daß das Unter- 
nehmen im vergangenen Jahre so wie noch nie gefördert 
werden konnte. 


Nach Übernahme des Vorsitzes im Curatorium und 
Wiederauffindung des lange Zeit vermißten Manuskriptes 
der Gälschen Ausgabe der Summa legum des sog. Ray- 
mundus erwirkte Professor Stutz bei der Notgemeinschaft 
dafür einen Druckzuschuß von 7000 Reichsmark. Infolge- 
dessen konnte der erste Halbband des Werkes in den ersten 
Tagen des Januar 1926 bei Hermann Böhlaus Nachfolgern 
in Weimar erscheinen; der zweite, von dem der Text be- 
reits ausgedruckt ist, wird in kürzester Zeit folgen, sobald 
die Register fertig ausgearbeitet und gedruckt sein werden.!) 


Auch für die Vollendung der Neuausgabe von Homeyers 
Deutschen Rechtsbüchern des Mittelalters bewilligte die 
Notgemeinschaft 2000 Reichsmark. Die Arbeit an der 
zweiten Abteilung, dem Handschriftenverzeichnisse, dürfte 
demnächst zum Abschlusse gelangen, worauf sofort ge- 
druckt werden soll. Eine dem heutigen Bedürfnis ent- 
sprechende Neubearbeitung auch der ersten Abteilung durch 
den Privatdozenten Dr. Karl August Eckhardt in Göttingen 
ist in die Wege geleitet. 


Vielleicht läßt sich so auch noch das eine oder andere 
der übrigen älteren Unternehmen der Stiftung zum Ab- 
schlusse bringen. 


1) Vgl. dazu und zum Folgenden den Bericht von Stutz als 
Vorsitzendem der Savigny-Kommission der Preußischen Akademie der 
Wissenschaften in deren Sitzungsberichten 1926 (Friedrichssitzung) 
S. LXXVIIf. 
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Inzwischen beginnt diese sich wieder etwas zu erholen. 
Die Hypothek ist auf 15 000 Mark aufgewertet, und der 
Zinsendienst fängt, wenn auch spärlich, wiederan. Die Auf- 
wertung der übrigen Anlagekapitalien steht bevor. Freilich 
wird sie im besten Falle im ganzen etwa 25 000 Reichsmark 
und damit kaum ein Drittel dessen erbringen, was Bruns 
1580 als Kapitalbestand von 1879 anführen konnte, und 
längst nicht ein Sechstel des Vorkriegsbestandes. Von 
einem dreijährigen Ausschüttungsturnus wird lange keine 
Rede mehr sein, zunächst nicht einmal von dem statutari- 
schen sechsjährigen. Vorerst wird wahrscheinlich jede 
Ausschüttung unterbleiben und das Kapital wieder bis zu 
einem gewissen Betrage geäufnet werden müssen. Sobald 
die Aufwertung abgeschlossen und auch die Lage der Zeit- 
schrift besser zu übersehen sein wird, wird das Cura- 
torium, das sich gegenwärtig bemüht, Rechnungslegung 
und Verwaltung wieder in die alte Ordnung zu bringen, 
mit diesen Fragen sich befassen und den Akademien Be- 
richt erstatten. 

Rascher und besser freilich wäre geholfen, 
wenn es gelänge, Spender zu finden, die durch 
größere und kleinere Zuwendungen von Todes 
wegen und unter Lebenden die Stiftung wieder 
leistungsfähig machen und damit der histori- 
schen Rechtswissenschaft in deutschen Landen 
im Zeichen Savignys, aber für alle ihre Zweige, 
neue Subsistenzmittel an die Hand geben wür- 
den. Möge es an solchen großherzigen und weitsichtigen 
Mäzenaten nicht fehlen, möchten namentlich auch Gönner 
deutscher Rechts- und Geschichtswissenschaft im Auslande 
der Savigny-Stiftung gedenken!) 

1!) Nachtrag zu 9. XI. Im Begriff, diesem Berichte die Druck- 
genehmigung zu erteilen, erhalten wir: Dr. jur. Emil Steffenhagen, 
Die Landrechtsglosse des Sachsenspiegels nach der Amsterdamer Hand- 
schrift, I. Einleitung und Prolog, Akademie der Wissenschaften in 
Wien, Phil.-bist. Kl. Denkschritten LXV 1, Wien, Hölder - Pichler- 
Tempsky 1925, Heft II, Text der Glosse, wird demnächst nachfolgen. 
So kommt auch noch dies Werk zu einem guten Ende, das die Stiftung 
1875/6 unterstützt hat. 


Felix Liebermann 7 


Am 7. Oktober 1925 wurde Felix Liebermann durch 
einen großstädtischen Unglücksfall hingerafft. Ein tückisch 
heranrasendes Automobil überfuhr den 74jährigen, durch- 
aus rüstigen Mann, der unmittelbar vor seiner Wohnung 
die Straße überschritt; er wurde als Unbekannter in ein 
Krankenhaus gebracht und starb dort nach schweren 
Qualen in den Armen seiner treuen Gattin, die schließlich 
den Vermißten wenigstens noch hatte erreichen können. 
Die Vaterstadt, an der er mit voller Liebe hing, hat ihn in 
der ehemals stillen und vornehmen Bendlerstraße, in der 
er viele Jahre gelebt hatte, in den Tod gezogen. Seine 
zahlreichen Freunde, weite Schichten, denen er Wohltäter 
gewesen war, und die wissenschaftlichen Kreise weit über 
Deutschland hinaus, insbesondere die an der Geschichte 
und namentlich der Rechtsgeschichte interessierten deut- 
schen und anglo-amerikanischen Gelehrten betrauern 
seinen Heimgang aufs tiefste. Ein fruchtbares Leben ist 
jäh abgeschlossen, ein Leben, das in der Ausgabe der Gesetze 
der Angelsachsen zu einem vollen, abgerundeten wissen- 
schaftlichen Abschluß gekommen war, und das doch trotz 
des biblischen Alters noch vieles versprach. 

Felix Liebermann!) ist am 20. Juli 1851 in Berlin 


1) Frau Professor Caecilie Liebermann danke ich herzlichst für 
eine Reihe von Angaben über den Lebensgang ihres Gatten sowie für 
einige Mitteilungen über seine Publikaticnen in Ergänzung mieiner fast 
vollständigen Sammlung der Liebermannschen Aıbeiten. Herın Paul 
Abraham verdanke ich den Hinweis auf einige Festschiift-Beitiäge 
Liebermanns. Nekrologe liegen mir bei Abschluß dieses Nachıufs (2. I. 26) 
vor: Edward Schröder, Forschungen und Fortschritte I S. 22; Oxford 
Magazine 44 (1925) S.39; Paul Abraham, Morgen I Nr. 5 (1925) 
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als Sohn eines angesehenen Textilfabrikanten und Stadt- 
verordneten geboren. Auf dem Werderschen Gymnasium 
in Berlin bestand er 1869 glänzend das Abiturientenexamen, 
erlernte dann im Bankhaus Delbrück und Co. 11, Jahr 
die Kaufmannschaft und war darauf 2 Jahre in einem Garn- 
exportgeschäft in Manchester tätig. Von einer Erholungs- 
reise aus, die er 1873 nach Italien antrat, erlangte er endlich 
die Zustimmung des Vaters zu geschichtlichen Studien. 
Er wandte sich nach Göttingen, wo Georg Waitz und Rein- 
hold Pauli seine Lehrer wurden, und vertiefte sich unter 
ihrer Anleitung in die mittelalterliche Geschichte Englands. 
Schon 1875 promovierte er, und zwar mit der Schrift: 
Einleitung in den Dialogus de scaccario. Im Herbst 1875 
trat Waitz an die Spitze der Monumenta Germaniae 
Historica und siedelte nach Berlin über. Pauli, der schon 
seit 1848 die Monumenta-Arbeiten unterstützt hatte, hatte 
damals die Herausgabe der Exzerpte aus den englischen 
Geschichtsquellen übernommen. Er zog zu dieser Arbeit 
seinen Schüler Felix Liebermann heran, führte ihn 
auf einer Archivreise in England in die dortigen Hand- 
schriftenverhältnisse ein, und Liebermann wies sich 
bald durch die wertvolle Veröffentlichung ungedruckter 
anglo-normannischer Geschichtsquellen (Straßburg 1879) 
auch öffentlich für diese Arbeiten aus. Pauli und Lieber- 
mann haben die Auszüge aus den englischen Quellen von 
der karolingischen bis zum Ende der salischen Zeit im 
XIII. Foliobande Scriptores veröffentlicht. Die Quellen 
der staufischen Zeit umfassen den XXVII. und XXVII. 
Folioband Scriptores. Den ersteren haben Pauli und Lieber- 
mann gemeinsam bearbeitet und gezeichnet (1885), den 
anderen (1888 erschienenen) hat Liebermann, nachdem 
Pauli schon 1882 gestorben war, allein herausgegeben, 
nur in sprachlichen Einzelheiten wie früher von Tobler 
und H. Zimmer, jetzt von Tobler und Zupitza unterstützt. 
Die Einleitungen zu den einzelnen Quellenstücken bilden 
„eine Art kritischen Wegweiser durch die englische Historio- 


S. 617. Bei der Korrektur erhalte ich noch T.F. Tout, History New. 
Ser. X S. 3llff. Dazu kommen die unten angeführten Rezensionen 
Liebermannscher Arbeiten. 
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graphie vom 8. bis zum Ende des 13. Jahrhunderts“.!) 
Durch diese Arbeiten wurde Liebermann nicht nur zu 
einem erfolgreichen Mitarbeiter der Monumenta und der 
höchsten Schule der Editionskunst teilhaftig, sondern er 
drang auch tief in die englische mittelalterliche Geschichte 
ein, damit die solide Grundlage für alle seine folgenden 
Arbeiten legend. 

Er hat seither in Berlin still gelebt, an der Übernahme 
eines akademischen Lehramts durch einen kleinen Sprach- 
fehler gehindert, bei seinen vor dem Kriege günstigen 
äußeren Lebensverhältnissen in der glücklichen Lage, sich 
ganz der wissenschaftlichen Forschung zu widmen. Häufig 
reiste er nach England zum Zweck der Benutzung der 
dortigen Archive und Bibliotheken und zur Pflege seiner 
zahlreichen Beziehungen zu der englischen Gelehrtenwelt, 
wie er auch nach Frankreich, Amerika und anderen Ländern 
wissenschaftliche Beziehungen unterhielt und vor allem 
mit zahlreichen deutschen und namentlich auch Berliner 
Gelehrten in engem Zusammenhange stand. Von an- 
regender Gastlichkeit umgeben, künstlerische Interessen 
in mehr als durchschnittlicher Weise pflegend, in Wohl- 
tätigkeit und sozialer Fürsorge betätigt, führte er an der 
Seite seiner verständnisvollen, klugen und gütigen Gattin 
Caecilie geb. Lachmann ein edles, der Wissenschaft ge- 
widmetes Dasein. Durch den Krieg wurde das unterbrochen, 
und die Inflation beraubte auch ihn seines Vermögens. 
Aber er arbeitete weiter und hat im Kriege sich dem 
Kriegspresseamt zur Verfügung gestellt, wo er in auf- 
opfernder Hingabe englische Zeitungen exzerpierte, ob- 
wohl er bei seiner Vertrautheit mit den englischen Ver- 
hältnissen wohl nützlicher hätte verwendet werden können. 
Seit der Stabilisierung hatten seine Verhältnisse sich 
etwas gebessert und die schwersten Sorgen waren wenig- 
stens gemildert. Die Beziehungen zu englischen Freunden 
knüpften leise wieder an; 1921 war er zum 70. Geburtstage 
von zahlreichen deutschen Gelehrten, vorzugsweise anglisti- 


ı) Vgl. zu dieser Tätigkeit Liebermanns für die Monumenta 
Harry Bresslau, Geschichte der Monumenta Germaniae 1921 S. 559. 
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schen Philologen, durch eine schöne Festschrift!): Texte 
und Forschungen zur englischen Kulturgeschichte, geehrt 
worden — da ereilte ihn der Tod. Liebermann hat viele 
wissenschaftliche Ehrungen erfahren. 1896 verlieh ihm 
die Preußische Regierung den Professortitel, er war Ehren- 
doktor der Münchener Juristenfakultät, Mitglied der Mün- 
chener Akademie, der Gesellschaft der Wissenschaften in 
Göttingen, der Royal Historical Society in London, der 
British Academy, der Royal Society of Literature of the Uni- 
ted Kingdom, Ehrendoktor von Oxford und Cambridge usw. 

Felix Liebermann war Historiker, Philologe und 
Rechtsgelehrter. In allen drei Eigenschaften trat er glän- 
zend hervor. Es ist hier nicht der Ort und ich fühle mich 
nicht berufen, seine hohen Verdienste um die englische, 
insbesondere die angelsächsische Sprache zu würdigen und 
den Wert seiner Arbeiten für die allgemeine Geschichte des 
englischen Mittelalters im einzelnen zu erörtern. Der Auf- 
gabe dieser Zeitschrift entsprechend ist hier nur sein Ver- 
dienst um die Rechtsgeschichte ins Auge zu fassen; freilich 
muß betont werden, daß es naturgemäß vielfach dieselben 
Arbeiten sind, welche die drei Sparten seiner Tätigkeit 
förderten. Das englische Mittelalter war ihm eine kultu- 
relle Einheit, die er von den Anfängen bis zum 13. Jahr- 
hundert nach allen Richtungen durchforschte und pflegte, 
daher ist namentlich auch die Geschichte der Wirtschaft. 
des religiösen Lebens und der Kunst seinem feinen Auge 
nicht entgangen. Es mag hier etwa an die schöne Arbeit 
über die Heiligen Englands?) erinnert sein, in der er eine 
aus der kentischen Königslegende (entstanden ca. 900) 
und einem Verzeichnis der englischen Heiligenstätten (995, 
beendet ca. 1030) bestehende hagiographische Schrift 
zum ersten Male in brauchbarer Weise herausgab, die von 
hoher Bedeutung auch für die politische Geschichte und 
hesonders für die alte Geographie Englands ist; ferner die 


!) Halle, Niemeyer 1921. Beteiligt waren E. Sievers, Bernb. 
Fehr,K. Wildhagen, L.Morsbach, A.Brandl,M. Förster, A. Gold- 
schmidt, H. Böhmer und als Rechtshistoriker Claudius (nicht Cle- 
mens, wie der Titel sagt) Frh. v. Schwerin. 

3) Hannover 1889. 
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noch zu erwähnende Arbeit!) über Gerefa, eine ags. Ab- 
handlung über ‚den klugen Gutsvogt‘, die für die Wirt- 
schaftsgeschichte die größte Bedeutung hat; sodann z.B. 
an seine schönen Arbeiten über die Shakespeareschen 
Königsdramen, von denen besonders die große Abhandlung 
über King John?) mit den Gegenständen seiner historischen 
Forschungen aufs engste zusammenhängt, während die 
L. Geiger gewidmete Abhandlung?) über Heinrich VII. 
die Zeit der Renaissance berührte, Arbeiten, an die sich 
sein wohl letzter und noch nach seinem Tode erschienener 
interessanter Aufsatz über Shaws Bildnis der Jungfrau 
von Orleans?) anschloß. Anderes ist noch im folgenden 
zu erwähnen. 

Das angelsächsische Recht und das damit zusammen- 
hängende normannisch-englische Recht der Dynastie Wil- 
helms des Eroberers und der ersten Plantagenets ist in Eng- 
land schon seit Jahrhunderten Gegenstand gelehrter For- 
schung gewesen. W. Lambarde hatte 1568 die angelsächsi- 
schen Gesetze zuerst gedruckt, 1721 folgte die Ausgabe 
von Wilkins, schließlich 1840 die Ausgabe der Record 
Commission von Thorpe; daran reihte sich eine wissenschaft- 
liche Behandlung der Rechtsfragen schon durch Selden 
(1 1654) und Spelman (f 1641) u. a.; in neuerer Zeit haben 
die englischen und amerikanischen Historiker und Juristen 
eifrig weiter gearbeitet, es genügt, auf Namen wie Stubbs, 
Seebohm, Maitland, Pollock, Chadwik, Kemble, Birch, 
Holdsworth, Vinogradoft, Hazeltine, Adams, Lodge, Young, 
Laurence Laughlin hinzuweisen. In Deutschland war die 
Aufmerksamkeit auf das mittelalterliche englische Recht 
schon durch Dreyer gelenkt worden. Im Anfang des 19. Jahr- 
hunderts veröffentlichte dann George Phillips Seinen Ver- 


1) Gerefa, Halle 1886. 

3) Shakespeare als Bearbeiter des King John, Archiv für das 
Studium neuerer Sprachen, herausgegeben von Brandl und Schultz- 
Gora, 142 S. 177—202, 143 S. 17—46 und S. 190-203. 

3) Shakespeares Anschauungen von Staat, Gesellschaft und Kirche 
in Heinrich VIIL., S.-A. aus Beiträge zur Literatur- und Theatergeschichte, 
Berlin 1918, S. 13—41. 

4, Historische Zeitschrift, herausg. von Fr. Meinecke, Bd. 133 
S.20ff., 1925. 
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such einer Darstellung der Geschichte des englischen 
Rechts (Göttingen 1825)!) und ließ dann 1827 und 1828 
zwei Bände seiner englischen Reichs- und Rechtsgeschichte 
(1066—1189) folgen, für seine Zeit beträchtliche Arbeiten. 
Es folgten Bieners Studien über die Entstehung des Ge- 
schworenengerichts (1827, 1852), und vor allem verwendete 
Jakob Grimm das angelsächsische Recht in seinen Rechts- 
altertümern: ‚deutsche Rechtsaltertümer heißen sie in 
dem Verstande, wie ich die Grammatik eine deutsche ge- 
nannt habe, obgleich beide auch die nordischen und angel- 
sächsischen Quellen unter sich begreifen und begreifen 
müssen‘ (Vorrede von 1828). Es folgten die noch zu er- 
wähnende Ausgabe der Gesetze der Angelsachsen von Rein- 
hold Schmid von 1832 (1858®) und andererseits Konrads 
v. Maurer Darstellung der angelsächsischen Rechtsverhält- 
nisse?) (1853ff.). Daran schlossen sich dann neben Gunder- 
manns Arbeiten (Englisches Privatrecht 1864) Heinrich 
Brunners große Lebensarbeit (Schwurgericht 1872, Urkunde 
1880, Englische Rechtsquellen 1890, 1909%) und v. Amiras 
tiefgehende Forschungen, der in seinem Grundriß des 
germanischen Rechts ebenso wie Brunner in seiner deutschen 
Rechtsgeschichte das angelsächsische Recht durchgehend 
berücksichtigte; als dritten kann man Rudolf v. Gneist 
hier erwähnen, der in seinen Werken auch die angelsächsische 
Zeit dauernd heranzog. Seither ist die ältere englische Rechts- 
geschichte ein Teil der deutschen Rechtsgermanistik ge- 
worden.®) Deutsche und Engländer arbeiteten dabei Hand 
in Hand, und die Deutschen waren keineswegs nur Emp- 
fangende. Heinrich Brunners wissenschaftlicher Einfluß 
wurde geradezu entscheidend für die englische Rechts- 


1) Die Schrift war Eichhorn gewidmet, der aber noch in seiner 
Rechtsgeschichte 1843 5 S. 212 die Bedeutung des angelsächsischen Rechts 
gern für das älteste germanische Recht anerkannte, für die deutsche 
Rechtsgeschichte aber ableugnete. 

*) Kritische Überschau I 47 ff., 405 ff.; Il 30ff., 388 ff.; III 26 ff. 

®) Es mag hier auf die Arbeiten v. Schwerins und die zusammen- 
fassende Arbeit Hatscheks zur englischen Verfassungsgeschichte hin- 
gewiesen werden; weitere Literatur in meinem Englischen Privatrecht 
Holtzendorff-Kohlers Enzyklopädie der Rechtswissenschaft 1914 
II S. 281 f. 
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geschichtsarbeit, und Schmids Gesetze der Angelsachsen 
wurden auch in England als Quellenwerk der sicherlich 
für ihre Zeit nicht schlechten Ausgabe von Thorpe vor- 
gezogen ! 

In diese Entwicklung der Wissenschaft, soweit sie sich 
bis etwa 1875 vollzogen hatte, trat Liebermann ein. 
Er hatte bei Waitz und Pauli gelernt, wie man mit deutscher 
strenger Quellenforschung an die Ergründung des englischen 
Frühmittelalters gehen konnte, er übersah die Mängel der 
bisherigen Editionen der Rechtsquellen, und so ging er 
zunächst an die Aufhellung des Rechts der besonders reiz- 
vollen anglo-normannischen Periode. Deren Rechtsquellen 
wurden der Mittelpunkt seiner Lebensarbeit und führten 
ihn dann rückwärts zu dem rein angelsächsischen Quellen- 
Komplex. Der Dialogus de scaccario, das zeitlich etwas vor- 
aufgehende Parallelwerk zu Glanvillas Traktat de legibus 
Angliae, erhob sich gegen Ende des 12. Jahrhunderts zu 
einer hervorragenden Leistung der ‚frühreifen normanni- 
schen Bürokratie‘; Liebermann hatte dieses Rechts- 
buch in seiner ausgezeichneten Dissertation auf Hand- 
schriften, Abfassungszeit, Verfasser, Charakter untersucht. 
Er war dadurch mit den geistigen Kreisen vertraut geworden, 
die in England seit 1066 am Werke waren, das fortgeltende 
angelsächsische Recht zu konservieren, den normannischen 
Beamten durch lateinische Übersetzungen verständlich 
zu machen und zugleich auch dem normannischen Rechts- 
zustand der Eroberer anzupassen. Diese Literatur hat 
für die Verschmelzung des angelsächsischen und normanni- 
schen Rechts und damit für die Entstehung des eigentlichen 
englischen Rechts die größte Bedeutung, zugleich aber 
für das Verständnis der ursprünglichen angelsächsischen 
Königsgesetzgebung, die darin zum großen Teil reprodu- 
ziert wird. Diese meist schon lange bekannten Werke: 
auf ihre Herkunft und ihren Quellenwert exakt festzu- 
stellen, bedurfte es einer besonders zarten Hand und 
zugleich der diplomatischen Schulung, die in den Höhen- 
lagen, wie sie Liebermann durch Waitz und Pauli ver- 
mittelt wurde, in England niemals gepflegt worden 
war. In 40 Jahre langer Arbeit hat Liebermann diesen 
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Quellenstoff bezwungen und ihn schließlich souverän be- 
herrscht, hier liegt der Brennpunkt seiner gelehrten Tätig- 
keit. Diese Arbeit war um so verdienstlicher, als sie die 
entsagungsvolle Beschäftigung mit bloßen Übergangs- 
quellen erforderte, die rein stofflich für die Rechtsgeschichte 
nicht den gleichen Ertrag lieferten wie die alten ags. Königs- 
satzungen oder andererseits die mit dem Dialogus und 
Glanvilla einsetzenden Rechtsbücher in ihrer Stoffülle zu 
geben vermögen. Aber die Untersuchung dieser zahlreichen 
in den englischen Archiven verstreuten Handschriften war 
nötig, wenn die Wissenschaft wirklich festen Boden unter 
die Füße bekommen sollte. Liebermanns Geistesart 
lag diese Arbeit; es ist charakteristisch, daß er die stoff- 
liche Ausschöpfung, so sehr er den Stoff der Schriften 
natürlich kannte, gern zurückstellte, wie er sich schon bei 
der Behandlung des Dialogus (S. 78—90) mit einer knappen 
Inhaltsangabe begnügt hatte. Er machte die ersten Mit- 
teilungen über seine Pläne in dieser Zeitschrift (Germ. 
Abt. Bd. 5, 1884) durch einen Aufsatz ‚Zu den Gesetzen 
der Angelsachsen‘, (S. 198ff.), wo er über seine Bibliotheks- 
reise nach England von 1883 berichtete und die wert- 
vollsten Ergänzungen zu den bisher bekannten, insbesondere 
zu den von Schmid edierten Quellen ankündigte, ins- 
besondere auf den erst durch ihn in seiner Bedeutung 
erkannten Quadripartitus hinwies. Es folgten!) seine epoche- 
machende Arbeit: Quadripartitus, ein englisches Rechts- 
buch von 1114 (Halle 1892), mit dem Abdruck der noch nicht 
veröffentlichten Teile, worinLiebermann miterstaunlichem 
Feingefühl für die Sprache des Schriftwerkes und virtuoser 
Handschriftenbeherrschung die Einheitlichkeit der bis 
dahin zersplitterten Stücke dartat und damit dieses erste 
große -— in der Hauptsache auf Übersetzungen der Cnuti- 
schen und der Cnut vorausgehenden Gesetze und im 2. Buche 
(Buch 3 und 4 fehlen) auf Wiedergabe normannischer 


1) Vgl. dazu auch: Über den Quadripartitus ein englisches Rechte- 
buch von 1114, S.-B. der Berl. Akad. 1891, 489 ff. Besprechung des 
Quadripartitus-Buches durch K. v. Maurer, Englische Studien Bd. 17 
(1892) S. 114ff., sowie die Sammelbesprechung desselben über sieben 
hierhergehörige Arbeiten in Kr.V.Schr. N.F. 17 S. 338 ff. 
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Staatsschriften beruhende, ca. 1114 fertiggestellte — anglo- 
normannische Rechtsbuch vollständig rekonstruierte, auch 
seinen Verfasser, obwohl dessen Name nicht überliefert 
ist, fein charakterisiertte. Hieran schloß er eine spätere 
Erörterung des zweiten von demselben Verfasser her- 
rührenden Werks!), der sog. Leges Henrici, eines Rechts- 
buchs, welches die im ersten Buche des Quadripartitus 
wiedergegebenen Onutschen Gesetze wiederholt und dabei zahl- 
reiche kontinentale Volksrechte, Kapitularien, Bußbücher, 
kanonistische Schriften etc. heranzieht; es gelang Lieber- 
mann jetzt (S. 57ff.) ein noch deutlicheres Bild des Ver- 
fassers zu geben, der wahrscheinlich als Geheimschreiber dem 
Erzbischof Gerhard von York diente, selbst 1112 König- 
licher Justitiar wurde, und dem der in den Leges Henrici 
unternommene Versuch selbständiger Verarbeitung des 
anglo-normannischen Rechts noch wenig gelang: er war 
der „früheste Schriftsteller weltlicher Jurisprudenz Eng- 
lands und verkörperte auf diesem Gebiete jenen wissen- 
schaftlichen Fortschritt über die angelsächsische Kultur 
hinaus“. An die wichtige Entdeckung des Quadripartitus 
reihten sich die Erörterungen über die verwandten Rechts- 
überlieferungen. 1893 behandelte er die beiden selbständig 
neben dem Quadripartitus stehenden Cnut-Übersetzungen 
aus dem ersten Viertel des 12. Jahrhunderts, die Consiliatio 
Cnuti?) und die Instituta Cnuti®), und gab die erstere dabei 
heraus; darauf folgte 1894 (Halle a. S.) die schöne Arbeit?) 
über Pseudo-Cnut, Constitutiones de foresta, eine Cnuts 
Instituta z.T. ausschreibende, aber den normannischen Forst- 


1) Über das Englische Rechtsbuch Leges Henrici, Halle 1901. Vgl. 
dazu Liebermanns Aufsatz, 8.2. Germ. Abt. Bd. 3 (1882) S. 127, 
Besprechung der Leges Henrici von K. v. Maurer, Englische Studien 
Bd. 18 (1899) S. 120ff. Ferner Besprechung von H. Böhmer in 
Hist.V.Schr. 1903, Heft 3 8. 395 ff. 

2) Consiliatio Cnuti: Eine Übertragung angelsächsischer Gesetze aus 
dem 12. Jahrhundert, Halle 1891. Besprechung durch K. v. Maurer, 
Englische Studien Bd. 18 (1893) S. 445, und derselbe in Engl. Studien 22 
8.57ff. 

3) On the Instituta Cnuti Aliorumque Regum Anglorum, Trans- 
actions of the Royal Historical Society N. S. VII S. 77. 

*) Vgl. dazuauch Liebermann, S.Z2.Germ. Abt. Bd.15 (1894) 3.174. 
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zustand zugrunde legende Fälschung von ca. 1184. Ein 
anderes eigentümliches Rechtsbuch bilden die sog. Leges 
Edwardi Confessoris, ein Rechtsbuch, das ca. 1130 den 
Versuch machte, romanische Einrichtungen als angel- 
sächsische darzustellen und, nachmals überarbeitet (E. C£. 
retractatus), große praktische Bedeutung erlangte; Lieber- 
mann analysierte diese etwas ungeordnete Aufzeichnung 
textkritisch und inhaltlich.!) Neben dieser schönen Arbeit 
steht die Untersuchung über die vielbenutzten sog. Leges 
Anglorum?), die Zusammenstellung aus älteren Rechts- 
büchern, Gesetzen, Urkunden, Geschichtsbüchern etc., die 
ein frecher Fälscher in London nach 1206 verfaßte, und die 
in ihrer Tendenz z. T. eine Vorstufe der Londoner Be- 
strebungen zur Magna Charta bilden. Liebermanns Auf- 
stellungen über dieses Werk bestätigten sich glänzend durch 
die spätere Auffindung einer gleichzeitigen Handschrift.?) 
Während er diese Schrift von den zur Ausgabe der älteren 
Gesetze zu benutzenden Schriften somit absondern konnte, 
griff er in ältere Zeiten hinauf in seiner Behandlung‘) 
der Leis Wilhelme, eines um die Wende des 11. und 12. Jahr- 
hunderts entstandenen, angelsächsisches Recht verarbeiten- 
den Rechtsbuchs eines klerikalen Praktikers in altfranzösi- 
scher Sprache, das als frühes französisches Sprachdenkmal 
die Philologen längst interessiert hat, und das — wahr- 
scheinlich Ende des 12. Jahrhunderts -— einen lateinischen 
Übersetzer fand; in diesen Zusammenhang gehört auch die 
Abhandlung?) über die coronation charter Heinrichs I. 
Noch höher hinauf in die eigentliche ags. Zeit greifen dann 
seine Arbeiten®) über die rectitudines singularım perso- 


1) Über die Leges Edwardi Confessoris, Halle 1896. Besprochen 
von H. Geffcken in der Kr.V.Schr. 

2) Über die Leges Anglorum saeculo XIII ineunte Londoniis 
collectae Halle 1894. 

®) Worüber er in: A contemporaıy manuscript of the "Leges Anglo- 
rum Londoniis collectae', English Historical Review 1913 S. 732 f., 
handelte. 

*) Archiv für das Studium der neueren Sprachen Bd. 106 S. 113 tf. 

5) E. R. Hist. Soc. N. S. VIII S. 21 ff. 

6) Rectitudines, im Archiv für die neueren Sprachen Bd. 109 
S. 73ff.; Gerefa, Halle 1886. 
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narum (vor 1060) und über Gerefa, den klugen Gutsvogt 
(ebenfalls vor 1060); ferner der Aufsatz: Die angelsächsische 
Verordnung über die Duntsaete!), seine spätere Fest- 
schrift?) für B&emont über die Gesetze Ines von Wessex, 
seine Bemerkungen über die Handschriften zu Cnuts Ge- 
setzen®), die Veröffentlichung dreier von Aloys Brandl 
aufgefundenen nordhumbrischen Urkunden?) und manche 
größeren und kleineren textkritischend) und philologischen 
Arbeiten. 

So hat Liebermann seine monumentale Ausgabe 
der Gesetze der Angelsachsen®) vorbereitet, zu er 1883 
namens der Savigny-Stiftung von der Münchener Akademie 
den Auftrag erhalten hatte. Der erste Band war 1903 fertig 
(die erste Lieferung erschien 1898), der zweite erschien 
1906, der dritte 1916. Angeregt war der Auftrag durch 
Heinrich Brunner, Konrad v. Maurer und J. W.v. Planck. 
In England waren die früheren Drucke durch Thorpes 
Ausgabe der Record-Kommission von 1840 erledigt worden, 
und in Deutschland hatte Reinhold Schmid, der in seiner 
zweiten Auflage’) auf Thorpes deutet, zugleich aber auf den 


1) Archiv für die neueren Sprachen Bd. 102 8. 268 ff. 

2) Mölanges d’ histoire offerts & Charles B6mont 1913 8. 21 fl. 

3) Archiv für die neueren Sprachen Bd. 110 S. 422ff. 

4) Archiv für die neueren Sprachen Bd. 111 S. 275ff. 

5) Hierher ist besonders die Beschreibung und Erörterung des 
Textus Roffensis, der Haupthandschrift (Notes of the Textus Roffensis, 
London 1898) zu rechnen, ferner: Eine anglonormannische Übersetzung 
von Articuli Wilhelmi etc. aus Zt. für rom. Philologie 1895 S. 37—84. 

%) Die Gesetze der Angelsachsen. Herausgegeben im Auftrage der 
Savigny-Stiftung von F. Liebermann, Halle a. S., Niemeyer I 1903, 
II 1906, III 1916. Besprechungen: v. Amira, S.Z. Germ. Abt. Bd. 34 
(1913) S. 450 ff. und Bd. 37 (1916) S. 519; Selbstanzeige des ersten Hefts 
daselbst Bd. 19 (1898) S. 174ff.; Rudolf His, Gött. gel. Anz. 1905 
S. 575ff. und 1918 S. 136ff.; Karl Lehmann, D.Lit.Z. 1917 S. 1343; 
C. Brinkmann, Hist.Z. Bd. 126 8. 331; Bernh. Fehr, Anglia 1918 
Beibl. N.1; F. W. Maitland in Quarterly Rev. 200 (1914) S. 139 ff, 
Vol. 200 Nr. 398 zusammen mit einer Reihe anderer Schriften L.s; 
Hazeltine, Law Quarterly Review, Oktober 1913 (S.-A.); Chr. Bemont, 
Revue Historique No. 166 S. 348f. 

N) Die Gesetze der Angelsachsen. In der Ursprache mit Über- 
setzung, Erläuterungen und einem antiquarischen Glossar 1858; die erste 
Auflage, der Thorpe erst nachfolgte, war von 1832. 
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früheren Drucken fußte, das englische Werk erheblich über- 
holt und namentlich auch durch sein wertvolles antiquari- 
sches Glossar die Erkenntnis gefördert, so daß Schmids 
Ausgabe auch für England inzwischen maßgeblich ge- 
worden war. Da aber Schmid die Handschriften nicht hatte 
einsehen können und Sprachwissenschaft, Rechtsgeschichte 
und Editionstechnik im Laufe der zweiten Hälftedes 19. Jahr- 
hunderts sehr große Fortschritte gemacht hatten, war, wie 
aus den Vorarbeiten Liebermanns ohne weiteres erhellt, 
eine Neuausgabe dringend nötig. Liebermann hat ca. 1% 
Handschriften herangezogen, während Thorpe 23 benutzte; 
er hat den Stoff gegenüber dem Schmidschen Verzeichnis um 
mehr als 30 Stücke vermehrt. Angesichts der starken Ab- 
weichungen der angelsächsischen Handschriften voneinander 
und der Schwierigkeit ihrer Datierung, sind gewöhnlich zwei 
oder auch drei ags. Handschriften synoptisch nebenein- 
ander gegeben; Liebermann hat mit Recht davon Ab- 
stand genommen, einen Urtext zu rekonstruieren, der schließ- 
lich doch nur ein Produkt der Phantasie gewesen wäre.!) 
Daran schließt sich ebenfalls synoptisch die von Lieber- 
mann herrührende deutsche, vielfach über Schmid hinaus- 
führende Übersetzung, ferner die alte lateinische Über- 
setzung des Quadripartitus bzw. der Consiliato Cnuti und 
der Instituta Cnuti oder sonstiger alter Versionen. Es 
sind die Gesetze der angelsächsischen Könige, juristische 
und kanonistische Privatarbeiten ihrer Zeit, Ordalien, Ex- 
kommunikationsformeln, Gesetze und Maßregeln Wilhelms]. 
und Heinrichs I. und endlich die anglo-lateinischen Rechts- 
bücher (Quadripartitus, Leges Henrici, Instituta und con- 
siliatio Cnuti, Pseudo-Cnut de foresta, Leges Edwardi Con- 
fessoris, Libertas Londiniensis) aufgenommen. Der zweite 
Band bringt ein eingehendes Wörterbuch (S. 1—253) und ein 
großes Rechts- und Sachglossar (S. 255-756), der dritte 
Band aber gibt auf 356 Seiten Einleitungen zu den ein- 
zelnen Stücken sowie Erklärungen in Kommentarform zu 
jeder einzelnen Stelle. 


!) Vgl. dazu die Bemerkungen in meinem Beitrag zur Textkritik 
des Lex Bajuwariorum in Papsttum und Kaisertum (Festschrift für 
P. Kehr) 1926 8. 1338. 


— XXXV — 


Das Werk ist eine der großartigsten Editionen, welche 
die Welt besitzt, mit allen Mitteln moderner Editions- 
technik gearbeitet, am fremden Stoffe geradezu den Triumph 
der Monumenta-Schule von Waitz darstellend, ein Stolz 
deutscher Wissenschaft. Die Forschung ist hier bis zu den 
letzten erreichbaren Wurzeln fortgeschritten, und es ist nicht 
nur der Bestand der ags. Königsgesetzgebung sicher aufge- 
wiesen, sondern es sind vor allem die Brücken zu den späteren 
Rechtsbüchern des Glanvilla, Bracton, Britton etc. ge- 
schlagen. Dies ist aber für die Ergründung des englischen 
Rechts und seines Zusammenhanges mit dem Recht der 
germanischen und romanischen Völker von ausschlag- 
gebender Bedeutung, ein Erfolg, der für die Rechtswissen- 
schaft aller kultivierten Länder Bedeutung hat, wenn anders 
die objektive Ergründung der historischen Gesamtzusammen- 
hänge europäischer Rechtsentwicklung überhaupt der Er- 
gründung wert ist. 

Liebermann hat sich nicht mit diesen Editions- 
arbeiten begnügt, sondern er hat auch gelegentlich die 
Kunst eigentlicher Darstellung und rechtshistorischer Aus- 
nutzung seiner Quellenforschung geübt. Begreiflich blieb 
ihm dafür nicht allzu viel Muße übrig. Aber schon in den 
einzelnen obengenannten Arbeiten und namentlich in den 
Glossen und dem Kommentar seiner Ausgabe finden sich 
gelegentlich eingestreut unendlich viele feine Beobachtun- 
gen. Mit Recht zwar hat v. Amira hervorgehoben, daß 
im Glossar die Vergleichung mit den anderen germanischen 
Rechten fehlt, und es ist überhaupt hier das ags. und nor- 
mannisch-englische Recht der Zeit mehr in seinen einzelnen 
Rechtssätzen konstatiert, als daß es vollständig juristisch 
verarbeitet wäre. Aber wenn man tiefer sieht, steht in den 
nüchternen Feststellungen, die aus ganz einzigartiger Kennt- 
nis des riesigen, schwer zu bemeisternden Stoffes und zu- 
gleich aus inniger Vertrautheit mit der Rechtssprache ge- 
schöpft sind, doch unendlich Vieles, das nur aus dem 
juristischen Gesamtzusammenhange entnommen werden 
konnte. Freilich die Entwicklungslinien sind nicht gezogen, 
und hier bleibt noch vieles zu tun — für eine Ausgabe aber 
war der Liebermannsche Standpunkt gerade der richtige, 
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da sonst natürlich ein frühes Veralten des Werkes zu be- 
fürchten war, während jetzt auf sehr lange Zeit die Edition 
ein sicherer Ausgangspunkt für die Forschung bleibt. 
Darüber hinaus aber hat Liebermann in einer Reihe von 
Arbeiten auch seine Fähigkeit zur rechtsgeschichtlichen 
Deduktion erwiesen. Ich erinnere hier nur an seine schöne 
Einleitung zum Statut der Londoner Friedensgilde aus 
den Melanges Fitting, an die Erörterung der rätselhaften 
Eideshufen der Angelsachsen in der Zeumer-Festschrift!), 
an die Beiträge?) über die Friedlosigkeit der Angelsachsen 
in der Brunner-Festschrift 1910, an seine interessante 
Arbeit: King Alfred and the Mosaic Law?), und vor allem 
an die wertvolle Schrift: The national assembly in the 
anglo-saxon period®), die er dem dritten internationalen 
Juristenkongreß zu London widmete. Wenn H. Brunner, 
der sie mit hoher Anerkennung besprach°), die von Lieber- 
mann vertretene Kontinuität zwischen dem ags. Witena 
gemot und dem späteren englischen Parlament nicht recht 
zugeben wollte, so ist trotz des unzweifelhaften Heraus- 
wachsens des Parlaments aus der normannischen curia 
ducis doch eine Beeinflussung dieser curia durch die alten 
Witena-Versammlungen nicht abzuleugnen, und nicht mit 
Unrecht wies Liebermann auf das Weiterbestehen der 
Mitgliedschaft der Bischöfe hin, ganz abgesehen von der 
anglo-normannischen Bezeichnung der barones als witan. 
Gewiß ist es nicht die ehemalige Volksversammlung selbst, 
sondern die aus der Vorberatung der principes heraus- 
gewachsene Versammlung der Angesehenen, aber ein Zu- 
sammenhang mit der alten germanischen Dingversammlung 
besteht hier gewiß. Die ganze Frage ist für die entwicklungs- 
geschichtliche Bedeutung des ags. Rechts charakteristisch. 


Gerade diese Arbeit zeigt, daß von Liebermann 
noch vieles Darstellende und manche eindringende Unter- 


!) Dazu E. Heymann, S.Z. Ger.n. Abt. Bd. 32 S. 420f. 

2) Dazu A. B. Schmidt, S.Z. Germ. Abt. Bd. 32 (1911) S. 437. 

®) In the Jewish Historical Society of England. Edinburgh 1%8 
(VI, 8. 21-31). *) Halle 1913. 

5) S.Z. Germ. Abt. Bd. 34 (1913) S. 454f.; Besprechung f-ıner ven 
C.Brink mann, V.Schr. für Sozial- u. Wirtschaftsgerchichte XI1 S. 241. 
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suchung als eine für ihn verhältnismäßig mühelosen Ernte 
zu erwarten gewesen wäre, wenn nicht der Krieg und seine 
Folgeerscheinungen und namentlich der jäheToddazwischen- 
getreten wäre. Wieviel zu erwarten gewesen wäre, zeigen 
auch die überaus zahlreichen rechtsgeschichtlichen Be- 
sprechungen und Miszellen Liebermannst), die er während 
seiner ganzen Schaffensperiode veröffentlichte, und die 
. nicht selten seine Darstellungskraft und sein scharfes Urteil 
in helles Licht setzten. 

Hält man sich an das Erwähnte — und das ist außer- 
ordentlich viel —, so tritt uns Liebermann vor allem als 
einer der größten Monumentisten der glänzenden Waitzschen 
Periode entgegen mit der eigentümlichen Richtung auf 
die englischen Rechtsquellen, die ja außerhalb der Monu- 
menta publiziert werden mußten. Historiker und Philologe, 
bohrt er sich in diesen einen großen Gegenstand ein und 
überwindet ihn mit rastlosem Fleiße und feinster Beobach- 
tungsgabe in sicherster technischer Schulung. Er beschränkt 
sich auf die angelsächsische und anglo-normannische Zeit, 
er beschränkt sich in der Hauptsache auf die Ergründung 
der Quellen, aber er gewinnt von da aus einen weiten Blick 
über die gesamte englische Kultur. Nicht gerade über das 
spätere Recht; dazu fehlt ihm doch wohl die spezifisch 
juristische Neigung und auch Ausbildung. Das hindert 
aber nicht, daß er den älteren Rechtszustand vollkommen 
übersah und vor allem auch kulturell zu würdigen verstand, 
und daß er ihn in kunstvoller Weise zur Benutzung vor dem 
Rechtshistoriker ausbreitete.e Die germanistische Rechts- 
wissenschaft muß ihm das dauernd in Verehrung danken. 
Daß er nicht die konstruktive Kraft eines Brunner besaß, 
wird ihm nur der vorwerfen, welcher die natürlichen Schran- 


1) Besonders wichtig sind seine viele hundert Seiten umfassen- 
den Literaturberichte in der deutschen Zeitschrift für Geschichtewissen- 
schaft; ferner zahlreiche Besprechungen in der Historischen Zeitschrift 
(z. B. über Maitland, Collected Papers; A. L. Smith über Maitland; 
Stubbs, Leciures on early english history; Omar, England before the 
norman conquest; G. B. Adams, Origin of english Constitution; Wallace, 
Edmund ofCanterbury etc.); ebenso für die DeutscheLiteraturzeitung. In 
unserer Zeitschrift befinden sich Miszellen außer den schon erwähnten 
Arbeiten in Bd. 19 (1898) S. 140 und Bd. 41 (1920) S. 382. 
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ken menschlicher Fähigkeit auch der Höchstbegabten und 
Höchstangespannten nicht begreifen kann oder will. 

Dabei ist das, was er gibt, in edelster Form gegeben. 
Liebermann schrieb Deutsch in einer Sprache, die man 
nicht zu Unrecht mit der Jakob Grimms verglichen hat; 
in klarer, anspruchsloser und tiefer Gegenständlichkeit 
gleiten die Sätze dahin; und derselbe Mann schrieb ein 
ebenso schönes Englisch. Beide Sprachen waren ihm offen- 
bar historisch und im Leben zu einer Einheit geworden. 
Menschlich berührt es besonders wohltuend, wie dankbar 
und vornehm Liebermann seiner geistigen Vorgänger 
gedenkt, auch wo er sie in Einzelerkenntnissen mit der 
Zeit natürlich überholt. Nicht nur seiner Lehrer Waitz 
und Pauli, an denen er sich emporrankte, gedachte er stets 
dankbar, nicht nur Stubbs und Maitland, auf deutscher 
Seite Brunner, Maurer, Amira wurden immer wieder in 
Verehrung erwähnt, sondern vor allem ließ er keine Gelegen- 
heit vorübergehen, seinen Vorgänger in der Gesetzes- 
Edition, Reinhold Schmid, in den herzlichsten Worten an- 
zuerkennen und dessen große Verdienste zu preisen. Die 
vollkommene Ausgeglichenheit endlich der Arbeiten Lieber- 
manns erklärt sich gewiß zum guten Teil aus den glück- 
lichen Umständen, unter denen er den größten Teil seines 
Lebens über gearbeitet hat, vor Zersplitterung geschützt, 
nicht einmal zur Zusammenfassung größerer Stoffmassen 
durch eine Lehrtätigkeit genötigt, ohne lästige Amts- 
verwaltungsgeschäfte; so konnte er auf eines allein sich 
konzentrieren. Aber wie mancher hätte gerade in so günsti- 
ger Lage den Antrieb zu so langwieriger und ermüdender, 
oft auch sehr untergeordnete Einzelheiten betreffender 
Arbeit verloren. Ein großer verstorbener Monumentaführer 
war der Meinung, ein rechter Monumentist müsse hungern, 
sonst brächte er es nicht weit — Liebermann hat diese 
Theorie widerlegt. Daß er immer bei der Stange blieb, 
ist neben der Begeisterung für seine Sache einem tiefen 
Pflichtgefühl entsprungen. Der Anreiz zu anderen ÄAr- 
heiten hat bei einem so vielseitig interessierten Mann ge- 
wiß nicht gefehlt. 

Es liegt nahe, ihn mit seinen Bruder, Max Liebermann, 
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zu vergleichen. Auch dessen Werk zeigt die lichte, ins 
einzelne dringende Klarheit, die sich zum Ganzen harmonisch 
zusammenschließt; auch dessen Werk zeigt die hohe Geistes- 
kultur und die seltene Ausgeglichenheit. Aber mir scheint 
fast, als wenn die Kühle, welche nicht selten aus den Bildern 
des genialen Malers herüberweht, Felix Liebermann 
nicht in gleichem Maße geeignet hätte. Oder empfindet 
man beim Fachgenossen den Herzschlag leichter als beim 
Werke des Künstlers — namentlich, wenn man das Wesen 
des Menschen nur aus dem Werke zu bestimmen sucht ? 
Jedenfalls glaube ich, daß — wenn man Inkommensurables 
überhaupt vergleichen darf — Felix Liebermann auf 
seinem, der breiten Menge völlig entzogenen Gebiete eine 
ebenso bedeutende Erscheinung ist wie sein Bruder in der 
Kunst!); und man darf hinzufügen, daß auch er sich durch 
sein Werk in seiner Weise als großer Künstler erwiesen hat. 

Felix Liebermann war auch in England hoch an- 
gesehen. Maitland schrieb 1903 über ihn, daß er sich das 
englische Recht erobert habe und fuhr mit teils scherz- 
hafter, teils bewundernder Bitterkeit fort: in these days 
of international science we must be invaders on invaded, 
and if we will not dump, we must not complain of dumping; 
no tariff can protect us. In der schönen Widmung des 
dritten Bandes an Brunner und Maitland am 20. Juli 1916 
drückte Liebermann die Hoffnung aus, es möchten ‚nach 
dem Frieden die heutigen Feinde — d. i. Deutschland und 
Eingland — lernen, einander zu achten, und wie einst ein- 
ander helfen zu der Menschheit hohen Zielen“. Ich habe 
fast den Eindruck, daß — entgegen einer die Wissenschafts- 
träger fast der ganzen Welt gegen die deutsche Wissenschaft 
lächerlich hetzenden Politik übler Schreier — dieser Wunsch 
Liebermanns, dem England die klassische Ausgabe seiner 
alten Gesetze verdankt, gerade bei seinem Tode in England 
unter den Besten gehört und allmählich befolgt zu werden 


beginnt. Ernst Heymann. 


1) So urteilt auch Edward Schröder, Forschungen und Fort- 
schritte 1. Jahrg. 1925 S. 22. 


I. 


Die Entstehung der Lex Frisionum. 


Von . 


Herrn Hugo Jaekel } 


in Breslau). 


Einleitung. 

Die vor geraumer Zeit lautgewordene Meinung, daß 
die Lex Frisionum eine offizielle Rechtsaufzeichnung von 
vollkommen einheitlichem Charakter, und zwar ein Rechts- 
protokoll sei, das man im Jahre 802 auf dem Reichstage 


1) Außer der in dieser Zeitschrift XLIII Germ. Abt. 1922 S. 103 bis 
216 abgedruckten Abhandlung „Die leichten Goldschillinge der mero- 
vingischen Zeit und das Alter der Lex Salica“, hinterließ Hugo Jaekel 
‚noch drei größere Manuskripte: l. ein aus früherer Zeit stammendes „Die 
‘Freiheit der Friesen, ihr Ursprung, ihr Wesen und ihre Geschichte bis zunı 
12. Jahrhundert‘‘ und 2. ein umfangreiches neueres: „Das altfriesische 
Geldwesen und die Wergeldordnungen der friesischen Rechtsquellen‘“. 
Beide Manuskripte, an deren Veröffentlichung nicht gedacht werden 
konnte, erwarb auf meine Veranlassung die Preußische Staatsbibliothek 
in Berlin, an die auch einige kleinere Fragmente „Archidiakon und Offizial 
im münsterschen Friesland‘, „Zur Totschlagsühne nach altfriesischen 
Recht‘, „Hunsegauer Bußen und Wergelder“ u. a. übergeben worden 
sind; sie können in ihrer leicht leserlichen Schrift daselbst, Hand- 
schriftenabteilung Germ. 4° 1732, 1757, von Interessenten jederzeit ein- 
gesehen und benutzt werden. 3. die als letztes nachgelassenes Werk des 
fleißigen und kenntnisreichen Verfassers im Nachstehenden gedruckte 
Untersuchung über die Entstehung der Lex Frisionum. Jaekel hat sie 
nicht mehr zum Abschluß gebracht. Erst wollte er die anderen über die 
leichten Goldschillinge und über das altfriesische Geldwesen vollenden 
und dann ihre Ergebnisse für die Beantwortung der Frage nach der Ent- 
stehung der Lex Frisionum verwenden, auf die es ihm vornehmlich an- 
kam. So erklärt es sich, daß die Untersuchung nicht die geplante letzte 
Fassung erhielt und in ihr die neueste Literatur, auch soweit Jackel sie 
noch kennengelernt hat, nicht berücksichtigt ist. Dessen ungeachtet 
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zu Aachen aufgenommen habe!), steht mit dem Inhalte 
und der Ausdrucksweise dieses Rechtsbuches in so schreien- 
dem Widerspruch, daß jede besondere Widerlegung über- 
flüssig ist. Die herrschende Ansicht, daß in die Lex ‚‚Rechts- 
quellen verschiedener Entstehungsart und verschiedener 
Entstehungszeit‘‘ aufgenommen worden sind, stützt sich 
auf so gute Gründe, daß sich an ihr nicht rütteln läßt. 
Je schärfer die Kritik die einzelnen Bestandteile des Rechts- 
buches gegeneinander abgrenzen wird, desto deutlicher wird 
sich herausstellen, daß die ältesten unter diesen Bestand- 
teilen noch in die Zeit des ungebrochenen Heidentums hinauf- 
reichen, die jüngsten dagegen erst nach der Mitte des 9. Jahr- 
hunderts abgefaßt worden sind; und ebenso deutlich wird 
sich zeigen, daß diese Bestandteile hinsichtlich ihrer Ent- 


dürften auch sachliche Rücksichten für die Drucklegung sprechen. Ich 
trug deshalb kein Bedenken, sie herbeizuführen, zumal Herr Kollege 
Walther Schönfeld in Greifswald die Freundlichkeit hatte, auch 
seinerseits das Manuskript einer Durchsicht zu unterziehen und mit den 
nötigsten Zusätzen zu versehen. U. Stutz. 


Herr Prof. Dr. Schönfeld bemerkt dazu: ‚Da es sich um ein druck- 
feıtiges Manuskıipt handelte, dem nur die letzte Hand feblte, habe ich 
mich darauf beschränkt, Text und Anmerkungen durchzusehen, Wieder- 
holungen und Weitschweifigkeiten zu beseitigen, da und dort den Aus- 
druck zu glätten und einige Fußnoten hinzuzufügen. Sachliche Änderun- 
gen und Zusätze zu machen, habe ich mir versagt, auch dort, wo ich 
den im Gewande sicherer Tatsächlichkeit aufgestellten phantasievollen 
Hypothesen des Verfassers nicht zu folgen vermochte, wie ich überhaupt 
in dieser Hinsicht keinerlei Verantwortung übernehme.‘ 

Walther Schönfeld. 


!) Ph. Heck, Die Gemeinfreien der karolingischen Volksrechte, 
1900, S. 225 ff., Ständeproblem, Wergelder und Münzrechnung der Karo- 
lingerzeit (in der Vieıteljahrschrift für Social- und Wirtschaftsgesch. II) 
S. 376, der (Gemeinfreie S. 235) ausdrücklich seine Beurteilung der Lex 
Frisionun für eine Konsequenz der von ihm vertretenen Auffassung 
der Münzen und Bußen erklärte. Wenn diese Auffassung zu so ungeheuer- 
lichen Konsequenzen führt, so bedaıf es freilich keines weiteren indirekten 
Beweises, daß sie grundfalsch ist. [Heck hat einen Verteidiger gefunden 
an 8. Rietschel, Das Volksrecht der Friesen, Festsch:ift für Otto Gierke, 
1911, S. 233 ff. Diesem stimmt zu K. Zeumer, Neues Archiv der Gesell- 
schaft für ältere deutsche Geschichtskunde, XXXVIIJ, S. 344. Der Ver- 
fasser ist auf diese neue Begründung, obwohl er sie ausweislich eines 
Zettels im Manuskript gekannt hat, nicht mehr eingegangen. W. S.]. 
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stehungsart in mindestens sechs Gruppen zu ordnen sind, 
nämlich in (1) königliche und (2) volksrechtliche Satzungen, 
(3) Weistümer, (4) Privatarbeiten, (5) materielle Ergän- 
zungen und Erweiterungen, (6) erläuternde Zusätze (Glossen, 
Rubriken, Titel- und Paragraphenzählung). 

In meinem Aufsatze “Zum Heroldschen Texte der Lex 
Frisionum’?!) habe ich die Ansicht zu begründen versucht, 
daß Herold den Text zu seiner Ausgabe des friesischen 
Rechtsbuches einem jetzt verlorenen Corveyer Codex oder 
einer Abschrift, die von diesem Codex in Fulda angefertigt 
wurde, entnommen habe. Dort ergab sich ferner, daß das 
Rechtsbuch erst von dem Schreiber, der es mit dem sächsi- 
schen und dem thüringischen zu einem Codex vereinigte, 
in eine ‘Lex’ und eine ‘Additio sapientum’ zerlegt und dann 
jeder dieser beiden Teile für sich in Titel und Paragraphen 
gegliedert worden ist. Dagegen ließ sich darin, daß in der 
Editio princeps etwa 20 Stellen, die eine hydrographische 
Umschreibung eines der drei friesischen Rechtsgebiete ent- 
halten, mit kleineren, kursiven Lettern und eingezogenen 
Zeilen gedruckt sind, nur eine Veranstaltung Herolds er- 
kennen. Er hob diese Sätze hervor, um sich bei der ge- 
planten wissenschaftlichen Bearbeitung der Lex leichter 
zurechtzufinden. Bei der genaueren Untersuchung der kur- 
siven Stellen des Heroldschen Druckes kamen wir vier 
Männern auf die Spur, welche nacheinander an der Her- 
stellung eines friesischen Rechtsbuches gearbeitet haben. 
Von diesen war der älteste, der die Weistümer des mittel- 
friesischen Asega Saxmund lateinisch redigierte und wich- 
tigere Stücke des christianisierten mittelfriesischen Beweis- 
verfahrens zusammenstellte, in den ersten Jahren Karls 
des Großen in Mittelfriesland tätig. Dieser ‘Saxmundische 
Redaktor’ gelangte bei dem Versuche, ein friesisches Rechts- 
buch auszuarbeiten, nicht über den Anfang hinaus. Weiter 
kam damit der nächstälteste unter jenen vier Männern, 
der die Wlemarschen Weistümer lateinisch redigierte und 
die meisten Stücke des Rechtsbuches abgefaßt oder über- 
arbeitet oder durch Nachträge erweitert hat, weshalb ich 


1) Neues Archiv XXXII, $. 263ff. 


4 Hugo Jaekel, 


ihn als den “Hauptredaktor’ der Lex bezeichnen zu müssen 
glaubte. Er war in den Jahren 775—780 in Mittel- und 
Ostfriesland tätig. Sein Werk wurde im Oktober 802 zu 
Aachen von einem der dort versammelten “legislatores’ mit 
Glossen versehen. Mehrere Jahrzehnte nach diesem ‘Aache- 
ner Kommentator’ hat dann ein in Westfriesland tätiger 
Mann, der “westfriesische Interpolator’, den I. Titel des 
Rechtsbuches durch ein paar Einschiebsel erweitert. Es 
stellte sich ferner heraus, daß der alte Grundtext der Lex 
und Additio auf Mittelfriesland zu beziehen ist und in ihm 
zwei Hauptbestandteile, ein strafrechtlicher und ein beweis- 
rechtlicher, zu unterscheiden sind, endlich daß in den meisten 
Teilen des Rechtsbuches bereits christlicher Geist weht, an 
das Heidentum nur noch wenige Sätze erinnern. 


$1. Das ‘edictum regis’ in Lex Fris. VII 2. 


Die nachstehende Untersuchung hat es sich zur Auf- 
gabe gesetzt, über das ‘edictum regis’, von welchem eine 
Randbemerkung zu Lex Fris. tit. VII ‘de brand’ spricht, 
Klarheit zu gewinnen und anderen Spuren königlicher 
Satzung in der Lex nachzugehen. Die rechtsgeschichtliche 
Forschung hat sich mit jenem Edictum regis wiederholt 
beschäftigt, aber noch nicht sicher festzustellen verniocht. 
wann und von wem es erlassen worden ist, und welche 
Stücke des Rechtsbuches aus ihm geflossen sind. 

Nach Inhalt und Ausdrucksweise zerfällt Lex VII ‘de 
brand’ in mehrere Teile. Den Kern des Titels bildet $ I 
und der erste Satz von $ 2 ‘Si quis domum alterius in- 
cenderit, ipsam domum et quiequid in ea concrematun 
est, in duplo componat. Si autem dominum domus flammis 
ex ipsa domo egredi compulit et egressum occidit, componat 
eum novies.” Der Hauptredaktor hat erweiternd hinzu- 
gefügt: “cuiuscunque fuerit conditionis, sive nobilis sive 
liber sive litus sit’.!) Auf diese Worte folgt im Heroldschen 


1) Daß diese Worte nicht in dem Edikte gestanden haben könren. 
sondern zu der aus ihm herübergenommenen Bestimmung erst nach- 
träglich hinzugesetzt worden sind, läßt die Sprache des Tit. XVII er- 
kennen, der auf Satzungen der fränkischen Staatsgewalt zurückgeht. 
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Texte die alte Randbemerkung: “Haec constitutio ex edicto 
regis processit’, dann in kursivem Druck die Bemerkung 
des Hauptredaktors: "Trans Laubaci in fredam novies com- 
ponit weregildum suum.’ 


Die letztere Bemerkung befremdet in so fern, als der 
Titel das in den anderen Teilen Frieslands zu zahlende 
Friedensgeld gar nicht erwähnt. Man kann nur annehmen, 
daß bei der Verschmelzung der Randbemerkungen mit dem 
Texte von dem alten Wortlaute des Paragraphen ein Satz, 
der für Mittel- und Westfriesland die Zahlung eines Friedens- 
geldes von 9x 30 Schillingen anordnete, verloren gegangen 
ist. Er schloß sich einst unmittelbar an die Bestimmung 
über die neunfache Bezahlung des Erschlagenen an, und 
auf ihn bezog sich der Zusatz des Hauptredaktors: “cuius- 
cunque fuerit conditionis, sive nobilis sive liber sive litus 
sit.” Durch diese Worte sollte darauf hingewiesen werden, 
daß die 30 sol. ein festes, für alle Stände gleichmäßig gelten- 
des Friedensgeld seien, und dies wurde dadurch noch mehr 
hervorgehoben, daß der Hauptredaktor schließlich auch auf 
das bewegliche ostfriesische Friedensgeld hinwies: “Trans 
Laubaci in fredam novies componit weregildum suum.’ Die 
Randbemerkung ‘Haec constitutio ex edicto regis processit’ 
hatte auf die Verneunfachung des Friedensgeldes nicht 
minder Bezug wie auf die Verneunfachung der Privatbuße. 


Die herrschende Meinung geht dahin, daß die Verneun- 
fachung des Friedensgeldes ebenso wie die Normierung der 
Buße auf das neunfache Wergeldsimplum!) des Getöteten 
durch das “edietum regis’, von welchem die Randbemerkung 
zu Tit. VII spricht, in Friesland erst eingeführt worden sei, 


Daß aber die Worte von dem Hauptredaktor herrühren, darf man daraus 
schließen, daß sich in dem von ihm verfaßten zweiten Teile des Tit. I 
ganz gleiche Wendungen (‘cuiuscunque conditionis fuerit’ und aive 
nobilis sive liber sivo litus sive etiam servus’) finden. Vgl. auch im 
Neuen Archiv XXXII, S. 296. 


I) Mit ‘novies componere’ ist die Zahlung des neunfachen Schaden- 
ersatzes gemeint. Der Verbrecher sollte neunmal die einfache Wert- 
taxe ('pretium sanguinis’ oder ‘vitae’), also die simpla compositio oder 
den weregildus des Getöteten als Buße entrichten. Vgl. in dieser Zeitschr. 
XXVIII, 124. 
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und daß man daher auch Tit. XVII 1, 2, 3 und Tit. XX 1, 2, 
wo ebenfalls das neunfache Wergeldsimplum und das neun- 
fache Friedensgeld begegnen, auf dieses Edikt zurückzu- 
führen habe. Die Beobachtung aber, daß sich Tit. XVII, 
2, 3, 5 mit Lex Alam. 25, 28, 29, 37, Tit. XVIII mit Lex 
Alam. 38, Tit. XIX 2 mit Lex Alam. 40, Tit. XX mit Lex 
Alam. 48 und Lex Rib. 15, endlich Tit. XXI mit Lex Rib. 16 
und Lex Baiuw. XVI 5 im sprachlichen Ausdruck berühren, 
brachte die Forscher auf den Gedanken, daß die Bestim- 
mungen, welche Lex XVII—XXI ausmachen, eng zu- 
sammengehören und in ihrer Gesamtheit jenem königlichen 
Edikte entnommen sein müßten, und daß Tit. VII 2 von 
Hause aus unter die Bestimmungen des Tit. XVII gehört 
habe. Aber daß diese ganze Partie aus einem königlichen 
Edikte geflossen sei, haben wir bereits früher für unmöglich 
erklären müssen.!) 

Daß gerade mit Tit. XVII ein neuer Abschnitt der 
Lex beginne, der auf das ‘edictum regis’ zurückgehe, glaubte 
man besonders daraus schließen zu müssen, daß dieser Teil 
im Heroldschen Texte die Überschrift “Hic bannus est’ 
trägt. In dieser Überschrift, meinte Richthofen?), der 
Tit. XVII um das Jahr 785 setzte, bedeute “bannus’ ein 
“edictum regis speciale'. Durch diesen Spezialerlaß hätte, 
wie er mit Wilda®) annimmt, Karl der Große alle jene 
Verneunfachungen des Wergeldes und des Friedensgeldes, 
wie siein der Lex VII2, XVII1,2,3, XX 1,2und Add. Il, 2 
vorliegen, in Friesland eingeführt. Nach Brunner gehen 
die Titel VII und XVII bis XX auf königliche Satzung zu- 
rück ?), und zwar scheint ihm die Verneunfachung des Wer- 
geldsimplums, die der mit “Hice bannus est’ überschriebene 
Tit. XVII auf die Tötung ‘in curte ducis’ und auf die 
Tötung des herzoglichen Missus setze, auf eine in den Jahren 
743—751 entstandene Satzung hinzuweisen. Auch Pa- 


!) Im Neuen Archiv XXXU, 245. 
*) Vgl. seine erste Anmerkung zu Tit. XVII. 
®) Strafrecht der Germanen, 1842, S. 485. 


*) Deutsche Rechtsgeschichte I®, 1906, 479. In der 1. Auflage 
S. 343 führte er auch Tit. XXI auf königliche Satzung zurück. 
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tettat) läßt mit Tit. XVII einen neuen Abschnitt der Lex 
mit der Überschrift “Hic bannus est’ beginnen; das Edikt, 
worauf der Titel beruhe, setzt er mit Richthofen um das 
Jahr 785. Dagegen scheint v. Amira dieses Edikt in die 
Jahre 734—751 zu setzen?), wie man aus seinen Worten 
“Verschiedene Gesetze, welche (734—751) den Friesen ge- 
geben wurden, sind nicht im Grundtexte, sondern nur als 
Kern der Lex Frisionum auf uns gekommen’ und “Unter 
22 Titel sind in der Lex Frisionum mindestens drei ver- 
schiedene fränkische Strafgesetze des 8. Jahrhunderts für 
Friesland verteilt” wohl schließen muß. Für Heck sind 
“edictum’ und “bannus’ ‘die beiden Bezeichnungen, unter 
denen die Anordnung des (von ihm erfundenen) friesisch- 
sächsischen, Sonderfriedens’ in den Quellen begegne.?) 
Von diesen Ansichten scheint mir keine stichhaltig zu 
sein. Wenn die angeführten Forscher mit Tit. XVII einen 
neuen, auf einem königlichen Edikt beruhenden Abschnitt 
der Lex beginnen lassen, so übersehen oder unterschätzen 
sie drei Schwierigkeiten, die sich nicht beseitigen lassen. 
Das erste Bedenken erregt Tit. XVI “De homicidio ad 
partem dominicam pro freda XXX solidi componuntur, 
qui solidus tribus denariis constat’. Wohin soll denn dieser 
kleine, im Heroldschen Texte ‘Inter Laubaci et Sincfalam 
de fredo’ überschriebene Titel gezogen werden? Vor ihm 
steht ein langes, vom Hauptredaktor herrührendes, auf 
Ostfriesland bezügliches Stück, an das man ihn, der das 
west- und mittelfriesische Recht betrifft, nicht anschließen 
kann. Schon deswegen müßte man für ihn Anschluß an 
den folgenden Abschnitt der Lex (Tit. XVII ff.) suchen. 
Patetta vermag an dieser Schwierigkeit so wenig vorbei- 
zukommen, daß er den Titel XVI kurzweg für eine Glosse 


!) La Lex Frisionum, 1892, S.38: „Col tit. XVII si pud dire in- 
cominci una nuova parte della legge, parte redatta colla scorta di altre 
leggi germaniche.“ 

*) In Pauls Gruudriß der germanischen Philologie V? 1913, S. 26 
und 32. 


?) Die Gemeinfreien der karolingischen Volksrechte S. 219. Wegen 
des angeblichen friesisch-sächsischen Sonderfriedens vgl. meine ausführ- 
lichen Bemerkungen in dieser Zeitschr. XXVILI, S. 130f. 
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oder jüngere Zutat erklärt und ihn aus der Zahl der alten 
Bestandteile der Lex streicht.!) Diesem Gewaltstreich fehlt 
aber jede Berechtigung. Der Titel I ‘de homicidiis’, so 
argumentiert Patetta, lasse eine Bestimmung über das 
Friedensgeld vermissen, welches im Falle einer Tötung an 
den König zu zahlen gewesen sei. Um diese Lücke auszu- 
füllen, habe man später den Titel XVI hinzugefügt. Dieser 
Titel sei, und dafür sprächen auch die Überschrift (Inter 
Laubaci et Sincfalam de fredo) und die berichtende Form 
(componuntur)?), eine später eingefügte Ergänzung zu Tit. 1. 
In der Tat sind zu der Lex, wie wir gesehen haben, in späterer 
Zeit mehrfach ergänzende Zusätze in berichtender Form 
gemacht worden. In so weit wäre Patettas Erklärungs- 
versuch ganz annehmbar. Aber von jenen berichtenden 
Zusätzen steht doch jeder unmittelbar neben oder hinter 
dem Titel, zu welchem er gehört! Die vermeintliche Er- 
gänzung zu Titel I steht aber zwischen den Titeln XV und 
XVII; sie befand sich also viele Seiten hinter dem Teil 
der Lex, welchen sie angeblich ergänzen soll! Welchen ver- 
nünftigen Grund könnte dies haben? Patettas Ansicht 
scheitert aber auch an der in die Augen springenden engen 
Zusammengehörigkeit der Titel XVI und XVII 1, 2, 3. 
Nach Titel XVI werden 30 Schillinge “pro freda ad partem 
dominicam’ gezahlt. Hier heißt es nicht, wie sonst in den 
älteren und jüngeren Teilen der Lex, wo es sich um das 
an den König zu entrichtende Friedensgeld handelt, ‘ad 
partem regis’, sondern “ad partem dominicam’. Diese 
Wendung aber hat Titel XVI mit Titel XVII 1, 2, 3 ge- 
mein; und es sind diese vier unmittelbar aufeinanderfolgen- 
den Sätze die einzigen Stellen in der ganzen Aufzeichnung, 
an denen dieser Ausdruck begegnet.?) Die vier Sätze dürfen 


1) A.a.O. S.38 und 58. 

?) [Dabei ist zu beachten, daß man im Mittelalter häufig offenes 
a als u gelesen hat. W. Sch.] 

®) In der Wendung “ad partem dominicam’ braucht man nicht eine 
Eigentümlichkeit des Edikts, welches in die mittel- und westfriesische 
Friedensgeldordnung eingriff, zu sehen. Der auf dasselbe Edikt zuück- 
gehende Tit. I der Additio läßt das Friedensgeld "ad partem regis’ fallen! 
Auch die Stellen der Lex Alam., welche die Diction des Tit. XVII 1-3 
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also in keinem Falle auseinandergerissen werden, d. h. der 
Abschnitt der Lex, welcher die neue, durch königliche 
Satzung für West- und Mittelfriesland eingeführte Friedens- 
geldordnung darlegen will, beginnt nicht mit Titel XVII, 
sondern mit dem ‘de fredo’ überschriebenen Titel XVI.!) 

Ein zweites Bedenken gegen die Ansicht, daß Titel XVI 
nicht zu dem auf das Edictum regis zurückgehenden Ab- 
schnitte der Lex gehöre, wird rege, wenn man sich den 
Inhalt der Titel XVI und XVII 1—3 genauer ansieht. 
In Titel XVII 1—3 wird bestimmt, daß in gewissen Fällen 
‘ad partem dominicam’ neunmal das Friedensgeld zu zahlen 
sei, aber es fehlt jede Andeutung, wieviel dieses Friedens- 
geld betrage, und die Höhe dieses Friedensgeldes würde 
eine unbekannte Größe bleiben, wenn nicht Titel XVI da 
wäre, dessen Inhalt eben in der Angabe besteht, daß der 
einfache Totschlagsfredus 30 Solidi zu je 3 Denaren betrage. 
Dieser Titel ist also für das Verständnis von Titel XVII 1—3 
unentbehrlich, und hätte man in den Worten ‘Hic bannus 
est” wirklich, wie man meint, eine alte Überschrift des auf 
ein königliches Dekret zurückgehenden Abschnittes zu sehen, 


beeinflußt haben, kennen die Wendung ‘ad partem dominicam’ nicht. 
Diese Wendung dürfte den Friedensangaben entstammen, an deren Stelle 
die Titel XVI und XVII 1—3 getreten sind. In diesen Bemerkungen über 
ılen Frieden wird bereits der Ausdruck ‘de homicidio ad partem domini- 
cam . „ . pro freda componuntur’ gebraucht gewesen sein. Dabei werden 
die Worte ‘ad partem dominicam’ dasselbe wie ad partem domini (oder 
dominorum) besagt haben. Aber an den Ausdruck ‘ad partem dominicam’ 
erinnert auch die Wendung ‘t6 hörna hand’ der späteren friesischen 
Rechtsquellen. Nach diesen fiel von dem Friedensgelde die Hälfte an 
die liuda, die andere Hälfte t6 herna hand. Mit diesen Herren waren Graf 
und Schulz gemeint. Die liuda haben wohl schon vor Karls d. Gr. Zeit 
cin Friedensgeld erhalten; dies war uraltes gemeinfriesisches Recht. Aber 
im den Sätzen, an deren Stelle Lex XVI und XVII 1—3 traten, mochte 
nur angegeben sein, wieviel als Friedensgeld ‘ad parteım dominicam’, 
d.h. an den Landesfürsten und seine Leute, zu fallen hatte. 


!) Daß Tit. XVI inhaltlich nicht zu den ältesten Bestandteilen des 
friesischen Rechtsbuches gehört, ist Richthofen (M.G.LIL. 1II 65. 70 
Anm. 25) ohne weiteres zuzugeben. Dagegen irrt er, wenn er glaubt, 
daß die Mittelfriesen nur Solidi zu drei Denaren gekannt hätten; sie 
rechneten auch nach Solidi konstantinischen Gewichts, die vier friesi- 
sche Denargewichte wogen. 
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so müßte sie über Titel XVI, nicht über Titel XVII stehen. 
Mit dieser vermeintlichen Überschrift ist es freilich nichts. 
Sie ist es, die das dritte und schwerste Bedenken gegen 
den Versuch erregt, die Titel XVI und XVII auseinander- 
zureißen. 


Schon wegen des Wortes ‘bannus’ hätte man es sich 
sehr überlegen sollen, ob man in dem Sätzchen ‘hic bannus 
est’ eine alte Überschrift sehen dürfe. Dieses Wort be- 
gegnet sonst nirgends in der Lex Frisionum. In den nächst- 
jüngeren friesischen Rechtsquellen bezeichnet es regelmäßig 
die für Übertretung des königlichen Befehls an den könig- 
lichen Beamten zu zahlende Strafsumme. In noch jüngeren 
friesischen Rechtsquellen bedeutet es — abgesehen vom 
kirchlichen Bann — auch das Gebot, daß der König oder 
sein Beamter ergehen läßt, ferner, wenn auch seltener, die 
Banngewalt, endlich an einigen wenigen Stellen den Amts- 
sprengel des königlichen Schulzen.!) Daß das Wort in der 
älteren Zeit entweder den Befehl, das Gebot des Königs 
oder die für Übertretung des königlichen Befehls zu zahlende 
Strafsumme, die ‘Bannbuße’, bedeutete, ist allgemein be- 
kannt; daß aber gerade nur die in Titel XVII enthaltenen 
Bestimmungen auf dem Banne, also auf einem königlichen 
Befehle, beruht haben sollten, wird wohl niemand, der sich 
den Inhalt der Lex genauer angesehen und eine Vorstellung 
von den damaligen Zuständen Mittelfrieslands gewonnen 
hat, behaupten wollen. Hier aber “bannus’ als königlichen 
Spezialerlaß (edictum) zu fassen, hieße in das Wort mehr 
hineinlegen, als wir nach unseren Quellen hineinzulegen 
berechtigt sind. Das Wort kann eben hier weder einen 
königlichen Spezialerlaß noch überhaupt einen königlichen 
Befehl bedeuten, sondern nur in dem Sinne gebraucht sein, 
in welchem es die friesischen Küren und Landrechte ver- 
wenden, nämlich in der Bedeutung “Bannbuße’. Die Worte 
“Hic bannus est’ besagen nichts anderes als: “Dies ist die 
Bannbuße’, d. h. die auf den Bruch des königlichen Banns 
gesetzte Buße. 


I) v. Richthofen, Altfries. Wörterb. S. 659£. 
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Daß die Worte ‘Hic bannus est’ von Hause aus nicht 
die Überschrift eines Titels der Lex Frisionum gebildet haben 
können, geht daraus klar hervor, daß sonst sämtliche Titel- 
überschriften der Lex, mögen sie nun deutsch oder latei- 
nisch sein, ohne Ausnahme aus einem Substantivum bzw. 
einer substantivischen Wendung mit ‘de’ oder, was seltener 
ist, aus einem einzigen Substantivum im Nominativ be- 
stehen. Patetta möchte freilich am liebsten, um dieses 
‘hic bannus est’ als alte Überschrift zu retten, alle jene 
substantivisch gebildeten Überschriften als junge Zutaten 
streichen und behauptet daher!), diese Überschriften seien 
erst von Herold hinzugefügt worden. Aber er ist den 
Beweis für diese Behauptung schuldig geblieben. Herold 
war viel zu sehr auf eine genaue Wiedergabe seiner Vor- 
lage bedacht, als daß ihm die Hinzufügung der Titelüber- 
schriften zugetraut werden könnte. Auch sahen wir schon 
früher?), daß Herold in seiner Vorlage die Titel- und Para- 
graphenzählung bereits vorgefunden haben muß. Die Titel- 
zählung war aber einst in der Weise entstanden, daß man 
überall, wo man eine Überschrift vor sich zu haben wähnte, 
einen neuen Titel zählte.e Die Titelüberschriften können 
also in keinem Falle von Herold angebracht worden sein. 


Wenn aber die Worte “Hic bannus est” von Hause aus 
keine Überschrift waren und sich überhaupt nicht auf das 
Folgende bezogen haben können, so müssen sie einen Zu- 
satz zu dem voraufgehenden Titel XVI gebildet haben. 


1) Patetta a.a.O. S.15 erklärt die Einteilung in Titel und Para- 
graphen, wie sie die Heroldsche Ausgabe gibt, für a priori verdächtig, 
und man wird allerdings diese Einteilung nicht ohne Vorbehalt hinnehmen 
dürfen. Herold habe die Einteilung in Titel und Paragraphen und folg- 
lich(!) auch die Überschriften der langobardischen Leges sowie die 
der Lex Saxonum und der Lex Anglo-Verina erfunden, die in seiner hand- 
schriftlichen Vorlage der Lex Frisionum unmittelbar vorangegangen 
wären. Allein jenes ‘folglich’ ist nicht zwingend. Es kann jemand eine 
Titel- und Paragraphenzählung anbringen, ohne die Überschriften der 
Titelerfunden zu haben. Patetta ist schließlich selbst zu der Erkenntnis 
gelangt, daß mehrere Titelrubriken des friesischen Rechtsbuches in keinem 
Falle von Herold erfunden sein können! 


2) Im Neuen Archiv XXXII, 277f. 
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Die Form des Satzes ist aber die der orientierenden Rand- 
bemerkungen des Aachener Kommentators, denn dieser 
pflegte seine Bemerkungen mit dem Demonstrativum zu 
beginnen und dabei mit °hic’ an das unmittelbar Vorher- 
gehende anzuknüpfen.!) Wir werden also zu schließen 
haben, daß dieser Kommentator im Jahre 802 zu der An- 
gabe des Titel XVI, daß von einem Totschlage an den 
König ein Friedensgeld von 30 Solidi zu je 3 Denaren zu 
zahlen sei, am Rande vermerkte “Hic bannus est’ und damit 
sagen wollte, daß sich der im Titel XVI angegebene Betrag 
genau mit der Summe decke, welche an den König für 
die Übertretung seines Bannes zu zahlen war. Daß dies der 
wahre Sinn dieser Randbemerkung ist, kann für denjenigen, 
welcher das altfriesische Geldwesen kennt, nicht zweifelhaft 
sein. Ein altfriesischer Goldschilling zu 3 Denaren enthielt 
drei römische Skrupel Gold, war also im Jahre 802 genau 
zwei karolingischen Silberschillingen an Wert gleich.?) Die 
30 Solidi des Titel XVI stellten daher den fränkischen 
Sechzig-Schilling-Bann dieser Zeit dar.?) 

Die Titel XVI und XVII 1—3 gehören also nach Form 
und Inhalt zusammen. Der Hauptredaktor schrieb über 
dlas Ganze ‘Inter Laubaci et Sincfalam de fredo’ und später 
machte man zu dem ersten Ansatze (“XXX solidi qui soli- 
dus tribus denariis constat’) die erklärende Randbemerkung: 


1) Ebenda S. 298f. und 308f. 
2) Ebenda S. 306. 


®) Die Worte ‘qui solidus tribus denariis constat’ nicht dem ur- 
spiünglichen Texte zuzuschreiben, sondern für einen späteren Zusatz 
zu halten, dazu liegt keine Veranlassung vor. Die Friesen rechneten auch 
nach dem Solidus zu !/,, röm. Pfund oder 24 Siliquen, der 4 altfriesische 
Pfenniggewichte Gold enthielt. Diesem Solidus gegenüber sollten jene 
Worte den Solidus der Lex als den zu 3 friesischen Pfenniggewichten oder 
18 Siliquen charakterisieren. Patetta meint (a.a.0. S.38), daß die 
30 Solidi in Lex XVI die Hälfte des Sechzig-Schilling-Bannes ausgemacht 
hätten; er hält also jene Solidi für schwere karolingische Silberschillinge! 
Nach dieser Auffassung hätte der fränkische König für die Tötung eines 
Mittel- oder Westfriesen nur die Hälfte des Sechzig-Schilling-Banncs 
als Friedensgeld beanspiucht! Dies ist mit den Angaben der späteren 
friesischen Rechtsquellen über die Höhe des mittelfriesischen Friedens- 
geldes unvereinbar. 
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“Hic bannus est.” Bei der Herstellung der uns erhaltenen 
Textrezension bezog man aber diese Worte irrtümlich auf 
das Folgende und machte aus ihnen eine Überschrift, und 
diese Überschrift wurde wieder der Anlaß, daß man hier 
einen neuen Titel beginnen ließ. 

Mit unserem Ergebnisse, daß die königliche Satzung, 
aus welcher Lex XVI und XVII 1—3 stammen, den Tot- 
schlagsfredus auf einen Betrag normiert hatte, welcher seit 
der Münzordnung Karls d. Gr. dem Sechzig-Schilling-Bann 
an Wert gleichkam, ist für die Datierung dieser Satzung 
noch kein Anhaltspunkt gewonnen, wohl aber läßt sich 
aus diesem Ergebnisse ein Schluß auf die Zeit ziehen, aus 
welcher die Randbemerkung ‘Hic bannus est’ stammen muß. 

Die folgende Partie, Lex XVII 4— XXI, läßt die an 
die öffentliche Gewalt verwirkten Strafgelder ‘ad partem 
regis’ fallen. Als das höchste Strafgeld erscheint dabei 
nicht ein fester Schillingsbetrag, sondern der “weregildus’, 
also ein nach dem Stande des Übeltäters sich richtender 
Betrag. Dieses Stück dürfte also älter als das vorauf- 
gehende sein. Obwohl es wie dieses auf königliche Satzung 
zurückgeht, kann es doch nicht aus dem ‘edictum regis’ 
geflossen sein, von welchem die Randbemerkung zu Lex 
VII 2 spricht, denn dieser Paragraph hatte, wie aus der 
am Schlusse beigefügten Bemerkung über die abweichende 
ostfriesische Friedensbestimmung folgt, den Fredus nicht 
in weregildi ausgedrückt, sondern auf 9x30 friesische 
Goldschillinge bemessen. Mit dem ‘edictum regis’ kann 
also nur die Satzung gemeint sein, durch welche das feste 
Friedensgeld zu 30 altfriesischen Goldschillingen angeführt 
wurde, und aus der Lex XVIund XVII 1—3 geflossen sind. 

Aus Lex VII 2 ersieht man deutlich, daß dieses Edikt 
mehr als die mittel- und westfriesischen Friedensbestim- 
mungen enthalten hat, welche in Lex XVI und XVII 1—3 
vorliegen. Auch Add.I ‘de pace faidosi’, ein Weistum 
Wlemars, das Verneunfachung des Friedensgeldes zu 30 So- 
lidi ausspricht, geht auf das erwähnte Edikt zurück ; Wlemar 
kann dieses Weistum nur aus den Bestimmungen des Ediktes 
heraus gewiesen haben. In diesem muß also auch die Tötung 
und Verwundung im Hause und im Gericht mit einem Frie- 
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densgelde von 9x30 bzw. 9x12 Solidi und mit der 
Verneunfachung des Bußensimplums bedroht gewesen sein. 
Natürlich waren die dahinzielenden Bestimmungen eben- 
falls dem friesischen Rechtsbuche oder vielmehr den Mate- 
rialien, aus denen ein solches hergestellt werden sollte, ein- 
verleibt worden. Sie standen wahrschemlich hinter Lex 
XVII 3. Infolge der Zerrüttung der Handschrift gingen sie 
wie so manches andere Stück verloren.!) Wlemars Weistum 
“de pace faidosi’ bildete einen Nachtrag zu Bestimmungen, 
welche auf das königliche Friedensedikt zurückgingen, und 
es muß einen ganz besonderen Grund haben, daß dieses 
Weistum jetzt auf das Verzeichnis der Wundbußen folgt, 
also von denjenigen Stücken, welche aus dem Edictum regis 
geflossen sind, getrennt ist. So bestimmt wir aber behaupten 
können, daß hinter Titel XVII 3 eine Reihe von Friedens- 
bestimmungen ausgefallen sind, so unmöglich ist es, die 
Orte und Personen, welche durch diese Bestimmungen ge- 
schützt werden sollten, vollständig aufzuzählen, geschweige 
die Reihenfolge und den Wortlaut dieser Bestimmungen 
wieder herzustellen. Nur dies läßt sich mit Sicherheit 
sagen, daß die verlorenen Sätze mindestens zum Teil im 
Bau und Wortlaut den $$ 1—3 des Titel XVII ähnlich ge- 
sehen haben werden. 

Die innere Kritik hat, wie wir schon mehrfach betont 
haben, zwischen Titel XVII 3 und XVII 4 einen scharfen 
Einschnitt zu machen. Lex XVI und XVII 1-3 bilden 
ein Bruchstück des in VII 2 erwähnten ‘edictum regis’, 
welches für West- und Mittelfriesland eine neue Friedens- 
geldordnung begründen, und zwar den ständisch abgestuften 
Totschlagsfredus durch einen festen Fredus ersetzen und 
für gewisse Sonderfrieden die älteren Bußen und Strafen, 
wie sie vor der Bußenreduktion gegolten hatten, festhalten 
wollte. Einen ganz anderen Charakter haben Titel XVII 4 
bis XXI. Dieses Stück besteht aus zwei leicht zu sondern- 
den Teilen. Den einen machen Titel XIX und XX aus, 


!) Unter den verlorenen Sätzen des Edikts dürften sich auch Be- 
stimmungen über den Sonde: frieden und die Kompositionen der Kleriker 
und wohl auch Festsetzungen über den Sondeıfrieden des Weibes befun- 
den haben. 
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die von der Sühne des qualifizierten Totschlags handeln, 
ohne dabei den Fredus zu erwähnen, und augenscheinlich 
einst das umfangreiche Stück de homicidiis abgeschlossen, 
also unmittelbar hinter Titel XV gestanden haben. Der 
andere Teil, Titel XVII 4, 5, XVIII und XXI, entstammt 
einer königlichen Satzung, welche noch vor jenem edictum 
regis ergangen war und sich mit allen drei Teilen Frieslands 
befaßte. Daß beide Teile jetzt hinter dem Bruchstücke 
des oben besprochenen Edictum regis, also an einer un- 
richtigen Stelle stehen, kann nur in den Mängeln der hand- 
schriftlichen Überlieferung seinen Grund haben.!) 

Bevor wir Titel XVII 4—XXI genauer untersuchen, 
empfiehlt es sich, eingehend zu prüfen, ob das vor ihnen 
stehende Fragment des königlichen Friedensediktes An- 
haltspunkte für eine genauere Datierung gewährt. 

Nach Titel XVI sollte das von einem Totschläger “ad 
partem dominicam’ zu entrichtende Friedensgeld 30 frie- 
sische Goldschillinge betragen. Der normale Totschlags- 
fredus hatte sich nach altfriesischem Rechte auf einen were- 
gildus belaufen, d. h. er war dem vierten Teile der Tot- 
schlagsbuße gleichgekommen.?) Das kleine Friedensgeld, 
wie es bei einer schweren Verwundung, namentlich beim 
Abschlagen eines Hauptgliedes zu zahlen war, hatte sich 
in Friesland von Hause aus auf die Hälfte des Totschlags- 


1) Die Sätze, welche im Heroldschen Texte Tit. XVI—XXI bilden, 
haben ihre alte Anordnung aufgegeben. Die ursprüngliche Folge dieser 
Titel ist unten in $5 S. 92ff nachgewiesen. 


2) Vgl. wegen des altfries. ‘weregildus’ und wegen des altfries. 
Friedensgeldes in dieser Zeitschr. XXVII S.278ff. und 301, XXVII, 
S. 134 ff und 142ff, 138 ff., XXX, 77ff. Der Fredus erhöhte sich um 4, 
wenn der Totschlag nicht mit “Stock oder Stein’, sondern mit einem 
käthuuepen, d. h. mit einer in der Scheide zu tragenden schaıfen Waffe, 
verübt worden war (in dieser Zeitschrift XXVIII, S. 140). Von dieser 
Unterscheidung wurde später manchmal Abstand genommen und bald 
das normale bald das gesteigerte Friedensgeld für jede Art unqualifizierten 
Totschlags gleichmäßig erhoben. Als z. B. die Hunsegauer und Fivel- 
gauer im 13. Jahrhundert das Vollgeld auf 16 Mark weißen Silbers er- 
“ höhten, setzten die Fivelgauer das Friedensgeld für den unqualifizierten 
Totschlag auf 4Mark, die Hunsegauer Küren von 1252 dagegen auf 5 Mark 
fest (Fries. Rq. 302 und 329, 10; vgl. dazu in dieser Zeitschr. XXVII, 
S. 140). 
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densgelde von 9x30 bzw. 9x12 Solidi und mit der 
Verneunfachung des Bußensimplums bedroht gewesen sein. 
Natürlich waren die dahinzielenden Bestimmungen eben- 
falls dem friesischen Rechtsbuche oder vielmehr den Mate- 
rialien, aus denen ein solches hergestellt werden sollte, ein- 
verleibt worden. Sie standen wahrschemlich hinter Lex 
XVII 3. Infolge der Zerrüttung der Handschrift gingen sie 
wie so manches andere Stück verloren.!) Wlemars Weistum 
‘de pace faidosi” bildete einen Nachtrag zu Bestimmungen, 
welche auf das königliche Friedensedikt zurückgingen, und 
es muß einen ganz besonderen Grund haben, daß dieses 
Weistum jetzt auf das Verzeichnis der Wundbußen folgt, 
also von denjenigen Stücken, welche aus dem Edictum regis 
geflossen sind, getrennt ist. So bestimmt wir aber behaupten 
können, daß hinter Titel XVII 3 eine Reihe von Friedens- 
bestimmungen ausgefallen sind, so unmöglich ist es, die 
Orte und Personen, welche durch diese Bestimmungen ge- 
schützt werden sollten, vollständig aufzuzählen, geschweige 
die Reihenfolge und den Wortlaut dieser Bestimmungen 
wieder herzustellen. Nur dies läßt sich mit Sicherheit 
sagen, daß die verlorenen Sätze mindestens zum Teil im 
Bau und Wortlaut den $$ 1—3 des Titel XVII ähnlich ge- 
sehen haben werden. 

Die innere Kritik hat, wie wir schon mehrfach betont 
haben, zwischen Titel XVII 3 und XVII 4 einen scharfen 
Einschnitt zu machen. Lex XVI und XVII 1—-3 bilden 
ein Bruchstück des in VII 2 erwähnten ‘edictum regis’, 
welches für West- und Mittelfriesland eine neue Friedens- 
geldordnung begründen, und zwar den ständisch abgestuften 
Totschlagsfredus durch einen festen Fredus ersetzen und 
für gewisse Sonderfrieden die älteren Bußen und Strafen, 
wie sie vor der Bußenreduktion gegolten hatten, festhalten 
wollte. Einen ganz anderen Charakter haben Titel XVII 4 
bis XXI. Dieses Stück besteht aus zwei leicht zu sondern- 
den Teilen. Den einen machen Titel XIX und XX aus, 


1) Unter den verlorenen Sätzen des Edikts dürften sich auch Be- 
stimmungen über den Sondeifrieden und die Kompositionen der Kleriker 
und wohl auch Festsetzungen über den Sondeifrieden des Weibes befun- 
den haben. 
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die von der Sühne des qualifizierten Totschlags handeln, 
ohne dabei den Fredus zu erwähnen, und augenscheinlich 
einst das umfangreiche Stück de homicidiis abgeschlossen, 
also unmittelbar hinter Titel XV gestanden haben. Der 
andere Teil, Titel XVII 4, 5, XVIII und XXI, entstammt 
einer königlichen Satzung, welche noch vor jenem edictum 
regis ergangen war und sich mit allen drei Teilen Frieslands 
befaßte. Daß beide Teile jetzt hinter dem Bruchstücke 
des oben besprochenen Edictum regis, also an einer un- 
richtigen Stelle stehen, kann nur in den Mängeln der hand- 
schriftlichen Überlieferung seinen Grund haben.!) 

Bevor wir Titel XVII 4— XXI genauer untersuchen, 
empfiehlt es sich, eingehend zu prüfen, ob das vor ihnen 
stehende Fragment des königlichen Friedensediktes An- 
haltspunkte für eine genauere Datierung gewährt. 

Nach Titel XVI sollte das von einem Totschläger “ad 
partem dominicam’ zu entrichtende Friedensgeld 30 frie- 
sische Goldschillinge betragen. Der normale Totschlags- 
fredus hatte sich nach altfriesischem Rechte auf einen were- 
gildus belaufen, d. h. er war dem vierten Teile der Tot- 
schlagsbuße gleichgekommen.?2) Das kleine Friedensgeld, 
wie es bei einer schweren Verwundung, namentlich beim 
Abschlagen eines Hauptgliedes zu zahlen war, hatte sich 
in Friesland von Hause aus auf die Hälfte des Totschlags- 


I) Die Sätze, welche in Heroldschen Texte Tit. XVI—XXI bilden, 
haben ihre alte Anordnung aufgegeben. Die ursprüngliche Folge dieser 
Titel ist unten in $5 S. 92ff nachgewiesen. 


?) Vgl. wegen des altfries. ‘weregildus’ und wegen des altfries. 
Friedensgeldes in dieser Zeitschr. XXVII 8. 278ff. und 301, XXVIII, 
S. 134 ff und 142ff, 138 ff., XXX, 77ff. Der Fredus erhöhte sich um Y,, 
wenn der Totschlag nicht mit ‘Stock oder Stein’, sondern mit einem 
*kälhuupen, d. h. mit einer in der Scheide zu tragenden schaıfen Waffe, 
verübt worden war (in dieser Zeitschrift XXVIII, S. 140). Von dieser 
Unterscheidung wurde später manchmal Abstand genommen und bald 
das normale bald das gesteigerte Friedensgeld für jede Art unqualifizierten 
Totschlags gleichmäßig erhoben. Als z. B. die Hunsegauer und Fivel- 
gauer im 13. Jahrhundert das Vollgeld auf 16 Mark weißen Silbers er- 
_ höhten, setzten die Fivelgauer das Friedensgeld für den unqualifizierten 
Totschlag auf 4 Mark, die Hunsegauer Küren von 1252 dagegen auf 5 Mark 
zo (Fries. Rq. 302 und 329, 10; vgl. dazu in dieser Zeitschr. XXV1II, 

. 140). 
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fredus!), also auf einen halben weregildus belaufen. In der 
Lex Frisionum wird dieses kleine Friedensgeld regelmäßig, 
speziell auch in Titeln, welche auf königliche Satzung zu- 
rückgehen, zu 12 altfriesischen Goldschillingen angesetzt. 
Diesem kleinem Friedensgelde hätte ein Totschlagsfredus 
von 24 oder (bei Anwendung eines ‘shäthuw&pen‘) von 
30 fries. Goldschill. entsprochen. Es dürfte also gleich- 
zeitig mit dem Totschlagsfredus von 30 Goldschillingen ein- 
geführt, durch dasselbe Edikt wie dieser festgelegt worden 
sein. Diese Ermäsigung der Friedensgeldbeträge war, wie 
kaum gesagt zu werden braucht, notwendige Folge der 
„ Bussenreduktion?)‘“. 

Die Verwendung des weregildus als Friedensgeld tritt 
in der Lex an zahlreichen Stellen zutage. Der Meineidige, 
der Dieb, der Totschläger usw. zahlten nach altem, gemein- 
friesischem Rechte ein Wergeldsinplum als Fredus. Erst 
die Franken dürften hierin manches geändert haben. Sie 
beanspruchten ja von der Leudis ein Drittel als Friedens- 
geld, also einen Betrag, der der Hälfte der Privatbuße 
gleichkam. Wenn sie dies auch in Friesland taten, müssen 
sie für den Freien den Fredus auf 80 sol. bemessen haben, 
so daß sich bei der Bußenreduktion ein Friedensgeld von 
26 2/,und ein kleines Friedensgeld von 13V, sol. ergeben 
hätte. Wenn dann dieses Friedensgeld bei dem einen und 
anderen Verbrechen abgeändert und so für Mittel- und 
Westfriesland der bewegliche?) Totschlagsfredus durch den 
festen Betrag von 30 und der bewegliche kleine Fredus 
durch den festen Betrag von 12 sol. ersetzt wurde, so 
scheinen diese Änderungen die Folge davon gewesen zu 
sein, daß Karl d. Gr. auf den Meineid die Bannbuße als 
Strafe setzte, wie dies aus Lex III 8 und 9 und Lex XIV 7 
hervorgeht. Auf Totschlag stand von jeher dieselbe Strafe 


!) So setzen z. B. die Rüstringer Rechtsquellen das Friedensgeld 
bei unqualifiziertem Totschlage auf 120, beim Abschlagen eines Haupt- 
gliedes auf 60 kleine Mark fest (Fries. Rq. 541 846; 542 $48). 

*) Vgl. wegen dieser Herabsetzung der Kompositionen in dieser 
Zeitschr. XXVIU, S. 142f. und S. 150f. 


°) Ein unbewegliches Friedensgeld kannte das älteste friesische 
Recht nicht. 
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wie auf Meineid. Setzte man auf diesen den Sechzig-Schilling- 


Bann, so lag es nahe, diese Strafe auch auf Totschlag 
zu setzen. 


Daraus, daß die Ersetzung des Totschlagsfredus durch 
die Bannbuße nach der großen Bußenreduktion oder viel- 
mehr im Zusammenhang mit ihr vorgenommen worden ist, 
ergibt sich kein bestimmter Terminus a quo für jenes edictum 
regis, weil das genaue Datum jener Bußenreduktion nicht 
feststeht. Wohl aber läßt sich ein solcher Terminus daraus 
entnehmen, daß in Lex XVI der Sechzig-Schilling-Bann auf 
30 friesische Goldschillinge bewertet ist, denn dieser Gold- 
betrag kam 60 schweren karolingischen Silberschillingen 
an Wert gleich. Jenes Edikt kann also erst nach Karls d. Gr. 
Münzordnung, d. h. allerfrühestens im Jahre 779, ergangen 
sein. Einen Terminus ad quem gewährt die Tatsache, daß 
sich bereits Wlemar, dessen Tätigkeit kurz nach der er- 
wähnten Bußenreduktion zu setzen ist, bei seinen Iudicia, 
wie aus Add.I zu ersehen ist, nach jenem edictum regis 
gerichtet hat.!) Auch darf nicht übersehen werden, daß 
der Fredus in Lex XVI in friesischen Goldschillingen und 
nicht in schweren karolingischen Silberschillingen aus- 
gedrückt ist. Dies scheint mir darauf hinzudeuten, daß 
jenes Edikt nicht lange nach Karls Münzordnung er- 
gangen ist.?) 

In Titel XVIL 1-—-3 wird von dem erhöhten Schutze 
bestimmter Sonderfrieden gehandelt. Wer einen solchen 
Frieden bricht, soll “ad partem dominicam’” das neunfache 
Friedensgeld und an den Verletzten als Buße neunfachen 
Schadenersatz?) zahlen. Diese Buße wird durch das Edikt 
für den Fall, daß der Verbrecher einen Totschlag verübt 
hatte, ausdrücklich auf neun “weregildi’, also auf neun 
simplae compositiones bemessen. Da diesen neun simplae 
compositiones (weregildi) der neunfache Fredus entsprach, 


1) Vgl. wegen der Zeit, in welche Wlemars Tätigkeit fallen muß, 
unten 8. 79. 


2) Vgl. hierzu noch unten 8. 80. 


3) Lex XVII 1: Si quis in exercitu litem concitaverit, novies damı- 
num quod eflecit componere cogatur. 
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muß das Edikt zu einer Zeit, wo die simpla compositio 
bereits zum Vollgelde geworden war, also erst nach der 
Bußenreduktion erlassen worden sein. 

Die entsprechenden Stellen der Lex Alam. lassen den 
Bruch der Sonderfrieden mit dem dreifachen Vollgelde 
büßen. Hierzu stimmt, daß in Lex Fris. XX 2 (de mordrito) 
den ‘novem weregildi’ 36 Reinigungseide gegenübergestellt 
werden!), während nach Lex I beim unqualifizierten Tot- 
schlage 12 Reinigungseide zu schwören waren. Jene novem 
weregildi müssen also einmal, und zwar vor der Bußen- 
reduktion, das dreifache Vollgeld dargestellt haben.?) Da- 
mals sind offenbar die in Frage stehenden Sonderfrieden 
durch Verdreifachung der Buße und des Friedensgeldes 
geschützt gewesen, und das edictum regis erklärte diese 
alten Bußen für die Verletzung der Sonderfrieden aus- 
drücklich als weiter zu Recht bestehend. Für sie sollte 
also die Bußenreduktion nicht gelten?) Erst erheblich 
später hat man die Bußen für die Verletzung der Sonder- 
frieden herabgesetzt.?) 

Die Bestimmungen über die Sonderfrieden (Lex XVII 
bis 3) sind sehr knapp, aber deutlich: 


1. Si quis in exercitu litem concitaverit, novies damnum 
quod effecit componere cogatur et ad partem domi- 
nicam novies fredam persolvat. 

2. Qui in curte ducis, in ecclesia aut in atrio ecclesiae 
hominem occiderit, novies weregildum eius componat 
et novies fredam ad partem dominicam. 

3. Si quis legatum regis vel ducis occiderit, similiter 
novies illum componat et fredam similiter novies ad 
partem dominicam. 


Zu den Stätten, welche hier besonders gefriedet werden, 
gehören auch Kirche und Kirchhof. Der ecclesia und dem 


1) Siquis hominem occiderit et absconderit, quod mordritum vocant, 
novem weregildos componat aut si negaverit, cum XXXV iuret. 

2) Hiernach ist die in dieser Zeitschr., XXVIII, S. 124ff., 135 und 
137 gegebene Darstellung zu korrigieren. 

3) Der Auffassung Hecks (Gemeinfreie S. 218f.) vermag ich nicht 
beizutreten. 

*) Vgl. z. B. Fries. Rq. 18ff.; 21, 18; 34, 17; 62#.; 70f.; 76f.; 238. 
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atrium ecclesiae wird derselbe Schutz wie der curtis ducis 
zugebilligt. Nun galt zwar Westfriesland zu der Zeit, als 
Mittelfriesland unterworfen wurde (734), für ein christliches 
Land, und es waren seit dem letzten Viertel des 7. Jahr- 
hunderts von Britannien und von Utrecht aus einzelne Ver- 
suche gemacht worden, auch die ostwärts vom Fli wohnen- 
den Friesen zu bekehren, aber von einer wirklichen Chri- 
stianisierung Mittelfrieslands war vor König Pippins und 
Karls d. Gr. Zeit keine Rede. Erst unter diesen Fürsten ' 
kann daher in Mittelfriesland der Kirche und dem Kirch- 
hofe jener hohe Friedensschutz gewährt worden sein, und 
es läßt sich auch nicht annehmen, daß dies gleich am An- 
fange der Regierung Pippins geschehen sei. Jedenfalls 
wurden noch vor der Bußenreduktion Kirche und Kirchhof 
durch Verdreifachung von Buße und Friedensgeld geschützt 
und wurde, als jene Bußenreduktion eintrat, ausdrücklich 
bestimmt, daß für Kirche und Kirchhof die alten Buß- und 
Strafbeträge in Geltung bleiben sollten. Letzteres geschah 
unter Karl d. Gr., von dem das betreffende Edikt nach 
Ausweis der Münzverhältnisse kurz nach seiner Münzord- 
nung erlassen wurde. Um diese Zeit muß also auch die 
Bußenreduktion in Mittelfriesland vollends durchgeführt 
worden sein. 

Aus Lex VII 2, einem Stücke, das dem edictum regis 
entstammt, ergibt sich nichts für eine genauere Datierung 
dieses Edikts, denn dem bei der Fehde geübten “waldbrond’ 
ist Karl zu allen Zeiten entgegengetreten.!) 

Man hat von jeher den ‘dux’ in Titel XVII (“curtis 
ducis’, “legatus regis vel ducis’) für die Datierung des 
edictum regis, ja für die der Lex Frisionum überhaupt 
verwerten wollen. Die Lex, meinte Waitz?), müsse vor 
Karl d. Gr. abgefaßt sein, weil es unter diesem Könige 
in Friesland keinen “dux’ gegeben habe, und Brunner?) 


ı) In der Auffassung des friesischen “waldbrond’ stimme ich mit 
Wilda, Strafrecht der Germanen S. 943, und Brunner, Deutsche Rechts- 
gesch. II, 1892, S. 655, gegen His, Strafrecht der Friesen im Mittelalter, 
1901, 8. 351, überein. 

2) Deutsche Veıfassungsgeschichte III? 8.158, V? S. 38f. 

3) Deutsche Rechtsgesch. 1? S. 479. 

y* 
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will bei dem ‘dux’ an die Jahre 743-751 denken, denn 
“da im karolingischen Friesland ein Herzog nicht mehr 
nachzuweisen sei, so bleibe nur übrig, bei dem dux der 
Lex Frisionum an den Dux Francorum zu denken und an 
die Zeit, in der sich die Söhne Karl Martells, Pippin und 
Karlmann, nachweislich so benannten’. Wollte man dies 
zugeben, also in XVII 3 an den merowingischen König und 
an den dux Francorum, d.i. zweiaußerhalb Frieslands 
residierende Machthaber, denken, so wäre es unerklärlich, 
daß in XVII 2 nur von der curtis ducis, nicht aber von 
der curtis regis gesprochen wird. Verständlich ist dies dann 
nur unter der Voraussetzung, daß der dux im Gegensatze 
zunı rex ein in Friesland selbst residierender Machthaber 
war. Der in Lex XVII 2 und 3 genannte ‘dux’ muß also 
in die Zeit nach 751 gehören. Bedenkt man, daß die beiden 
Stellen der Lex, welche einen “dux’ nennen (XVII 2 und 3). 
aus einem Edikt Karls d. Gr. stammen, das dieser nicht 
lange nach dem Jahre 779 erlassen hat, so kann man bei 
jenem ‘dux’ nur an den Grafen Dietrich von Mittelfries- 
land (f 793) denken, einen hochangesehenen, mit Karl d. Gr. 
verwandten Mann, der von diesem auch das militärische 
Kommando über Ostfriesland und, nach Lex XVII 2 und 3 
zu schließen, auch über Westfriesland erhalten hatte. 
Dietrich besaß also die militärische Obergewalt über ganz 
Friesland. Er selbst nennt sich in seinen Urkunden Diterieus 
gratia Dei ‘comes’, und als Grafen bezeichnen ihn auch die 
gleichzeitigen Annalen, während sein Nachfolger Nordalah 
(} 810) als ‘comes et advocatus Fresonum’ oder "provisor 
Fresiac’ begegnet. Der Kanzleistil der Karolinger kannte 
keine Herzöge (duces) mehr. Aber wie bezeichnete die 
Kanzlei einen militärischen Führer von der Stellung Diet- 
richs, wenn sie ein Verhältnis zu Ost- und Westfriesland 
kennzeichnen wollte, wo er keine Grafenrechte, sondern 
lediglich die oberste Führung des kriegerischen Aufgebote: 
hatte? Sie konnte auf den Inhaber einer solchen militäri- 
schen Stellung doch nur das Wort ‘dux’ anwenden, das j8 
jeden militärischen Führer bezeichnen konnte. Daher glaube 
ich, daß der Ausdruck “dux’ nicht, wie ich früher meinte, 
erst bei der Aufnahme jenes Edikts in die Lex an die Stelle 
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von ‘comes’ gesetzt worden ist!), sondern in dem Edikte 
selbst gestanden hat, und ich glaube dies um so eher, als 
man bei der Ausfertigung jenes Ediktes, wie die Vergleichung 
von Lex XVII 1—3 mit Lex Alam. XXVI 1, XXIX ı 
und XXX lehrt, eine Vorlage benutzte, in welcher von der 
“eurtis ducis’ und dem “missus ducis’ die Rede war. Man 
mag sich angesichts der Machtstellung Dietrichs nicht ver- 
anlaßt gefühlt haben, den “dux’ der Vorlage in einen "comes’ 
umzuwandeln. ?) 

Die Neugestaltung des mittel- und westfriesischen 
Friedensgeldwesens mit ihrer Einführung eines festen Fre- 
dus hing sicher mit den Maßnahmen zusammen, welche 
Karl d. Gr. nach der Beendigung des ersten Sachsenkrieges 
traf, um auch die friesischen Verhältnisse definitiv zu ordnen. 
Zum Hüter dieser Ordnung bestellte er den ihm verwandten 
Grafen Dietrich von Mittelfriesland. Da nun Dietrich im 
Jahre 782 allem Anscheine nach das militärische Konı- 
mando über die Friesen bereits hatte?), so dürfte der Erlaß 
jenes königlichen Ediktes, durch das Dietrichs neue Stellung 
in die friesische Rechts- und Friedensordnung eingefügt, 
also rechtlich begründet wurde, noch vor 782 fallen. Es 
kann dann wohl nur aus dem Jahre 780 stammen, denn 
im Jahre 781 hat sich Karl d. Gr. mit den friesischen und 
sächsischen Dingen nicht befaßt. | 

Auf das Bruchstück des eben besprochenen Edictum 
regis folgt in der Lex, wie wir bereits oben?) bemerkt haben, 
eine Reihe von Bestimmungen (XVII 4— XXI), die durchı- 
einander geraten sind, sich aber leicht in zwei Gruppen 
ordnen lassen. Die eine (XIX und XX) handelt von der 


1) Ich habe früher (Die Grafen von Mittelfriesland, 1895, S. 22 und 
29 ff.) die Ansicht vertreten, daß die Lex Frisionum wohl als Privatarbeit 
eines Friesen entstanden sein möge, und daß man diesem die Bezeichnung 
des mitteltriesischen Grafen Dietrich als Dux in Rechnung zu stellen habe. 
Den zweiten Teil dieser Ansicht gebe ich hiermit auf. 

2) Der Poeta Saxo nennt diesen Dietrich beim Jahre 793 dux, beim 
Jahre 791 comes und hebt an der letzten Stelle hervor, daß er zu den 
dlaces hoc tempore primi gehört habe. 

3) Jaekel, Die Grafen von Mittelfriesland S. 21. 


2,8. 14. 
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Buße für qualifizierten Totschlag und für Mord und hat, 
wie es scheint, einst den Abschnitt über die Totschlagsühne 
abgeschlossen. Sie bespricht der Reihe nach die Tötung 
des Vaters, des Bruders, einer Geisel, den Mord, endlich 
die Tötung des Herrn durch seinen Sklaven oder seinen 
Liten. Das Stück ist, wie sich aus Titel XX 1 und 2 ergibt, 
noch vor der Durchführung der Bußenreduktion entstanden. 

Die andere Gruppe (XVII 4, 5, XVIII und XXI), mit 
der wir uns hier eingehend zu beschäftigen haben, berück- 
sichtigt alle drei friesischen Abteilungen. Es werden durch 
die zu dieser Gruppe vereinigten Bestimmungen verboten 

1. die Heimsuche mit einer manus collecta (XVII 4), 

2. der Verkauf Unfreier an Heiden (XVII 5), 

3. die Sonntagsarbeit (XVIII), 

4. der Verkauf freier Leute in die Fremde (XXI). 


Nur in diesem Stücke der Lex wird, und zwar regel- 
mäßig, Ostfriesland durch ultra Laubachi bezeichnet!), wäh- 
rend die anderen Abschnitte der Lex entweder trans Lau- 
bachi oder inter Laubachi et Wisaram oder inter Wisaram 
et Laubachi sagen. Die königliche Satzung, auf welcher 
dieses Stück fußt, hat also offenbar bereits die Wendung 
ultra Laubachi für Ostfriesland gebraucht. Sie muß dem- 
nach in einem Orte, der westlich oder südwestlich vom 
Laubach lag, erlassen worden sein. 

Auch das Datum dieser Satzung läßt sich näher be- 
stimmen. 

Zunächst enthielt sie mehrere Sonderbestimmungen für 
die Friesen ultra Laubachi. Sie kann also nicht vor 775 
ergangen sein, weil Karl d. Gr. erst in diesem Jahre die 
Eroberung ÖOstfrieslands ernstlich ins Auge faßte. Ferner 
konnte Karl, bevor diese Eroberung fertig war oder wenig- 
stens fertig zu sein schien, nicht daran gehen, für Ostfries- 
land Bestimmungen zum Schutze christlicher Einrichtungen 
zu treffen. Die Satzung könnte demnach allerfrühestens 
im Jahre 776 oder 777 ergangen sein. 

Andrerseits bemißt unsere Satzung an einer Stelle den 
Fredus noch auf einen weregildus; sie kennt also noch 


!) Vgl. hierzu im Neuen Archiv XXXI1I S. 295 fl. 
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ein bewegliches Friedensgeld, während das oben besprochene 
Edikt von 780 ein festes Friedensgeld in der Höhe des 
Bannes verwendet. Unsere Satzung gehört demnach noch 
vor jenes Edikt, also allerspätestens in das Jahr 780. 
Aus der Übereinstimmung, welche Lex Fris. XVII 4 
in der Formulierung des Tatbestandes mit Lex Angliorum 
et Werinorum 57 aufweist, ergibt sich meines Erachtens 


nichts für die Datierung unserer Satzung. Es lautet: 


Lex Fris. XVII 4: Qui 
manu collecta hostiliter vil- 
lam vel domum alterius cir- 
cumdederit, ille qui caeteros 
collegit et adduxit, weregil- 
dum ad partem regis com- 
ponat, et qui eum secuti 
sunt, unusquisque solidos 
XII, et ei cui damnum, si 


Lex Angl. 57: Qui domum 
alterius collecta manu hosti- 
liter circumdederit, trium 
primorum, qui fuerint, unus- 
quisque solidos 60 conponat 
et rei similiter; de ceteris, . 
qui eos secuti sunt, solidos 
10 unusquisque etin bannum 
regis solidos 60. 


etiam damnum illatum est, 
in duplo emendetur, ultra‘ 
Laubachi vero in simplo. 


Diese Übereinstimmung will Brunner!) daraus er- 
klären, daß die Lex Angl. et Werin. bei der Abfassung von 
Lex Fris. XVII 4 benutzt worden sei. Es ist ihm ohne 
weiteres zuzugeben, daß die Lex Fris. nicht von der Lex 
Angl. benutzt worden sein kann. Aber ich halte das um- 
gekehrte Verhältnis erst recht für ausgeschlossen, weil die 
Entstehung der Lex Angl. um 802/3 zu fallen scheint?), 
Lex Fris. XVII 4 dagegen auf einer königlichen Satzung 
beruht, die aus den Jahren 776—780 stammen muß. Die 
enge Berührung der beiden Stellen ist wohl daraus zu er- 
klären, daß in das eine wie in das andere Rechtsbuch ein 
königliches Verbot der Heimsuche?) aufgenommen wurde, 


1) Deutsche Rechtsgesch. I? S. 480. 

2) Brunner a.a.O. S. 473. 

®) Die hier gemeinte Art der Heimsuche ist oflenbar diejenige, 
welche in Brokmerbrief als gabbath begegnet. Der gabbath vollzog sich 
ursprünglich wohl unter Verwendung alter, sakraler Verwünschungs- 
formeln. 
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und daß in der königlichen Kanzlei die beiden Fassungen 
des Tatbestandes, die für die Friesen und die für die Angeln 
und Warnen bestimmte, nach demselben Formular bestimmt 
worden waren. 

Um die Christianisierung Frieslands, die von Utrecht 
aus mit Eifer und Erfolg betrieben wurde, hat sich Karl d. Gr. 
bis zum Frühling des Jahres 777 nicht gekümmert, so daß 
er eine Satzung, welche für alle Teile Frieslands, Ostfries- 
land eingeschlossen, auf die Sonntagsarbeit und auf den 
Verkauf unfreier Leute an Heiden strenge Strafen setzte, 
keinesfalls vor dem Jahre 777 erlassen haben könnte. Frei- 
lich kann unsere Satzung nicht in das Jahr 777 gehören. 
In diesem Jahre verbrachte König Karl den Frühling in 
seiner Pfalz Nimwegen. Dort urkundete er noch anı 7. Juni 
für die Utrechter Martinskirche und für eine bei Dorestad 
gelegene Kirche namens UÜbkirika.!) Auch brachte er da- 
selbst den alten Streit zwischen Köln und Utrecht zum 
Austrag. Davon aber, daß er zu Nimwegen in das Rechts- 
leben des friesischen Stammes eingegriffen hätte, verlautet 
nichts. Dies tat er vielmehr allem Anscheine nach erst 
im Frühjahr 779, und zwar von Heristal aus. Hierher hatte 
er damals ‚Bischöfe, Äbte und erlauchte Grafen‘ zu einer 
Versammlung berufen?), die sich namentlich auch mit den 
Verhältnissen der sächsischen und friesischen Gebiete be- 
schäftigt haben dürften. Aus ihren Beratungen ging das 
Capitulare Haristallense vom März 779 hervor, das sich 
mit kirchlichen und weltlichen Dingen befaßt und uns zeigt, 
welche Fragen damals vom Könige und der Versammlung 
besprochen wurden. Es versteht sich aber ganz von selbst, 
daß Karl den besonderen Verhältnissen der eben erst unter- 
worfenen Landschaften Rechnung trug, also auch für Fries- 
land, wo Christentum und Frankenherrschaft erst fest be- 
sründet werden sollten, in Heristal Sonderbestimmungen 
getroffen hat. Auf solche Bestimmungen gehen die Titel 
XVII 4, 5, XVIIIund XXI zurück. Das Verbot der Heim- 
suche mit einer manus collecta (XVII 4), die Beschränkung 

I) Vgl Abel-Simson, Jahrbücher des fränkischen Reiches unter 


Karl dem Großen I S. 266 und S. 275 ff. 
2) Vgl. hierzu Abel-Simson a.a. 0. 8. 324 fl. 
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des Verkaufs von Unfreien (XVII 5) sind auch Gegenstände 
des genannten Kapitulars vom März 779, und was Tit. XVIII 
über die Sonntagsarbeit, endlich Tit. XXI über den Ver- 
kauf von Freien über die Heimatsgrenze bestimmt, paßt 
ganz zu den Gegenständen, welche zu Heristal verhandelt 
worden sein müssen. 

Nach allem betrachte ich es als sicher, daß die könig- 
lichen Verordnungen, auf welche Lex Fris. XVII 4, 5, 
XVIII und XXI zurückgehen, in den Märztagen des Jahres 
779 zu Heristal erlassen worden sind. Dagegen muß das 
königliche Friedensedikt, aus welchem Lex Fris. XVI, 
XVII 1—3 und der Grundstock von VII 2 stammen, 
und auf welchem Add. I 1 fußt, kurze Zeit später ergangen 
sein. Es begründete für Mittel- und Westfriesland eine 
neue Friedensgeldordnung, insofern es das bewegliche Frie- 
densgeld, welches die Herstaller Satzung noch kennt, durch 
den Sechzig-Schilling-Bann, also durch ein festes Friedens- 
geld ersetzte und bestimmte, daß beim Bruch gewisser 
Sonderfrieden auch fernerhin die alten hohen Bußbeträge 
zu zahlen seien, in diesen Fällen also die Bußenreduktion 
ausgeschlossen sein sollte. Die aufgeführten Sonderfrieden 
(XVII 1—3) bezwecken in erster Linie, die Stellung des 
Königs und des königlichen Grafen zu sichern und die 
christliche Kirche zu schützen. Das Edikt gehört also wohl 
zu jenen Verordnungen, welche Karl d. Gr. im Jahre 780, 
als er die Sachsen und Friesen dauernd unterworfen zu 
haben glaubte, in Lippspringe und in seinem Lager an der 
Elbe erließ, um in den eroberten Gebieten die Herrschaft 
der Franken und des Christentums fest zu begründen. 

Die Strenge des Edikts von 780 sprach sich nicht in 
einer Erhöhung der Bußen und Strafen, sondern darin aus, 
daß man die für gewisse Sonderfrieden festgesetzten Bußen 
und Strafen auf ihrer alten Höhe beließ, sie also von der 
Bußenreduktion ausschloß. Hatten diese Bußen und Strafen 
bis dahin das Dreifache der normalen ausgemacht, so kamen 
sie fortan auf das Neunfache der normalen Bußen und 
Friedensgelder zu stehen.!) 

') Philipp Heck hat (Genieinfreie S.207ff.) behauptet, daß 
Karl d. Gr. durch dieees Edikt in Friesland einen Sonderfrieden auf- 
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Die beiden besprochenen königlichen Satzungen wurden 
zu einer Zeit erlassen, wo die Bußenreduktion zwar schon 
in West- und in Mittelfriesland, aber noch nicht in Ost- 
friesland durchgeführt war. Diese Reduktion muß auf dem 
gesamten buß- und strafrechtlichen Gebiete einschneidende 
Änderungen hervorgebracht haben. Zu den neuen Fest- 
setzungen, welche damals in Mittelfriesland nötig wurden, 
gehörten auch die über forresni (Tit. II), thiubda (III), 
brand (VII), notnunmfti (VIII), farlegani (IX), dolg (XXIIJ). 
Über ihnen wurden von dem Wlemarschen Redaktor frän- 
kische Lesemerkzeichen angebracht, und Wlemar lieferte 
zu ihnen eine Erweiterung (Tit. II) und eine genauere For- 
mulierung (Add. I 2); auch wurden hier und da, wie z. B. 
in Tit. XXIl, auf Grund Wlemarischer Weistümer Abände- 
rungen vorgenommen. 


Alle diese Festsetzungen sind älter als jene beiden 
königlichen Satzungen und müssen auf Vereinbarungen 
zwischen der fränkischen Staatsgewalt und den Mittelfriesen 
beruhen. Sie sind als ein Stück der Durchführung jener 
Bußenreduktion anzusehen. Sie traten an die Stelle des 
alten Staverner Rechtsprotokolls, das noch aus dem Jahre 
734 stammte. Wir werden auf diese Festsetzungen in den 
folgenden Abschnitten noch mehrfach zurückkommen.!) 
Die Form, in welche sie in der uns erhaltenen Lex gekleidet 
sind, rührt von dem Wlemarschen Redaktor her. Sie macht 
in den Bestimmungen über forresni und thiubda einen 


gerichtet und dabei für alle Friedensbrüche ohne Ausnahnie die Ver- 
dreifachung der volksrechtlichen Privatbußen angeordnet habe. Aber 
er hat keinen stichhaltigen Beweis für diese Behauptung beizubringen 
vermocht. Wenn in einem Teile der Additio die Bußbeträge in der Forn 
eines Produktes mit dem Faktor 3 angegeben werden, so ist dies die Folge 
davon, daß sich seit der Aufrichtung der Frankenherrschaft der Betrag 
der simpla compositio eıhöht hatte und seitden für vorsätzliche Delikte 
nicht mehr der vierfache, sondern nur der dreifache Betrag der simpla 
compositio als Buße zu entrichten war. (Was ich in dieser Zeitschr. 
XXVIIL S. 116ff. über diese Verdreifachung gesagt babe, nehme ich bier- 
mit zurück.) Heck, Gemeinfreie S. 219 meint, daß in den Füllen der 
“simpla compositio’ jedesmal die Wirkung des Ediktes hinzuzudenken 
scı. Das heißt, mit einer vorgefaßten Meinung an die Quellen herantreten. 


!) Unten 8. 30 fl. 
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pedantischen Eindruck. Mit der Ausarbeitung der Titel, 
welche von brand, notnumfti und farlegani handelten, und 
mit der Zusammenstellung des Wundenregisters war er 
noch nicht zu Ende, als er seine Arbeit einstellte.e Wenn 
er bei der Überarbeitung des Stückes, welches von brand 
handelte, das Friedensedikt Karls d. Gr. von 780 benutzte, 
so erkennt man wiederum, daß er um dieses Jahr mit der 
Redaktion eines friesischen Rechtsbuches beschäftigt ge- 
wesen sein muß. 

Wenn das königliche Friedensedikt von 780 bestimmte, 
daß für den Bruch gewisser Sonderfrieden die Ermäßigung 
der Buße und des Friedensgeldes unterbleiben, es vielmehr 
bei den alten Sätzen sein Bewenden haben sollte, ferner 
daß an die Stelle des Totschlagsfredus die Bannbuße zu 
treten habe, so kann dies nicht erst längere Zeit nach dem 
Eintritt der Bußenreduktion geschehen sein. Dieses Edikt 
muß daher nicht nur den Herstaller Verordnungen, sondern 
auch jenen strafrechtlichen Neuordnungen, die den Her- 
staller Verordnungen vorangingen und durch die Bußen- 
reduktion veranlaßt wurden, zeitlich sehr nahestehen. Wir 
werden daher jene Neuordnungen unmittelbar vor die Her- 
staller Verordnungen und die Durchführung der Bußen- 
reduktion für West- und Mittelfriesland in das Jahr 778 
oder 779 zu setzen haben. 

Es war der Redaktor der Wlemarschen Weistümer, 
der die systematische und stilistische Ausarbeitung der drei 
vorerwähnten Satzungen unternahm und dabei jene Weis- 
tümer verwertete. Er ist mit dieser Arbeit nicht ganz 
zu Ende gekommen. Seine Tätigkeit dürfte also in das 
Jahr 780 fallen; denn daß man erst längere Zeit nach der 
Durchführung der Bußenreduktion und nach dem Erlaß 
der neuen Friedensordnung das Bedürfnis empfunden haben 
sollte, die neuen Verhältnisse schriftlich genau festzulegen 
und für das geplante Rechtsbuch zu berücksichtigen, ist 
wohl ausgeschlossen. Den Hauptanstoß aber zu diesem 
Kodifikationsversuch des Wlemarschen Redaktors hat die 
im Jahre 778 oder 779 in Mittel- und Westfriesland durch- 
geführte Bußenreduktion gegeben. 

König Karls Streben, die Staatsgewalt als Hort des 
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allgemeinen Friedens zu stärken, ist jedenfalls auch der 
Grund für die Einführung der “Vorsühne’ gewesen, die in 
der Zeit Wlemars stattfand und den vielen Fehden steuern 
sollte.e Die Vorsühne fiel an die Gesamtheit der Magen 
und sollte diese offenbar geneigt machen, sich zum Sühne- 
vertrage anstatt zur Fehde zu entschließen. Sie kam dem 
achten Teile der Komposition gleich. 

Wie aus der Hunsegau-Fivelgauer Erzählung über die 
Einführung der Vorsühne und aus den späteren mittel- 
friesischen Wergeldverhältnissen hervorgeht, wurde die Vor- 
sühne noch vor der Herabsetzung der Bußen eingeführt. 
Aber es muß dies ganz kurz vor der Bußenreduktion ge- 
schehen sein, da erst Wlemar bei der Abgabe seiner Weis- 
tümer die Vorsühne berücksichtigt hat. Jedenfalls fallt 
ihre Einführung in die Jahre 775—779. 


$2. Das Liten- und Sklavenrecht 
der Lex Frisionum. 


Aus manchen Stellen der Lex Frisionum läßt sich noch 
erkennen, daB sich die ihr zugrunde liegenden älteren 
Rechtsaufzeichnungen nur mit dem Edelings- und dem 
Freienstande, noch nicht mit dem Litenstande befaßten. 

So beginnt Tit. IX: Si foemina quaelibet homini cui- 
libet fornicando se miscuerit, componat ad partem regis 
weregildum suum. Hoc nobilis et libera faciant. Lita vero 

. und der zweite Teil desselben Titels: Si quis puellam 
virginem rapuerit et violatam dimiserit, componat ei were- 
gildum eius, sive nobilis sive libera fuerit, ad satisfactionem. 
Sodann wird die puella lita gesondert aufgeführt. Im dritten 
Abschnitte endlich, wo man augenscheinlich die Stände 
von unten nach oben aufführen wollte, macht die libera 
foemina den Anfang, darauf folgt die nobilis foemina und 
dann die lita. Diese Anordnung wäre wunderlich, wenn 
von Anfang an auch der Litenstand mit besprochen ge- 
wesen wäre. 

In Lex XXI de plagio ist nur vom Nobilis und von 
Liber die Rede, dagegen noch nicht der Fall gesetzt, daß 
sich ein Lite jenes Verbrechens schuldig gemacht habe. 
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In der ostfriesischen Wergeldtafel, welche den Tit. XV 
ausmacht und nach Pfunden zu je 288 Pippinischen, also 
älteren karolingischen Pfennigen rechnet!), ist in $ 1, wo die 
Komposition des Nobilis, und in $ 2, wo die des Liber 
aufgeführt ist, zu dem in Pfunden ausgedrückten Betrage 
vermerkt ‘per veteres denarios’. Dagegen fehlt diese Be- 
merkung in $ 3, wo das Litengeld, und in $ 4, wo das Sklaven- 
geld aufgeführt wird, obwohl auch diese beiden Beträge 
in Pippinischen Denaren berechnet sind. Als jene Worte 
‘per veteres denarios’ nach der Münzreform Karls d. Gr. 
der Wergeldtafel des Tit. XV hinzugefügt wurden, enthielt 
also diese offenbar nur die Komposition des Edelings und 
die des Freien! | 

Die Sätze, welche sich mit den Verhältnissen des Liten 
befassen, sind zum Teil an die entsprechenden vom Nobilis 
und vom Liber handelnden Abschnitte angeschlossen, zum 
Teil bilden sie besondere Titel für sich. In ihrer Ausdrucks- 
weise erinnern sie an Lex XIV 1, jenes beweisrechtliche 
Stück, welches genau entwickelt, wie man bei einem im 
Getümmel erfolgten Totschlage den Täter ermitteln soll. 
Es scheint also der Saxmundische Redaktor die vom Liten 
handelnden Stücke der Lex abgefaßt zu haben, während 
der Wlemarsche Redaktor hier und da noch eine Bemerkung 
hinzusetzte und manches, was jener über den Liten kurz 
und zusammenfassend hinter dem einen oder anderen Titel 
niedergeschrieben hatte, näher ausführte.. So fügte er 
z.B. in LexI 4, 7, 10 zu der vom Saxmundischen Redaktor 
herrührenden Bemerkung, daß derjenige, welcher einen Liten 
töte, XXVII solidos uno denario minus componat domino 
suo, noch hinzu et propinquis occisi solidos IX excepta 
tertia parte unius denarii. 

Haben wir in dem Saxmundischen Redaktor den Mann 
zu sehen, welcher die vom Liten handelnden Stücke der Lex 
eingefügt hat, die dann vom Wlemarischen Redaktor hier 


ı) Daß die in Tit. XV verwendeten librae per veteres denarios 
Pfunde zu 240 Pfennigen seien, wie allgemein angenommen wird, halte 
ich für falsch. Die Friesen, welche nach dem römischen Pfunde rechneten, 
und deren Pfennige auf Scrupelgewicht geschlagen waren, zählten auf das 
Rechnungspfund in älterer Zeit 288 Pfennige! 
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und da ergänzt oder weiter ausgeführt wurden, so müssen 
wir andrerseits diesen letzteren als den Verfasser derjenigen, 
kaum jüngeren Teile der Lex betrachten, welche vom 
Sklaven handeln. Die Sprache dieser Teile beweist dies 
unmittelbar!) Vom Wlemarischen Redaktor rühren also 
Tit. I 11—21, III 5—7, IV 1, 3, XII her. Er hat auch bei 
der Besprechung der Stellung des Sklaven, wie ein Ver- 
gleich von IV 1 mit I 11, von IV 3 mit I 12 und von XII 
mit III 5 zeigt, kurze Bemerkungen sorgfältiger und um- 
ständlicher ausgeführt und dabei Gewandtheit im Ausdruck 
sowie Genauigkeit und Vollständigkeit des Inhalts an- 
gestrebt. 


Entschieden macht sich in diesem Eingehen auf die 
Stellung des Sklaven schon ein schwacher Einfluß des 
Christentums bemerkbar.?) Zur Besserung der Lage der 
Sklaven in Mittelfriesland mag es. aber auch beigetragen 
haben, daß unter Karl d. Gr. Ostfriesland wieder fest mit 
Mittelfriesland verbunden wurde; denn bei den Östfriesen 
war die Lage der unfreien Bevölkerung besser als anderswo, 
hatte doch in Ostfriesland, wie aus der Lex Frisionum 
hervorgeht, schon vor der fränkischen Zeit der Sklave ein 
eigenes Wergeld! 


$3. Die Titelüberschriften der Lex Frisionum. 


Jeder Titel der eigentlichen Lex und jeder Titel der 
Additio trägt in dem Heroldschen Texte neben seiner 
Nummer noch eine besondere Überschrift. In der Additio 
finden sich nur lateinische, in der eigentlichen Lex auch 
deutsche Überschriften, und zwar bei acht Titeln: II “for- 
resni‘, III ‘thiubda’, VII “de brand’, VIII “de notnumfti’, 
IX ‘de farlegani’, XVI ‘de fredo’,®), XX “de mordrito’?), 
XXII ‘de dolg’. 


!) Vgl. im neuen Archiv XXXII S. 314. 

2) Vgl. ebenda S. 314. 

*) In den Überschriften von Tit. XVI und XX sind, wie man in 
Hinblick auf XX 2 (‘quod mordritum vocant’) anzunehmen hat, “fredo’ 


und “mordrito’ als latinisierte Formen, d. h. als Ablative von “fredus’ 
und ‘mordritus’, zu fassen. 
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Diese acht deutschen Überschriften!) stimmen in der 
Form mit denjenigen überein, welche in den einheimischen 
Rechtsaufzeichnungen der späteren Zeit begegnen, woselbst 
regelmäßig ein Substantiv mit oder ohne fon als Über- 
schrift des einzelnen Abschnitts fungiert. 

Was die lateinischen Titelrubriken des friesischen 
Rechtsbuchs angeht, so haben wir mit Rücksicht auf ihre 
Form zwei Gruppen zu unterscheiden. 


Die meisten lateinischen Titelüberschriften sind sub- 
stantivische Bildungen mit ‘de’, z. B. Tit. IV ‘de servo aut 
inmento alieno occiso‘, VI “de coniugiis ignoratis’, X “de 
testibus’. Die hierher gehörenden Überschriften, denen 
wir noch die nominativisch gebildete von Add. II ‘com- 
positio vulnerum’ anschließen, stimmen in der Form mit 
den deutschen überein, entsprechen wie diese den Kapitel- 
überschriften in den friesischen Rechtsaufzeichnungen der 
späteren Zeit, von welcher uns noch Handschriften vor- 
liegen. 

Die übrigen lateinischen Titelüberschriften, vier an der 
Zahl, bilden, was die Form angeht, die zweite Gruppe. 
Sie haben uns zum Teil bereits beschäftigt. Es sind die 
Überschriften der Tit. I, XV, XVII der eigentlichen Lex 
und der Tit. III der Additio. Diese vier Überschriften 
haben wir zuerst zu betrachten. 

Der I. Titel der Lex ist bei Herold überschrieben: 
"Ineipit lex Frisionum. Et haec est simpla compositio. 
De homicidiis. Tit. I’ Daß die Worte ‘Incipit lex Frisio- 
num’ nicht zu dem alten Texte des Rechtsbuches gehört 
haben, sahen wir schon früher.?) Patettas Versuch (S. 16), 
diese Worte als alt hinzustellen, ist verfehlt. Er sah sich 
zu diesem Versuche lediglich durch seine wunderliche Mei- 
nung gedrängt, daß die Worte “de homicidiis’ wohl ein 
Zusatz Herolds waren (S. 17) und daß die eigentliche 
Überschrift des Titels ‘Et haec est simpla compositio’ ge- 
lautet habe. Da ihm aber nicht entging, daß eine mit 


— 


I) Wegen des deutschen Wortes ‘wergildo’ in der Überschrift des 
Tit. XV vgl. unten S. 38. 


?) In dieser Zeitschrift XXX1I, 274. 
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‘et’ beginnende Überschrift eine Ungeheuerlichkeit wäre. 
suchte er nach einer Anknüpfung für dieses ‘et’, und eben 
deswegen wollte er die voraufgehenden Worte ‘Incipit lex 
Frisionum’ als alt erweisen. Diese Worte sind aber jungen 
Datums, und in dem Satze “et haec est simpla compositio’ 
haben wir es, wie seine Form zeigt, nicht mit einer alten 
Titelüberschrift zu tun, sondern dieser Satz ist einst samt 
der Wergeldtafel, über welcher er steht, aus einem anderen 
Abschnitte der Lex herausgerissen und an die Spitze der 
ganzen Aufzeichnung gestellt worden. Die Worte “de homi- 
cidiis’ aber, welche auf den Satz et haec est simpla com- 
positio folgen, sind nichts weiter als eine Randbemerkung 
zum I. Titel, die an dessen Eingang stand und später mit 
zur Überschrift gezogen wurde. Als dann die Lex in Corvey 
von neuem abgeschrieben und mit der Lex Saxonum und 
der Anglo-Verina in einem Codex vereinigt wurde, setzte 
man vor das Ganze noch die Worte ‘Incipit lex Frisionum’. 
Seitdem stand über Tit. I: “Incipit lex Frisionum. Et haec 
est simpla compositio. De homicidiis.’ 

Daß die Worte “de homicidiis’, die in der Form mit 
den Überschriften der ersten Gruppe genau übereinstimmen, 
von dem Hauptredaktor angebracht worden sein sollten, 
scheint mir ausgeschlossen, weil er seine eigenen strafrecht- 
lichen Ausarbeitungen regelmäßig nur mit Lesemerkzeichen 
in fränkischer Sprache versehen hat und sich nicht nach- 
weisen läßt, daß er auf die systematische Anbringung von 
lateinischen Überschriften ausgegangen wäre. Jene Worte 
können also nur von dem Saxmundischen Redaktor, von 
dem die mittelfriesische Wergeldtafel des I. Titels stammt, 
herrühren oder müssen nach Wlemars Zeit entstanden sein. 

Es gilt nunmehr zu ermitteln, aus welchem Zusammen- 
hange der Satz Et haec est simpla compositio samt der 
anschließenden Wergeldtafel genommen ist. 

Ganz ähnlich wie die mittelfriesische Wergeldtafel in 
Tit. I ist im Heroldschen Texte die ostfriesische Wergeld- 
tafel in Tit. XV überschrieben: ‘Et hoc in eadem regione 
taliter observatur. De compositionibus Wergildo Tit. XV. 
Hieraus machte Richthofen die Überschrift zurecht: 
“Tit. XV. Et hoc in eadem regione taliter observatur de 
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compositionibus wergildi.” Allein Tit. XV sollte einst, wie 
wir schon sahen), mit dem dritten Abschnitte des Tit. XIV 
ein Ganzes bilden. Dieses wurde später zerrissen, als man 
auf die Einteilung der Aufzeichnung in Titel und Para- 
graphen ausging und man die am Rande der ostfriesischen 
Wergeldtafel stehende Bemerkung, die übrigens nicht “de 
compositionibus wergildo’, sondern “de compositione vel 
wergildo’ lautete?), für eine Überschrift ansah. Der Satz 
“et hoc in eadem regione taliter observatur’ sollte ursprüng- 
lich von der Darlegung des Ermittelungsverfahrens, das 
bei einem im Getümmel verübten Totschlage in Ostfriesland 
anzuwenden war, zu der Aufzählung der ostfriesischen Kom- 
positionen überleiten. Hinter diesem überleitenden Satze 
hatte man einst der Übersichtlichkeit wegen noch die Worte 
‘de. compositione uel wergildo’ hinzugefügt, die auf den 
Rand der Seite zu stehen kamen. Später sah man in dieser 
Wendung eine Überschrift. Man mußte nun auch den 
Satz, zu welchem diese Wendung gehörte, mit zur Über- 
schrift ziehen. 


Die Wortform wergildo kann als Beweis gelten, daß 
jene Bemerkung de compositione uel wergildo nicht vor 
dem 11. Jahrhundert niedergeschrieben worden ist. Im 
9. und 10. Jahrhundert hätte man nicht wergildo, sondern 
weregildo geschrieben. 


Wie in Tit. XV an die Darlegung des ostfriesischen 
Ermittelungsverfahrens bei einem im Getümmel verübten 
Totschlage mit den Worten et hoc in eadem regione taliter 
observatur eine ostfriesische Wergeldtafel anschloß, so dürfte 
einst entsprechend der erste Teil des Tit. XV neben der 
Darlegung des mittelfriesischen Ermittelungsverfahrens eine 
mittelfriesische Wergeldtafel enthalten haben. Im ersten 


1) Vgl. im Neuen Archiv XXXTl 290. 


2) ‘De compositionibus wergildo’ gibt keinen vernünftigen Sinn 
Die Wergeldtafel spricht von der compositio, nicht von compositiones, 
und zwar von der compositio, welche man weregildus nannte. Die Rand- 
bemerkung hat also offenbar de compositione uel wergildo gelautet. 
Die Abkürzung für uel (2) und für die Endung -bus (b) sahen einander sehr 
ähnlich, so daß ein abgekürzt geschriebenes de compositione uel leicht 
als de compositionibus gelesen werden konnte. 
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Teile des Tit. XIV sind, wie wir früher gezeigt haben!), 
die alten Bestandteile auseinandergeraten. Der ehemalige 
Schluß bildet jetzt den Tit. X der Lex. Vor diesem muB 
einst eine mittelfriesische Wergeldtafel gestanden haben, 
die mit den Worten ‘et haec est simpla compositio’ an die 
Bestimmung, daß der überführte Verbrecher die Kompo- 
sition des Erschlagenen zu zahlen habe, angeschlossen haben 
dürfte. Diese Wergeldtafel wurde, als man an die syste- 
matische Zusammenordnung der für das geplante Rechts- 
buch gesammelten Materialien ging und als die alte simpla 
compositio zum Vollgelde erhoben worden war, aus ihrem 
alten Zusammenhange herausgerissen und an die Spitze 
des ganzen Werkes gestellt. Daher die mit ‘et’ beginnende 
Überschrift! Diese Überschrift paßt nicht mehr zu der 
dahinter folgenden Wergeldtafel, denn diese behandelt ihrer 
Wortfassung nach die Fälle der absichtlichen Tötung, der 
Bußbetrag, welchen sie im einzelnen Falle angibt, konnte 
also nicht mehr als simpla compositio gelten. Man hat 
demnach hier die alte Überschrift stehen gelassen, die 
darauf folgenden Bußbestimmungen aber so weit abgeän- 
dert, daß sie für die Fälle der absichtlichen Tötung gelten 
konnten. 

Der XVII. Titel trägt bei Herold die Überschrift: 
“Hic bannus est.” Daß diese Worte von Hause aus keine 
Überschrift bildeten, sondern einst als erklärende Rand- 
bemerkung neben Tit. XVI gesetzt, später aber hinter 
diesem Titel in den Text genommen und zu einer Über- 
schrift gemacht wurden, ist bereits oben ausführlich dar- 
gelegt worden.?) Derjenige aber, welcher diese Randbemer- 
kung zu einer Titelüberschrift erhob, kann nur der Corveyer 
Mönch, der die Lex später abgeschrieben, aber die friesi- 
schen Rechts- und Münzverhältnisse nicht genügend ge- 
kannt hat, gewesen sein. 

Auch der über Add. III stehende imperativische Satz: 
“Hoc totum in triplo componatur’, der mit keiner Silbe 
auf den Rechtsinhalt des Titels,’ über dem er steht, hin- 


1) Vgl. im Neuen Archiv XXXII S. 305f. 
2) Vgl. oben S. I1f. 


Die Entstehung der Lex Frisionum. 35 


deutet, ist keine eigentliche Überschrift. Der Verfasser 
dieser Bemerkung wollte lediglich eine praktische Anweisung 
geben, wie man mit den in Add. II und III aufgeführten 
Bußtaxen zu verfahren habe, wenn es sich um die Büßung 
beabsichtigter Taten handelte. Man solle dann die in den 
Titeln angegebenen Schillingsmengen verdreifachen. Diese 
Anweisung war nach der Aufrichtung der Frankenherrschaft 
angebracht, weil seitdem die simpla compositio um !/, er- 
höht worden war und bei absichtlichen Verletzungen nicht 
mehr wie früher vier, sondern drei simplae compositiones 
gezahlt werden sollten. Man hatte diese Anweisung am 
Rande der Seite vermerkt. Später wurde sie, als man 
die alten Materialien zu einer Lex Frisionum vereinigte, 
in den Text genommen und zu einer Titelüberschrift er- 
hoben. 

Somit haben sich von den vier lateinischen Titelüber- 
schriften, welche wir als zweite Gruppe zusammenfaßten, 
zwei (zu Lex XVII und Add. III) als alte Randbemerkungen 
entpuppt, während die beiden anderen durch die Verbin- 
dung je eines aus dem Kontext der Lex gerissenen Satzes 
mit einem lateinischen Lesemerkzeichen entstanden waren. 
Was man aber in diesen beiden letzteren als eine Art von 
Überschrift betrachten darf, d. i. die Lesemerkzeichen ‘de 
homicidiis’ in Tit. I und “de compositione uel wergildo’ in 
Tit. XV, die erst in Corvey bei der Herrichtung einer Lex 
Frisionum angebracht wurden, stimmt in der Form mit 
den Titelüberschriften unsrer ersten Gruppe überein! 


Wenn Patetta die Überschriften der Titel I, VI, XII, 
XV u. a. als wohl von Herold hinzugefügt hinstellt, ja 
die Mehrzahl der Überschriften als Heroldsche Zutaten 
betrachtet wissen möchte!), so muß er doch bekennen, daß 
er um Beweisgründe für diese Annahme verlegen ist.?) Er 
konnte zu einer klaren Erkenntnis des Ursprungs der Titel- 
überschriften schon deswegen nicht gelangen, weil er die 


1) Vgl. Patetta S. 15, 17, 25. 

2) Patetta S.15: Dobbiamo anche confessare, che, quando dalle 
considerazioni generali scendiamo ad esaminare ad una le rubriche sos- 
pette, troviamo raramente aıgomenti, che ci permettano di considerarle 
senza esitazione come aggiunta Heroldina, 
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Frage nach der Entstehung dieser Überschriften mit der 
Frage nach dem Urheber der Titel- und Paragraphenzählung 
verquickte.!) Demgegenüber erkannten wir schon oben, daß 
diese Zählung jünger ist als die Überschriften. Da sie nun 
im Heroldschen Texte vorliegt, spätestens also von Herold 
angebracht sein muß, können die Titelüberschriften nicht 
von ihm herrühren. Wohl aber hat der Schreiber der Hand- 
schrift, welche Herold abdruckte, d. h. der Corveyer Mönch, 
der die Lex Frisionum mit der Lex Saxonum und der Lex 
Angliorum et Werinorum zu einem Codex zusammen- 
schrieb, die Mehrzahl dieser Überschriften, wie wir noch 
sehen werden, geformt. 


Um über die Entstehung der Titelüberschriften ins 
klare zu kommen, muß man sie eben nicht in Bausch und 
Bogen betrachten, sondern einzeln prüfen. 


Die acht deutschen Überschriften sind in einerMundatt, 
der fränkischen, abgefaßt. Schon deswegen ist es wahr- 
scheinlich, daß sie von ein und demselben Manne herrühren, 
und zwar von dem Hauptredaktor der Lex, der ein Franke 
war, und über dessen Ausarbeitungen sich solche fränkischen 
Lesemerkzeichen finden. Natürlich darf man sich nicht 
vorstellen, daß er das Rechtsbuch der Friesen vorgenommen 
und einige Abschnitte mit deutschen, die übrigen mit latei- 
nischen Überschriften versehen habe, denn er war ja erst 
mit der Zusammenstellung und Ausarbeitung, also mit der 
Vorbereitung eines friesischen Rechtsbuches beschäftigt. 
Der Wechsel in der Sprache der Überschriften läßt sich 
vielmehr am besten unter der Voraussetzung begreifen, daß 
die deutsch überschriebenen Stücke der Lex einst für sich 
bestanden und gesondert, sei es durchgesehen oder um- 
gearbeitet wurden, und bei dieser Gelegenheit mit deutschen 
Überschriften oder besser Lesemerkzeichen versehen, dann 
aber mit anderen Abschnitten, die schon hier und da latei- 
nische Überschriften aufweisen, zusammengelegt worden 
sind. 


!) Vgl. Patetta S. 15: Sappiamo infatti che Heroldo ha inven- 
tata la divisione in titolie paragrafi, e quindi anche(!) le rubriche, delle 
leggi langobarde. 
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Die deutschen Überschriften finden sich nun dort, wo 
die neue für West- und Mittelfriesland bestimmte Ordnung 
des Totschlagsfredus (XVI, XVIIL1--3), wo Mord (XX 2), 
Anstiftung zum Totschlage (II), Verwundung (XXII), Dieb- 
stahl (III), Raub (VIII), Brandstiftung (VII), Notzucht (IX) 
behandelt werden. Offenbar sind also einst die strafrecht- 
lichen Folgen gewisser schwerer Verbrechen gesondert zu- 
sammengestellt gewesen oder ausgearbeitet worden, und 
zwar muß dies, nach der Höhe der Strafen zu schließen, 
nach der Bußenreduktion geschehen sein. Der Haupt- 
redaktor sah zunächst diese strafrechtliche Aufzeichnung 
durch, wenn er sie nicht selbst zusammengestellt hatte, 
und suchte sich die Benutzung der einzelnen Stücke, von 
denen er das eine oder andere überarbeitete, für die geplante 
endgültige Redaktion des Rechtsbuches durch deutsche 
Lesemerkzeichen zu erleichtern. 


Diese Stücke legte er dann mit einer älteren strafrecht- 
lichen Aufzeichnung zusammen, welche den Saxmundischen 
Redaktor zum Verfasser hatte!) und bemüht war,. das 
christianisierte mittelfriesische Beweisrecht darzulegen. Die 
Titel I, VI, X, XI, XI, XIV 1—2, welche aus dieser be- 
weisrechtlichen Aufzeichnung geflossen sind, weisen keine 
deutschen, sondern lateinische Überschriften auf. Diese 
deuten jedoch mit keiner Silbe den beweisrechtlichen Cha- 
rakter der Stücke an, über denen sie stehen, und verkennen 
die wahre Natur dieser Stücke. Wer z. B. wußte oder er- 
kannte, daß Tit. X feststellen wollte, welche Strafe den 
überführten Totschläger und seine Eideshelfer zu treffen 
habe, hätte diesen Titel schwerlich “de testibus’ über- 
schrieben. Es ist daher wohl ausgeschlossen, daß diese 
lateinischen Überschriften von dem sehr gewandten Sax- 
mundischen Redaktor oder von dem nicht minder gewandten 
Hauptredaktor der Lex herrühren könnten. Sie müssen 
späteren Ursprungs sein. Waren aber die einzelnen Stücke 
der älteren beweisrechtlichen Aufzeichnung damals, als sie 
mit der jüngeren Aufzeichnung zusammengelegt wurden, 
noch ohne Überschriften, so müssen jene deutschen Lese- 


!) Vgl. in dieser Zeitschr. XXXII, 292 ff. und 309fl. 
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merkzeichen zur Zeit dieser Zusammenlegung über den 
Stücken der jüngeren Aufzeichnung schon angebracht ge- 
wesen sein, denn es wäre sonst nicht abzusehen, warum 
der Hauptredaktor nur die jüngeren, nicht auch die älteren 
Stücke mit solchen Lesemerkzeichen versehen haben sollte. 


Die strafrechtlichen Materialien, welche der Saxmun- 
dische Redaktor und der Hauptredaktor schon vorgefunden 
hatten, waren, wie noch vorhandene Reste (Lex V, Add. IX, 
X, XI)!) zeigen, ohne deutsche Überschriften oder Lese- 
merkzeichen. Erst die in feinerem Stil gehaltene, freilich 
nicht bis zu Ende gediehene Überarbeitung, welche gewisse 
strafrechtliche Aufzeichnungen vor ihrer Vereinigung mit 
der erwähnten beweisrechtlichen Aufzeichnung durch den 
Hauptredaktor erfuhren, weist jene deutschen Lesemerk- 
zeichen auf. Auch die Stücke der Lex, welche aus könig- 
lichen Satzungen geflossen sind, haben offenbar zunächst 
keine Überschriften getragen. Das Ganze war zu den Zeiten 
des Hauptredaktors noch ohne Überschriften, denn die 
deutschen Lesemerkzeichen, welche er über den von ihm 
überarbeiteten strafrechtlichen Stücken angebracht hatte, 
hatten nur provisorischen Charakter und wären von ihm 
bei der geplanten Schlußredaktion sicher durch lateinische 
Titelüberschriften ersetzt worden. Was er dann an größeren 
Ausführungen über das Recht der Seitenlande dem Kapitel 
vom Raube und dem Stücke, das die Ermittelung des Täters 
bei einem im Getümmel erfolgten Totschlage zum Gegen- 
stande hatte, ergänzend beifügte, überschrieb er mit je einer 
lateinischen Bemerkung, die aber nur den räumlichen Gel- 
tungsbereich, nicht den Rechtsinhalt des betreffenden 
Stückes angab, also keine förmliche Überschrift war und 
so niemals Titelüberschrift werden konnte. Er fügte diese 
Stücke ein, bevor noch in Ostfriesland die Herabsetzung 
der Kompositionen durchgeführt worden war. Das Ver- 
zeichnis der ostfriesischen Kompositionen, das er hinter 
den letzten Teil von Tit. XIV stellte, sollte mit diesem 
Titel ein Ganzes bilden. Was jetzt Überschrift ist (et hoc 
in... .), war lediglich der vom beweisrechtlichen Teil zur 


1) Vgl. unten $6. 
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Wergeldtafel überleitende Satz. Auch als der Haupt- 
redaktor seine Materialien durch Weistümer, welche da- 
mals durch den mittelfriesischen Asega Wlemar gewiesen 
wurden, weiter vervollständigte, lag es ihm fern, diese neuen 
Stücke schon mit förmlichen Überschriften zu versehen. 
Allerdings rühren von ihm die lateinischen Überschriften 
zweier Titel der Additio her. Aber diese zwei Überschriften 
finden sich gleichlautend in der Lex Alamannorum: 


Lex Fris. Lex Alam. 
Add. III : De eo qui alteri LXVI: Deeo qui alteri viam 
viam contradixerit. contradixerit. 
Add. IV: Deeo qui alterum LXVII: De eo qui alterum 
de caballo iactaverit. de caballo iactaverit. 


Hier liegt eine wörtliche Übereinstimmung vor. Indes 
erstreckt sich die Übereinstimmung nicht nur auf die Über- 
schriften, sondern auch auf den Inhalt der zu ihnen ge- 
hörenden Bestimmungen, die ohne jene Überschriften gar 
nicht verständlich wären. Daraus aber, daß nicht nur 
Inhalt und Wortlaut jener beiden Titel, sondern auch die 
dazu gehörigen Überschriften, die (wohlgemerkt!) für das 
Verständnis der beiden Titel unentbehrlich waren, eine sehr 
weitgehende Übereinstimmung mit ihrer Vorlage zeigen, 
folgt, daß derjenige, welcher die beiden Titel im Anschluß 
an die Lex Alamannorum abfaßte, aus dieser seiner Vor- 
lage auch die Titelüberschriften herübergenommen hat. Ab- 
gefaßt wurden die zwei Titel von dem Manne, der Wlemars 
Weistümern die lateinische Form gab und dabei die Lex 
Alamannorum zu Rate zog!), d. h. vom Hauptredaktor 
der Lex. Andere Stellen, für welche er ebenfalls das ala- 
mannische Recht zu Rate zog, wie z. B. Add. III 76, tragen 
keine Überschriften. Solche fehlen auch über Lex I 11, 
Add.I, 2, über den Kapiteln der “Iudicia Wlemari’, lauter 
Weistümern, die Wlemar gewiesen, bei deren lateinischer 
Formulierung aber der Hauptredaktor das alamannische 
Recht nicht benutzt hat. Demnach leuchtet ein, daß dieser 
Redaktor auch bei der Verwertung der Wlemarschen Weis- 


!) Siehe unten in $4. 
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tümer noch nicht an die systematische Anbringung von 
Überschriften gedacht hat. An den beiden oben besproche- 
nen Stellen gab er lediglich seine Vorlage wieder, die zu- 
fällig über den beiden Stücken, um deren Aufnahme in 
das friesische Rechtsbuch es sich handelte, Überschriften 
hatte, welche für das Verständnis der beiden Titel unent- 
behrlich waren. Was sich sonst an Überschriften über 
Wlemarschen Weistümern findet, stammt nicht von dem 
Hauptredaktor, sondern ist späteren Ursprungs. Daran 
also, daß dieser Redaktor etwa solche Kapitel seines Mate- 
rials, die zu seiner Zeit noch keine Überschrift hatten, 
mit förmlichen lateinischen Überschriften versehen haben 
sollte, ist gar nicht zu denken. 

Ebensowenig hatte dies der Saxmundische Redaktor 
mit den nicht eben zahlreichen Stücken getan, welche er 
seinen Materialien hinzufügte. Die Überschrift von Add. VI 
‘de flumine obstruso’, die allein in Betracht käme, enthält 
ein Wort (‘obstruso’), das weder in dem Titel selbst noch 
in der anklingenden, bei seiner Abfassung benutzten Stelle 
der Lex Baiuwariorum (X 19) begegnet. Diese Überschrift 
stammt also augenscheinlich von einem späteren Bearbeiter 
des Rechtsbuches her. 

Nach allem waren die lateinischen Titelüberschriften 
bis auf drei, nämlich die von Lex I und die von Add. III 
und IV, zur Zeit Wlemars noch nicht vorhanden. Der 
Aachener Kommentator hat im Oktober 802 den vom 
Hauptredaktor hinterlassenen Torso eines friesischen Rechts- 
buches durchgesehen und bei dieser Gelegenheit hier und 
da eine Randbemerkung gemacht, wie er denn hinter 
Tit. VII 2: “haec constitutio ex edicto regis processit’, zu 
XII: “hoc et superiori capitulo constitutum est’ usw. be- 
merkte. Aber im Hinblick darauf, daß zwischen diesen 
Randbemerkungen und den Titelüberschriften der Lex ein 
erheblicher formaler Unterschied besteht, und daß die jenem 
Kommentator in Aachen zur Verfügung stehende Zeit wohl 
nur zu einer flüchtigen Durchsicht des friesischen Rechts- 
buches hingereicht haben kann, wird man nicht annehmen 
können, daß dieser Kommentator systematisch in der Lex 
Titelüberschriften angebracht habe. 
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Der westfriesische Interpolator kommt für die Frage 
nach dem Verfasser der Titelüberschriften nicht in Betracht, 
weil sich seine Tätigkeit nachgewiesenermaßen nicht über 
den ersten Teil des I. Titels hinaus erstreckt hat. Andrer- 
seits kann Herold, wie wir schon sahen, in der Lex keine 
Titelüberschriften angebracht haben. Es bleibt daher nur 
der Schluß übrig, daß der Corveyer Mönch, der einst das 
Material, welches man für die Abfassung eines friesischen 
Rechtsbuches zusammengebracht hatte, als "Lex Frisionum’ 
abschrieb und mit der Lex Saxonum und der Lex Angliorum 
et Verinorum zu einem Codex vereinigte, die lateinischen 
Titelüberschriften mit Ausnahme jener drei in der Lex 
Frisionum angebracht hat. So erklärt es sich, daß die 
eine und andere dieser Titelüberschriften in den beiden 
Leges, die jener Mönch mit der Lex Frisionum zusammen- 
schrieb, ihr Gegenstück findet.!) So wird es auch verständ- 
lich, daß manche von den lateinischen Überschriften nicht 
ganz zutreffend sind. So ist z. B. Tit. X auffallenderweise 
‘de testibus’ überschrieben. Daß diese Überschrift nicht 
alt sein kann, folgt schon daraus, daß der Text dieses Titels 
erst spät aus dem an eine falsche Stelle geratenen Schluß- 
satze des ältesten Teiles von Tit. XIV zurechtgemacht wor- 
den ist. Diese Überschrift paßt nicht ganz zu dem Inhalt 
des Titels. Der Corveyer Schreiber setzte sie offenbar, um 
den Beginn eines neuen Titels zu markieren, über diesen 
zurechtgestutzten Titel, ohne dessen Inhalt allzu ängstlich 
zu prüfen. Hätte einer der älteren Bearbeiter diesen Titel 
zurechtgemacht und mit einer Überschrift versehen, so 
hätte diese, wie wir aus XIV 3 entnehmen dürfen, ‘de 
periuris’ gelautet! 

Die Frage nach dem Ursprunge der Titelüberschriften 
des Heroldschen Textes ist also dahin zu beantworten, 
daß diese Überschriften nicht gleichzeitig entstanden sind, 
und daß sie verschiedene Verfasser haben. 


!) Man vergleiche z. B. Lex Fris. XII ‘de delicto servorum’ mit 
Lex Sax. X, Angl. et Ver. XVII ‘de delictis servorum’. Siehe Patetta 
2.2.0. S.15. 
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$4. Berührungen der Lex Frisionum mit anderen 
Leges barbarorum. Saxmund und Wlemar. 


Daß das friesische Rechtsbuch an manchen Stellen 
mit den Rechtsbüchern anderer deutschen Stämme überein- 
stimmt, ist längst bemerkt worden. Solche Stellen begegnen 
in der eigentlichen Lex von Tit. XVII, in der Additio von 
Tit. III an. Ein sehr umfangreiches Verzeichnis von Über- 
einstimmungen dieser Art hat Patetta dadurch zusammen- 
zubringen vermocht, daß er die Stellen, an welchen ihm 
die Abhängigkeit des friesischen Rechtsbuches von anderen 
Leges sicher, und diejenigen, wo sie ihm wenigstens möglich 
zu sein schien, nicht auseinander gehalten hat. Er ver- 
zeichnet (S. 38f.) Übereinstimmungen der Lex Frisionum 
mit der Lex Alamannorum (e codd. B.), (S. 40) mit der 
Lex Baiuwariorum (Text I), (S. 41 und 48) mit der Lex 
Ribuaria (Text B), (S. 48f.) mit der Lex Salica, (S. 49) 
mit dem Pactus Alamannorum, (S.60f.) mit der Lex 
Angliorum et Werinorum und (S. 60f.) mit der Lex Saxonum. 
Nach seiner Meinung weisen die Tit. XVII—XXI verhält- 
nismäßig die meisten Berührungen mit anderen Leges 
barbarorum auf. Die drei Sätze, welche aus der Verordnung 
von 780 stammen (XVII 1—3), berühren sich mit der 
Lex Alam.: 


Lex Fris. XVII 1 Si quisin Lex Alam. XXVI 1 Si qus 


exereitu litem concita- in exercitu litem com- 

verit... miserit (oder “commorve: 
rit)... 

XVII 2 Qui in curte dueis XXIX 1 Si quis in curte 

. . . hominem occiderit.. ducis hominem occiderit 


XVII 3 Si quis legatum regis XXX Si quis missum ducis 
vel ducis occiderit... . .. .oceiderit... 


Auch von den Sätzen, die auf das Kapitular von 779 
hinweisen, haben drei in der Lex Alam. Gegenstücke von 
überraschender Ähnlichkeit: 
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Lex Fris. XVII 5 Qui manci- 
pium in paganas gentes 
vendiderit ... . 


XVIII Qui opus servile die 


dominico fecerit.. . . 


Si servus hoc fecerit, va- 
puletur. 


Lex Alam. XXXVII Man- 
cipium foris provincia ne- 
mo vendat nec in paganos 
nec in christianos ... . 

XXXVIII De eo qui die 
dominico opera servilia 
(oder ‘opus servile’) fecerit 


Si quis servus in hoc vitio 
inventus fuerit, vapuletur. 


Schließlich zeigen auch noch die folgenden Stücke eine 


sehr weitgehende Berührung. 


Lex Fris. XIX De parricidiis. 
Si quis patrem suum occi- 
derit.... . Si quis fratrem 
suum occiderit ... 


XX 2 Si quis hominem occi- 
derit et absconderit, quod 
mordritum vocant, 


XXI Si quis hominem, vel 
nobilis nobilem aut libe- 
rum vel liber liberum vel 
liber nobilem, extra pa- 
triam vendiderit, compo- 
nat aut eum ab 
exilio revocare studeat. 


Lex Alam. XL De patrici- 
diis et fratricidis. Si 
quis homo volens occi- 
derit patrem suum ... 
aut fratrem suum ... 


XLIX Si quis hominem occi- 
dert, quod Alamanni 
morttodo (oder “mortri- 
dum) dicunt... 

XLVI Si quis liber liberum 
extra terminos vendiderit, 
revocet eum infra provin- 
ciam . . . et 40 sol. com- 
ponat... 


Mit Lex Fris. XX 2 weist auch Lex Rib. 15, mit Lex 


Fris. XXI auch Lex Rib. 16 Berührungspunkte auf.) 
Brunner?) möchte eine Bestimmung des Tit. XXI auf 
Lex Baiuw. XVI 5 zurückführen. Endlich zeigt Lex Fris. 
XVII 4, wo von der Heimsuchung gehandelt wird, eine so 


1) Diese Berührungen bewogen Brunner, 1, 343, hier eine Be- 
nutzung der Lex Rib. durch die Lex Fris. anzunehmen. In der 2. Aufl. 
hat er diesen Gedanken fallen lassen. 

2) A.a.O. S. 480 Anm. 26. 
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weitgehende Übereinstimmung mit der Lex Angl. et Werin. 
571), daß Brunner die Benutzung der Anglo-Verina durch 
die Lex Frisionum annehmen zu müssen glaubt.?2) Aber 
wir bemerkten schon oben, daß eine solche Benutzung 
ebenso wie eine Abhängigkeit der Lex Angl. et Werin. von 
der Lex Fris. völlig ausgeschlossen ist. Da die königliche 
Satzung auf die Lex Fris. XVII 4 zurückgeht, nur für die 
Friesen, nicht aber für die Angeln und Warnen berechnet 
war, so läßt sich jene Übereinstimmung nur durch die 
Annahme erklären, daß einst auch für die Angeln und 
Warnen die Heimsuchung durch eine königliche Satzung 
verboten worden ist und sich die fränkische Kanzlei bei 
der Formulierung dieses Verbotes nach derselben Vorlage 
gerichtet hat, welche sie bei der Ausfertigung des für Fries- 
land bestimmten Verbotes der Heimsuche benutzt hatte. 
Nach Brunner (I? 480 Anm. 26) geht jene Stelle der Anglo- 
warina auf Lex Rib. 64 zurück, und ‚‚die Lex Fris. muß 
hier die Lex Angl. benutzt haben, da bei dem umgekehrten 
Verhältnis für die Lex Angl. die gleichzeitige Benutzung 
von zwei verschiedenen Vorlagen in derselben Stelle voraus- 
gesetzt werden müßte.‘“ Aber wenn in jenem Satz der Lex 
Fris. die Anglow. benutzt wäre, so würde man ja, da nach 
Brunner Lex XXI auf Lex Baiuw. XVI 5 zurückweist 
und Lex XVII 5 und XVIII der Lex Alam. (XXXVIIf.) 
nachgebildet sind (S. 479 Anm. 18), zu der Annahme ge- 
drängt, daß der Hauptredaktor der Lex Fris., als er jene 
Bestimmungen in die Lex hineinarbeitete, drei verschiedene 
Vorlagen gleichzeitig benutzt hätte! 

Jedenfalls ist bei der Annahme von Beeinflussungen 
der Lex Fris. durch andere Leges große Vorsicht geboten, 
zumal sich in den betreffenden Stellen neben Übereinstim- 
mungen doch auch zahlreiche und erhebliche Verschieden- 
heiten finden, die man bei einer methodischen Vergleichung 
nicht minder zu beachten hat. Auch darf nicht übersehen 
werden, daß sich die behauptete Abhängigkeit meistens 


1) Vgl. oben S. 23 Annı. 3. 


2) A.a. 0.12,480. In der 1. Auflage (I, 352 N. 12) hatte Brunner 
lediglich die Übereinstimmung konstatiert. 
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auf die Übereinstimmung in solchen Worten stützt, welche 
sich auch dann einstellen mußten, wenn keine Abhängigkeit 
vorlag. 

Dies vor Augen, ist der Einfluß nicht-friesischer Rechts- 
aufzeichnungen in Tit. XXII ‘de dolg’, der im Heroldschen 
Druck den letzten Abschnitt der eigentlichen Lex bildet, 
ganz unverkennbar, und zwar an zahlreichen Stellen mit 
der Lex Alamannorum, gegen den Schluß hin auch mit der 
Lex Baiuwariorum. Patetta findet (S. 39£.), daß $$ 1, 3, 
4, 5, 9, 15, 16, 19-21, 24, 25, 61, 62, 77 und 78 von 
Lex Alam. LIX 1, 2, 3, LX, LXI, LXII 1, LXIII 3—8, 
LXV 7—8, 35, 38, 12, 10 und daß $$ 82 und 83 von Lex 
Baiuw. (Text 1) IV 3, 7, 17 beeinflußt seien. Obwohl er 
auch hier wieder zu weit geht und manchmal eine Benutzung 
des alemannischen und bayrischen Volksrechtes annimmt, 
wo schon der behandelte Stoff Gleichheit oder Ähnlich- 
keit des Ausdrucks bedingte!), so fehlt es doch unter den 
von ihm angeführten Stellen nicht an solchen, welche die 
Benutzung der oberdeutschen Leges durch die friesische 
Aufzeichnung klar erweisen.?) 

Über dem Suchen nach Anklängen an die oberdeutschen 
Leges hat es Patetta verabsäumt, Aufbau und Gliederung 
des Tit. XXI zu beleuchten. 

Von den 89 Paragraphen des Titels geben nur fünf, 
nämlich 65, 82, 83, 88 und 89, neben der Privatbuße das 


23) Um nur ein Beispiel anzuführen, so hält Patetta Lex Fris. 
XX1I 15 „Si palpebram aut superiorem aut subteriorem vulneraverit“ .... 
wegen der beiden Ausdrücke ‘superiorem’ und ‘subteriorem’ für abhängig 
von Lex Alam. LXT: „Si enim superior palpebra maculata fuerit . . . 
Si enim subterior maculata fuerit‘“ . . . Allein, wenn auch niemand die 
Möglichkeit einer Abhängigkeit in Abrede stellen wird, so wird man doch 
andrerseits zugeben müssen, daß sich bei einer Besprechung der Augen- 
lider die Ausdrücke ‘superior’ und ‘subterior’ ganz von selbst einstellen 
mußten. 

2) So braucht man nur die Formulierung des Tatbestandes in $$ 3, 
4, 9 (Si quis alium ita percusserit, quod durslegi vocant, ... . Si autem 
sanguinem fuderit, . .. . Si eum percusserit, ut testa appareat, . . .) mit 
der in Lex. Alam. LIX 1—3 (Si quis alium per iram percusserit, quod 
Alamanni pulislac dicunt, .... Si autem sanguinem fuderit ... Si 
enim percusserit eum, ut testa appareat, . .. .) zu vergleichen, um zu 
erkennen, daß hier keine zufällige Übereinstimmung vorliegen kann. 
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an den König zu entrichtende Friedensgeld an. Diese fünf 
Sätze unterscheiden sich von den übrigen noch in einer 
anderen Beziehung. Sie beschäftigen sich nämlich nicht 
wie diese mit Wunden, welche das Schwert geschlagen, 
sondern vier von ihnen betreffen ehrenkränkende Vergehen, 
einer ein Versuchsdelikt. Außer ihnen befaßt sich nur noch 
eine Bestimmung des Titels (8 87) nicht mit Wunden in 
einem inneren Zusammenhange, denn sie enthält eine Er- 
gänzung zu $ 83. Die sechs Paragraphen, die in aktivischer 
Form gehalten sind und von dem Haargriff ("faxfeng‘), 
der ungerechten Fesselung, der Wassertauche (“wapel- 
depene’), der Rettung aus Wassersgefahr und von dem un- 
züchtigen Griff (“bäseteng’) handeln, lauten: 


65. Si quis alium iratus per capillos comprehenderit, 
duobus solidis componat et pro freda IV solidis ad 
partem regis. 

82. Qui libero homini manus iniecerit et eum innocentem 
ligaverit, XV solidos componat et duodecim solidos 
pro freda ad partem regis componat. 

83. Si quis alium iuxta aquam stantem impinxerit et 
in aquam, ita ut submergatur, proiecerit, IV solidos 
componat et pro freda solidos II. 


87. Si quis hominem casu quolibet in aquam prolapsum 
liberaverit, IV solidorum remunerationem accipiat. 

88. Si quis liberam foeminam et non suam per maxillam 
(ob in mamillam zu bessern?) strinxerit, duobus 
solidis componat et duos solidos pro freda; 

89. Si per verenda eius comprehenderit, IV solidis com- 
ponat et duos solidos pro freda. 


Es ist nun von hohem Interesse, daß sich zwei unter 
den sechs Paragraphen von der Lex Baiuw. beeinflußt 
zeigen: 


Lex Fris. XXII 82: “Qui 
libero homini manus inie- 
cerit et eum innocentem 
ligaverit, XV solidos com- 
ponat et duodecim solidos 


Lex Baiuw. IV 3, 7: ‘Si 
in eum (liberum) contra le- 
gem manus iniecerit, ... .; 
III solidos donet. Si quis 
eum funibus ligaverit contra 
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pro freda ad partem regis 
componat'. 

83. "Si quis alium iuxta 
aquam stantem impinxerit 
et in aquam ita ut submer- 
gatur proiecerit, IV solidos 
componat et pro freda soli- 
dos I‘. 


legem, cum XII solidis com- 
ponat’!). 

IV 17. ‘Si quis alium de 
ripa vel de ponte in aquam 
inpinxerit, cum XII 
solidis componat’. 


Mit der zuletzt angezogenen bayrischen Bestimmung 


berühren sich auch Add. III 41 (Qui alium in aquam im- 
pinxerit ita ut mergatur, ter IV solidos componat)?) und 
Add. III 66: “Qui alium in flumine vel in qualibet aqua in 
profundum impinxerit, ut pedibus terram tangere non 
possit, sed natare debeat, ter XII solid. componat’. Die 
letztere Stelle gehört zu den Iudicia Saxmundi, und es folgt 
ihr hier (Add. III 67) der Satz: Qui alium in periculo aquae 
liberaverit, IV solidorum mercedem accipiat, dessen Inhalt 
mit Lex XXI1 87 übereinstimmt. Es lassen aber von den 
wenigen Bestimmungen, welche auf Saxmundsche Weis- 
tümer zurückgehen, auch noch vier andere die Benutzung 


der Lex Baiuw. deutlich erkennen: 


Add. III 61: “Si brachium 
supra cubitum .. . trans- 
punxerit, ter VI solid. com- 


ponat.. 
62. ‘Si brachium sub cu- 
bito . .. . transpunxerit, ter 


III solid. componat'. 
63. "Si nasum transpunxe- 
rit, ter XII solidos’. 


Lex Baiuv. IV 12: ‘Si 
quis alii brachium supra 
cubitum transpunxerit, cum 
VI solidis conponat’ ; 

“si ante cubitum transpunxe- 
rit, cum Ill solidis conponat’. 


IV 13. “Si quis alicui na- 
sum transpunxerit, cum IX 


solidis conponat'. 


1) Patetta (S.40) meint, die von der Lex Fris. festgesetzte Buße 
von 15 Schillingen möge aus den beiden Bußen der bayrischen Lex zu- 
sammengesetzt sein. Dies ist unwahrscheinlich. Die Lex Baiuw. verwendet 
andere Schillinge als die Lex Fris., und für die letztere kam bei der Ab- 
messung der Buße natürlich das friesische Gewohnheitsrecht und nicht 
die bayrische Lex in Betracht. 

2) Add. III 41 drückt sich einfacher als Lex XXII 83 aus und steht 
im Wortlaut der Lex Baiuw. am nächsten. 
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Add. VI ‘Si quis in flumine X 19. “Si quis via publica 
viam publicam occluserit, .. . vel via aquale alicuius 
XII solid. componat'’. clauserit contra legem, cum 

XII solidis conponat'. 


Andere Stellen, an welchen. die Lex Baiuv. benutzt 
wäre, finden sich in der Lex Fris. nicht. Man wird also 
behaupten dürfen, daß es der Saxmundische Redaktor 
war, der den Satz über die Fesselung eines Freien sowie den 
über den Lohn, welcher für die Rettung aus Wassersgefahr 
zu zahlen war, abgefaßt, oder daß derjenige, welcher diese 
Sätze dem Verzeichnisse ehrenkränkender Verbrechen ein- 
fügte, eine vom Saxmundischen Redaktor stammende Vor- 
lage benutzt hat.!) 

Scheidet man die sechs besprochenen Sätze aus dem 
Tit. XXI aus, so behält man 83 Bestimmungen übrig, 
die durchweg Körperverletzungen betreffen, durchweg nur 
die jedesmal verwirkte Buße, nicht aber das Friedensgeld 
angeben und ihre Bußansätze meist auf dem Duodecimal- 
system aufbauen, aber eine streng systematische Anordnung, 
wie wir sie sonst an der :& ısarbeitungen des Hauptredaktors 
gewohnt sind, weist diese Masse, als Ganzes genommen, 
nicht auf. Wohl aber zeigt sich eine solche Ordnung in dem 
ersten großen Hauptteile dieser Masse, der gerade bis zu 
dem vom “faxfang’ handelnden $ 65 reicht. 

In $$ 1—64 werden die Wundbußen nach den einzelnen 
Körperteilen, in einer vom Kopf bis zu den Zehen fort- 
schreitenden Folge, aufgeführt. Was in $$ 38, 39, 40 über 
das Austreten von Serum (liduwagi) aus dem Handgelenk, 
Ellbogen und Schultergelenk bestimmt wird, ist auch in 
$$ 43 und 44 festgesetzt. Dabei beschränken sich die Ab- 
weichungen in der Ausdrucksweise darauf, daß, während 
$ 43 ganz so wie $37 und $41 si... fuerit sagt, in $$ 38, 
39, 40 die sonst in der Lex nicht mehr begegnende Wendung 
si... . evenerit gebraucht wird. Eine solche Wiederholung 
läßt deutlich erkennen, daß der Hauptredaktor an dem 
dolg - Register nachträglich herumgebessert hat. Dazu 


1) DaB Saxmund selbst die Lex Baiuw. benutzt baben sollte, wie 
Patetta S.40 wähnt, ist natürlich ausgeschlossen. Vgl. unten 8. 81 fi 
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mußten ihn ja schon die Abänderungen der mittelfriesi- 
schen Kompositionen, die zu seiner Zeit vorgenommen 
wurden, veranlassen; denn diese Abänderungen hatten 
wieder die Abänderung mancher Bußansätze zur Folge. 
So ersetzte er damals die Partie über die Hand- und 
Fingerbußen durch eine jüngere Ausarbeitung. Damals 
mag er auch die drei Sätze, welche später als $$ 38—-40 in 
den Text gerieten, an den Rand geschrieben, also über- 
sehen haben, daß ihr Inhalt bereits in der Lex ($$ 43 und 44) 
vermerkt war. 

Die Augenbußen, die in dem Register hinter den Hand- 
und Fingerbußen und vor dem Satze über die Brustwunde 
stehen, enthalten einen Fehler. Sie lauten nämlich: 


($ 45) Si quis oculum alterius ita percusserit, ut eo ulterius 
videre non possit, XX solidos et duos tremisses componat; 
(3 46) si totum oculum eruerit, medietatem weregildi sui 
componat. 

Wie aus Add. III 47f. hervorgeht und auch aus Lex 
XXII 76 und 78 folgt, wurde die Biendung des Auges halb 
so hoch wie das gänzliche Ausschlagen des Auges gebüßt. 
Der in Lex XXII 45 aufgeführte Bußansatz (20 sol. 2 trem.) 
müßte also das Viertel eines weregildus ausmachen. Einen 
weregildus von 80 sol. 8 trem. hat es aber in Friesland nie- 
mals gegeben. In dem Ansatz XX solidos et duos tremisses 
muß also ein Fehler stecken. Wilda!) schlug vor, XXVI 
solidos et «luos tremisses zu lesen; denn in $ 77 werden auf 
das Abschlagen des ganzen Armes, das ja mit einem halben 
Wergelde gebüßt wurde, 53 sol. 1 trem. gesetzt, was auf 
einen Viertelweregildus zu 26 sol. 2 trem. führt. Man müßte 
sich dann freilich vorstellen, daß, als der weregildus des 
Nobilis auf 80 sol. festgesetzt wurde, der Viertelweregildus 
also 20 sol. betrug, in XXVI sol. die VI unterpunktet und 
die Worte duos tremisses nicht weiter beachtet worden 
wären. 

Aber es besteht noch eine zweite Schwierigkeit. Wilda 
sah in den 26?/, sol., welche er in Lex XXII 45 durch seine 


1) Strafrecht der Germanen 8. 763. 
Zeitschrift für Rechtszeschichte. XILVI Germ. Akt. 


r 
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Conjectur erhalten hatte, die Hälfte des Freienwergeldes. 
Daher stand er dem $46, der das Ausschlagen des Auges 
mit einer "medietas weregeldi” büßen läßt, ratlos gegenüber. 
Das Register de dolg (Lex XXII 1—64) war eben nicht für 
den Freien, sondern für den Edeling bestimmt. War die 
Blendung mit 26?/,, das doppelt so hoch zu büßende Aus- 
schlagen des Auges mit einem halben weregildus zu be- 
zahlen, so gelangt man zu einem weregildus von 106?/, sol., 
und dazu würde Lex XXII 77 stimmen, der auf den ganzen 
Arm, also auf ein Hauptglied, 531 sol. setzt. Indes betrug 
der weregildus des mittelfriesischen Edelings nach Lex I 
und nach dem alten Bußregister der Additio nur 80 sol. und 
erhöhte sich dann in der Zeit Wlemars durch die Hinzu- 
rechnung der Vorsühne auf 90 sol., um auf dieser Höhe 
bis tief in das Mittelalter stehenzubleiben. Ein Edelings- 
weregildus von 106?/, sol. könnte, wenn er überhaupt ein- 
mal in Mittelfriesland bestanden hat, nur um die Zeit, wo 
die Frankenherrschaft daselbst begründet wurde, vorüber- 
gehend gegolten haben. Lex XXIl aber wurde vom Redaktor 
der Wlemarschen Weistümer bearbeitet, zu dessen Zeit 
die Vorsühne eingeführt und dadurch der Edelingswere- 
gildus von 80 auf 90 sol. erhöht wurde. Wir müssen also 
die Entstehung des fehlerhaften Ansatzes in Lex XXI 45 
anders als Wilda erklären. 

Nach einer hinter Add. III 58 notierten Äußerung 
Wlemars!) sollte das Auge ebenso hoch wie die Hand und 
wie der Fuß, nämlich mit 45 Schillingen bezahlt werden. 
Auf Grund dieses Wlemarschen Ausspruches ist in XXII 
27 und 62 auf das Abschlagen der ganzen Hand und des 
ganzen Fußes eine Buße von je 45 sol. gesetzt, während 
sie bis dahin 40 sol. betragen hatte. Entsprechend wäre 
die Buße für die Blendung des Auges von 20 sol., worauf 
sie sich nach Ausweis von Add. III 47f. belief, auf 22!/, sol. 
zu erhöhen gewesen. Offenbar hat also der Hauptredaktor 
in XXI1I 45 zu der auf 20 sol. lautenden Buße die Worte 
“et duos et semiss’. hinzugefügt und der Mönch, der die 
Lex Frisionum in Corvey zusammenschrieb, statt “et semiss.’ 


I) Vgl. Neues Archiv XXX11 S. 232 Ann. 2 und unten S. 82, 
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irrtümlich “tremiss.” gelesen.!) Derselbe Hergang läßt sich 
in Add. III 10 beobachten, wo der Bußbetrag für das Ab- 
hauen der Nase von 20 sol. ebenfalls auf 221/, sol. erhöht 
werden sollte und statt dessen “XX duos solidos et tre- 
missem’ erscheint. An beiden Stellen stehen also neben 
den XX sol. noch die drei Worte et duos tremisses bzw. 
duos et tremissem. Der Hauptredaktor hatte zu dem alten 
Ansatze hinzugesetzt: et duos et semiss., und der Corveyer 
Mönch las die Worte ‘et semiss.’ als (et) tremiss. 


Es kam also infolge davon, daß der Edelingsweregildus 
in Mittelfriesland einst auf 80 sol. festgesetzt wurde und 
später unter Hinzurechnung der Vorsühne auf 90 sol. stieg, 
die Buße für die Blendung des Auges erst auf 20 und dann 
auf 221/, Schillinge zu stehen?) 


Eine falsche Stelle nimmt in dem Register auch die 
Bemerkung über das Durchbohren der Nase ($ 16) ein: 
Si nasum transpunxerit, XV solidis componat. Sie steht 
hinter dem Satze über die Augenlider und vor dem Satze 


!t) So ist auch in Add. III 26 ‘et tremisse’ statt ‘et semisse’ (vgl. 
$ 29) gelesen. 

2) Daß der Edelingsweregildus einst auf 90 sol. festgesetzt worden 
ist, ergibt sich nicht nur aus den angeführten Stellen der Lex und der 
Additio, sondern auch aus späteren mittelfriesischen Bußbestimmungen. 
So belief sich nach der 15. allgem. fries. Küre das Wergeld des Weibes 
auf 12 friesische Mark, d. i. 12 x 180 fries. Silberpfennige oder 180 altfries. 
Silberschillinge (zu 12 Pfenn.). Dieser Betrag machte nach dem karo- 
lingischen Wertverhältnisse 60 fries. Goldschillinge aus. Das Wergeld 
des Weibes war in Friesland dem des Mannes seit Wlemars Zeiten gleich 
(Add. V), und die Küren gehen bei ibren Bußbestimmungen vom Freien- 
stande aus. Einem Freienwergelde von 60 sol. entsprach aber ein Nobilis- 
weregildus von 80 sol. Nach den Bußtaxen der Hemmen $9 (Fries. 
Raq. 497) und nach denen des Wimbritzeradeels $9 (Rq. 493) sollte das 
„onwirdelicke‘‘ Ausbrechen der Augen, worauf ein Wergeld stand, mit 
120 kleinen Pfund oder 15 Mark zu 144 fries. Pfenn. gebüßt werden. 
Dieser Betrag machte 180 Silberschill. oder 60 fries. Goldschillinge aus. 
Das entsprechende Nobiliswergeld betrug also 9% fries. sol. Später wurden 
in Mittelfriesland die Wergelder in den einzelnen Deelen wiederholt 
erhöht. Aber noch in der mittelfriesischen Münzerläuterung wird das 
kleinste Wergeld, wie es damals im Borndeel bestand, zu 30 Schilden, 
d. i. 180 Silbersch., angegeben. Auch dieser Betrag führt auf ein Freien- 
geld von 60 und ein Edeling"geld von 90 altfries. Goldschillingen. 

4* 
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über den Schnurrbart, während das Abhauen der Nase 
bereits in $10 und zwar hinter dem Abhauen des Ohre;s 
besprochen ist. In dem Bußregister der Additio wird hinter 
dem Abhauen des Ohres (III 9) sowohl das Abhauen (III 10) 
als auch das Durchbohren der Nase (III 11, 12, 13) be- 
handelt! Lex XXII 16 fällt aber auch durch die Verwendung 
des Wortes transpungere auf, denn das Register, welches 
88 1—64 füllt, bezeichnet das Durchbohren sonst regel- 
mäßig mit perforare ($$ 6, 47 [forare], 49, 51, 53, 55)}). 
während dieser Begriff erst in den Nachträgen zu Tit. XXII 
durch transpungere ($ 84), transfigere (8 85) und traicere 
(886) ausgedrückt wird! Patetta (8.39) hat unseren 
8 16 mit Lex Alam. LXII 1 (lib. I.) zusammengestellt. Mit 
gutem Grunde, denn in Lex XXII finden sich auch sonst 
starke Anklänge an die Lex Alam., die ja der Hauptredaktor 
bei der Formulierung der Tatbestände zu Rate gezogen 
hat. Es kommt hinzu, daß die Bußberechnung in $ 16. 
wie sich gleich zeigen wird, dieselbe ist wie in $$ 84, 85, 86. 
drei Nachträgen, welche auf Wlemarsche Iudicia zurück- 
gehen. Bei der lateinischen Redaktion der Wlemarschen 
Weistümer ist aber die Lex Alam. benutzt worden! 
Nach allem ist anzunehmen, daß der Satz über das Durch- 
bohren der Nase ebenso wie der über die Blendung erst, 
nachdem der Hauptredaktor ein altes dolg-Register seinen 
Materialien eingefügt hatte, die uns vorliegende Fassung 
erhalten hat und am Rande des Registers nachgetragen 
worden ist, um an die Stelle einer älteren Bußbestimmung 
zu treten. 

In der pedantischen Ängstlichkeit, mit welcher das 
dolg-Register die in Frage kommenden Körperteile in einer 
vom Scheitel bis zu den Zehen systematisch fortschreitenden 
Ordnung aufzählt und die Bußen in jedem einzelnen Falle 
in aufsteigender Richtung ordnet, offenbart sich der Schema- 
tismus des Hauptredaktors. Die erschwerenden Umstände. 
welche bei Wunden in Betracht kommen konnten, wie 
Lähmung. Knochenzersplitterung. dauernde Entstellung 


!) Soauch in Add. IIT 11 (Durchbohren der Nase!), 12, 13 (foramen). 
14, 23, 31; desgleichen in Iudieia Wlema:i 2, 3. 6. dagegen in 4 telo traicere. 
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usw. sind in dem dolg-Register regelmäßig fortgelassen. 
Sie waren wohl schon in den Entwürfen, welche der Haupt- 
redaktor von seinem Vorgänger überkam, zu einem be- 
sonderen Abschnitte zusammengefaßt. Man liest in der Tat 
im zweiten Teile ($$ 65—90) des Tit. XXII mancherlei von 
solchen Nebenumständen (Wenden), doch herrscht daselbst 
eine solche Verwirrung, daß man, um sich ein Urteil über 
diesen Abschnitt zu bilden, erst Ordnung stiften muß. In 
der Anordnung des Heroldschen Druckes bespricht dieser 
Abschnitt der Reihenfolge nach 


1. 
2. 


St 


den faxfeng ($ 65), 
das Messen der Wunden und ihre Büßung je nach 
ihrer Länge ($$ 66—70), 


. das Heraustreten von Knochensplittern aus der 


Wunde ($$ 71-—-74), 


. die verschiedene Büßung einer Mehrzahl von Wunden, 


je nachdem sie durch einen Hieb oder durch ebenso 
viele Hiebe als Wunden gezählt wurden, geschlagen 
waren ($ 75), 


. die Lähmung von Hand, Fuß, Fingern, Zehen ($ 76), 
. Abhauen und Lähmung von Arm oder Bein ($$ 77— 


79), Körperverletzungen, welche bei den Friesen 
regelmäßig mit der Hälfte bzw. dem Viertel eines 
‘Geldes’ gebüßt wurden, 


. die bei Brustwunden vorkommende “lungenscedene‘ 


($ 80), 


. den bei Brustwunden, aber auch bei anderen Ver- 


letzungen sich einstellenden “adenıa utgong’ (8 81), 


. die Fesselung eines Unschuldigen ($ 82), 
. die wapeldepene ($ 83), 
. das Durchbohren des Oberarms oder Oberschenkels, 


der beiden Wangen samt der Zunge und der beiden 
Oberschenkel samt dem Hodensack ($$ 84-86), 


. die Rettung aus Wassersgefahr ($ 87), 
. den basefeng ($ 88f.), 
. die ständische Beziehung der aufgeführten Bußen 


($ 90). 
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Zunächst muß einst, wie aus unserer früheren Darlegung!') 
hervorgeht, der Satz über die Wassertauche (Nr. 10) un- 
mittelbar auf den Satz über faxfeng (Nr. 1) gefolgt sein. 
Sodann gehört das Stück, welches von der Büßung der 
Maßwunden je nach ihrer Länge handelt (Nr. 2) seinem 
Inhalte nach hinter Nr. 4, an deren Schluß erst auf das 
Büßen von Wunden je nach ihrer Länge übergegangen wird. 
Diese Umstellung von Nr. 4 wird auch durch die in Add. Ill 
49—58 befolgte Ordnung gefordert, denn auch dort geht 
die Angabe, daß die durch einen Hieb geschlagenen Wunden 
sämtlich und zwar nach ihrer Länge zu büßen seien ($ 49) 
der Besprechung der Maßwunden ($$ 50—58) vorauf. Das 
Stück Nr. 2 hat genau denselben Umfang wie Nr. 3 und 4 
zusammengenommen. Kein Zweifel also, daß die falsche 
Reihenfolge der drei Stücke durch die versehentliche Un- 
wendung eines Blattes entstanden ist, welches auf der 
Vorderseite Nr. 3 und 4, auf der Rückseite Nr. 2 enthielt. 
Aber dieses Blatt, das mit den Worten ‘Si de vulnere os 
exierit’ begann, hat auch seine ursprüngliche Stellung ein- 
gebüßt, denn das “de vulnere exire’ bildet das Thema von 
Nr. 7 und 8. Das Blatt gehört offenbar hinter Nr. 8. Stellen 
wir es dort hin, so kommen die drei angeführten Fälle des 
‘de vulnere exire’ hintereinander zu stehen! 


Einer genauen Prüfung ist auch das Stück Nr. 11 zu 
unterziehen, das von schweren Fleischwunden handelt und 
zwischen zwei inhaltlich eng zusammengehörenden Sätzen 
steht, von denen der eine (Nr. 10) die Wassertauche, der 
andere (Nr. 12) die Rettung aus Wassersgefahr zum Gegen- 
stande hat. Von den drei Sätzen, welche Nr. 11 bilden, 
berührt sich der erste ($84) nahe mit den Iudicia Sax- 
mundi, speziell mit Add. III 61 und 65, wo aber das Thema 
genauer als dort behandelt ist. Offenbar rührt jener $ 84 
von dem Saxmundischen Redaktor her, der dann in zwei 
nachgetragenen Saxmundischen Iudicia eine eingehendere 
Besprechung desselben Stoffes lieferte. Zu $ 84 notierte 
dann der Hauptredaktor zwei weitere Sätze unter Benutzung 
Wlemarscher Iudicia, ein Beweis, daß ihm die Ausarbei- 


1) Oben 8. 46fl. 
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tungen und Notierungen des Saxmundischen Redaktors 
bereits vorgelegen haben. Übrigens erinnert auch $ 16 durch 
seine Form an die Iudicia Saxmundi, speziell an Add. III 63 
und 64; sein Inhalt stellt sich als eine Konsequenz der in 
Add. III 64 aufgestellten Bußbestimmung dar. Die $$ 16 
und 84 sind also nicht gleichzeitig entstanden, sondern $ 84 
wurde vor, $16 nach der Aufzeichnung der Iudicia Sax- 
mundi niedergeschrieben. Bald darauf dürfte der Haupt- 
redaktor die $$ 85 und 86 eingefügt haben.!) 

Das Prinzip, nach welchem die $8$ 16, 84, 85 und 86 
ihre Bußen berechnen, läßt sich durch eine genaue Ver- 
gleichung der vier Sätze leicht feststellen: 


$ 16. Si nasum transpunxerit, XV solidos componat. 
$ 84. Si quis brachium vel coxam alterius transpun«crit, 
VI solidos componat. 
$85. Qui maxillas utrasque cum lingua sagitta vel quo- 
libet telo transfixerit, XV solidos componat. 
$86. Qui utramque coxam cum folliculo testium telo 
traiecerit, similiter XV solidos componat. 
Hier wird das Durchbohren 1. der drei Nasenwände, 
2. der beiden Wangen samt der Zunge und 3. der beiden 
Oberschenkel samt dem Hodensacke in ganz gleicher Weise 
mit je 15 sol. gebüßt. Auf die beiden äußeren Nasenwände, 
die beiden Wangen und die beiden Schenkel sind dabei 
je 6, auf die innere Nasenscheidewand, die Zunge und den 
Hodensack je 3 Schillinge gerechnet. Diese Art der Buß- 
berechnung begegnet auch in dem Abschnitte, der “Haec 
iudicia Wlemarus dictavit” überschrieben ist. Hier lauten 
88 IV— VI: 
Si utraque?) coxa ferro vel quolibet telo traiecta fuerit, 
VI solidos componat; si folliculus testiculorunı cum coxa, 
IX solidos componat; si utraque coxa cum testiculis fue- 
rint perforata, XV solidos componat. 


Diesen Bestimmungen liegt dieselbe Bußberechnung zu- 
grunde wie den oben zusammengestellten vier Sätzen des 


1) Um dieselbe Zeit dürften die Abschnitte über die Hand ($$ 27 ff.) 
und über den Fuß ($$ 62ff.) ihre neue Fassung erhalten haben. 


$) Dieses Wort ist hier versehentlich statt „altera‘ gesetzt. 
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Tit. XX1I. Daß sich Tit. XXIII S6 mit der angeführten 
Stelle der Iudicia Wlemari auch im Ausdrucke berührt (telo 
traiecerit -— telo traiecta fuerit), sah schon Richthofen. 


Abgesehen von der angegebenen Stelle sind die Iudicia 
Wlemari in Tit. XXII noch nicht nachgetragen. Diese 
ludicia können also erst aus der Zeit stammen, wo dem 
dolg-Register des Tit. XXII durch den Hauptredaktor die 
uns vorliegende Fassung gegeben wurde. In den Iudicia 
Wlemari können wir demnach mit Patetta!) ergänzende 
Nachträge zu jenem Register sehen. Dieses aber kann 
seine letzte Überarbeitung nur von dem Manne erhalten 
haben, der den Wlemarschen Weistümern ihre lateinische 
Form gab. Beweisend ist dafür, ganz abgesehen von zahl- 
reichen sachlichen und sprachlichen Übereinstimmungen, 
der Unistand, daß mehrere Stellen nach einem weregildus 
zu 90 sol. rechnen, wie er dem mittelfriesischen Nobilis seit 
Wlemars Zeit zukam, und die nicht wegzuleugnende Tat- 
sache, daß sich in vielen Sätzen des Tit. XXII der Einfluß 
der Lex Alam. geltend macht. Diese Lex ist, wie Patetta 
teils nachgewiesen, teils wahrscheinlich gemacht hat’), in 
Add. III 76, 77, IIIv, IV, V, VII, VIII sowie in den Zusatze 
zu Lex II, also gerade an solchen Stellen benutzt, welchen 
Wlemarsche Weistümer zugrunde liegen, so daß wir in dem 
Redaktor dieser Iudicia den Verfasser aller jener Abschnitte 
der Lex Frisionum schen dürfen, welche eine Benutzung 
der Lex Alam. verraten. Es kann also keinen Zweifel unter- 
liegen, daß die jüngsten Nachträge zu dem Wundenbuß- 
register des Tit. XXIL von dem Redaktor der Wlemarschen 
Judieia,. d. h. von dem Hauptredaktor, abgefaßt worden 
sind. Wenn er nun drei dieser Nachträge (8$ 84—86) vor- 
läufig neben oder hinter eine alte Aufzeichnung über ehren- 
kränkende Vergehen notiert hat, so muß diese Aufzeich- 
nung zu den Materialien, aus welchen er sein dolg-Register 
herausarbeiten wollte, gehört haben, also von ihm schon 
vorgefunden worden sein. Diese Aufzeichnung war für den 


mn 


1) A.2.0. S. 46. 
2) A.a.0. 8.39 und 8.57 Anm. 4. 


in 
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Edeling bestimmt.!) Doch hatte der Saxmundische Redaktor 
an den unteren Rand der Seite, welche mit 881 schloß 
und die sich einst weiter hinten befand, eine Bestimmung 
über die ungerechte Fesselung eines Freien ($ 82 Qui libero 
homini . . .) niedergeschrieben, und hinter die Aufzeich- 
nung waren zwei Sätze über die Kränkung cines freien 
Weibes ($88 Si quis liberam foeminam ...) zu liegen 
gekommen, hinter denen die abschließende Bemerkung 
stand: 
Haec omnia ad liberum hominem pertinent, nobilis vero 
hominis compositio .. .. tertia parte maior efficitur; 
liti vero compositio . . . medietate minor est quamı liberi 
hominis. 


Der Wortlaut dieser Klausel nötigt uns, in den Sätzen über 
hasafeng ($$ 88f.) den Schluß eines vollständigen, für den 
Stand der Gemeinfreien berechneten Bußregisters zu sehen, 
das der Hauptredaktor unter seinen Materialien vorfand. 
Geschrieben kann es erst sein, nachdem die Herabsetzung 
des Edelingsweregildus um !/, stattgefunden hatte. Es ge- 
hört also einer späteren Zeit an als der Grundstock von 
Lex XXII 1-64. 

Schwer zu sagen ist, ob sich der Abschnitt über die 
Büßung von Maßwunden, der Lex XXII 66-70 und 75 
ausmacht, auf den Freien oder auf den Edeling bezieht. 
Es treten hier etwas niedrigere Bußen auf als in Add. 49—58, 
einem Abschnitte, der dasselbe Thema für den mittel- 
friesischen Edeling ausführt.?) Darnach könnte es scheinen, 


I) 865 setzt auf faxfeng eine Buße von 2 sol. und ein Friedensgeld 
von 4 sol.(!), während nach Add. IIl 39f. dieses Vergehen dem Edeling 
mit 3x4 sol. gebüßt werden sollte. Man könnte annehmen, daß durch 
Add. 1II 39f. jener Bußansatz von 2 sol. korrigiert werden sollte, oder daß 
er für den Gemeinfreien berechwnet war. Lex XX11 65 hat aber augen- 
scheinlich (vgl. oben 8. 53) den Schluß einer Seite gebildet, so daß man 
diesen Paragraphen nur dann, wenn eine besondere Bemerkung dazu 
nötigte, auf einen anderen Stand als die voraufgehenden Paragıaphen 
beziehen könnte. Jede Bemerkung dieser Art fehlt aber. $65 muß also 
ebenso wie das unmittelbar vorhergehende Regisier ($$ 1—64) auf den 
Edeling bezogen werden. Übrigens wird wohl in $65 ein Fehler stecken. 
Die Buße wird 4 sol., der Fredus 2 sol. betragen haben, nicht umgekehit ! 


?) War die Wunde eine Spanne lang, so sollte sie nach der Lex 
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als ob sich der Abschnitt auf den Freien bezöge. Aber aus 
dem vorstehend erwähnten, für den Gemeinfreien bestimm- 
ten Register kann dieses Stück der Lex nicht stammen. 
Vielmehr berühren sich Lex XXII 66ff. und Add. III 49. 
in ihrer Ausdrucksweise so eng!), daß der Gedanke, sie 
könnten unabhängig von einander entstanden sein, aus- 
geschlossen ist. Was aber ihren Inhalt betrifft, so weichen 
sie in den Vorschriften über die Messung und Büßung der 
.Wunden stark auseinander.?) Sie können also nicht gleich- 
zeitig abgefaßt sein, und der Verfasser des jüngeren Stückes 
muß das ältere bei seiner Arbeit vor sich gehabt haben. 
Nun übertrifft die Sprache von Lex XXII 66ff.?) die von 
Add. III 49ff. an Präzision, und in Add. III 49ff. stößt 
man auf eine dem Saxmundischen Redaktor eigentümliche 
Wendung (sua solius manu sacramentum peragere) und die 
von ihm beliebte Einmischung beweisrechtlicher Vorschrif- 
ten. Überdies findet sich hinter Add. III 58 ein Nachtrag. 
der vom Hauptredaktor herrührt. Nach allem könnte 
Add. III 49ff. vom Saxmundischen Redaktor stammen 
und der Hauptredaktor, als er Lex XXII 66ff. formulierte, 
die Arbeit seines Vorgängers benutzt haben. War dies der 
Fall, so bezogen sich sicher beide Abschnitte auf den Edeling. 

Denkt man sich aus dem Wundenbußregister, welches 
den ersten Teil (88 1—-64) des Tit. XXII bildet, alle Ansätze 
weg, welche erst nachträglich hineinkorrigiert worden sind''), 


mit 6, nach der Add. mit 8, war sie eine große Spanne lang, nach der Lex 
mit 8, nach der Add. mit 12 sol. gebüßt werden! 

I) Dies springt sofort in die Augen, wenn man Add. IIl 49 mit 
Lex XXI1 75 und Add. 111 50f. mit Lex XXTII 66ff. vergleicht. 

?) Wegen der Verschiedenheit der Bußen vgl. oben S. 57 Ann. 2. 
In Lex. XXIL ist offenbar der Anfang des Stückes, der diekürzeren Wunden 
behandelte, verloren gegangen. Das Erhaltene beginnt mit der eine kleine 
Spanne langen Wunde, um bis zu der eine große Elle messenden Wunde 
fortzuschreiten. In Add. III 50ff. wird nach dem vorderen Zeigefinger- 
gliede und nach Spannen geniessen! 


®) Tex XXIl 66ff. macht den Eindruck, als habe man den weseüt- 
lichen Inhalt von Add. III 49fi. so knapp und genau als irgendmöglich 
ausdrücken und nur die Bußzahlen zeitgemäß abänd. rn wollen. 


*) Hierzu gehören $$ 16, 27—34, 45f. und 62f. 
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so bleiben für die höheren Bußen ausschließlich duodecimale 
Schillingzahlen übrig, nämlich die Ansätze zu 4, 6, 12, 18 
und 24 solidi.!) Von diesen sind mindestens einige als alte 
Wergeldquoten anzusehen. So war nach $1 ein Schlag 
auf das Haupt, der taub machte, mit 24 sol., nach Add. III 8 
dagegen mit dreimal 26?/, sol. zu büßen. Auf 26?/, sol. 
belief sich aber das Viertel des in XXII 77 verwendeten 
und ebenso das Drittel des in Lex I und III aufgeführten 
mittelfriesischen Edelingsweregildus. Auch für die Buße, 
welche auf das Abhauen der Nase gesetzt war und in Lex 
XXI 10 auf 24 sol. beziffert wird, erscheint in Add. III 10 
eine gebrochene Schillingzahl. Wie aber spätere Rechts- 
quellen ergeben?), war es in Mittelfriesland alter Rechts- 
brauch, die ‚„unwürdiglich‘‘ abgehauene Nase mit einem 
“mannes ieldim’, also einer simpla compositio (weregildus) 
zu büßen.?) Das abgehauene Ohr soll nach Lex XXII 9 
mit 12 sol. und entsprechend nach Add. III 9 mit dreimal 
12 sol. gebüßt werden. Den ziffermäßigen Betrag dieser 
Buße hat man in Mittelfriesland in der Folgezeit unverändert 
gelassen.) In Ostfriesland dagegen ist daran festgehalten 


I) Vgl. $$1, 2, 6-8, 9, 10, 12, 18, 21, 22, 24—26, 38—40, 43, 
44, 47-56, 59-61. 

3) Vgl. den mittelfries. Rechtsvertrag von 1276 $2 (Fries. Rq. 384), 
die Bußtaxen von Wimbritzeradeel $9 (Rgq. 493), die der Hemmen $9 
( Rq. 497). 

3) Vgl. diese Zeitschr. XXVIII S. 144f. His S. 282 meint, die 
Nasenbuße von 24 sol. sei kein Wergeldteil, sondern ein Vielfaches der 
Grundbuße von 12 sol. Aber diese Grundbuße ist von Hause aus ebenfalls 
eine Wergeldquote! Ein Unterschied zwischen Grundbuße und Wergell- 
quote bildete sich erst dadurch heraus, daß sich die Wergeldbeträge 
änderten, das Volk aber an den alten duodecimalen Bußansätzen festhielt. 


*) Die 12 sol. der Lex und der Add. sind die Edelingsbuße. Das 
Ohr des Freien war also wohl einst mit 8 Goldsch. oder 24 Schill. zu je 
12 Silberpfenn. zu büßen. Der letztere Betrag macht 288 Pfenn. oder 
8 Pfenn. 14 Unzen aus. Soviel betrug die Ohrenbuße nach den Bußt. von 
Feerw.-Dong. $8 und $13 (Fries. Rq. 444f.), von Leenw. $8 und $13 
(Rq. 452 und 454) und nach den konipil. Westerg. Bußt. $ 24 (Iq. 466). 
Statt 8 Pfenn. 14 Unzen gewähren einige dieser Stellen infolge eines 
Lesefehlers 8 Pfund 24 Unzen. Die Schreiber wurden zu diesem Fehler 
durch die Angabe einiger Bußregister, daß die Ohrenbuße 8 Pfund be- 
trage, verleitet. 
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worden, daß das abgehauene Ohr mit einer Wergeldquote 
zu büßen sei, und zwar betrug diese Buße nach dem ost- 
friesischen Rechte, wie sich aus den Hunsegauer und den 
Allgemeinen Bußtaxen noch erkennen läßt, 1/; Vollgeld.!) 
Nach Lex XX1I 8 war die Gehirnwunde mit 24 sol. zu 
büßen.?) Auf diese Verletzung (breinwunde, breinsiama) 
stand aber nach mittel- und ostfriesischem Rechte dieselbe 
Buße wie auf die Lähmung eines Hauptgliedes. In Lex 
XXII 76—79 und Add. III 46 ist nun ausdrücklich an- 
gegeben, daß das völlig gelähmte Glied halb so hoch wie 
das abgeschlagene zu büßen war, und die Buße für das ab- 
geschlagene Hauptglied belief sich auf ein halbes Geld (Lex 
XXII 77). Folglich müssen die 24 sol., mit welchen die 
breinwunde zu vergüten war, ein Viertelgeld dargestellt 
haben. Ein Vollgeld zu 96 altfries. Goldschill. hat es aber 
in Friesland weder für den Stand der Edelinge noch für den 
der Gemeinfreien jemals gegeben. Wohl aber bestand da- 
selbst einst eine simpla compositio (weregildus) von dieser 
Höhe?). Es war dies der älteste bisher nachgewiesene 
Edelingsweregildus der Friesen. Er stieg nach der Auf- 
richtung der Frankenherrschaft auf 106°/, sol., sank aber 
in Mittelfriesland im 8. Jahrhundert, wie sich aus den An- 
gaben der Lex über das Geld des Weibes ergibt, auf 60 sol. 
herab, um sich dann hier auf 80 und schließlich auf 90 sol. 
zu heben. Der Hauptredaktor des friesischen Rechtsbuches 
muß also seinem dolg-Register ein Bußverzeichnis zugrunde 
gelegt haben, welches noch aus der vorfränkischen Zeit 
stammte und in welchem die bloßen Wundentaxen, die 
simplae vulnerum compositiones, verzeichnet waren. 
Jüngere Bestandteile dieses Registers hatten ihren Buß- 
herechnungen bereits den weregildus zu 1062/, sol. zugrunde 


!) Vgl. Fries. Rq. 334 $25 und 86, 31. Nach den Eiwsiger Bußt. 
$ 3 betrug die Ohrenbuße !/, Wergeld. 

*) Die $$6- 8 Inuten: Si os perforatum fuerit, duodecim solidos 
componat; si membranam, qua cerebrum continetur, gladius tetigent, 
XVII solilos componat; si ipsa membrana rupta fuerit, ita ut cerebruns 
exire possit, XX1V solidos componat. 


®) Vgl. diese Zeitschr. XXVIIT S. 142. 
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gelegt. Noch jüngere Schichten rechneten nach einem 
weregildus zu 80 sol. und die jüngsten nach einem solchen 
zu 90 sol. Dieses Verzeichnis konnte nach der Durch- 
führung der Bußenreduktion auf die vorsätzlichen Delikte 
Anwendung finden. Um diese veränderte Beziehung zu 
markieren, fügte man dem Tatbestande des ersten Satzes 
ein per iram ein und wies entsprechend in dem An- 
fangssatze des diesem Register folgenden Verzeichnisses 
chrenkränkender Vergchen auf das Vorsätzliche durch ein 
iratus hin. 


Das alte 'Taxenverzeichnis war also, bevor es noch 
vom Hauptredaktor überarbeitet und auf vorsätzliche 
Delikte bezogen wurde, nıit Zusätzen und Abänderungen 
versehen worden. Es geschah dies in fränkischer Zeit, als 
der Nobilisweregildus von 96 auf 106°/, sol. erhöht worden 
war. Infolge dieser Erhöhung mußten nämlich die Bußen 
für Hauptglieder um !/, gesteigert und manche anderen Buß- 
ansätze abgeändert werden. Von den Nachträgen, welche 
damals der Aufzeichnung eingefügt wurden, haben sich 
noch ein paar Stücke, nämlich $$ 76—81, erhalten. Einer 
späteren Zeit gehören die Korrekturen des Bußbetrages an, 
welcher in dem Register auf die Lähmung des Auges gesetzt 
war (845), Korrekturen, die eine Verderbnis der Stelle 
zur Folge hatten.!) Diese Korrekturen wurden längere Zeit 
vor dem Auftreten des Saxmundischen Redaktors vor- 
genommen. Der Hauptredaktor, zu dessen Zeit sich das 
Vollgeld des Edelings zunächst auf 80 und schließlich auf 
9% sol. belief, korrigierte noch einzelne Ansätze des Registers, 
arbeitete die eine und andere Partie, wie z. B. die über die 


!) In derselben Weise, wie diese Augenbuße ($ 45), ist einst auch 
die in Add. III 10 aufgeführte Nasenbuße korrigiert worden, und auch 
an dieser Stelle findet sich eine Textverderbnis. Jetzt lautet Lex XXII 45: 
Siquis oculum alterius ita percusserit, ut co ulterius videre non possit, 
XX solidos et duos tremisses componat, und Add. III 10: Si nasus ab- 
Scissug fuerit, ter XX duos solidos et tremissem componat. An beiden 
Stellen wollte der Korrigierende einen älteren Ansatz, der nur auf 2U sol. 
gelautet haben kann, um 2 sol. trem. erhöhen. Wahrscheinlich schrieb 
er den letzteren Betrag über oder neben die 20 sol. Ein Abschreiber gab 
dann die korrigierten Stellen unrichtig wieder. 
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Hand und die über den Fuß, völlig um!?), trug in Anlelınung 
an die Ausdrucksweise der Lex Alam. neue Bußbestim- 
mungen ein, formulierte aus Saxmundischen und Wlemar- 
schen Weistümern weitere Ansätze, die er, soweit es anging, 
dem Kontexte einfügte, im übrigen aber an den Rand 
seiner Materialien notierte, um sie bei der geplanten Schluß- 
redaktion an der richtigen Stelle einzutragen. 


Das dolg-Register des Tit. XXII besteht zum weitaus 
überwiegenden Teile aus alten Edelingstaxen. Von dem 
mit Rücksicht auf den Edeling zusammengestellten Buß- 
verzeichnisse für ehrenkränkende Vergehen haben sich nur 
zwei Ansätze ($$ 65 und 83) erhalten. Auch das für den 
Edeling berechnete Wendenregister ist nur unvollständig 
auf uns gekommen. Was sonst im Tit. XXII steht, bezieht 
sich auf den Gemeinfreien (homo liber). Die letzten Stücke 
bildeten einst den Schluß eines alten, fast ganz verloren- 
gegangenen Registers von Frimonstaxen, und nur auf dies>s 
tegister, nicht aber auf den ganzen Tit. XXII bezog sich 
die Schlußbemerkung des Titels: 


Haec omnia ad liberum hominem pertinent, nobilis vero 
hominis compositio sive in vulneribus et percussionibus 
et in omnibus, quae superius scripta sunt, tertia parte 
maior efficitur; liti vero compositio sive in vulneribus 
sive in percussionibus sive in mancationibus et in omnibus 
superius descriptis medietate minor est quamliberi 
hominis. 


Diese Klausel wurde, wie sich aus der Ausdrucksweise 
ergibt, von? Hauptredaktor niedergeschrieben, und er wird 
eine entsprechende Bemerkung hinter die Edelingstaxen, 
welche er in seinen Materialien vorfand, eingetragen haben. 
Diese Bemerkung ging verloren, als der zweite Hauptteil 
der Taxen, zu den sie gehörte, und der zu einem guten Teil 
aus Nachträgen und Korrekturen aus der Zeit Saxmunds 
bestand, vom Hauptredaktor als antiquiert an das Ende 
der Sammlung verwiesen wurde. Gleichzeitig mit dem 


1) Die ältere Fassung der Hand- und Fußbußen, die er beiseite legte, 
ist z. T. noch erhalten und zwar in Add. II und III 1—7. 
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Schlusse der Edelingstaxen kam wohl auch der darauf- 
folgende erste Hauptteil der Frimonstaxen abhanden. 

Der Hauptredaktor zog, als er mit der Ergänzung und 
zeitgemäßen Abänderung der beiden Bußregister, die er 
in seinen Materialien vorgefunden hatte, beschäftigt war, 
das alemannische Volksrecht zu Rate und ließ sich von 
diesem in der Fassung der Tatbestände beeinflussen, wäh- 
rend sich der Redaktor der von Saxmund vorgetragenen 
Judicia in entsprechender Weise nach dem bayrischen 
Volksrechte gerichtet hatte. Jener hat demnach ein Exem- 
plar der Lex Alam., dieser ein Exemplar der Lex Baiuw. 
zur Hand gehabt. Im 8. Jahrhundert müssen also Hand- 
schriften der oberdeutschen Leges nach Mittelfriesland ge- 
langt sein. In materieller Beziehung, d. h. hinsichtlich der 
Rechtsfolgen, sind die Wlemarschen Weistümer natürlich 
von der Lex Alam. unabhängig, denn diese Rechtsfolgen 
gründeten sich selbstverständlich nur auf das geltende 
mittelfriesische Recht. 

Hätte der Hauptredaktor sein Werk zu Ende geführt, 
so würden wir wahrscheinlich an der Stelle von Lex XXII 
ein für den Edeling oder ein für den Frimon bestimmtes 
Register finden. Es würde in ein dolg-Register, ein Wenden- 
register und eine Besprechung der ehrenkränkenden Ver- 
gehen gegliedert sein und mit einer Klausel schließen, mit 
deren Hilfe man die entsprechenden Bußen für die beiden 
anderen Stände berechnen könnte. Was uns in Wirklich- 
keit überliefert ist, besteht aus einem dolg-Register für 
den Edeling (88 1—64), aus den ersten Sätzen eines für 
den Edeling bestimmten Verzeichnisses ehrenkränkender 
Vergehen (8 65), aus einem Reste eines Wendenverzeich- 
nisses für den Edeling ($$ 66—76; $ 80f.), aus dem Schluß 
eines für den Gemeinfreien berechneten Verzeichnisses 
ehrenkränkender Vergehen ($ 82f., $ 87—$ 89) und aus drei 
ganz jungen Nachträgen ($$ 84-86). 

Die Verzeichnisse ehrenkränkender Vergehen stammten, 
wie wir bereits sahen, vom Saxmundischen Redaktor. Auf 
den Gedanken, selbständige Wendenregister anzulegen, 
scheint dagegen erst der Hauptredaktor gekommen zu sein. 
In seinen Materialien war wohl noch nicht zwischen dolg- 
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und Wendenregister geschieden. Sonst hätte schwerlich 
der Saxmundische Redaktor sein Verzeichnis von Ehren- 
kränkungen unmittelbar hinter das dolg-Register ein- 
getragen. Der Hauptredaktor nahm augenscheinlich einige 
Sätze und Stücke aus dem dolg-Register heraus, um sie 
für das geplante Wendenregister zu verwenden. So geriet 
auch die eine und andere Wundentaxe, wie $ 77 (Si brachium 
juxta scapulam abscissum fuerit, quinquaginta tribus 
solidis et tremisse componatur), versehentlich in das Wenden- 
register.!) Immerhin liefert ein solches Versehen einen 
Beweis, daß in den Vorlagen des Hauptredaktors Wunden- 
bußen und Wendenbußen nicht gesondert waren. 


L. de Geer hielt Lex XXII für das älteste erhaltene 
friesische Bußregister, und nach Patetta, der ihm hierin 
beipflichtet, soll Lex XXII dem Bußregister, welches 
Add. II und III 1---58 ausmache, als Modell und Quelle 
gedient haben. Desgleichen verficht Patetta die Meinung. 
daß dieses letztere Register für den ostfriesischen Frimon 
berechnet gewesen sei. Er macht dafür geltend, daß die 
Bußen der beiden Register nicht nach demselben Systeme 
berechnet wären und ganz verschiedene Geldbeträge dar- 
stellten. Aber was er im einzelnen anführt, ist nicht stich- 
haltig und beweist nur, daß er von dem Wandel, welcher 
das mittelfriesische Bußwesen im 8. Jahrhundert durch- 
machte, keine richtige Vorstellung hat.?) Wäre das Re- 
gister der Additio nicht für Mittelfriesland bestimmt ge- 
wesen, so würde sein Geltungsbereich durch eine vrien- 
tierende Bemerkung des Hauptredaktors angedeutet sein. 
Daß das System, wonach dieses Register die Bußen berech- 
net, nicht das ostfriesische war, ergibt sich aus einer Reihe 
von Ansätzen. So läßt, um nur ein Beispiel anzuführen, 
Tit. II den abgeschlagenen Daumen so hoch wie die vier 
anderen Finger zusammen (mit 221/, sol.) büßen, so daB 
die Daumenbuße die Hälfte der gesamten Fingerbuße aus- 
machte. Es folgten, wenn man die Bußen in absteigender 


1) s$ 76 fl. dürften einst hinter der Partie über die Fuß- und Zehen- 
bußen gestanden haben, die jetzt Add. 1II 1—7 bildet. 
2) Vgl. hieızu Neues Archiv XXXIL S. 302. 
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Linie ordnet, der Goldfinger (7 sol.), Zeigefinger (6), kleine 
Finger (5), Mittelfinger (4!/, sol.).!) War ein Finger nur 
zum Teil abgeschlagen, so sollte jedes Glied — für die 
Zehen galt dieselbe Vorschrift — mit einem Drittel der 
auf den ganzen Finger gesetzten Buße vergütet werden. 
Die völlige Lähmung war ($ 46) halb so hoch wie das völlige 
Abschlagen zu büßen. Endlich waren auf das Abschlagen 
des Handblattes und den Gersfal der Hand je 4 sol. gesetzt. 
Es sollte also die Buße für die fünf Finger zusammen mit 
der Handblatt- und der Gersfalbuße (53 sol.) der für das 
Abschlagen einer Hand zu zahlenden Buße (53!/, sol.) 
gleichkommen. Diese Ordnung der Hand- und Fingerbußen 
stimmt mit der in Lex XXIlI 27ff. gegebenen in so fern 
überein, als hier die vier Finger in einem ganz ähnlichen 
Verhältnisse wie dort gebüßt werden und auch hier cine 
besondere Handblattbuße (4 sol.) festgesetzt ist.) Aber 
die Daumenbuße macht nach Lex XXII 28 nur noch 1; 
der Gesamtfingerbuße aus?), was den späteren mittel- 
friesischen Bußverhältnissen entspricht. Gar keine Über- 
einstimmung vermag ich demgegenüber zwischen jener 
Ordnung der Additio und den Hand- und Fingerbußen der 
ostfriesischen Rechtsquellen zu entdecken. 


Die Hunsegauer Bußtaxen beschäftigen sich in $ 16 
und $52 mit den Hand- und Fingerbußen.?) An beiden 
Stellen ist als Norm hingestellt, daß Abschlagen und Steif- 
lähmung gleich hoch zu büßen seien, und daß 1. der Daumen, 
2. Zeigefinger und Mittelfinger zusammen, 3. Gold- und 
kleiner Finger zusammen je einer Drittelhand gleichkonımen 

1) Erhöht man diese vier Fingerbußen um je 1 Mark (die des Mittel- 
fingers um 2 Mark), so erhält man die Fingerbußen von Lex XXJL $ 30. 

2) In $ 30 ist die Buße für den Mittelfinger statt auf 5?/, auf 6°/, sol. 
festgesetzt, weil in $34 auf das Handblatt 4, nicht 5 sol. gesetzt sind, 
wie es sich nach der Erhöhung der Handbuße und beim Wegfall der 
Gersfalbuße empfohlen hätte. So aber waren auf die Finger nicht 40, 
sondern 41 Schillinge zu verteilen. 


3) Der Daumen war nach $ 28 mit 131, sol. zubüßen. Auf die sänıt- 
lichen fünf Finger hätten nicht 41 sol. ($$ 28 - 33), sondern 40 sol. gesetzt 
werden müssen. 


*) Fries. Rq. 333 und 338. 


Zeitschrift für Rechtsgeschichte XILVI. term. Abt, 5 


66 Hugo Jaekel, 


sollten. In $52 wird dann bestimmt, daß der Daumen mit 
20, der ‚Zeigefinger mit 13, der Mittelfinger mit 7, der Guld- 
finger mit 5 und der kleine Finger mit 15 Mark zu bezahlen 
sei. Die Daumenbuße belief sich hiernach nur auf 1! der 
Gesamtfingerbuße, und die Bußenfolge der Finger war: 
Daumen (20), kleiner Finger (15), Zeigefinger (13), Mittel- 
finger (7), Goldfinger (5)! 

Im zweiten Teile von $ 52 scheinen die Bußzahlen auf 
eine Rechnung nach Pippinischem Gelde zurückzugehen.!) 
Die Gesamtfingerbuße beträgt hier nicht 60, sondern (60 > 
/. =) 55 Mark. Davon entfallen auf den Daumen und 
den kleinen Finger je 15, auf den Zeigefinger 11, auf den 
Gold- und den Mittelfinger je 7 Mark.?) Dem Daumen 
kommt hier 3/,, von der Gesamtfingerbuße zu. 

Aus $16 ersehen wir auch, daß im Hunsegau die ein- 
zelnen Fingerglieder nicht gleich hoch gebüßt wurden. Auf 
das Endglied stand — dasselbe zeigt sich in den Allgemeinen 
Bußtaxen — eine erheblich höhere Buße. Nach $ 16 sollten 
für das Endglied von Fingern oder Zehen, wenn es abgehauen 
oder gelähmt worden war, 7 Mark ‚für das End- und Mittel- 
glied zusammen 11 Mark, für alle drei Glieder 15 Mark 
gezahlt werden. 

Daß die Bußfolge der Finger, wie sie uns in diesen beiden 
Hunsegauer Ordnungen entgegentritt, zu der von Add. ll 
gegebenen nicht stimmt?), zeigt sich bei einer Vergleichung 
unmittelbar. Schon diese Hunsegauer Ordnungen weisen die 
Eigentümlichkeiten auf, welche allen ostfriesischen Hand- 
und Fingerbußordnungen des Mittelalters gemeinsam sind. 
Es wird nämlich 1. die Gesamtbuße für die fünf Finger 
einer Handbuße gleichgestellt, so daß für eine beson- 
dere Handblatt- und eine Gersfalbuße kein Raum bleibt, 


2) [Randbemerkungen lassen erkennen, daß der Verfasser diesen 
Punkt noch für fraglich und aufklärungsbedürftig gehalten hat. W. S.} 

2) Der letzte Satz enthält einen Schreibfehler. Auf die Lähmung 
des Mittelfingers oder des Goldfingeis stand nicht “thiu midleste scrift- 
lemethe’ (Rq. 338, 20), sondern ‘thiu minneste scriftlemethe’. 

®) Es ordnet die Additio: Gold-, Zeige-, kleiner Finger, Mittel- 
finger, 852 der Hunseg. Taxen dagegen: kleiner Finger, Zeige-, Mittel-, 
Goldfinger! 


Die Entstehung der Lex Frisionunı. 67 


2. die Handbuße auf ein halbes Vollgeld bemessen und 
3. unter den vier Fingern der kleine Finger am höchsten 
gebüßt. 

Die Hand- und Fingerbußen der Rüstringer Edelings- 
taxen zeigen dasselbe Verhältnis wie es uns im $ 16 der 
Hunseg. Bußtaxen entgegentritt. Die Rüstringer Taxen 
lassen den Daumen und den kleinen Finger mit je 7!/,, 
die drei mittleren Finger mit je 5 Schilling gew. Gold 
büßen. Die Daumenbuße belief sich also auf !/, von der 
Handbuße oder !/, Vollgeld. Ebenso hoch war der kleine 
Finger zu büßen. Die Buße der drei mittleren Finger stellte 
sich demgegenüber auf je !/, von der Handbuße oder 
Is Geld. 

Die Fingerbußen der Allgemeinen Bußtaxen erweisen 
sich, dem kompilatorischen Charakter dieser stümperhaften 
Privatarbeit entsprechend, als ein der Folgerichtigkeit ent- 
behrendes Gemisch älterer und jüngerer Bußbestimmungen. 
Die Daumenbuße wird, wie in den ältesten Bestandteilen 
der Hunseg. Bußtaxen, dem dritten Teile der Handbuße 
gleichgesetzt. Dagegen sollen, den jüngeren Bestandteilen 
der Hunseg. Taxen entsprechend, die drei Mittelfinger gleich 
hoch gebüßt werden. Indem nun der Kompilator aus diesen 
jüngeren Bestimmungen auch den Satz aufnahm, daß der 
Daumen anderthalbmal so hoch wie ein Mittelfinger zu 
büßen sei, schuf er einen unheilbaren Widerspruch. Denn 
wenn der Daumen dem Drittel der Hand gleichstehen soll, 
bleiben für die vier Finger zwei Drittel der Hand übrig, 
so daß im Durchschnitt jeder mit !/, der Handbuße, also 
halb so hoch wie der Daumen zu büßen wäre. Wenn aber 
der Daumen nur anderthalbmal so hoch wie ein Mittel- 
finger bezahlt werden sollte, so mußte, wie dies die Rüst- 
ringer Ordnung zeigt, auch der kleine Finger anderthalbmal 
so hoch wie der Mittelfinger gebüßt werden. Der Kompilator 
setzte den Daumen nach der älteren Ordnung dem Drittel 
der Hand gleich, zugleich aber die drei Mittelfinger nach 
der jüngeren Ordnung zu je ?2/;, Daumen an. Daher waren 
für ihn die drei Mittelfinger in der Buße genau gleich 2 
Daumen, also die drei Mittelfinger samt dem Daumen 
bereits gleich der Hand. Für den kleinen Finger blieb ihm 

5% 
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so gar nichts übrig. Er half sich in dieser Verlegenheit damit, 
daß er über die Büßung des kleinen Fingers gar nichts 
sagte!!) 

Der Brokmerbrief läßt in $ 192 den Daumen mit 
1/, Geld?), also so hoch wie die vier Finger zusammen 
büßen, worin man vielleicht noch eine Nachwirkung der 
vorfränkischen Fingerbußordnung zu erkennen hat. Von 
einer besonderen Handblatt- und Gersfalbuße ist auch hier 
keine Rede. Die vier Finger sollen gleich hoch gebüßt 
werden und auch die drei Glieder jedes Fingers in der 
Buße einander gleichstehen. 

Nach allem kann davon, daß die Fingerbußen der 
Add. II nach ostfriesischem Prinzip berechnet waren, keine 
Rede sein. 

Sodann stimmen die Bußbeträge der Additio nicht 
zu der ostfriesischen Freienkomposition. Nach Add. 11H 8 
sollte der taub machende Schlag, der nach altfriesischem 
Rechte mit einem Viertelwergelde zu büßen war (Lex 
XXI 1), mit 3x26?/, fries. Goldschill. gebüßt werden. 
Dagegen belief sich der weregildus des ostfriesischen Freien 
im 8. Jahrhundert zunächst auf 48, dann auf 531, und 


1) Die Daumenbuße der Allgem. Bußtaxen mußte einen Forscher 
wie Philipp Heck, der den kompilatorischen Charakter dieser Privat- 
aufzeichnung verkannte, in die ärgste Verlegenheit bringen. Der Daumen 
sollte wie ein Drittel der Hand und zugleich thrimine diurra (11, mal 
80 hoch) als ein Mittelfinger gebüßt werden. So mußten sich ihm für den 
Daumen einerseits 6°/, Geldmark, andrerseits (11, x 51‘, Mark =) 8 Mark 
ergeben. Es wollte wieder nichts stimmen. Hier konnte nur Gewalt helfen. 
So erklärte er denn kurzerhand, daß ‚‚thrimine diurra‘“ hier nicht. wie 
sonst immer, 11, mal tourer, sondern #/„mal teurer bedeute (Die friesischen 
Standesverhältnisse S. 164)! Da er aber auch so noch nicht ganz ars 
Ziel kam, so packte er (S. 162 ff.) das Bußensystem der Allgem. Bußtaxen 
am oberen und unteren Ende und drückte es kräftig nach der Mitte hin 
zusammen. Nun stellte sich die Übereinstimmung zwischen den zwei 
Ansätzen der Daumenbuße zu seiner freudigen Überraschung her. Indem 
er sich dann einredete, jene Zusammendrückung sei schon durch die Ost- 
friesen des 11. Jahrhunderts erfolgt, gewann er die Überzeugung, eine 
Erklärung, die „völlig zuverlässig‘ und zugleich „die einzig mögliche” 
sei (S. 165), geliefert zu haben. 

2) Fries. Rq. 177. 
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schließlich auf 40 fries. Goldschill.!!) Der weregildus, wel- 
chen das Register der Additio seinen Bußen zugrunde legt, 
kann freilich auch nicht der des mittelfriesischen Freien 
sein, denn dieser war im 8. Jahrhundert ebenfalls von 48 
auf 5314, Goldschill. gestiegen, dann auf 40 herabgegangen, 
um schließlich wieder auf 531, und zuletzt bis auf 60 Gold- 
schill. erhöht zu werden. Das Register der Additio kann 
also nur für den mittelfriesischen Edeling bestimmt ge- 
wesen sein, dem seit der ersten Hälfte des 8. Jahrhunderts 
ein weregildus von 106?/, Goldschill. zustand, der dann auf 
80 Goldschill. herabgesetzt, zuletzt aber auf 90 Goldschill. 
erhöht wurde. 


Daß die Bußen von Add. II und III auf den mittel- 
friesischen Edeling zugeschnitten waren, wird endlich da- 
durch zur Gewißheit, daß der Hauptredaktor hinter dem 
Register der Additio, wo er auf Westfriesland zu sprechen 
kommt, vermerkt hat, daß dort die simpla compositio des 
“nobilis homo’ 106?/, Schill. und zwischen Weser und Lau- 
bach ebensoviel betrage. Dies hätte keinen vernünftigen 
Sinn, wenn es.sich nicht in den voraufgehenden Bußtaxen 
um den mittelfriesischen “‘nobilis homo’, sondern um den 
ostfriesischen Gemeinfreien gehandelt hätte. Nach allem 
ist es als sicher zu betrachten, daß das Bußregister der 
Additio für den mittelfriesischen Edeling berechnet war. 


Diesem Bußenverzeichnisse soll nun nach Patetta 
lex XXII als Vorbild und Quelle gedient haben. (‚Sehr 
viele Bestimmungen des Tit. XXIJ, so führt er (8. 48) aus, 
seien in das Register der Additio übergegangen, wobei die 
Bußen verdreifacht worden wären. Manchmal sei der ältere 
Bußbetrag vor der Verdreifachung abgeändert?), und zwar 
öfters erhöht worden usw. Diese Auffassung ist zu einem 
großen Teile verfehlt. Es war Patetta verborgen geblieben, 
daß die Abänderungen der Bußbeträge in Add. III 8ff. die 


') Vgl. die Kompositionen des Tit. XV der Lex und dazu meine 
Bemerkungen in dieser Zeitschr. XXVII Germ. Abt. $. 288f. 

2) Heck, Gemeinfreie S. 236, meint, daß die kleinen Abweichungen 
zwischen Lex XXII 1—81 und Add. III 1—58 „auf Meinungsverschieden- 
heit verschiedener Gesetzessprecher beruhen könnten.“ 
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Folge davon waren, daß in der ersten Hälfte des 8. Jahr- 
hunderts das Wergeld der mittelfriesischen Stände um !}, 
erhöht, für den Edeling also von 96 auf 106°/, Goldschill. 
heraufgesetzt worden war, und daß seitdem die simpla con- 
positio im Falle vorsätzlicher Verbrechen nicht mehr vier- 
mal, sondern, was eingeschärft werden sollte, nur dreimal 
zu zahlen war. 

Patetta versucht dann noch zu beweisen, daß die 
Judicia Wlemari von dem Register der Additio benutzt 
seien. Er vergleicht Add. III 18 (Si oculus vel os ita per- 
cussa fuerint, ut torqueantur, ter IV solidis componatur) 
mit Jud. Wlemari VII (Si quis alium in facie percusserit, 
ut oculus vel os torqueatur, IV solidos componat) und 
Add. III 35 (Si brachium aut crus percussum fuerit et ex 
ipsa percussione decrescerit a sua grossitudine, quam prius 
habuerit, quod smelido dicunt, ter IV solidis componatur) 
mit Jud. Wlemari VIII und IX (Si quis alium in brachio 
vel in crure percusserit, ut ipsa membra decrescant, et ita 
fuerit subtiliatum, ut duos digitos minuatur, IV solidos 
componat; si unum, duos solidos; si digitus dimidius, soli- 
dum; si sexta pars digiti est, unum tremissem). Daß sich 
diese Stellen eng berühren, sieht jeder auf den ersten Blick. 
Aber man wird doch zunächst nicht nur die Benutzung 
der Wlemarschen Weistümer durch das Register der Additio, 
sondern auch das umgekehrte Verhältnis als möglich setzen. 
Nun ist aber Jud. Wlemari VIIIf. weit ausführlicher als 
Add. III 35 und, wie der flüchtigste Blick lehrt, nichts 
weiter als cine genauere, sorgfältiger abgefaßte Ausführung 
des in Add. III 35 besprochenen Themas! Man kann also 
nur eine Benutzung des Registers der Additio durch den 
Redaktor der Wlemarschen Judicia, nicht aber das um- 
gekehrte Verhältnis annehmen. Zu demselben Ergebnis 
gelangt man durch eine Vergleichung von Add. III 31 (Si 
stomachus vel botellus perforatus fuerit, ita ut stercus per 
vulnus exierit, ter XXIV solidis componatur) mit Judic. 
Wlemari I—III, wo dasselbe Thema mit großer Ausfülr- 
lichkeit behandelt und auch noch für den Fall, daß die 
geschlagene Wunde nicht mehr zuheilen sollte, eine doppelt 
so hohe Buße wie in Lex XXII 53—56 und in Add. III 31 


Die Entstehung der Lex Frisionum. 71 


und 45 vorgesehen ist. Schließlich würde bei der Annahme, 
daß die Judicia Wlemari dem Register der Additio als 
Quelle gedient hätten, unerklärlich bleiben, warum gerade 
nur die Judicia I—III, VII, VIII und IX, nicht aber IV—VI, 
X und XI benutzt sein sollten. Nach allem gehört das 
Register der Additio einer früheren Zeit an als die Judicia 
Wlemari. Es hat dem Redaktor diese Judicia, d.h. dem 
Hauptredaktor der Lex, bereits vorgelegen. 


Oben zeigten wir aber, daß zwar der Grundstock von 
Lex XXIlI noch auf die vorfränkische Zeit weist, wo die 
simpla compositio des Edelings 96 fries. Goldschill. betrug, 
daß aber die jüngsten Stücke dieses Titels von dem Re- 
daktor der Wlemarschen Weistümer abgefaßt worden sind. 
Dazu gehören außer den oben schon angeführten Buß- 
bestimmungen alle Stellen, die nach einem Vollgelde von 
90 Schillingen rechnen.!) Diese Stücke des Tit. XXII sind 
sämtlich jünger als das Bußregister der Additio. Daß dieses 
vor Wlemars Zeit zu setzen ist, läßt sich übrigens auch 
auf anderem Wege zeigen. 


Zunächst macht die Sprache der Wlemarschen Weis- 
tümer durch ihre größere Gewandtheit einen jüngeren Ein- 
druck als die des Bußregisters der Additio. Die ältesten, 
lateinisch geschriebenen Rechtsaufzeichnungen der deut- 
schen Stämme behalfen sich mit der Einschiebung deutscher 
Wörter, um eine Sache klar zu bezeichnen. Von diesem 
Mittel macht auch das Bußregister der Additio noch Ge- 
brauch, der Redaktor der Wlemarschen Weistümer dagegen 
nicht mehr! Sodann drückt sich der letztere gewöhnlich 
umständlicher, aber auch verständiger aus als das Register 
der Additio. Man vergleiche nur den von ihm herrührenden 
$ 45 in Tit. XXII der Lex (Si quis oculum alterius ita 
percusserit ut eo ulterius videre non possit ,...) mit 
Add. III 48 (si non oculum excusserit, sed pupillos ... .). 
In der Additio erscheint hier eine auch in anderen Volks- 
rechten begegnende alte naive Vorstellung, an deren Stelle 


1) Unter 'weregildus’ versteht das BuBßregister der Additio, wie ein 
versprengtes Stück desselben (Add. III 74) beweist, ebenso wie Lex 
XXII nicht die jüngere, sondern die ältere simple compositio. 
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der Redaktor der Wlemarschen Weistümer eine verstän- 
digere Charakterisierung der Verletzung bietet. 

Schließlich muß man das Register der Additio auch 
um seines Inhalts willen in die Zeit vor Wlemar setzen. 
Es sei hier nur zweierlei hervorgehoben. 

Der Daumen wird nach dem Register der Additio so 
hoch gebüßt wie die vier anderen Finger zusammen und 
die große Zehe so hoch wie die anderen vier Zehen zu- 
sammen.!) Die friesischen Bußregister des späteren Mittel- 
alters zeigen eine starke Verschiebung dieses Verhältnisses 
zuungunsten des Daumens und der großen Zehe; und dies 
Verschiebung zeigt sich schon in den jüngsten, zu Wlemars 
Zeit abgefaßten Stücken des Tit. XXII der Lex! Hier 
werden ($$ 28—32) dem Daumen 131,, dem Zeigefinger \, 
dem Mittelfinger 6?/, (statt 5°/,!), dem Goldfinger?) 8, dem 
kleinen Finger 6 Schillinge Buße zuerkannt, so daß die 
Buße der vier Finger zusammen (genau 26?/,) das Doppelte 
der Daumenbuße ausmachte. Die fünf Zehen sollten nach 
$ 63 der Reihe nach mit 8, 7, 6, 5, 4 Schillingen gebüßt 
werden. Auf die große Zehe kamen also 8, auf die vier 
übrigen zusammen 22 Schillinge, d.h. mehr als das Doppelte! 
Die Partie über die Finger- und Zehenbußen in Tit. XXI] 
stellt also ein jüngeres Entwicklungsstadium des friesischen 
Bußwesens dar als die entsprechende Partie im Register 
der Additio. 

Man beachte ferner die Buße für das Abhauen von 
Fuß oder Hand. 

Die Handbuße wird in Add. II 1 auf 262/, fries. Gold- 
schillinge bemessen.3) In Add. III 1 wird dann vermerkt. 


1!) Add. IT 2-5, IIIa 2—4. Nach Add. IIla 2 wird die große Zehe 
mit 1114, nach Illa 3 und 4 die zweite mit 3, jede der drei folgenden 
mit 22/, Schill. gebüßt, was zusammen nur 11 Schill. ergibt. 

?2) Das ältere mittelfriesische Recht (\gl. auch oben S. 64) lied 
von den Fingern den Goldfinger nächst den Daumen am höchsten büßen! 

%) Die 26°/, Schill. sind durch „XXV sol. et V den.“ ausgedrückt, 
was man auffallend gefunden hat. Der Betrag stellt die Hälfte von 
‚5314 sol., das Viertel von 106°/, sol. dar. Daß man die Hälfte von 531, sol. 
nicht durch XXVI solid. et II denarios ausdrückte, kann natürlich an 
der Unbehilflichkeit des Mannes gelegen haben, der diese Buße berechnete. 


Die Entstehung der Lex Fıisionunm. 13 


daß der völlig abgeschlagene Fuß ebenso hoch wie die 
abgeschlagene Hand zu büßen sei, aber in einer später 
hinzugesetzten Bemerkung (id est 53!/, sol.) ein doppelt 
so hoher Bußbetrag angegeben.!) Die Buße für Hand und 
Fuß ist also im Laufe des 8. Jahrhunderts einmal bis auf 
das Doppelte gestiegen. 

Von dem weregildus, nach welchem das für den Ede- 
ling bestimmte Bußregister der Additio ebenso wie die erste 
Überarbeitung von Lex XXII rechnet (106?/, Goldbuld)?), 
machte diese Handbuße ein Viertel aus, während sie nach 
der Herabsetzung des Edelingsweregildus auf 80 sol. einen 
Drittelweregildus ausgemacht hätte, wenn nicht inzwischen 
die Buße für den Verlust der Hand bereits auf einen halben 
weregildus erhöht worden wäre. Nach Lex XXI 27 und 42 
betrug die Buße für das Abschlagen von Hand oder Fuß 
45 sol.3), also die Hälfte von dem seit Wlemars Tagen, mithin 
etwa seit 780, begegnenden Wergelde zu 90 sol. Von einer 
Handbuße zu einem Viertel- oder Drittelweregildus ist in 


wie denn auch in dem Zusatze zu Lex I 10 die Hälfte von 531% sol. mit 
großer Umständlichkeit durch „XXVI solidi et dimidius et dimidius 
tremissis‘‘ wiedergegeben wird. Patetta hat darauf (S. 24 Anm. 1) auf- 
merksanı gemacht, aber (S. 47) diese seine Auffassung bei der Betrachtung 
von Add. II 1 vergessen. Übrigens scheint die Handbuße an unserer 
Stelle ursprünglich zu 20 sol. angegeben gewesen zu sein, wozu man dann 
noch 6°/, sol. oder, nach friesischem Brauche ausgediückt, 5 sol. 5 den, 
fügte. -- Der Vermutung Schreuers, Verbrechenskonkurrenz in den 
Volksrechten, 1896, S.21 Anm. 88 und Brunners, Deutsche Rg. I? 
N.476 Anm. 2, „daß vor dem Ansatze XXV solid. et V. denarios‘ das 
Wörtchen „bis“ ausgefallen sei, kann ich nicht zustimmen. Die ursprüng- 
lichen Ausätze für die Fingerbußen divften den Ansätzen für die Zehen 
in Tit. III 2—4 gleich gewesen sein. In diesen Zehenbußen begegnen 
kleine Rechenfehler. — Natürlich bleibt es auffallend und erklärungs- 
bedürftig, daß man hinter den Satz Pes ex toto abscissus componatur 
ut manus schreiben konnte id est 53 sol et tremisse, während doch kuız 
vorher die Handbuße auf 26?/, Schill. festgesetzt ist. Die Erklärung 
wird unten gegeben werden (S. 99). 


1!) Die über Tit. III stehende Randbemerkung (hoc totum in triplo 


vomponatur) bezog sich, wie oben 8. 34 bemerkt worden ist, auch auf 
Tıt. 1. 


?) Vgl. Add. III 47. 
®) Vgl. zu diesen Betrage oben 8. 50. 
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dem Bußenverzeichnisse von Tit. XXII keine Rede mehr; 
dieses Verzeichnis zeigt also auch hier ein jüngeres Ent- 
wicklungsstadium der friesischen Bußordnung als die Buß- 
zahlen der Additio. Die späteren mittelfriesischen Rechts- 
quellen lassen Hand sowie Fuß regelmäßig mit einer halben 
Erbsühne büßen. Doch mußte bei dem Verluste eines 
Hauptgliedes auch eine Magsühne, und zwar halb so viel 
wie bei einem Totschlage gezahlt werden. 

ÄAndrerseits führt nun der Grundtext von Tit. XXTI 
hier und da noch duodezimale Bußbeträge auf, wo das 
Register der Additio bereits gebrochene Schillingzahlen ver- 
wendet. So soll z. B. der taub machende Schlag nach 
Lex XXII 1 mit 24, nach Add. III 8 mit (dreimal) 26?/, sol. 
gebüßt werden. Die beiden Bußbeträge stehen in dem- 
selben Verhältnisse (9: 10) zueinander, in welchem nach 
der Aufrichtung der fränkischen Herrschaft der friesische 
weregildus (von 96 auf 106?/, sol.) erhöht worden war. 
Auch in so fern zeigt sich in der Additio ein jüngeres Stadium 
des mittelfriesischen Bußwesens, als nach Lex XXII 1 Taub- 
heit mit 24, Stummheit mit 18 sol.!), nach Add. III 8 da- 
gegen ganz so wie nach den späteren mittelfriesischen 
Rechtsquellen Stummheit und Taubheit gleich hoch zu 
büßen waren. 

Nach allem kann Tit. XXII der Lex nicht so, wie 
er uns heute vorliegt, sondern allenfalls in der Gestalt, 
welche er vor der Zeit Saxmunds und Wlemars hatte, 
dem Verfasser von Add. III 8-48 vorgelegen haben. 
Die in Add. IIL 1--48 vereinigten Bußbestimmungen sind 
mindestens zum Teil erst nach der Herabsetzung des mittel- 
friesischen Edelingsgeldes um ein Viertel, aber noch vor 
der Pippinschen Wergeldreduktion abgefaßt worden. Der 
Saxmundische Redaktor versah diese Bußbestimmungen 
mit Nachträgen, und der Wlemarsche Redaktor wollte dann 
auch diese Bestimmungen durch seine Überarbeitung des 
Tit. XXIl, mit der er aber nicht zu Ende kam, antiquieren. 


Im Gegensatze zu Lex XXII lassen die in Add. III 3 


1!) [In einer Randbemerkung wird die Möglichkeit lokaler Ver- 
schiedenheit angedeutet. W. S.] 
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bis 48 vereinigten Bußtaxen an keiner Stelle eine Benutzung 
der Lex Alam. erkennen. Zwar fühlt sich Patetta (S. 49) 
durch die Worte ‘ita ut stercus per vulnus exierit’ des $ 31 
an die Wendung ‘ut stercora exeant’ in Lex Alam. LXV 29 
erinnert, aber da der Gegenstand, um den es sich dreht, 
füglich nur durch das Wort ‘stercus’ bezeichnet werden 
konnte und der Ausdruck ‘exire” für das Heraustreten 
(altfries. ütgong) aus der Wunde dem Verfasser, wie Add. 
III 24 zeigt, geläufig war, so läßt sich, zumal die beiden 
Stellen sonst ganz verschieden sind, auf die zufällige Über- 
einstimmung in jenen zwei Wörtern selbstverständlich nichts 
bauen. Auch mit der “meravigliosa analogia’, welche Pa- 
tetta (S. 49) zwischen Add. III 47f. und Pactus Alam. II If. 
entdeckt hat, ist es nichts. Es lauten: 


Add. leg. Fris. III 47f.: Pactus Alam. II 1—2: 


Si quis oculum excusserit, Et si quis alteri oculum 
ter XL solidis componat. Si ruperit et ille popillus intus 
non oculum excusserit, sed restitit, solvat solidos XX. 
pupillos, ter XX solid. com- Si oculus ille foras exierit, 
ponat. solidos XL. 


Da es wohl niemandem einfallen wird, aus den hier 
wie dort gebrauchten Ausdrücken ‘si quis’, “oculus’, “pu- 
pillus’, ‘solidus’ die Abhängigkeit der friesischen Buß- 
bestimmung von der alamannischen zu folgern, bleibt 
nur die Übereinstimmung der Schillingzahlen (3 x 40 und 
3 x 20 verglichen mit 40 und 20) als Stütze der 'mera- 
vigliosa analogia’ ührig. Aber auch diese Stütze ist hin- 
fällig. Nach altfriesischem Rechte wurde das ausgestoßene 
Auge mit der Hälfte, das völlig erblindete mit dem Viertel 
eines Geldes gebüßt, und die Festlegung des Edelingswere- 
gildus auf 80 sol. brachte es mit sich, daß von der Zeit an, 
wo man die Drittelung des Vollgeldes eingeführt hatte. 
bis zur Pippinschen Wergeldreduktion der Verlust des Auges 
mit 3 x 40 und die Blendung des Auges mit 3x 20 sol. 
zu büßen war. Daher waren im Register der Additio auf 
dlas Ausstoßen des Auges 3 x 40, auf seine Blendung 3 x 20 


t) Vgl. noch Lex Alam. LVII 13—14. 39. 
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friesische Goldschillinge gesetzt. Dagegen ließen die Ale- 
mannen das Ausstoßen des Auges mit einem Viertel, seine 
Blendung mit einem Achtel vom Vollgelde büßen, und die 
Lex Alam. berechnet ihre Bußen für den Stand der Ge- 
meinfreien, dem dort ein Vollgeld von 160 Saigen zustand. 
Die Augenbußen der Lex Alam. stimmten also nur zufällig 
in den Schillingszahlen mit den Augenbußen der Additio 
überein und auch nur dann, wenn die alemannischen Bußen 
in Saigen, die der Mittelfriesen in friesischen Schillingen 


(Buld) berechnet wurden. 


Die Saiga war aber ®/, mal so 


schwer wie das Buld! Von einer Benutzung der Lex Alam. 
kann also auch in Add. III 47 nicht die Rede sein. 

Add. IlI 41 berührt sich im Ausdruck mit der Lex 
Baiuw. IV 17, einer schon oben besprochenen Stelle!), doch 
auch hier läßt sich eine unmittelbare Benutzung dieser 
oberdeutschen Lex nicht nachweisen. 


Auch an das ribuarische Volksrecht wird man durch 
Add. III erinnert. Es kommen zwei Stellen ın Betracht: 


Add. III 24: Si ossa de 
vulnere exierint tantae mag- 
nitudinis, ut in scutum iac- 
tum XlIl pedum spatio dis- 
tante homine possit audiri, 
unum ter IV solidis com- 
ponatur, aliud ter duobus, 
tertium ter uno solido.?) 

Add. III 46: Quodceunque 
membrum percussum ita de- 
bilitatum fuerit, ut ibi inutile 
pendeat, medietate compo- 
natur quam componi debuit, 
sı penitus fuisset abseissum. 


Lex Rib. LXVILU 1: Si 
ossus exinde exierit, 
qui super viam XII pedorum 
in scuto sonaverit, XXXVI 
solidos factus ei culpabilis 
iudicetur. (2) Siautem plura 
ossa exierint, pro unumquen!- 
que sonante solidus addatur. 
Lex Rib V (de debilitatı- 
bus) 6: Sic in omni manca- 
tione si membrum mancum 
pendiderit, medietate con- 
ponat quam componere de- 
buerat si ipsum membrum 
abscissum fuisset. 


Hier scheint es sich in der Tat um eine wirkliche un- 
mittelbare Benutzung der Lex Rib. zu handeln. 


!) Vgl. oben S. 47. 
2) Hiermit vel. Lex XXI 71. 
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Schließlich klingen zwei Stellen von Add. Ill an einen 
Titel der Lex Salica an, nämlich Add. III 30 an Lex Sal. 
XVII 4 und Add. III 42—43 an Lex Sal. XVII 6 und 7. 
Doch scheinen mir diese Anklänge zu unbestimmt, als daß 
ich eine unmittelbare Benutzung des salischen Volksrechtes 
{Patetta S. 48f.) behaupten möchte. 


Als sicher kann demnach nur hingestellt werden, daß 
die Gruppe von Bußbestimmungen, welche Additio III 8 
bis 48 ausmacht, nirgends von den oberdeutschen, wohl 
aber an zwei Stellen von dem ribuarischen Volksrechte 
beeinflußt ist. Wir stellten nun bereits fest, daß der Re- 
daktor der Saxmundischen Weistünter bei der Formulie- 
rung der Tatbestände die Lex Baiuw. zu Rate zog, während 
sich der Redaktor der Wlemarschen Weistümer dabei durch 
die Lex Alam. bestimmen ließ. Jene Gruppe (Add. III 8 
bis 48) ist also sicher von keinem dieser beiden Redaktoren 
abgefaßt worden. Dagegen wird man die Stellen, welche 
sich als Nachträge erweisen lassen, wenigstens zum Teil dem 
Saxmundischen Redaktor zuzuschreiben haben. Als solche 
Nachträge haben auch der Abschnitt über die Büßung der 
Wunden je nach ihrer Länge (Add. III 49---58) und der 
Satz über die Kratzwunde (Add. III 44) zu gelten. Wäh- 
rend nämlich Add. III 8ff. ganz so wie der Grundstock von 
Lex XXII zur Einfügung deutscher Glossen die Formel 
“quod .. . dieunt’ verwendet!), erscheint dafür in $ 44 
und $ 56 die Wendung “quod vocant’?), die sonst nur in 
Sätzen begegnet, welche von Saxmundischen oder vom 
Wlemarischen Redaktor stammen?) 

Die Benutzung der Lex Ribuaria, wie sie in Add. Ill 24 
und 46 deutlich zutage tritt, läßt sich nicht auf den Sax- 
mundischen Redaktor zurückführen. Sie ist offenbar älte- 


!) Vgl. Add. III 16 (quod wlitiwam dicunt), 32 (quem liduwagi 
dicunt), 34 (quod spido dieunt), 35 (quod smelido dieunt) mit Lex XXI 
35 (quod liduwagi dicunt) und 50 (quod mithridri dicunt). 

2) Add. III 44: quod cladolg vocant, 56: quod vocant smelo. 

®) So sagt: der Saxmundische Redaktor in Lex XIV 1: quos tenos 
vocant, der Wleniarsche Redaktor in Lex XIII: quam bortinagad vocant, 
in XXI1 3: quod durslegi vocant. 
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ren Datums. Aber daß sie bei der Ausarbeitung des Re- 
gisters, welches Add. III 8—48 ausmacht, wirklich statt- 
gefunden hat, kann als sicher bezeichnet werden. Dagegen 
berührt sich der Grundstock von Lex XXIJ, also das nach- 
weisbar älteste mittelfriesische Bußregister mit der Lex Ri- 
buaria ebensowenig wie mit den oberdeutschen Leges. 

Die Bußbestimmungen, welche “Haec iudicia Saxmun- 
dlus dicetavit’ überschrieben sind, müssen ebenso wie die 
Wlemarischen Weistümer den Zweck verfolgt haben, schon 
vorhandene Bußvorschriften zu ergänzen und zu erweitern 
oder abzuändern. Das Abhauen der Testikeln will das 
erste Saxmundische Weistum (Add. III 60) mit 531/, Gold- 
schillingen gebüßt wissen, während Lex XXII 58 den Hoden 
mit einem halben, beide mit einem ganzen weregildus büßen 
läßt. Wie aus der letzteren Bestimmung hervorgeht, war 
der Hoden ebenso hoch wie die Hand oder der Fuß zu 
büßen. Jenes Saxmundische Weistum, das auf die beiden 
Hoden 531/,, auf einen also 26?/, sol. setzt, muß also ein 
Nachtrag zu einem Register sein, in welchem auf Hand 
und Fuß noch je 26°/, sol. gesetzt waren. Ein solches 
Register war aber dasjenige, aus welchem der Grundstock 
von Add. II und III stammt. Wenn das Durchbohren der 
Nase, worauf eine bestimmte Wergeldquote als Buße stand, 
in Lex XXII 16, einer zu Wlemars Zeit niedergeschriebenen 
Stelle, mit einer Buße von 15 sol., also mit !/, weregildus. 
in einem Saxmundischen Weistume dagegen (Add. III 63) 
noch mit dem duodezimalen Bußbetrage von 12 sol. belegt 
wird, so ist klar, daß der Saxmundischen Bußberechnung 
ein altertümlicherer Charakter innewohnt als der Wle- 
marischen. 

Wie das Wundenregister der Additio, so berechnet 
auch Saxmund die Bußen in der Form eines Produktes 
mit dem Faktor 3. Auch er will also hervorheben, daß bei 
vorsätzlichen Verletzungen der dreifache (nicht der vier- 
fache) Betrag der simpla compositio zu zahlen sei. Das 
Wundenregister der Additio und die Saxmundischen Judicia 
gehören also zusammen. Beide fallen noch vor die all- 
gemeine Bußen- und Wergeldreduktion! Dagegen gab Wle- 
mar seine Judicia nach dieser Reduktion, denn die Bußen, 
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welche er auf vorsätzliche 'Taten setzt, sind dieselben, welche 
bis zu der allgemeinen Bußenreduktion auf unbeabsichtigte 
Verletzungen standen. Daß Wlemar nach Saxmund tätig 
war, geht schließlich auch daraus hervor, daß sich die Masse 
der Wlemarischen Judicia hinter den Saxmundischen ein- 
getragen findet.!) Nach allem kommt den Saxmundischen 
Judicia ein höheres Alter zu als den jüngsten Bestandteilen 
von Lex XXII, die aus der Zeit Wlemars herrühren. 
Für die Beantwortung der Frage, wann Wlemar seine 
Weistümer erteilt hat, ist durch unsere Untersuchung vor- 
derhand zweierlei festgestellt. Wir wissen, daß Wlemar 
l. nach Saxmund und 2. nach der allgemeinen Bußen- 
reduktion tätig war. Als Terminus ad quem könnte man 
jenen Aachener Reichstag von 802, auf welchem Karl die 
Volksrechte durchprüfen und vervollständigen lassen wollte, 
ansetzen. Es läßt sich aber meines Erachtens die Zeit 
der Wirksamkeit Wlemars noch genauer bestimmen. | 
Aus der numismatischen Randbemerkung, welche jetzt, 
in zwei Stücke zerrissen, hinter Add. III 73 und III 78 steht 
und vom Wlemarischen Redaktor herrührt, dürfen wir 
schließen, daß das schwere Denargewicht Karls d. Gr. einst 
in Mittelfriesland offiziell eingeführt worden ist. Die Aus- 
prägung von Denaren zu diesem schweren Gewichte hat 
aber Karl aller Wahrscheinlichkeit nach im Jahre 779 an- 
geordnet. In diesem oder dem folgenden Jahre dürfte also 
der Graf Dietrich von Mittelfriesland das neue Geld an 
Stelle des Pippinischen zur Landesmünze erklärt haben, 
und von dieser Zeit an konnte man bei der schriftlichen 
Festlegung des öffentlichen Strafrechtes wohl nicht anders, 
als die Bußbeträge nach dem neuen Pfenniggewichte be- 
rechnen. Die Weistümer Wlemars rechnen noch nach dem 
alten einheimischen Denargewichte, während der Redaktor 
dieser Weistümer, d. i. der Hauptredaktor, in Lex III 8 
und 9 sowie in Lex XIV 7 die Bannbuße bereits in Karlischen 
Silberschillingen angibt, die in Lex XVI noch in Schillingen 
zu 3 altfries. Goldpfennigen berechnet ist. Besondere Be- 
achtung verdient, daß Tit. III, der vom Wlemarischen Re- 


wech 


!) Vgl. unten S. 80f. 
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daktor herrührt, in seinem ersten Abschnitte (8$ 1—7). wo 
vom vollendeten Diebstahl die Rede ist, noch nach dem 
altfries. Goldschillinge, in dem nachträglich hinzugefügten 
zweiten Abschnitte ($$ 8f.) dagegen, der vom handhaften 
Diebstahl handelt, schon nach dem schweren karolingischen 
Silberschillinge rechnet. Andrerseits wird in Tit. XV. der 
mit dem dritten Abschnitte von Tit. XIV zusammengehört 
und ebenfalls vom Wlemarischen Redaktor herrührt, noch 
nach den veteres denarii,'d. h. nach den Pippinischen Silber- 
denaren, gerechnet! Dies alles weist ebenso wie jene numis- 
matische Randbemerkung selbst auf die Zeit der Einfüh- 
rung des Karlischen Geldes. Dieses muß zu der Zeit, wo 
der Hauptredaktor tätig war, zur Landesmünze erklärt wor- 
den sein, die einheimische Goldgeldrechnung aber mit ihrem 
kleinen Pfenniggewichte und ihren Solidi zu 3 und 4 solchen 
Pfenniggewichten daneben weiter bestanden haben. Dem- 
nach dürfte der Wlemarische Redaktor mit seiner Arbeit 
an dem friesischen Rechtsbuche noch vor dem Jahre 779 
begonnen und diese Arbeit zu einer Zeit eingestellt haben. 
wo der Karlische Denar zwar in Mittelfriesland zur Landes- 
münze erklärt war, aber dem friesischen Goldgelde noch 
keine wirksame Konkurrenz zu machen vermochte. Diesen 
Zustand muß das mittelfriesische Geldwesen um den Be- 
ginn der achtziger Jahre aufgewiesen haben. 


Hierzu stimmt, daß uns in Add. I 1 und 2 ein Wle- 
marisches Weistum vorliegt, welches auf einem von Karl 
d. Gr. aller Wahrscheinlichkeit nach im Jahre 780 erlassenen 
Edikte, von dem sich in Lex VII 2, XVIL, XVII 1-3 Reste 
erhalten haben), fußt und die Bestimmungen dieses Edikts 
vervollständigt. 

Man wird also wohl nicht fehlgehen, wenn man die 
Wirksanıkeit Wlemars in das Jahr 780/81 setzt. Wahr- 
scheinlich wurden die “Judicia Wlemari” im Jahre 781 ab- 
gegeben, und in eben diesem oder dem folgenden Jahre 
dürfte der Hauptredaktor seine Bemühungen um die Her- 
stellung eines friesischen Rechtsbuches eingestellt haben, 


I) Vgl. oben 8. 12. 
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woran wahrscheinlich der Wiederausbruch des Krieges mit 
den Franken schuld war. In der Zeit, wo der Wlemarsche 
Redaktor tätig war, scheint die Bußenreduktion in Öst- 
friesland durchgeführt worden zu sein. Dieser Redaktor 
hatte zu Add. III 68—70, wonach Ungefährwerke in simplo 
zu büßen waren, vermerkt: et tres partes de ipsa muleta 
componantur quarta portione dimissa; inter Wisaram et 
Laubachi tota compositio in simplo persolvitur (vgl. hier- 
zu Zs. XXVII S. 122f.). Später aber trug er hinter 
Lex I $ 22 ein: Inter Laubacum et Wisuram dominus servi 
non iuret, sed componat eum ac si ipse eum occidisset. In 
der Zwischenzeit muß also in Ostfriesland die simpla compo- 
sitio zum Vollgeld geworden, die Bußenreduktion also durch- 
geführt worden sein. Der Wlemarsche Redaktor hat dem- 
nach vor und nach der Zeit, wo in Ostfriesland die allge- 
meine Herabsetzung der Bußen stattfand, geschrieben. 
Die Lex Baiuw., die der Saxmundische Redaktor be- 
nutzt hat, wurde in den Jahren 744---748 unter- Herzog 
Odilo von Bayern abgefaßt.!) Die Tätigkeit dieses Redak- 
tors kann also nur in die zweite Hälfte des 8. Jahrhunderts 
fallen. Für die genauere Datierung der Saxmundischen 
-Judicia fällt es nicht ins Gewicht, daß sie. die als Nach- 
träge zu dem Bußenverzeichnisse der Additio zustande 
kamen, noch nicht der durch Pippin angeordneten Bußen- 
redluktion?) Rechnung tragen, weil wir nicht wissen, ob 
diese Reduktion für Friesland noch unter Pippin oder erst 
unter Karl d. Gr. in Kraft trat. Dagegen ist zu beachten, 
daß die vom Saxmundischen Redaktor abgefaßten heweis- 
rechtlichen Stücke der Lex durchweg einen christlichen 
Charakter zeigen und in einem glatten, zum Teil eleganten 
Latein abgefaßt sind, wie wir es sonst erst unter Karl d. Gr. 
zu finden pflegen. Dies weist uns auf die Zeit dieses Fürsten. 
Wir werden also die Tätigkeit Saxmunds und Wlemars 
ın die Zeit Karls d. Gr., und zwar zwischen die Jahre 768 
und 782 zu setzen haben.?) 


1) Brunner, Deutsche Rechtsgesch. 1? 462. 

2) Brunner a.a.0©. I? 322£. 

2) Der Ansicht v. Amiras in Pauls Grundriß der germ. Philol. 
Y»S.32 und Brunners, Deutsche Rechtsgesch. I? 481, daß die Weis- 
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Wlemar berechnete, wie aus seiner Äußerung über die 
Augen-, Hand- und Fußbuße hervorgeht!), den Edelings- 
weregildus nicht wie Saxmund auf 80, sondern auf 90 sol. 
Er hatte also die Vorsühne, die einst auf !/, von der Tot- 
schlagsühne festgesetzt worden war?), mit dieser zu einem 
festen Betrage zusammengezogen. Entsprechend mußte 
sich für ihn der Freienweregildus auf 60 sol. stellen. Zu 
dieser Höhe gibt die mittelfriesische Wergeldtafel, welche 
aus dem Schluß des 4. Jahrhunderts erhalten ist, das Wer- 
veld an (30 Schilde), wie es damals im Borndeel bestand. 
In dem Stücke vom Wergeld werden Wergeld und Vorsühne 
(= ?/,, Wergeld) getrennt aufgeführt, von einer Verschmel- 
zung der beiden Beträge ist hier keine Rede. Der Tot- 
schlagsfriede ist in dieser Aufzeichnung zu 80 Pfund an- 
gegeben. Das Stück stammt also aus dem Westergau, 
denn der 80-Pfund-Friede bestand nach jener Wergeldtafel 
innerhalb der sogenannten Fifdele des Westergaus. Wo 
der 80-Pfund-Friede galt, d. h. im Westergau, war, wie 
man sieht, keine Verschmelzung des weregildus mit der 
Vorsühne erfolgt. Offenbar war also Wlemar, dem diese 
Verschmelzung geläufig ist, kein Westergauer, sondern ein 
Östergauer. Dagegen könnte Saxmund ein Westergauer 
gewesen sein.?) 


tümer Saxmunds und Wlemars dem 9. Jahrhundert angehören, vermag 
ich nicht beizupflichten. 


ı) Vgl. oben S. 80. 
2) Vgl. oben S. 50. 


3) Hierauf führt auch eine weitere Überlegung. Die Saxmundischen 
und die Wlemaischen Judicia, die zeitlich einander sehr nahe stehen, 
sind von zwei verschiedenen Redaktoren abgefaßt, die beide in kar- 
lischem Latein schreiben, und hinter denen wir wohl Schreiber (Notare) 
des Grafen von Mittelfriesland zu suchen haben. Waren Saxmund und 
Wleniar Östergauer, so hätten wir anzunehmen, daB im Ostergau mit 
Saxmund auch der Notar, der damals an einem friesischen Rechtsbuche 
arbeitete, zu fungieren aufgehört habe und zu der Zeit, wo Wlemar 
tätig war, auch ein neuer Notar an die Bearbeitung des Rechtsbuches 
gegangen sei. Eine unwahrscheinliche Annahme. War dagegen Sax- 
mund ein Westergauer, Wlemar ein Ostergauer, so stellt sich die Sach- 
lage einfach dar. Dann gehörte eben der Saxmundsche Red. deın Wester- 
yau, der Wlemarsche dem Ostergau an. Die beiden Notare können dann 
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Saxmund und Wlemar waren an der schriftlichen Ab- 
fassung der Stücke, aus welchen ein friesisches Rechtsbuch 
hergestellt werden sollte, nicht unmittelbar beteiligt. 
Stobbe!) wollte unter diesen beiden ‘sapientes’ unhaltbarer- 
weise ‚friesische Schöffen‘‘ verstanden wissen, während 
Richthofen?) in ihnen zwei friesische Asegen sah, die 
im Oktober 802 zu Aachen mit der Verbesserung der Lex 
Frisionum beschäftigt gewesen wären, also zu den dort 
tätigen „Legislatoren‘‘ gehört hätten, von denen die An- 
nales Laureshamenses sprechen. Aber die Tätigkeit Sax- 
munds und Wlemars fällt eine erhebliche Zeit vor das 
Jahr 802, denn der Saxmundische Redaktor war noch vor 
cdler allgemeinen Bußenreduktion tätig, und die Bemühungen 
des Wlemarischen Redaktors um die Herstellung eines frie- 
sischen Rechtsbuches setzten, wie es scheint, spätestens 
im Jahre 775 ein und wurden 781 bereits eingestellt. Sicher- 
lich gehörten Saxmund und Wlemar zu den mittelfriesischen 
Asegen.?) Aber die lateinische Redaktion des friesischen 
Volksrechts mittelfriesischen Asegen zuzutrauen, das hieße 
doch, die Stellung und das Können dieser Volksbeamten 
weit überschätzen. Die Wirksamkeit eines mittelfriesischen 
Asega erstreckte sich über einen Schulzensprengel; sein 
Amtsbezirk umfaßte also nur etwa ein Dutzend Dörfer. 
Wie hätte ein solcher Mann darauf verfallen sollen, das 
Recht Mittelfrieslands lateinisch aufzuzeichnen ? Er wäre 
einer Aufgabe dieser Art weder nach der juristischen noch 
nach der sprachlichen Seite hin gewachsen gewesen. Die 
Sage vom dreizehnten Asega erzählt doch klipp und klar, 
daß die zwölf friesischen Asegen nicht imstande waren, 


gleichzeitig gewirkt haben. Man braucht dann nur anzunehmen, daß 
der erste Versuch, ein mittelfries. Rechtsbuch zusanımenzustellen, im 
Westergau unternommen und dieser Versuch etwas später im Ostergau 
weitergeführt worden ist. 

!) Deutsche Rechtsquellen I, 1860, 182. 

2) In der Vorrede zu seiner Ausgabe. Wegen der Aachener ‘legis- 
latores’ vgl. im Neuen Archiv XXXII 299. 

3) Brunner a.a. O. I? 480 bezeichnet Wlemarus und Saxmundus 


als “friesische Rechtsgelehrte’. 
6* 
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den Befehl König Karls, das friesische Landrecht zusammen- 
zustellen, auszuführen!), und erst durch einen auf ihr Gebet 
hinzugekommenen Dreizehnten über das friesische Recht 
belehrt werden mußten! Schließlich darf man nicht über- 
sehen, daß die von den Gemeinden gewählten Asegen Ein- 
heimische waren, während wir unter den Zusammenstellern 
und Überarbeitern der Lex Frisionum mehrere Nicht- 
Friesen nachweisen konnten. Die friesischen Asegen haben 
also mit der Abfassung der Lex unmittelbar nichts zu tun. 


Wie aus zwei mittelfriesischen Rechtsaufzeichnungen. 
dem Schulzenrechte und dem Westergauer Stücke vom 
Wergelde, zu entnehmen ist, bekleidete im Mittelalter der 
Asega sein Amt regelmäßig nur ein Jahr lang, und zwar 
mußten jährlich in jedem ‘Lande’ so viele neue Asegen 
gewählt werden, als Schulzensprengel vorhanden waren.?) 
In der Landesversammlung waren also so viele geschworene 
Asegen zugegen, als das betreffende „Land“ Schulzen- 
sprengel hatte. Sie bedurften namentlich für die ‚.Aus- 
gabe“ ihrer Weistümer eines Sprechers oder Führers. Ob 
aber das ganze Jahr hindurch ein und derselbe Asega das 
Amt des ‚ersten Asega‘“ innehatte, oder ob dieses Amt 
unter den Asegen des Landes nach einem festen Turnus 
umging, wissen wir nicht. 

Es ist übrigens möglich, daß der jährliche Wechsel 
der Asegen schon in vorfränkischer Zeit stattgefunden hat: 
aber es könnte auch sein, daß die Asegen damals länger. 
vielleicht gar lebenslänglich im Amte blieben, und daß 
alljährlich ein anderer von ihnen das Amt des ersten Asega 


I) Richthofen, Untersuchungen II, 461 und Fries. Rq. #39f.. 
Hettema, Oude friesche wetten 11, 63, Pufendorf Observationes 
juris universi III, 36. Zur Erklärung vgl. Heck, Altfries. Gerichtsverf.. 
1894, S. 62 ff. und meine Bemerkungen in dieser Zeitschr. XXVII S. 134f. 
Daß es auch bei den Friesen Familien gegeben habe, die sich durch Rechts- 
kunde auszeichneten, soll nicht geleugnet werden. Aber zwischen einem 
einer rechtskundigen Familie entsprossenen Asega, der das friesische 
Recht und das Recht seiner Landschaft zu kennen hat, und einem Mant:e. 
der das friesische Recht lateinisch zusammenzustellen imstande ist. 
scheint mir ein großer Unterschied zu sein. 


®) Vgl. meine Bemerkungen in dieser Zeitsch”. XXVIT 8. 135f. 
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zu übernehmen hatte. Bestimmtes läßt sich darüber nicht 
ermitteln, doch wird man als sicher hinstellen dürfen, daß 
weder Saxmund noch Wlemar das Amt eines ersten Asega 
länger als ein Jahr bekleidet haben, daß also die sämtlichen 
Iudicia Saxmundi und ebenso die sämtlichen Judicia Wle- 
mari innerhalb je eines bestimmten Jahres abgegeben 
worden sind. 

Die Judicia Saxmunds und Wlemars sollten zur Er- 
gänzung und Fortführung oder zur Abänderung schon be- 
stehender und bereits aufgezeichneter Bestimmungen dienen. 
Sie sind in imperativischer Form abgefaßt, also wohl im 
Landesthing in feierlicher Weise vom ersten Asega erteilt 
worden. In den Zusammenhang der Lex sind sie erst zu 
einem Teile hineingearbeitet. Mindestens einige, wahr- 
scheinlich aber alle dürften bei einer Durchprüfung von 
bereits ausgearbeiteten Stücken zu diesen hinzugesetzt wor- 
den sein.!) In der Stoffsammlung, welche man für das 
geplante Rechtsbuch angelegt hatte, finden sich aber auch 
Bemerkungen Wlemars eingetragen und verwertet, welche 
er, wie die Form der alten Randbemerkung: Wlemarus 
diecit . . . lehrt, nicht in feierlicher, amtlicher Weise, son- 
dern wohl in Beantwortung einer gelegentlichen Anfrage 
des Redaktors geäußert hatte.?) 

Die Verarbeitung der Judicia, welche von Saxmund 
und von Wlemar abgegeben wurden, ist jedenfalls nicht 
zu Ende geführt. Wir werden also nur von zwei Anläufen, 
ein friesisches Rechtsbuch herzustellen, sprechen dürfen, 
von denen der frühere in dem Jahre, in welchem Saxmund 
im Westergau, der spätere in dem Jahre, in welchem Wlemar 
im Östergau ‘erster Asega’ war, zu einem gewissen Ziele 
geführt hatte. In dem letzteren Jahre stellte dann Wlemar 
seine redigierende Tätigkeit ein. 


—— 


1) Die einzelnen Stücke des geplanten Rechtsbuches mögen im 
Landesthing verlesen und dabei die Nachträge und Abänderungen des 
ersten Asega eingefügt worden sein. Diese Nachträge erstreckten sich 
sowohl auf volksrechtliche als auch auf königliche Satzungen. 


”) Jene Randbemerkung Wlemarus dieit . . . wurde vom Haupt- 
redaktor bei der Überarbeitung von Lex XXII verwertet. 
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Die Männer, welche die Weistümer der mittelfriesischen 
Asegen Saxmund und Wlemar lateinisch formulierten und 
bei der Zusammenstellung und Überarbeitung des friesischen 
Rechtsbuchs verwerteten oder verwerten wollten, kann man 
nur dort suchen, wo ein starkes Interesse, das friesische 
Recht, und zwar zunächst das mittelfriesische, später auch 
das ostfriesische schriftlich fixiert zu sehen, vorhanden sein 
mußte, d. h. in der Umgebung des Grafen von Mittel- 
friesland. Diesem hatte Karl d. Gr. nach der Unterwerfung 
Ostfrieslands auch dieses friesische Gebiet unterstellt.!) Dem 
Grafen von Mittelfriesland mußte seitdem daran liegen, 
neben dem mittelfriesischen auch das ostfriesische Recht 
aufzeichnen zu lassen. Gerade er muß dieses auf das mittel- 
und ostfriesische Recht gerichtete Interesse gehabt haben. 
Auch können die von Karl d. Gr. ausgehenden Anregungen 
zur schriftlichen Fixierung des Rechts, soweit Mittel- und 
Ostfriesland in Frage kamen, nur an die Adresse des Grafen 
von Mittelfriesland gerichtet gewesen sein. Offenbar haben 
also die Männer, welche ein friesisches Volksrecht herzu- 
stellen suchten, im Auftrage dieses Grafen gehandelt und 
zu seiner näheren Umgebung, zu seinen Beauftragten oder 
Beamten gehört. Wir werden in ihnen Leute geistlichen 
Standes zu sehen haben, die bei dem Grafen von Mittel- 
friesland das Amt eines Notars oder Schreibers bekleideten.?) 
In der Zeit, wo man die Aufzeichnung der Stammesrechte 
eifrig betrieb, müssen diese Männer vom Grafen von Mittel- 
friesland den Auftrag erhalten haben, auf Grund von Weis- 
tümern, die der erste Asega des Landes abzugeben hatte, 
und unter Benutzung älterer Bußregister und sonstiger 
Rechtsdokumente, die noch von der heidnischen Zeit her 
in der mittelfriesischen Kanzlei vorhanden waren, das Recht 
des Landes zusammenzustellen. 


Neben der Beherrschung der lateinischen Sprache war 


|— 


t) Vgl. Jaekel, Die Grafen von Mittelfriesland S. 19. 

2) An Gerichtsschreiber im technischen Sinre (vgl. Brunner, 
Deutsche Rechtsgesch. II, 1892, 185; v. Richthofen, Altfıies. Wörterb, 
S. 1034 unter skrivere und unter skriva Nr. 2 sowie S. 781 unter grand- 
skriver) hat man bei ihnen nicht zu denken. 
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für den Notar Vertrautheit mit den amtlichen Verkehrs- 
formen, d. h. mit dem Kanzleigebrauch des fränkischen 
Staates erforderlich, so daß sich die mittelfriesischen Grafen 
im 8. Jahrhundert genötigt sahen, Nicht-Friesen mit diesem 
Amte zu betrauen. Daher die nicht-friesischen Elemente 
unter den Bearbeitern der Lex Frisionum! 


Von den mittelfriesischen Grafen kommt für die Zeit, 
in welcher die beiden wichtigsten Anläufe zur Herstellung 
eines friesischen Rechtsbuches unternommen wurden, nur 
Dietrich in Betracht. Dieser Fürst, der zur Zeit Karls d. Gr., 
seines Verwandten, waltete und diesem namentlich in den 
Sachsenkriegen große Dienste leistete, wird von den Lor- 
scher Annalen beim Jahre 782 gelegentlich des unglück- 
lichen Kampfes am Berge Süntel besonders gerühmt. Im 
Jahre 793 entweder im Frühling oder im Beginn des Som- 
mers, wurde er im Gaue Riustri an der Weser von einer 
sächsischen Schar überfallen und erschlagen.!) In die ersten 
Jahre Dietrichs fällt die Wirksamkeit des Saxmundischen 
und des Wlemarischen Redaktors. Dagegen gehört die 
Tätigkeit des Aachener Kommentators in die Zeit des 
Grafen Nordalac, der, wie es scheint, im Jahre 793 auf 
Dietrich folgte und der im Juni 810 im Kampfe gegen die 
Normannen fiel, die damals ihren ersten großen Raubzug 
nach den friesischen Küsten unternommen hatten.?) 


I) Jaekel, Die Grafen von Mittelfriesland S. 9ff und Abel-Sin- 
son, Jahrb. unter Karld. Gr. II S. 54. 


:) Jaekel, a.a.O. S. 25ff., wo (S. 32) das Jahr 810 als Todesjahr 
des Grafen Nordalac aus den Ann. Necrol. Fuld. erschlossen wurde. Daß 
damit das Richtige getroffen war, lehrt Heimskringla ed. Peri ngskiöld 
$. 220, woselbst Snorri Sturluson berichtet, daß die Normannen bei ihren 
Einfalle in Friesland in Jahre 810 den friesischen Herzog im Kampfe 
erschlugen. Die Angabe der Heimskringla und die der Ann. necrol. Fuld. 
stützen sich gegenseitig. Daß die friesisch-normannischen Kämpfe des 
Jahres 810 im Juni stattfanden, ergibt sich daraus, daß der Kaiser die 
Nachricht davon zu Aachen nach dem Tode seiner Tochter Rotrud 
(t 6. Juni 810) erhielt, daß er hierauf nach dem Rheine aufbrach, diesen 
überschritt, bei Lippeham die zuziehenden Truppen abwartete und nach 
ihrem Eintreffen an die Aller in die Gegend von Verden rückte, wo er 


dann im August sein Standlager hatte. Vgl. Abel-Simson a.a.O. 
IS. 4258. 
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Die Männer, welche die Weistümer der mittelfriesischen 
Asegen Saxmund und Wlemar lateinisch formulierten und 
bei der Zusammenstellung und Überarbeitung des friesischen 
Rechtsbuchs verwerteten oder verwerten wollten, kann man 
nur dort suchen, wo ein starkes Interesse, das friesische 
Recht, und zwar zunächst das mittelfriesische, später auch 
das ostfriesische schriftlich fixiert zu sehen, vorhanden sein 
mußte, d. h. in der Umgebung des Grafen von Mittel- 
friesland. Diesem hatte Karl d. Gr. nach der Unterwerfung 
Ostfrieslands auch dieses friesische Gebiet unterstellt.!) Dem 
Grafen von Mittelfriesland mußte seitdem daran liegen, 
neben dem mittelfriesischen auch das ostfriesische Recht 
aufzeichnen zu lassen. Gerade er muß dieses auf das mittel- 
und ostfriesische Recht gerichtete Interesse gehabt haben. 
Auch können die von Karl d. Gr. ausgehenden Anregungen 
zur schriftlichen Fixierung des Rechts, soweit Mittel- und 
Ostfriesland in Frage kamen, nur an die Adresse des Grafen 
von Mittelfriesland gerichtet gewesen sein. Offenbar haben 
also die Männer, welche ein friesisches Volksrecht herzu- 
stellen suchten, im Auftrage dieses Grafen gehandelt und 
zu seiner näheren Umgebung, zu seinen Beauftragten oder 
Beamten gehört. Wir werden in ihnen Leute geistlichen 
Standes zu sehen haben, die bei dem Grafen von Mittel- 
friesland das Amt eines Notars oder Schreibers bekleideten.?) 
In der Zeit, wo man die Aufzeichnung der Stammesrechte 
eifrig betrieb, müssen diese Männer vom Grafen von Mittel- 
friesland den Auftrag erhalten haben, auf Grund von Weis- 
tümern, die der erste Asega des Landes abzugeben hatte, 
und unter Benutzung älterer Bußregister und sonstiger 
Rechtsdokumente, die noch von der heidnischen Zeit her 
in der mittelfriesischen Kanzlei vorhanden waren, das Recht 
des Landes zusammenzustellen. 


Neben der Beherrschung der lateinischen Sprache war 


— 


t) Vgl. Jaekel, Die Grafen von Mittelfriesland S. 19 ff. 

2) An Gerichtsschreiber im technischen Sinre (vgl. Brunner, 
Deutsche Rechtsgosch. II, 1892, 185; v. Richthofen, Altfıies. Wörteria 
S. 1034 unter skrivere und unter skriva Nr. 2 sowie S. 781 unter grand- 
skriver) hat man bei ihnen nicht zu denken. 
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für den Notar Vertrautheit mit den amtlichen Verkehrs- 
formen, d. h. mit dem Kanzleigebrauch des fränkischen 
Staates erforderlich, so daß sich die mittelfriesischen Grafen 
im 8. Jahrhundert genötigt sahen, Nicht-Friesen mit diesem 
Amte zu betrauen. Daher die nicht-friesischen Elemente 
unter den Bearbeitern der Lex Frisionum! 


Von den mittelfriesischen Grafen kommt für die Zeit, 
in welcher die beiden wichtigsten Anläufe zur Herstellung 
eines friesischen Rechtsbuches unternommen wurden, nur 
Dietrich in Betracht. Dieser Fürst, der zur Zeit Karls d. Gr., 
seines Verwandten, waltete und diesem namentlich in den 
Sachsenkriegen große Dienste leistete, wird von den Lor- 
scher Annalen beim Jahre 782 gelegentlich des unglück- 
lichen Kampfes am Berge Süntel besonders gerühmt. Im 
Jahre 793 entweder im Frühling oder im Beginn des Som- 
mers, wurde er ım Gaue Riustri an der Weser von einer 
sächsischen Schar überfallen und erschlagen.!) In die ersten 
Jahre Dietrichs fällt die Wirksamkeit des Saxmundischen 
und des Wlemarischen Redaktors.. Dagegen gehört die 
Tätigkeit des Aachener Kommentators in die Zeit des 
Grafen Nordalac, der, wie es scheint, im Jahre 793 auf 
Dietrich folgte und der im Juni 810 im Kampfe gegen die 
Normannen fiel, die damals ihren ersten großen Raubzug 
nach den friesischen Küsten unternommen hatten?) 


1) Jaekel, Die Grafen von Mittelfriesland S. 9ff und Abel-Sin:- 
son, Jahrb. unter Karl .d. Gr. II S. 54. 


2) Jaekel, a.a.O©. S.25ff., wo (S. 32) das Jahr 810 als Todesjahr 
des Grafen Nordalac aus den Ann. Necrol. Fuld. erschlossen wurde. Daß 
damit das Richtige getroffen war, lehrt Heimskringla ed. Peringskiöld 
8. 220, woselbst Snorri Sturluson berichtet, daß die Normannen bei ihrem 
Einfalle in Friesland im Jahre 810 den friesischen Herzog im Kampfe 
erschlugen. Die Angabe der Heimskringla und die der Ann. necrol. Fuld. 
stützen sich gegenseitig. Daß die friesisch-normannischen Kämpfe des 
Jahres 810 im Juni stattfanden, ergibt sich daraus, daß der Kaiser die 
Nachricht davon zu Aachen nach dem Tode seiner Tochter Rotrud 
(t 6. Juni 810) erhielt, daß er hierauf nach dem Rheine aufbrach, diesen 
überschritt, bei Lippeham die zuziehenden Truppen abwartete und nach 
ihrem Eintreffen an die Aller in die Gegend von Verden rückte, wo er 
dann im August sein Standlager hatte. Vgl. Abel-Simson a.a. 0. 
II S. 425 ff. 
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forresni, der von der Anstiftung zum Totschlage, Tit. III 
thiubda, der vom Diebstahl handelt, beides umständliche, 
jeden Geburtsstand besonders berücksichtigende Ausfüh- 
rungen, dann aber mit Tit. IV de servo aut iumento alieno 
occiso und Tit. V le hominibus qui sine compositione oceidi 
possunt zwei ganz kurz gefaßte Stücke, die sich wiederum 
mit dem Totschlage beschäftigen, also inhaltlich mit dem 
ersten Hauptabschnitte, von dem sie im Heroldschen Texte 
getrennt sind, zusammengehören. 


Wie schon früher gezeigt wurde), findet sich ein Teil 
von Tit. IV in erweiterter Fassung in Tit.I 11 und 12 
wieder, während das Thema des Tit. V sonst nirgends in 
unserem Rechtsbuche angeschlagen ist. Die Tit. IV und V 
bildeten offenbar ein zurückgestelltes, aber durch die Über- 
arbeitungen noch nicht völlig ausgeschöpftes Stück einer 
älteren Redaktion. Daß der Hauptredaktor eine XNotiz 
zu Tit. V gemacht hat?), beweist deutlich, daß er das Stück 
bei der geplanten Schlußredaktion verwerten wollte. Die 
beiden Titel füllten wohl gerade ein Blatt. Freilich kann 
Tit. V von Hause aus nicht auf Tit. IV gefolgt sein, denn 
es fehlt der Eingang von V und ebenso der Schluß von IV. 
In Tit. IV werden durch den jüngsten Zusatz (Similiter 
equi et boves, oves, caprae, porci et quicquid mobile in 
animantibus ad usum hominum pertinet usque ad canen, 
ita solvantur, prout fuerint a possessore earum adpretiata) 
die Taxen antiquiert, welche bis dahin für bestimmte Haus- 
tiere galten. Dieses Taxenverzeichnis stand hinter dem 
Satze über die Tötung eines fremden Sklaven und muß, 
nach jenem Zusatz zu schließen, mindestens Pferd, Rind, 
Schaf, Ziege, Schwein und Hund aufgeführt haben. Aber 
in unserem Tit. IV stehen nur noch die Hundetaxen, mit 
denen das Register offenbar begann. Die übrigen Taxen 
fehlen. Das ganze Verzeichnis hatte allem Anscheine nach 
als nicht mehr zu Recht bestehend beseitigt werden sollen, 
und die Hundetaxen erhielten sich nur, weil sie auf einem 
Blatte standen. dessen Inhalt von dem Überarbeiter noch 


1) Neues Archiv XXXITI S. 312 ff. 
2) Neues Archiv XXXAIT S. 288. 
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nicht völlig ausgebeutet war. Diese Hundetaxen haben 
also den Schluß eines Blattes gebildet. Tit. V aber muß, 
weil er noch die Tötung von “homines’, nicht wie Tit. IV 
die Tötung von servi aut iumenta zum Gegenstande hat, 
ursprünglich vor Tit. IV gestanden, die erste Seite des be- 
treffenden Blattes eingenommen haben. Der Eingang dieses 
Titels hatte sich auf dem vorhergehenden Blatte befunden 
und wurde mit diesem von dem Hauptredaktor beiseite 
gelegt. Dieser Eingang wurde bei dieser Gelegenheit durch 
eine Bemerkung ersetzt, welche den Inhalt des Titels ver- 
ständlich machen sollte, indem sie darauf hinwies, daß es 
sich um die Personen handele, welche bußlos getötet werden 
könnten (De hominibus qui sine compositione occidi pos- 
sunt). | 
Denkt man sich aus Tit. V die Überschrift und den 
jüngeren Zusatz ($ 2) und aus Tit. IV die Überschrift und 
den älteren ($ 8) und jüngeren ($ 2) Zusatz fort, so bleiben 
ein paar Stücke übrig, welche in einer der erhaltenen Lex 
Frisionum zugrunde liegenden Rechtsaufzeichnung ein Blatt 
gefüllt hatten. Diese Aufzeichnung!) muß noch in der Zeit 
des Heidentums entstanden sein, denn unter den Personen, 
welche nach Tit. V bußlos getötet werden konnten, er- 
scheinen auch: qui fanum effregit et infans ab utero sub- 
latus et enecatus a matre! 


Übrigens hat der Hauptredaktor seine Ausarbeitung 
über forresni und seine Überarbeitung eines älteren, vom 
furtum handelnden Abschnittes offenbar nur deswegen hin- 
ter das Stück de homicidiis gelegt, weil er damals diese 
drei Abschnitte für fertig ausgearbeitet hielt. An eine 
definitive Ordnung des Stoffes dachte er dabei noch nicht?) 


I) Vgl wegen dieser Aufzeichnung unten S. 110. 


2) Schon in dem knappen, nur noch in wenigen Resten vorliegenden 
Buß- und Strafregister, auf welches die uns erbaltene Lex Frisionum in 
letzter Linie zurückgeht, und ebenso in der Überarbeitung, welche dieses 
alte Register in der Zeit Saxmunds erfahren hatte und auf welcher der 
Hauptredaktor fußte, war der Diebstahl unmittelbar hinter den Wunden- 
bußen behandelt, und es wäre nicht abzusehen, warum der Hauptredaktor 
von dieser hergebrachten Ordnung abgewichen sein sollte. Das Wunden- 
bußregister aber hatte seinen Platz regelmäßig hinter dem Abschnitte 
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Auch Tit. X1LV de homine in turba occiso und der dazu 
gehörige Tit. XV drehen sich um den Totschlag und wären 
sicher bei der Schlußredaktion mit dem ersten Haupt- 
abschnitt (de homicidiis) verbunden worden, aber sie ent- 
stammen nicht derselben alten Aufzeichnung wie Tit. IV 
und V, sondern einem vom Saxmundischen Redaktor ab- 
gefaßten Traktat über das gerichtliche Beweisverfahren, 
der mit jener Aufzeichnung zu einem friesischen Rechts- 
buche verschmolzen werden sollte. 


b) Die Herstaller Satzung von 779 und 
das Friedensedikt von 780. 

Dagegen muß in dem ältesten Stücke unsrer Stoff- 
sammlung von Anfang an neben der Totschlagsbuße die 
Höhe des Totschlagsfredus angegeben gewesen sein, wie 
ja daselbst auch in dem Satze über Raub und Diebstahl 
neben der Privatbuße das Friedensgeld vermerkt war.!) 
In der uns vorliegenden Lex sind aber die Totschlagsbuße 
und der Totschlagsfredus an weit auseinander liegenden 
Stellen besprochen. Von der Buße handelt Tit. I, von 
Fredus Tit. XIV. So nahe an den Schluß der Lex ist die 
Besprechung des Totschlagsfredus offenbar erst infolge der 
Über- und Umarbeitungen geraten, die das älteste Stück 
der Sammlung nach und nach erfahren hat und durch die 
sein ursprünglicher Aufbau gesprengt worden ist. 

Wenn Tit. XVI den Totschlagsfredus für West- und 
Mittelfriesland auf 30 Goldschillinge zu 3 Denaren fest- 
setzt, so haben wir es nicht mit einer alten, volksrecht- 
lichen Normierung des Friedensgeldes, sondern mit einer 
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de homieidiis. Gerade die Heıstellung eines vollständigen Wunden- 
bußregisters (Lex XXII de dolg) hat sich der Hauptredaktor besonders 
angelegen sein lassen und seine Zusammenstellungen wiederholt über- 
arbeitet und zu vervollständigen gesucht. Er kam aber hierbei zu keinem 
rechten Abschluß, weil zu seiner Zeit die Wergeld- und Bußverhältnisse 
keinen Bestand hatten. Sein Wundenbußregister verblieb daher bei den 
noch unfertigen Stücken seiner Materinliensanımlung. Wäre es bereits 
abges-hlossea gewasen, so würde er es hinter den Abschnitt de homicidiis 
gelegt haben. 

!) Dieser Satz bildet im Heroldschen Texte Tit. IX der Additio. 
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Satzung der fränkischen Staatsgewalt zu tun, einer Satzung, 
die allem Anscheine nach aus dem Jahre 780 stammt.!) 
Der normale Totschlagsfredus hatte in Friesland von alters 
her einen weregildus betragen, d. h. der Totschläger hatte 
an die Staatsgewalt als Friedensgeld seinen weregildus zu 
zahlen, der Edeling also 96 und der Gemeinfreie 48 Gold- 
buld.?2) Karl Martell wird wohl im Jahre 734 von den da- 
mals unterworfenen Mittelfriesen einen höheren Betrag, und 
zwar nach fränkischer Sitte ein Drittel der Leudis als Tot- 
schlagsfredus gefordert haben, vom Freien also 80 und 
vom Edeling, dessen Leudis damals um !/, herabgesetzt 
wurde, 120 Goldbuld. Doch dürfte von diesen Beträgen 
an die Staatsgewalt auch fernerhin nur ein weregildus, der 
Rest als liudafrethe an die Gemeinde gefallen sein. Infolge 
der Bußenreduktion mußte sich dieser Fredus erheblich 
ermäßigen. Karl d. Gr. ersetzte ihn, als jene Bußenreduk- 
tion in Mittel- und Westfriesland durchgeführt wurde, für 
diese beiden Striche, wie eben Tit. XV1 ergibt, durch ein 
festes Friedensgeld. An Stelle des ständisch abgestuften 
Fredus sollte fortan an die Staatsgewalt der Friedensbann 
zu 60 schweren karolingischen Silberschillingen gezahlt wer- 
den, ein Betrag, der nach dem damaligen Wertverhältnis 
der Edelmetalle (12:1) 30 fries. Goldschillinge zu 3 Denaren 
ausmachte.?) 


Was in den älteren Stücken der Lex über den Tot- 
schlagsfredus bemerkt war, wurde also durch das Edikt 
von 780 hinfällig und war, als man dieses Edikt unter die 
Materialien des Rechtsbuches aufnahm, zu streichen. Der 
Hauptredaktor stellte aber die Sätze, welche er dem Edikte 
entnahm, zu den Bestimmungen. welche aus der Herstaller 


u un. 
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I) Vgl. oben 8. 17. 


?2) Vielleicht erhöhte sich dieser Betrag schon in der vorfränkischen 
Zeit um einen bestimmtenBruchteil, wenn der Totschlag nicht mit Stock 
oder Stein, sondern mit scharfen Waffen verübt worden war. 


*) Die 30 Goldschillinge scheinen sich, wie aus der zweiten der 
Siebzehn allgemeinen Küren zu schließen ist, aus dem eigentlichen 
Friedensgelde (26 2/, sol.) und einer dem königlichen Beaniten zustehenden 
Entschädigung (314 sol.) zusammengesetzt zu haben. 
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Satzung von 779 geflossen waren.!) So blieb die Beinerkung 
über den Totschlagsfredus von dem Tit. I de homicidiis 
getrennt. 

Tit. XVI und XV1I 1-3, die ihrem Inhalte nach aus 
dem Edikte von 780 stammen, gehen im Heroldschen 
Texte auffallenderweise den Herstaller Bestimmungen von 
Jahre 779 voran! Nicht minder muß es auffallen, daß die 
Tit. XIX und XX, die ihrer Stellung nach auf die Herstaller 
Satzung zurückzugehen scheinen, in einem unverkennbaren 
Gegensatze zu XVII 4, 5, XVIH und XXI stehen, also 
zu Bestimmungen, welche aus dieser Satzung tatsächlich 
geflossen sind. Während es nämlich ein Hauptzweck dieser 
Bestimmungen war, die Höhe der dem Könige zustehenden 
Strafgelder festzulegen, sprechen Tit. XIX und XX an 
keiner Stelle vom Friedensgelde, und während jene Be- 
stimmungen das friesische Beweisverfahren ganz unberührt 
lassen, wird in XX 2 die Zahl der gegebenenfalls zu schwören- 
dlen Reinigungseide bestinimt! Die Tit. XIX und XX können 
somit wohl nicht aus der Herstaller Satzung geflossen sein. 
Tit. XX handelt in $ 2, also in dem Satze, wo allein die 
Reinigungseide erscheinen, vom Mord, während $ 1 die 
Tötung einer Geisel, $ 3 die des Herrn durch seinen Sklaven 
oder Liten und Tit. XIX in $ ] die Tötung des Vaters, 
in $ 2 die des Bruders bespricht. Denkt man sich die den 
Mord betreffende Bestimmung fort, so zeigen die Tit. XIX 
und XX in so fern einen einheitlichen Charakter, als jeder 
Satz von einem Totschlage handelt, durch welchen ein 
besonderes Treuverhältnis verletzt wurde. Indes gehören 
$ Lund $ 2 des Tit. XX nach Inhalt und Form eng zu- 
sammen. Während in XIX 1 und 2 der Nachsatz mit dem 
Prädikat beginnt, steht in XX 1 und 2 das Prädikat (conı- 
ponat) am Ende, und in beiden Sätzen wird die Buße 
auf 9 weregildi bemessen.?) 

Dieser Abschnitt vom qualifizierten Totschlage war für 
Mittelfriesland berechnet, während die Bestimmungen, zwi- 


1) Wegen dieser Herstaller Satzung vgl. oben S. 26. 


2) Wahrscheinlich gehörte die hinter XX 2 stehende Bestimmung 
“aut cum XXXV iuret’ zu $1l und 82. 


we 
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schen denen er steht, nämlich Tit. XVII 4, 5, XVIII und 
XXI alle drei Teile Frieslands in Betracht ziehen. 


c) Titel VII, VIII, IX und VI. 


Unmittelbar vor dem Wundenbußregister der Lex 
(Tit. XXII de dolg) hatte einst, wie die vorstehende Er- 
örterung ergibt, eine Gruppe von Sätzen ihren Platz, welche 
ihren Inhalt einem königlichen Edikt vom Jahre 780 ent- 
lehnten und vom Hauptredaktor, der sie unter Benutzung 
der Lex Alam. formuliert hatte, an die Stelle einer summari- 
schen Angabe über den Totschlagsfredus gesetzt worden 
waren. Mit dieser Angabe des Friedensgeldes hatte der 
vom Totschlag handelnde Abschnitt in dem alten Grund- 
stocke des Rechtsbuches geschlossen. Die Stellung des 
dolg-Registers hinter dem Stücke de homicidiis entspricht 
der stofflichen Anordnung anderer Volksrechte!) und muß 
daher für ursprünglich gelten. Zusammen mit den letzten 
Teilen des ersten Hauptstückes kam das dolg-Register, als 
mitten in die alte Stoffsammlung neue Blätter eingelegt 
wurden, an den Schluß des Ganzen. Seitdem die Redak- 
toren einzelne Stücke ihrer Materialien erweiterten und in 
ein neues sprachliches Gewand kleideten, ließ sich die Ein- 
legung von Blättern und Lagen nicht umgehen. Als dann 
der Hauptredaktor mit der planmäßigen Überarbeitung des 
ganzen Stoffes begonnen hatte, war es nur natürlich, daß 
er die Stücke, mit deren Ausarbeitung er fertig zu sein 
glaubte, nach vorn legte. So kamen seine pedantischen 
Ausarbeitungen über forresni (Lex II) und thiubda (Lex III) 
hinter seine schematischen Ausführungen über die Haftung 
des Herrn für den von seinem Sklaven verübten Totschlag 
(Lex I 13ff.) zu liegen. Diese redigierende Tätigkeit des 
Hauptredaktors mußte durch die zu seiner Zeit häufigen 
Abänderungen des bestehenden Rechts erschwert und unter- 
brochen werden. Er hatte damals eine Reihe buß- und 
strafrechtlicher Festsetzungen, zu denen es gelegentlich der 
Bußenreduktion gekommen war, unter Hinzufügung be- 


 —— 


I) Vgl. Lex Saxonum cap. 1—20, Lex Angl. et Werin. 1—25, Lex 
Rib. 1—8 u.s.w. 
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sonderer Überschriften, die aus einem fränkischen Worte 
mit der latein. Präpos. de bestanden, in seine Stoffsamm- 
lung unter Ausmerzung älterer Bestimmungen aufgenom- 
men. Was das königliche Edikt von 780 über die Höhe 
des Totschlagsfredus und über den Schutz gewisser Sonder- 
frieden festsetzte, benutzte er, um die alte, knappe Be- 
merkung über den Totschlagsfredus durch eine genaue. mit 
Hilfe der Lex Alamann. sorgfältig stilisierte Besprechung 
zu ersetzen. Den einen Satz des Edikts stellte er, wie die 
Randbemerkung hinter Lex VII 2 ergibt, zu der Bestimmung 
über brand. Hinter dem Stücke über thiubda sollten, wie 
wir im Hinblick auf die Folge der fränkischen Titelüber- 
schriften annehmen dürfen, die Stücke über brand (Tit. VII). 
notnumfti (VIII) und farlegani (IX) zur Ausarbeitung ge- 
langen, Stücke, die er vorläufig hinter die Bestimmung 
de coniugiis ignoratis (Tit. VI) notiert hatte, wo noch leerer 
Raum war. Der ganze Tit. IX beruhte natürlich nicht auf 
den neuen strafrechtlichen Festsetzungen. In 8$ 14—17 
dieses Titels erkannten wir bereits früher eine korrigierende 
nähere Ausführung eines Satzes über das ostfriesische Recht, 
welchen der Hauptredaktor dem Tit. VIII hinzugefügt hatte. 
Aber auch $$ 8--13 können schon um ihrer Stellung willen 
nicht aus den neu erlassenen Bestimmungen geflossen sein; 
denn sie folgen auf eine Partie (8$ 3—7), welche sich ein- 
gehend mit dem ‘stuprum ancillarum’ beschäftigt und sich 
keinesfalls unter jenen neuen Bestimmungen befunden haben 
kann. Auf diese geht von dem ganzen Tit. IX nur der 
erste Satz zurück: Si foemina quaelibet homini cuilibet 
fornicando se miscuerit, componat ad partem regis were- 
gildum suum. Die darauf folgenden Worte: hoc nobilis 
et libera faciant, ($ 2) lita vero ad partem donmini sui ge- 
hören schon zu dem ergänzenden Nachtrage, welchen der 
‚Hauptredaktor hier anbrachte. Weil aber die Seite für 
diesen Nachtrag nicht völlig ausreichte, schrieb er den 
Schluß seiner Ausführungen über das stuprum ancillarum 
auf den oberen Rand der folgenden Seite. So konnte es ge- 
schehen, daß dieser Schluß später von der Partie, zu der 
er gehörte, abkam und dann zu einem besonderen Titel 
(XIII de stupro ancillarum) erhoben wurde. Der Hergang 
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beweist, daß mit dem Blatte, vor welches einst die drei 
Bestimmungen über brand, notnumfti und farlegani gelegt 
worden waren, das Stück de homine in turba occiso (Tit. 
XIV) begann. Auf dem Blatte aber, worauf man jene drei 
Bestimmungen vorderhand eingetragen hatte, stand auch 
die Bestimmung, welche den jetzigen Tit. VI de coniugiis 
ignoratis bildete. Diese geriet so an eine unrichtige Stelle; 
denn sie gehörte nicht zwischen die Bestimmungen über 
Totschlag und Brandstiftung, sondern mit Tit. XI de lito 
zusammen, wovon weiter unten zu sprechen sein wird. 

Den Nachtrag, den dann der Hauptredaktor zu Lex VIII 
schrieb (Tit. IX 14—17), trug er auf einem besonderen 
Blatte ein und schrieb auf dessen Rückseite wenig später 
zur Ergänzung von IX 1 die Sätze, welche jetzt IX 8 —13 
ausmachen. Dadurch, daß dieses eingelegte Blatt ver- 
sehentlich umgewendet wurde, entstand die heutige ver- 
kehrte Anordnung des Tit. IX. Schließlich geriet dann 
noch die aus jenem beweisrechtlichen Traktat herrührende 
Lage, auf welcher der Schluß des ersten Abschnittes von 
Tit. XIV, also der jetzige Tit. X, sowie das Stück de lito 
(Tit. XI) und das de delicto servorum (Tit. XII) standen, 
vor den Anfang des Tit. XIV bzw. vor Tit. XIII. Der 
alte Zusammenhang des beweisrechtlichen Traktats war da- 
mit vollends zerstört. 


d) Die Titel- und Paragraphenfolge 
in der Additio. 

Auch die sogenannte Additio liefert unzweideutige Be- 
weise, daß die Materialien, welche man im 8. Jahrhundert 
behufs Herstellung eines friesischen Rechtsbuches zusam- 
mengebracht hatte, schließlich durcheinander geraten waren. 
Wenn das “Haec iudicia Wlemarus dictavit’ überschriebene 
Stück, das Richthofen an den Schluß der Additio gestellt 
hat, von Herold als Teil der Lex Angliorum et Werinorum 
veröffentlicht werden konnte, so muß es auf einem losen 
Blatte oder Doppelblatte gestanden haben und dieses in 
Corvey aus jener friesischen Stoffsammlung in eine Hand- 
schrift der Anglo-Verina gewandert sein. 

In der Lex Frisionum, wie sie uns vorliegt, werden 
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nicht nur die auf jenem Blatte vereinigten Sätze, sondern 
auch ein paar vereinzelte Nachträge und Ausführungen zu 
älteren Partien und einige hinter den Iudicia Saxmundi 
notierte Bestimmungen auf Wlemar zurückgeführt. Es 
scheint also das Blatt, welches der Hauptredaktor für die 
Aufzeichnung Wlemarischer Judicia bestimmt hatte (Haec 
iudiecia Wlemarus dictavit) nicht ausgereicht zu haben, so 
daß er einen Teil dieser Judicia neben oder hinter die 
älteren Stücke, zu welchen sie ihrem Inhalte nach gehörten, 
notierte, und was sich auch auf diesem Wege nicht unter- 
bringen ließ, hinter den Judicia Saxmundi eintrug, wo 
noch leerer Raum zur Verfügung stand. Freilich könnte 
der Hauptredaktor auch umgekehrt verfahren sein, und 
schließlich ließe sich auch denken, daß er die Wlemarischen 
‚Judicia zunächst am Rande seiner Materialien, des weiteren 
hinter den Judicia Saxmundi und den verbleibenden Rest 
auf einem besonderen Blatte unterbrachte. Diese dritte 
Möglichkeit halte ich jedoch für ausgeschlossen, weil die 
auf dem Blatte verzeichneten Judicia ihrem Inhalte nach 
zu einer früheren Partie des Rechtsbuches gehörten als 
die hinter den Judicia Saxmundi verzeichneten. Hat aber 
der Hauptredaktor beim Notieren der Wlemarischen Judicia 
für deren ersten oder mittleren, nicht für den letzten Teil 
ein besonderes Blatt verwendet, so müssen die Sätze, welche 
“Haec iudicia Wlemarus dictavit’ überschrieben sind und 
in der Richthofenschen Ausgabe mit dieser Überschrift 
19 Zeilen ausmachen?), gerade ein Blatt ausgefüllt haben. 
Die Materialien des friesischen Rechtsbuches haben also, 
wie es scheint, aus Blättern von ziemlich kleinem Format 
bestanden.?) Die Additio liefert noch weitere Beweise dafür. 


In den Tit. II und III der Additio werden zahlreiche 
Wundenbußen aufgeführt. Tit. II bespricht die Hand- und 
Fingerbußen, Tit. III 1—7 die Fuß- und Zehenbußen. Mit 
Ill 8: Si quis alium ita in caput percusserit, ut surdus et 
mutus efficiatur ... . beginnt ein besonderes Register, das 
sich bis $ 58 erstreckt und sich in seinem ersten Teile eng 


1) M. G. LL. III 698-700. 
®) Patettaa.a. O. S. 46 hat dies zu wenig beachtet. 


Die Entstehung der Lex Frisionum. 99 


mit Lex XXII 1ff. berührt. Es ist kein vollständiges 
Wundenregister. Augenscheinlich ist der letzte Teil ver- 
loren gegangen. Die Ansätze dieses Registers zeigen im 
Unterschiede von denen der Tit. II und III 1--7 die Form 
der Verdreifachung (ter 531, sol., ter 12 sol. usw.). Die 
Partie über die Hand- und Finger-, Fuß- und Zehenbußen 
(II und III 1—-7) kann also nicht aus dem darauf folgenden 
Register stammen; sie muß vielmehr ursprünglich zu dem 
Register, welches jetzt Lex XXII füllt, gehört haben, ein 
zurückgelegtes Stück dieses Registers sein. Zu dem vorauf- 
gehenden Abschnitte (Add. I 2), der vom Diebstahl handelt, 
paßt dieses Stück nicht, und daß es jetzt vor Add. III 8 
steht, kann auch nur einen rein äußerlichen Grund haben. 
Entweder hat man einst das Blatt mit den älteren Hand- 
und Fußbußen weiter nach hinten gelegt oder ein Blatt 
der Handschrift war an eine unrichtige Stelle und infolge- 
dessen der Abschnitt über die Hand- und Fußbußen vor 
den Anfang des Bußregisters der Additio geraten. In jedem 
der beiden Fälle muß dieser Abschnitt (Add. II und III 1—7) 
gerade ein Blatt gefüllt haben. Er nimmt in der Richt- 
hofenschen Ausgabe (S. 683f.), wenn die jüngeren Zutaten, 
die am Rande gestanden haben dürften!), abgerechnet wer- 
den, etwa denselben Raum ein wie der Abschnitt, welcher 
“Haec iudicia Wlemarus dictavit’ überschrieben ist. 


Unser Abschnitt behandelt zuerst die Hand- und Finger- 
bußen, alsdann die Fuß- und Zehenbußen. Der erste Teil 
beginnt mit der Handbuße: Si quis alteri manum absciderit, 
XXV solidos et V denarios componat. Mit dieser Buß- 
bestimmung scheint der Satz über die Fußbuße, mit dem 
der zweite Teil beginnt, im Widerspruch zu stehen: Pes ex 
toto abscissus componatur ut manus id est tribus et quin- 
quaginta solidis et tremisse. Hier wird in der offenbar 
nachträglich beigefügten Erläuterung: ‚das ist 531, sol.“ 
eine doppelt so hohe Schillingzahl genannt als vorher für 
die Hand (26?/, sol.) angegeben ist. Aber die darauf folgen- 
den Ansätze für die Zehen machen zusammen nur 22!/, sol. 
aus, stimmen also nicht zu einer Fußbuße von 53173 sol., 


1) Vgl.oben S. 35. 
7x 
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denn die Gesamtbuße für die Zehen hat in Friesland stets 
mehr betragen als die Buße für das Fußblatt. Offenbar ist 
also jener Widerspruch daraus zu erklären, daß sich die 
Fuß- und Handbuße im 8. Jahrhundert änderte, von einem 
Viertelwergelde auf ein Drittelwergeld und schließlich bis 
auf ein halbes Wergeld stieg. Die Fußbuße betrug einst, 
wenn der Verletzte ein Edeling war, ebenso wie die Hand- 
buße 26°/, fries. Goldschill. und erhöhte sich schließlich 
in West- und Ostfriesland bis auf 5314, sol., in Mittelfries- 
land bis auf 45 sol. Wahrscheinlich hat ein Westfriese 
jene Erläuterung niedergeschrieben, als die Erhöhung der 
Buße auf 531, sol. eben eingetreten war. Immerhin bleibt 
es auffallend, daß man damals nicht die vorher genannte 
Handbuße entsprechend korrigiert hat. Nicht minder auf- 
fallend ist es, daß vor der Partie über die Fuß- und Zehen- 
bußen die summarische Anweisung steht “hoc totum in 
triplo componatur’, während von Add. III 8 an, also in 
dem hinter der Partie über die Fuß- und Zehenbußen stehen- 
den Register, die Verdreifachung bei jeder einzelnen Buße 
durchgeführt ist! Jene Anweisung muß doch für Add. II 
und III 1—7 gegolten haben; sie kann also wohl von Hause 
aus nur am Eingange dieser Gruppe gestanden haben. Da- 
her werden wir anzunehmen haben, daß das lose Blatt. 
auf welchem die Hand- und Fußbußen eingetragen waren. 
einst versehentlich umgewendet worden war und zwar, be- 
vor noch jene Anweisung und jene Erläuterung zu III | 
niedergeschrieben wurden. Der Überarbeiter bekam so den 
Abschnitt über die Fuß- und Zehenbußen vor dem Stücke, 
welches von den Hand- und Fingerbußen handelte, zu Ge- 
sicht. Er hatte also die Bestimmung, daß die abgehauene 
Hand mit 26°/, Schill. zu büßen sei, noch gar nicht gelesen, 
als er zu der Angabe, daß der Fuß wie die Hand zu büßen 
sei, hinzuschrieb: „d. h. mit 5313 Schillingen“. Die An- 
weisung aber “hoc totuın in triplo componatur’, die er vor 
den Abschnitt über die Fuß- und Zehenbußen setzte und 
die sich auf das Folgende bezog, stand so tatsächlich am 
Eingange des ganzen Blattes. Später erhielt das Blatt 
wieder seine richtige Lage. So kam jene Anweisung an 
eine falsche Stelle zu stehen und geriet der Satz, daB der 
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Fuß wie die Hand mit 531, sol. zu bezahlen sei, hinter 
die Bestimmung, daß man die Hand mit 26?/, sol. zu büßen 
habe! 

Daß das Blatt, worauf die Hand- und Fußbuße stand, 
einst als ausrangiert galt, ersieht man übrigens auch dar- 
aus, daß es zur beiläufigen Notierung von neuen Berech- 
nungen der Fingerbußen (Add. II 1) benutzt worden ist. 
Die erste Aufzeichnung der in Add. II und III 1-7 ver- 
merkten Hand- und Finger-, Fuß- und Zehenbußen hatte 
jedenfalls bereits zu einer Zeit stattgefunden, wo der were- 
gildus (simpla compositio) des Edelings von 96 auf 106?/, sol. 
erhöht worden war, aber Hand und Fuß noch mit je einem 
Viertelwergelde gebüßt wurden. 

Sind die vorstehenden Ausführungen zutreffend, so 
muß in der Handschrift mit Add. III 8, dem Anfange eines 
besonderen Wundenbußregisters, das für vorsätzliche Taten 
berechnet war und seine Bußen in der Form eines Pro- 
duktes mit dem Faktor ter gab, ein neues Blatt begonnen 
haben.!) 

Wie wir schon bemerkten, bilden die $$ 49—-58 einen 
Abschnitt für sich. Sie besprechen die durch einen Hieb 
geschlagenen Wunden und die Büßung dieser Wunden je 
nach ihrer Länge, befassen sich also mit demselben Gegen- 
stande, von welchem in Tit. XXII 66—70 und im ersten 
Satze von $ 75 gehandelt ist. Der Abschnitt gibt aber 
für die verschiedenen Maßwunden höhere, und zwar meist 
114, oder 1!/, mal so hohe Bußen an wie Lex XXII.?) Auch 
die Vorschriften über die Messung der Wunden sind hier 
und dort verschieden. Dagegen zeigt sich eine weitgehende 
Übereinstimmung in der Ausdrucksweise. Der Abschnitt 
der Additio drückt sich etwas umständlicher aus als Lex 
XXII 66ff. Aber in der Lex ist die Sprache nicht allein 


1) Es dürften Add. III 8—48, die in der Richthofenschen Aus- 
gabe knapp 56 Zeilen ausmachen (M. G. LI. III 684--687), drei oder 
vier Blätter eingenommen haben. 

2) So soll eine Maßwunde von der Länge ciner kleinen Spanne 
nach der Lex mit 6, nach der Additio mit 8, die eine große Spanne 
lange Wunde nach der Lex mit 8, nach der Additio mit 12 Schill. gebüßt 
werden. 
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knapper, sondern auch genauer; sie macht den Eindruck, 


als habe man alle wesentlichen Bestimmungen des Ab-. 


schnittes der Additio so kurz und genau wie möglich zu- 
sammenfassen wollen.!) Offenbar ist also der Abschnitt 
der Additio älter als Lex XXII 66ff. Hinter Add. III 58 
hat der Hauptredaktor die oben?) besprochene Bemerkung 
angebracht: Apud occidentales Fresiones inter Flehi et 
Sincfalam quot unciarum fuerit longitudo vulneris, tot 
solidorum compositione persolvitur, donec ad quinquaginta 
et tres solidos perveniat et unum tremissem; ibi nobilis 
homo centum et sex solidis et duobus tremissis simpla 
compositione solvitur. Das Stück muß sich also bereits 
unter den Materialien, welche er überkam, befunden haben. 
Andrerseits beginnt das Stück mit einem beweisrechtlichen 
Satze: “Si quis alii duo aut tria aut eo amplius vulnera 
uno ictu intulerit et negare voluerit, quod uno ictu tot 
vulnera fecisset, liceat ei, qui vulneratus est, sua solius 
manu sacramentum peragere, quod tot vulnera uno ictu 
fuissent illata.” Erst auf diese beweisrechtliche Bestimmung 
folgen die Bußansätze. Diese Anordnung verrät den Sax- 
mundischen Redaktor, auf den auch die Wendung 'sua 
solius manu sacramentum peragere’ deutlich hinweist. Das 
ganze Stück dürfte einst in einem für den Edeling berech- 
neten Bußregister gestanden haben, dann aber mit diesem 
vom Hauptredaktor beiseite gelegt worden sein. Doch 
benutzte er es als Muster, als er in seinem dolg-Register 
denselben Gegenstand behandelte. 

Jedenfalls hat der besprochene Abschnitt der Additio 
einst den Schluß eines Bußregisters und, da mit ihm eine 
neue Seite begann, wohl ein Blatt für sich gebildet.?) Ur- 
sprünglich aber dürfte der Abschnitt hinter Add. III 24 
gestanden haben?) oder vielmehr von dem Saxmundischen 
Redaktor zum Ersatz eines hinter Add. III 24 stehenden 
Stückes ausgearbeitet worden sein. 


!) Vgl. oben 8.61. 2) Vgl. oben S. 50. 

®) Inder Richthofenschen Ausgabe macht das Stück (M. G. 687.) 
mit der am Schlusse stehenden Bemerkung des Hauptredaktors 17, ohne 
diese 13 Zeilen aus. 

*) Vgl. (das oben S. 54 Bemerkte. 
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e) Die Judicia Saxmundi. 


‘Die Überschrift “Haec iudicia Saxmundus_ dictavit’ 
bezog Richthofen auf Add. III 59—75. Aber diese 
Judicia müssen gegen ihre Nachbarschaft genauer ab- 
gegrenzt werden, wenn man über den Raum und die Stellung, 
welche sie in der Materialiensammlung eingenommen haben, 
sicher urteilen will. 


Daß Add. III 71—73 nicht zu den Saxmundischen 
Judicia gehören, sondern später gemachte Randbemerkungen 
sind, haben wir schon früher festgestellt.!) 

Auch Add. III 74 ‘Si lingua praecisa fuerit, medio 
weregildo componatur’ kann nicht zu diesen Judicia ge- 
rechnet werden, denn er ist passivisch gebildet, während 
jene aktivische Form haben. In der Ausdrucksweise stimmt 
er genau zu Add. III 15, 17, 19, 27, 28 usw. Offenbar 
bildete er also einen Nachtrag zu dem Wundenbußregister 
der Additio.: Er berechnet die Buße für das Ausschneiden 
der Zunge, auf das die späteren friesischen Rechtsquellen 
die Hälfte oder das Drittel eines ‚‚Geldes‘‘ setzen, auf einen 
halben weregildus! Er scheint also erst nach der friesischen 
Bußenreduktion niedergeschrieben worden zu sein, während 
dlas Wundenregister der Additio und die Judicia Saxmundi 
noch vor diese Reduktion fallen! 


Ferner kann auch Add. III 75 um seiner Form und seines 
Inhalts. willen nicht zu den Judicia Saxmundi gehören; 
denn auch dieser Satz ist passivisch gebildet, und er handelt 
von der Leichenberaubung, dem hr£räf, einem Thema, 
welches zu dem Gegenstande jener Judicia nicht paßt. 
In der Ausdrucksweise erinnert er, wie schon Patetta 
gezeigt hat?), an Lex Alam. L und an Lex Baiuw. XVIII 1. 
Er könnte also ebensogut vom Wlemarischen wie vom 
Saxmundischen Redaktor herrühren. Wichtiger scheint 
mir, daß der Satz nur ganz allgemein bestimmt, daß die 
Beraubung einer ausgegrabenen Leiche ut caetera furta 
componatur. Durch diese Bestimmung sollte augenschein- 
lich eine ältere, wohl strengere Ahndung der Leichen- 


18.98. ?2) A.a.0. 8.39. 
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beraubung beseitigt werden. Dies mag durch die fränkische 
Staatsgewalt geschehen sein, so daß $ 75 auf eine königliche 
Satzung zurückgehen dürfte und zwar auf dieselbe, aus 
welcher Add. I 2, wo auch vom Diebstahl gehandelt wird, 
geflossen ist. Hinter der Bestimmung über Leichenraub 
folgt die über Frauenraub ($ 76), welche die sonst übliche 
Buße verdreifacht und ebenfalls auf einer königlichen 
Satzung beruhen dürfte. Dasselbe gilt schließlich auch 
noch von dem dahinter folgenden Satze über verbotene 
Ehen (8 77f.). Add. III 75 gehörte demnach nicht zu den 
‚Judicia Saxmundi. Es standen vielmehr $$ 75— 78 auf einem 
ganz anderen Blatte als diese Judicia. 


Die Überschrift “Hacc iudicia Saxmundus dictarit’ gilt 
also für 88 71- 75 nicht mehr! Aber auch die von Tiertaten 
und von Ungefährwerken handelnden $$ 68—70 sind von 
den “Judicia Saxmundi’ zu trennen. Daß die drei Sätze!) 
von dem Saxmundischen Redaktor abgefaßt worden sind, 
verrät ihre Ausdrucksweise, die sich mit der Sprache von 
Lex XIV 1 berührt. Aber sie unterscheiden sich durch den 
systematischen Charakter ihres Inhalts von den eigentlichen 
“Judicia Saxmund!i’, die sich deutlich als kurze aphoristische 
Bemerkungen zu schon vorhandenen Bußansätzen zu er- 
kennen geben. Überdies gehört der “Saxmundus’ über- 
schriebene Tit. VI der Additio (Si quis in flumine viam 
publicam occluserit, XII solidos componat) inhaltlich mit 
Add. III 66 (Qui alium in flumine vel in qualibet aqua ... .) 
und 67 (Qui alium in periculo aquae ... .) zusammen. Er 
(dürfte also von Add. III 67 losgerissen worden sein, d.h. 
es scheint einst mit Add. III 67 ein Blatt geschlossen und 
mit dem jetzigen Tit. Vlein neues Blatt begonnen zu haben. 


Auch Add. III 59 kann, wie sich schon aus der gleich 
näher zu besprechenden Form dieses Paragraphen ergibt, 
nicht zu den "Judicia Saxmundi’ gehört haben. Diese reichen 
somit von $ 60 bis 67. In der Richthofenschen Ausgabe 

!) Daß der zweite Satz von $68, nämlich ‘et tres partes de ipsa 
muleta componantur quarta portione dimissa’ erst nachträglich und zwar 


von dem Hauptredaktor hinzugesetzt worden ist, habe ich in dieser Zeit- 
schr. XXVIII S. 122 gezeigt. 
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beanspruchen diese 8 Paragraphen knapp 10 Zeilen (MG. 
688f.), also nicht einmal halb so viel Raum wie die ein Blatt 
oder eine Lage füllenden Judicia Wlemari, ein deutlicher 
Fingerzeig, daß sie höchstens ein Blatt in der Materialien- 
sammlung eingenommen haben, und zwar dürften sie, 
da ihre Fortsetzung (Add. VI) auf einem andern Blatte 
stand, von Hause aus das. erste Blatt einer Lage gefüllt 
haben. Hinter dieses Blatt geriet später das Blatt, auf 
welchem der Saxmundische Redaktor die vorstehend er- 
wähnten Sätze über Tiertaten und Ungefährwerke ein- 
getragen hatte. Die darauf folgende Bemerkung “Haec 
omnes compositiones liberi hominis sunt, in nobili homine 
dimidio maiores, in lito medietate minores’ beweist, daß 
mit diesen Sätzen einst ein für den Freien berechnetes Buß- 
register schloß. Dahinter war später noch die Bestimmung 
über die abgeschnittene Zunge eingetragen worden. 

Daß die Blätter, ıum welche es sich hier handelt, einst 
durcheinander geraten waren, ergibt sich auch bei einer 
näheren Betrachtung der merkwürdigen Worte, welche vor 
und hinter der Überschrift “Haec iudieia Saxmundus 
dietavit’ stehen: “Similiter manum ac pedem. Oculum XXV 
solidis debere componi'. Hinter diesen Worten beginnen 
erst mit dem Satze ($ 60) “Qui testiculos alii excusserit, 
ter quinquaginta tres solidos et tremissem’ die teils rela- 
tivisch teils hypothetisch gebildeten Saxmundischen Weis- 
tümer. Die erste Bemerkung 'similiter manum ac pedem’ 
ist jetzt nicht mehr verständlich, weil sie vor den Buß- 
ansatz, auf welchen durch ‘similiter' hingewiesen wird, 
nänlich ‘oculum XXV solidis debere componi’ geraten ist. 
Die Buße für Hand und Fuß war nach dem älteren mittel- 
friesischem Bußsysteme keineswegs der Augenbuße gleich; 
sie wurde dies erst zur Zeit Wlemars. Die Augenbuße 
betrug im 8. Jahrhundert in Mittelfriesland ein halbes 
Geld, während Hand und Fuß noch mit je einem Viertel- 
gelde zu bezahlen waren. Je nachdem man also den Nobilis- 
weregildus zu 80 oder zu 106?/, sol. rechnete, betrug die 
Augenbuße 40 oder 5317, die Fuß- und ebenso die Hand- 
buße 20 oder 26?/, sol. Dann aber wurde, wie Add. III» 1 
zeigt, die Hand- und die Fußbuße auf je 5313 sol. erhöht, 
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also der Augenbuße gleich gemacht. Seit man den Nobilis- 
weregildus endgültig auf 80 sol. festgesetzt hatte, waren 
somit Auge, Hand und Fuß mit je 40 sol., d.h. mit einem 
halben Gelde zu büßen.!) Durch die Hinzurechnung der 
Vorsühne erhöhte sich der Nobilisweregildus um !/,, also 
auf 90 sol. Dalıer berechnete Wlemar die Augenbuße auf 
45 sol.; und bald darauf mag auch die Hand- und die Finger- 
buße auf diesen Betrag festgesetzt worden sein. Statt "XXV 
solidis’ ist also in jenem Satze "XLV solidis’ zu lesen. Es 
sind demnach einst vor den Judicia Saxmundi die Worte 
“oculum XLV solidis debere componi: similiter manum 
ac pedem’ vermerkt worden. 


Man vermißt einen diesen Accus. cum inf. regierenden 
Satz. Als Subjekt dieses Satzes ließe sich nur Wlemar oder 
der Wlemarsche Redaktor denken, denn nur in Wlemars 
Zeit paßt der Rechtsinhalt jener Bemerkung. Daß dieser 
regierende Satz nicht mehr vor dem Accus. cum inf. steht, 
und daß die Worte “similiter manum ac peden’ vor die 
Worte 'oculum XLV solidis debere componi’” geraten konn- 
ten, beweist, daß wir es hier mit nachträglich angebrachten 
Randbemerkungen zu tun haben. Am oberen Rande der 
Seite, auf welcher die Judicia Saxmundi begannen, wollte 
man die Wlemarsche Ansicht oder Erklärung notieren, 
daß das Auge mit je 45 Schill. zu büßen sei. Aber da der 
Rand an dieser Stelle wenig Raum bot, benutzte man für 
die Eintragung auch den oberen Rand der vorhergehenden 
Seite. Dorthin schrieb man die Worte Wlemarus diecit, den 
davon abhängigen Satz (oculum .. .) dagegen auf den 
oberen Rand der folgenden Seite. Der Raummangel nötigte 
später, als man noch die Worte “similiter manum ac pedenm 
hinzufügte, diese oberhalb jenes Satzes anzubringen. Das 
Blatt, auf dem die Judicia Saxmundi standen, muß also 
damals auf ein Blatt gefolgt sein, auf welchem Add. Il 
75---77 eingetragen waren. Dadurch, daß dieses Blatt mit 
den Judicia Saxmundi später mehr nach vorn gelegt wurde, 


1) Damit war die Hand dem Arme, der Fuß dem Beine in der Buße 
gleichzgestelli. In den späteren mittelfriesischen Rechtsquellen ist dies 
nieht mehr der Fall. 
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gerieten jener Accus. cum infin. und der dazu gehörende 
regierende Satz auseinander. Aus dem letzteren wurde 
schließlich eine Überschrift und zwar zu Add. III 76 ge- 
macht. Daß aber die Worte “Wlemarus dicit’ von Hause 
aus keine Überschrift gewesen sein können, ergab sich uns 
schon oben.!) 

Die Judicia Saxmundi waren zur Ergänzung und Kor- 
rektur eines für den Nobilis berechneten Wundenbuß- 
registers bestimmt, von welchem in Add. III 8- 58 Reste 
erhalten sind. Der Hauptredaktor benutzte diese Weis- 
tümer sowie das Bußregister, welches sie ergänzen sollten, 
bei der Überarbeitung des alten für den Nobilis bestimmten 
Bußregisters (Lex XXII), das er in seinen Materialien hinter 
dem Abschnitte über den Totschlag vorgefunden hatte. 
Ganz beseitigen konnte er aber die Blätter, auf welchen 
Saxmunds Judicia samt dem Register, zu dem sie gehörten, 
standen, schon deswegen noch nicht, weil er sich am Rande 
dieser Blätter einige Wlemarsche Weistümer notiert hatte, 
die erst noch in das Rechtsbuch hineingearbeitet werden 
sollten. Der Hauptredaktor hatte ja schließlich die Weis- 
tümer Wlemars und seine eigenen Formulierungen, soweit 
es der Raum gestattete, in seinen Materialien gleich neben 
oder hinter die Stücke notiert, zu welchen sie gehörten, 
‚oder dort nachgetragen, wo die Pergamentblätter, auf denen 
seine Materialien standen, zufällig noch leeren Raum boten. 
Die unvermeidliche Folge war, zumal auch einzelne Blätter 
ihren Platz wechselten, daß bei der Herrichtung der Lex 
Frisionum bisweilen Zusammengehöriges zerrissen, bis- 
weilen nicht zusammengehörende Bestimmungen ver- 
bunden wurden und sich auf diese Weise hier und da eine 
widersinnige Reihenfolge der einzelnen Stücke ergab. 
So kam z. B. die Bestimmung über den Diebstahl von 
Pferd oder Rind und über das Erbrechen eines Schreins 


1) Die Randbemerkung besagte: “Wlemar sagt, daß das Auge mit 
45 Schillingen gebüßt werden müsse, ebenso Hand und Fuß’. Sie ent- 
hielt also eine Korrektur von Ansätzen, welche in dem Bußregister der 
Additio und zwar in dem ersten, für den Nobilis berechneten Teile standen. 
Der Hauptredaktor hat sich dann (vgl. Lex XX11 27—-34 und 62.) nach 
diesem Wlemarschen Ausspiuche gerichtet. 
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zwischen die Besprechung der "pax faidosi’ und das alte 
Wundenbußregister der Additio zu stehen, während die 
Besprechung des Diebstahls auf die von den Wunden han- 
delnden Abschnitte hätte folgen müssen. Dieser ganze 
Tit. Ider Additio gehörte eben gar nicht mit dem Folgenden, 
sondern mit Tit. XVII 1—3 der Lex und mit Add. IH 75— 
78 zusammen. Erst in Corvey ließ man mit dem Satze über 
die pax faidosi eine "Additio’ beginnen. 

Wir wir schon bemerkten!), stand das letzte Sax- 
mundische Weistum (Add. VI de flumine obstruso) anfangs 
allein auf einem Blatte. Hinter ihm trug der Hauptredaktor 
Wlemarsche Weistümer ein und zwar auf derselben Seite 
diejenigen, welche jetzt Add. VII de rebus fugitivis und 
Add. VIII de pignoribus, auf der anderen Seite des Blattes 
diejenigen, welche jetzt Add. III b und IV ausmachen. 
Hinter Add. IV wurde dann noch ein offenbar ebenfalls 
von .Wlemar herrührendes Weistum (Add. V) über die 
Tötung eines Weibes eingetragen. Der Hauptredaktor 
setzte über diese Weistümer das Wort “Wlemarus’ und gab 
lie Herkunft des voraufgehenden Satzes durch die Über- 
schrift “"Saxmundus’ an. 


$6. Die drei letzten Titel der Additio. 
Im Heroldschen Texte der Lex Frisionum reihen sich 
‘an das letzte Wlemarsche Weistum (Add. VIII) noch drei 
kurze Rechtssätze an (Add. IX—XI), die einst unmittelbar 
auf das Wundenbußregister der Additio folgten und unsere 
größte Aufmerksamkeit verdienen. Der erste (Add. IX de 
compositione) lautet: 

“Vis aut furtum in duplo componitur, et ad freda were- 

gildum’. 
Dieser Satz ist nach Form und Inhalt auffällig. Schon der 
Ausdruck “ad freda’ befremdet, da in der Lex sonst regel- 
mäßig ‘pro freda’, einmal “in fredam’ gesagt ist; merk- 
würdiger aber ist es, daß das Sätzchen nicht in der im- 
perativischen Sprache des Gesetzes, sondern in der er- 
zählenden Form eines Berichtes, einer Mitteilung abgefaßt 


!) Verl. oben S. 40, 105. 
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ist. Man hat es deswegen neuerdings, obwohl es von Herold 
nicht kursiv gedruckt worden ist, für eine spät entstandene 
Randbemerkung erklärt.!) Allein die erzählende Form 
erscheint nicht nur in einzelnen kursiven Zusätzen, die un- 
verkennbar als Randbemerkungen entstanden sind, sondern 
auch in nichtkursiven Stellen und zwar solchen, die, wie 
z. B. Lex V (de hominibus qui sine compositione occidi 
possunt) und Add. XI (de honore templorum), zu den älte- 
sten Bestandteilen der Lex Frisionum gehören. Außerdem 
kann das Sätzchen um seines Inhaltes willen nicht als 
jüngere Zutat angesehen werden, denn es behandelt den 
Raub noch ebenso wie den Diebstahl, also strenger als 
Lex VIII, wo auf Raub zwar doppelter Ersatz des Geraubten, 
nicht aber, wie bei Diebstahl, ein Friedensgeld in der Höhe 
des Wergeldes gesetzt ist. Wie Lex VIII, so behandeln auch 
die späteren Rechtsquellen der Friesen den Raub grund- 
sätzlich milder als den Diebstahl. Das Recht von Add. IX 
kann also nur einem älteren Stadium der friesischen Rechts- 
entwicklung angehören als Tit. VIII der Lex?), d. h. auch 
Add. IX muß zu dem ältesten Bestande der Lex gerechnet 
werden. 

Dasselbe ist mit dem interessanten, viel besprochenen 
Tit. XI der Additio der Fall, dem letzten der ganzen Auf- 
zeichnung. Dieser Titel, vor dem der Hauptredaktor “hoc 
trans Laubachi’ vermerkt und den der Corveyer Mönch 
‘de honore templorum’ überschrieben hat, enthält altes, 
heidnisches Recht, wie sein Wortlaut unmittelbar ergibt: 

I) Patetta S. 56. 

2) Brunner, Deutsche Rechtsgeschichte LI, 648 Annı. 90 und His, 
Strafrecht der Frieson im Mittelalter S. 335 Anm. 6 meinen, daß das 
Friedensgeld bei Raub ursprünglich 12 Schillinge betragen habe, aber 
dureh Add. IX auf die Höhe des Diebstahlsfredus, den Brunner zu 
5314 Schill. ansetzt, gebracht worden sei. Dies ist ein Irrtum. Nicht: 
qualifizierter Raub wurde bei den Friesen in Mittelalter nicht so strong 
wie Diebstahl geahndet. Was den normalen Diebstahlsfredus der Lex 
anlangt, der einen weregildus betrug, also je nach dem Geburtastande 
des Verbrechers verschieden war, so darf man nicht übersehen, daß 
zwischen schwerem und leichtem Diebstahl unterschieden wurde (Lex IlI). 


Der Fredus lautete wohl nur bei schwerem Diebstahl auf einen were- 
gildus. 
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“Qui fanum effregerit et ibi aliquid de sacris tulerit, 
dueitur ad mare et in sabulo quod accessus maris operire 
solet, finduntur aures eius et castratur et immolatur diis 
quorum templa violavit.' 

Der Satz hat mit Add. IX die erzählende Form gemein 
und steht mit diesem Titel, der die strafrechtlichen Folgen 
von ‘vis aut furtum’ angibt, auch in einem gewissen inneren 
Zusammenhange, insofern er mitteilt, wie man mit einem 
Diebe, der einen Tempel erbrochen und etwas von dem 
Eigentume des Gottes entwendet hatte, zu verfahren pflegte. 
Zu der Zeit des Hauptredaktors galt das Recht dieses Titels 
in Mittelfriesland nicht mehr; wohl aber mag es damals 
östlich vom Laubach noch hier und da zur Anwendung ge- 
konmen sein.!) Aber die Aufzeichnung, in welcher jener 
Satz stand, kann der Hauptredaktor nur in der Kanzlei 
der mittelfriesischen Grafen gefunden haben. Diese Auf- 
zeichnung hat also sicher nicht ost-, sondern mittelfriesisches 
oder, was am wahrscheinlichsten ist, altes gemeinfriesisches 
Recht enthalten. Meines Erachtens standen die drei letzten 
Sätze der Additio auf einem Blatte, welches der Haupt- 
redaktor in der mittelfriesischen Kanzlei unter den Mate- 
rialien zur Herstellung eines friesischen Rechtsbuches vor- 
gefunden und das er bei der Sichtung dieser Materialien 
an das Ende gelegt hatte. 

Die neueren Forscher konnten das unverkennbar sehr 
hohe Alter unseres Titels mit seiner Stellung am Schlusse 
der Additio, wo sie die jüngsten Bestandteile der ganzen 
Aufzeichnung vermuteten, nicht zusammenreimen. So sind 
denn die wunderlichsten Ansichten über Sinn und Zweck 
sowie über den Verfasser dieses Titels aufgestellt worden.!) 


!) Brunner a.a. 0. 11, 483 meint, die Ostfriesen hätten noch in 
karolingischer Zeit handhaften Tempelraub in der Form des heidnischen 
Menschenopfers bestraft. Ob nur den handhaften? Von dem Augenblick 
an, wo die Herrschaft Karls d. Gr. und des Christentuns in Ostfriesland 
fest begründet war, war es mit jener Bestrafungsform und mit dem 
“honos templorum’ endgültig vorbei. 

!) Vgl. die Übersicht, welche Richthofen in M. G. LL. II 697 
Annı. 68 gibt. Heck, Gemeinfreie S. 236 schließt sich der von Eichhorn. 
Deutsche Staats- und Rechtsgeschichte I 8145 Anm. e gegebenen Er- 


- — 
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Sie gehen sämtlich von der irrigen Voraussetzung aus, 
daß jeder Satz der Additio jünger sei als die uns erhaltene 
Fassung der eigentlichen Lex. Aber jünger als diese sind 
von den Stücken der Additio nur eine Reihe Wlemarscher 
Weistümer und die paar Zutaten des Aachener Legislators 
und des Corveyer Mönches, der die ganze Aufzeichnung ab- 
schrieb und bier und da Überschriften anbrachte. Dagegen 
sind schon die Saxmundischen Weistümer älter als die 
eigentliche Lex und noch älter das Bußregister der Additio 
und die drei Sätze an ihrem Schluß, welche Tit. IX—XI 
ausmachen. 

Daraus aber, daß gerade die beiden Bestandteile des 
friesischen Rechtsbuches, welche noch ausgesprochen heid- 
nischen Geist atmen, nämlich Lex V und Add. XI, nicht 
in die Sprache des Gesetzes, sondern in die des Berichtes 
gekleidet sind und von den beiden anderen Bestandteilen, 
welche erzählende Form haben (Lex XVI und Add. IX), 
der eine zu den ältesten Stücken der Aufzeichnung gehört, 
der andere unter Benutzung eines sehr alten Satzes geformt 
worden ist, muß gefolgert werden, daß sich unter den 
Materialien des Rechtsbuches, an welchem zur Zeit Karls 
d. Gr. in Mittelfriesland gearbeitet wurde, auch ein alter 
Bericht, die Aufzeichnung eines Weistums über das mittel- 
friesische Bußen- und Strafsystenı befunden hat. Dieses 
Weistum kann nur zu einer Zeit abgegeben worden sein, 
wo das Heidentum in Mittelfriesland noch volksrechtlich 
anerkannt war, und ist offenbar im Jahre 734 amtlich ab- 
gefragt worden. In diesem Jahre ordnete Karl Martell, 
nachdem der Friesenherzog Poppo in der Schlacht an der 
Bordena Sieg und Leben verloren hatte, in Staveren die 
Verhältnisse Mittelfrieslands!) und nötigte bei dieser Ge- 
legenheit die mittelfriesischen Asegen, über das Recht des 
Landes Auskunft zu geben. Über ihr Weistum, das nach 
Lage der Umstände nur ganz summarisch ausgefallen sein 
dürfte, wird eine Notitia oder Commemoratio angefertigt 


klärung an! Seine Auffassung wird von Brunner a, a. O. 13, 477 N. 12 
zurückgewiesen. 
1) Vgl. Jaekel, Die Grafen von Mittelfriesland S. 86 und S. 99f. 
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worden sein. Zu den Überresten dieses Rechtsprotokolls 
gehören Lex V sowie Add. IX und XI. Unter Kaıld. Gr. 
knüpfte man bei dem Versuche, ein friesisches Rechtsbuch 
herzustellen, zunächst an das Staverner Protokoll von 
734 an und suchte seinen Inhalt zeitgemäß umzugestalten. 
So kam es, daß, je weiter die Redaktion des Rechtsbuches 
gedieh, desto mehr Teile dieses Protokolls als erledigt bei- 
seitegelegt werden konnten. Add. IX und XI verdanken 
ihre Erhaltung nur dem zufälligen Umstande, daß auf der 
Seite, wo sie standen, später jene Bestimmungen über die 
Rückgabe geliehenen Gutes eingetragen worden waren, 
welche jetzt Add. X bilden. Dieser Titel, der altgermani- 
sches Recht enthält!), hat imperativische Form, und sein 
Eingang (Si homo aliüi .. .) erinnert an Add. Ill 22 (Si 
homo ab alio . . .)! Er dürfte also von dem Manne ab- 
gefaßt worden sein, welcher in der letzten Zeit Pippins das 
Bußregister der Additio zusammenstellte. Er hat damals 
offenbar die Bestimmungen über die Rückgabe geliehenen 
Gutes auf der Seite jenes Staverner Protokolls, wo die 
Sätze über "vis aut furtum” über Tempelraub standen, am 
Rande notiert. Beim Abschreiben gerieten später jene Be- 
stimmungen zwischen diese beiden Sätze. Der Haupt- 
redaktor der Lex konnte die Bestimmungen über die Rück- 
gabe geliehenen Gutes in den Stücken, mit deren Über- 
arbeitung er zu Ende kam, noch nicht verwerten. Er beließ 
daher das Blatt, auf welchem sie standen, vorläufig noch 
bei seinen Materialien. So wurden die beiden veralteten 
Stücke des Staverner Protokolls, zwischen welche jene 
Bestimmungen geraten waren, ebenfalls erhalten. 


$7. Das Ergebnis. 

Die herrschende Ansicht, daß die Friesen bis zu ihrer 
Unterwerfung durch die Franken keinerlei Aufzeichnungen 
rechtlichen Inhalts gehabt hätten, ist eine Frucht der fal- 
schen Vorstellungen, welche man sich von dem Kultur- 
zustande des heidnischen Friesenreichs zu machen pflegt. 


1) Vol. Wilda. Strafrecht der Germanen S. 556. Richthofen in 
MG. Li. III 696 Aum. 64; Schröder-Künßberg, Deutsche Rechts- 
geschichte® S. 412. 
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Man übersieht regelmäßig, daß sich die friesisch-chaukischen 
Völkerschaften früher als die übrigen deutschen Stämme 
mit der römischen Kultur befreundeten!), daß bei ihnen 
das beständige Ringen mit dem Meere schon in der Urzeit 
feste kommunale. Ordnungen ins Leben rufen mußte, und 
daß sie nicht nur, um ihre Deiche und Warften zu konser- 
vieren, sondern auch im Interesse ihres ausgebreiteten 
Handels und ihrer hochentwickelten Woll- und Leinen- 
industrie über der Erhaltung des Friedens zu wachen, 
also alles zu tun genötigt waren, was zur Sicherheit und 
Bestimmtheit von Recht und Gesetz beitragen konnte.?) 
Sollten die friesischen Fürsten des 7. und des angehenden 
8. Jahrhunderts wirklich noch nicht an die schriftliche 
Fixierung des Rechts gedacht haben, die bei ihren fränki- 
schen Nachbarn damals schon geleistet war? 


In den Taxen des friesischen Rechtsbuches, die von 
Hause aus für absichtslose Taten berechnet waren, stößt 
man auf eine Reihe duodecimaler Bußansätze, die nur zu 
einer Zeit, wo die Wergelder der friesischen Stände duo- 
decimale Beträge ausmachten, also jedenfalls noch vor der 
fränkischen Herrschaft aufgestellt sein können.?) So werden 
2. B. auf einen taubmachenden Schlag in Lex XXII 10 
24 sol., in Add. III 10 dagegen 26?/, sol. gesetzt. Wäre die 
Buße für einen solchen Schlag erst nach der Aufrichtung 
der Frankenherrschaft zum ersten Male aufgezeichnet 
werden, so hätte der Ansatz auf 26°/, sol. lauten müssen, 


-— m nn 


I) Vgl. hierzu Usinger, Die Anfänge der deutschen Geschichte 
(1875) S. 81 und 140. 

?) Es ist kein Zufall, daß die gesamte friesische Literatur des Mittel- 
alters aus Rechtsaufzeichnungen bestebt und die friesische Sage sich vor- 
wiegend mit der Erklärung von Rechtsverhältnissen beschäftigt. Schon 
Tacitus hatte von dem gesetzlichen und friedfertigen Sinne der friesisch- 
chaukischen Völker Kunde. Die Chauken waren nach Germ. 35 ein ‘po- 
pulus inter Germanos nobilissimus quique magnitudinem suam malit 
iustitia tueri. Sine cupiditate, sine impotentia, quieti secretique nulla 
provocant bella, nullis raptibus aut latrociniis populantur. Id praeci- 
puum virtutis ac virium argumentum est, quod ut superiores agant non 
per iniurias assequuntur. Prompta tamen omnibus arma ac, si res poScat, 
exercitug. 


®) Vgl. oben S. 16 und 61 £. 
Zeitschrift für Rechtsgeschichte. NI.VI. Gern, Aht. 8 
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denn der Eingriff der Franken in die fries. Buß- und Straf- 
:verhältnisse brachte es mit sich, daß der “weregildus’ des 
Edelings im Jahre 734 von 96 auf 106?/, sol. erhöht wurde. 
Jener Ansatz von 24 sol. in Lex XXII 10 dürfte also vor 
734, d. h. spätestens unter König Ratbod oder Herzog 
Poppo schriftlich festgelegt worden sein. Daß Ratbod 
Rechtsbestimmungen in größerem Umfange aufzeichnen 
ließ, wird man aus der merkwürdigen Nachricht über ihn, 
welche sich in Thiofrids Vita Willibrordi cap. 11 findet, 
schließen dürfen: 
“Noluit (Rabodo dux Frisonum) a quoquam deprehendi. 
leges a se infringi, quas ipse primus primum ex gentilitate 
legislatorem secutus Lacedaemonium Ligurgum 
invenit ac instituit Fresonum genti’!.) 
Die Nachricht kann nur aus der ältesten, jetzt verlorenen 
Vita Willibrordi stammen, die ja Abt Thiofrid von Echter- 
nach (1081—1110) benutzt hat.?) Die sakralen Bestimmun- 
gen, auf welche die Stelle anspielt, sind aber schon lange 
vor König Ratbods Zeit Rechtens gewesen. Bei dem 'in- 
venit ac instituit” kann also nur an eine schriftliche Fest- 
legung gedacht sein, und wenn Ratbod mit Lykurg in Par- 
allele gestellt wird, so scheint mir dies darauf hinzudeuten, 
daß er eine umfängliche Zahl von Leges schriftlich fest- 
legen ließ. Nach allem wird man annehmen dürfen, daß 
es in Friesland spätestens unter König Ratbod zur Auf- 
zeichnung von Rechtsbestimmungen gekommen ist. Aber 
davon, daß damals ein förmliches Rechtsbuch hergestellt 
worden sei, kann keine Rede sein. Auch läßt sich nicht nach- 
weisen, daß die eine oder andere in heidnischer Zeit auf- 
gezeichnete ‘lex’ in der uns vorliegenden ‘Lex Frisionum’ 
benutzt worden sei. Nur dies kann man behaupten, daB 
manche Stücke unserer Lex Fr., wie z. B. Lex V oder der 
Grundstock von Lex XXII oder wie Add. VI, Bestimmungen 
enthalten, die bereits in der vorfränkischen Zeit zu Recht 
bestanden haben müssen. 


)M. G. SS. XXIII 15, 42. 
2) Vgl. Wattenbach, Deutschlands Gieschichtaquellen TI’, 1904. 
S.149. 
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Bedeutsaner sind die Ereignisse von 734. Als der 
letzte unabhängige Friesenfürst Bobba oder, wie ihn die 
Franken nannten, Poppo in der Schlacht an der Bordena 
Sieg und Leben an Karl Martell verloren hatte, wurden die 
mittelfriesischen Verhältnisse in Staveren von dem fränki- 
schen Sieger neu geordnet. Mit der Verwaltung des er- 
oberten Landes, das Karl dem Frankenreiche angliederte, 
wurde Abba, allem Anscheine nach ein Sohn des gefallenen 
Poppo, betraut, und dieser erste Beherrscher Mittelfries- 
lands unter fränkischer Oberhoheit durch eine Familien- 
verbindung an das karolingische Haus gefesselt.!) Die 
mittelfriesischen Ethelinge?) und Frilinge, die mit ihrem 
Herzoge an der Bordena unterlegen waren, mußten sich 
einer Neuordnung der mittelfriesischen Verhältnisse fügen, 
die Karl Martell in Staveren, dem Hauptorte des Landes, 
vornahm, eine Herabsetzung ihrer Compositio von 96 auf 
80 sol. gefallen lassen, d. h. ihre simpla compositio wurde 
auf 80 fries. Goldschill. festgesetzt und damit der simpla 
compositio des freien Franken (60 konstant. Sch.) gleich- 
gemacht. Karl setzte nämlich die Leudis des Edelings von 
480 auf 360 fries. Goldschillinge herab und beanspruchte 
von den mittelfriesischen Kompositionen nach fränkischem 
Brauche ein Drittel als Friedensgeld. Zugleich bestimmte er, 
daß die verbleibenden zwei Drittel im Verhältnis von 2:1 
an die Erben und die Magen verteilt würden. Da die Freien, 
zu denen auch die Mehrzahl der Bewohner von Staveren 
gehörte, ihre Leudis (240 sol.) behielten. betrug ihre Compo- 
sitio nach Abzug des Fredus 160 sol., das Drittel also 53!/, 
fries. Goldschill., d. h. ihr weregildus stieg von 48 auf 531, 
sol. Die Komposition des Litenstandes wurde um 3 erhöht, 
d. h. es sollten außer dem weregildus von 26?/, fries. Gold- 
schill., der dem Herrn des Liten zustand, noch 8/, Schill. 
gezahlt werden, die aber an die Magen des Liten zu fallen 


1) Vgl. Jaekel, Die Grafen von Mittelfriesland 8.86 und 9Pfl. 
Die in dieser Zeitschr. XXVII, Germ. Abt., S. 123 N. 3 ausgesprochene 
Vermutung halte ich nicht mehr aufrecht. 

2) [Es scheint, als ob die Freien und die Liten mit den Franken 
sympathisiert und den Kampf gegen Karl Martell den Ethelingen allein 
überlassen haben.] 

8*+ 
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hatten. Die Wergeldlisten vom Jahre 734 liegen in jüngerer, 
rein stilistischer Überarbeitung in Lex L 1-10 (mit Aws- 
schluß der auf Ost- und auf Westfriesland bezüglichen 
Nachträge) noch vor. | 


Daß bei dieser Neuordnung der fiskalische Gesichts- 
punkt besonders berücksichtigt wurde, verstand sich bei 
Karl Martell von selbst. Er legte den Mittelfriesen einen 
Tribut auf, den "hüslaga” oder “"hüslotha’, den jeder "'hüsmon’, 
also jeder Etheling und Frimon, der selbständiger Grund- 
besitzer war, alljährlich entrichten sollte. Natürlich fielen 
dem Frankenherrscher auch die Einkünfte zu, welche die 
alten einheimischen Landesfürsten bezogen hatten. Er 
nahm das alte friesische Königsgut in seinen Besitz, ihm 
stand fortan zu, was aus Zöllen, Märkten, der Münze usw. 
einkam, endlich erhielt er bestimmte Quoten von den 
Friedensgeldern, da er ja als Nachfolger der mittelfriesischen 
Landesfürsten das Recht und die Pflicht hatte, den Frieden 
im Lande zu schützen. Wenn aber die Stellung des fränkı- 
schen Herrschers zum Friedensschutz und zu den Friedens- 
geldern klar geregelt, d. i., um in der Sprache der Friesen 
zu reden, ein fester Friede im Lande aufgerichtet werden 
sollte, so war es für Karl Martell unerläßlich, sich mit den 
Grundsätzen des mittelfriesischen Buß- und Strafsvstems 
bekanntzumachen. Er setzte sich daher zu Staveren mit 
rechtskundigen Leuten des Landes, d. h. mit mittelfriesischen 
Asegen, in Verbindung. Diese nötigte er, über die straf- 
rechtlichen Folgen derjenigen Verbrechen Auskunft zu 
geben, für welche an den König ein Friedensgeld zu zahlen 
war. Der Bescheid wurde in lateinischer Sprache kurz 
notiert. So entstand im Jahre 734 zu Staveren ein in er- 
zählende Form gekleidetes summarisches Verzeichnis mittel- 
friesischer Bußen und Strafen.!) Von diesem Staverner 


!) Wenn die mittelfriesische Sage vom dreizehnten Asega die großen 
Schwierigkeiten hervorhebt, welche «die von Karl verlangte Auskunft 
den Asegen gemacht habe, so ist dies ebenso übertrieben wie die Angabe 
der Sage, Karl habe von ihnen die Mitteilung des ganzen friesischen 
Rechtes gefordert. Auch die Auffassung der Urkunde Kaiser Heinrichs V. 
vom Januar 1108, daß Karl mit den Staverner Bürgern das mittelfriesische 
Landrecht gesetzt habe, ist unbegiündet. Karl ließ mur eine Mitteilung 
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Verzeichnisse, das Karl Martell zu fiskalischen Zwecken 
anlegen ließ, ist zwar nur weniges im Wortlaut auf uns ge- 
kommen, doch genügt dieses wenige, um von der Form dieses 
summarischen Verzeichnisses eine Vorstellung zu geben. 
Es sind drei Stellen des friesischen Rechtsbuches, nämlich 
Lex V 1 sowie Add. IX und XI, die als Reste des Staverner 
Protokolls aufzufassen sind. Von diesen dürfte Add. IX: 
“"Vis aut furtum in duplo componitur et ad freda were- 
gildum’ die Form der Sätze jenes Verzeichnisses am besten 
zeigen.!) Die meisten dieser Sätze sind später überarbeitet 
und in der überarbeiteten Form der Stoffsammlung, aus 
der die uns vorliegende Lex Frisionum besteht, einverleibt 
worden. Sie befaßt sich nicht nur mit dem Totschlage 
und den Körperverletzungen, mit Diebstahl und Raub, 
sondern auch mit der Brandstiftung, mit der Verletzung 
der weiblichen Ehre (Notzucht, Frauenraub, Entführung) 
und mit anderen schweren Verbrechen. Der Schutz von 
Leib und Leben, die Sicherung des Eigentums vor Raub, 
Diebstahl, Brand und die Beschirmung der weiblichen Ehre 
lagen ja dem Herrscher ganz besonders ob, dem daher ein 
erheblicher Teil des Friedensgeldes zustand, welches durch 
jene Verbrechen verwirkt wurde. In dem Protokoll muß 
bei den einzelnen Missetaten nicht nur die Buße, sondern 
auch das Friedensgeld angegeben gewesen sein. Wenn es, 
wie man im Hinblick auf die Lex Frisionum und die Leges 
anderer Stämme annehmen darf, mit der Totschlagsbuße 
begann, so muß auf das Verzeichnis der Kompositionen, 
das von ähnlicher Knappheit wie Lex XV gewesen sein 
dürfte, ein Satz über den vom homicidium zu zahlenden 
“fredus’ gefolgt sein. Er bildet jetzt Lex XVI, ist aber 
materiell abgeändert, denn er gibt die von Karl d. Gr. 


über das mittelfriesische Stiafrecht aufzeichnen, um zu wissen, wieviel 
dem königlichen Fiskus an Strafgeldern zuzufallen babe. Erhebliche 
Abänderungen wird er mit diesem Strafrechte nicht vorgenommen, 
nur die Höhe des normalen Friedensgeldes sowie die Strafsummen,. 
welche auf den Bruch der Sonderfrieden stehen sollten, genau bestimmt 
haben. 

1) Wahrscheinlich wurden bei der Aufstellung dieses Verzeichnisses 
die älteren Rechtsaufzeichnungen aus König Ratbods Zeit benutzt. 
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erlassene Bestimmung, daß allgemein von einem Totschlage 
als Friedensgeld 30 Solidi zu je 3 Denaren entrichtet würden. 
In dem Staverner Protokoll waren gewiß hinter dem Satz 
über den Totschlagsfredus noch Bestimmungen über den 
Schutz besonders gefriedeter Personen und Orte vermerkt 
(Lex XVII 1-3). Einige von diesen Bestimmungen gingen 
später infolge des mangelhaften Zustandes der ältesten Hs. 
des Rechtsbuches verloren. Das Erhaltene aber zeigt trotz 
aller Überarbeitung deutlich, daß die Bestimmungen über 
die Sonderfrieden ganz knapp ausgedrückt waren. Wenn 
die eine (XVII 2) in der uns vorliegenden Fassung besagt: 
Qui in curte ducis, in ecclesia aut in atrio ecclesiae hominem 
occiderit . . ., so sind mindestens die Worte ‘in ecclesia 
aut in atrio ecclesiae’ erst von dem Hauptredaktor des 
Rechtsbuches, der jene Friedensbestimmungen Karl Martells 
mit Friedensbestimmungen Karls d. Gr. von 780 verschmolz, 
eingeschoben worden. Daß im Jahre 734 ein gesetzlicher 
Schutz des Christentums ausgesprochen worden wäre, ist 
ausgeschlossen. Das Land war ja noch durch und durch 
heidnisch, und Karl Martell stand diesen Dingen kühl 
gegenüber. Erst Karl d. Gr. hat seit dem Jahre 777 den 
christlichen Kirchen Mittelfrieslands einen festen Rechts- 
schutz gewährt. 

Ob das Staverner Rechtsprotokoll ein ausführliches 
Wundenbußregister enthielt, muß dahingestellt bleiben. 
Sofern es der Fall war, wird man die einzelnen Glieder und 
Körperteile in einer bestimmten Reihenfolge vom Kopf 
bis zu den Füßen besprochen und am Schlusse summarisch 
angegeben haben, wie hoch in jedem Falle das Friedens- 
geld zu berechnen sei. Sicher stand wohl in dem Staverner 
Protokoll vermerkt, was bei schweren Verwundungen an 
Friedensgeld zu bezahlen sei; dann aber war gewiß nur 
allgemein angegeben, in welchem Verhältnisse sich, wenn 
die Compositio kleiner wurde, das Friedensgeld abstufte. 
Das Ganze mag ähnlich gefaßt gewesen sein wie die 
Friedensgeldordnung, welche hinter den Rüstringer Buß- 
taxen steht. | 

Noch knapper als die Abschnitte über die Verbrechen 
gegen Leib und Leben fielen die nächsten Stücke des Staver- 
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ner Protokolls aus, die sich um den strafrechtlichen Schutz 
des Eigentums drehten. War doch ein einziger Satz für die 
Besprechung von Raub und Diebstahl (Add. IX) aus- 
reichend! Auch die Beraubung eines Tempels war in einem 
Satze (Add. XI) abgetan! Die Brandstiftung nahm jeden- 
falls auch nur einen Satz in Anspruch, der lediglich den 
allgemeinen Grundsatz aussprach, nach welchem Buße und 
Strafe zu berechnen waren. 

Gleiches dürfte für den Abschnitt gelten, der von dem 
Schutze der weiblichen Ehre handelte, da er nur von den- 
jenigen Verfehlungen sprach, durch welche ein Friedens- 
geld an das Oberhaupt des Staates verwirkt wurde. 

Dieses Protokoll nebst den strafrechtlichen Bestin- 
nungen, welche Karl Martell 734 erließ, und einigen Auf- 
zeichnungen aus der Zeit Ratbods war alles, was an ge- 
schriebenem Rechte in Mittelfriesland beim Beginn der 
fränkischen Herrschaft vorhanden war. Die verschiedenen 
Schriftstücke wurden in der mittelfriesischen Kanzlei ver- 
wahrt und im Laufe der Zeit mit Abänderungen und Zu- 
sätzen versehen, ohne daß man zunächst daran gedacht 
hätte, aus den verschiedenen Rechtsaufzeichnungen ein 
Ganzes, ein mittelfriesisches Rechtsbuch, herzustellen. 
Dieser Gedanke gehört vielmehr erst der Zeit Karls des 
Großen an. Aber die Tatsache, daß jene Aufzeichnungen sich 
mit Nachträgen und abändernden Zusätzen bedeckten, 
ist für sich Beweis genug, daß sie praktisch verwertet worden 
sind. Eben deswegen mußte man sie, während die Rechts- 
entwickelung ihren Fortgang nahm, immer auf dem Laufen- 
den erhalten. Ein praktisches Interesse daran, daß zu jenen 
alten Aufzeichnungen etwaige Abänderungen des mittel- 
friesischen Strafrechts hinzunotiert würden, hatte in erster 
Linie der Graf von Mittelfriesland. Sie wurden in seiner 
Kanzlei verwahrt und befaßten sich nicht mit dem ge- 
samten mittelfriesischen Rechte oder auch nur Strafrechte, 
sondern lediglich mit den Strafsachen der allerschwersten 
Art, mit Totschlag, Körperverletzung, Diebstahl, Brand, 
Raub, Notzucht, Unzucht usw. Dies waren aber die Ver- 
brechen, deren Aburteilung vor das vom Grafen oder von 
dem ihn vertretenden Fräna gehegte ‘Fimelthing’, d. h. 
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das als Strafgericht constituierte Landgericht, gehörten.!) 
Nach der Rüstringer Aufzeichnung über gemeinfriesisches 
Recht sollte das Landgericht zuständig sein für Notzucht. 
Brandstiftung, offenkundigen Diebstahl, Totschlag und hand- 
hafte Münzverbrechen?), nach einer anderen Rüstringer 
Rechtsquelle für “däddolg, waldbronda, n&dımonda and 
lefda läua, gersfalle lithi ieftha diräf, hägosta lemitha’.?) 
Dies sind beinahe dieselben Verbrechen, welche auch in der 
Lex Frisionum behandelt werden. 

Aber wenn auch in der Zeit Pippins die in der mittel- 
friesischen Kanzlei noch aus der Zeit der Unabhängigkeit 
her vorhandenen Aufzeichnungen strafrechtlichen Inhalts 
ergänzt und mit Nachträgen versehen wurden, so ist doch 
damals ein Versuch, aus diesen Aufzeichnungen ein förm- 
liches Rechtsbuch herzustellen, nicht unternommen worden. 
Der erste Versuch dieser Art fällt erst in den Anfang der 
Regierungszeit Karls d. Gr. und zwar in die Jahre 768—-772. 
Damals war in der mittelfriesischen Kanzlei ein Notar ober- 


1) Wenn später nıittelfriesische Rechtsquellen die persönliche Mit- 
wirkung des Grafen im Gerichte auf das Ungehorsamsverfahren be- 
schränken, so sind dies Rechtsquellen aus einer Zeit, wo die Grafschaft 
Mittelfriesland in den Händen von Nicht-Friesen war, die zumeist weit 
von Mittelfriesland entfernt lebten, also ihre gräflichen Funktionen durch 
Vertreter ausüben lassen mußten. In der älteren Zeit war dies selbst- 
verständlich anders. Damals ließen die im Lande wohnenden Grafen 
selbst in dem von ihnen geleiteten Landgerichte die schwersten Straf- 
sachen aburteilen, wie dies ähnlich noch später in Rüstringen der in der 
unmittelbaren Nachbarschaft hausende Graf getan hat. 

2) Fries. Rq. 123, 23. 

®) Fries. Rq. 543 $60. Das im Text stehende ‘diraf’ ist in ‘dieraf' 
oder ‘dikraf’ zu emendieren, wie Fries. Rq. 339, 22 lehrt. Mit ‘dik’ Deich’ 
hat dieses Wort natürlich nichts zu tun. Man hat *dekräf statt ‘dikıäf 
lesen und das Woıt von afries. ‘dök’ “Tuch’ herleiten und als "Tücher- 
raub’ erklären wollen (Siebs in Pauls Grdr. d. germ. Philol. 1?, 1464 
u. 1347 und bei His Strafrecht der Friesen S. 338). Aber das ‘i’ erscheint 
sowohl in der Hunsegauer (‘dikraf’) als auch in der Rüstringer Form 
(‘diraf‘). Es kann also nur germ. ‘f’ oder ‘6! vorliegen. Das Wort ‘dikräf’ 
bedeutet übrigens nicht ‚Tücherraub‘, sondern ‘Deckbettraub’. Wahr- 
scheinlich geht ‘dik’ auf “t&hca (dı/x7)’ zurück, während engl. 'tick’ 
“Überzug, Inlet’, ndl. ‘tijk’ ebenso wie ahd. 'ziabha’ auf “töca’ weist. 
Vgl. Kluge, Etym. Wörterb. unter ‘Zieche’. [Diese Frage schien denı 
Verf. nach einer Randbemerkung noch aufklärungsbedürftig. W.S.] 


Die Entstehung der Lex Frisionum. 121 


deutscher Herkunft, wahrscheinlich ein Bayer, tätig, der 
Handschriften der oberdeutschen Leges nach Mittelfries- 
land gebracht hatte. Von diesem Notar wurde die Auf- 
zeichnung des mittelfriesischen Beweis- und Ermittlungs- 
verfahrens, in das zahlreiche christliche Elemente ein- 
gedrungen waren, in Angriff genommen. Daneben unter- 
zog er die strafrechtliche Zusammenstellung, welche er in 
der mittelfriesischen Kanzlei vorgefunden hatte, einer Über- 
arbeitung, die darauf ausging. bei jedem Verbrechen neben 
der Buße und Strafe auch die Zahl und Art der Beweis- 
mittel anzugeben, durch welche man die Anklage zurück- 
weisen konnte, und der ganzen Aufzeichnung eine feinere 
sprachliche Form zu geben. Doch blieb er mit seiner Arbeit 
in den ersten Anfängen stecken. 

Es liegt auf der Hand, daß eine Über- und Umarbeitung 
der Rechtsaufzeichnungen, welche sich allmählich in der 
mittelfriesischen Kanzlei angesammelt hatten, schon des- 
wegen nicht ohne Wissen und Willen des Grafen von Mittel- 
friesland vorgenommen werden konnte, weil jene Auf- 
zeichnungen für den praktischen Gebrauch des Grafen im 
mittelfriesischen Landgericht bestimmt waren. Dieser 
Graf dürfte vielmehr selbst eine zeitgemäße Überarbeitung 
der alten Aufzeichnungen angeordnet haben und dabei der 
Anregung gefolgt sein, welche Karl d. Gr., der mit der 
mittelfriesischen Grafenfamilic durch verwandtschaftliche 
Bande verknüpft war, gleich am Anfange seiner Regierung 
zur Überarbeitung der alten Volksrechte gegeben hatte.!) 
Der Ausbruch des Sachsenkrieges mag die Überarbeitung 
jener mittelfriesischen Rechtsaufzeichnungen unterbrochen 
haben, da der Graf von Mittelfriesland seinem königlichen 
Vetter bei der Bekämpfung der Sachsen treu zur Seite stand. 
Jedenfalls befand er sich mit seinem Gefolge während der 
kriegerischen Zeiten, die mit dem Jahre 772 begannen, 
sehr oft bei Karl d. Gr. Nach allem wird jene nicht zu 
Ende geführte Überarbeitung der alten mittelfriesischen 
Rechtsaufzeichnungen in die Jahre 768—772 zu setzen sein. 
Gegen den Schluß dieses Zeitraums muß Saxmund das 
Amt des “forma äsega’ bekleidet haben. 


') Vgl. Brunner, Deutsche Rechtsgeschichte 1?, 423 und 429 Annı. 8. 
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Ein neuer Anlauf zur Herstellung eines friesischen 
Rechtsbuches wurde im Jahre 777 unternommen. Die 
Anregung ging auch dieses Mal von Karl d. Gr. aus. Aber 
während man in den Jahren 768—772 ein mittelfriesisches 
Rechtsbuch zustande bringen wollte, sollte jetzt ein Werk 
geschaffen werden, welches dem mittel- und ostfriesischen 
Rechte Rechnung trüge. Es war dies die Folge davon, 
daß Karl d. Gr. seinem Vetter, dem Grafen von Mittel- 
friesland, auch die Ostfriesen unterstellte, denn seitdem 
war es für diesen Grafen eine Notwendigkeit, zum mindesten 
innerhalb der Kompetenz des Landgerichts die Abweichun- 
gen des ostfriesischen Rechtes von mittelfriesischen klar 
zu übersehen. Karl d. Gr. hat sich erst im Frühjahre 777 
während seines Aufenthaltes zu Nimwegen eingehender mit 
den friesischen Verhältnissen beschäftigt. Er erließ damals 
ein Friedensedikt für Friesland, worin er auch die Sonntags- 
arbeit und den Verkauf Unfreier an Heiden verbot, also 


Bestimmungen traf, welche auf die Christianisierung des 


Landes abzweckten. Zu derselben Zeit dürfte er den Grafen 
von Mittelfriesland über die Ostfriesen gesetzt haben. Wahr- 
scheinlich hat er in Nimwegen diesen Grafen aufgefordert, 
für die schriftliche Fixierung des ostfriesischen Rechtes zu 
sorgen, und der Graf betraute darauf einen seiner Notare 
damit, das Recht der ÖOstfriesen zusammenzustellen. Es 
war ein Niederfranke, der diesen Auftrag erhielt, und der 
damalige Graf von Mittelfriesland, der ihm diesen Auftrag 
im Jahre 777 erteilte, war offenbar jener Graf Dietrich. 
dessen die Annales Einhardi bei den Jahren 782, 791 und 
793 gedenken und der den Kloster Fulda Schenkungen 
im friesischen Gau Hugmerke machte.!) Eine Reihe von 
Jahren hindurch wurde von jenem mittelfriesischen Notar 
an der Herstellung eines friesischen Rechtsbuches gearbeitet, 
und wenn ihm eine abschließende Kodifikation des mittel- 
und ostfriesischen Rechts nicht gelang, so lag dies im wesent- 
lichen nur daran, daß die damaligen Rechtsverhältnisse 
jener beiden friesischen Abteilungen nicht von Bestand 
waren.?) Immerhin ist dieser Redaktor der Lex weiter 


I) Vgl. Jaekel, Die Giafen von Mittelfriesland S. 9. 
2) Vgl. hieızu unten S. 124. 
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gekommen als jener Redaktor aus der Zeit Saxmunds. 
Wir können ihn also, zumal in der folgenden Zeit kein 
weiterer Versuch einer Redaktion des friesischen Rechts 
unternommen worden ist, mit Fug und Recht als den 
Hauptredaktor der Lex Frisionum bezeichnen. 


Der Hauptredaktor begann seine Tätigkeit damit, daß 
er die in der friesischen Kanzlei vorhandene Sammlung 
von Materialien zu einem mittelfriesischen Rechtsbuche er- 
heblich erweiterte. Er vermerkte nämlich zu einigen Stücken 
dieser Sammlung die “trans Laubachi’ geltende abweichende 
Rechtsgewohnheit, wobei er sich ganz knapp ausdrückte, 
aber nicht umhin konnte, hier und da über den Geltungs- 
bereich der älteren Materialien eine Bemerkung zu machen.!) 
Sodann verzeichnete er hinter der Satzung Karl Martells 
vom Jahre 734 diejenigen Bestimmungen des Nimwegener 
Edikts, welche in jener Satzung noch nicht enthalten waren.?) 
Hierauf arbeitete er einige ältere Stücke strafrechtlichen 
Inhalts um, wobei er Vollständigkeit des Inhalts und Ele- 
ganz des sprachlichen Ausdrucks anstrebte.?) Seine Aus- 
arbeitungen versah er, um sich ihre Benutzung für die 
geplante endgültige Redaktion des 'Rechtsbuches zu er- 
leichtern, mit Lesemerkzeichen in fränkischer Sprache. Da- 
mals machte er auch zu dem alten Stücke über die Per- 
sonen, die bußlos getötet werden durften?), einen ein- 
schränkenden Zusatz und notierte hinter ein Stück (Add. 
III 49-- 58), das von der Büßung der Wunden je nach ihrer 
Länge handelte, den entsprechenden west- und ostfriesischen 
Brauch. Er setzte dann die vom Saxmundischen Redaktor 
begonnene Ausarbeitung des Abschnittes ‘de homieidiis’ 
fort, indem er in den von diesem Redaktor vollendeten 
ersten Teil einige Sätzchen über das entsprechende ost- 
friesische Recht einschob und weitläufig ausführte, wie die 
Tötung eines fremden Sklaven zu büßen und wie in dem 


1) Vgl. in dieser Zeitschr. XXXII, 297f. 

2) Vgl. oben 8.17 und 34. 

®) Vgl. in dieser Zeitschr. XXXII, 289. 

4) Ob dieses Stück aus dem Staverner Protokoll oder aus der unter 
Ratbod entstandenen Aufzeichnung stammt, muß dahingestellt bleiben. 
Das erstere ist mir wahrscheinlicher. 
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Falle zu verfahren sei, daß ein Sklave einen Etheling oder 
Frimon oder Liten mit oder ohne Wissen seines Herrn 
erschlüge. Aus der königlichen Satzung von 778, durch 
welche die ostfriesischen Kompositionen um !/, herabgesetzt 
wurden, hatte er inzwischen das Verzeichnis der neuen 
Kompositionen in seine Materialiensammlung herübergenon- 
men und das Blatt, worauf er dieses nach Pippinschen 
Denaren rechnende Verzeichnis schrieb, mit einem deut- 
schen Lesemerkzeichen versehen.!) In eben diesem Jahre 
778 oder in dem darauffolgenden verband er einen Teil 
jener beweisrechtlichen Aufzeichnung, die einst der Re- 
daktor der Saxmundischen Weistümer begonnen hatte, mit 
den strafrechtlichen Stücken, die er in die geplante Lex 
aufnehmen wollte, und erweiterte dabei das Stück, welches 
sich mit dem im Getümmel verübten Totschlage befaßte. 
durch die Angabe des ostfriesischen und des westfriesischen 
Ermittelungsverfahrens. An das ostfriesische Stück schloß 
er jenes ostfriesische Kompositionsverzeichnis an.?) Da- 
mals arbeitete er auch einen Abschnitt über die strafrecht- 
lichen Folgen aus, welche der Raub in Ostfriesland nach 
sich zog. Dieser Abschnitt sollte den kleinen Zusatz, den 
er früher zu dem Kapitel “de notnumfti’” über das “trans 
Laubachi’ geltende Recht gemacht hatte, vervollständigen 
und korrigieren.?) Auch sonst brachte er zum Zweck der 
Ergänzung und Berichtigung gerade damals manchen Zu- 
satz in den Abschnitten an, welche zur Aufnahme in das 
Rechtsbuch bestimmt waren, aber er kam damit nicht bıs 
zu Ende, weil um jene Zeit die mittelfriesischen Kon- 
positionen wiederholt erhöht und infolgedessen zahlreiche 
Bußbeträge abgeändert wurden. Es geschah dies in dem 
Jahre, in welchem Widenmer oder, wie sein Name im Herold- 
schen Texte verdeıbt ist, Wlemarus in Mittelfriesland das 
Amt des “forma äsega” bekleidete.?) Gerade in diesem Jahre 


!) Vgl. oben 8. 34. 

°) Vgl. oben 8.33 und in dieser Zeitschr. XXXII, 2%. 

?) Vgl. in dieser Zeitschr. XXXII, 293f. und 297. 

4) Daß der Name “Wlemarus’ nur aus ‘Videmarus’ verlesen seiu 


kann, habe ich in dieser Zeitschr. XXX11, 5, 275 N. 2 gezeigt. \Widermer 
muß um’778 das Amt des ‘forma äsega’ bekleidet: haben. 
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wurde an der Herstellung eines friesischen Rechtsbuches 
mit großem Eifer gearbeitet. Der Hauptredaktor fügte 
eine Reihe von Weistümern, die Widemer abzugeben hatte, 
seiner Materialiensammlung ein. Bei der Formulierung 
dieser Weistümer in lateinischer Sprache ließ er sich durch 
die Lex Alam. beeinflussen, von der eine Hs. in der mittel- 
friesischen Kanzlei vorhanden war. Aber er hat, wie eine 
damals niedergeschriebene Randbemerkung (Wlemarus di- 
cit, oculum XLV solidis debere componi, similiter manum 
ac pedem) zeigt, auch nichtamtliche Äußerungen Widemers 
über den einen und anderen Punkt des mittelfriesischen 
Rechtes zur Vervollständigung seines Materials verwendet. 
In Lex XXII (de dolg) erscheint jene Äußerung Widemers 
über die Büßung von Hand, Fuß und Auge bereits ver- 
wertet, ohne daß dieser Asega dabei erwähnt würde. Dar- 
aus geht klar hervor, daß, wenn es damals zur Schluß- 
redaktion des Rechtsbuches gekommen wäre, diese den 
Asega Widemer ebensowenig wie den Asega Saxmund ge- 
nannt haben würde. Bei der Bearbeitung jenes “de dolg’ 
überschriebenen Bußregisters hat der Hauptredaktor die 
Formulierung des Tatbestandes an vielen Stellen der Lex 
Alamannorum nachgebildet. Dagegen zeigt er sich bei der 
Redaktion der jüngsten Weistümer Wlemars von dieser 
Lex unabhängig. Die Münzordnung vom Jahre 779, durch 
die in Mittelfriesland das alte friesische Goldkurant durch 
das neue Silbergeld Karls d. Gr. verdrängt wurde, mußte 
den Hauptredaktor abermals davon abhalten, seine Re- 
daktion des friesischen Rechtsbuches abzuschließen, denn 
die sämtlichen Kompositionen waren nun doch erst in das 
neue Kurant umzurechnen! Dazu ist er aber nicht mehr 
gekommen. Er hat am Rande des Blattes, auf welchem 
die Judicia Saxmundi standen, die Schillingsrechnung der 
drei friesischen Abteilungen, wie sie sich seit jener Münz- 
ordnung gestaltet hatte, in einer kurzen Bemerkung dar- 
gelegt und an zwei Stellen, wo er nachträglich je einen Satz 
über die Meineidbuße einschob, Pfunde zu 240 neuen De- 
naren verwendet, aber eine systematische Umrechnung der 
alten, in friesischem Goldgelde ausgedrückten Ansätze nicht 
mehr vorgenommen. Nur an einer veralteten Stelle seiner 
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Materialien (Add. II und III 1) zeigt sich eine solche Un- 
rechnung, die hier wie eine Probe anmutet. Der Haupt- 
redaktor muß also seine Bemühungen um die Redaktion 
eines friesischen Rechtsbuches bald nach dem Erlaß jener 
Münzordnung, d. h. spätestens im Jahre 780, eingestellt 
haben. Was er als Ergebnis dieser Bemühungen hinterließ, 
war kein fertiges Rechtsbuch, sondern nur eine Sammlung 
von Materialien zu einem solchen. Darunter befanden sich 
längst antiquierte Stücke, die er nur deshalb noch nicht 
beseitigt hatte, weil auf denselben Blättern noch andere 
Stücke standen, deren Benutzung oder Überarbeitung noch 
ausstand. Einzelne Kapitel waren für die Aufnahme in 
das geplante Rechtsbuch fertig vorbereitet, einzelne harrten 
noch einer letzten Überarbeitung. Aber nach Karls d. Gr. 
Münzordnung hätten alle diese mehr oder weniger fertigen 
Stücke noch einmal umgearbeitet werden müssen, was, wie 
schon erwähnt, unterblieben ist. Die Materialiensammlung, 
welche der Hauptredaktor hinterließ, war also aus lauter 
unfertigen Stücken zusammengesetzt, und von einer sach- 
gemäßen Reihenfolge dieser Stücke konnte schon deswegen 
keine Rede sein, weil die zahlreichen nachgetragenen Par- 
tien regelmäßig dort, wo sich gerade Raum bot, nieder- 
geschrieben oder auf lose Blätter notiert worden waren. 
die in die ältere Aufzeichnung eingelegt wurden oder wer- 
den sollten. 

Von den Anläufen, das Recht des Landes zu kodi- 
fizieren, wie sie seit Karls d. Gr. Regierungsantritt in der 
mittelfriesischen Kanzlei unternommen wurden, muß die 
Bevölkerung des Landes schon deswegen unterrichtet ge- 
wesen sein, weil die Asegen in den Landesversammlungen 
auf amtliche Aufforderung hin über bestimmte Rechts- 
fragen, die in dem geplanten Rechtsbuche behandelt werden 
sollten, Weistümer abzugeben hatten. Die Sage vom drei- 
zehnten Asega zeigt, welchen Anteil die Friesen an allem 
nalımen, was mit der Aufzeichnung des Landesrechtes zu- 
sammenhing. Jenes Unternehmen dürfte also allgemeines 
Interesse geweckt haben und namentlich in dem Jahre. 
in welchem der “forma äsega’ Widemer durch den Grafen 
Dietrich besonders häufig angewiesen wurde, durch seine 


Die Entstehung der Lex Fiisionun. 127 


Weistümer den mit der Kodifikation betrauten Notar zu 
unterstützen, mit Spannung verfolgt worden sein. Es wäre 
daher rätselhaft, wenn ein Vorkommnis von so tiefgreifender 
Bedeutung in der Rechtstradition der Mittelfriesen gar 
keine Spur hinterlassen haben sollte. In der Tat wird 
eine sehr bedeutsame Angabe dieser Tradition erst ver- 
ständlich, wenn sie auf jenen Versuch, das friesische Recht 
zu kodifizieren, bezogen wird. Der alten mittelfriesischen 
Rechtstradition galten nämlich diejenigen Rechtsbestim- 
mungen als die ältesten, welche “Widekin (heer Wydeke), 
di forma äsega’, gewiesen und dann “Herdrick (heer Dirick)’ 
den Friesen hatte aufschreiben lassen.!) Der Name ‘Her- 
drick’ oder “heer Dirick’, d. i. ‘Herr Dietrich’, bedarf keiner 
Erklärung.?) Die niederdeutschen Namensformen “Widekin, 
Wideken, Wideke’, weisen auf afries. “Wideka’, die Kose- 
form eines mit “Wide- beginnenden Vollnamens, zurück.) 
Daß gerade diese beiden Namen von der mittelfriesischen 
Rechtssage mit den ältesten mittelfriesischen Rechtsauf- 
zeichnungen in Verbindung gebracht wurden, kann meines 
Erachtens nur durch die Annahme erklärt werden, daß die 
Sage die Erinnerung daran festgehalten hatte, daß, als es 
sich um die schriftliche Fixierung des friesischen Rechtes 
handelte, Widemer in der Stellung eines ersten Asega Weis- 
tümer verkündete, welche dann ‘Herr Dietrich’, der Graf 
des Landes, für die Friesen aufzeichnen, d. h. in das ge- 
plante Rechtsbuch aufnehmen ließ. 


Der Torso eines friesischen Rechtsbuches, wie ihn der 

1) Erst der Fivelg. Text des Sendrechts (Hottema S. 58) machte 
aus dem ‘Herrn Dietrich’ einen Schreiber “Heldrice’ und ein Text des 
Rudolfsbuches (Heck, Altfries. Gerichtsverf. S. 55) einen “Redaktor 
Herdricus’. 

3) Der Name ‘Herderich’ war während des Mittelalters in Mittel- 
friesland nicht gebräuchlich. 

2) Heck macht (in dieser Zeitschr. XVII, 585) aus dem ‘Wideke(n)’ 
der mittelfriesischen Sage einen ‘Witukind’! Den ‘Herdrick’ der alten 
mittelfriesischen Sage mit dem Propste Herderich, der dem im Fivelgau, 
also in Ostfriesland gelegenen Praemonstratenser Nonnenkloster Schilt- 
wolde vorstand und in der zweiten Hälfte des 13. Jahrhunderts starb, 
zu identificieren, wie dies Heck und Siebs tun, ist schlechterdings un- 
möglich. Vgl. diese Zeitschr. XXVIII, Gerin. Abt., 8. 97. 
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Hauptredaktor im Jahre 780 hinterließ, wanderte im Ok- 
tober 802 nach Aachen, wohin damals Kaiser Karl die 
Großen des Reiches mit ihren “legislatores’ berufen hatte. 
Karl wünschte eine Revision und bessere Aufzeichnung 
der Volksrechte.!) In Aachen wurde jenes unvollendet ge- 
bliebene friesische Rechtsbuch durchgegangen und bei dieser 
Gelegenheit eine Reihe von Randbemerkungen zu ihm ge- 
macht. Der “legislator’, von welchem diese Bemerkungen 
herrühren, war kein Friese. Sonst hätte er die Kapitel 
der Zusammenstellung nicht als “leges’ oder “constitutiones’ 
bezeichnet und die Bußregister, welche in diese Zusammen- 
stellung aufgenommen und für den Etheling berechnet 
waren, nicht auf den Frimon bezogen. Zu letzterem sah 
er sich besonders dadurch gedrängt, daß er die Schillinge 
dieser Register als schwere karolingische Silberschillinge 
ansah. Deswegen wollte er auch die Schillingzahlen in dem 
für den Etheling berechneten Bußregister der Additio ver- 
dreifacht wissen. Er begann seine Sätze regelmäßig mit 
dem Demonstrativum °“hic’, und zwar vermerkte er 

“haec constitutio ex edicto regis processit“ hinter Lex V112. 

“hoc et superiori capitulo constitutum est’ zu Lex XII, 

“haec lex inter Laubachi et Flehum custoditur’ hinter 
Iex XIV 2, 

“hic bannus est’ zu Lex XVI, 

“haec omnia ad liberum hominem pertinent, nobilis vero 
hominis’ usw. bis “quam liberi hominis’ hinter Lex 
XXI, 

“hoe totum in triplo componatur” hinter Add. II, 

“haece omnes compositiones Jiberi hominis sunt, in nobili 
homine dimidio maiores, in lito medietate minores 
hinter den Judicia Saxmundi. 

Ob dieser Aachener Kommentator es war, der vor den 
Bußzahlen von Add. III 8ff. ein ‘ter’ einschob, oder ob 
dies ein späterer Überarbeiter der Lex getan hat, muß da- 
hingestellt bleiben. 

Eine Abschrift ist von der Zusammenstellung straf- 
und beweisrechtlicher Stücke, welche dem Aachener Kon- 


1) Vgl. oben 8.83, Brunner, Deutsche Rechtsgesch, I, 8. 4228. 


Die Entstehung der Lex Frisionum. 129 


mentator vorlag, im Jahre 802 nicht angefertigt worden. 
Diese Sammlung, die das Urteilsbuch oder den ‘liber legis’ 
des Grafen von Mittelfriesland bildete, befand sich noch 
in ihrem alten, unfertigen Zustande, als Ludwig der Fromme 
über den mittelfriesischen Grafen Gerulf Absetzung und 
Güterkonfiskation verhängte!) und dieser Graf sich nach 
Westfriesland zurückzog. Es geschah dies im Jahre 834. 
Gerulf nahm jene Sammlung mit sich, und sie wurde in 
Westfriesland in einem der letzten Jahre Ludwigs des 
Frommen mit einer Reihe von Zusätzen versehen, die sämt- 
lich in Lex I stehen und westfriesisches Recht enthalten. 
Sie sind meist nur lose mit den dort bereits stehenden 
Zusätzen des Hauptredaktors verbunden worden. Da sie 
sämtlich eine hydrographische Umschreibung eines friesi- 
schen Rechtsgebietes enthalten, darf man sich nicht wun- 
dern, daß sie durchweg bei Herold kursiv gedruckt sind. 
Es sind die folgenden: 

‘et cis Fli similiter’ in Lex I 3, 

‘et cis Fli’ in Lex 14, 

“et eis Fl’ in Lex 15, 

“et cıs Eli’ in Lex I 8, x 

“Inter Fli et Sinefalam weregildus nobilis C solidi, liberi L, 

liti XXV, solid. denarıii III nonae monetae’ hinter 
Lex 110. 


Dadurch, daß Gerulf unter Abt Warin (826-—856) in 
Corvey, dem er reiche Schenkungen zuwandte, Mönch 
wurde, ging sein Besitz an Schriftstücken auf dieses Kloster 
über. Zu diesen Schriftstücken gehörte auch der in den 
Jalıren 777—780 entstandene Torso eines friesischen Rechts- 
buchs. Erst in Corvey ist dann von den schon in Unord- 
nung geratenen Pergamentblättern, auf denen dieses Werk 
des Hauptredaktors stand, eine Abschrift angefertigt wor- 
den. Wie in anderen Klöstern, so verlangte man auch in 
Corvey nach einer Übersicht über die Rechtsverhältnisse 
der Landschaften, in welchen das Kloster Güter besaß. 
Es war daher nur natürlich, daß man hier die zerrüttete 


!t) Vgl. Jackel, Die Grafen von Mittelfriesland S. 34 fl und in dieser 
Zeitschr. XXX1I, 272. 
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friesische Rechtshandschrift, welche Gerulf in das Kloster 
gebracht hatte, alsbald abschreiben ließ. Ein schreibkun- 
diger Mönch unternahm es, den Inhalt dieser Hs. mit dem 
Rechte der Sachsen und dem der Angeln und Warnen in 
einem Codex zu vereinigen. Er schrieb zuerst die Lex 
Saxonunı, hierauf die Lex Angliorum et Werinorum ab, um 
dann den Inhalt jener Hs. folgen zu lassen. Aber er fand 
auf den durcheinander geratenen Blättern dieser Hs. keine 
fertige, in Titel und Paragraphen gegliederte “Lex Frisio- 
num’, die den beiden bereits abgeschriebenen Leges ent- 
sprochen hätte, sondern nur mangelhaft gruppierte un- 
gleichartige Materialien zu einem friesischen Rechtsbuche. 
So unternahm er es selbst, in diese Materialien notdürftig 
Ordnung zu bringen und aus ihnen nach dem Muster jener 
beiden Leges eine “Lex Frisionum’ herzustellen. Die Schlub- 
redaktion der uns vorliegenden Lex Frisionum hat also 
ein Corveyer Mönch besorgt. Erst durch ihn erhielt das 
Ganze cine Überschrift (Incipit lex Frisionum) und jeder 
einzelne Abschnitt seine besondere Rubrik. Er benutzte 
dabei alte Überschriften, Lesemerkzeichen und Randbemer- 
kungen, mußte aber in 19 Fällen neue Titelüberschriften 
bilden. Zur Erleichterung der Übersicht teilte er jeden 
Titel noch in Paragraphen und brachte eine Titel- und 
Paragraphenzählung an. Daß einige Stücke der alten 
Rechtssammlung damals bereits abhanden gekommen waren, 
ist ihm offenbar entgangen. Was vorhanden war, schrieb 
er, ohne sich an die nicht folgerichtige Anordnung der Ab- 
schnitte zu stoßen, in gleichmäßig fortlaufender Schrift ab, 
wobei einzelne Nachträge und Randbemerkungen an eine 
falsche Stelle des Textes zu stehen kamen. Die Zurück- 
führung gewisser Bestimmungen auf die Weistümer zweier 
mit Namen genannter Männer mußte ihm auffallen, da er 
in keinem anderen unter den ihm bekannten Stammes- 
rechten etwas Entsprechendes fand. Er kam schließlich 
zu der Überzeugung, daß es sich bei den Judicia jener 
Männer nur um spätere Nachträge handeln könne. Er 
sonderte daher die ganze Partie, welche seiner Meinung 
nach aus solehen Nachträgen bestand, von der Lex ab. 
Er gab ihr nicht nur eine gesonderte Titelzählung, sondern 
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auch eine besondere Überschrift (Additio sapientum) und 
bezeichnete entsprechend den letzten, vom Aachener Kom- 
mentator herrührenden Satz des Tit. XXII der Lex als 
‘epilogus’. Die Materialien, welche er am Schlusse des 
Ganzen vorfand, hat er nicht sämtlich abgeschrieben. Ein- 
zelne waren sicher als nicht mehr geltend kenntlich gemacht, 
andere vielleicht schwer lesbar, manche auch wohl von 
einem Inhalte, der dem abschreibenden Mönche anstößig 
schien. Im allgemeinen wird die Geduld dieses Mönches, 
der während des Abschreibens zugleich Ordnung in das 
Ganze zu bringen suchte, so flüchtig er auch dabei verfuhr, 
auf eine harte Probe gestellt worden sein, und es ist sehr 
erklärlich, daß er den Codex nicht mit dem bei einer bloßen 
Abschrift üblichen “explicit’, sondern mit “haec hactenus’ 
schloß, d. h. einen Teil des letzten Abschnittes fortließ. 

Die Hs., welche durch Gerulf in den Besitz des Klosters 
Corvey gelangt war, mag bald, nachdem man hier die in 
ihr vereinigten Rechtsmaterialien notdürftig gegliedert und 
als ‘Lex Frisionum’ abgeschrieben hatte, der völligen Auf- 
lösung verfallen sein; und es ist wohl ausgeschlossen, daß 
von ihr jemals noch ein Rest zum Vorschein kommen sollte. 
Der Codex, in welchen man zu Corvey die ‘Lex Frisionum’ 
eingetragen hatte, wurde später, wie ich vermute, an Fulda, 
wohl um daselbst kopiert zu werden, geliehen und scheint 
hier verblieben zu sein. Dieser Corveyer Text der Lex Fri- 
sionum oder eine in Fulda von ihm genommene Abschrift 
bildete die handschriftliche Grundlage der Editio princeps, 
die Herold im Jahre 1557 veranstaltete. Herold gab seine 
Vorlage genau wieder. Die einzige Abweichung, welche er 
sich gestattete, bestand darin, daß er die Sätze, welche eine 
hydrographische Umschreibung eines der drei friesischen 
Gebiete enthielten, kursiv drucken ließ. Er tat dies wahr- 
scheinlich, um sich bei der wissenschaftlichen Bearbeitung 
der Lex, die er im Sinne gehabt zu haben scheint, rasch 
und leicht zu orientieren. 


9% 
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II. 


Aufgaben der Geschichtsforschung in Unteritalien. 


Mit besonderer Berücksichtigung der mittel- 
alterlichen Verfassungs- und Verwaltungsgeschichte.!) 


Von 


Herrn Professor Dr. Eduard Sthamer 
in Berlin. 


Das Staatsarchiv in Neapel ist das Zentralarchiv 
für das gesamte ehemalige Königreich Neapel-Sizilien.’) 
Dieses Königreich ist derjenige Teil Italiens, der am frühe- 
sten zu einer staatlichen Einheit gelangte und der daher 
seit der Gründung der Monarchie durch König Roger Il. 
eine einheitliche Geschichte gehabt hat. Zwar folgt hier eine 
fremde Dynastie auf die andere: Normannen, Hohenstaufen, 
Capetinger aus der Linie Anjou, Aragonesen, spanische 
Habsburger und spanische Bourbons haben hier der Reihe 
nach geherrscht. Aber die Entwicklung des Landes blieb 
doch von Anfang an einheitlich: einheitlich war die Gesetz- 
gebung, einheitlich die Verwaltung, einheitlich auch die 
gesamte Kultur. 

Die Geschichtsforschung, die hier besonders früh, 
bereits im 16. Jahrhundert, einsetzt, hat diese Einheitlich- 
keit von vornherein erfaßt und in gebührender Weise betont. 
Sie ist von ihren Anfängen an charakterisiert durch um- 
fassende Benutzung archivalischer Quellen und hat daher. 
wenn auch die Hilfsmittel der Kritik naturgemäß nicht an 
das heranreichten, was wir jetzt gewohnt sind, doch von 


1) Vorgetragen in der Sitzung der Historischen Gesellschaft in 
Berlin am 16. Oktober 1925. 

2) Für das Folgende verweise ich hier allgemein auf Bartolommee 
Capasso, Le fonti della storia delle provincie Napolitane dal 568 al 1500, 
con note del Dr. E. Oreste Mastrojanni (Napoli 1902). 
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jeher ein wissenschaftliches Gepräge gehabt. Anfangs 
überwiegt ein genealogisches Interesse an der Geschichte 
des alteingesessenen Adels. Nur ausnahmsweise treten 
daneben auch rein historische Ziele auf, wie beispielsweise 
bei Gio. Antonio Summonte.!) Das Studium der Gesetze 
diente noch im 15. und 16. Jahrhundert vorwiegend den 
praktischen Zwecken der Rechtssprechung. Eine wissen- 
schaftliche Erforschung der Rechtsgeschichte beginnt erst 
im 18. Jahrhundert, aber gleich mit klangvollen Namen 
wie Pietro Giannone?°), Carlo Pecchia?) und Rosario 
Gregorio.*) Daneben blühte, besonders seit dem 18. Jahr- 
hundert, in Neapel wie in den Provinzen eine rege Lokal- 
forschung, die manche bedeutende Leistung aufzuweisen 
hat. Auch an größeren allgemeinen Werken hat es nicht 
gefehlt. Sie alle aufzuzählen, würde zu weit führen. Ich 
erinnere hier nur an den größten unter den unteritalischen 
Historikern, an Michele Amari, dessen Geschichte der 
Musulmanen in Sizilien und dessen Geschichte der sizilischen 
Vesper klassische Werke sind, die weit über die Grenzen 
Italiens hinaus bekannt und berühmt geworden sind.) 


Man muß sich darüber wundern, daß bei solchen 
Leistungen in fast allen Zweigen der Geschichtswissenschaft, 
wie sie die Forscher im Königreich Sizilien selbst hervor- 
gebracht haben, die Kenntnis der Geschichte Unteritaliens 
und die Erkenntnis ihrer universalhistorischen Bedeutung 
erst so verhältnismäßig spät in das übrige Italien und gar 


1) Gio. Antonio Summonte, Historia della citt& e regno di 
Napoli, 4 Bde. (Napoli 1601—43). 

2) Pietro Giannone, Istoria civile del Regno di Napoli, 4 Bde., 
(Napoli 1723), letzte, nach den Ergänzungen und Berichtigungen des 
Verf. besorgte Original-Ausgabe (Haia 1753). 

2) Carlo Pecchia, Storia civile e politica del Regno di Napoli, 
4 Bde., Napoli 1778, (Neudruck Napoli 1869). 

*) Rosario Gregorio, Considerazioni sopra la storia di Sicilia 
ddai tempi normanni, sino a’ presenti, 6 Bde. (Palernıo 1806—16). Seine 
wichtigsten Werke sind zusanımengefaßt in den Opere scelte del Can. 
Rosario Gregorio, 3. ed. (Palermo 1853). 


$) Michele Anıari, Storia dei Musulmani di Sicilia, 4 Bde. (Firenze 
1854— 72) und La guerra del Vespro Siciliano, 9. ed., 3 Bde. (Milano 1886). 
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in das Ausland gedrungen ist. Selbst noch Montesquieu 
hat in seinem historisch-staatstheoretischen Werke über 
den ‚Esprit des lois‘“ die eigenartige Bedeutung des süd- 
italischen Staatswesens nicht erkannt und daher auch mit 
keinem Worte berührt. Es blieb dem 19. Jahrhundert vor- 
behalten, hier einen Wandel zu schaffen. Fast gleich- 
zeitig wandten sich deutsche und französische Forscher der 
Geschichte Unteritaliens zu. Das Interesse der Deutschen 
wurde, zunächst vielleicht unter dem Einfluß einer ge- 
wissen Romantik, dann aber auch um rein wissenschaft- 
licher Erkenntnis willen, naturgemäß auf das Zeitalter der 
Hohenstaufen hingelenkt, in dem die Geschicke Unter- 
italiens aufs engste verknüpft erschienen mit der eigenen 
mittelalterlichen Kaisergeschichte. Vor allem war es der 
ehemalige Heidelberger Professor Eduard Winkelmann!), 
dem die Wissenschaft bedeutende Fortschritte auf diesem 
Gebiete zu verdanken hatte. Die Franzosen hingegen rich- 
teten ihre Aufmerksamkeit mehr auf die Dynastie Anjou, 
die Sekundogeneturlinie ihres capetingischen Königshauses. 
Hier sind in erster Linie die Werke von Saint-Priest?) 
und Jordan?) über die Anfänge der Herrschaft der Anjou 
zu nennen. Aber Deutsche wie Franzosen brauchten zum 
vollen historischen Verständnis sehr bald auch die ältere, 
besonders die normannische Geschichte Unteritaliens und 
diesem Bedürfnis entsprangen die Werke von Erich Cas- 
par?) über König Roger II. und von Ferdinand Cha- 
landon?) über die Geschichte der Normannen in Italien 
und Sizilien. Gerade die Periode der Normannenherrschaft 
war es, in der besonders zahlreiche Fäden von Unteritalien 


1) Eduard Winkelniann, Kaiser Friedrich IL, 2 Bde. (Leipzig 
1881—97). 

2) Alexis de Saint-Priest, Histoire de la conquöte de Naples 
par Charles d’Anjou fröre de Saint Louis, 4 Bde. (Paris 1847). 

2) E. Jordan, Les origines de la domination angevine en Italie 
(Paris 1909). 

4) Erich Caspar, Roger II. (1101—1154) und die Gründung der 
normannisch-sizilischen Morarchie (Inrsbiuck 1904). 

6) Ferdinand Chalandon, Histoire de la domination normande 
en Italie et en Sicile, 2 Bde. (Paris 1907). 
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teils nach Frankreich, teils nach England hinüberliefen: 
Frankreich war ja das Stammland jener Normannen, die 
von dort fast gleichzeitig nach Unteritalien und nach Eng- 
land gegangen sind und dadurch ihre Rechtsanschauungen 
und die Grundsätze ihrer Verwaltungspraxis in das eine 
wie in das andere Land hinübergetragen haben. Hier ist 
denn auch der Angelpunkt für die Geschichtsforschung 
von englischer Seite gewesen, der wir in den letzten Jahr- 
zehnten eine Reihe wertvoller Arbeiten von Charles Has- 
kins (Harvard University)!) und Evelyn Jamison?) ver- 
danken. 

Die politische Geschichte des Königreichs Sizilien ist, 
soweit das Mittelalter in Frage kommt, bereits gründlich 
erforscht und daher im wesentlichen bekannt. Nicht so 
seine innere Geschichte, der Aufbau und die Entwicklung 
des Staates und seiner Verwaltung. Und gerade diese ist 
universalhistorisch von ganz besonderer Bedeutung, weil 
wir im Königreich Sizilien den ersten straff organisierten 
Beamtenstand vor uns haben, dem eben seine Organisation 
ein besonders modernes Gepräge gibt. Durch seine Struktur 
hat dieses Staatswesen über seine eigenen Grenzen hinaus 
anregend und vorbildlich gewirkt und sein Einfluß ist in 
vielen anderen Staaten zu spüren, wiewohl die Zwischen- 
glieder, die ihn vermittelt haben, im einzelnen noch der 
Klarstellung bedürfen. Überhaupt können wir ein so weit 
gestecktes Ziel erst dann näher ins Auge fassen, wenn wir 
die innere Entwicklung des sizilischen Reiches selbst besser 
kennengelernt haben als dies heute noch der Fall ist. Das 
Jünst erschienene Werk von Willy Cohn?) über das Zeit- 
alter der Hohenstaufen in Unteritalien, das sich ausschließ- 
lich mit den Problemen der inneren Geschichte beschäftigt, 
zeigt durch seine Zusammenfassung des gegenwärtigen 


ı) Charles H. Haskins, England and Sicily in the twelfth century 
in The English Historical Review 1911. 

2) Evelyn Jamison, The norman administration of Apulia and 
Capua, more especially under Roger I. and William I. (1127—1166), 
in den Papers of the British School at Ronie, Vol. VI, 1913. 

®) Willy Cohn, Das Zeitalter der Hohenstaufen in Sizilien (Bres- 
lau 1925, Untere. z. Staats- u. Rechtsgesch. hrag. v. Gierke, H. 134). 
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Standes der Wissenschaft so recht klar, wie wenig wir bisher 
von diesen Dingen wissen und wieviel die Wissenschaft 
hier noch zu leisten hat. 

Und in der Tat, es handelt sich streng genommen 
um einen Aufbau von den Fundamenten an; und dieses 
Fundament können uns nur die Archive liefern, die gerade 
im Hinblick auf die Fragen der inneren Geschichte noch 
wenig erforscht sind. Auch das übrige Quellenmaterial, 
die Gesetze und die Chroniken, liegen zum größten Teil 
nur in veralteten, unkritischen und völlig unbrauchbaren 
Ausgaben vor. Diese Fundamente zu legen gilt es also zuerst: 
die Quellen müssen gesammelt und gesichtet, die be- 
kannten unter ihnen revidiert und berichtigt, die unbekann- 
ten ans Licht gezogen werden. 

Die überwiegende Masse des urkundlichen Materials 
ruht im Staatsarchiv zu Neapel. Dort befinden sich nicht 
nur die Akten der Regierungszentrale, soweit sie erhalten 
sind, sondern auch die Urkundenschätze der meisten zu 
Beginn des 19. Jahrhunderts aufgehobenen Klöster und vieler 
Städte: Ein ungeheurer Reichtum an Material, das im Laufe 
der Jahrhunderte nur verhältnismäßig geringfügige Ver- 
luste erlitten hat. Dieses Archiv ist schon im 13. Jahr- 
hundert urkundlich nachweisbar. Im Mittelalter wurde 
es im Gebäude der Zecca, der königlichen Münze, bei der 
Kirche S. Agostino, vereinigt, wovon seine älteren Bestände 
noch jetzt die Bezeichnung des Archirio della Regia Zecca 
führen. Seit dem Anfang des 19. Jahrhunderts füllt es 
die an Zahl in die Hunderte gehenden großen Säle und 
Korridore des Klosters SS. Severino e Sosio. 

Von den verschiedenen Sektionen, in die das Archiv 
zum Zweck der Verwaltung eingeteilt ist, ist für die Ge- 
schichtsforschung die wichtigste die politisch-diplomatische 
Sektion, die vor allem die gesammelten mittelalterlichen 
Bestände an Pergamenturkunden und Regierungsakten um- 
fat. — 

Beginnen wir mit den Akten der Zentralverwaltung. 

In der Kanzlei Kaiser Friedrichs II. sind sicher seit 
dem Jahre 1230 Register geführt worden, in welche alle 
von der Regierung erlassenen Schreiben, die das König- 
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reich Sizilien betrafen, teils im vollen Text, teils wenigstens 
ihrem Inhalte nach, eingetragen wurden. Von diesen 
Registern ist ein kleines Fragment, das die Zeit vom Ok- 
tober 1239 bis in den Mai 1240 umfaßt, im Original erhalten.!) 
Es gehört zu dem wertvollsten, was es überhaupt im neapoli- 
tanischen Archiv gibt.. Dieses Fragment ist bereits zweimal 
veröffentlicht worden, das erstemal von dem Neapolitaner 
Gaetano Carcani?); dann nochmals, aber ohne Benutzung 
des Originals, von dem Franzosen Huillard-Breholles.?) 
Der wahre Charakter dieses Fragmentes hat sich lange 
der wissenschaftlichen Erkenntnis entzogen. Erst durch 
die Veröffentlichung von Auszügen aus anderen Registern 
Friedrichs 1I., die in der Zeit der Anjou zu praktischen Ver- 
waltungszwecken angefertigt wurden, und die in einer Hand- 
schrift im Departements-Archiv in Marseille überliefert 
sind, wurde die erforderliche kritische Grundlage geschaffen. 
(gedruckt bei Winkelmann.?)) Es zeigt sich nunmehr, 
daß am Hofe Friedrichs II. zwei parallele Serien von Re- 
gistern geführt wurden, die sich durch gewisse Formalien 
in der Anlage, wie auch durch den Kreis der aufgenommenen 
Stücke, typisch voneinander unterschieden: eine Serie für 
die Kanzlei und eine Serie für die Kammer, die zentrale 
Finanzbehörde. Den Marseiller Auszügen haben Register 
beider Serien zugrunde gelegen; das Neapeler Original- 


1) Vgl. hierüber allgemein F. Philippi, Zur Geschichte der Reichs- 
kanzlei unter den letzten Staufern Friedrich II., Heinrich (VII.) und 
Konrad IV. (Münster i. W. 1885); Rudolf von Heckel, Das päpstliche 
und sizilische Registerwesen, im Archiv für Urkundenforschung I (1908); 
Hans Niese, Über die Register Friedrichs II., ebendort V (1913) und 
Eduard Sthamer, Studien über die sizilischen Register Friedrichs 1I. 
(2 Teile) in den Sitzungsber. der Preuß. Akademie der Wissenschaften, 
Jahrg. 1920 und 1925. 


2) Constitutiones regum regni utriusque Siciliae mandante Fride- 
rico II. imperatore per Petrum de Vinea concinnatae cum graeca earun- 
dem versione, quibus accedunt Assisae regum regni Siciliae et fragmentum 
quod superest Regesti eiusdem imperatoris ann. 1239 et 1240 (Neapoli 
1786). 

®) J.L.A. Huillard-Breholles, Historia diplomatica Friderici 
Secundi, Vol. V, 2 Bde., (Parisiis 1857, 59). 

#) Acta imperii inedita, hrsg. von Eduard Winkelmann, Bd.1 
(Innsbiuck 1880). 
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fragment gehört nach Form und Inhalt zu den Kammer- 
registern. Mit dieser Erkenntnis ist eine gesicherte Grund- 
lage für die Beurteilung des Originalfragments gewonnen, 
auf der wir weiterbauen können. 


Die Register Friedrichs Il. waren auf Papier geschrieben 
und haben daher den zerstörenden Einflüssen der Zeit nicht 
standgehalten. An eine absichtliche Vernichtung durch 
Karl von Anjou, wie man sie früher vielfach angenommen 
hat, ist natürlich nicht zu denken, und zwar schon deshalb 
nicht, weil er selbst sie bei seiner eigenen Verwaltung fort- 
gesetzt brauchte. Überdies ist das Vorhandensein der 
Register Friedrichs II. bis ins 14. Jahrhundert hinein nach- 
weisbar. Je größer der zeitliche Abstand von der Regierung 
Friedrichs II. wurde, desto seltener wird man seine Register 
zu Rate gezogen haben, bis sie schließlich ganz ihre prakti- 
sche Bedeutung verloren. Wir haben sogar ein direktes 
urkundliches Zeugnis darüber, daß um die Mitte des 14. Jahr- 
hunderts Teile des Archivs durch eindringende Feuchtigkeit 
stark gelitten haben.!) Man darf annehmen, daß damals 
die praktisch am wenigsten gebrauchten älteren Bestände, 
und unter ihnen eben die Register Friedrichs II., am meisten 
betroffen worden sind und daß ihr Untergang bei der ge- 
ringen Widerstandsfähigkeit des Materials damit besiegelt 
worden ist. Zeigt doch auch das erhaltene Originalregister 
fast auf jeder Seite Spuren von Wasser. 


Es gehört zu den ersten und vornehmsten Aufgaben 
der Geschichtsforschung, von dem wertvollen Original- 
register Friedrichs II. zu retten, was noch zu retten ist. 
Das Papier ist schon jetzt vielfach brüchig, und die Les- 
barkeit der Schrift ist durch den Einfluß der Feuchtigkeit 
stark beeinträchtigt. Eine kritische Ausgabe darf nicht 
länger hinausgeschoben werden, da trotz aller Maßnahmen, 
die die Verwaltung des neapolitanischen Archivs zur Er- 
haltung des Registers, wenigstens in seiner jetzigen Gestalt, 
getroffen lıat, der Bestand langsam aber sicher abnimmt. 


ı) Eduard Sthamer, Die Reste des Archivs Karls I. von Sizilien 
im Staatsarchiv zu Neapel (Rom 1911) S.70 Nr. 24; auch in Quellen 
und Forschungen aus ital. Archiven und Bibliotheken XIV (1911) S. 137. 
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Wir dürfen annehmen, daß der Brauch der Register- 
führung im Königreich Sizilien auch unter den Nachfolgern 
Friedrichs II. beibehalten worden ist. Register Konradins 
sind sogar urkundlich bezeugt.!) Erhalten ist von dem 
allen aber gar nichts. 


Eine um so reichere Überlieferung setzt mit dem Be- 
ginn der Regierung Karls I. von Anjou ein. Abweichend 
von dem Brauche Friedrichs II. haben die Könige aus dem 
Hause Anjou ihre Register auf Pergament schreiben lassen 
und dadurch ganz wesentlich zu ihrer Erhaltung beigetragen. 
Noch jetzt verwahrt das Staatsarchiv in Neapel die statt- 
liche Reihe von 378 Folianten, die insgesamt etwa 170 Jahre 
unteritalischen Staatslebens umfassen.?) 


Auch die Register der Anjou waren ursprünglich in 
mehrere parallele Serien getrennt; anfangs wie in staufischer 
Zeit zwei, für die Kanzlei und für die Kammer, seit Karl II. 
sogar zeitweise drei und vier Serien, indem zu den beiden 
genannten solche für den Protonotar und für die Magistri 
rationales hinzukamen. Daher sind viele Dokumente in 
doppelter, dreifacher und gar vierfacher Eintragung über- 
liefert. Innerhalb der Serien herrschte Ordnung nach den 
Adressaten. Es gab besondere Register für die Schreiben 
an die Justitiare der einzelnen Provinzen, sowie für die 
anderen Beamtengruppen. Was in dieses Ordnungssystem 
nicht paßte, wurde in zwei Abteilungen geschieden: Emp- 
fänger innerhalb und Empfänger außerhalb des König- 
reichs, die sogenannten Exfravagantes infra regnum und 
Extravagantes extra regnum. Diese ursprüngliche Ordnung 
der Akten ist allerdings durch die Zeit zerstört worden. 
Je älter die Akten sind, um die es sich handelt, desto größer 
ist ihre Unordnung, weil sie praktisch schon lange nicht 
mehr in Gebrauch waren und daher mit um so geringerer 


!) Del Giudice, Codice diplomatico (unten S. 145 Anm. 3) II 286. 


2) Vgl. hierüber allgemein die Einleitung von Bartolommeo 
Capasso zu dem Inventario ceronologico-sistematico dei registri angioini 
conservati nell’ Archivio di Stato in Napoli (Napoli 1894); Paul Dur: 
rieu, Les archives angevines de Naples, 2 Bde. (Paris 1886, 87) und 
Sthamer, Die Reste des Archivs Karls I. (Rom 1911). 
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Sorgfalt behandelt wurden. Als man im 16. Jahrhundert 
die damals erhaltenen Register der Anjou in die großen 
dunkelroten Lederbände einband, die wir jetzt noch sehen, 
hat man ohne Rücksicht auf irgend ein Ordnungsprinzip 
das Vorhandene zusammengcrafft und wahllos zusammen- 
gefügt. Sokam es, daß nicht nur zusammengehörige Akten, 
sondern oftmals einzelne Mandate, die mehrere Blätter um- 
faßt hatten, auseinandergerissen wurden. Aus diesem Durch- 
einander ergeben sich naturgemäß große Schwierigkeiten 
für den Benutzer, da in jedem einzelnen Falle die Herkunft 
und Zugehörigkeit des Blattes festgestellt werden muß, 
um die darauf eingetragenen Schreiben mit Sicherheit einem 
bestimmten Adressaten und einem bestimmten Jahre zu- 
weisen zu können. 

Der Franzose Paul Durrieu hat sich der mühsamen 
Arbeit unterzogen, die Register Karls I. von Anjou an der 
Hand alter Inventare und vielfach erhaltener alter Foli- 
ierungen zu rekonstruieren), und hat damit ein für jeden 
Benutzer dieser Akten unschätzbares Hilfsmittel geschaffen, 
dessen Wert selbst durch manchen Irrtum im einzelnen 
kaum beeinträchtigt wird. Erst durch die Rekonstruktion 
Durrieus haben wir einen Überblick gewonnen über die 
verschiedenen Serien, die nebeneinander geführt wurden, 
und über ihre Anlage und Einteilung. 

Für die späteren Register der Anjou liegt zwar ein 
umfangreiches gedrucktes Inventar?) vor, das unter Lei- 
tung des hochverdienten ehemaligen Archivdirektors Bar- 
tolommeo Capasso von den Beamten des Neapeler 
Staatsarchivs zusammengestellt worden ist. Aber dieses 
Inventar ist rein analytisch, insofern es uns zwar zeigt, 
aus welchen Bestandteilen sich die einzelnen Register heute 
zusammensetzen; aber die ursprüngliche Zusammen- 
gehörigkeit der Akten und die Prinzipien ihrer Ordnung 
vermögen wir ihm nicht zu entnehmen. Daher ist es eine 
weitere sehr wichtige Aufgabe der Geschichtsforschung in 
Unteritalien, das Rekonstruktionswerk Durrieus auch 


!) Im 2. Bande seines vorgenannten Werkes. 
°) Das vorgenannte Inventario cronologico-sistematico. 
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für Karl II. und wenn möglich auch darüber hinaus fort- 
zuführen; denn dadurch wird dieser Teil des Archivs erst 
wirklich erschlossen und benutzbar gemacht. Wie wichtig 
die Kenntnis der Kanzleigeschichte auch für die Beurteilung 
der gesamten Geschäftsführung an der Regierungszentrale 
ist, braucht wohl kaum besonders betont zu werden. 


Soviel auch von den Registern der Anjou erhalten ist, 
so sind doch auch sie nicht lückenlos auf uns gekommen. 
Schon vor dem Ausgange des Mittelalters mag dies und 
jenes, namentlich von den allerältesten Beständen, ver- 
lorengegangen sein; aber selbst von den Bänden, die noch 
im 16. und 17. Jahrhundert erhalten waren, und die wir 
aus den Zitierungen der Archivbenutzer jener Zeit kennen, 
vermissen wir jetzt eine ganze Reihe. Sie sind bei einem 
Aufruhr in Neapel im Anfang des 18. Jahrhunderts zu- 
grunde gegangen. Um so wertvoller ist das, was die alten 
Benutzer, die diese Bände noch selbst gesehen haben, uns 
überliefern. Unter ihnen steht in erster Reihe Carlo De 
Lellis. Er hat im 17. Jahrhundert teils aus eigener Ini- 
tiative, teils im Auftrage des Historikers Marcello Bonito 
die Register Blatt für Blatt durchgeschen und Auszüge, 
sogen. Notamenta, angefertigt. Leider ist er hierbei nicht 
nur sehr flüchtig gewesen, sondern er hat auch vielfach 
gerade die Angaben, die uns am wichtigsten erscheinen, 
weggelassen, so insbesondere fast regelmäßig die Namen 
der Adressaten und die Daten der Schriftstücke. Daher 
steht die Geschichtsforschung vor der kritischen Aufgabe, 
diese unvollständigen Auszüge bestimmten Adressaten und 
Jahren zuzuweisen, eine Aufgabe, die mit Hilfe der ver- 
schiedensten Kriterien fast durchweg lösbar ist und zur 
Nutzbarmachung dieses reichen Materials unbedingt durch- 
geführt werden muß. Soweit die Register Karls I. selbst 
in Betracht kommen, ist die Arbeit auf Grund der ver- 
öffentlichten Teile der Notamenta des De Lellis von mir 
bereits erledigt worden.!) Darüber hinauszugehen war 
bisher nicht möglich; einmal deshalb nicht, weil vorher die 


I) Eduard Sthamer, Die verlorenen Register KarlsI. von Anjou, in 
Sitzungsber.d.Preuß. Akad. d. Wissenschaften, phil. hist.Klasse,Jahrg.1923. 
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Durrieusche Rekonstruktion fortgeführt werden müßte, 
sodann aber auch, weil die Veröffentlichungen aus den 
Notamenta nicht über die Regierungszeit Karls I. hinaus- 
reichen und die Urschrift der Notamenta selbst seit drei 
Jahrzehnten als verschollen galt. Die Notamenta sind nän- 
lich, wenn man den Angaben über ihre Herkunft Glauben 
schenken darf, von jeher in Privatbesitz gewesen. Camillo 
Minieri Riccio will sie um die Mitte des 19. Jahrhunderts 
von dem letzten Sprossen der Familie Bonito erworben 
haben. Nach dem Tode Minieris (1882) gingen sie durch 
Kauf in den Besitz von Angelo Broccoli über. Beide 
haben wiederholt Teile der Notamenta veröffentlicht.!) Was 
dann später Broccoli veranlaßt haben kann, das Gerücht 
zu verbreiten, er habe die Notamenta weiterverkauft, weiß 
ich nicht. Tatsache ist jedenfalls, daß man 30 Jahre hindurch 
angenommen hat, die wertvollen Manuskripte seien in die 
Hände irgend eines, wohl gar ausländischen Sammlers 
geraten und damit für die Wissenschaft auf absehbare Zeit 
verloren. Um so größer war die Überraschung, als im ver- 
gangenen Jahre beim Tode des hochbetagten Broccoli 
(lie ganzen Manuskripte in seinem Nachlaß zutage kamen. 
Die italienische Regierung hat mit Recht sofort zugegriffen, 
um den Schatz zu retten. Die Notamenta befinden sich jetzt 
im Staatsarchiv zu Neapel, wo sie der Forschung allgemein 
zugänglich sind, so daß wir hoffen dürfen, daß die neapeli- 
tanischen Forscher nunmehr an der Hand der Notamenta 
des De Lellis versuchen werden, auch die verlorenen 
Register Karls Il. von Anjou und der späteren Herrscher 
aus jener Dynastie zu rekonstruieren. Dies ist eine dritte 
Aufgabe, die zu leisten ist, und gerade hier öffnet sich für 
die in Neapel selbst ansässigen Gelehrten, die die erhaltenen 
Register, wie auch die Notamenta des De Lellis ständig 
zur Hand haben, ein Feld lohnender Betätigung. 


Man darf sich freilich nicht vorstellen, daß die Be- 
nutzung der anjouinischen Register so einfach wäre, und 


1) Camillo Minieri Riccio, Brevi notizie intorno all’ archivio 
angioino di Napoli (Napoli 1862) und Angelo Broccoli im Archivio 
storico Campano, Anno I bis III (Caserta 1889—93). 
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daß es außer den vorerwähnten Schwierigkeiten, die auf 
dem mangelhaften Ordnungszustande beruhen, keine weite- 
ren Hindernisse zu überwinden gäbe. Im Gegenteil: diese 
Register sind schon rein paläographisch eine berüchtigte 
Crux und geben auch sonst den Benutzern manches Rätsel 
zu raten durch die stark kompendiöse Fassung vieler Ein- 
tragungen. Oft wiederkehrende Formeln werden in den 
Registern derartig abgekürzt, daß ihre Auflösung viel Ge- 
duld erfordert und manchmal geradezu vom Zufall ab- 
hängt. Bisweilen ist sogar bloß das Anfangswort der be- 
treffenden Formel hingeschrieben, gefolgt von einem et 
ceera. Den Beamten der Kanzlei waren diese Formeln 
natürlich so geläufig, daß irgendwelche Zweifel nicht mög- 
lich waren. Wir aber müssen darauf achten, ob vielleicht 
in einzelnen Fällen das eine oder andere Wort solcher For- 
meln mehr ausgeschrieben ist, um auf diese Weise allmäh- 
lich die ganze Formel aufzulösen. Noch größer ist die 
Schwierigkeit bei solchen Stücken, wo der Registrator 
außer dem Namen des Adressaten und dem Datum des 
betreffenden Schriftstücks nur einen Hinweis auf das For- 
mular eingetragen hat, nach dem das ganze Schreiben 
verbis conıpelenter mutatis abgefaßt war. Dieser überaus 
häufige Fall nötigt uns zu der Annahme, daß in der sizilischen 
Kanzlei Formelbücher für häufig wiederkehrende Schrift- 
stücke benutzt wurden. Die Schwierigkeit liegt nur eben 
darin, daß ein solches Formelbuch nicht erhalten ist, und 
dass wir daher genötigt sind, uns die Formulare solcher 
Schriftstücke an der Hand der gelegentlich auch vorkom- 
menden vollen Eintragungen oder mit Hilfe erhaltener 
Originale zu rekonstruieren. Derartige Formulare gab es 
in großer Zahl. Ich selbst habe mich bemüht, wenigstens 
für die Zeit Karls I. von Anjou das erreichbare Material 
zu sammeln. Das Ergebnis war, wie sich erhoffen ließ, eine 
nahezu lückenlose Zusammenstellung typischer Verwal- 
tungsfälle, gleichsam das Gerüst der ganzen Verwaltung. 
Zugleich lassen sich aus der allmählichen Abwandlung der 
Formulare wichtige Schlüsse auf die Entwicklung der Ver- 
waltung und ihren praktischen Bedarf ziehen. Diese Samm- 
lung der Formulare habe ich dann allmählich durch anderes 
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Material ergänzt, um auf diese Weise die Grundlage zu 
schaffen für eine Darstellung der staufisch-anjouinischen 
Verwaltung im Königreich Sizilien. 

Wir schließen hieran zweckmäßig einige Bemerkungen 
über eine erhaltene Sammlung von Musterbriefen privaten 
Ursprungs, die sogenannte Briefsammlung des Petrus de 
Vinea. Trotz des ursprünglich privaten Charakters des 
Buches sind diese schön stilisierten lateinischen Briefe 
in den Kanzleien nicht nur Unteritaliens, auch praktisch 
als Vorlagen verwertet worden, wobei sie vielfach vermehrt 
wurden durch echte, wie fingierte Stücke, die sicher erst 
nach dem Tode des Petrus de Vinea hinzugekommen sein 
können. Die große Verbreitung dieser Briefsammlung in 
fast allen Kanzleien Europas erklärt es, daß wir sie in so 
zahlreichen, vielfach stark voneinander abweichenden Hand- 
schriften überliefert finden. Es gibt bisher nur zwei alte 
Ausgaben, von 1566 und 1740.!) Eine neue kritische Be- 
arbeitung für die Monumenta Germaniae historica ist seit 
langem beabsichtigt und harrt der Ausführung. 

In diesem Zusammenhange gedenke ich auch des sog. 
Chartularium Neapolitanum, das im Departementsarchiv 
zu Marseille verwahrt wird. Dieses Chartular könnte in 
manchen Teilen sehr wohl auf die Formelbücher der sizili- 
schen Kanzlei zurückgehen. In seiner gegenwärtigen Ge- 
stalt wird es gewöhnlich auf den bekannten juristischen 
Berater Karls I. von Anjou, Bartholomaeus von Capua. 
zurückgeführt. Es dürfte wohl der Mühe wert sein, dieses 
Chartular einmal gründlich auf seine Komposition und 
Entstehungsgeschichte hin zu untersuchen.?) Hierher gehört 
endlich auch die wertvolle Capuaner Briefsammlung. 


1) Epistolarum Petri de Vineis libri VI (Basileae 1566), Petri de 
Vineis epistolarum libri VI, novam editionem curavit Joh. Rudolphus 
Iselius, 2 Bde. (Basileae 1740). 

2) Daraus die auf die hohenstaufische Periode bezüglichen Stücke 
abgedruckt bei Winkelmann, Acta imperii inedita Bd.I. Die Instruktio- 
nen für die großen Hofämter bei Camillo Minieri Riccio, Cennistorici 
intorno i Grandi Uffizii del Regno di Sicilia durante il regno di Carlo I. 
d’Angiö (Napoli 1872) nach einer entsprechenden, jetzt in der National- 
bibliothek zu Neapel befindlichen Handschrift. 
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aus der Carl Hampe und Friedrich Baethgen schon 
so manches interessante Stück veröffentlicht haben.!) Eine 
vollständige Ausgabe dieser wichtigen Quellen gehört zu 
den dringendsten Desideraten. —- 

Welche Schwierigkeiten die Register der Anjou der 
Forschung bereiten, davon legen namentlich die älteren 
Veröffentlichungen aus ihnen beredtes Zeugnis ab: fast 
durchweg sind die gedruckten Texte durch mannigfache 
Irrtümer entstellt; die Datierungen sind häufig falsch auf- 
gelöst und auch sonst sind zahlreiche Mängel zu beobachten. 
Dies gilt nicht nur von dem Codice diplomatico des Minieri 
Riccio?°), der in rein chronologischer Anordnung eine große 
Reihe von Urkunden, die ihm wichtig schienen, natürlich 
ohne jeden Anspruch auf Vollständigkeit, veröffentlicht 
hat, sondern auch von der großen Sammlung des Giuseppe 
del Giudice?°), der nur die hauptsächlichsten Stücke 
chronologisch geordnet und dazu in umfangreichen Noten 
verwandtes, manchmal auch nicht verwandtes Material 
zusammengestellt hat: Beides ebenso ungeheuere wie un- 
übersichtliche Stofisammlungen, die aber gleichwohl ein 
unschätzbares Material enthalten, mit dem man eben 
arbeiten muß, wenn man nicht das Glück hat, die originalen 
Register selbst dauernd an Ort und Stelle benutzen zu 
können. Ich möchte deshalb gerade in diesem Zusammen- 
hange mehr Gewicht legen anf das, was die beiden Forscher 
geleistet haben, als auf das, was ihnen vielleicht weniger 
gelungen ist. 

Auf den Wegen, die Minieri und del Giudice ein- 
geschlagen haben, kann man offenbar der Stofimengen 
nicht Herr werden. Es ist überhaupt schon fraglich, ob es 
sich lohnt, bei so reichlich fließenden Quellen jedes einzelne 
Schriftstück im vollen Texte zu veröffentlichen. Es scheint 


1) Mitteilungen aus der Capuaner Briefsammlung I—IV, in den 
Sitzungsberichten der Heidelberger Akademie der Wissenschaften, Phil.- 
hist. Klasse, Bd. I—IIl (Heidelberg 1910—12). 

2) Camillo Minieri Riccio, Saggio di Codice diplomatico, 3 Bee. 
und 2 Suppl.-Bde. (Napoli 1878—83). 

3) Giuseppedel Giudice, Codicediplomatico del regno di Carlo I? 
e II® d’Angid, 3 Bde. (Napoli 1863—-1902). 

Zeitschrift für Rechtsgeschichte. XLVI. Germ. Abt. 10 
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vielmehr notwendig, sich bei der Auswahl jeweils auf be- 
stimmte Gegenstände zu beschränken und hier je nach 
Bedarf das Formelhafte oder sachlich Gleichartige zu 
kürzen, ein System, das unter Umständen bei einzelnen 
Schriftstücken bis zur Beschränkung auf Adresse und 
Datum führen kann. Diese Methodehabeich — wie ich glaube, 
mit Erfolg — zuerst durchgeführt in meiner Sammlung der 
„Dokumente zur Geschichte der Kastellbauten Kaiser 
Friedrichs II. und Karls I. von Anjou‘‘.!) Ähnliche Samnı- 
lungen sind auch für andere Spezialgebiete denkbar, z. T. 
auch schon ausgeführt, wie z. B. für die Beziehungen Karls 
von Anjou zu Toscana, für die ein I. von Sergio Terlizzi 
bearbeiteter Band vorliegt?), für S. Maria della Vittoria?) 
und für die Sarazenenkolonie von Lucera®), beide bearbeitet 
von Pietro Egidi, und für die Signorie des Prinzen Karl 
von Calabrien in Florenz von 1326--1327 von Riccardo 
Bevere°). Mankönnte sich vorstellen, daß nach diesen Vor- 
bildern das geschlossene Material für bestimmte Zweige 
der Verwaltung, für einzelne Städte oder Männer nach und 
nach gehoben würde. In ihrer Gesamtheit würden derartige 
Arbeiten ein vollständiges und zuverlässiges Bild geben von 
der Regierungstätigkeit der Könige aus den Hause Anjou 
in Unteritalien. Das alles sind natürlich Arbeiten, die nur 
an Ort und Stelle geleistet werden können und zwar am 
besten unter einheitlicher Leitung, etwa durch die Direktion 
des Staatsarchivs selbst oder durch die Gesellschaft für 


1) Dokumente zur Geschichte der Kastellbauten Kaiser Fried- 
richs II. und KarlsI. von Anjou, bearb. von Eduard Sthamer, Bd.I 
(Capitanata) (Leipzig 1912). Bd. II (Apulien und Basilicata) ist im Druck. 

2) Sergio Terlizzi, Documenti delle relazioni tra Carlo I d’Angid 
e la Toscana, Parte I (Firenze e Roma 1914). 

®) Pietro Egidi, Carlo Id’Angiö e l’abbazia di S. Maria della 
Vittoria presso Scurcola (Napoli 1910), auch in Arch. storico per le pro- 
vince Napoletane, Anno XXXIV und XXXV (Napoli 1909—10). 

4) Pietro Egidi, Codice diplomatico dei Saraceni di Lucera. 
(Napoli 1917). 

5) Riccardo Bevere, La Signoria di Firenze tenuta da Carlo 
fizlio di Re Roberto negli anni 1326—1327 (Napoli 1916), auch Archivio 
stor. 1. c., Anno XXXILII—-XXXVI (Napoli 1908—11). 
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vaterländische Geschichte, wozu ja bei beiden bereits An- 
sätze vorhanden sind, die nur entsprechend systematisch 
ausgebaut zu werden brauchen. — 

Neben den Registern, die nur Schreiben enthalten, 
die von der Regierung selbst ausgegangen sind, gibt es im 
Staatsarchiv zu Neapel noch eine Reihe weiterer Fonds 
aus der Regierungszeit des Hauses Anjou, die von der 
Forschung bisher weniger beachtet worden sind, wiewohl 
sie die natürliche Ergänzung eben zu den Registern bilden: 
die Fascicoli Angioini, die Arche in pergamena und die 
Arche in carta bambagina. Die Trennung dieser drei Fonds 
voneinander ist rein äußerlich; in Wirklichkeit gehören sie 
eng zusammen und sind durchavs gleichartigen Inhalts. 

Die Zentralregierung übte eine sehr scharfe Kontrolle 
der Beamten in den Provinzen aus. Diese hatten in regel- 
mäßigen Abständen von drei bis vier Monaten Rechenschaft 
abzulegen über die Ausführung der königlichen Befehle 
und mußten zu diesem Zwecke genaue Aufzeichnungen 
machen. Sie führten Hefte auf Papier, die sie dem obersten 
Rechnungshofe einreichten unter Beifügung der originalen 
Befehle, die sie über jede einzelne Zahlung erhalten hatten, 
und unter Beifügung von notariellen Urkunden über die 
Ausführung aller sonstigen an sie gerichteten Schreiben der 
Krone. Aus Schriftstücken dieser Ärt sind die genannten 
drei Fonds, die im wesentlichen den Rest des Archivs des 
obersten Rechnungshofes darstellen, erwachsen, und zwar 
hat man die Aufzeichnungen in Heftform in den Fascicoli 
vereinigt, alle übrigen Urkunden und Schriftstücke in den 
beiden anderen Serien, je nachdem, ob sie auf Pergament 
oder auf Papier geschrieben sind. Von den Fascicoli sind 
noch jetzt die Reste von rund 100 Sammelbänden erhalten, 
von denen nur etwa die Hälfte fest eingebunden und gut 
konserviert ist, während der Rest, meist lose und zerfetzte 
Blätter, sich in sehr verwahrlostem Zustande befindet. Das 
Ganze sind nur Trümmer dessen, was noch im 17. Jahr- 
hundert zur Zeit von De Lellis vorhanden war.!) Bei der 


I) Vgl. Camillo Minieri Riccio, Studi storici su’ fascicoli angioini 
dell’ archivio della Regia Zecca di Napoli (Napoli 1863). 
10* 
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geringen Widerstandsfähigkeit des Materials sind besonders 
die ungebundenen Fascicoli in absehbarer Zeit sicherem 
Untergange verfallen, wenn nicht noch in letzter Stunde 
die Archivverwaltung hier rettend eingreift. 

In den beiden Fonds der Arche sind unter anderem 
auch eine größere Anzahl von Originalmandaten der Könige 
erhalten, deren genaue Untersuchung namentlich unter 
Beachtung der Registraturvermerke und anderer Formalien 
nicht nur für die Urkundenlehre, sondern auch für die Ver- 
waltungsgeschichte von größtem Nutzen wäre. Auch eine 
Vergleichung der Originale mit den entsprechenden Register- 
eintragungen würde wissenschaftlich wichtige Ergebnisse 
erwarten lassen, insbesondere durch die etwa möglichen 
Rückschlüsse auf die Praxis zur Zeit Friedrichs II., wo diese 
kritische Handhabe ganz fehlt, da leider kein einziges der 
im Originalregister enthaltenen Stücke auch in originaler 
Ausfertigung überliefert ist: also auch hier wieder eine 
Möglichkeit zu neuer kritischer Beurteilung der Register 
selbst. 

Das weitaus meiste Material, das die genannten drei 
Fonds enthalten, stammt erst aus der Zeit nach dem Tode 
Karls I., aber doch ist auch aus seiner Regierungszeit genug 
erhalten, um das Bild, das wir schon aus den Registern 
gewinnen können, zu ergänzen und zu beleben. In den 
Fascicoli finden wir kommissarische Vernehmungen über 
Besitzstand und Gerechtsame aller Art, bei denen die ver- 
nommenen Zeugen oftmals Aussagen machen, die für unsere 
Kenntnis der betreffenden Verhältnisse in staufischer und 
bisweilen sogar in normannischer Zeit von großer Wichtig- 
keit sind. Daneben hochinteressante Untersuchungen über 
das Gebahren der königlichen Beamten in den Provinzen, 
insbesondere über ihre Ausschreitungen, über Erpressungen. 
die sie sich den Untertanen gegenüber haben zuschulden 
kommen lassen, ja gelegentlich sogar über Betrugsversuche 
gegenüber der Regierung selbst. Ich entsinne mich krasser 
Fälle, bei denen der betreffende Hofbeamte, wohl der Groß- 
hofrichter selbst, an den Rand eines solchen Berichtes 
geschrieben hat: Referendum regi. Kulturhistorisch be- 
sonders interessant sind gerichtliche Strafakten. Hier werden 
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alle möglichen Verstöße gegen Gesetzes- und Polizeivor- 
schriften abgeurteilt unter genauer Angabe des Tatbestan- 
des. Wir lesen da von Überschreitungen der Polizeistunde 
durch Kneipwirte, von Nachtschwärmern, die ohne Laterne 
auf der Straße betroffen wurden, von Leuten, die trotz 
des Spielverbotes beim Würfeln abgefaßt sind, von Roheits- 
delikten und Beleidigungen mannigfachster Art, von Über- 
tretungen des Waffenverbotes u. dgl. mehr: alles in allem 
ein höchst lebendiges lebenswahres Bild jener Zeit. Eine 
systematische Aufarbeitung all dieses wertvollen Materials 
sollte um so eher in die Wege geleitet werden, als bei dem 
Zustand des Verfalls, in dem sich diese Papiere befinden, 
sie schon jetzt durch jede Berührung sehr gefährdet werden. 

Besser steht es mit den beiden Fonds der Arche, deren 
Urkunden in dauerhafte Bände eingebunden sind. Sie 
enthalten neben den vorerwähnten Originalen königlicher 
Mandate fast ausschließlich Notariatsurkunden, die auf 
Grund königlicher Befehle aufgenommen sind. Eine ge- 
naue Untersuchung dieser Notariatsinstrumente würde 
sehr wichtig sein nicht nur zur Bereicherung unserer Kennt- 
nis von den Privaturkunden überhaupt, sondern auch zur 
Beurteilung der Zeitspanne, die zwischen der Erteilung 
eines Befehles und seiner praktischen Ausführung zur ver- 
streichen pflegte. Hierbei spielt auch das Problem der 
Straßenverbindungen eine wichtige Rolle.!) Übrigens sind 
die Urkunden der Arche ın Pergamena (wenigstens bis 
zum Jahre 1309) verzeichnet im Syllabus membranarum 
von Scotti und d’Aprea.?) 

Wir wenden uns nunmehr den übrigen mittelalterlichen 
Fonds des Neapeler Staatsarchivs zu, denen ein mehr 
lokalgeschichtliches Interesse zukommt. Das sind vor allem 
die Pergamene dei Monasteri soppressi, die Pergamene 
latine dei Comuni und die Pergamene greche. Wie schon 
die Namen sagen, stammen diese Urkunden, die zum Teil 


!) Eduard Sthamer, Die Hauptstraßen des Königreichs Sicilien 
im 13. Jahrhundert, erscheint demnächst in der Festschrift für Michel- 
angelo Schipa in Neapel. 

2) Syllabus membranarum ad Regiae siclae archivum pertinen- 
tium, 3 Bde. (Neapoli 1824—45). 


150 Eduard Sthamer, 


bis ins 9. Jahrhundert zurückreichen, aus den Archiven der 
aufgehobenen Klöster und aus Stadtarchiven. Zumeist 
handelt es sich auch hier um Notariatsurkunden, die Schen- 
kungen, Testamente, Verkäufe, Tauschverträge und ähn- 
liches betreffen. Sie sind ungemein wichtig für die Kenntnis 
der Rechtsgeschichte und der Entwicklung des Grund- 
besitzes der einzelnen Klöster und Städte. Wichtig sind 
sie auch für die Diplomatik der mittelalterlichen Privaturkun- 
den durch die ungeheuere Mannigfaltigkeit ihrer Formalien, 
wichtig endlich auch für die Geschichte der Schrift, die 
Paläographie; denn nicht wenige von diesen Urkunden sind 
in beneventanischer und amalfitanischer Schrift und in 
neapolitanischer Curial-Cursive geschrieben, besonders loka- 
len Schrifttypen, die wegen des hohen Grades ihrer Unleser- 
lichkeit schon im 13. Jahrhundert von Kaiser Friedrich I. 
verboten wurden. Soweit die Urkunden dieser Fonds der 
der vormonarchischen Zeit angehören, sind sie durch das 
Staatsarchiv selbst unter Leitung von Francesco Trin- 
cherat) veröffentlicht worden. Die griechischen Urkunden 
sind ebenfalls bereits von Trinchera ediert.?) Beide Werke 
vermögen allerdings unseren gesteigerten Ansprüchen nicht 
mehr zu genügen, insbesondere deshalb nicht, weil die zur Be- 
urteilung und zum Verständnis so wichtigen äußeren Merk- 
male der Urkunden fast ganz unbeachtet geblieben sind. 
Überhaupt erscheint eine Fortführung dieser Werke in 
der bisherigen Form rein chronologischer Anordnung nicht 
tunlich. Es würde sich vielmehr empfehlen, die Urkunden 
wieder ihrer Provenienz nach zusammenzustellen, da nur 
auf diese Weise die Zusammenhänge übersichtlich klar- 
gestellt werden können. Eine erste sehr beachtenswerte 
Leistung in dieser Richtung liegt auch bereits vor in der 
Sammlung der Urkunden von Amalfi, die Riccardo 
Filangieri di Candida?) bearbeitet hat. Die jüngeren 


!) Regii Neapolitani archivi nıonumenta, 6 Bde. (Neapoli 1845—61). 

?) Francesco Trinchera, Syllabus Graecarum membranarum 
(Neapoli 1865). 

®) Riccardo Filangieri di Candida, Codice diplomatico Amal- 
fitano (Napoli 1917). 
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Bestände der Urkunden der Städte Gaeta!), Aversa?) und 
Barletta?) sind wenigstens in Regestform durch die Ver- 
waltung des Staatsarchivs bereits veröffentlicht. 


Über die neuzeitlichen Fonds des Staatsarchivs 
können wir uns kürzer fassen, da sie im allgemeinen nicht 
dasselbe historische Interesse beanspruchen können wie 
die mittelalterlichen. Für uns kommen eigentlich nur zwei 
in Betracht: die Carte Farnesiane und die Abteilung der 
Affari esteri, die beide noch wenig durchforscht sind, aber 
reiche Ergebnisse für die Geschichte der internationalen 
Beziehungen vom 16. Jahrlıundert ab versprechen. 


Die Carte Farnesiane sind das ehemalige Privatarchiv 
der Familie Farnese, das im 18. Jalırhundert durch Erb- 
gang den sizilischen Bourbons zufiel. In rund 2000 großen 
Paketen wird hier ihre Privatkorrespondenz verwahrt. Bei 
der überragenden Stellung, die diese Familie besonders 
ım 16. und 17. Jahrhundert einnahm, erstreckte sich ihre 
Korrespondenz fast auf die gesamte damalige Kulturwelt. 
Wir finden hier in großer Zahl z.T. eigenhändige Briefe von 
Päpsten und Kardinälen, Königen und Fürsten, Staats- 
männern und Feldherren; dazu zahllose Konzepte oder 
Kopien der Antworten. Diese wertvollen Papiere sind leider 
vielfach in recht schlechtem Erhaltungszustand. Die scharfe 
Tinte hat das Papier von beiden Seiten durchlöchert, so 
daß es einem Siebe gleicht. Feuchtigkeit und schlechte 
Verwahrung haben weiter zur Zerstörung mitgewirkt. Erst 
vor wenigen Jahren waren sie durch Regenwasser, das bei 
schwerem Unwetter in den Saal, in dem sie verwahrt waren, 
einzudringen drohte, schwer gefährdet. Es ist damals nur 
dem tatkräftigen Zugreifen einiger Archivbeamten zu ver- 
danken gewesen, daß das wertvolle Archiv im letzten Augen- 
blicke vor Einbruch des Wassers geborgen werden konnte. 


1) Repertorio delle Pergamene della universitä o comune di Gaeta 
(1187—1704) (Napoli 1884). 

2) Repertorio delle pergamene della universitä e della eitt& di 
Aversa dal Luglio 1215 al 30 Aprile 1549 (Napoli 1881). 

3) Repertorio delle pergamene della universitd o comune di Bar- 
letta (1234—-1658) (Napoli 1904). 
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Sein Schutz sollte auch weiterhin der Archivverwaltung 
als eine ihrer dringendsten Aufgaben gelten. Die Geschichts- 
forschung aber muß je cher desto besser das reiche Material 
durch gründliche Aufarbeitung und durch Veröffentlichung 
der wichtigsten Stücke zu erhalten suchen. 


Der Fonds der Afari esteri ist fast noch unberührt 
von der Wissenschaft. Die Berichte der neapolitanischen 
Gesandten vom Kaiserhof in Wien, aber auch die Berichte 
aus Paris und Madrid werden wahrscheinlich unsere Kennt nis 
der neueren Geschichte in wertvollster Weise ergänzen 
können. 


So sehr das Prinzip der Konzentrierung der Archive 
in Neapel auch durchgeführt ist, soviel an wichtigem Ma- 
terial ist doch noch in den Provinzen zurückgeblieben; 
Material, das in seinem Charakter im wesentlichen den 
vorerwähnten Fonds der Monasteri soppresst und der Per- 
gamene dei Comuni entspricht, und das der historischen 
Forschung die nämlichen Aufgaben stellt wie diese. \WWVir 
können hier nicht im einzelnen darauf eingehen und jedes 
Archiv mit derselben Ausführlichkeit behandeln wie «as 
neapolitanische. Nur zwei große und bedeutende Archive 
will ich hervorheben, die man nach der Aufhebung der 
Klöster an Ort und Stelle belassen hat, indem man sich 
damit begnügte, sie administrativ dem Staatsarchiv im 
Neapel zu unterstellen: die Archive der Benediktiner- 
klöster Montecassino und Cava. Beide Klöster sind noch 
jetzt von Bencediktinern bewohnt und klösterlich organisiert ; 
sie sind, wie von jeher, auch heute noch Stätten gelehrter 
Forschung. 

In Montecassino hat der berühmte Abt Gattolat) 
im 18. Jahrhundert die Bestände des Archivs ausgiebig 
für seine Geschichte des Klosters verwertet. Auch späterhin 
hat der wissenschaftliche Eifer gelehrter Mönche hier nicht 
geruht. Wir verdanken ihm ein sehr wertvolles Urkunden- 


!) Erasmus Gattula, Historia abbatiae Cassinensis per saeculo- 
rum serien distributa, 2 Bde. (Venetiis 1733) und Ad historiam abbatiae 
Cassinensis accessiones, 2 Bde. (Venetiis 1734). 


je Ne 
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buch von Gaeta!) und neuerlich unter Leitung des rührigen 
Paters Don Mauro Inguanez.eine weitere Reihe wichtiger 
Urkundenbücher, so für S. Matteo di Castello?) und für 
S. Angelo in Formis?), und das Regesto di Tommaso de- 
cano'); außerdem ein Inventar der Handschriften des 
Klosters, von dem bisher zwei Bände vorliegen.°) Weiteres 
dürfen wir von der bewährten Arbeitskraft des noch jugend- 
lichen Inguanez erhoffen. 


Später als Montecassino hat das Kloster Cava bei 
Salerno begonnen, seine bedeutenden Urkundenbestände 
durch Veröffentlichung zugänglich zu machen. In der 
zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts sind von dem Codex 
diplomaticus Cavensis die ersten acht Bände erschienen®), 
die reiches Material bis zum Beginn der Monarchie in Unter- 
italien bringen. Eine Fortsetzung dieses Werkes wäre schr 
zu wünschen, ist aber zur Zeit wohl kaum zu erhoffen, da 
der gegenwärtige Archivar, Don Martino Martini, mehr 
literarischen als historischen Studien zuneigt und zudem 
meist in Neapel weilt. 

Welche reichen Schätze es auch sonst noch in den 
unteritalischen Provinzen gibt, davon erhalten wir einen 
Begriff durch die mannigfachen Veröffentlichungen der 
Lokalforscher. Ich nenne hier nur die Urkundensammlung 


 —— 


1) Codex diplomaticus Cajetanus editus cura et studio monachorum 
S. Benedieti archicoenobii Montis Casini, 2 Bde. (Montis Casini 1887 
—- 91). 

2) Regesto dell’ antica badia di S. Matteo de Castello o Seıvorum 
Dei pubblicato a cura de’ monaci di Montecassino (Badia di Montecassino 
1914). 

®) Regesto di S. Angelo in Formis (Badia di Montecassino 
1925). 

#%) Regesto di Tommaso decano o Cartolario del Convento Cassinese 
(1178—1280) pubblicatto a cura de’ monaci di Montecassino (Badia di 
Montecassino 1915). 

5) Codicum Casinensium manuscriptorum catalogus cura et studio 
monachorum S. Benedicti archicoenobii Montis Casini. Vol. I pars 1 et 2 
(Montis Casini 1915—23). 

°) Codex diplomaticus Cavensis, curantibus DD. Michacle Mor- 
caldi, Mauro Schiani, Sylvano de Stephano O.$S.B., 8 Bde. 
(Neapoli 1873 —93). 
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des Metropolitankapitels von Trani von Prologo!), den 
Codice diplomatico Barese?), dessen neun Bände bisher die 
Urkunden des Donis von Bari, der Kathedrale von Terlizzi, 
der Kirche S. Nicola zu Bari und des Kapitelarchivs von 
Barletta, sowie die Urkunden der Städte Molfetta und 
Corato gebracht haben; endlich den jünst erschienenen 
Codice diplomatico Barlettano von Santeramo?) und da; 
Chartular des Klosters S. Benedetto di Conversano von 
Morea#.) Die Veröffentlichung des wertvollen Urkunden- 
buches des Cistercienser-Klosters der Insel Tremiti, dessen 
Urschrift sich in der Nationalbibliothek in Neapel befindet, 
ist bisher leider ein Desiderat der Wissenschaft geblieben. 


Auch die Insel Sizilien bietet ungeheuer viel, besonders 
auch an älteren Urkunden aus der normannischen Zeit, 
von denen ein erster Band durch Garufi ediert ist°); dann 
vor allem auch seit dem Beginn der Herrschaft der 
aragonesischen Könige Siziliens nach der sizilischen Vesper, 
vielfach ergänzt aus dem Archiv in Barcellona, wie 


t) Arcangelo di Gioacchino Prologo, Le carte che si conser- 
vano nello archivio del Capitolo metropolitano della Cittä di Trani (dal 
IX. secolo fina all’ anno 1266) (Barletta 1877). 

2) Codice diplomatico Barese edito a cura della Commissione pro- 
vinciale di archeologia e storia patria, bisher 9 Bde.: 

I und Il, Le pergamene del Duomo di Bari (952—1309) per G. B. Nitto 
de Rossi e Francesco Nitti di Vito (Bari 1897, 99). 

III, Le pergamene della cattedrale di Terlizzi (971—-1300) per Fran- 
cesco Carabellese (Bari 1899). 

IV—V], Le pergamene di S. Nicola di Bari (939—1266) per Fran- 
cesco Nitti di Vito (Bari 1900, 02, 06). 

VII, Le carte di Molfetta (1076—1309) per Francesco Carabellese 
(Bari 1912). 

VIII, Le pergamene di Barletta, Archivio Capitolare, per Francesco 
Nitti di Vito (897—1285) (Bari 1914). 

IX, I documenti storiei di Corato (1046—1317) per Giovanni Bel- 
trani, bisher 1 Teil (Bari 1923). 

®) Salvatore Santeramo, Codice diplomatico Barlettano. Vol. I 
(Barletta 1924). 

*) Domenico Morea, Il Chartularium del monastero di $. Bene- 
detto di Conversano. Vol. I (Montecassino 1892). 

°) C.A. Garufi, I documenti inediti dell’ epoca normanne in 
Sicilia. Vol. I (Palermo 1899). 
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wir aus den Veröffentlichungen von Carini!) und neuer- 
dings auch von Giuseppe La Mantia?) wissen. Einzel- 
heiten würden uns zu weit führen, es mag daher ge- 
nügen, darauf hinzuweisen, daß überall hoffnungsvolle 
Ansätze vorhanden sind, deren Fortführung sehr erwünscht 
erscheint. — 

Alles dieses urkundliche Material zeigt uns das mittel- 
alterliche Leben Unteritaliens in vielgestaltigster Form. 
Es ist die praktische Auswirkung einer geschlossenen und 
kontinuierlichen Gesetzgebung, wie sie seit den Nor- 
mannenkönigen vorlag und durch Friedrich II. kodifiziert 
und durch ihn und seine Nachfolger aus dem Hause Anjou 
planmäßig ausgebaut und den neueren Bedürfnissen an- 
gepaßt worden ist. Wir müssen daher zum Verständnis 
der Verwaltung überall auf die zugrunde liegenden Gesetze 
zurückgreifen. Und hier öffnen sich der historischen For- 
schung neue und weite Gebiete. 


Die eigentümlichen Schwierigkeiten und die Probleme, 
deren Lösung die Konstitutionen Friedrichs II. dem 
Forscher aufgeben, liegen vor allem in zwei Momenten: 
in der Art ihrer Überlieferung und in der Geschichte ihrer 
Entstehung. 


Die Urschrift der Konstitutionen muß schon sehr früh 
verloren gegangen sein. Von ihr hat sich keine Kunde er- 
halten, nicht einmal bei den Juristen, die noch im 13. Jahr- 
hundert selbst Kommentare zu diesen Gesetzen geschrieben 
haben. Was uns heute vorliegt, ist eine bunte Mannig- 
faltigkeit von Handschriften, die in ihrem Inhalte und in 
ihrer Anordnung z. T. recht erheblich voneinander ab- 


— 


1) De rebus regni Siciliae (9 settombre 1282 —26 agosto 1283). 
Documenti inediti (bearb. von Isidoro Carini, hrsg. von Giu- 
seppe Silvestri) (Palermo 1882). Dazu ein Appendice (Palermo 
1892). Vgl. H. Finke, Acta Aragonensia. 3 Bde. (Berlin und 
Leipzig 1908—22). 

2) Giuseppe La Mantia, Codice diplomatico dei Re Aragonesi 
di Sicilia Pietro I, Giacomo, Federico II, Pietro II e Ludovico dalla 
rivoluzione Siciliana del 1282 sino el 1355. Vol. I (1282—1290) (Palermo 
1917). 
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weichen, und die sich alle mehr oder minder von der Urform 
des Gesetzbuches entfernt haben.!) 

Die Gesetze sind in lateinischer und griechischer Sprache 
überliefert. Die griechische Version kennt man erst seit 
ihrer Veröffentlichung durch Gaetano Carcani (1786), 
die die erste war und die bis jetzt die einzige geblieben ist. 
Carcani stellt die entsprechenden Texte der beiden Spra- 
chen in parallelen Spalten nebeneinander und erleichtert 
dadurch ihre Vergleichung. Es zeigt sich dabei einmal, 
daß die griechische Fassung erheblich weniger Gesetze 
enthält, als die lateinische, sodann auch, daß selbst in den- 
jenigen Gesetzen, die in beiden Sprachen vorliegen, der 
griechische Text oft kürzer ist, ganze Sätze ausläßt und 
bisweilen auch sachlich abweicht. Man hat hieraus von 
jeher den richtigen Schluß gezogen, daß die lateinische 
Fassung nachträglich durch Hinzufügung neuer Gesetze 
erweitert und auch sonst interpoliert sei. Die griechische 
Übersetzung bietet eine ältere Fassung, ja Huillard- 
Breholles und andere mit ihm gingen sogar soweit, an- 
zunehmen, daß die griechische Übersetzung uns die Urform 
der Konstitutionen, die Friedrich II. im Jahre 1231 in Melfi 
als Ziber Augustalis veröffentlicht hat, völlig getreu bewahrt 
habe. Eine scheinbare Stütze fand diese Hypothese Huil- 
lards dadurch, daß auch eine lateinische Handschrift in 
der Pariser Nationalbibliothek auftauchte, die nach Inhalt 
und Anordnung im wesentlichen mit der griechischen Ver- 
sion übereinstimmte. Auf dieser kritischen Grundlage baute 
er seine Neuausgabe des lateinischen Textes der Gesetze 
auf, indem er die in der griechischen Übersetzung fehlenden 
Stücke, die sogenannten Novae constitutiones, die man nach 
Fickers!) Vorgang gewöhnlich in das Jahr 1240 setzt, 
ausschied. 


!) Vgl. im folgenden Bartolomeo Cepasso, Sulla storia esterns 
delle costituzioni di Federico Il, in den Atti dell’ Accademia Ponts- 
niana, Vol. IX (Napoli 1871) und Eduard Sthaner, Die vatikanischen 
Handschriften der Konstitutionen Friedrichs II. für das Königreich 
Sizilien, demnächst in der Festschrift für Paul Kehr. 


!) Julius Ficker, Forschungen zur Reichs- und Rechtsgeschichte 
Italiens, Bd. I (Innsbruck 1868) S. 362 ff. 
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Ganz so einfach liegen die Verhältnisse aber doch 
nicht. Ich hatte im Jahre 1923 Gelegenheit, in der Vati- 
kanischen Bibliothek in Rom drei Handschriften der Kon- 
stitutionen Friedrichs II., und zwar zwei lateinische und 
eine griechische, genau zu untersuchen. Ein Vergleich der 
überlieferten Reihenfolgen der Gesetze ergab, daß der 
lateinische und der griechische Text bisweilen in langen 
Partien, natürlich unter Ausscheidung der Novae Con- 
stitutiones, übereinstimmen, daß dazwischen aber sich 
größere und kleinere Abschnitte finden, in denen die Reihen- 
folge der Gesetze in den lateinischen Handschriften nicht 
nur von der griechischen, sondern auch untereinander ab- 
weicht; ein Umstand, der sich nur dadurch erklären läßt, 
daß alle in irgendwie variierender Anordnung überlieferten 
Gesetze nachträglich in die Sammlungen eingeschoben sein 
müssen, also in die griechische Fassung ebenso wie in die 
lateinische. Eine Bestätigung dieser Ansicht ergab eine 
eingehende Prüfung der dürftigen Fragmente einer beson- 
ders alten Konstitutionenhandschrift in Montecassino: wir 
finden hier dieselbe Fassung wie in der Pariser lateinischen 
und in den beiden bekannten griechischen Handschriften, 
also unter Weglassung der Noxae constitutiones; aber die 
Reihenfolge zeigt doch eine charakteristische Variante 
und überdies enthalten gerade die Cassineser Fragmente 
im Texte eines der Gesetze eine sicher interpolierte Stelle. 
Es ergibt sich somit, daß auch die griechische und die ihr 
entsprechende ältere lateinische Form des Gesetzbuches 
nicht die ursprüngliche Gestalt des Ziber Augustalis wieder- 
geben. Damit ist der bisherigen Ansicht ihr Fundament 
entzogen und zugleich die wichtige Frage aufgeworfen: 
welche Gesetze gehören denn nun wirklich zum ursprüng- 
lichen Bestande der Sammlung ? 

Um diese Frage möglichst erschöpfend zu beantworten, 
ist es natürlich nötig, alle noch vorhandenen Handschriften 
eingehend zu untersuchen, eine Aufgabe, die wenigstens im 
Augenblick für uns Deutsche undurchführbar ist, da mehrere 
der wichtigsten Codices in Pariser Bibliotheken verwahrt 
werden. 


Die Überlieferung der Gesetze Friedrichs II. hängt 
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natürlich aufs engste zusammen mit der Geschichte ihrer 
Entstehung. Friedrich II. hat, wie die neuere Forschung 
immer mehr gezeigt hat, seine Gesetzgebung ganz auf 
den Grundlagen aufgebaut, die seine normannischen Vor- 
gänger gelegt hatten. Der eigentlich schöpferische Geist 
auf diesem Gebiet und der Organisator des Reiches war der 
Begründer der Monarchie selbst, König Roger II. Auf ihn 
und auf Wilhelm I. gehen zahlreiche Gesetze zurück, die sich 
in der Sammlung der Konstitutionen Friedrichs II. finden. 
Der verstorbene Göttinger Privatdozent Hans Niese hat, 
mit scharf eindringender Kritik die normannischen Elemente 
aus der Gesetzgebung Friedrichs II. herausgeschält und in 
einer mustergültigen Monographie bearbeitet.) Für die 
nachnormannische Zeit aber bleibt auf diesem Gebiete noch 
alles zu leisten. 

Friedrich II. hat gleich nach persönlicher Übernahme 
der Regierung im Königreich Sizilien zu Ende des Jahres 
1220 seine gesetzgeberische Tätigkeit begonnen und im 
Laufe des nächsten Jahrzehnts beim Aufbau der Verwaltung 
schrittweise fortgeführt. Im einzelnen wissen wir darüber 
sehr wenig. Im Jahre 1231 erfolgte dann die Kodifikation 
des ganzen geltenden Rechts in den sogenannten Konsti- 
tutionen von Melfi. In der Theorie sollte dieses Gesetzbuch 
vollständig sein, in Wirklichkeit war es das anscheinend 
nicht; kennen wir doch manches Gesetz, das sicher vor und 
nach 1231 in Gültigkeit war und trotzdem in der Sammlung 
fehlt. Auch können die Gesetze, wie sie uns in den Kon- 
stitutionen vorliegen, nicht alle nebeneinander gültig gewesen 
sein, da bisweilen das eine das andere ausschließt. Andre 
wiederum setzen sich gegenseitig voraus. Auf diese Weise 
kann man schon durch innere Kritik gewisse Entwicklungs- 
reihen feststellen. Sodann kommt es darauf an, die einzelnen 
Gesetze auf ihre praktische Anwendung hin zu untersuchen. 
Häufig genug wird in Urkunden Friedrichs II. ausdrücklich 
auf sie Bezug genommen. In anderen Fällen ist der Nach- 
weis des Vorhandenseins eines Gesetzes zu einem bestimmten 


1) Hans Niese, Die Gesetzgebung der normannischen Dynastie 
im Regnum Siciliae (Halle a. S. 1910). 
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Zeitpunkt vielleicht nur dadurch zu erbringen, daß es 
stillschweigend vorausgesetzt wird, oder auch dadurch, daß 
der Wortlaut einer Urkunde aus ihm entlehnt ist. Endlich 
wird auch der Form der Gesetze selbst besondere Aufmerk- 
samkeit zu schenken sein: viele von ihnen sind knapp gefaßt 
und rein dispositiv, andere haben ausführliche Arengen und 
zeigen dadurch, daß sie ursprünglich einzeln und selbständig 
erlassen worden sind, außerhalb des Ralımens des kodi- 
ficierten Rechtes: wichtige und mannigfache Probleme, wie 
man sieht. 

Die Gesetzgebung des sizilischen Reichs wurde unter 
den Königen aus dem Haus Anjou in den sogenannten 
Capitula fortgeführt. Diese bieten kritisch ähnliche 
Aufgaben hinsichtlich der Beurteilung ihrer Überlieferungs- 
und ihrer Entstehungsgeschichte, wie die Konstitutionen 
Friedrichs II., Aufgaben, die durch die unlängst erschienene 
Neuausgabe der Capitula von Trifone!) der Lösung kaum 
näher gebracht worden sind. 

Neben den eigentlichen Gesetzen waren für die Rechts- 
bildung auch die Kommentare der Juristen zu den Kon- 
stitutionen und zu den Capitula von Bedeutung.?) Die 
ältesten Glossen mögen sogar bis in die Zeit Friedrichs II. 
selbst hinaufreichen, aber wichtig sind auch die jüngeren, 
da sie großenteils auf den älteren Glossen fußen. Enthalten 
diese Glossen auch im wesentlichen rein juristische Notizen, 
und noch dazu in unerträglicher scholastischer Form, so 
können wir doch auch manches wertvolle, bisher wenig 
beachtete historische Material aus ihnen entnehmen. Es 


1) Romualdo Trifone. La legislazione angioina. Edizione critica 
(Napoli 1921). Dazu Eduard Sthamer, Die Überlieferung der Gesetze 
Karls von Anjou in Sitzungsber. der Preuß. Akad. d. Wissenschaften, 
Phil.-hist. Klasse, Jahrg. 1912. 

2) Wir sind noch im wesentlichen angewiesen auf den alten Druck 
der Ausgabe der Constitutiones und Capitula von Cervonio (2 Bde., 
Neapoli 1773). Außerdem verweise ich besonder auf Matthaei de 
Afflictis in Utriusque Siciliae Neapolisque Sanctiones et Constitutiones 
novissima praelectio (ich benutze die Ausgabe Venetiis 1580 in 2 Bdn.) 
und Joannis Antonii de Nigris commentarii in Capitula Regni 
Neapolitani (ich benutze die Ausgabe Venetiis 1594). 
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wäre wohl lohnend, die für die Geschichte wichtigsten unter 
ihnen zu sammeln und herauszugeben. Um nur ein Beispiel 
anzuführen: In der sog. Lectura des Andreas de Isernia. 
eines Zeitgenossen Karls II. von Anjou, wird bei der Be- 
sprechung der Gesetze Friedrichs II. wiederholt auf dessen 
Register Bezug genommen, ein Umstand, der um so mehr 
ins Gewicht fällt, als man bei dem relativen Alter dieser 
Glossen wohl annehmen darf, daß ihrem Verfasser noch 
selbst die seither verschollenen Register des Kaisers vor- 
gelegen haben. 

Bei dieser Gelegenheit will ich noch einer fast ver- 
gessenen Schrift gedenken, die ebenfalls mittelbar wichtig 
ist als Quelle für die Geschichte der Hohenstaufen in Unter- 
italien, der sog. Ritus dohanarum oder Ritus camerae.!) 
Es ist dies eine Art Handbuch zum praktischen Gebrauch 
bei der Finanzverwaltung des Reiches. In seiner über- 
lieferten Form wird auch dieses Buch, wohl mit Recht. 
dem vorerwähnten Andreas de Isernia zugeschrieben. 
Es läßt sich aber nachweisen, daß die hier aufgezeichneten 
Gebräuche sicher auch schon unter Karl I. von Anjou, 
möglicherweise sogar schon unter Friedrich II. selbst in 
Gültigkeit waren. Auch hier wird wiederholt ausdrücklich 
auf die Register Friedrichs II. verwiesen und an noch weit 
mehr Stellen mag der Inhalt der Ritus sachlich bis in die 
staufische Zeit hinaufreichen. Eine eingehende Uhter- 
suchung dieser Schrift nach den angedeuteten Richtungen 
hin ist ein dringendes Bedürfnis. Sie wird leider nur dadurch 
sehr erschwert, daß die einzige gedruckte Ausgabe des 
Buches meines Wissens auf keiner Bibliothek Deutschlands 
vorhanden ist. 

Wo so reiches urkundliches und gesetzliches Material 
vorliegt, wie für die Geschichte des sizilischen Staates im 
Mittelalter, treten die Chroniken natürlich mehr an Be- 
deutung zurück. Aber ganz ausgeschaltet dürfen sie dach 
nicht werden, da sie uns mancherlei an positiven Tatsachen 
überliefern, was Akten niemals ergeben können. Die meisten 
der unteritalischen Chroniken jener Zeit liegen nur in 


1) Ritus Regiae Camerae Summariae Regni Neapolis (Neapoli 1689). 
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älteren, unkritischen Ausgaben vor. Ausnahmen bilden 
eigentlich nur der allerdings sehr wichtige Liber de Regno 
Sicilie des Hugo Falcandus!) und die Chronik des 
Richard von Sangermano, die in die Monumenta 
Germaniae historica aufgenommen ist. Schon schlechter 
steht es mit den sogenannten C’hronica priora desselben 
Verfassers, die Gaudenzi nach einer späten Handschrift 
voller Fehler herausgegeben hat.?) Ganz im argen liegt 
der Text der sogenannten Jamsilla-Chronik, wiewohl 
gerade diese als zeitgenössische Verteidigungsschrift für 
Manfred von ganz besonderer Wichtigkeit und von hohem 
Interesse ist. 


Wir haben gesehen, wie mannigfach und wie umfang- 
reich das ist, was schon allein auf dem uns nächstliegenden 
Arbeitsgebiet in Unteritalien noch zu leisten ist. Ein 
einzelner wird schwerlich in der Lage sein, das alles allein 
zu bewältigen; es bedarf vielmehr der verständnisvollen 
Zusammenarbeit Vieler, an der sich, wie bisher, An- 
gehörige der verschiedensten Nationen und Vertreter der 
verschiedensten Fächer, Historiker und Philologen, Juristen 
und Nationalökonomen beteiligen mögen. Man wende mir 
nicht ein, daß es sich bei all diesen Arbeiten lediglich 
um italienische Geschichte handelt. Gewiß, es ist auch 
italienische Geschichte, aber im mittelalterlichen Abend- 
lande ist ja von einer strengen Scheidung der Nationali- 
täten, wie wir sie heute kennen, überhaupt noch nicht die 
Rede. Schon die gemeinsame Sprache aller Gebildeten, 
das Lateinische, wirkte ausgleichend und vermittelnd. Es 
ist eben zugleich italienische und deutsche oder genauer 
deutsche Kaisergeschichte. Die Taten und Geschicke der 
hohenstaufischen Herrscher in Italien berühren uns Deutsche 
ebenso nahe wie die Italiener, um deren Land es sich handelt. 


1) La historia o Liber de Regno Sicilie e la Epistola ad Petrum 
Panormitane ecclesie thesaurarium di Ugo Falcano. Nuova edizione 
a cura di G. B. Siragusa (Roma 1898—-1904). 

2) IJgnoti monachi Cisterciensis S. Mariae de Ferraria Chronica 
et Ryccardi de Sancto Germano chronica priora edid. Augustus Gau- 
denzi (Neapoli 1888). 
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In dieser Auffassung weiß ich mich eins mit unseren italieni- 
schen Kollegen, die gerade auch die Arbeiten der Deutschen 
in Italien stets selbstlos und bereitwilligst gefördert haben. 
Auf diesem Gebiete, wie auf so manchen anderen der Ge- 
schichte, begegnen sich Deutsche und Italiener, um in 
idealem Wettstreit dem Ziel geschichtlicher Erkenntnis 
zuzustreben und gemeinsam zu wirken an der Lösung der 
Aufgaben, die der Forschung in Unteritalien gestellt sind. 
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II. 
Präfekt und Burggraf. 
Von 


Herrn Privatdozenten Dr. jur. Karl August Eckhardt 
in Göttingen. 


Erstes Kapitel. 
Das Problem. 


1. ‚„‚Burcgräve‘‘ heißt der Stadtgraf in Deutschland, 
schreibt Karl v. Amira in seinem Grundriß des germani- 
schen Rechts.!) Aber das ist keineswegs die herrschende 
Auffassung über die Bedeutung des mittelalterlichen Burg- 
grafenamts. Sie war es einmal. Gaupp?) und vor allem 
Arnold?) haben sie dereinst in den Sattel gehoben, Heus- 
ler*) wies Versuche, an ihr zu rütteln, mit durchschlagendem 
Erfolg zurück, Waitz°) endlich verstärkte und sicherte 
die quellenmäßige Begründung. Kein Wunder also, daß 
die Arnoldsche Lehre von allen führenden Rechts- und 
Verfassungshistorikern als endgültige Lösung des Burg- 
grafenproblems angesehen wurde. 

Wenn wir jedoch heute die Lehrbücher der deutschen 
Rechtsgeschichte einer Durchsicht unterziehen, so ergibt 
sich ein gänzlich verändertes Bild. Überall finden wir die 
Ansicht vertreten, daß ‚die Burggrafen ausschließlich 
militärische Stellung hatten‘‘, daß sie „Stadtkommandanten 
befestigter Städte‘ waren. Die gräflichen Befugnisse, in 
denen man früher die Hauptseite des Burggrafenamtes 
erblicken zu müssen glaubte, werden nunmehr scharf davon 
geschieden und durch Personalunion zwischen Burggraf- 


— 


1) 3. Aufl. (1913) S. 120. Ebenso schon 2. Aufl. (1897) S. 76. 

2) Über deutsche Städtegründung, Stadtverfassung und Weich- 
bild (1824) S. 219. 

3) Verfassungsgeschichteder deutschen Freistädte, Bd.1(1854) S.76 ff. 

*) Der Ursprung der deutschen Stadtverfassung (1872) S. 52ff. 

®) Deutsche Verfassungsgeschichte, Bd. VII (1876) S.3 und 41ff. 
Zu vgl. Bd. II 2, 3. Aufl. (1882) 8. 26 und Bd. III, 2. Aufl. (1883) S. 383. 

11* 
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schaft einerseits, Grafenamt oder Großvogtei andererseits 
zu erklären gesucht.!) Dieser grundlegende Wandel der 
Ansichten ist hervorgerufen durch Siegfried Rietschels 
berühmtes Buch ‚Das Burggrafenamt und die hohe Ge- 
richtsbarkeit in den deutschen Bischofsstädten während des 
früheren Mittelalters‘ ?), ein Werk, das zu den hervorragend- 
sten und eindrucksvollsten rechtsgeschichtlichen Erschei- 
nungen der letzten Jahrzehnte zu rechnen ist und in raschem 
Siegeslauf allgemeine Anerkennung und Zustimmung ge- 
funden hat. Neben dem lebhaften Beifall in den Kritiken?) 
und in späteren Arbeiten über das gleiche Problem) ist 
nur vereinzelt Widerspruch laut geworden); er ist ungehört 
verhallt. Und doch sind die im Recht, die, wie v. Amira, 
an der älteren Ansicht festgehalten haben; Rietschels 
Ergebnisse über Ursprung und Charakter des Burggrafen- 
amts sind unrichtig. Dies zu erweisen ist das Ziel der hier 
vorgelegten Abhandlung.) 


1) Brunner (-Heymann), Grundzüge der deutschen Rechts. 
geschichte, 7. Aufl. (1921) S. 154; Schröder (-v. Künßberg), Lehrbuch 
der deutschen Rechtsgeschichte, 6. Aufl. (1919/22) S. 551f. und 69; 
Fehr, Deutsche Rechtsgeschichte, 2. Aufl. (1925) S. 112. 

2) Untersuchungen zur Geschichte der deutschen Stadtveifassung, 
Bd. I (1905). 

3) Loersch, in dieser Zeitschrift, Germ. Abt., Bd. 26 (15) 
S. 282ff.; v. Lösch, in der Vierteliahrsschrift für Sozial- und Wirt- 
schaftsgeschichte, Bd. 4 (1905/06) S. 195ff.; A. Meister, Burggrafen- 
anıt oder Burggrafentitel? Die Präfektur, in dem Historischen Jahr- 
buch der Görres-Gesellschaft, Bd. 17 (1906) S. 253fl. 

*) Peterka, Das Burggrafentum in Böhmen (1906); besprochen 
von Rietschel, in dieser Zeitschrift, Germ. Abt., Bd. 28 (1907) S. 519fl.; 
v. Brünneck, Das Burggrafenanıt und Schultheißentum in Magdeburg 
und Halle sowie die Umbildung dieser Ämter durch das magdeburgisch- 
schlesische und kulmisch-preußische Recht (1908); besprochen von 
Rietschel, in dieser Zeitschrift, Germ. Abt., Bd. 29 (1908) S. 402f. 

5) v. Lösch a. a. O. und A. Meistera. a. O. in nicht grundlegenden 
Einzelheiten; Sander, Stadtfestungen und Burggrafenamt im früheren 
Mittelalter, in der Historischen Vieıteljahrschrift, Bd. 13 (1910) S. 7Oft.; 
außerdenı haben noch verschiedene Lokalforscher in örtlichen Sonder- 
fragen widersprochen. 

®) Sie ist entstanden aus einem Referat, das ich im Sonimer 1923 
in Herbert Meyers deutschrechtlichem Seminar über Rietschels 
„Burggrafenamt““ gehalten habe. Die „Notgemeinschaft‘“ hat durch 
Gewährung eines Forschungsstipendiums die Ausarbeitung ermöglicht. 
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2. Vier Argumente führt Rietschel vor allem zum 
Beweis seiner These, der Burggraf sei ausschließlich mili- 
tärischer Befehlshaber der ummauerten Stadt gewesen, ins 
Feld. Zum ersten weist er darauf hin, daß in der älteren 
Zeit für die Burggrafen ziemlich selten der wörtlich über- 
setzte Titel ‚comes civitatis‘‘ zu belegen ist, während die 
Bezeichnung ‚‚praefectus‘‘ oder ‚„praefectus civitatis‘“‘ un- 
gleich häufiger erscheint; ‚‚praefectus‘“ bedeute aber einen 
Befehlshaber!); schon der Name verrate also, „daß nach 
der Anschauung der Zeitgenossen ein Burggraf ebensowenig 
ein wirkliches Grafenamt in einer Stadt besaß wie ein Holz- 
graf in einem Walde‘‘?); vielmehr lasse er vermuten, daß 
sein Träger rein militärische Funktionen ausgeübt habe.) 
Weiter macht Rietschel geltend, daß in sämtlichen bereits 
im Frühmittelalter ummauerten Städten und nur in diesen 
das Burggrafenamt existiert habe; es müsse also ein enger 
Zusammenhang zwischen Burggraf und Stadtbefestigung 
angenommen werden, der Burggraf müsse Stadtkommandant 
gewesen sein.) Drittens wird die Behauptung aufgestellt, 
daß sämtliche Einzelbefugnisse, die sich für die Burggrafen 
der älteren Zeit nachweisen lassen, aus der Stellung des 
Burggrafen als militärischen Befehlshabers zu erklären 
seien.°) Und schließlich beruft sich Rietschel noch darauf, 
daß es zweifellos zahlreiche Burggrafen gegeben habe, die 
nie im Besitz der hohen Gerichtsbarkeit gewesen seien, 
daß demnach die Hochgerichtsbarkeit unmöglich zum 
Wesen des Burggrafenamts gehört haben könne.) 

Bei der schrittweisen Würdigung und Widerlegung 
dieser vier Hauptpunkte ist die Frage, ob die Bezeichnung 
„praefectus‘ tatsächlich auf rein militärische Bedeutung 
ihres Trägers schließen läßt, im zweiten Kapitel vorweg 
zu behandeln, da sie mit den übrigen Gründen nur in losem 
Zusammenhang steht. Diesen selbst ist das dritte Kapitel 
vorbehalten. 


1) Rietschel, Das Burggrafenamt und die hohe Gerichtsbar- 
keit S.9. 

2) Rietschel a. a. O. 8. 319. 3) Rietschel a. a. 0. 8. 330. 

%) Rietschela. a. O. S. 322 und 326. 5) Rietschela.a.O. S.330ff. 

6) Rietschel a.a. 0. S.3ff. und 10f. 
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Zweites Kapitel. 
Der Präfekt. 


1. Die unverkennbare Schwierigkeit, die Betitelung 
„comes civitatis‘“, „Burggraf‘‘ bei einem militärischen 
Beamten, dem von Haus aus keinerlei gräfliche, d. h. hoch- 
richterliche Befugnisse zugestanden haben sollen, zu er- 
klären, hat Aloys Meister dazu geführt, die Ausführungen 
Rietschels durch eine Hilfshypothese zu stützen. Meister 
vermutet!), der Burggrafentitel gehöre erst einer jüngeren, 
titelsüchtigen Zeit an, das zugrundeliegende Amt aber, 
die Präfektur, sei Jahrhunderte älter und bereits von den 
Frankenkönigen in Anlehnung an römische Vorbilder ge- 
schaffen worden. Wie man im Mittelalter den Obermärker 
als Holzgraf, den Zentenar als Zentgraf bezeichnet habe, 
so sei auch für den Präfekten eine neue, vornehmer klingende 
Benennung, eben der Burggrafentitel, aufgekommen. In 
der Präfektur aber sieht Meister, gleich Rietschel, ein 
ausschließlich militärisches Amt; er glaubt, die fränkischen 
und mittelalterlichen Präfekten als Nachfolger der römischen 
„praefecti castrorum‘‘ erweisen zu können. Wenn seine 
Aufstellungen richtig sind, dann sind sie in der Tat geeignet, 
die Thesen Rietschels in hohem Grade zu stützen. Ihre 
Überprüfung wird daher, obgleich sie in der rechtshistori- 
schen Literatur völlig unbeachtet geblieben sind, zu zwingen- 
der Notwendigkeit. 

2. Unstreitig ist die Amtsbezeichnung ‚‚praefectus‘“ der 
römischen Amtssprache entlehnt. Im klassischen Latein?) 
ist „praefectus“‘ — entsprechend seinem Wortsinn ‚‚Vor- 
gesetzter‘‘, ‚„Vorsteher‘‘ — ein farbloser Titel, der erst 
durch die Hinzufügung eines Beziehungswortes individuelle 
Prägung erhält. So bezeichnet ‚„praefectus annonae‘“‘ oder 
„praefectus rei frumentariae‘‘ den Obermarktmeister, der 


1) Burggrafenamt oder Burggrafentitel? Die Präfektur, im Histo- 
rischen Jahrbuch der Götrres-Gesellschaft, Bd. 17 (1906) S. 253 fl.; Ders., 
Deutsche Verfassungsgeschichte von den Anfängen bis ins 15. Jahr- 
hundert, 3. Aufl. (1922) S. 55, 122 und 192. 

2) Georges, Lateinisch-deutsches Handwörterbuch, unter „prae 
fectus‘“. 
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die Verproviantierung Roms zu beaufsichtigen hat, „prae- 
fectus praetori“ den Kommandanten der kaiserlichen 
Leibwache, „praefectus equitum‘‘ den Reiteroberst, ‚„prae- 
fectus castrorum‘‘ den Lagermeister. Der Schiffskapitän 
erscheint als ‚praefectus navis“, der Befehlshaber der 
Polizeiwache als ‚praefectus vigilum‘‘. Aber auch die höch- 
sten Verwaltungsbeamten des Römerreichs führen den 
Präfektentitel; ‚praefectus Aegypti‘ heißt der ägyptische 
Provinzialstatthalter; als ‚„praefectus urbis‘“ tritt uns der 
Stadtgouverneur von Rom entgegen. 

Die Franken haben bekanntlich einen großen Teil 
der römischen Amtstitel, die sie in Gallien vorfanden, über- 
nommen und auf ihre Beamten übertragen, auch wenn nur 
eine geringfügige Ähnlichkeit der Befugnisse vorlag.!) So 
erscheinen bereits in der Historia Francorum Gregors 
von Tour?) verschiedentlich Präfekten, ohne daß wir jedoch 
ihre Stellung näher bestimmen könnten.?) Ebenso steht 
es mit den Präfekten und Präfekturen, die in verschiedenen 
Heiligenleben der Merowingerzeit?) auftauchen. Gesichert 
ist dagegen der Präfektentitel für die fränkischen Haus- 
meier. Schon die Vita Wandregiseli altera®) bezeichnet den 


ı) Waitz, Deutsche Verfassungsgeschichte, Bd. II2,3. Aufl., S. Lff.; 
Brunner, Deutsche Rechtsgeschichte, Bd. II (1892) S. 1ff., Y5ff. und 
161 ff. 

2) Mon. Germ. Hist., Script. rer. Merov., Bd.I (1885). 

3) Der zweimal (S. 274 und 300) auftretende „Mummolus prae- 
fectus‘‘, der auch in zahlreichen gefälschten Merowingerurkunden als 
Zeuge fungiert, wird teils für einen Hausmeier, teils für einen Grafen 
gehalten. Aus den beiden anderen Belegstellen (S. 253 und 255) glaubt 
Waitz a.a.O. S.26 Anm. 2 und 49 Anm. 3 auf die Gleichsetzung von 
„praefectus‘‘ und ‚‚rector provinciae‘“‘ schließen zu können; der Text 
ist jedoch nicht eindeutig. 

*) Vita Boniti, Mon. Germ. Hist., Script. rer. Merov., Bd. VI (1913) 
S. 120f.:,,praefectura Massiliae primae provinciae‘‘. Dazu Waitza. a. O. 
S. 49 Anm. 3. — Vita Germani, Mon. Germ. Hist., Script. rer. Merov., 
Bd. VII (1920) S. 251: „Deinde tribunalia praefecturae professione ad- 
vocationis ornavit“; S.247: „De prefecti Auxiliaris uxore‘‘; S. 268: 
„Auxiliaris regebat tum per Gallias apicem praefecturae‘‘. — Gregorii 
passio septem dormientium, ebd. S. 762: ‚„‚Maximianus, filius praefecti‘‘; 
S. 766ff.: „Adpraehensum ducunt ad episcopum Marinun atque prae- 
fectum‘‘ usw. 

5), Vgl. Waitz a.a.0. 8.89 Anm.3. 
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Majordomus schlechtweg als „praefectus‘“‘, sein Amt als 
„praefecturae ordo“. In der Vita Ansberti!) finden wir 
sodann die Notiz, daß Pippin ‚praefectoriam administra- 
tionem‘“‘ erlangt habe, und Einhard erzählt uns in seiner 
Vita Caroli magni?), daß ‚opes et potentia regni penes 
palatii praefectos, qui maiores domus dicebantur‘, gewesen 
seien, daß der König nur das besäße, was ihm die Gnade 
des „praefectus aulae‘‘ zukommen lasse, während dieser 
alle Hof- und Regierungsangelegenheiten verwaltet habe, 
und daß sich schließlich Pippin ‚ex praefecto palatii‘‘ zum 
König aufgeschwungen habe. Auch der römische Titel 
„praefeetus praetorio‘‘ läßt sich für den Majordomus nach- 
weisen); offenbar hängt das damit zusammen, daß die 
Hausmeier seit dem 7. Jahrhundert an der Spitze der 
königlichen Antrustionen standen.®) 

Nach dem Aufsteigen der Hausmeier zum ‚‚dux et 
princeps Francorum‘‘5) und dann zur fränkischen Königs- 
würde gewinnt der Titel ‚praefectus‘ eine andere technische 
Bedeutung, von der nur in seltenen Fällen abgewichen wird: 
Seit dem 8. Jahrhundert ist „praefectus‘ gleich- 
bedeutend mit ‚Graf‘. Und zwar vollzieht sich die 
Übertragung des Präfektentitels auf den Grafen offenbar 
noch, bevor sein Amt mit dem des römisch-gallischen ‚‚co- 
mes‘ völlig verschmolzen ist. Während in den Ämterreihen 
der Merowinger häufig .‚comites‘“ und ‚grafiones‘‘ neben- 
einander genannt werden®), eine Abstufung, die auch in der 


1) Mon. Germ. Hist., Script. rer. Merov., Bd. V (1910) S. 634. 
Dazu Waitz a.a.O. S.89 Anm. 3 und Rübel, Die Franken, ihr Er- 
oberungs- und Siedelungssystem im deutschen Volkslande (1904) S. 288. 

2) Mon. Germ. Hist., Script. in usunı schol. (1911) S. 3ff. Dazu 
Waitz a.a.O. S.89 Anm. 3 und Brunner a.a.O. S. 104. 

®) Ducange, Glossarium mediae et infimae latinitatis, unter 
„praefectus praetorio“. Zu vgl. auch daselbst unter „praefecti aulae“ 
und „praefectorii‘! 

4) Brunner a.a.0. S. 105. 

5) Vgl. die Kapitularien Karlmanns und Pippins seit 742; Mon. 
Germ. Hist., Capitularia reg. Francor., Bd. I (1883) S. 24fl. 

6) Gfrörer, Zur Geschichte deutscher Volksrechte im Mittelalter, 
Bd.1I (1865) S.14f.; Brunner, Deutsche Rechtsgeschichte, Bd. I. 
S. 162 ff. 
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]ex Ribuaria!) wiederkehrt, erscheinen statt dessen in 
Karlmanns Kapitular von 743?) ‚„comites et praefecti‘, 
und auch Bonifatius verwendet in seinen Briefen?) regel- 
mäßig Präfekt statt Graf, zweimal auch die Ämterhäufung 
„prefecti et comites‘“.?) 

Belege für die Gleichsetzung von Präfekt und Graf 
lassen sich in großer Zahl beibringen. So finden sich unter 
der berühmten Fuldaer Grenzbeschreibung von 7475) nach 
den geistlichen Zeugen drei ‚prefecti‘‘ als Siegler angeführt, 
und eben diese drei kehren nebst einem weiteren auch in 
dem gefälschten Fuldenser Privileg Pippins von angeblich 
753 wieder, das zwischen 809 und 812 der kaiserlichen Kanzlei 
zur Bestätigung vorgelegt wurde.) Rübel”) hat freilich 
geglaubt, in diesen Präfekten Markscheider sehen zu müssen, 
und Meister°®), der mit vollem Recht die unhaltbaren 
Ansichten Rübels zurückgewiesen hat, stellt kategorisch 
fest : ‚Die drei ‚praefecti‘ waren die drei zunächst gesessenen 
weltlichen Kommandanten, wie die drei ‚presbyteri‘ die 
drei nächstbenachbarten Geistlichen waren“. Woher er 
das so genau weiß, verrät er leider nicht, und die übrigen 
Quellenstellen der gleichen Zeit passen recht schlecht zu 
seiner Behauptung. Mit dem ‚„urbis praefectus‘‘ von Ut- 
recht, der in Willibalds Vita Bonifatii?) erscheint, können 
wir allerdings nicht viel anfangen ; aber wenn in dem gleichen 
Werke!®) zum Jahre 754 von einem Manne die Rede ist, 
„qui officium praefecturae secundum indictum gloriosi regis 


ma — 


1) Artikel 88. 

2) Mon. Germ. Hist., Capit. reg. Francor., Bd. I (1883) S. 27. 

3) Mon. Germ. Hist., Epist. sel., Bd. I (1916), Sachregister. 

*) 746 und 747; vgl. a.a. O. S. 152 und 169. In einem Schreiben 
an Bonifatius von 719/22 wird erwähnt (a. a. O. S. 23): „servitium regis 
et regine, episcopi et prefecti et potestatum et comitum‘‘; hier bedeutet 
„prefectus‘‘ vermutlich noch den Hausmeier. 

5) Dronke, Traditiones et antiquitates Fuldenses (1844) S. 3f. 

*) Mon. Gern. Hist., Diplom. Karol., Bd. I (1906) Nr. 32. 

?) Die Frauken S. 54 und 289. Dazu Brandi, in den Göttinger 
Gelehrten Anzeigen (1908) S. 29. 

8) Burggrafenamt und Burggrafentitel S. 255. 

®) Mon. Germ. Hist., Script. in usum schol. (1905) S. 53. 

10) A.a.O. S. 57. 
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Pippini super pagum locumque illum gerebat“, dann liegt 
es doch entschieden näher, an einen Gaugrafen als an einen 
„Militärgouverneur‘“ zu denken. Noch deutlicher ist eine 
Fuldaer Privaturkunde von etwa 828, die Tangl!) wieder 
ans Licht gezogen hat. Sie berichtet davon, daß ein ge- 
wisser Williprahtus zu einer Grundstücksübereignung, zu 
der er sich im Jahre 806 verpflichtet hatte, ‚‚iustitia dietante‘ 
gezwungen wurde und ‚‚coram praefectis nuntiisque impera- 
toris ... . tradidit, quod debuit“. Nach Lage der Dinge 
kann es sich nur um Grafen und missi dominici handeln; 
denn schwerlich hat man vor militärischen Beamten Grund- 
stückstraditionen vorgenommen. Die angeführte Urkunde 
ist deshalb besonders wichtig, weil sie, wie schon Tangl 
hervorgehoben hat, die einzige fränkische Privaturkunde 
ist, aus der wir Schlüsse über den Charakter der Präfektur 
ziehen können. Einen weiteren Beweis gibt die Vita Galli?) 
an die Hand. Denn in ihr begegnet ein und derselbe Mann 
als „tribunus‘ und als ‚‚praefecti vicarius“. Tribun und 
Vikar sind im 8. Jahrhundert nur zwei Namen für einen 
Begriff?), und zwar bezeichnen sie den Unterbeamten des 
Grafen. In der Karolingerzeit zerfielen sämtliche Graf- 
schaften der westfränkischen Reichsteile in mehrere Vi- 
karien, und der Vikar war somit zu einem „wesentlichen 
Glied der fränkischen Ämterverfassung‘ geworden.?) Daraus 
ergibt sich aber, daß der Präfekt, als dessen Untergebener 
der Tribun oder Vikar der Vita Galli erscheint, nur ein 
Graf, nicht aber ein Militärgouverneur gewesen sein kann. 
Von durchschlagender Beweiskraft ist ferner eine Stelle 
der Ännales Fuldenses.’) Sie erzählt, daß 852 zu Erfurt 
ein Königsdekret des Inhalts erlassen sei, ‚ut nullus prae- 
fectus in sua praefectura aut quaestionarius (d.h. Zentenar) 


1) Die Fuldaer Privilegienfrage, in den Mitteilungen des Instituts 
für Österreichische Geschichtsforschung, Bd. 20 (1899) S. 204f.. — Von 
Meister a.a.O. S.256 Anm. 1 ohne Widerlegungsversuch zitiert. 

2) Mon. Germ. Hist., Script. rer. Merov., Bd. IV (1902) S. 277 und 
313. Zu vgl. ebd. S. 267 und 299. 

®) Waitz, Deutsche Verfassungsgeschichte, Bd. III, 2. Aufl. (1385) 
S. 396f.; Brunner, Deutsche Rechtsgeschichte, Bd. II S. 183. 

%) Brunner a.a.0. S. 177. 

®) Mon. Germ. Hist., Script. in usum schol. (1891) S. 43. 
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infra quaesturam suam alicuius causam advocati nomine 
susciperet agendam, in alienis vero praefecturis vel quac- 
sturis singuli pro sua voluntate aliorum causis agendis 
haberent facultatem‘‘. Das ist ein altbekannter Rechts- 
grundsatz: Niemand soll zugleich Richter und Partei sein; 
kein richterlicher Beamter darf in seinem eigenen Gerichts- 
sprengel als Prozeßvormund auftreten, während es außerhalb 
des Amtsbezirks in seinem Belieben steht. Auch hier ist 
es völlig ausgeschlossen, an einen Beamten mit rein mili- 
tärischen Befugnissen zu denken, ‚praefectus‘‘ kann nur 
Graf, „praefectura“‘ nur Grafschaft bedeuten. Trefflich 
stimmt dazu, daß, wie auch Meister!) richtig erkannt hat, 
„ursprünglich der Bezirk eines Bistums vielfach dem Be- 
zirk einer Präfektur gleichgesetzt ist‘. Walafrid Strabo 
doziert in seinem um 840 verfaßten Werk De exordiis 
et incrementis rerum ecclesiasticarum?): ‚In Calcedonensi 
concilio iubetur: ‚Ne una provintia in duos metropolitanos 
dividatur‘. Quod comites vel praefecti in saeculo, hoc 
episcopi ceteri in ecclesia explent.‘‘ Natürlich, wenn Graf- 
schaft und Präfektur identisch sind, dann muß der Amts- 
sprengel des Präfekten — wenigstens in Westfranken --- 
mit den Bistumsgrenzen zusammenfallen; denn daß die 
Grafschaftseinteilung auf der älteren kirchlichen aufgebaut 
hat, ist unbestritten. Alles in allem dürfte die Identität 
von Grafenamt und Präfektur für die Karolingerzeit nicht 
mehr zu bezweifeln sein.?) 


1) Burggrafenamt und Burggrafentitel S. 256f. 

2) Mon. Germ. Hist., Capit. reg. Francor., Bd. II (1897) S. 515. 

3) Der Ordnung halber seien, ohne daB Vollständigkeit erstrebt 
ist, noch einige weitere Quellenstellen angeführt. Die Vita Anskarii 
(Mon. Germ. Hist., Script. in usum schol., 1884, S. 37) nennt zum Jahre 
845: „comes, qui eo tempore praefecturam loci illius (d. h. Hamburg) 
tenebat‘‘. — Nach einer Sankt Galler Formel (Mon. Germ. Hist. For- 
nıulae, 1882/86, S. 403) wird bei einer Grenzauseinandersetzung von 871 
verboten, „sine permissione praefecti vel procuratoris regis aut vena- 
tionem ibi exercere vel ligna aut materiem cedere‘‘. — In der Vita Desi- 
derii (Cadurcae urbis episcopi; Mon. Gern. Hist., Script. rer. Merov., 
Bd. IV, 1902, S. 563£., 565 und 568) wird von Siagrius, dem Bruder 
des Desiderius, berichtet, daß er „cometatus dignitatem apud Albige 
gessit necnon et apud Massiliam iudiciariam potestatem diu exercuit“, 
und weiter, daß er, „dum Massiliae administrationem procuraret, .. .« 
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Keineswegs werden damit dem Präfekten die mili- 
tärıschen Aufgaben völlig abgestritten; ganz im Gegenteil! 
„Der Graf oder comes hat militärische Gewalt. Vermutlich 
liegt in ihr der Ausgangspunkt seines Amtes. Er hebt die 
Wehrpflichtigen aus, führt sie dem Heere zu und befehligt 
sie im Kriege.‘‘!) Da wir erwiesen haben, daß der Präfekt 
mit dem Grafen identisch war, so hat für ihn das Gleiche 
zu gelten. Und auch diese Seite der Präfektur können wir 
urkundlich belegen. In Karlmanns Kapitular von 742?) 
und dem gleichlautenden ‚„Capitulare primum“ Karls des 
Großen von 769?) wird bestimmt: ‚Servis Dei... . . arma- 
turam portare vel pugnare aut in exercitum et in hostem 
pergere omnino prohibuimus, nisi illi tantummodo, qui 
propter divinum ministerium ... . ad hoc electi sunt. 
Id est unum vel duos episcopos cum capellanis presbiteris 
princeps secum habeat, et unusquisque praefectus unum 
presbiterum, qui hominibus peccata confitentibus iudicare 
et indicare poenitentiam possint.‘‘ Meister?) hat diese 
Stelle, die einzige, die uns über die militärische Tätigkeit 
des Präfekten Nachricht gibt, merkwürdigerweise nicht 
zur Begründung seiner Theorie verwertet, sondern aus ihr 
nur geschlossen, es habe also Präfekturen von der Größe 
gegeben, daß ein Presbyter in ihnen die kirchlichen Funk- 
tionen wahrnehmen konnte. Gerade das kann man jedoch 
aus dem Kapitular nicht folgern; denn von Präfektur- 
bezirken ist darin überhaupt nicht die Rede. Vielmehr 
handelt es sich einzig und allein um die Seelsorge bei dem 
ins Feld ziehenden Grafschaftsaufgebot, die für das ganze 
Heer in den Händen eines oder zweier Bischöfe, bei jedem 
Grafschaftskontingent in denen eines Presbyters lag. Mit 
dem Tätigkeitsfeld eincs Presbyters fiel jedoch die Prä- 


vitam finivit, pro quo rex Dagobertus ... . . sollertissimum Desiderium 
loco praefecturac eius subrogare censivit“. Dazu Waitz, Deutsche 
Verfassungsgescbichte, Bd. II 2, 3. Aufl., S.49 Anm. 3. — Siehe auch 
Dahn, Könige der Germanen, Bd. VII 2, S. 98; VIII 3, S. 73, 121, 15; 
IX, 2, S. 204. 

!) Brunner, Deutsche Rechtsgeschichte, Bd. II, S. 165. 

2) Mon. Germ. Hist., Capit. reg. Francor., Bd. I (1883) S. 25. 

3) Ehd., S. 44f. 4) Burggrafenamt und Burggrafentitel S. 256. 
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fektur ebensowenig zusammen, wie sich das Gebiet des 
„princeps“ Karlmann auf ein bis zwei Bistümer beschränkte. 

Zweifellos haben die militärischen Befugnisse des 
Präfekten, wie es ja auch ganz in der Ordnung ist, einen 
wesentlichen Teil seiner Amtsgewalt ausgemacht. Aber 
zwischen dieser Feststellung und der Auffassung Meisters 
besteht ein himmelweiter Unterschied. Nach Meisters!) 
Ansicht waren die Präfekten ‚„Grenzkommandanten‘ mit 
überwiegend militärischer Bedeutung. ‚Ehe das geordnete 
Grafschaftssystem, das gesicherte Verhältnisse voraussetzt, 
überall eingeführt werden konnte, wurden in allen Grenz- 
gebieten oder gefährdeten Gegenden Präfekturen eingerich- 
tet, deren Inhaber vor allem den militärischen Schutz 
garantieren sollten“. Später aber, so meint Meister, 
„hört die Militärverwaltung dieser Grenzgebiete nach und 
nach auf, und die geordnete Zivilverwaltung des Graf- 
schaftssystems rückt ein“. Damit wird ein Gegensatz 
zwischen Grafschaft und Präfektur konstruiert, den es 
nicht gegeben hat. Existiert hat dieser Gegensatz freilich ; 
aber er bestand nicht zwischen Grafschaft und Präfektur, 
sondern zwischen Grafschaft und Markgrafschaft. Meisters 
Fehler ist, daß er zu Unrecht Präfektur und Markgrafschaft 
identifiziert hat. 

Für diese Gleichsetzung schien ihm zu sprechen, daß 
angesehene Große, die eine markgräfliche oder gar herzogs- 
ähnliche Stellung einnahmen, mit dem Präfcktentitel er- 
scheinen.?) So begegnet Karls des Großen Schwager als 
„Geroldus comes Baioariae praefectus‘‘?®) und an anderer 
Stelle?) als ‚‚Geroldus prefectus Alemanniae et Bawariac“ 
und Graf Wido, „qui in marca Brittaniae praesidebat‘', 
wird auch als ‚‚Wido comes ac praefectus Brittaniei limitis“ 
genannt.) 818 wird Sclaomir ‚per praefectos Saxonici 


— 


1) A.a.0. S. 256f. 2) A.a.O. S. 256. 

3) Annales qui dicuntur Einhardi, Mon. Germ. Hist., Script. in 
usum schol. (1895) S. 108f. 

4) Annales Lobienses, Mon. Germ.Hist.,Script., Bd. XIII (1881) S.23U. 

5) Annales qui dicuntur Einhardi, Mon. Germ. Hist., Script. in 
usum schol. (1895) S. 108f. — Vgl. Annales Lobienses, Mon. Germ. Hist., 
Script., Bd. X1II (1881) S. 230. 
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limitis et legatos imperatoris, qui exercitui praeerant“, 
nach Aachen geleitet!), und gleichzeitig wird ein ‚comes 
et marcae Foroiuliensis praefectus‘ erwähnt.?) Zum Jahre 
821 berichten die Annales regni Francorum?®) von einem 
die „marca Hispana‘‘ betreffenden Beschluß, dessen Aus- 
führung den ‚‚praefectis illius limitis‘“ anbefohlen wurde; 
und die Annales Fuldenses?) erzählen, daß 898 ‚Arbo 
comes‘, der eine von zwei „marchiones‘‘, wegen Verrats 
„praefectura sua‘‘ entsetzt wurde. Beweisen denn aber diese 
Stellen?) wirklich, daß ‚praefectus‘‘ der Titel des Mark- 
grafen, nicht der eines jeden Grafen war, wie Meister 
annimmt? Ganz gewiß nicht! Denn ‚„praefectus limitis“ 
und „praefectus marcae‘‘ sind wörtliche Übersetzungen 
des deutschen Namens ‚Markgraf‘ --- „limes‘“ bedeutet 
in der Regel, ebenso wie ‚„miarca‘ nicht die Grenzlinie, 
sondern das Grenzgebiet®) —, und wenn wiederholt der ein- 
fache Titel ‚praefectus“‘“ ohne den bestimmenden Zusatz 
„limitis‘“ erscheint, so ist das ein völliges Analogon zu dem 
in den „amtlichen Aktenstücken der älteren karolingischen 
Zeit‘“ vorherrschenden Gebrauch, den Markgrafen statt 
„comes marcae‘ schlechtweg als ‚comes‘ zu bezeichnen!) 

Die Übung, den Grafen auch als Präfekten zu betiteln, 
hat die Karolingerzeit überdauert.?) In der gegen Ende des 
10.Jahrhunderts verfaßten Continuatio Reginonis?) wird von 
einem ‚comes‘ Udo erzählt, erhabe mit Erlaubnis des Königs, 
„quicquid beneficii aut prefecturam habuit, quasi here- 


!) Annales regni Francorum, Mon. Germ. Hist., Script. in usum 
schol. (1895) S. 149. — Dazu Rübel, Die Franken S. 100; Meister, 
Burggrafenamt und Burggrafentitel S. 2655f. 

2) A.a.O. S. 149. ®) A.2.0. S. 154. 

*) Mon. Germ. Hist., Script. in usum schol. (1891) S. 132. 

6) Vgl. außerdem noch: Annales Fuldenses a. a. O. S. 42 und 57. 
— Chronicarum quae dicuntur Fredegarii continuationes (Mon. Germ. 
Hist., Script. rer. Merov., Bd. II, 1888), S. 176f. — Waitz, Deutsche 
Verfassungsgeschichte, Bd. III, 2. Aufl., S. 366f. Anm. 4, 370 Anm. 2 
und 371 Anm.]. 

6) Waitz a.a. 0. S. 370. 

?) Brunner, Deutsche Rechtsgeschichte, Bd. II, 8. 172. 

8) Waitz, Deutsche Verfassungsgeschichte, Bd. VII, 8.3. 

®) Mon. Germ. Hist., Script. in usum schol. (1890) S. 164. 
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ditatem‘“ unter seine Erben geteilt. Ein Jahrhundert 
später berichtet uns Adam von Bremen in seinen Gesta 
Hammaburgensis ecclesiae pontificum!) über den Lebens- 
lauf Hermann Billungs: Otto I. ‚suscepit eum in numero 
ministrorum .... mox etiam .... commisit ei vices 
prefectorum. In quibus officiis strennue administratis 
dicitur manentes suos pro furto in iudicium delatos data 
sententia simul omnes dampnasse ad mortem.‘‘ Auch hier 
handelt es sich um hochrichterliche Funktionen, nicht aber 
um eine militärische Stellung. Einen abweichenden Sprach- 
gebrauch finden wir nur bei Widukind.?2) Er versteht an- 
scheinend unter ‚‚prefectus‘‘ bald einen Offizier im Heere?), 
bald einen Festungskommandanten?), bald auch einen 
hohen Zivilbeamten von grafenähnlicher Stellung?); jeden- 
falls sind seine Amtsbezeichnungen, wie auch sonst häufig, 
schwankend und mit der übrigen Überlieferung unvereinbar. 
Um so klarer ist eine alte Glosse®), die ‚in praefectura‘“ 
mit ‚in comitatu‘ wiedergibt, und ebenso zeigen verschiedene 
Kaiserurkunden, daß man nach wie vor Graf und Prä- 
fekt als gleichbedeutend betrachtete. Die Werdener Immuni- 
tätsprivilegien, die, ‘wenn unecht, spätestens um 1002 
echten Diplomen nachgezeichnet sind”), dehnen die Exemp- 
tion des Klosters auf alle Gebiete aus, ‚ubicumque domini- 


!) Mon. Germ. Hist., Script. in usum schol., 3. Aufl. (1917), S. 67. 
— Vgl. auch ebd. die aus der Vita Anskarii (a. a. O., 1884) S. 14 ent- 
lehnten Stellen S. 22 und 27. 

2) Rerum gestarum Saxonicarum libri tres, Mon. Germ. Hist., 
Script. in usum schol., 4. Aufl. (1904). 

3) A.a. O0. S.45 und 106. 

*%) Aa.0. S.66 und 71. Dazu Rodenberg, Die ältesten Ur- 
kunden zur Geschichte der deutschen Burggrafen, im Neuen Archiv 
der Gesellschaft für ältere deutsche Geschichtskunde, Bd. 25 (1800) 
S. 483. 

s) A.a. O. S. 54, 93 und 122. An der letzten Stelle ist eine Urkunde 
Ottos I. von 968 (Mon. Germ. Hist., Dipl. Imper., Bd. I, 1879/84, Nr. 355) 
mit der Adresse „ducibus caeterisque publicae rei nostrae prefectis‘ 
inseriert. 

©) Jaffe-Wattenbach, Codices Colonienses S. 153. — Vgl. Waitz, 
Deutsche Verfassungsgeschichte, Bd. VII, S.3 Anm. 3. 

7) Otto I. 931 (Mon. Germ. Hist., Dipl. Imper., Bd.J, 1879/84, 
S. 62) und Otto III. 985 (ebd. Bd. II, 1888, S. 415). 
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catos mansos habuerint, in quocumque sint episcopio vel 
prefectura seu etiam provintia vel regione siti“‘. Schon die 
Nebeneinanderstellung von Bistum und Präfektur zeigt, 
daß von Grafschaftsbezirken die Rede ist. Besonderes 
Interesse verdienen ferner die Privilegien für St. Maximin 
in Trier. Das älteste von 970!) bestimmt: „Concedimus 
familiae .... in Trevirorum urbe aliisque imperii nostri 
civitatibus vel prefecturis habitanti, ut ea conditione, qua 
etiam nostra imperialis familia, habeat licentiam intrandi 
et exeundi, vendendi et emendi, pascendi et adaquandi‘. 
In den drei Nachurkunden von 973, 990 und 1005?) aber 
lesen wir: „et in singulis civitatibus imperialibus (990 und 
1005: ‚„regalibus‘‘) vel prefectoriis liberam potestatem 
habeant intrandi et exeundi ... . . eique opera imperialia 
(1005: ‚‚regalia‘‘) vel comitialia funditus perdonamus‘“. 
Bereits Arnold?) und Heusler?) haben ‚‚prefectoris‘“ als 
Ajektiv zu ‚„civitatibus“ aufgefaßt und demgemäß aus 
der Stelle ‚„Burggrafenstädte‘“ herausgelesen. v. Lösch?) 
ist noch weiter gegangen und hat aus diesen Urkunden er- 
schließen zu können geglaubt, daß das Burggrafenamt, 
das er wie Rietschel mit der Festungskommandantur 
gleichsetzt, durch einen Regierungsakt Ottos I. einheitlich 
für alle Burggrafenstädte geschaffen sei. Aber die Urkunden- 
stellen, auf denen diese Schlüsse aufgebaut sind, sind für 
derartig weit gehende Folgerungen nicht tragfähig. Das 
hat Sander®) mit Recht hervorgehoben. Wenn cr jedoch 
die Vermutung ausspricht, daß das ‚‚prefectoriis‘‘ der Nach- 
urkunden aus dem ‚prefecturis‘‘ der Vorlage verschrieben 
sel und hier wie dort von „Amtsbezirken‘‘ gehandelt werde, 
so ist ihm darin nicht beizustimmen. Schon Arnold’) hat 


t) Mon. Germ. Hist., Dipl. Imper., Bd. I (1879/84) S. 533. 
2) Ebd. Bd. II (1893) S. 52 und 469 und Bd. III (1900/03) S. 119. 
%) Verfassungsgeschichte der deutschen Freistädte, Bd. 1 (1854) 
S. 127. | 
4) Der Ursprung der deutschen Stadtverfassung (1872) S. 67f. 
5) Vierteljahrsschrift für Sozial- und Wirtschaftsgeschichte, Bd.4 
(1905/06) S. 197. | 
°) Stadtfestungen und Burggrafenamt im früheren Mittelalter, 
Historische Vierteljahrschrift, Bd. 13 (1910) 8. 7$t£. 
”) A.a.0. 8.127 Anm.l. 
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darauf hingewiesen, daß den ‚„civitatibus imperialibus vel 
prefectoriis“‘ die ‚opera imperialia vel comitialia‘‘ ent- 
sprechen. Dadurch wird die adjektivische Bedeutung von 
„prefeetoriis““ wahrscheinlich gemacht und zugleich die 
Übersetzung ‚gräflich‘ gesichert. Zweifelhaft bleibt nur, 
was wir unter „gräflichen Städten‘ zu verstehen haben. 
Die Gegenüberstellung von „opera imperialia‘‘ und ‚opera 
comitialia‘“ legt es nahe, an grundherrlich-königliche und 
andererseits öffentlichrechtlich-gräfliche Lasten zu denken 
und die ‚‚civitates imperiales“ als Pfalzstädte zu deuten.!) 
Als „civitates prefectoriae‘‘ würden demnach die Städte des 
Reiches bezeichnet sein, die nicht oder nur teilweise aus der 
Grafschaftsverfassung eximiert waren.?) Sei es wie es sei, 
jedenfalls dürfte auch für diese Quellenstellen die Gleich- 
setzung von „prefectura‘‘ und ‚„comitatus‘‘ erwiesen sein. 

Als zeitlich letzter, nichtsdestoweniger aber wichtiger 
Kronzeuge für die Identität von Präfektur und Grafschaft 
sei eine Urkunde angeführt, die sich selbst als ein Privileg 
Heinrichs II. für das Hildesheimer Michaeliskloster aus- 
gibt und, wenn sie echt wäre, in das Jahr 1013 gehören 
würde; sie verdankt jedoch in Wirklichkeit erst einem 
Fälscher des 12. Jahrhunderts ihr Dasein.?) Für den Sprach- 
gebrauch dieses Jahrhunderts, wenn auch nicht für den 
der königlichen Kanzlei, können wir sie unbedenklich als 
Quelle verwerten.) Die Urkunde überliefert ein umfang- 
reiches Güterregister, in dem die Lage der einzelnen Orte 
durch die Hinzufügung der Gau- und Grafschaftszugehörig- 
keit erläutert wird, wie z. B.: ‚In prefectura Udonis comitis 


in pago Lischa ... . .. In prefectura Herimanni comitis 
in pago Logne .... In pago Derningon in prefectura 
Ekberti .... Item in pago Derningon in prefectura 
Liudgeri comitis ......“ usw. Am Schluß ist zusammen- 


fassend von den ‚„comitatibus supra dietorum prefeetorum‘ 


!) So schon Arnold und Heusler a.a.O. 

2) IJım wesentlichen ebenso Heusler a. a. O. S.68ff. Hier werden 
auch analoge Quellenstellen beigebracht und erläutert. 

®) Mon. Germ. Hist., Dipl. Imper., Bd. III (1900/03) S. 306f. 

*) So auch Meister, Burggrafenamt und Burggrafentitel S. 257, 
der allerdings aus der Urkunde gänzlich abwegige Folgerungen zieht. 
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die Rede. Es erscheinen also als gleichbedeutend ‚‚pre- 
feecturae comitum‘“ und „comitatus prefectorum‘“, ein 
durchschlagender Beweis dafür, daß man noch im 12. Jahr- 
hundert Präfekt und Graf als Bezeichnungen für ein und 
dasselbe Amt ansah. 

3. Wie aus dem Präfektentitel, hat Rietschel noch 
aus einem anderen Namen, der einmal für einen Burggrafen 
vorkommt, auf den militärischen Charakter des Burg- 
grafenamts geschlossen. Der Burggraf Dietrich von Trier 
wird nämlich in einer erzählenden Quelle des 11. Jahr- 
hunderts!) als ‚‚defensor urbis et patronus‘‘ bezeichnet. 
Rietschel folgert daraus?), also habe er ‚als Stadtkom- 
mandant die Stadt zu verteidigen‘ gehabt. Dieser Schluß 
ist unhaltbar. Denn der Defensortitel hat mit militärischen 
Aufgaben nicht das mindeste zu tun. Vielmehr ist ‚‚defensor“ 
im ganzen Mittelalter ein Synonym zu Vogt, ja sogar das 
am häufigsten dafür verwendete; ebenso wie der Vormund 
wurde der Vogt als ‚‚defensor‘‘ bezeichnet, um der mit der 
Vogtei verbundenen Schutzpflicht Ausdruck zu geben.?) 
Da nun Dietrich von Trier zugleich als ‚‚patronus‘ erscheint, 
eine Betitelung, die ebenfalls nichts weiter als Vogt be- 
deutet®), und uns auch sonst als Vogt von Trier verbürgt 
ist?), kann es keinem Zweifel unterliegen, daß ihm der 
Defensortitel wegen seiner Vogtstellung und nicht wegen 
irgendwelcher militärischer Befugnisse beigelegt worden ist.) 


Drittes Kapitel. 
Der Burggraf. 


l. Haben die verschiedenen Amtsbezeichnungen, die 
für den Burggrafen vorkommen, nichts ergeben, was mit 


!) Vita Conradiarchiep. Trev.2. Vgl. Rietschel, Das Burggrafen- 
amt und die hohe Gerichtsbarkeit 8. 172. 

2) A.a.0. S. 330. 

®) Waas, Vogtei und Bede in der deutschen Kaiseızeit, Teil I 
(1919) S. 15. 

*ı) Waas a.a.0. S. 16. 8) Rietschel a.a. O0. S. 172. 

°®) Vgl. zum Defensortitel auch Dahn, Könige der Germaneı, 
Bd. VII 2, S. 148ff.; VIII 3, S. 111. — Brunner, Deutsche Rechts- 
geschichte, Bd. II, S. 198 ff. und an anderen Stellen (siehe Register daselbst). 
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der Gleichung Burggraf = Stadtgraf im Widerspruch stände, 
so müssen wir uns nunmehr mit den übrigen Gründen 
Rietschels für seine abweichende Meinung auseinander- 
setzen. Einer seiner Beweispunkte hat bereits eine lebhafte 
Kontroverse hervorgerufen und dürfte im wesentlichen 
widerlegt sein. Das ist die Behauptung Rietschels, daß 
die elf Städte, in denen er allein ein Burggrafenamt für die 
Frühzeit nachweisen zu können glaubt, ‚bis zum Ende des 
11. Jahrhunderts die einzigen wirklich ummauerten Städte‘ 
gewesen seien.!) Seitdem Sander?) und dann vor allem 
Gerlach?) dargetan haben, daß es eine ganze Anzahl 
weiterer schon damals befestigter Städte gegeben hat, 
und daß insbesondere die Bezeichnung eines Ortes als 
„villa“ oder ‚oppidum‘‘ das Vorhandensein einer Be- 
festigung keineswegs ausschließt, kann dieser Teil der 
Rietschelschen Beweisführung nicht mehr aufrecht er- 
halten werden. Damit entfällt auch die daraus gezogene 
Folgerung, daß das Burggrafenamt mit der Stadtummaue- 
rung in Zusammenhang stehen müsse, der Burggraf also 
nur Kommandant der befestigten Stadt gewesen sein könne. 

2. Auch gegen Rietschels Behauptung, die wenigen 
aus den Quellen nachweisbaren Einzelbefugnisse der Burg- 
grafen entsprängen ihrer militärischen Stellung?), hat 
Sander°), wie vor ihm schon Seeliger®), Widerspruch 
erhoben. Doch beschränken sich seine Ausführungen auf 
das sogenannte Räumungsrecht und sind auch in so weit 
ergänzungsfähig. 

Vor Beginn der Einzeluntersuchung bedarf eine grund- 
legende Frage der Klärung. Fast sämtliche älteren Burg- 
gırafen übten — kraft welchen Rechts, mag vorläufig dahin- 
gestellt bleiben — hochrichterliche Befugnisse aus, und nur 
zwei, der Augsburger und der Straßburger, lassen sich nie 
als Inhaber der Hochgerichtsbarkeit nachweisen”) Wenn 


1) Das Burggrafenamt und die hohe Gerichtsbarkeit S. 322 ff. 

2) Stadtfestungen und Burggrafenamt im früheren Mittelalter S.72 ff. 

3) Die Entstehungszeit der Stadtbefestigungen (1913) passim . 

*) A.a.0. 8. 330fl. s) A.a.0. 8. 77£. 

6) Studien zur älteren Verfassungsgeschichte Kölns (1909) S. 109. 

?) Rietschel a. a. O0. S.319. In Trier scheint in späterer Zeit 
ebenfalls die Burggrafschaft von dem Hochrichteramt getrennt gewesen 

12* 
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wir nun bei einem Burggrafen, der zugleich Hochrichter 
war, militärische Funktionen finden, so beweist das für 
Rietschels These gar nichts; denn im Mittelalter waren 
ja bekanntlich Militärwesen, Verwaltung und Justiz nicht 
wie heute gesondert, sondern regelmäßig in der Hand des 
Hochrichters, des Grafen!) oder Vogtes?), vereinigt. In- 
folgedessen können wir auf eine Nachprüfung der wenig 
zahlreichen Belege verzichten, die Rietschel beigebracht 
hat, um für die Burggrafen, die mit der Hochgerichtsbarkeit 
ausgestattet waren, auch militärische Befugnisse zu er- 
schließen. Sie beweisen, soweit sie stichhaltig sind, nur 
etwas, das nie streitig gewesen ist.) Anders liegt der 
Fall bei den Burggrafen von Augsburg und Straßburg. 
Wenn sich bei ihnen Befehlshaberbefugnisse nachweisen 
lassen, versagt die Erklärung aus gräflicher oder grafen- 
ähnlicher Stellung, die sonst die gegebene ist. Hier 
liegt also der Kernpunkt des Problems) Bewähren 
sich die Behauptungen Rietschels hier nicht. dann ist 
die letzte Stütze für die positive Seite seiner Burggrafen- 
lehre gefallen. 

Für beide Städte, Straßburg wie Augsburg, ist ein 
ungewöhnlich reichhaltiges Quellenmaterial überliefert. Wir 
sind also glücklicherweise über die uns besonders interessie- 


zu sein; jedoch sind für diesen Burggrafen der Spätzeit auch keine mili- 
tärischen Funktionen nachweisbar. Wenn Rietschel.a. a. O. auch deu 
Utrechter Burggrafen zu denen rechnet, die nicht als Hochrichter tätiz 
waren, 80 liegt eine ungenaue Ausdrucksweise vor; denn S. 177 bestreitet 
er nur, daß der Burggraf die Hochgerichtsbarkeit über ganz Utrecht 
ausgeübt habe, ohne ihm im übrigen die hochrichterlichen Befugnisse 
abzusprechen. 

!) Brunner, Deutsche Rechtsgeschichte, Bd. II, 8. 164 ff. 

2) Brunner a.a.0. S.212 und 308; Meister, Deutsche Ver- 
fassungsgeschichte, 3. Aufl. (1922) S. 141. Daselbst ist weitere Literatur 
angegeben. 


®) Vgl. dazu Seeliger a.a.0. 8.112. — Waas, Königtun. Bis- 
tum und Stadtgrafschaft in den mittelrheinischen Bistümern, in der 
Historischen Vierteljahrschrift, Bd. 20 (1920/21) 8.424 Ann. 1. 

4) Diese Erkenntnis hat wohl Rietschel bestimmt, die beiden 
auch landschaftlich zusammengehörigen Burggrafen von Straßburg und 
Augsburg zuerst und besonders gründlich zu behandeln. 
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renden beiden Burggrafen verhältnismäßig gut unterrichtet. 
Sie sind auch in einer ganzen Reihe von Einzeluntersuchun- 
gen eingehend gewürdigt worden. Betrachten wir zunächst 
die Augsburger Verhältnisse! 

Der Augsburger Burggraf, für den sich die Titel 
„praefectus‘‘, ‚„praefectus urbis‘, ‚comes urbanus‘“ und 
„urbicomes‘“, später in steigendem Maße der deutsch- 
lateinische Name ‚burggravius‘ und die rein deutsche Be- 
zeichnung ‚Burggraf“‘ nachweisen lassen, tritt seit 1073 
urkundlich in Erscheinung. Über seine Amtsbefugnisse 
unterrichten uns die beiden Augsburger Stadtrechte von 
1152/56 und 1276/81. Danach war er der ordentliche Nieder- 
richter. Seiner Jurisdiktion unterstanden die Zivilsachen 
mit Ausnahnie der vor das Hochgericht des Vogts gehörigen 
Grundstücksprozesse und außerdem mit etwas erweiterter 
Zuständigkeit alle Angelegenheiten der Lebensmittel- 
gewerbe, soweit sie nicht mit Kapitalstrafe bedroht waren.!} 
Dagegen wissen uns die Quellen nicht das mindeste über 
militärische Befugnisse des Burggrafen zu berichten; ja 
das Recht, die Beseitigung der Überbauten zu verlangen, 
das sogenannte Räumungsrecht, aus dem Rietschel sonst 
so weittragende Folgerungen gezogen hat, stand nicht dem 
Burggrafen, sondern dem Vogte zu. Nun hat Rietschel 
freilich, um nicht seine eigene Theorie ad absurdum zu 
führen, behauptet), der Vogt habe ‚als Inhaber der hohen 
Gerichtsbarkeit, nicht als Befehlshaber der Burg Augsburg“ 
über die Überbauten gerichtet. Das sei ihm gerne zugegeben, 
illustriert er doch damit treffend den geringen Beweiswert, 
den die Ausübung des Räumungsrechts für militärische 
Funktionen seines Inhabers hat. Aber nicht unwidersprochen 
bleiben darf, daß Rietschel aus einem erheblich jüngeren ?) 
Zusatz zum zweiten Stadtrecht folgert, der Vogt habe nicht 
von Amts wegen einschreiten, sondern nur auf Grund er- 
hobener Klage gegen die Überbauten vorgehen können. 


——— 


1) Im einzelnen sind diese Feststellungen nachgewiesen und erläutert 
bei Eckhardt, Heimat und Alter des Deutschenspiegels, in dieser Zeit- 
schrift, Germ. Abt., Bd. 45 (1925) S. 29ff. 

2) Das Burggrafenamt und die hohe Gerichtsbarkeit S. 39 Anm. 2, 

3) Er ist erst von siebenter Hand hinzugefügt. 
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Die Bestimmung!): „Ez sol auch der vogte umbe kain 
übergezimmer niht rihten, im klage danne der nachgebour, 
den daz übergezimmer irret, oder die phleger, die danne 
der stat phleger sint, von der stat wegen oder die boumaister, 
die danne der stat boumaister sint.‘“ ist offensichtlich eine 
Neuerung. Die wachsende Selbständigkeit der Bürger- 
schaft, die den königlichen und bischöflichen Beamten ihre 
Rechte mehr und mehr beschnitt, prägt sich deutlich darin 
aus. In der gleichen Linie bewegt sich ein weiterer Stadt- 
rechtsnachtrag*), der vorschreibt, daß kein Bauhandwerker 
„üf die strazze, noch üf die gemain, noch über die strazze, 
noch gen sinem nahtgebüren, noch an dehainer statmüren 
zimmern noch bowen sol aun der stat pfleger und bümaister 
rat und haizzen“. Die Bürgerschaft ist also mit Erfolg 
bemüht, die Beaufsichtigung der Überbauten in ihre Hand 
zu bekommen. Zur Zeit des zweiten Stadtrechts selbst lag 
es jedoch ganz anders. So heißt es in Artikel 793): ‚Umbe 
alle graben, umbe alle waege, umbe alle staege, umbe elliu 
übergezimber, da sol der vogt umbe rihten ze den drin 
vogtesdingen in dem meien, ze herbest unde ze hornunge, 
unde sol man daz inr aht tagen rumen unde wenden. Unde 
swer des niht entut, der ist dem vogte funf schillinge schul- 
dik, unde sol in der vogt noeten, daz er ez tü.“ Und die 
gleiche Auffassung tritt uns noch in Novellen zweiter und 
dritter Hand zu Artikel 79%) entgegen. Hier wird vor- 
geschrieben: ‚„Swenne vogtsdink kumt ze den: maien, und 
ein vogt gebiut, abe ze brechen ubergecimber oder graben 
ze rumen, so hat er kein reht, iemen ze phenden umb kein 
laeublin uf dem leche noh umb kein küälhus vor den baden; 
unde sol ouch des leublins niwan dri schuhe stan ob dem 
leche unde sol ouch niwan üf dem sinen sin und niht üf der 


!) Christian Meyor, Das Stadtbuch von Augsburg, insbesondere 
das Stadtrecht vom Jahre 1276 (1872) S. 136f. 

?) Meyera.a.O. S. 137. Dieser Zusatz stanımt von neunter Hand. 

8) Meyer a.a.O. S. 162. 

*) Meyer a.a.O. S. 136. Entgegen seinem Grundsatz, die Nach- 
träge, auch wenn sie in der Originalhandschrift falsch eingereiht sind, 
innmer dahin zu setzen, wohin sie ihrem Gegenstand nach gehören (S.XXV) 
hat der Herausgeber diese beiden unzweifelhaft zu Artikel 79 gehörigen 
Novellen unter Artikel 70 gebracht. 
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lantstrazze.‘‘ Mit Ausnahme der von dem Überbauverbot 
ausgenommenen „heimlichen Gemächer‘“ über den Lech- 
kanälen waren also alle Überbauten zu beseitigen, wenn 
der Vogt gelegentlich des echten Dings ihre Entfernung 
anordnete. Daß diese Anordnung polizeilicher Natur war, 
und nicht etwa Klage und Urteil voraussetzte, ergibt sich 
aus den unmittelbar darauffolgenden Einzelbestimmungen 
über die Räumung der Gräben: ‚Swenne vogtesdink kumt 
zenı maien, und der vogt sendet die waibel, daz si die graben 
haizzen roumen und machen, so sülen die waibel ze aller 
nidrost an dem graben anheben und sülen gebieten von 
hause ze hause, daz man die graben roume und mache.“ 
Hier handelt es sich zweifellos um eine polizeiliche Ver- 
fügung. Wenn also in der vorhergehenden Bestimmung 
das Abbrechen der Überbauten und das Räunıien der Gräben 
als Anordnungen des Maidings zusammengefaßt werden, 
dann müssen wir für beides die gleiche Rechtsgrundlage, 
also auch für das Recht, die Beseitigung der Überbauten 
zu verlangen, polizeiliche, nicht richterliche Gewalt als 
Ursäche annehmen. Natürlich zwingen diese Befugnisse 
nicht dazu, den Vogt für den „Befehlshaber der Burg Augs- 
burg‘ zu halten; denn daß dem Inhaber der Hochgerichts- 
barkeit auch polizeiliche Funktionen zustehen, ist eine 
genugsam bekannte Tatsache.!) 

Wer übte aber die militärische Gewalt in Augsburg aus ? 
Rietschel hat sich, trotzdem er nicht einen einzigen Quel- 
lenbeleg dafür vorzubringen vermag, für den Burggrafen 
entschieden. Er meint, der Mangel an positiven Nachrichten 
erkläre sich daraus, daß zur Zeit des ersten Stadtrechts 
die Stadt nicht ummauert gewesen sei, und daß infolge- 
dessen das Stadtrecht gar keine Bestimmungen über die 
Fürsorge des Burggrafen für die Befestigungswerke habe 
enthalten können.?) Tatsächlich ist die Augsburger Stadt- 
befestigung im Jahr 1132 zerstört worden. Aber woraus 
Rietschel folgert, daß die Mauern noch 1152/56 in Trüm- 
mern gelegen haben und wohl erst am Ende des 12. Jahr- 


ı) Vgl. oben S.180 mit den Anmerkungen 2 und 3. 
2) Rietschel, Das Burggrafenamt S. 39. 
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hunderts wieder hergestellt sind, ist nicht ersichtlich. Es ist 
auch sehr unwahrscheinlich, daß eine Stadt von der Bedeutung 
Augsburgs zwei Menschenalter lang nicht umwehrt gewesen 
sein sollte.!) Nicht ganz zutreffend ist ferner Rietschels 
Angabe, die Sorge für die gegen Ende des 12. Jahrhunderts 
neuerrichtete Stadtmauer hätte der Bischof bereits 1251 
der Bürgerschaft überlassen, und deshalb sei auch im 
zweiten Stadtrecht von 1276/81 kein Platz für militärische 
Aufgaben des Burggrafen.?) Die einschlägige Urkunde von 
12513) räumt den Bürgern aber nur die Gewalt über die 
‚portas urbis seu civitatis“ ein, und im zweiten Stadt- 
recht?) heißt es dementsprechend: ‚ez suln auch diu ter 
dirre stat ze Auspurch ze allen ziten in der burger gewalt 
sin“. Das schließt die Oberaufsicht eines bischöflichen 
oder königlichen Beamten über die Stadtmauer nicht 
unbedingt aus. Noch auffälliger als das Schweigen der 
beiden Stadtrechte ist die schon von Berner?) hervor- 
gehobene Tatsache, daß in den zahlreichen chronikalischen 
Stellen, die von Belagerungen und Eroberungen Augsburgs 
handeln, nirgends der Burggraf als Stadtkommandant' ge- 
nannt wird. Unverständlich wäre ferner, daß zeitweise 
mehrere Burggrafen gleichzeitig amtiert haben®); man 
kann sich doch schlecht vorstellen, daß der militärische 
Oberbefehl über Augsburg unter mehrere Personen geteilt 
war. Und schließlich geht aus den Vorschriften des zweiten 
Augsburger Stadtrechts über das Läuten der Sturnglocke 
schlagend hervor, daß dem Burggrafen die militärischen 
Kompetenzen völlig gefehlt haben. Es wird nämlich br- 


t) Erwähnt wird die neue Stadtmauer, soweit ich sehe, erst 1187. 
Vgl. Berner, Zur Verfassungsgeschichte der Stadt Augsburg vom Ende 
der römischen Herrschaft bis zur Kodifikation des zweiten Stadtrechts 
im Jahre 1276, in Gierkes Untersuchungen zur deutschen 'Staats- 
und Rechtsgeschichte, Heft 5 (1879) S. 116 Anm. 6. 

2) Rietschel a.a. O. S. 39f. 

?) Urkundenbuch der Stadt Augsburg, Bd. I (1874) 9. 

*) Artikel 3. — Chr. Meyer, Das Stadtbuch von Augsburg S. 11. 

5) Zur Verfassungsgeschichte der Stadt Augsburg S. 20ff., be- 
sonders S. 4. 

*) Berner a.a.0. 8.52; Rietschel, Das Burggrafenamt S. 37 
Anm. 5. 
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stimmt!): „Ein ieglich vogt, der vogt hie ze Auspurch ist, 
der hat daz relıt an der sturmgloggen, daz er die luten sol, 
swenne cr ir bedarf, so er rihten wil. . . . uber alle schaede- 
Jiche lute. Unde swenne man im seit, daz man die burger 
raube vor der stat, ez si tages oder nahtes, sol er si aber 
luten, oder swenne er fiwer saehe oder ein zerworf- 
nusse zwischen den burgern oder gesten, des er 
niht erwern mohte, ez si tages oder nahtes, so sol er 
aber die gloggen heizen luten.‘““ Unzweifelhaft ist es des 
Vogtes Amt, für die Aufrechterhaltung der Ruhe und Ord- 
nung Sorge zu tragen, eine Aufgabe, die nur der durch- 
führen konnte, in dessen Händen die gesamte Militärgewalt 
über die Stadt lag. Und wenn wir dann weiter lesen, es 
sei „des bisschofes unde sins burggrafen‘“ Recht, ‚swenne 
er ..... der gloggen bedarf, ez si umbe die lipnar 
oder umbe sine münzze, so sol im der vogt die 
gloggen heizzen luten‘“ soschwindet wohl jeder Zweifel, daß 
der Vogt, und nicht der Burggraf der militärische Befehls- 
haber von Augsburg war. Denn der Burggraf ‚bedarf 
der gloggen‘‘ nur zur Ausübung der Lebensmittelpolizei, 
und auch in diesem Falle nıuß er sich erst an den Vogt 
wenden, un ihn zum Läutenlassen der Glocke zu bewegen. 
Wir können also für Augsburg ein Ergebnis buchen, das 
mit dem Normalbild der Gerichts- und Wehrverfassung der 
mittelalterlichen Bischofsstädte übereinstimmt: Auch in 
Augsburg stand nicht neben dem Hochrichter ein besonderer 
speziell mit militärischen Aufgaben betrauter Beaniıter, 
sondern auch hier war die Militärgewalt mit der Hoch- 
gerichtsbarkeit organisch verbunden; der Vogt war kraft 
seiner hochrichterlichen Stellung zugleich Stadtkomman- 
dant von Augsburg.?) 


1) Artikel 23. -— Chr. Meyer, Das Stadtbuch von Augsburg 8. 64. 

2) Zu der Zeit, als der Augsburger Vogt nur zu den drei echten 
Dingen, oder wenn er ausdrücklich gerufen wurde, die Stadt zwecks 
Ausübung seiner Anıtstätigkeit betreten durfte, kann er seine Befehls- 
haberbefugnisse nicht persönlich wahrgenonimen haben. Auch hierin 
wird ihn sein ständiger Stellvertreter, der in der Stadt ansässige bischöf- 
liche Kämmerer, vertreten haben. Seit 1168 war dann jedoch die Vogtei 
im Lehnsbesitz der Hohenstaufen, und seit dieser Zeit amtiert in Augs- 
burg ein dort wohnhafter Untervogt, dem der Kämmerer seine richter- 
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Der Straßburger Burggraf, dem wir uns nunmehr 
zuwenden, ist nicht gerade sonderlich geeignet, als typische 
Erscheinung gewertet zu werden und einer anderweitig 
nicht beweisbaren Theorie als Hauptstütze zu dienen. Denn 
er gehört zu den umstrittensten Figuren der deutschen 
Stadtgeschichte, wie ja überhaupt die Straßburger Ver- 
fassungszustände weit davon entfernt sind, ein regelmäßiges 
Bild der mittelalterlichen Stadtentwicklung wiederzu- 
spiegeln. Wenn Rietschel behauptet, ausgerechnet der 
Burggraf von Straßburg habe als einziger den ursprünglichen 
Charakter des Burggrafenamts rein und ungetrübt erhalten, 
während alle anderen Burggrafschaften durch Personal- 
unionen verschiedenster Art viel von ihrer Eigenheit ein- 
gebüßt hätten, so werden wir seine Ergebnisse von vorn- 
herein mit Vorsicht aufnehmen müssen, hat doch der 
trügerische Boden des ersten Straßburger Stadtrechts schon 
mehr Unheil verschuldet. Es sei nur an den von Nitzsch 
unternommenen Versuch erinnert, den hofrechtlichen Ur- 
sprung des Städtewesens zu erweisen, der sich in erster 
Linie auf das älteste Stadtrecht von Straßburg gegründet 
hat. Und eben gerade Nitzsch ist auch der Erste gewesen, 
der in dem Straßburger Burggrafen einen vorwiegend 
militärischen Beamten hat erblicken wollen.!) Gothein 
hat dann diese Ansicht eingehender begründet); gegen ihn 
ist bereits Keutgen energisch zu Felde gezogen.?) Und 


lichen und mit ihnen also wohl auch die militärischen Befugnisse abtreten 
mußte. (Vgl. dazu Eckhardt, Heimat und Alter des Deutschenspiegels 
S.24fl.) Schr bezeichnend sind die Vorgänge des Jahres 1257. Als 
damals der bischöfliche Vogt seinem Herrn untreu wurde und ihn ge- 
meinsam mit den aufsässigen Bürgern bekämpfte, übernahm der Käm- 
merer Heinrich von Wellenburg die Führung der bischöflichen Partei 
und erneuto so die seit fast einem Jahrhundert in Abgang gekomniene 
Personalunion der Ämter des Kämmerers und des stellvertretenden 
Kommandanten. (Urkundenbuch der Stadt Augsburg, Bd.I, 8. 15fl. 
‚— Dazu Berner, Zur Verfassungsgeschichte der Stadt Augsburg S. 132f.; 
Eckhardt, Heimat und Alter des Deutschenspiegels S. 28.) 


1) Ministerialität und Bürgertum (1859) S. 152. 


2) Wirtschaftsgeschichte des Schwarzwaldes und der angrenzenden 
Landschaften, Bd. I (1892) S. 312 fl. 


®2) Untersuchungen über den Ursprung der deutschen Stadtver- 
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als Rietschel diese Anschauung zu neuem Leben zu er- 
wecken suchte, haben alsbald zwei seiner Rezensenten!) 
auf ihre Unhaltbarkeit hingewiesen. In der Tat ist Riet- 
schels Beweisführung sehr angreifbar. Zwei seiner Ar- 
gumente hat er selbst als nicht durchschlagend anerkannt?) 
Sehr mit Recht! Denn wenn 1263 zwischen Bischof und 
Bürgerschaft vereinbart wird ‚„unde sol der burcgrave sin 
ein gotzhusdienstman‘‘, während Schultheißen- und Zöllner- 
amt mit Bürgern besetzt werden®), dann beweist das zwar, 
daß der Burggraf in besonders enger Beziehung zum 
Bischof gestanden haben muß; die Art seiner Tätigkeit 
können wir jedoch nicht daraus erschließen. Und ebenso 
sind die Folgerungen, die Rietschel aus der Unterstellung 
der meisten Gewerbe unter den Burggrafen gezogen hat?), 
durchaus nicht zwingend. Er ist freilich der Ansicht, man 
brauche nur auf die Vorschriften des ersten Stadtrechts 
„über die Leistungen der Handwerke an den Bischof einen 
Blick zu werfen, um die eminent militärische Bedeutung 
der Sattler, Gerber, Handschuhmacher, Schuster, Schmiede 
und Schwertfeger zu erkennen“. Für die beiden zuletzt 
genannten Gewerbe sei das allenfalls zugegeben. Wenn wir 
aber lesen, daß die Sattler ‚„episcopo eunti ad curiam duas 
sellas soumarias dabunt, ad expeditionem imperii quatuor‘”), 
daß von den Handschuhmachern nur vier, von den Schustern 
nur acht zu unentgeltlichen Leistungen verpflichtet sind, 
und zwar zur Anfertigung von Futteralen für Fackeln, 
Becken und Becher®), während darüber hinausgehende 
Lieferungen nur gegen Bezahlung verlangt werden können, 


fassung (1895) S. 141 ff., besonders $. 144. — Ämter und Zünfte. Zur 
Ent stehung des Zunftwesens (1903) S. 74ff., 65f., 152 Anm. 391. 

1) v. Lösch in der Vierteljahrsschrift für Sozial- und Wirtschafts- 
geschichte, Bd. 4, 8. 201fl.; Sander, Stadtfestungen und Burggrafen- 
amt im früheren Mittelalter, in der Historischen Vierteljahtschrift, 
Bd. 13, S. 81. 

2) Das Burggrafenamt S. 29. 8) Das Burggrafenamt S. 28. 

%) Das Burggrafenamt 8. 268. 

5) Eıstes Stadtrecht (Urkundenbuch der Stadt Straßburg, Bd. 1, 
1879, 8.467 ff.) Artikel 110. 

6) „ad thecas candelabrorum, baccinorum et cyphorum‘; erstes 
Stadtrecht Artikel 109 und 108. 
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dann sieht das nicht gerade nach militärischer Bedeutung 
dieser Leistungen aus. Die Verpflichtung der zwölf Kürsch- 
ner!), „qui cum expensis episcopi facere debent pelles et 
pellicia, quantunı episcopus habuerit necesse‘'?), hat über- 
haupt nichts mit kriegerischen Unternehmungen zu tun. 
Und für die übrigen dem Burggrafen zugewiesenen Hand- 
werke, die Becherer, Böttcher, Wirte, Müller und Öbst- 
händler, hat Rietschel selbst zugestehen müssen?), daß 
es unmöglich ist, ihre Unterstellung unter den Burggrafen 
aus militärischen Gesichtspunkten zu erklären. Damit ent- 
fällt aber jede Möglichkeit, aus den Beziehungen des Burg- 
grafen zu allen diesen Gewerben auf seine Stellung als 
Stadtkommandant zu schließen. Warum gerade die an- 
geführten elf Handwerke der Gewerbegerichtsbarkeit des 
Burggrafen unterstanden, nicht aber die Bäcker, Fleischer 
und Fischer, wird sich kaum einwandfrei klären lassen. 
Möglicherweise hängt es damit zusammen, daß die letzt- 
genannten Handwerke ihren Sitz in der erst um 1200 in 
den Mauerring einbezogenen?) Neustadt hatten, während 
die Amtstätigkeit des Burggrafen sich auf die Altstadt 
beschränkte. Wir sind allerdings über den Standort der 
einzelnen Gewerbe nur mangelhaft unterrichtet; nur für 
die Fleischer und Fischer können wir nachweisen, daß ihre 
Niederlassungen in der Vorstadt östlich der Breusch lagen°): 
über die Bäcker ist nichts genaueres bekannt®), und auch 
über einige der Burggrafengewerbe haben wir keine zu- 
verlässigen Nachrichten. Ebensowenig wissen wir über die 
wohl erst nach der Zeit des ersten Stadtrechts zunftmäßig 


1) Rietschel behauptet (S.26 Anm. 3) zu Unrecht, daß unter 
„pellitices““ nicht die Kürschner, sondern die Gerber zu verstehen seien. 
Dagegen v. Lösch (in der Vierteljahrsschrift für Sozial- und Wirt- 
schaftsgeschichte, Bd. 4, S. 201). 

2) Erstes Stadtrecht Artikel 102. 

®) Das Burggrafenamt S. 28. 

#) Hegel, Die Chroniken der deutschen Städte vom 14. bis ins 
16. Jahrhundert, Bd. VIll: Straßburg, Bd. 1. 

°) Vgl. den Straßburger Stadtplan bei Hegel a.a.O., Ba.IX: 
Straßburg, Bd. Il, am Buchende. 

6) Wenn nicht, was nicht sehr wahrscheinlich ist, die ebenfalls 
in der Breuschvorstadt liegende Bockgasse nach ihnen den Namen trägt 
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organisierten Handwerke der Zimmerleute, die dem Burg- 
grafen, und der Würfelmacher, Weinrufer und Makler, 
dlie dem Schultheißen unterstellt wurden.!) Der Schultheiß 
beaufsichtigte auch die Fleischer?) und Bäcker?), während 
die Fischer dem bischöflichen Truchseß als Oberaufseher 
der Fischgewässer in der Stadt unterstanden.) Die Ver- 
mutung, daß die Zuweisung der elf Handwerke darauf 
zurückzuführen ist, daß sie allein ihren Sitz in der Altstadt 
hatten, gewinnt an Wahrscheinlichkeit, wenn wir die übrigen 
Befugnisse des Burggrafen zum Vergleich heranziehen. Der 
Burggraf scheint auch sonst in der Hauptsache auf die Alt- 
stadt beschränkt gewesen zu sein. Es ist ‚‚officium thelo- 
nearii omnes pontes de nova urbe, quotquot fuerint 
necessaril, et burcgravii omnes de veteri construere 
ita firmos, quod cum plaustris et jumentis suis quilibet 
secure possit transire‘‘.?) Auch die Teilung der Zölle zwischen 
Burggraf und Zöllner hängt offenbar damit zusammen; 
der Burggraf erhält anscheinend den Zoll für die Waren, 
die auf die altstädtischen Märkte gebracht wurden.®) Viel- 


I) Vgl. die Straßburger Beantenweistümer des 14. Jahrhunderts. 
Dazu v. Lösch a.a. O0. S. 202. 

2) Schultheißenweistum Artikel 4 und 7 (Urkundenbuch der Stadt 
Straßburg, Bd. IV 2, 8.192). Dazu v. Lösch a.a.O. S. 202. 


3) Schultheißenweistum Artikel 6 (Urkundenbuch der Stadt Straß- 
burg, Bd. IV 2, S. 192). 


4) Erstes Straßburger Stadtrecht Artikel 117 (Urkundenbuch der 
Stadt Straßburg, Bd.I, S. 475f.). — Aufzeichnungen über bischöfliche 
Ämter und Lehen (Urkundenbuch der Stadt Straßburg, Bd. IV 2, S. 236): 
„ad ... officium dapiferi ... pertinent die vischerige zwuschent 
sancte Thomans brucke und sant Stephans brucke, item . . . daz vische- 
meistertüm.““ 

5) Erstes Straßburger Stadtrecht Artikel 58. 


°e) Erstes Straßburger Stadtrecht Artikel 48: „olei, nucum, pono- 
zum, undecunque adducta fuerint et vendita pro nummis, theloneum 
accipiet burcgravius.‘‘ — Dazu Keutgen, Untersuchungen über den 
Ursprung der deutschen Stadtverfassung S. 146 Anm.1; Rietschel, 
Das Burggrafenamt S.25f. — Artikel 47: „ad jus burcgravii spoctat 
quedam thelonea accipere, ut gladiorum, qui vaginis inclusi portantur 
in foro venales; aliorum autem, quiin navibusde Colonia vel undecumque 
portantur, theloneum accipiet thelonearius.‘‘ — Im Burggrafenweistunı 
erscheint ‚‚des burggrafen zoller‘‘ als besonderer Unterbcamter, der den 
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leicht gehört auch das Aufsichtsrecht der Burggrafen über 
Mauer und Graben hierher; denn anfangs war nur die Alt- 
stadt, die „Burg‘“ Straßburg, befestigt, und noch zur Zeit 
des ersten Stadtrechts umfaßte der Ort erhebliche Vor- 
städte, die noch nicht durch Mauern und Gräben geschützt 
waren. Ob das Beaufsichtigungsrecht des Burggrafen sich 
auch auf die Befestigungswerke der Neustadt erstreckte, 
muß daher zweifelhaft bleiben. 


Die Beziehungen des Burggrafen zu der Umwehrung 
der Stadt bilden die wesentlichste Stütze der Rietschelschen 
Beweisführung. Er ist der Ansicht, die Bestimmung!) 
„Quicunque muros vel vallum civitatis dissipaverit, com- 
ponet sexaginta solidos burcgravio‘ weise „ohne weiteres“ 
auf die Kommandantenstellung hin, und es sei ‚ungemein 
interessant, daß für die Verletzung dieser Anlagen dem 
Burggrafen die hohe Summe von 60 Schillingen zu zahlen 
ist: der alte Königsbann, der hier wie auch an anderen 
Stellen als Burgbann, als Buße für die Verletzung des 
Burgfriedens der ummauerten Stadt auftritt‘‘. Es spräche 
„für die alte Bedeutung des Amtes, daß der Burggraf 
gerade als Hüter dieses Burgfriedens erscheint‘. Mit dem 
Burgfriedensschutz hat aber diese Vorschrift außer der 
Höhe der Strafandrohung wirklich nichts gemein. Der 
erhöhte Friede, der in den Märkten und Burgen herrscht, 
bewirkt eine erhebliche Verschärfung aller wegen Friedens- 
bruch verhängten Strafen. Ein Totschlag, eine Körper- 
verletzung, ein Eigentumsvergehen wird bedeutend strenger 
bestraft, wenn die Tat in einem befriedeten Orte begangen 
ist. Aber die Ahndung dieser Burgfriedensbrüche ist Auf- 
gabe des ordentlichen Hochrichters, nicht eines besonderen 
militärischen Beamten ; mit der Sorge für die Instandhaltung 
der Befestigungswerke hat diese rein richterliche Tätigkeit 
nicht das mindeste zu tun. Daß einem ministerialischen 
Beamten die Sechzigschillingbuße zusteht, ist nichts außer- 


„zoller in dem zollekelre‘‘ gegenübergestellt wird (Urkundenbuch der 
Stadt Straßburg, Bd. IV, S. 211). 


!) Erstes Straßburger Stadtrecht Artikel 80. — Dazu Rietschel, 
Das Burggrafenamt S. 24. 
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gewöhnliches; in Straßburg wird sie auch von dem Münz- 
meister gehandhabt, wenn es gilt, Münzfälschern das Hand- 
werk zu legen.!) Daß die Fürsorge für die Stadtumwehrung 
durchaus unmilitärischen Ursprungs sein kann, beweist 
die Vorschrift des Freiburger Stadtrodels?): ‚Thelonearius 
onınes pontes ad vallum civitatis pertinentes parare tenetur‘‘; 
denn, wie der Folgesatz ‚et quicquid pecoris in eis amissum 
fuerit, ipse persolvet‘ lehrt, bezweckt diese Verpflichtung 
des Zöllners in erster Linie die Sicherung des Verkehrs. 
Würde der Nachsatz fehlen, so könnte man mit völlig glei- 
chem Recht, wie in Straßburg den Burggrafen, in Freiburg 
den Zöllner als Stadtkommandanten ansprechen. Der 
letzte Zweifel muß schwinden, wenn man die Bestim- 
mungen des Straßburger Stadtrechts im Zusanımenhang 
betrachtet. Denn unmittelbar auf die Vorschrift über die 
Instandhaltung von Mauer und Graben folgt der Satz°): 
„Quicunque super stratam edificaverit, similiter dabit ad 
emendationem burcgravio; nulli vero debet licenciam dare‘. 
Also auch die Überbauten müssen durch Zahlung von 
60 Schillingen (,similiter‘‘) gebüßt werden. Rietschel 
verwertet freilich auch diese Stelle für seine Theorie; er 
meint, es passe trefllich zu dem Bilde des Burgkonıman- 
danten, ‚daß er, sicher vor allem im Interesse der Stadt- 
verteidigung, die Überbauten auf den Straßen zu ver- 
hindern und die deswegen zu zahlenden Bußen einzuziehen 
hat‘. Wir brauchen uns nur an die für Augsburg gewonne- 
nen Ergebnisse?) zu erinnern, um die Unhaltbarkeit dieser 
Ansicht zu erkennen; es handelt sich um rein baupolizeiliche, 
und nicht un militärisch bedeutsame Aufgaben. Die Par- 
allele zu den Augsburger Verhältnissen wird vollständig, 
wenn wir noch den nächstfolgenden Artikel des Straßburger 
Stadtrechts®) hinzunehmen. Er lautet: ‚Nemo fimum aut 


1) Erstes Straßburger Stadtrecht Artikel 65-67. 

2) Rietschel, Neue Studien über die älteren Stadtrechte von 
Freiburg im Breisgau mit einer vergleichenden Ausgabe der lateinischen 
Stadtrechtstexte des 13. Jahrhunderts (1907) S.38; Keutgen, Urkunden 
zur Städtischen Verfassungsgeschichte (1901) S. 124. — Vgl. auch Stadt- 
recht von Bern, Keutgen a. a.0. 8. 128. 

3) Erstes Straßburger Stadtrecht Artikel 81. 4) Vgl. oben S. 182f. 

5) Erstes Straßburger Stadtrecht Artikel 82. 
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purgationem ante domunı suam ponat, nisi statim educere 
velit“. Hier liegt der gänzlich unmilitärische Zweck auf 
der Hand. Wie in Augsburg das Abbrechen der Überbauten 
mit dem Reinigen der Abwässergräben zusammen genannt 
wird, sosindauch in Straßburg die bau- und die gesundheits- 
polizeilichen Befugnisse in der Hand ein und desselben 
Beamten vereinigt. An dem engen Zusammenhang all 
dieser Bestimmungen des Straßburger Stadtrechts kann 
um so weniger gezweifelt werden, als der auf sie folgende 
vierte Artikel, der über die Breite des Stadtgrabens handelt!), 
wieder an die an erster Stelle stehende Vorschrift anknüpft. 
Ja auch der darauffolgende Artikel hat noch Kompetenzen 
des Burggrafen zum Gegenstand.?) 

Das Ergebnis, das wir aus diesen Einzeluntersuchungen 
gewinnen, ist ein Bild, das an Einheitlichkeit nichts zu 
wünschen übrig läßt. Die Tätigkeit des Straßburger Burg- 
grafen liegt weder auf richterlichem noch auf militärischem 
Gebiet. Er ist vielmehr ein ausschließlich mit polizeilichen 
Funktionen ausgestatteter Beamter. Er übt die Gewerbe- 
polizei aus?), er handhabt die Baupolizei?), und schließlich 
untersteht ihm auch die Gesundheitspolizei.?) Sein Amts- 
bereich beschränkt sich in den meisten, wenn nicht in allen 
Beziehungen auf die Altstadt.6) Bei Übertretungen der 
Polizeiordnung erwächst ihm ein Bußanspruch.”) Dagegen 


1) Erstes Straßburger Stadtrecht Artikel 83: „Vallum civitatis 
debet in circuitu habere extra a muro sexaginta pedes, intus triginta 
pedes,‘ 

2) Erstes Straßburger Stadtrecht Artikel 84: „Quicunque molen- 
dinum facere voluerit, licentiam a burcgravio et consensun burgensium 
queret; quibus duobus habitis, aureum nummum burcgravio dabit.“ 
— Dazu die Bemerkungen Rietschels (S. 24f.), die einer Widerlegung 
wohl nicht bedürfen. 

3) Wenigstens über die elf (altstädtischen) Handwerke. 

*) Dahin gehört die Aufsicht über Mauer und Graben, das Brechen 
der Überbauten und die Instandhaltung der Altstädter Brücken. 

5) Aus dieser entspringt seine Fürsorge für die Sauberhaltung 
der Straßen von Abfällen aller Art. 

e) Vgl. oben 8. 188 1f. 

?) Das ergibt sich aus der Strafdrohung, durch die den baupolizei- 
lichen Bestimmungen Nachdruck verlichen wird; ebenso ist die (+ 
werbepolizei ohne das Recht, Bußen zu verhängen, undenkbar. 
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fehlt ihm jede Vollstreckungsgewalt; der Vogt leiht den 
vom König empfangenen Bann weiter an den Schultheißen, 
den Zöllner und den Münzmeister!), nicht aber an den 
Burggrafen; und wenn die dem Burggrafen unterstellten 
Handwerker sich seinem Urteilsspruch in Gewerbeange- 
legenheiten nicht fügen wollen, so muß er sich erst an den 
Bischof wenden, um seine Entscheidung durchzusetzen.?) 
Suchen wir nach einer Amtsbezeichnung, die sämtlichen 
Einzelbefugnissen gerecht wird, so empfiehlt sich der schon 
von Kruse?) vorgeschlagene Name eines städtischen 
Polizeimeisters. 

Wie ist aber zu erklären, daß in Straßburg ‚neben 
die vorhandenen, auch sonst in allen Bischofsstädten be- 
zeugten Ämter des Schultheißen, Zöllners und Münz- 
meisters das sonst nirgends bekannte Amt eines Polizei- 
meisters gesetzt‘ worden ist, und daß man ‚‚seltsamerweise 
diesem Polizeimeister den Namen ‚Burggraf‘ gegeben“ 
hat?4) In den anderen Bischofsstädten ist die Polizei- 
gewalt, ebenso wie die Jurisdiktion, zwischen Hoch- und 
Niederrichter aufgeteilt. Und der Burggrafentitel steht, 
soweit er überhaupt erscheint, dem Hochrichter oder in 
seltenen Ausnahmefällen®) dem Niederrichter zu; allein 
in Straßburg entspricht ihm ein besonderes Amt, dessen 
Inhaber selbständig neben den beiden richterlichen Be- 
amten steht. Das Rätsel löst sich, wenn wir dem Ursprung 
des Straßburger Burggrafenamtes nachspüren. Denn da 
gelangen wir zu dem hochinteressanten Ergebnis, daß die 
Straßburger Burggrafschaft nicht in die Frühzeit der Stadt- 


!) Erstes Straßburger Stadtrecht Artikel 12. 

?) Erstes Straßburger Stadtrecht Artikel 46: „Si qui vero pre- 
dictorum inobedientes facti fuerint burcgravio, ipse causam defert ad 
episcopum.““ 

°) Verfassungsgeschichte der Stadt Straßburg, in der Westdeutschen 
Zeitschrift, Ergänzungsheft I (1884) S.17. — Dazu Schmoller, Die 
deutschen Städtehistoriker des 19. Jahrhunderts, Bonner Staatswissen- 
schaftliche Untersuchungen Heft 5: Deutsches Städtewesen in älterer 
Zeit (1922) S. 37. 

“) Mit diesen Worten glaubt Rietschel (S. 23) die Ausführungen 
Kruses abtun zu können. 

®) Wie in Augsburg und verschiedenen ostfälischen Städten. 
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entwicklung zurückreicht, sondern erst zu Anfang des 
12. Jahrhunderts neu geschaffen worden ist. 

In den Urkunden begegnet zuerst 1095 ‚„Anshelmus 
urbis prefectus‘!); dann von 1116—1132 Siegfried, für den 
ebenfalls der Titel ‚urbis prefectus‘‘?), seit 1123 auch die 
Benennung ‚‚burcgravius‘‘?) in Gebrauch ist. Ihm folgt 
von 1148—-1154 Dietrich, der in gleicher Weise als ‚urbis 
prefectus‘‘*) und als „burcgravius‘‘°) erscheint; und an 
ihn reiht sich die zusammenhängende Kette der weiteren 
Burggrafen, die Rietschel einzeln namhaft gemacht hat‘) 
Auch bei ihnen finden wir die Bezeichnungen ‚,‚prefectus 
urbis‘‘ oder ‚‚prefectus“ schlechthin neben dem deutsch- 
lateinischen Titel ‚burcgravius“, der, wie in Augsburg, 
nach und nach immer mehr in den Vordergrund tritt. 

Das Auftreten eines Stadtpräfekten Anselm im Jahre 
1095 scheint der an die Spitze gestellten Behauptung, die 
Straßburger Burggrafschaft sei erst im Anfang des 12. Jahr- 
hunderts ins Leben gerufen worden, zu widersprechen. 
Aber dieser älteste „urbis prefectus‘ ist gar nicht mit dem 
späteren Polizeimeister identisch ; er ist vielmehr eine Person 
mit dem gleichzeitig erscheinenden Straßburger Vogt 
Anselm. Das hat bereits Rietschel zweifelnd als Ver- 
mutung ausgesprochen.’) Es wird zur Gewißheit, wenn 
wir die Zeugenlisten der damaligen Urkunden miteinander 
vergleichen. So werden neben mehr oder weniger zalıl- 
reichen anderen Zeugen genannt 


1089: ‚„advocatus Heinricus . . . . Anshelmus 
camerarius .... Cuonrat .... Cuono, Manno“.) 

1094: ‚‚Wernherus camerarius ceterique confratres, de 
sancto Thoma Cuno prepositus, Manno ceterique ... 
Anshelmus advocatus‘“.?) 


!) Urkundenbuch der Stadt Straßburg, Bd. I (1879) Nr. 60. 
' #) Ebd. Nr. 69, 73, 78,79. .%) Ebd. Nr. 76, 77, 80, 88, W. 

*) Ebd. Nr. 101. .. 5) Ebd. Nr. 103. 

®) Das Burggrafenamt S. 21’ Anm. 1. Bemerkenswert ist, daß im 
13. Jahrhundert mehrere Burggrafen nebeneinander amtieren. Auch 
hier haben wir also eine Parallelbildung zu den Augsburger Verhältnissen. 

”) Das Burggrafenamt S.21 Ann... 

8) Urkundenbuch der Stadt Straßburg, Bd. I, Nr. 58. 

.») Ebd. Nr. 59. Vgl. die Berichtigung am Buchende. 
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1095: „Cuno vicedominus, Manno notarius, Anshel- 
mus urbis prefectus, Otto thesaurarius, Cuno urbani . 
juris villicus, stabuli comes Bernhardus‘“.!) 

1096: „Wernherus camerarius et hujus loci (d. h. des 
Ortes Haslach) prepositus .. . . Hezel ejusdem loci ad- 
vocatus, Anshelm, .... Diebolt ..... Sigefrit‘‘.2) 

1097: „Anselmus principalis advocatus, Sigefrit 
- 0... Dietpolt ... . Sigefrit‘‘.?) 

1100: ‚„Wernhere camerarius .... Anshelm ad- 
vocatus, Sigefrit .. .. . Diebolt .. . . Sigefrit“‘.*) 

1105: „Anshelm advocatus, Diepolt .... Sige- 
frit‘‘.5) | 

1109: „Anselmus advocatus, Diebaldus vice- 
dominus ... . Sigefridus‘“.®) 

1116: „Sigefrit advocatus, Diebolt vicedomnus, 
Sigefrit urbis prefectus‘“.) 


In keiner dieser Urkunden aus dem Zeitraum 1089— 
1109 begegnen jemals zwei Träger des Namens „Anselm“ 
nebeneinander. Es kann also als ausgeschlossen gelten, 
daß wir es mit zwei verschiedenen Personen dieses Namens 
zu tun haben. Demnach steht fest, daß eben derselbe 
Anselm, der 1089 als Kämmerer und von 1094 bis 1109 
als Vogt®) nachzuweisen ist, im Jahre 1095 den Titel ‚‚urbis 
prefectus‘‘ geführt hat.) Da nun in dieser Urkunde von 
1095 neben ihm kein Vogt, in den übrigen Urkunden, die 


1) Ebd. Nr. 60. 2) Ebd. Nr. 61. 3) Ebd. Nr. 82. 
4) Ebd. Nr. 63. 5) Ebd. Nr. 66. 6) Ebd. Nr. 68. 
?) Ebd. Nr. 69. | 


8) Rietschel nimmt ($. 18 Anm. 4) ohne triftigen Grund an, 
daß es sich um zwei verschiedene Vögte des Namens Anselm handele, 
von denen der erste von 1094 bis 1100, der andere von 1105 bis 1109 
amtiert habe. Er ist dazu veranlaßt worden durch die Erwähnung eines 
„advocatus Cuononis episcopi Bruno‘ zum Jahre 1102; aber dieser 
Bruno dürfte wohl ein lokal beschränkter Untervogt, gleich dem 1096 
genannten Vogt Hezel von Haslach, gewesen sein. Im übrigen ist es 
für den hier verfolgten Zweck gleichgültig, ob wir eg mit einem oder 
zwei gleichnamigen, aufeinanderfolgenden Vögten zu tun haben. 

®) Wieein Vergleich mit der Urkunde von 1094 lehrt, ist die Stellung 
Anselms in der Zeugenreihe bei der Nennung als Präfekt die gleiche, 


wie bei der Nennung als Vogt. 
13* 


196 Karl August Eckhardt, 


ihn als Vogt bezeichnen, neben ihm kein Präfekt erscheint, 
da es ferner kaum denkbar ist, daß er, der einer zum Herren- 
stande gehörigen Familie entstammte!), ein Ministerialen- 
amt bekleidet hat, da schließlich weder vor noch während 
seiner Amtszeit die Straßburger Präfektur jemals irgendwo 
erwähnt wird, werden wir zu dem Schlusse gezwungen, 
daß der Titel „urbis prefectus‘, ebenso wie in Regens- 
burg, Köln, Mainz, Trier, Worms, Speier, Würzburg und 
Magdeburg, auch in Straßburg ursprünglich nur 
ein anderer Name für den Inhaber der Hoch- 
gerichtsbarkeit war. 

Seit 1116 ist jedoch das Bild, das uns die Straß- 
burger Urkunden zeigen, ein gänzlich verändertes. Statt 
des einen Beanıten, der neben dem Vogtnamen ausnahms- 
weise den Titel Präfekt führte, treten uns jetzt zwei klar 
voneinander geschiedene Persönlichkeiten entgegen; ein 
Vogt und ein Burggraf. Die in der Urkunde von 1116?) 
überlieferte Zeugenreihe läßt daran keinen Zweifel; ,‚Sige- 
frit advocatus“ und ‚„Sigefrit urbis prefectus‘‘“ erscheinen 
in ihr nebeneinander. Beide, die ja auch schon früher 
mehrfach zusammen als Zeugen aufgetreten sind), werden 
auch in zwei weiteren Bischofsurkunden®) mit ihren Amts- 
bezeichnungen aufgeführt; und ebenso begegnet der Burg- 
graf Siegfried noch mehrmals neben Vogt Heinrich, dem 
Amtsnachfolger des Vogtes Siegfried.°) Dafür ist nur eine 
Erklärung möglich: Nach dem Tode®) des Vogtes Anselm 
hat der Straßburger Bischof die Vogtei nicht in gleichem 
Umfang an den Lehnserben weiterverliehen, sondern er 
hat eine Reihe von Befugnissen abgespaltet und diese 


1) Rietschel, Das Burggrafenamt S. 18. 

®) Urkundenbuch der Stadt Straßburg, Bd. I, Nr. 69. 

3) Ebd. Nr. 62 und 63. 4) Ebd. Nr. 73 und 88. 

5) Ebd. Nr. 78, 79 und 80. 

®) Möglicherweise fällt die Schaffung des Burggrafenamtes noch in 
die letzten Amtsjahre Anselms; denn eine bei einer Bestätigung von 114 
(Nr. 90) inserierte Urkunde von 1105/16 bezeichnet Siegfried schon als 
„burgravius“. Der Titel kann jedoch sehr wohl erst 1143 eingefügt 
sein. Auch Rietschel hat diese inserierte Urkunde für nicht beweis- 
kräftig gehalten; denn er erklärt (S. 21, 8, 319), daß der Titel „burg- 
gravius“ nicht vor 1123 in Straßburg vorkomme. 
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cinem besonderen, ministerialischen Beamten anvertraut. 
Der Grund für diese Maßnahme ist nicht schwer zu finden. 
Wir haben es offenbar mit einer Phase des großen Kampfes 
zwischen Episkopat und Vogtei zu tun, der kurz zuvor, 
in den Tagen Kaiser Heinrichs IV. im Anschluß an die 
cluniazensische Klosterreform entbrannt war. Im Anfang 
dles 12. Jahrhunderts hat dieses Ringen von welthistorisch 
größter Bedeutung seinen ersten Höhepunkt erreicht. Das 
„zeigt am besten die unverhältnismäßig große Zahl von 
Fälschungen, die diesem Kampf entstammt. Es sind wohl 
in keiner Zeit der deutschen Geschichte so viele Urkunden 
gefälscht worden wie in den ersten Jalırzehnten des 12. Jahr- 
hunderts, und allen diesen Falsifikaten ist die stark betonte 
(vogtfeindliche) Tendenz als Beweggrund der Verfälschung 
gemeinsam“.t) Auch in Straßburg haben Fälschungen den 
Auftakt des Ringens gebildet. Nicht weniger als drei im 
12. Jahrhundert gefälschte Urkunden sind uns überliefert, 
die sanıt und sonders von dem Bestreben diktiert sind, 
die Befugnisse des bischöflichen Vogtes nach Möglichkeit 
zu beschränken.?) „Fälschungen sind aber nicht das einzige 
Mittel, mit dem man kämpfte, nicht einmal das häufigste 
und wirkungsvollste‘.3) Wenn es nicht gelang, den Vogt 
zum freiwilligen Verzicht oder zur Entäußerung seiner 
Vogteirechte durch Verkauf oder Verpfändung zu bewegen, 
griff man vielfach zu lem Mittel, die Kompetenzen des vom 
Bischof abhängigen Niederrichters auf Kosten des Herren- 
vogtes zu erweitern.‘) „Ganz planmäßig vollzieht sich 
namentlich im Elsaß der Aufstieg der Schultheißengerichts- 
barkeit gegenüber der Vogtei.‘‘5) Fast überall ist es der 
Geistlichkeit gelungen, den überwiegenden Teil der Vogtei- 
rechte in ihre Hand zu bekommen und ministerialischen 


1) Waas, Vogtei und Bede in der deutschen Kaiserzeit, Teil II 
(Arbeiten zur deutschen Rechts- und Verfassungsgeschichte, Heft 5, 
1923) S. 32. 

2) Urkundenbuch der Stadt Straßburg, Bd.I, Nr. 30, 40, 41; 
vgl. Waas a.a. O., Teil II, S. 33 Anm. 7. 

s) Waas a.a.O., Teil II, S. 37 ft. 

4) Hirsch, Die hohe Gerichtsbarkeit im deutschen Mittelalter 
(1922) S. 57ff., S. 168ff. und passim. 

6) Hirsch a.a. ©. S. 60. 
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Beamten zu übertragen. Die einzige Schranke dieses sich 
unaufhaltsam vollziehenden Prozesses bildete der auf 
kanonisches Verbot zurückgehende Satz: ‚Potestatem, que 
spectat ad sanguinis effusionem suspendendorum, decollan- 
dorum, truncandorum et hujusmodi pro qualitate delicto- 
rum, ecclesiastica persona nec habere nec dare debet“!), 
oder wie es der Deutschenspiegel ausdrückt?): ‚Die lay- 
herren die bedürfen des niht, daz ir richter den pan en- 
phahen von dem chunige; daz ist da von, daz der lay selbe 
 urtail geit uber den totslach. Des entüt der pfaffefürste 

niht; wan damit verlur er sein ampt mit dem, und er urtail 
gebe uber den totslach; wan des gewaltes enhat er niht. 
Da von mag er den pan niemen geleihen.“ So 
mußten die geistlichen Fürsten also wohl oder übel die 
Blutgerichtsbarkeit der Vögte unangetastet lassen. Das 
ist aber auch die einzige Seite der Vogtgewalt, die sich überall 
im 12. und 13. Jahrhundert ungeschmälert erhalten konnte. 
Wenn es dem Episkopat nicht überhaupt gelang, die Vögte 
in persönliche Abhängigkeit zu bringen oder die Vogteien 
mit Ministerialen zu besetzen, so daß die Blutbannleihe 
durch den König zu einer reinen Formalität wurde, erreichte 
es wenigstens die Beschränkung des edelfreien Herren- 
vogtes auf die Blutgerichtsbarkeit. Daraus erklärt sich in 
erster Linie die von Hirsch scharfsinnig nachgewiesene 
Erscheinung, daß seit dem Ausgang des 11. Jahrhunderts 
in den Vogteiurkunden das Blutgericht immer mehr in 
den Vordergrund tritt und schließlich den alleinigen Inhalt 
bildet, während in den Urkunden der vorhergehenden Zeit 
der Blutbann nicht das Wesen der Hochgerichtsbarkeit 
ausmacht.?) Für Straßburg ist die gleiche Entwicklung zu 
verzeichnen. So finden wir im ersten Straßburger Stadtrecht 
den weitaus größten Teil der richterlichen Befugnisse in 
der Hand des bischöflichen Schultheißen; die Vollstreckung 
der Blutstrafen ist jedoch nach wie vor dem Vogt und seinem 


1) Erstes Straßburger Stadtrecht Artikel 11. Dazu Hirscha. a. 0. 
S. 180. 

2) Artikel 107; Ausgabe von Ficker (1859) S. 103. Dazu Hirsch 
2.2.0. S. 218. 

®) Hirsch, Die hohe Gerichtsbarkeit, passim. 
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Vollziehungsbeamten vorbehalten!.) Erst am Ende des 13. 
oder spätestensam Anfang des 14. Jahrhundertshat der Straß- 
burger Schultheiß den Vogt auch aus dieser letzten Position 
verdrängt und die volle Hochgerichtsbarkeit erworben.?) 

Zu Beginn des 12. Jahrhunderts steht das Ringen 
zwischen Bischof und Vogt in Straßburg noch in den An- 
fängen. Die Abtrennung der wichtigsten polizeilichen Be- 
fugnisse von der Vogtei und ihre Zusammenfassung in der 
Hand eines besonderen Beamten als Stadtpräfektur be- 
deutet den ersten wesentlichen Fortschritt des bischöflichen 
Kampfes gegen die Bevormundung seitens seines Großvogtes. 
Seit der Mittedes 11.Jahrhunderts war die Straßburger Vogtei 
im Lehnsbesitz einer Familie, ‚deren Zusammengehörig- 
keit wir aus den sich immer wiederholenden Namen Heinrich 
und Anselm konstatieren können“.?) Damit hatte der 
Bischof so gut wie jeden Einfluß auf die Besetzung dieses 
für ihn überaus wichtigen Postens verloren. Begreiflich, 
daß er wenigstens Herr im eigenen Hause sein wollte, und 
sich in seiner Burg Straßburg eine Art ‚„engerer Immunität“ 
schuf, in der nur der von ihm ernannte und ihm vollunter- 
worfene Burggraf die Polizeihoheit ausüben durfte. Ver- 
ständlich auch, daß er diesem ausschließlich polizeilichen 
Beamten den stolzen Namen ‚„Burggraf‘‘ beilegte, der sich 
„in diesem Zusammenhang geradezu als ein Trutztitel“ 
gegen die Übergriffe des nunmehr aus der Burg fast völlig 
verdrängten Herrenvogtes auffassen läßt.?) 

Auch für die weiteren Schicksale der Straßburger 
Burggrafschaft geben uns die Urkunden bemerkenswerte 
Anhaltspunkte. Wie schon v. Lösch hervorgehoben hat), 
ist das Amt nach dem Tode des ersten Inhabers anscheinend 
längere Zeit unbesetzt geblieben. Tatsächlich wird von 


1) Erstes Straßburger Stadtrecht Artikel 19—23. Dazu Rietschel, 
Das Burggrafenamt S.17 Anm. 1, und besonders Hirsch, Die hohe 
Gerichtebarkeit $. 61 und 180. 

2) Rietschel, Das Burggrafenamt S.20f.; Hirsch, Die hohe 
Gerichtsbarkeit S. 61. 

3) Rietschel, Das Burggrafenamt S. 18. 

%) Vgl. Sander, Stadtfestungen und Burggrafenamt im früheren 
Mittelalter, Historische Vierteljahrschrift, Bd. 13, S. 81. 

5) Vierteljahrsschrift für Sozial- und Wirtschaftsgeschichte, Bd. 4 
S. 202. 
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1132—1148 kein Straßburger Burggraf genannt, und doch 
sind aus diesem Zeitraum zahlreiche Bischofsurkunden mit 
teilweise umfangreichen Zeugenlisten überliefert.!) Da nun 
der Vogt, der Viztum, der Schultheiß und andere bischöf- 
liche Beamte häufig erscheinen, müssen wir annehmen, 
daß die Burggrafschaft in der Tat anderthalb Jahrzehnte 
lang nicht wieder besetzt worden ist.?) Und zu denken gibt 
ferner die auffällige Erscheinung, daß Burggraf Siegfried, 
der erste Inhaber des neugeschafienen Amtes, dem Schult- 
heißen ständig in den Zeugenreihen vorangestellt ist, wäh- 
rend die seit 1148 genannten Burggrafen den Schultheißen 
ebenso regelmäßig nachstehen.?) Das legt die Annahme 
nahe, der Straßburger Bischof habe mit seinem ersten 
Burggrafen schlechte Eiıfahrungen gemacht?) und es des- 
halb vorgezogen, das freiwerdende Amt vorläufig nicht 
wieder zu besetzen, und sein Nachfolger im Episkopat, 
der sich dann um 1148 entschloß, die Burggrafschaft er- 
neut ins Leben zu rufen, habe, um einer Wiederholung der 
Unzuträglichkeiten vorzubeugen, dem neubestellten Burg- 
grafen nur einen Teil der anfangs mit der Burggrafschaft 
verbundenen Befugnisse eingeräumt und den Rest nunmehr 
dem Schultheißen überwiesen. Ja, es darf die Vermutung 
gewagt werden, daß diese von der Präfektur wieder ab- 
getrennten und mit dem Schultheißenamt vereinigten Be- 
fugnisse auf hochrichterlichem Gebiet gelegen haben; das 
würde den gewaltigen Vorsprung erklären, den der Schult- 
heiß schon zur Zeit des ersten Stadtrechts gegenüber dem 
Vogt und dem Burggrafen gewonnen hat. 


I!) Urkundenbuch der Stadt Straßburg, Bd.I, Nr. 81—86, 89 
90—93, 96—100. 

?2) Auch zwischen 1162 und 1176 läßt sich kein Burggraf urkund- 
lich nachweisen. Aber hier liegt der Fall ganz anders; denn aus dem 
gesamten in Betracht kommenden Zeitraum besitzen wir keine einzige 
Urkunde, die Straßburger Laienzeugen namhaft macht. 

®) Rietschel in der Deutschen Zeitschrift für Geschichtswissen- 
schaft, N. F., Bd.I (1897), S. 30f.; Derselbe, Das Burggrafenamt 8. 23; 
v. Lösch a.a.O. 

4) Vielleicht ähnlicher Art, wie sie Rietschel für die Burggrafen 
von Trier und Corvey nachgewiesen hat (Das Burggrafenamt $. 71H 
und 275£.). 
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Mögen nun diese an die vorübergehende Nichterwäh- 
nung des Burggrafen geknüpften Erwägungen richtig sein 
oder nicht, jedenfalls dürfte der Nachweis erbracht sein, 
daß das Straßburger Burggrafenamt erst eine Neuschöpfung 
aus dem Anfang des 12. Jahrhunderts ist und mit militäri- 
schen Aufgaben nichts zu schaffen gehabt hat. 

Damit ist das zu Beginn dieses Abschnittes gesteckte 
Ziel erreicht. In den beiden einzigen deutschen Bischofs- 
städten, in denen den Burggrafen die hohe Gerichtsbarkeit 
fehlte, besaßen sie auch keinerlei militärische Kompetenzen. 
Infolgedessen ist Rietschels Angriff gegen die früher als 
Selbstverständlichkeit angesehene Lehre, die Militärgewalt 
sei ein unselbständiger Annex des Hochrichteramts gewesen, 
als gegenstandslos erwiesen, und zugleich seine Gleich- 
setzung von Burggrafschaft und Stadtkommandantur als 
unhaltbar dargetan. 

3. Wir haben uns eingangs zu der früher allgemein 
und noch heute von Karl v. Amira vertretenen Auffassung 
bekannt, daß der Burggraf von Haus aus wirklich Träger 
eines Grafenamtes gewesen sei. Nun könnte man vielleicht 
dagegen einwenden, wie es auch Rietschel getan hat!), 
es sei mit dieser Ansicht unvereinbar, daß in Augsburg und 
in einer Reihe von Orten des ostfälischen Stammes- und 
Kolonisationsgebiets der Schultheiß den Burggrafentitel 
geführt habe. Schultheißentum und Grafenamt sind doch 
Gegensätze, die einander ausschließen, sollte man denken. 
Das ist im Prinzip gewiß richtig. Aber wie bei den meisten 
Prinzipien, die wir für die mittelalterliche Verfassungs- 
geschichte erschlossen haben, sind auch bei diesem die Aus- 
nahmen fast so häufig wie die Regel. Einmal haben bis 
zum 13. Jahrhundert zahllose Schultheißen, in erster Linie 
die der Reichs- und Bischofsstädte, die hohe Gerichtsbarkeit 
und damit grafenähnliche Stellung erlangt?). Und ferner 
finden wir schon erheblich früher Niederrichter, die mit dem 
Grafentitel ausgestattet waren, ohne ein Grafenamt 


1) Rietschel, Das Burggrafenamt S. 3ff. 

2) Rietschel, Das Burggrafenamt S. 309 ff. ; Schröder (-v. Künß- 
berg), Lehrbuch der deutschen Rechtsgeschichte, 6. Aufl., S. 688; 
Hirsch, Die hohe Gerichtsbarkeit S. 200 ff. 
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innezuhaben. Ein paar von Rietschel selbst beigebrachte 
Beispiele mögen das erhärten. 

In Würzburg führt der seit 1106 in den Urkunden 
häufig auftretende Stellvertreter des Hochrichters nur aus- 
nahmsweise eine Amtsbezeichnung, die seine Vertreterrolle 
zum Ausdruck bringt, so nur zweimal den Namen ‚‚vicarius 
praefecti‘‘ und gar nur einmal den Titel ‚vicecomes‘‘; sonst 
wird er stets, und zwar wohl schon im Jahre 1106), schlecht- 
weg als ‚„‚comes‘‘ oder ‚‚greve‘‘ bezeichnet.?) 

Ebenso trägt in Köln der Unterbeamte des Burg- 
grafen neben den Namen ‚‚subcomes“, ‚secundus comes“ 
und ‚„vicecomes‘‘ sehr oft die Titel ‚comes‘, ‚praefectus“ 
oder ‚greve‘‘ ohne jeden Zusatz. Auch er tritt seit dem 
Anfang des 12. Jahrhunderts in Erscheinung.?) 

In Worms ist gleichfalls ‚‚greve‘“oder ‚‚comes‘‘ die regel- 
mäßige Amtsbezeichnung des seit dem Ende des 12. Jahr- 
hunderts vorkommenden ministerialischen Unterrichters.) 

Und weiter erscheinen die Stadtrichter der westfälischen 
Bischofsstädte Minden und Paderborn, ebenso auch der 
vonHöxter, in der Regel mit den ungenauen Titeln ‚‚comes“, 
„comes civitatis“ und später auch ‚‚greve‘“ und ‚„wicgrave‘.’) 

Es wird niemandem einfallen, dieser ministerialischen 
„Grafen‘ wegen die Identität von Grafschaft und Hoch- 
richteramt anzuzweifeln. Infolgedessen kann man auch mit 
dem nur vereinzelten Vorkommen ministerialischer Burg- 
grafen nichts gegen den ursprünglich hochrichterlichen 
Charakter des Burggrafenamts beweisen. Solche Stadt- 
präfekten, die unzweifelhaft keinen Grafenrang besaßen. 
finden wir im wesentlichen erst seit dem 12. Jahrhundert. 
Der „praefectus Augustensis Gerbold‘“, der in einer Urkunde 
des Jahres 1073 begegnet®), ist eine völlig singuläre Er- 


!) Rietschel, Das Burggrafenamt S. 138 Annı. 3. 

2) Rietschel, Das Burggrafenamt S. 138f.; Knapp, Die Zenten 
des Hochstifts Würzburg, Bd. II (1907) S.202. — Dazu wieder Riet- 
schel in dieser Zeitschrift, Germ. Abt., Bd. 29 (1908) S. 397. 

®) Rietschel, Das Burggrafenamt 8. 165f.; K. Beyerle, Die 
Urkundenfälschungen des Kölner Burggrafen Heinrich III. von Arberz 
(1913) 8. 290. 

4) Rietschel a.a.O. S. 133. 6) Rietschel a.a. O. S. 273£ 

®) Zeller, Das Augsburger Burggrafenamt und seine Inhaber von 
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scheinung, und auch er reicht nur um drei Jahrzehnte weiter 
zurück als die niederrichterlichen ‚comites‘‘ von Würzburg 
und Köln. Erst nach einer Pause von über fünfzig Jahren 
beginnt 1129 die zusammenhängende Reihe der Augs- 
burger Burggrafen!), und etwa gleichzeitig können wir für 
Ostfalen zuerst den Gebrauch des Präfektentitels für ein- 
fache Schultheißen belegen.?) Die Präfekturen, deren Inhaber 
grafengleiche Stellung hatten, reichen erheblich weiter 
zurück. So ist die Regensburger Präfektur schon um 970 
bezeugt; die Burggrafen von Mainz, Köln, Trier und Magde- 
burg sind in der ersten Hälfte des 11. Jahrhunderts sicher 
nachweisbar?) und reichen zum Teil erheblich weiter zu- 
rück®); die Würzburger Präfektur können wir seit 1069 
feststellen’), und daß die Präfekten von Speier, Utrecht 
und Worms nicht vor den ersten Jahren des 12. Jahrhunderts 
erwähnt werden, hängt mit dem gerade für diese Städte 
überaus dürftigen Quellenmaterial zusammen.®) Das be- 
deutend höhere Alter der hochrichterlichen Burggraf- 
schaften beweist, daß wir es hier mit der ursprünglichen Form 
des Amtes, in den später vereinzelt bezeugten niederrichter- 
lichen Präfekturen dagegen mit Entartungserscheinungen 
zu tun haben. Die von Arnold zuerst vertretene?) Unter- 
scheidung zwischen ‚echten‘ und ‚unechten‘, ‚eigent- 
lichen‘ und ‚‚uneigentlichen‘‘ Burggrafen ist daher wohl 
berechtigt. Rietschel, der diese Gliederung so heftig 


ihrem ersten Auftreten bis zum Untergang des alten Reichs, Archiv 
für die Geschichte des Hochstifts Augsburg, Bd. V (1916/19), S. 3771. 
— Daselbst der Nachweis, daß der von Rietschel (a. a. O. S. 37) an- 
geführte „urbis prefectus Hiltiprant‘‘ von 1067 erst einer späteren Über- 
arbeitung der Originalurkunde seinen Amtstitel verdankt. — In der 
Urkunde von 1073 (Oberbayrisches Archiv, Bd. 32, S.9) erscheinen 
nebeneinander ‚„Augustensis advocatus Adalgoz, praefectus Augustensis 
Gerbold‘‘; „‚praefectus urbis‘‘ kann also hier nicht etwa nur ein anderer 
Titel für den Stadtvogt gewesen sein. 

1) Zeller a.a.O. S. 378. 

2) Rietschel, Das Burggrafenamt 8. 270ft. 

3) Rietschel a.a.O. S. 321.. 

4) Heusler, Der Ursprung der deutschen Stadtverfassung S. 56fl. 

5) Rietschel, Das Burggrafenamt S. 135f. und 321. 

©) Rietschel a.a.O. S. 32]. 

7) Verfassungsgeschichte der deutschen Freistädte, Bd. I, S. 127£. 
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bekämpft, würde selbst schwerlich Bedenken getragen haben, 
die seit dem Anfang des 12. Jahrhunderts in ständig wach- 
sender Zahl auftretenden Ministerialgrafen als ‚‚uneigent- 
liche Grafen‘ zu bezeichnen. Warum aber sollte es bei den 
Burggrafen anders gewesen sein? Auch sie sind sicherlich 
von Haus aus wirkliche Grafen mit hochrichterlichen Be- 
fugnissen gewesen. 

So wenig stichhaltig Rietschels Argumente für die 
militärische und gegen die hochrichterliche Stellung der 
Burggrafen sind, so treftlich begründet sind andererseits 
seine Ausführungen über die räumliche Ausdehnung der 
einzelnen Burggrafschaften. Hier hat er mit sicherer Hand 
die Schwächen der Arnold-Heuslerschen Stadtgrafen- 
theorie aufgedeckt und besser begründete Anschauungen 
an ihre Stelle gesetzt. Die Burggrafen tragen ihren Namen 
nicht davon, daß sich ihr hochrichterlicher Amtsbereich 
auf die Burg oder Stadt beschränkte; derartige Stadtgraf- 
schaften im engeren Sinne sind selten und sekundären 
Charakters. Die Amtsbezeichnungen ‚„urbis praefectus“, 
„comes civitatis“, „buregrave‘‘ oder wie sie sonst lauten 
mögen, können also nur die Bedeutung haben, daß eine 
Stadt oder eine Burg!) den Mittelpunkt und Hauptgegen- 
stand, nicht aber das alleinige Objekt der gräflichen Amts- 
tätigkeit bildete. Daraus erklärt sich auch, daß für alle 
älteren Burggrafen auch die einfachen Titel ‚‚comes“, 
„praefectus‘ oder ‚„advocatus‘ ohne einen die Beziehungen 
zu Stadt oder Burg hervorhebenden Zusatz nachweisbar 
sind; die Inhaber des Amtes waren eben nicht nur Stadt- 
richter, sondern in der Regel Grafen oder Herrenvögte eines 
größeren Bezirks. Das haben die Forscher vor Rietschel 
nicht genügend berücksichtigt, und das Hauptverdienst 
seines Werkes ist neben der unvergleichlichen Material- 
sammlung das scharfe Herausarbeiten dieses Gedanken». 
Daß er im Eifer des Kampfes den Bogen überspannt hat, 
ist begreiflich; der Wert seines glänzenden Buches wird 
(ladurch wahrlich nicht geringer. 


!) Nach einem bloßen Kastell heißen beispielsweise die Burggrafen 
von Utrecht und Nürnberg sowie die Hauptmasse der spätmittelalter- 
lichen Burggrafen. 
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Die Aufgabe, den Ursprung der einzelnen Burggraf- 
schaften aufzuhellen und den vielgestaltigen Erscheinungs- 
formen der Präfektur nachzugehen, harrt noch der Lösung. 
Sie konnte im Rahmen dieser Abhandlung, die nicht mit 
Einzeluntersuchungen überlastet werden sollte, nicht ver- 
sucht werden.!) Darüber also ein andermal! 


t) Die Literaturangaben dieser Abhandlung sind absichtlich mög- 
lichst knapp gehalten worden. Wenn für eine Ausicht mehrere Belege 
vorhanden waren, habe ich mich in der Regel mit einenı begnügt. Und 
ebenso habe ich die Anführung aller der Werke unterlassen, die für 
den verfoleten Zwock nichts Unmittelbares ergaben. 
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IV. 


Untersuchungen zum ältesten Recht von Danzig. 


Von 
Herrn Landgerichtsdirektor Dr. Otto Loening 


in Berlin. 


In der rechtshistorischen Literatur ist es von jeher 
streitig gewesen, ob die Stadt Danzig zuerst mit dem Rechte 
von Lübeck bewidmet gewesen ist und erst später mit 
Magdeburger bzw. magdeburg-culmischem Recht, oder ob 
von vornherein Danzig zu dem Magdeburger Rechtskreis 
gehört hat. Jüngst hat Erich Keyser in seinem Buch 
„Die Entstehung von Danzig‘“ (1924) sich eingehend mit 
dieser Frage befaßt. Er meint (S. 74), daß die Beantwortung 
der aufgeworfenen Frage als unmöglich verworfen werden 
müßte, „wenn nicht die neuere Forschung über die Ver- 
breitung des Lübecker und Magdeburger Rechtes bedeut- 
same Anhaltspunkte für das Verständnis der Danziger 
Rechtsentwicklung dargeboten hätte‘‘. Indessen lassen die 
weiteren Ausführungen Keysers nicht ersehen, was er 
unter ‚neueren Forschungen‘ versteht. Denn alles das, 
was Keyser zur Unterstützung seiner gleich zu erwähnen- 
den Ansichten über das älteste oder die ältesten Stadtrechte 
von Danzig anführt, sind keine neuen Tatsachen, sondern 
schon längst bekannte, aus denen Keyser, wie schon hier 
vorweg bemerkt sein mag, nicht recht einleuchtende, ja 
manchmal sogar schiefe Folgerungen zieht. Keyser unter- 
scheidet vier Perioden. Die erste, älteste, soll die gewesen 
sein, in der Danzig mit ‚deutschem Recht“, ‚‚jure theu- 
tonico“ bewidmet gewesen sei, und zwar setzt er diese 
Bewidmung in die Zeit um 1224 (S. 81). Erst als die Steige- 
rung des Verkehrs, die Vermehrung der Bevölkerung und 
wohl auch das Dahinschwinden der ersten Generation der 
Einwohner die schriftliche Aufzeichnung des materiellen 
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Rechtes notwendig gemacht habe, sei dann 1263 das 
lübische Recht übernommen. Im Jahre 1295 wäre aber 
Danzig mit Magdeburger Recht bewidmet (S. 85); und 
schließlich die vierte Periode, die durch die Erteilung der 
Handfeste des Hochmeisters Ludolf König von 1342/3 an 
Danzig eingeleitet sei, wodurch das Magdeburger Recht 
durch das culmische Recht ersetzt sei (S. 86). 

Für die nachfolgende Untersuchung kann es dahin- 
gestellt bleiben, ob tatsächlich mit Keyser das Gründungs- 
jahr der Stadt Danzig in das Jahr 1224 fällt. Das kann 
jedenfalls als feststehend angesehen werden, daß in den 
dreißiger Jahren des 13. Jahrhunderts bereits die Stadt 
Danzig existiert hat. Denn in der Verleihungsurkunde des 
Herzogs Swantopolk an die Kirche von St. Albrecht an 
der Eiche und ihrem Hofe in Danzig über gewisse Rechte 
aus dem Jahre 1236!) wurde von einer ‚civitas‘‘ Danzig 
gesprochen, und dieser Ausdruck wird lediglich von Städten, 
nicht von anderen Ansiedelungen gebraucht. Welches 
Recht hatte diese ‚civitas“ Danzig? Keyser meint 
„deutsches Recht“. Er stützt sich dabei auf das Privileg 
Swantopolks für Oliva?), das bisher in das Jahr 1235 ge- 
setzt war. In ihm heißtes ‚. ... . Volumus etiam et statui- 
mus, ut, si aliquando civitas Gdanensis jure Theutonico a 
nobis, sicut intendimus, vel a successoribus nostris exposita 
fuerit . .““. Daß tatsächlich eine Bewidmung Danzigs mit 
Stadtrecht in jenen Zeiten stattgefunden hat, kann als 
sicher angenommen werden. Denn es wird von Herzog 
Mestwin im Jahre 1277 bekundet, daß sein Vater ‚civitate 
Gdanensi contulit libertatem‘“.?) So viel ist auch Keyser 
zuzugeben, daß dieses „deutsche Recht‘ jedenfalls einen 
Gegensatz zu dem sonst geltenden slavischen oder pom- 
merellischen Recht bedeutet. Aber nach Keyser ist unter 
dem jus theutonicum „nicht ein beliebiges — er meint wohl 
bestimmtes — deutsches Recht zu verstehen, als das ent- 
weder das lübische oder das magdeburgische Recht be- 

trachtet werden könnte, sondern es sollte mit der Wahl 
dieser Worte im Sinne jener Zeit . :; . ein ganz bestimmter 

1) Simson, Geschichte der Stadt Danzig Bd. IV. Nr. 16. 

2) Simson a.a.O. Bd. IV Nr. 15. _°) Simson Bd. 1V Nr. 42. 
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Rechtszustand bezeichnet werden“. Unter Anführung 
einer ganzen Anzahl von übrigens bisher völlig bekannten 
Quellenstellen und unter Anlehnung an die Meinung von 
Stenzel!), meint Keyser, das ‚deutsche Recht‘“ regele 
lediglich die verfassungsrechtliche Stellung der Stadt zum 
Landesherrn und zum Landesrecht, ihre Bewidmung mit 
Magdeburger oder Lübecker Recht dagegen ihre Gerichts- 
barkeit und Rechtsprechung. So sei es auch in Schlesien 
und Böhmen der Fall. Neu ist diese Auslegung des ‚‚jus 
theutonicum‘“ jedenfalls nicht. Sie wurde sogar bereits von 
F.v.Martitz in seinem Buch: Das eheliche Güterrecht des 
Sachsenspiegels (1867) als ‚wunderlich“ (S. 31 Anm. 50) 
und als nicht nur ganz ungerechtfertigt, sondern auch an 
und für sich unverständlich bezeichnet (S. 34 Anm. 64). 
Die Auffassung von Keyser über den Begriff ‚deutsches 
Recht“ ‚jus theutonicum‘“ in bezug auf die Bewidmung 
Danzigs vermengt m. E. Falsches mit Richtigem. Richtig 
ist sie, soweit es sich um die Neuschaflung einer Ansiedlung 
handelt, also nicht der Bewidmung einer bestehenden An- 
siedlung mit Stadtrecht. Genau so wie in Schlesien, so 
ist auch in der Danziger Gegend bei kolonisatorischen 
Dorfgründungen verfahren worden. Die Bewidmung mit 
„deutschem Recht‘ bedeutete nicht die Gewährung von 
Stadtrecht, sondern daß die Ansiedler nicht nach polnischem 
oder slavischem Bauernrecht, vielmehr als freie deutsche 
Bauern leben sollten.?2) Ansiedlungen, die nach solchem 
deutschen Bauernrecht angelegt waren, waren aber bäuer- 
liche Dorfgemeinden, nicht Städte im Rechtssinn. Es mag 
sein, daß die erste deutsche Ansiedelung bei der Burg 

Danzig auf Grund einer Bewilligung des deutschen Rechtes 

erfolgt ist, aber in den zwanziger bzw. dreißiger Jahren des 

13. Jahrhunderts handelte es sich, wie auch Keyser meint, 

um die Umwandlung dieser Ansiedelung in eine Stadt. 

Zu dieser Umwandlung in eine Stadtgemeinde gehörte abe! 

mehr als jenes jus theutonicum. Es gehörte dazu Befest!- 


!) Tschoppe u. Stenzel, Urkundensanımlung zur Geschichte des 
Ursprungs der Städte in Schlesien und der Oberlausitz S. 95, 97. Vgl. 
auch Franklin, Magdeburger Weisthümer für Breslau (1856) S. 38. 

2) Vgl.v.Schwind, Zur Entstehung der freien Erbleihen 8. 149/$0. 
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gung, Immunität, politische Selbstverwaltung und ein be- 
sonderes Stadtrecht. Das ‚jus theutonicum“ ist aber Dorf- 
recht, nicht Stadtrecht. Allerdings wird der Ausdruck 
„Jus theutonicum“ auch vom Stadtrecht gebraucht, aber 
dann bedeutet es nicht ein vages, unbestimmtes Stadtrecht, 
wie Keyser meint, sondern ein ganz bestimmtes Stadt- 
recht, wie ja die Quellen, namentlich die polnischen Ur- 
kunden, dann meist noch zu dem Ausdruck jus theutonicum 
hinzusetzen „quod vulgariter magdeburgense appellatur‘‘ 
oder ‚id est jure Magdeburgensi“. Alles das, was Keyser 
von dem Inhalt des ‚‚jus theutonicum‘“ anführt, würde die 
Bezeichnung ‚‚civitas““ für Danzig in der damaligen Zeit 
nicht rechtfertigen. Sein Inhalt unterscheidet sich in nichts 
von dem jus theutonicum, das der Gründung der Dorf- 
gemeinden zugrunde liegt. Keyser führt selbst eine große 
Anzahl von Beispielen für die Dorfansiedelungen jure theu- 
tonico an. Da der Stadtbegriff nicht nur ein rein tatsäch- 
licher, sondern ein Rechtsbegriff ist, so hätte ihm auffallen 
müssen, daß doch zwischen der Stadtgründung oder Be- 
widmung mit deutschem Recht und der Dorfansiedlung 
nach deutschem Recht irgendein Unterschied bestehen 
muß, denn sonst wären Stadtgcmeinde und Dorfgemeinde 
rechtlich voneinander nicht geschieden. Wenn also Swanto- 
polk in der oben erwähnten Urkunde davon spricht, daß 
„‚si aliquando civitas Gedanensis jure Theutonico 

locuta fuerit‘‘, so muß unter ‚jure theutonico“ hier etwas 
anderes verstanden werden als bei Dorfansiedelungen jure 
theutonio, oder es wäre nicht berechtigt, von einer „Stadt“ 
(civitas) Danzig zu sprechen. Es bleibt mithin nur die Alter- 
native: entweder trägt Danzig damals noch den Charakter 
einer Dorf- oder Marktansiedlung, womit aber die Bezeich- 
nung als „civitas‘“ nicht übereinstimmt, oder aber — und das 
halte ich für richtig — Danzig hatte spätestens in den dreißiger 
Jahren des 13. Jahrhunderts bereits Stadtrecht. Teilt man 
aber die letztere Ansicht, so ist mit der verschwommenen 
Auffassung Keysers von dem „deutschen Recht‘ nichts 
anzufangen, denn diese trifft auch für die damaligen Dorf- 
oder Marktansiedelungen zu. Vielmehr muß an ein ganz 
bestimmtes Stadtrecht gedacht werden. Es muß eine be- 
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stimmte Stadtverfassung, eine bestimmte Gerichts- 
verfassung bestanden haben, und es muß ein bestimmtes 
Recht gegolten haben, das von dem in den Dorfgemeinden 
geltenden Landrecht verschieden ist. Selbst wenn man 
sich die Zustände in dem damaligen Danzig noch so primitiv 
vorstellt, ein Idealzustand ohne zivile Streitigkeiten, ohne 
Straftaten hat auch damals nicht bestanden. Und nach 
irgendeinem bestimmten Rechte müssen diese Streitigkeiten 
und Ungerichte entschieden sein. Keyser meint, das Ge- 
wohnheitsrecht der ersten Siedler habe genügt. Aber der 
eine Siedler kam hierher, der andere dorther, und der 
Schulze wird wohl nicht die Rechtsgewohnheiten aller 
dieser Siedler gekannt haben. Die Marktsiedelung hat doch 
auch schon einige Zeit, ja Jahrzehnte bestanden, ehe sie 
zur Stadt wurde. Selbst in den einfachsten Verhältnissen 
muß in einer Stadt ein ausgebildetes Rechtsverfahren und 
ein bestimmtes, einheitliches materielles Recht vorhanden 
gewesen sein. Die sich von der Dorfverfassung unterschei- 
dende Stadtverfassung muß ein ganz bestimmtes Gepräge 
tragen, mag sie nun mit dem Magdeburger oder dem Lübecker 
Recht verwandt oder identisch gewesen sein. Übrigens 
möchte ich hier bemerken, daß es mir nicht recht verständ- 
lich ist, warum Keyser mehrmals (S. 77, 79 usw.) von dem 
Rechte von Neumarkt als im Gegensatz zu dem Magde- 
burger Recht spricht. Neumarkt hatte Magdeburger Recht, 
beide Rechte waren jedenfalls in damaliger Zeit identisch, 
zumal wenn man bedenkt, daß bei der Bewidmung einer 
Stadt mit dem Rechte einer anderen nicht etwa die spe- 
ziellen lokalen, auf Willküren oder Privilegien beruhenden 
Rechtssätze der Mutterstadt auf die Tochterstadt über- 
tragen wurden.!) Die Bewidmung mit dem Recht von. 
Neumarkt bedeutet also weiter nichts als die Bewidmung 
mit Magdeburger Recht. Auch von einem Culmer Recht 
kann man wohl am Ende der zwanziger Jahre des 13. Jahr- 
hunderts noch nicht sprechen. Die Culmer Handfeste 
selbst datiert erst vom 28. Dezember 1233. 


!) Schröder, Lehrbuch der deutschen Rechtsgeschichte (5. Aufl.) 
8.695 N.1. 
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M. E. ergeben die Quellen nur, daß Danzig spätestens 
in den dreißiger Jahren des 13. Jahrhunderts eine irgendwie 
geartete Stadtverfassung gehabt hat. Nicht dagegen, wie 
diese Stadtverfassung und das Stadtrecht im einzelnen 
gestaltet war. Alle Kombinationen, diese Stadtverfassung 
und das Stadtrecht näher zu präzisieren, sind Hypothesen. 
Für falsch halte ich es aber, von einer Bewidmung mit 
jus theutonicum im Sinne Keysers zu sprechen, denn dieses 
„deutsche Recht‘ ist Bauernrecht, nicht Stadtrecht. 

Die zweite Periode läßt Keyser im Jahre 1263 be- 
ginnen und zwar soll damals Danzig mit Lübecker Recht 
bewidmet sein. In diesem Jahre haben nämlich die Rat- 
mannen von Lübeck auf Bitten Swantopolks und der 
Bürger von Danzig das Lübecker Stadtrecht für Danzig 
aufgezeichnet. Auch das war längst bekannt.!) Trotz dieser 
Tatsache aber ist bisher von einer Anzahl Rechtshistoriker 
die Bewidmung Danzigs mit Lübecker Recht direkt ab- 
gelehnt worden, von anderen dagegen diese Tatsache allein 
nicht als ausreichender Beweis für die Bewidmung angesehen 
worden.?2) Keyser meint, daß kein Grund zu der Annahme 
vorliege, daß der Lübecker Codex, wenn er überhaupt nach 
Danzig gelangt ist, lediglich zur Unterweisung nach Danzig 
gesandt wäre, ohne dort der praktischen Rechtsausübung 
dienstbar gemacht zu werden. Das ist richtig; nur um eine 
Abschrift des Lübecker Rechts zu besitzen, werden Swanto- 
polk und die Danziger Bürger sich nicht an Lübeck gewandt 
haben, sondern sicher um das Lübecker Recht kennen und 
anwenden zu lernen. Damit ist aber noch nicht gesagt, daß 
Danzig mit Lübecker Recht bewidmet war. Auch wenn 
Danzig mit dem Recht einer anderen Stadt damals be- 


1) Daß Danzig lübisches Recht erhalten habe, nehmen an Michel- 
sen, Der ehemalige Oberhof zu Lübeck 8.77; v. Martitz, Eheliches 
Güterrecht des Sachsenspiegels S. 44; v. Schwerin, Deutsche Rechts- 
geschichte (2. Aufl.) S.24; Stobbe, Geschichte der deutschen Rechts- 
quellen Bd. 1 S. 543. 

2) Direkt ablehnend: Schröder a. a. 0. S. 699 N. 26; v. Brün- 
neck, Zeitsch. d. Savigny-Stiftung für Rechtsgeschichte, Germ. Abt,, 
Bd. 36 S.24 N.1. Ungewiß: Steffenhagen, Deutsche Rechtsquellen 
in Preußen S. 231; Gengler, Stadtrechte $.263 und cod. jur. municip. I. 
S. 634 ff. Note 4. 
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widmet gewesen ist, hat die Bitte um Übersendung des 
Lübecker Rechts sicher einem Bedürfnis in Danzig ent- 
sprechen können. Wir wissen, daß gerade in den damaligen 
Zeiten ein für jene Zeit ausgedehnter Handelsverkehr 
nach Lübeck und von Lübeckern nach Danzig geherrscht 
hat, wir wissen, daß umliegende Orte, wie z. B. Elbing und 
Dirschau damals mit Lübecker Recht vom Deutschen 
Orden bewidmet waren. Da zum Teil wenigstens das System 
der persönlichen Rechte galt, so werden die Danziger nicht 
selten Gelegenheit gehabt haben, Kenntnis von dem 
lübischen Recht nehmen zu müssen und es auch zur An- 
wendung zu bringen. Es ist daher auch nicht so ohne wei- 
teres von der Hand zu weisen, daß zu diesem Zweck die 
Übersendung des Lübecker Codex verlangt worden ist.!) 
Das ist nichts Außergewöhnliches. Die Berührung mit dem 
lübischen Recht war jedenfalls für Danzig gegeben. Es ist 
bekannt, daß z. B. auch schlesische Gegenden, in denen neben 
der prinzipiellen Geltung des Magdeburger Rechtes die Be- 
rufung einer Partei auf lübisches Recht, namentlich auf 
das lübische eheliche Güterrecht vorkam, sich Sammlungen 
von lübischem Recht in Verbindung mit Magdeburger Recht 
anlegten.?) Die Annahme, daß Danzig sich das Lübecker 
Recht habe übersenden lassen, nicht weil es damit bewidmet 
worden ist, sondern weil es in seiner Gerichtspraxis das 
lübische Recht öfters brauchte, ist also nicht so abwegig, 
wie Keyser anzunehmen scheint. 

Auf der anderen Seite ist eine spätere Bewidmung 
Danzigs mit Magdeburger Recht kein Grund, eine frühere 
mit lübischem Recht abzulehnen. Denn es ist, wie auch 
Keyser anführt, nichts besonderes, daß eine Stadt ihre 
Zugehörigkeit zu einer Stadtrechtsfamilie wechselt. Auch 
das ist schon längst bekannt. Außer den von Keyser ge- 


!) Auch aus späterer Zeit ist bekannt, daß Danzig sich eine Ab- 
schrift des lübischen Rechts beschafft hat. Im Jahre’ 1488 hat sich der 
Magister M. Caspar Schütz, Sekretär der Stadt Danzig, von einen 
Schifler einen Codex des lübischen Rechts besorgt, der sich noch heute 
auf der Danziger Stadtbibliothek befindet. Vgl. Steffenhagen a. a. 0. 
S. 79. 

°) Vgl. Frensdorff in den Göttingischen gelehrten Anzeigen 1907 
S. 992 ff. 
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nannten Orten: Stargard, Damm, Massow — das aber nicht 
1284, sondern erst 1286 lübisches Recht erhielt — haben 
noch Anklam, Gollnow, Pölitz,Greifenhagen, Leba ihr Recht 
gewechselt. Auch in Hela, Dirschau, Memel hat zunächst 
lübisches und dann später erst culmisches Recht gegolten. 
Der Umstand der späteren Bewidmung Danzigs mit einem 
anderen Recht ist daher nicht als ein Beweis gegen eine 
frühere Bewidmung mit lübischem Recht zu verwerten. 
Wohl aber macht, worauf Keyser 8.74 selbst hinweist, 
das Fehlen eines Vogtes in Danzig eine Bewidmung mit 
lübischem Recht nicht sehr wahrscheinlich, zumal in dem 
nahegelegenen, jedenfalls vor 1246 mit lübischem Recht 
bewidmeten Elbing ein Vogt vorhanden ist. Allerdings — 
und das darf nicht aus den Augen gelassen werden — die 
urkundlichen Belege gerade aus den sechziger bis neunziger 
Jahren des 13. Jahrhunderts sind für Danzig äußerst spär- 
lich, und es wäre ja nicht ausgeschlossen, daß uns lediglich 
die Kenntnis von dem tatsächlichen Vorhandensein eines der 
lübischen Verfassung ähnlichen Rechtsinstitutes in Danzig 
mangelt. Auf der anderen Seite spricht gegen die Bewidmung 
mit lübischem Recht das Vorhandensein eines Schulzen. Auch 
nach 1263. Keyser erklärt sich die Existenz des Schulzen 
als ein Fortleben einer der grundlegenden Bestimmungen 
des ‚deutschen Rechts‘, mit dem die Stadt begründet 
gewesen sei (S. 83). Schon vorher (S. 74/5) hat Keyser 
für die Bestimmung des Danziger Stadtrechts den Nach- 
weis als wichtig bezeichnet, daß das Recht der mittel- 
alterlichen Kolonialstädte durchaus nicht einheitlichen 
Ursprungs zu sein brauche, sondern sich an die Rechts- 
gebräuche und Rechtsvorschriften verschiedener Städte an 
zulehnen pflege. Seien doch selbst in das lübische Recht 
Bestimmungen der Braunschweiger, Soester, Dortmunder 
Rechte und anderer Rechte übergegangen. Da Keyser im 
Satze vorher von den neueren Forschungen über die Ver- 
breitung des Lübecker und Magdeburger Rechts spricht, 
so scheint dieser „Nachweis“ von ihm zu solchen neueren 
Forschungen gezählt zu werden. Indessen auch das ist eine 
altbekannte Tatsache gewesen, speziell war von jeher be- 
kannt, daß das lübische Recht auf dem Rechte von Soest 
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fußte, worauf schon Hach, Das alte lübische Recht (1839) 
S. 11 hingewiesen hat. Neu ist allerdings, daß auch das 
Braunschweiger und Dortmunder Recht Einfluß auf das 
lübische Recht gehabt haben, was aber an sich für die Tat- 
sache, daß das mittelalterliche Recht einer Stadt auf das 
mehrerer anderer Städte zurückgehen kann, keinen Einfluß 
ausübt. 

Indessen erscheint es uns wenig wahrscheinlich, daß 
der auch nach 1263 urkundlich nachweisbare Schulze, 
scultetus, als ein Überbleibsel aus früheren Zeiten anzu- 
sehen sei. Es ist schon oben darauf hingewiesen, was es 
mit dem jus theutonicum auf sich hat. Aber selbst wenn man 
mit Keyser eine Bewidmung der Stadt Danzig mit einem 
verschwommenen jus theutonicum annehmen wollte, aus 
welchen Gründen sollte nach der Annahme des verfassungs- 
rechtlich so ganz anders gearteten Lübecker Rechtes dieser 
scultetus beibehalten sein? Es läßt sich schlechterdings 
dafür kein Motiv finden, zumal doch sehr bald nach 1263 
die Ratmannen, consu es, beglaubigt sind. Andererseits 
fehlt für Danzig jede Nachricht von dem Vorhandensein 
eines Schöffen-Kollegiums in jener Zeit, was mit der Lübecker 
Verfassung übereinstimmen würde. An sich ist allerdings 
die Nichterwähnung des Schöffenkollegiums auch bei einer 
Annahme der Bewidmung mit Magdeburger Recht nicht 
etwas so ganz Außergewöhnliches. Es sei darauf hin- 
gewiesen, daß selbst in der Culmer Handfeste vom 28. De- 
zember 1233 in den Artikeln über die Gerichtsverfassung 
die Schöffen nicht erwähnt werden, während die Ratmannen 
von Culm ausdrücklich genannt sind. Auch in der erneuerten 
Culmer Handfeste von 1251 ist mit keiner Silbe der Schöffen 
gedacht. Und doch wissen wir, daß in Culm ein Schöffen- 
kollegium bestanden hat.!) Was Danzig anbelangt, so fehlen 
nicht nur urkundliche Belege für ein Schöffenkollegium in 
dieser Zeit, was bei der Dürftigkeit des urkundlichen 
Materials allein noch nicht gegen das Vorhandensein eines 
Schöffenkollegiums sprechen würde, sondern es hat m. E. 
im 13. Jahrhundert in Danzig ein Schöffenkollegium über- 
haupt nicht gegeben. Ich möchte das aus Folgendem 


2) Vgl. v. Brünneck a.a.O. Bd. 34 S. 3f. 
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schließen: Unter den 24 Städten, die im Jahre 1295 ihre 
Zustimmung zur Verlegung der Appellation von Nowgorod 
nach Lübeck gaben, befindet sich auch Danzig, und 
zwar erteilen diese Zustimmung ‚scultetus et consules 
Gedanensis“.!) Von Schöffen und einem Schöffenkollegium 
wird nichts erwähnt. Nun wissen wir, daß unter den 
übrigen Städten, die mit zugestimmt haben, auch solche 
gewesen sind, die tatsächlich damals kein Schöffenkollegium 
besessen haben, wie z. B. Goslar. Trotzdem bezeichnen sich 
die Stadtbehörden von Goslar als ‚scabini, consules et 
universitas civitatis Goslariensis“. Wir haben hier also 
eine Stadt, die kein Schöffenkollegium besitzt, deren Rat- 
mannen sich aber den Schöffentitel beigelegt haben, weil 
andere mitunterzeichnete Städte Schöffen besaßen.?2) Wenn 
also selbst Städte, die keine Schöffen hatten, diese Institu- 
tion zur ihrer eigenen höheren Würde erwähnen, um wieviel 
eher würden die Danziger Schöffen erwähnt sein, wenn tat- 
sächlich ein Schöffenkollegium bestanden hätte. Erwähnt 
werden Schöffen erst im Jahre 1350.) 

Die Urkunde des Herzog Mestwin II. vom 14. Juni 
1294 für Dirschau®), in der er Dirschau ‚omnia jura et 
judicia secundum quod civitas nostra Gdanensis tenet et 
obtinet‘‘, bestätigt, kann, wie auch Keyser annimmt, 
nicht dafür ins Feld geführt werden, daß Danzig mit lü- 
bischem oder mit einem bestimmten anderen Rechte da- 
mals bewidmet war. Denn unter den ‚„omnia jura et ju- 
dicia‘‘ sind irgendwelche nicht näher bekannte Danziger 
Freiheiten oder Privilegien zu verstehen. Eine Bewidmung 
Dirschaus mit lübischem Recht kann nicht in Frage 
kommen, da Dirschau damals bereits lübisches Recht hatte; 
daß damals Dirschau ein anderes Recht, etwa magdeburgi- 
sches, verliehen sei, ist ebenfalls ausgeschlossen, da dies 
erst später erfolgte. 

Aus den Urkunden des 13. Jahrhunderts läßt sich m. E. 
ein Beweis für die tatsächliche Geltung des lübischen Rechts 


I) Simson a.a.O. Bd. IV Nr. 46. 
2) Feine, Der Goslarer Rat S. 42. 
3%) Simson a.a. O0. Bd. IV Nr. 86. 
4) Simson a. 3.0, Bd. IV Nr. 45. 
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in Danzig nicht erbringen. Die Tatsache ist allerdings nicht 
ausgeschlossen, kann aber als feststehend, wie Keyser 
annimmt, nicht erachtet werden. Vielleicht käme man 
allerdings auf einem anderen Wege dazu, die damalige 
Geltung des lübischen Rechtes als wahrscheinlich hinzu- 
stellen. Es müßte einmal der Versuch gemacht werden, 
zu untersuchen, ob sich nicht in dem später in Danzig 
geltenden Privatrecht starke Abweichungen von dem 
Magdeburg-Culmer Recht finden, die auf Einflüsse des 
lübischen Rechtes zurückzuführen sind. Die bisher ver- 
öffentlichten Danziger Rechtsdenkmäler reichen dazu nicht 
aus. Die Danziger Archive bergen aber noch so viel un- 
verarbeitetes Material gerade für das Privatrecht, ich brauche 
nur an den liber hereditarius bonorum diuisionum, der 
mit dem Jahre 1359 beginnt, zu erinnern, daß sich vielleicht 
auch aus ihm noch manches für die hier behandelten Fragen 
ergeben kann. Obwohl ich abschließende Untersuchungen 
noch nicht gemacht habe und sie wohl auch jetzt nicht 
mehr machen werde, eins kann ich jedenfalls jetzt schon 
sagen, daß in Danzig früher als in anderen Städten des 
Magdeburger Rechtskreises Testamente allgemein an- 
erkannt und ausgebildet waren.!) Das deutet auf lübische 
Einflüsse hin. Auf die Verwandtschaft des lübischen Borgen- 
und Dachding-Auftragen mit dem in Danzig geltenden 
Recht der Witwe, sich der Schulden ihres verstorbenen 
Ehemanns dadurch zu entledigen, daß sie die Schlüssel 
auf die Bahre legte und mit ihren Kleidern aus den Gütern 
ging, hat schon Pauli?) hingewiesen. Auch die im Ver- 
hältnis zu anderen Städten des magdeburgischen Reclıts- 
kreises relativ frühzeitige Anerkennung der völligen Hand- 
lungsfähigkeit der Kauffrau, selbst wenn sie verheiratet 


1!) Vgl. Simson a. a. O. Bd. IV Nr. 9. Wenn aus dieser Urkunde 
aus dem Jahre 1363 allerdings auch hervorgeht, daB der Rat von Danzig 
sich gegen Testamente gewehrt hat, so kann man doch daraus ersehen, 
daß Testamente damals nicht zu den Seltenheiten gehörten. Auch der 
liber hereditarius gibt für die Geschichte der Testamente viel Aufschluß. 

2?) Abhandlungen aus dem lübischen Rechte Bd. II (1840) S. 232. 
Es mag jedoch auch hervorgehoben werden. daß dieses Recht der Witwe 
auch sonst vorkommt. 


Untersuchungen zum ältesten Recht von Danzig. 217 


ist!), dürfte auf lübische Einflüsse zurückzuführen sein. 
Aber gerade diese Tatsache legt doch auch wieder die Ver- 
mutung nahe, daß es sich bei derartigen Abweichungen 
von dem Rechte des Magdeburger Rechtskreises weniger 
um Überreste aus einer Zeit handelt, in der Danzig einmal 
mit lübischem Recht bewidmet gewesen sein mag, als um 
spätere Einflüsse, die durch den vielfachen und ausgedehnten 
Handelsverkehr mit Lübeck hervorgerufen sind. Es ver- 
lohnte sich aber, zu erforschen, ob solche Einflüsse tatsäch- 
lich bestanden haben. 

Die dritte Periode Keysers beginnt mit 1295, in 
welchem Jahre Danzig mit Magdeburger Recht bewidmet 
worden sein soll. Diese Bewidmung soll erfolgt sein durch 
eine Handfeste des Herzogs Przemyslaw von Polen, und 
zwar, wie Keyser meint, aus politischen Gründen (S. 69). 
Welches aber diese politischen Gründe gewesen sein mögen, 
darüber läßt uns Keyser im Dunkeln. Er meint nur, daß 
die Einführung des Magdeburger Rechts in Danzig auf den 
erfolgten Herrschaftswechsel zurückzuführen sein dürfte, 
da ja auch in Polen, der Heimat des Herzogs, das Magde- 
burger Recht in Geltung gestanden habe. Die angebliche 
Tatsache der Bewidmung mit Magdeburger Recht im Jahre 
1295 entnimmt Keyser aus der sog. pommerellischen Chro- 
nik aus dem ersten Viertel des 16. Jahrhunderts und dem 
ersten Entwurf der preußischen Chronik von Bartholo- 
mäus Wartzmann von 1542. In der ersteren wird erwähnt, 
daß Przemyslaw Danzig ‚statrecht‘‘ gab, während in der 
zweiten Arbeit es ausdrücklich heißt: ‚„... und gab der 
stadt freyheit und kühren daß Magdeburgsche recht“. 
Aus der Urschrift von Wartzmann sind dann diese Worte 
in die Chronik übergegangen, die sich in der zweiten Hälfte 
des 16. Jahrhunderts in dem Besitz von Johann Radewalt 
befand. Hier lauten die Worte: ,„... gab der Stad ein 
freyheit, und sie kohren das Magdeburgisch recht ... .”. 
Die pommerellische Chronik setzt diese Begebenheit in 
das Jahr 1295, Wartzmann in das Jahr 1290. Es kann dahin- 
gestellt bleiben, ob diese Angabe des Jahres 1290 auf einem 


1) Siehe Töppen, Das Danziger Schöffenbuch 8. 19. 
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Schreibfehler beruht, die Hauptsache für die gegenwärtige 
Untersuchung ist: hat Przemylasw tatsächlich Danzig 
gestattet, sich ein Stadtrecht zu „kühren‘ und haben sie 
magdeburgisches Recht gewählt? Daß der eine Chronist 
von dem anderen abgeschrieben hat oder beide von einem 
dritten, daran kann kein Zweifel sein, denn bei beiden finden 
sich dieselben Unrichtigkeiten hinsichtlich der Errichtung 
der Kirche zu ‚aller Engeln“. Auch sonst sind beide Stellen 
sehr nahe miteinander verwandt, fast wörtlich. Aber so- 
wohl die pommerellische Chronik als auch die Wartzmann- 
Radewaltsche Bearbeitung können m. E. nicht als einwand- 
freie Belege für die Bewidmung mit Magdeburger Recht 
durch Przemyslaw im Jahre 1295 angesehen werden. Auch 
Keyser weist nach, daß sie, soweit sie sich auf die Kirche 
„aller Engeln‘“ beziehen, als auch soweit sie von der da- 
maligen Stadt Danzig als ‚„Jungstadt‘‘ sprechen — Wartz- 
mann-Radewalt fügen nämlich obigen Worten hinzu ‚und 
der fürst nante de stadt de junge stadt, aber die gewohnheit 
blib und hiess Dantzke . .““ — sicher falsch sind. Keyser 
ist nun der Ansicht, daß es sich bei dieser ‚„Jungstadt“ 
nur um neuangelegte Straßenzüge, nicht um eine damals 
neu gegründete Stadt gehandelt habe, und daß die von den 
Chronisten gewählte Bezeichnung ‚Jungstadt‘‘ jedenfalls 
nichts mit der Jungstadt aus der Ordenszeit zu tun habe, 
die Chronisten hätten die spätere Jungstadt der Ordenszeit 
mit der Jungstadt der Handfeste von 1295 verwechselt, 
und diesem Mißverständnis seien sie um so eher ausgesetzt 
gewesen, als auch den übrigen Chronisten des 16. Jahr- 
hunderts die tatsächliche Entstehung der Jungstadt der 
Ordenszeit nicht bekannt gewesen sei. Erwägt man, daß 
die Jungstadt der Ordenszeit erst 1455 abgebrochen ist, 
die pommerellische Chronik aber bereits im ersten Viertel 
des 16. Jahrhunderts entstanden ist, so ist es nicht wahr- 
scheinlich, daß der Schreiber der pommerellischen Chronik 
von dieser Jungstadt der Ordenszeit keine Kenntnis gehabt 
haben soll. Es ist viel wahrscheinlicher, daß jene Stellen 
der Chroniken tatsächlich die Jungstadt der Ordenszeit 
vor Augen gehabt haben, daß sie aber, sei es mit Absicht, 
sei es aus tatsächlicher Unkenntnis über ihre Entstehung, 
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etwas völlig Falsches berichtet haben. Dann beziehen sich 
aber auch jene Stellen gar nicht auf die alte Stadt Danzig, 
sondern auf die Jungstadt, und dieHandfeste von 1295 mit der 
Bewidmung mit Magdeburger Recht ist genau so eine Sage 
wie die vielen anderen Sagen über die Entstehung der Stadt 
Danzig. Jedenfalls aber bieten die Stellen der Chroniken 
keine „zuverlässige Grundlage‘ für eine Bewidmung Danzigs 
im Jahre 1295 mit magdeburg'schem Recht. Falsch ist 
es jedenfalls auch, daß erst damals Danzig Stadtrecht er- 
halten habe, was auch von Keyser anerkannt wird. Etwas 
ganz Ungewöhnliches ist es weiter, daß, wie die Wartzmann- 
Radewaltschen Stellen meinen, eine Bewidmung mit 
Magdeburger Recht gar nicht stattgefunden habe, sondern 
daß die Danziger Bürger sich selbst ‚‚kohren das Magde- 
burgisch recht“. Es ist wohl nicht zuviel gesagt, daß auch 
diese Angabe — von Keyser wird sie übrigens nicht be- 
rücksichtigt — sicher falsch ist. Wenn überhaupt, so haben 
damals nicht etwa die Bürger von Danzig sich selber Magde- 
burger Recht durch eine ‚Willkür‘ gegeben, sondern sie sind 
höchstens damit bewidmet worden.!) Aber was soll der 
Grund hierfür gewesen sein? Keyser meint, politische 
Gründe seien maßgebend gewesen. Aber welche? Daß im 
polnischen Binnenlande das Magdeburger Recht dominierend 
gewesen ist, während das lübische gar keine Verbreitung 
hatte, ist richtig, wie überhaupt das lübische Recht, in 
diesen Gegenden jedenfalls, im Binnenlande niemals Fuß 
gefaßt hat. In den umliegenden Gegenden, die unter der 
Herrschaft des Herzogs Przemyslaw standen, galt aber 
lübisches Recht, nicht Magdeburger. Was hätte es für einen 
Sinn gehabt, gerade in Danzig, das mit Lübeck in so enger 
Handelsverbindung stand, an Stelle des lübischen Rechtes, 
das ja doch nach Keyser dort gegolten haben soll, das 
Magdeburger zu setzen ? Selbst wenn man die Stellen jener 


t) Allerdings wird in dem Privileg des Bischofs Eberhard für Frauen- 
burg von 1310 gesagt, daß die Bürger von Frauenburg lübisches Recht 
haben sollten „‚nisi forte ciues aliud ius communiter peterent aut eligerunt 
libera voluntate‘“ (cod. dipl. Worm. I. Nr. 154). Indessen ist die freie 
Wahl eines Stadtrechtes für die damalige Zeit etwas ganz Außergewöhn- 
liches. 
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Chroniken auf die alte Stadt Danzig beziehen wollte, so 
ist es sehr unwahrscheinlich, daß die Chronisten dem Herzog 
Przenıyslaw eine Änderung des bestehenden Rechtszustandes 
haben zuschreiben wollen. Zur Zeit der Abfassung jener 
Chroniken stand in Danzig das magdeburg-culmische Recht 
in Geltung, ob jemals das lübische Recht in Geltung ge- 
standen hatte, wissen wir nicht und haben jedenfalls auch 
jene Chronisten nicht gewußt. Da sie Przemyslaw die Ver- 
leihung des Stadtrechtes zuschrieben, so war es auch nur 
natürlich, daß sie in jene Zeit auch die Annahme des Magde- 
burger Rechtes verlegten, das zu ihrer Zeit in der Form 
des culmischen dort galt. Daß sie von Magdeburger Recht 
und nicht von Magdeburg-Culmer Recht oder lediglich von 
Culmer Recht sprechen, ist weiter keine Besonderheit, denn 
einmal ist das culmische Recht nur ein Tochterrecht von 
Magdeburg, andererseits wird auch in anderen Quellen von 
dem Culmer Recht nicht selten als Magdeburger Recht 
gesprochen.!) Ja es wäre sogar auffallend, wenn Przemyslaw 
1295 Danzig nicht das Magdeburger Recht in Gestalt des 
Culmer Rechtes, sondern schlechthin Magdeburger Recht 
verliehen hätte, galt doch in den damaligen polnischen 
Teilen von Masovien und auch in Cujavien culmisches 
Recht. Bereits im 13. Jahrhundert war Leslau nach 
culmischem Recht gegründet, das seit 1298 Oberhof für 
Radziewo war.?) Doch, wie dem auch sein mag, die Chro- 
nistenstellen Keysers mögen, was z. B. die Erneuerung der 
Befestigungswerke Danzigs betrifft, manches Richtige ent- 
halten, daß damals Magdeburger Recht in Danzig neu ein- 
geführt sci, halte ich für falsch, jedenfalls durch jene Chronik- 
stellen nicht für bewiesen. Wie so viele Chroniken aus 
dem 16. Jahrhundert, deren Angaben gegenüber stets eine 
ganz besondere Vorsicht am Platze ist, so vermengen auch 
die pommerellische Chronik und die Wartzmann-Rade- 
waltsche Sagen und Richtiges und schließen _von dem 
damaligen gegenwärtigen Zustand auf die Vergangenheit. 


It) Vgl. z. B. die Anfragen des Oberhofes Culm selbst bei Stobbe, 
Beiträge zur Geschichte des Deutschen Rechts, S. 96 Nr. VI und S. 93 
Nr. XII. 

2) v. Martitz 0.2.0. S.4lu.42 N.l. 
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Jene Chronikenstellen geben keinen Anhalt dafür, daß 
Danzig tatsächlich im Jahre 1295 Magdeburger Recht an- 
genommen hat, geschweige denn, daß sie dafür einen voll- 
gültigen Beweis erbringen. _ 

Zu diesem Ergebnis führt auch folgende Erwägung. 
Nach Ansicht von Keyser hat bis 1295 in Danzig lübisches 
Recht gegolten. Jetzt soll Magdeburger Recht eingeführt 
sein und zwar, wenn ich mich so ausdrücken darf, reines 
Magdeburger Recht, nicht Magdeburger-Culmer Recht. Was 
bedeutet das? Ich will einmal ganz von den rechtlichen 
Verhältnissen der Stadtverfassung absehen und nur einen 
Punkt des Privatrechtes herausgreifen. Einer der Haupt- 
unterschiede zwischen Magdeburger und lübischem Recht 
ist die völlig anders gestaltete Regelung des ehelichen 
Güterrechts und Erbrechtes. Im Magdeburger Recht galt 
sog. Verwaltungsgemeinschaft, im lübischen wurde ein 
Unterschied zwischen bekinderter und unbekinderter 
Ehe gemacht. Bei ersterer galt ebenfalls Verwaltungs- 
gemeinschaft, im anderen Falle allgemeine Gütergemein- 
schaft. Nach lübischem Recht bestand außerdem die 
Halbteilung des Nachlasses für den überlebenden Ehe- 
gatten. Ob in Danzig jemals dieses lübische System des 
Unterschiedes zwischen bekinderter und unbekinderter Ehe 
in Geltung gestanden hat, läßt sich nicht erweisen. Später 
hat, wie sich aus den erhaltenen Quellen ergibt, jedenfalls 
die Halbteilung stattgefunden, außerdem die Gleichstellung 
zwischen beerbter und unbeerbter Ehe bei allgemeiner Güter- 
gemeinschaft, genau so wie in allen Gegenden des Magde- 
burg-Culmer Rechts. Erwägt man weiter, daß dieses 
System des ehelichen Güter- und Erbrechtes nicht etwa 
durch einen besonderen Akt in jenen Gegenden eingeführt 
ist, sondern für die deutschen Ansiedler von jeher gegolten 
hat, daß weiter für die Einführung dieses Systems in Danzig 
keine quellenmäßige Unterlage besteht, so ist wohl der 
Schluß gerechtfertigt, daß es in Danzig genau so wie im 
übrigen Preußen für die Deutschen von Anfang an gegolten 
hat. Soll nun durch die angeb:iche Einführung des Magde- 
burger Rechts im Jahre 1295 hierin eine Änderung ein- 
getreten sein? Das ist sicherlich nicht anzunehmen. Welche 
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Teile des Magdeburger Rechts sollen aber sonst 1295 in 
Danzig zur Geltung gebracht sein? Was soll überhaupt, 
wenn nicht dieser Hauptunterschied zwischen lübischem 
und Magdeburger Recht, sich an dem Rechtszustand von 
1295 geändert haben? Stadtverfassungsrechtlich lassen 
sich Änderungen zwischen dem Zustand vor und nach 1295 
nicht erweisen. Änderungen im Privatrecht erscheinen aus- 
geschlossen, jedenfalls soweit es sich um das eheliche Güter- 
und Erbrecht handelt, das gerade für die damalige Zeit 
doch von sehr großer Bedeutung gewesen ist. 

So gilt auch von dieser dritten Periode Keysers das- 
selbe, was von den früheren gilt. Daß um die Wende des 
13. zum 14. Jahrhundert die Bürgerschaft in Danzig einen 
größeren Einfluß erlangt hat, möchte ich mit Keyser 
ebenfalls annehmen, es ict das aber nicht auf eine Ersetzung 
des lübischen Rechtes durch das Recht von Magdeburg 
zurückzuführen, sondern auf die natürliche Entwicklung, 
die Danzig durch das Anwachsen seiner Handelsbeziehungen 
genommen hat. Daß die stärkere Beteiligung der Bürger- 
schaft an der Stadtverwaltung auf die Einführung magde- 
burgischen Rechtes unter Abschaffung des lübischen 
zurückzuführen wäre, ist schon deswegen nicht anzunehmen, 
weil an sich die lübische Verfassung in manchen Punkten 
freier gestaltet ist als die magdeburgische. Es waren andere 
Umstände, die hierfür von Einfluß gewesen sind. 

Und nun schließlich die vierte Periode, in der wir zum 
ersten Male einigermaßen sicheren Boden betreten. Denn 
die Handfeste des Hochmeisters Ludorf König von 13423 
ist uns wenigstens in der Gestalt der Erneuerung durch den 
Hochmeister Winrich von Kniprode vom 5. Juli 1378!) 
erhalten. In der auf uns gekommenen Fassung von 1378 
heißt es: „Dorumme vorlye wir und gebin der vorgenanten 
unser stadt Danczk inwoneren und eren nachkomelingen 
allen eweclichen Colmensch recht und gerichte‘“. Außer- 
dem wird ausdrücklich erwähnt: ‚Ir gestraften orteil sulten 
sy holen czum Colmen.“ 

Nach der Ansicht von Keyser hatte Danzig schon vor 


—_[ı. 


!) Simson a.a.0. Bd. IV Nr. 97. 
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1342/3 Magdeburger Recht. Es ist mir keine andere Stadt, 
in der Magdeburger Recht schon gegolten hat, bekannt, 
die außerdem noch ausdrücklich mit Culmer Recht bewid- 
met worden ist. Schon diese Tatsache ist auffallend, denn 
das Culmer Recht ist ja ein Tochterrecht von Magdeburg. 
Heißt es doch auch ausdrücklich in der Culmer Handfeste 
von 1233, daß Culm und Thorn mit Magdeburger Recht 
bewidmet worden sind. Worin besteht überhaupt der Unter- 
schied zwischen Mutter- und Tochterrecht? In der Regel 
wird von Magdeburger und Culmer Recht gesprochen, 
ohne daß man sich die Unterschiede zwischen beiden 
Rechten klar macht. Die Culmer Handfeste hebt nur ganz 
wenige Abweichungen für Culm und Thorn hervor. Zunächst 
sind die Geldstrafen im Culmer Recht gegenüber dem 
Magdeburger auf die Hälfte herabgesetzt. Hatte also je- 
mand nach Magdeburger Recht die hohe Buße von 60 
Schillingen verwirkt, so in Culm bzw. Thorn höchstens . 
30 Schillinge (Culmer Handfeste v. 1233 Art. 4). Außerdem 
aber, und das ist vielleicht wichtiger, die vom Deutschen 
Orden den Städten Culm und Thorn verliehenen Güter 
sollten sie nach flämischem Recht besitzen. Das galt aber 
zunächst nur für ländliche Güter, nicht für städtisches Erbe. 
Es ist aber kein Zweifel, daß auch für die städtischen Grund- 
stücke flämisches Recht zur Anwendung gebracht wurde, 
ja daß das flämische Recht auch für Fahrnis maßgebend 
wurde. Daher war im Gebiete des Culmischen Rechts von 
jeher beim Tode eines Ehegatten die eheliche Halbteilung 
und das gleiche Erbrecht der Söhne und Töchter in Kraft, 
denn das flämische Erbzinsrecht und Halbteilung nach dem 
Tode des Ehegatten sowie gleiches Erbrecht für Söhne 
und Töchter ist in Deutschland überall miteinander ver- 
bunden. Das galt auch in Danzig, und Danzig führte diese 
eheliche Ha!bteilung auf eine ihnen gewährte Handfeste?) 
zurück. Inwieweit aber im übrigen das Culmer Recht, 
soweit es sich um Privatrecht handelt, von dem Magde- 
burger Recht abgewichen ist, ist bisher wenigstens noch 
nicht erforscht. Groß können allerdings die Unterschiede 
nicht gewesen sein, ist doch der sog. Alte Culm, der im ganzen 


1) Stobbe a.a.0. 8.122 N. 47. 
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Ordensland zur Grundlage der Rechtspraxis geworden ist, 
gar nicht in Preußen, sondern in Breslau entstanden. Aus 
den von Magdeburg nach Preußen ergangenen Schöffen- 
sprüchen ist der Unterschied beider Rechte nicht zu er- 
sehen, da die Magdeburger Schöffen ständig ihr eigenes 
Recht ihrem Spruche zugrunde legten und Handfesten oder 
Willküren nicht berücksichtigten. v. Brünneck!) ist der 
Ansicht, daß wie in Culm und Thorn, so in den später mit 
Culmer Recht bewidmeten Städten Preußens das Magde- 
burger Recht keineswegs das gesamte Rechtsleben be- 
herrscht habe, und daß es im Ordensland und in den unter 
seiner Schutzherrlichkeit stehenden Bischofslanden zu einer 
Rezeption des Magdeburger Rechtes seinem gesamten In- 
halte nach niemals gekommen ist. Aber welche Rechtssätze 
des Magdeburger Rechtes, abgesehen von der Halbierung der 
Geldstrafen und dem flämischen Recht im ehelichen Güter- 
und Erbrecht, in den Städten mit ceulmischen Recht keinen 
Eingang gefunden haben, das hat auch v. Brünneck nicht 
untersucht. Es würde weit über den Rahmen dieser Arbeit 
hinausgehen, sollte hier eine solche Untersuchung angestellt 
werden. Sie könnte sich auch nur auf einen ganz bestimmten 
Zeitabschnitt erstrecken, denn nach Einführung des Magde- 
burger Rechtes im Ordensland ist dieses im Laufe der Zeit 
mannigfachen Umgestaltungen infolge der anders gearteten 
Verhältnisse unterzogen worden; auch im Ordensland stand 
das Recht in ständiger Weiterentwicklung. So viel kann 
m. E. doch aber gesagt werden, daß zur Zeit der Abfassung 
der Handfeste von 1342/3 der Unterschied im Privatrecht 
zwischen dem Magdeburger und Culmer Recht nicht sehr 
groß gewesen sein kann, abgesehen natürlich von den an- 
gegebenen ausdrücklich hervorgehobenen Unterschieden. 
Daß durch die Handfeste von 1342/3 in dem Verfassungs- 
rechte und in der Gerichtsverfassung Danzigs wesentliche 
Änderungen gegen früher eingeführt sind, dafür fehlen ur- 
kundliche Belege. Selbstverständlich sind auch in dieser 
Beziehung durch den Übergang Danzigs an die Ordens- 
herrschaft Umbildungen eingetreten, es sei nur an die Stel- 


1) Das Burggrafenanıt und Schultheißentum in Magdeburg und 
Halle S. 76. 
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lung des Ordenskomturs und des Hauskomturs erinnert. 
Aber daß erst seit dieser Zeit eine der damaligen Zeit ent- 
sprechende Selbstverwaltung eingeführt ist, wird durch 
das frühere Vorkommen von Ratmannen widerlegt. Nur 
so viel ist richtig, daß, wie schon hervorgehoben, erst 1350 
das Vorkommen eines Schöffen urkundlich belegt ist, womit 
aber nicht bewiesen ist, daß es schon vorher ein Schöffen- 
kollegium nicht gegeben hat. Daß ein solches allerdings 
am Ende des 13. Jahrhunderts wahrscheinlich nicht existiert 
hat, das ist schon oben hervorgehoben. 

Die Gesamtbedeutung der Handfeste Ludolf Königs 
von 1342/3 hat m. E. Keyser zum ersten Male erkannt. 
Sie ist in Verbindung zu bringen mit einer damals erfolgten 
Erweiterung des Stadtgebietes, bedeutet jedenfalls, wie 
vielfach angenommen wurde, kein Gründungsprivileg. 
Daraus erklärt sich auch, warum sie erst einige Jahrzehnte 
nach der Begründung der Ordensherrschaft in Danzig er- 
gangen ist. Mit einer wesentlichen Änderung der Stadt- 
verfassung oder Gerichtsverfassung hat sie nichts zu tun. 
Was bedeutet also der Hinweis auf die Erteilung culmischen 
Rechts und auf den Rechtszug nach Culm ? Sollte wirklich 
erst 1342/3 Magdeburg-Culmer Recht in Danzig eingeführt 
sein, so wäre davon auszugehen, daß vorher namentlich 
das flämische eheliche Güter- und Erbrecht in Danzig nicht 
gegolten hat. Die Bewidmung mit Magdeburg-Culmer 
Recht hätte überhaupt nur dann wirkliche Bedeutung 
gehabt, wenn vorher ein anderes eheliches Güterrecht, ein 
anderes Erbrecht in Danzig gegolten hätte, denn das ist 
ja gerade der wesentliche Unterschied zwischen dem 
sächsischen Stadtrecht und dem Culmer Recht. Es ist 
schon oben bei der Besprechung der dritten Periode Keysers 
darauf hingewiesen, daß gerade mit Rücksicht auf das ehe- 
liche Güterrecht und das Erbrecht eine Bewidmung mit 
Magdeburger Recht im Jahre 1295 nicht sehr wahrscheinlich 
ist, daß vielmehr schon in jenen Zeiten eher die Geltung des 
lübischen oder flämischen Güter- und Erbrechtes in Danzig 
anzunehmen ist. Steht man aber auf diesem Standpunkt, 
dann hätte die Hervorhebung der Neubewidmung Danzigs 
mit Culmer Recht in der Handfeste von 1342/3 keinen Sinn, 
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da im wesentlichen das 1342/3 verliehene Recht schon 
vorher in Geltung gestanden hätte. Keyser meint aller- 
dings, daß durch die Ersetzung des von ihm angenommenen 
Magdeburger Rechtes durch Culmer Recht nur eine gering- 
fügige Rechtsänderung vorzunehmen gewesen wäre. Wir 
sind anderer Ansicht. Die Ersetzung des sächsischen 
städtischen ehelichen Güter- und Erbrechtes durch das 
flämische Recht ist eine der tiefgreifendsten Änderungen, 
die in dem Rechtsleben überhaupt vorgenommen werden 
kann, namentlich wenn man sich die damaligen Kultur- 
zustände vor Augen hält. Ich möchte daher annehmen, 
daß die Worte der Handfeste ‚Dorumne vorlye wir und 
gebin . .. . Colmensch recht und gerichte . .‘‘ einen ganz 
anderen Sinn haben als die Bewidmung Danzigs mit: 
culmischem Recht, wie bisher angenommen worden ist. 
Der Schlüssel zur Erklärung dieser Stelle ist m. E.aus den 
sofort darauf folgenden Worten zu entnehmen. Die Hand- 
feste fährt nämlich fort: ‚also swas in der statt und vor 
der stat uf der burgere vrieheit von gerichte vorbuset: 
wirt, das des czwei teil uns und unserem huse, das dritte 
teil der stat und dem richter czugehoren sal und gevallen.‘“ 
Es wird also die Verteilung der gerichtlichen Geldbußen 
im Verhältnis von 2 zu 1 festgesetzt. Diese Verteilung ist 
aber etwas, was vom sonstigen culmischen Rechte nicht 
etwa abweicht, sie findet sich schon in der Culmer Handfeste 
von 1233. Wollte man die vorhergehenden Worte auf eine 
Neubewidmung Danzigs mit Culmer Recht beziehen, so 
wäre es immerhin auffallend, daß lediglich diese Bestimmung 
über die Verteilung der Geldbußen noch besonders hervor- 
gehoben würde, während andere, viel bedeutendere Rechte 
sei es der Stadt, sei es des Ordens nicht erwähnt werden. 
Die Bewidmung mit Culmer Recht schloß ja sowieso schon 
die Verteilung der Geldbußen im Verhältnis von 2 zu I 
in sich, und es wäre nicht erforderlich gewesen, gerade diese 
Einzelbestimmung besonders zu erwähnen. Diese auf- 
fallende Hervorhebung wird beseitigt, wenn man den Vorder- 
satz lediglich auf den Nachsatz bezieht, was durch das 
Bindewort zwischen beiden Sätzen ‚also‘ noch besonders 
deutlich gemacht wird. Dann würde sich die Hervorhebung 
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der Verleihung des culmischen Rechtes lediglich auf die 
Verteilung der Geldbußen beziehen. Der Sinn der Stelle 
würde also der sein, daß der Hochmeister ausspricht, in 
Danzig solle in Zukunft jener culmische Rechtssatz in 
Geltung stehen, nach dem die Verteilung der Geldbußen 
im Verhältnis von 2 zu 1 zwischen dem Ordenshaus und der 
Stadt nebst dem Richter geteilt werden. Es würde sich also 
gar nicht um eine völlige Übertragung des culmischen 
Rechtes auf Danzig handeln, sondern nur um eine einzelne 
culmische Rechtsregel, wobei es dann ganz dahingestellt 
bleibt, welches übrige Recht in Danzig in Geltung steht. 
Die Stelle der Handfeste handelt mithin gar nicht von dem 
Stadtrecht in Danzig in seiner Gesamtheit, sondern nur 
von der Übertragung eines einzelnen Rechtssatzes auf 
Danzig. Diese Auslegung ist um so eher anzunehmen, als 
auch in den folgenden Sätzen der Handfeste das Haupt- 
gewicht auf Fragen des Gerichtswesens gelegt wird. Hinzu 
kommt weiter der Satz, daß Danzig die gestraften Urteile 
in Culm holen soll. Dabei ist eine Vorfrage zunächst zu 
behandeln. Bisher ist angenommen, der Rat der Stadt 
Culm sei Oberhof aller mit Magdeburg-Culmer Recht be- 
widmeten Städte, mindestens des Ordenslandes gewesen, 
so daß also die Bewidmung mit Magdeburg-Culmer Recht 
ohne weiteres, falls nicht etwas anderes bestimmt sei, den 
Rechtszug nach Culm eingeschlossen habe. Neuerdings 
hat dies v. Brünneck!) bestritten. Richtig ist zunächst, 
daß die Handfeste für Culm von 1251 nur bestimmt, daß 
die innerhalb der Weichsel, Ossa und Drewenz schon er- 
richteten oder noch zu erbauenden Städte den Rechtszug 
nach Culm nehmen sollten. (Art. 4.) Daß diese Bestimmung 
nach der Ausdehnung des Ordenslandes über Preußen und 
Pommerellen ohne weiteres auf die in diesen Gegenden 
mit Magdeburg-Culmer Recht bewidmeten Städte erstreckt 
worden sei, bestreitet v. Brünneck und zwar widerstreite 
dem sowohl die Handfeste der Rechten- wie der Jungstadt 
Danzig von 1378 und 1381. Er meint, die besondere Hervor- 
hebung der Verleihung des Rechtszuges Danzigs nach Culm 


1) Zeitsch. der Sav.-Stift. f. Rechtsgeschichte Bd. 34 S. 18f. 
15* 
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wäre überflüssig gewesen, wenn die Verleihung des Magde- 
burg-Culmer Rechtes sowieso schon den Rechtszug nach 
Culm eingeschlossen hätte. Eine Veranlassung, sie nach 
Culm zu verweisen, habe nur dann vorgelegen, wenn und 
solange die Einsetzung des Culmer Oberhofes für die mit 
Magdeburg-Culmer Recht vom Orden begabten Städte auf 
das Culmer Land beschränkt geblieben sei. Die Erwägungen 
sind an sich richtig, unter der Voraussetzung allerdings, 
daß tatsächlich der räumliche Umfang des Wirkungskreises 
des Culmer Oberhofes über das Culmer Land sich nicht 
erstreckt habe, abgesehen natürlich von besonderen Privi- 
legien für einzelne Städte. Diese Voraussetzung ist aber 
nicht gegeben. Der Culmer Oberhof hat selbst in zwei aller- 
dings aus späterer Zeit vorliegenden Anfragen nach Magde- 
burg!) erklärt, daß alle Städte im Preußenland, soweit sie 
mit Magdeburger Recht bewidmet sind, ihre Urteile in 
Culm schelten. In der einen Anfrage heißt es: „... als 
ir wol wisset das alle die in Pruszen lande vor gerichten 
urteil schelden in meydenburg. recht die schelden sie czu 
uns.“ In der zweiten Anfrage heißt es: „Wisset das wir 
Ratmannen von gotes gnaden und von unserm hern haben 
die gewalt das man alle orteil Meydeburg. gerichten in 
Pruszen lande czu uns schildet.‘“ v.Brünneck meint nun, 
daß daraus zu entnehmen sei, daß der Rechtszug nach 
Culm, wo dieser nicht, wie in Danzig, durch besondere Privi- 
legien eingeführt war, in einer, mit ausdrücklicher oder still- 
schweigender Genehmigung des Hochmeisters von den 
Ordensbeamten und den Gerichten der Städte längere Zeit 
hindurch beobachteten Übung und einem hieraus erwachse- 
nen Gewohnheitsrecht beruhe. Da aber in der zweiten An- 
frage, die nach ihrer ganzen Sprache übrigens später er- 
gangen zu sein scheint als die erstere, ausdrücklich davon 
gesprochen wird, daß die Culmer Ratmannen ‚von unserem 
hern‘“ das Recht des Oberhofs für alle preußischen Städte 
haben, liegt nicht nur eine lange beobachtete Übung 
und ein Gewohnheitsrecht für die Uıteilsschelte nach Culm 
vor, sondern eine ausdrückliche Verleihung durch den Orden, 


1) Stobbe a.a.O©. S.96 Nr. VI und S. 98 Nr. XII. 
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wie das auch bisher angenommen worden ist. Geht man 
aber hiervon aus, so involviert die Beleihung einer Ordens- 
stadt mit Magdeburg-Culmer Recht ohne weiteres auch den 
Rechtszug nach Culm. Wenn man also mit Keyser in dem 
oben erwähnten Satze der Danziger Handfeste von 1342/3 
die Bewidmung mit Magdeburg-Culmer Recht sehen wollte, 
so wäre die Verleihung des Rechtszuges nach Culm, wie 
v. Brünneck richtig erkannt hat, überflüssig. Legen wir 
dagegen die von uns gegebene Auslegung zugrunde, so 
bedurfte es allerdings einer besonderen Hervorhebung, 
wenn Danzig von nun an in Culm zu Haupte gehen sollte. 
Da vorher auch von dem Gerichtswesen in der Danziger 
Handfeste die Rede ist, so fügte sich die Beleihung Danzigs 
mit dem Rechtszug nach Culm ganz sinngemäß an. Wollte 
man dagegen in der Handfeste ine Bewidmung mit Magde- 
burg-Culmer Recht sehen, so wäre es natürlich gewesen, 
wenn die Erwähnung des Rechtszuges nach Culm sich 
sofort an die Verleihung des Culmer Rechtes angeschlossen 
hätte. Wie auch Keyser erwähnt, ist übrigens diese Vor- 
schrift, nach der Culm Oberhof für Danzig ist, auch im 
14. Jahrhundert und später nicht immer eingehalten worden. 
Jedenfalls ist uns eine Danziger Anfrage anscheinend aus 
dem Jahre 1391 nach Magdeburg bekannt. Offiziell wurde 
aber in Danzig auch in späterer Zeit, als Danzig Culm längst 
überflügelt hatte, an dem Rechtszug nach Culm festgehalten.!) 

Wenn auch das Privileg Ludolf Königs von 1342/3 
m. E. keine Bewidmung Danzigs mit Magdeburg-Culmer 
Recht enthält, so kann es wohl doch keinem Zweifel unter- 
liegen, daß in Danzig damals Magdeburg-Culmer Recht 
gegolten hat, und daß es auch weiterhin in Danzig Geltung 
gehabt hat. Das zeigen die uns erhaltenen Quellen. Nicht 
die Geltung des Culmer Rechts im 14. Jahrhundert und in 
der Folgezeit sollte in Zweifel gezogen werden, sondern nur, 
daß die Einführung des Culmer Rechtes erst durch die 
Handfeste Ludolf Königs erfolgt ist. Wenn diese Handfeste, 
wie wir mit Keyser annehmen, mit der Erweiterung der 
Stadt Danzig in Verbindung zu bringen ist, dann wäre es 


1) Außer der von Keyser S. 87 N. 1 genannten Danziger Anfrage 
an Magdeburg vgl. noch die bei Stobbe a. a. O. S. 122 N. 47 erwähnten. 
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auffallend, daß in ihr gleichzeitig eine Bewidmung mit 
Culmer Recht enthalten ist. Es wäre nicht zu verstehen, 
warum erst damals und nicht schon in der ersten Zeit der 
Ordensherrschaft über Danzig Magdeburg-Culmer Recht 
in Danzig eingeführt wäre. 

Somit ergibt sich als Resultat dieser Untersuchung, 
daß die uns erhaltenen Quellen keinen Aufschluß darüber 
ergeben, welches Recht in Danzig seit seiner Begründung 
als Stadt gegolten hat. Wir wissen nur, daß seit der ersten 
Hälfte des 14. Jahrhunderts Magdeburg-Culmer Recht in 
Danzig in Kraft gestanden hat. Wann es eingeführt ist, 
ob jemals vorher lübisches Recht gegolten hat und dieses 
dann später durch Culmer Recht ersetzt ist, oder ob von 
Anfang an Magdeburger Recht in Geltung gestanden hat, 
ist ungewiß. Daß aber, falls Danzig tatsächlich zunächst mit 
lübischem Recht bewidmet gewesen ist, demnächst reines 
Magdeburger Recht und dann erst culmisches Recht ein- 
geführt sei, das halten wir allerdings für ausgeschlossen. 
Sollte wirklich lübisches Recht zunächst gegolten haben, 
dann kann es nur durch culmisches abgelöst sein. Die 
Ansicht Keysers von den vier Perioden des Danziger 
Stadtrechtes ist nicht richtig. 
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V. 


Die Entstehung des Reichskammergerichts 
und die Anfänge der Reichsverwaltung. 


Von 


Herrn Prof. Dr. Hans Spangenberg 
in Rostock i. M. 


Die Entstehung des Reichskammergerichts ist schon 
den Reichspublizisten des 18. Jahrhunderts, Harpprecht, 
Senckenberg u. A.!) ein interessantes Problem gewesen. 

Die Grundlage für die moderne Forschung ist durch 
Otto Franklin geschaffen worden. Er behandelt im An- 
schluß an zwei kleinere Monographieen?) gründlich und fast 
erschöpfend in einem zweibändigen Werk?) die Geschichte 
des Reichshofgerichtes und zugleich die Anfänge des Reichs- 
kammergerichtes. Franklin wies die Existenz des Reichs- 
kammergerichtes seit 1442, also seit Kaiser Friedrichs III. 
Zeit quellenmäßig nach?); er erkannte bereits, daß Reichs- 
hofgericht und Reichskammergericht ‚ursprünglich zwei 
verschiedene Gerichte waren‘, und daß das letztere ‚schwer- 
lich durch eine bestimmte gesetzliche Anordnung‘, sondern 


1) Harpprecht, Staatsarchiv des kaiserlichen und des h. röm. 
Reichs Kammergericht, 1757 Bd.1; H. Chr. Senckenberg, Fabula 
iudicii Palatini in Caesarem, 1731, Abhandlung der wichtigen Lehre von 
der kaiserlichen höchsten Gerichtsbarkeit in Deutschland, Frankf. 1760, 
De iudicio camerali hodierno observationes, Wien 1764. 

2) Otto Franklin, De iustitiariis curiae imperialis, Breslau 1860, 
Beiträge zur Geschichte der Rezeption des römischen Rechts, Han- 
naover 1863. 

®) Otto Franklin, Das Reichshofgericht im Mittelalter, 2 Bde., 
Weimar 1867 und 1869. 

%) Franklin a.a.O. I S.343: „Mit dem Jahre 1450, daıf man 
sagen, endigt die Geschichte des Hofgerichts und beginnt die des Kammer- 
gerichts.‘“ 
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offenbar allmählich neben dem Hofgericht entstand; doch 
glaubte er resignierend dem Wunsche entsagen zu müssen, 
„den Ursprung des Kammergerichtes mit völliger Sicherheit 
nachzuweisen‘ und wies nur „auf einen Zusammenhang 
des Kammergerichtes mit dem königlichen Rate hin, 
welchem schon ziemlich früh eine gewisse jurisdiktionelle 
Tätigkeit übertragen wurde, als die Unmöglichkeit eintrat, 
das Hofgericht ordnungsgemäß zu besetzen.‘!) 

Die Bedeutung des Gegenstandes reizte J. A. Toma- 
schek?) und später G. Seeliger, die ‚Untersuchungen 
Franklins weiterzuführen. Tomaschek gelang es mit 
Hilfe neuen Materials, insbesondere der Wiener Reichs- 
register, den Bestand des Kammergerichtes schon im Jahre 
1415 urkundlich nachzuweisen. Er erklärte, ähnlich wie 
Franklin, die Entstehung des Gerichtes aus der persön- 
lichen Jurisdiktion des Königs: Der König, dessen oberste 
Gerichtsherrlichkeit in ihrer unerschöpflichen Fülle auch 
noch dem 15. Jahrhundert in Erinnerung geblieben sei, habe 
schon am Ende des 14. Jahrhunderts, entschiedener aber 
am Anfange des 15. Jahrhunderts, versucht, die ‚mit Ein- 
richtung des Reichshofgerichtes selbstgeschaffenen Schran- 
ken zu durchbrechen‘, den Kreis der eignen persönlichen 
Jurisdiktion ‚willkürlich zu erweitern‘, und zu diesem 
Zwecke sich daran gewöhnt, die ‚seiner persönlichen Kogni- 
tion unterbreiteten‘“ Rechtssachen, zuerst Streitigkeiten des 
Hofgesindes, hernach Streitfragen, die das Interesse der 
königlichen Kammer betrafen (woher der Name ‚Kammer- 
gericht‘“ entstanden sei), mit Umgehung des Hofgerichtes 
und „Hinzuziehung seiner Räte‘ zu entscheiden. Diese 
Gerichtsbarkeit, die der König entweder in Person oder 
durch seine Räte ausübte, „entfaltete sich nun neben der 
Gerichtsbarkeit des Hofgerichtes immer üppiger‘; die Be- 
deutung des königlichen Rates als Richterkollegiums wuchs, 
und unter Ruprecht war ‚die Gerichtsbarkeit des könig- 


2) A.a.O. I S.341, 342. Vgl. auch Otto Franklin, Beiträge 
zur Gesch. d. Rezeption d. röm. Rechts S. 185, 186. 

2) J. A. Tomaschek, Die höchste Gerichtsbarkeit des deutschen 
Königs und Reiches im 15. Jahrhundert, Sitzungsberichte der Wiener 
Ak. phil.-histor. Klasse, 1865 Bd. 49 S. 521 ff. 
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lichen Hofes und speziell des königlichen Rates bereits eine 
ausgemachte Sache‘.!) 

Die Abhandlung Tomascheks faßt das Kammer- 
gericht als eine aus der persönlichen Jurisdiktion des Königs 
selbständig, neben dem Reichshofgericht entstandene In- 
stitution. Seeliger?) dagegen erklärt seine Entstehung 
als Abspaltung vom Reichshofgericht, aus einer verschiede- 
nen Besetzung der Urteilerbank desselben: „Indem sich 
verschiedene Gruppen von Beisitzern bildeten, erstanden 
gesonderte Unterarten des einen Reichshofgerichts und 
schließlich verschiedene selbständige Gerichtshöfe.‘‘ ‚Unter 
Ruprecht gilt zwar noch die ganze am Königshof ausgeübte 
Gerichtsbarkeit als Ausdruck des einen Reichshofgerichts, 
aber schon lassen sich scharf und individuell ausgeprägte 
Unterarten desselben erkennen: 1. Die Hofgerichtsbarkeit 
des Hofrichters und 2. die des Königs oder Hofmeisters 
mit dem königlichen Rate.“ .... ‚Erst unter Sigismund 
erlitten die beiden Arten höfischer Gerichtsübung eine ab- 
schließende Scheidung.“ Der Name Hofgericht ist jetzt 
dauernde Bezeichnung für das unter Leitung des Hof- 
richters stehende Kollegium; die unmittelbar vom Könige 
geübte Gerichtsbarkeit wird als „Kammergericht‘“ be- 
zeichnet. 

Die letzterschienene, aus Joh. Lechners Feder 
stammende Monographie?) über die Anfänge des Reichs- 
kammergerichts leitet gleich Tomaschek die Entstehung 
desselben aus der persönlichen Gerichtsbarkeit des Königs 
her, der, unabhängig von den strengen Grundsätzen des 
deutschrechtlichen Verfahrens in den ordentlichen Gerich- 
ten, Rechtsfälle ‚in völlig zwangloser Weise durch recht- 
lichen Spruch, aber ohne Gericht und ohne Urteilfrage 
entschied‘, indem er nach freiem Ermessen Personen, auch 


!) Tomaschek a.a.O. S. 542, vgl. auch S. 581 fl. 

2) Gerhard Seeliger, Das deutsche Hofmeisteramt im späteren 
Mittelalter, Innsbiuck 1885 S.114f. Die Ausführungen Seeligers 
werden von Lechner 8. 78ff. (vgl. die folgende Anın.) in einigen wesent- 
lichen Punkten berichtigt. 

*) Joh. Lechner, Reichshofgericht und königliches Kammer- 
gericht inı 15. Jahrhundert, Mitteil. des Instituts f. österr. Geschichts- 
forschung, Innsbruck 1904, Ergänzungsbd. 7 S. 44-186. 
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Räte hinzuzog, die er für geeignet hielt. Diese außerordent- 
liche und außergerichtliche Rechtsprechung, die der König 
„mit Rat‘ übte, ist nach Lechner wohl zu scheiden von 
dem ordentlichen Verfahren, das ‚mit Urteil“ erfolgte.!) 
Sie kam zum Ausdruck in „Entscheidung einzelner wichtiger 
Fälle durch den König als Person nach zwangloser Beratung 
mit Männern seines Vertrauens ohne eigentliche Gerichts- 
sitzung‘“‘. Die außerordentliche Rechtsprechung barg den 
Keim für die Entstehung des Kammergerichts. Der Keim 
kam zur Entwicklung, als (nach 1400) die Parteien gegen 
Entscheidungen des Hofgerichtes in Fragen, welche das 
persönliche Interesse des Königs und das der Kammer 
berührten, ihre Privilegien geltend machten, welche Frei- 
heit vom Reichshofgericht gewährten. Der König sah 
sich daher genötigt, wenn anders er auch solche Fälle 
an seinem Hofe entscheiden wollte, ein anderes Forum für 
dieselben zu finden; und dieses Forum ‚‚bot sich von selbst 
in der schon früher geübten Rechtsprechung des Königs 
und seiner Räte; indem sich ..... . für diese Art der Recht- 
sprechung bestimmtere Formen bildeten, entstand so in 
erster Linie zur Wahrung der unmittelbaren Interessen 
des Königs und der Kammer das Kammergericht‘.?) 

„Der Hauptunterschied zwischen der Rechtsprechung 
durch den König und seinen Rat einerseits, dem Kammer- 
gericht andererseits‘ besteht nach Lechner darin, ‚daB 
hier das Urteil wieder von den Beisitzern als Urteilsspre- 
chern gefunden wurde, während dort der König allein nach 
einer Vorberatung mit seinen Räten‘‘®) entschied. Der 
Bestand des kgl. Kammergerichts datierte von König 
Sigismund an, während dessen Regierung der Name Kam- 
mergericht zum erstenmal und zwar in einem Privileg des 
Königs für die Stadt Köln vom 6. April 1415 urkundlich 
bezeugt ist. Dem Kammergericht blieb unter Sigismund 
der Charakter einer zwar nicht mehr außergerichtlichen, 
aber doch außerordentlichen Gerichtsbarkeit ; als das oberste 
ordentliche Gericht wurde auch damals das alte Reichs- 
hofgericht angesehen. 


1) Lechner a.a. ©. S. 69. 2) A.a.0. S. 83. 
°) A.a.0. S.70; vgl. „Ergebnisse“ S. 82 ff. 
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Das Ergebnis der Forschungen Franklins, Toma- 
scheks, Seeligers und Lechners über die Entstehung 
des Kammergerichts ist zusammenfassend in der neuesten 
Auflage des Lehrbuchs der deutschen Rechtsgeschichte 
von R.Schröder folgendermaßen formuliert worden: 
„Seit dem 15. Jahrhundert führte der verwahrloste Zustand 
des Reichshofgerichtes dahin, daß der König die meisten 
bei ihm eingegangenen Rechtssachen mit Umgehung des 
letzteren durch delegierte Kommissäre oder auch per- 
sönlich unter Zuziehung seiner Räte erledigte. ... . Die 
persönliche Rechtsprechung des Königs nahm seit Sigmund 
wieder mehr gerichtliche Formen an, aus denen das 1415 
zuerst bezeugte königliche Kammergericht hervorgegangen 
ist. Anfangs noch mehr den Charakter eines außerordent- 
lichen Gerichtes tragend, gelangte es erst unter Friedrich III. 
zu festerer Ausgestaltung und wurde zu einem mit dem 
Reichshofgericht konkurrierenden und diesem in manchem 
nachgebildeten obersten Reichsgericht.‘‘!) 

Die Forschungen Tomascheks und Lechners haben 
den terminus ante quem für die Entstehung des Re:chs- 
kammergerichts von 1442 bis 1415 zurückgeschoben, aber 
das Problem der Entstehung selbst nicht sehr erheblich 
gefördert. Der Weg, der, wie mir scheint, zu einer richtigeren 
Erkenntnis führt, ist bereits durch Franklins Vermutung 
“ gewiesen worden, daß das Kammergericht sich aus dem 
königlichen Rat entwickelt habe; und Lechner hat den 
Wert dieser Andeutung wohl gewürdigt, wenn er schreibt: 
„Es ist keine Hypothese, die erst aufgestellt, sondern eine 
Tatsache, die nur aus den Quellen abgelesen zu werden 
brauchte, daß die Wurzeln des Kammergerichts im könig- 
lichen Rate zu suchen sind‘‘?); aber er hat die richtige Er- 
kenntnis nicht ausgenutzt und allzu vorsichtig haftend 
an dem von ihm selbst bereicherten Quellenmaterial des 
15. Jahrhunderts im wesentlichen die kammergerichtliche 
Tätigkeit dieser Zeit aufgeklärt. Das „eigentümliche 


1) Richard Schröder, Lehrbuch der deutschen Rechtsgeschichte, 
6. Auflage herausgegeben von Eberhard Fireiherrn v. Künßberg, 
Leipzig 1919 S. 601. 

ı) A.a.0. S.70. 
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Dunkel‘, das noch jetzt über den Anfängen des königlichen 
Rates liegt und sich erst seit O. Redlichs Entdeckung!) 
vereidigter consiliarii am Hofe Rudolfs von Habsburg und 
durch V. Samaneks Forschung?) zu lichten beginnt, 
scheint den Weg zu einer tieferen Erkenntnis gesperrt zu 
haben. 

Die Klärung der Frage, wie der königliche Rat ent- 
standen ist, verspricht auch über die rechtsprechende Tätig- 
keit der Räte Aufschluß zu gewähren. Denn darin liegt die 
besondere Eigentümlichkeit des Kammergerichts, durch 
die es sich grundsätzlich von den deutschen Gerichten des 
Mittelalters unterscheidet: Es ist Beamtengericht gewesen?); 
Hofbeamten, Räten, später juristisch vorgebildeten Be- 
rufsbeamten fiel hier die Aufgabe der Rechtsprechung zu 
im Gegensatz zum Reichshofgericht, das bis zu seinem 
Ende Volksgericht geblieben ist. Diese charakteristische 
Eigentümlichkeit des Kammergerichtes legt die Frage nahe, 
ob nicht das Rätegericht identisch ist mit dem im 13. Jahr- 
hundert (oder nach der herrschenden Auffassung im 14. Jahr- 
hundert) entstandenen königlichen Rat, der sich aus ab- 
setzbaren, vereidigten consiliarii gebildet hat. Die jener 
Zeit eigentümliche ‚Vermischung‘ von Verwaltung und 
Rechtspflege, die Tatsache, daß die Rechtspflege im deut- 
schen Reich von alters her den ‚Kern der Regierungs- 
tätigkeit‘‘ gebildet hat, verleiht der Annahme eine gewisse 
Wahrscheinlichkeit, daß der Kronrat von Anbeginn auch 
richterliche Funktionen ausgeübt haben könne. 

Diese Erwägungen geben der Lösung des Problenis 
einen neuen Ausgangspunkt und lassen es notwendig er- 


!) Oswald Redlich, Rudolf von Habsburg, Innsbruck 1%3 
S. 733, 753 fl. 

2) Vincenz Samanek, Kronrat und Reichsherrschaft im 13. und 
14. Jahrhundert, Abhandl. z. mittleren und neueren Geschichte Heft 18, 
Berlin 1910. 

®) Das Reichskammergericht teilt diese Eigentümlichkeit, wie 
später ausgeführt werden wird, mit den territorialen ‚„Hof-‘‘ oder „Kam- 
mergerichten‘“ in der Mark Brandenburg, Österreich, Baierın usw. Vgl. 
z. B. Arnold Luschin von Ebengreuth, Geschichte des älteren Ge- 
richtswesens in Österreich, Weimar 1879 8. 99: „Im Regierungsgericht 
entschieden die besoldeten herzoglichen Räte, also Beamte.“ 
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scheinen, zunächst die bisher nicht hinreichend aufgeklärte 
Entstehung des deutschen Beamtentums, des Kronrats und 
der Reichsverwaltung zu behandeln. Damit ist die im Titel 
der Abhandlung ausgesprochene Zweiteilung gegeben. 


I. 


Das 13. Jahrhundert bezeichnet in der Verfassungs- 
wie in der Verwaltungsgeschichte!) einen tiefen Einschnitt 
der Entwicklung. 

Die Anfänge einer gleichartigen Verwaltung, wie sie 
die karolingische Zeit durch Einteilung des Reiches in 
Grafschaften zu schaffen begann, verloren sich allmählich 
mit dem Aufkommen des Lehnwesens. Die deutschen Könige 
verliehen bereits seit dem Ausscheiden des deutschen Rei- 
ches aus der karolingischen Monarchie Herzogtümer, Mark- 
grafschaften und Grafschaften in Form des Lehens; und der 
Reichsklerus, in dem Otto I. sich ein gefügiges Beamtentum 
zu schaffen suchte, bewährte sich zwar lange Zeit als Ersatz 
für den schwindenden weltlichen Beamtenstand; aber der 
Investiturstreit, den man mit Recht als Kampf um die 
Beamtenschaft des Reiches bezeichnet hat, erschütterte 
auch diesen Pfeiler des königlichen Regimentes. 

Die Umbildung des Reichsamtes in ein erbliches Lehen, 
welche allmählich das Amt in eine Herrschaft, die vom 
König übertragene Gerichtsbarkeit in eine Gerichtsherr- 
lichkeit verwandelte, verlieh dem Inhaber lehnrühriger 
Herzogtümer, Grafschaften, Vogteien nach oben hin und, 
weil ‚das Recht des Belehnten an dem Lehnsobjekt prin- 
zipiell eine Mitausübung durch den Lehnsherrn ausschloß‘‘?), 


1) Die deutsche Verwaltungsgeschichte ist bisher über Gebühr ver- 
nachlässigt worden, während ihrer Schwester, dem Verwaltungsrecht, 
ein glücklicheres Los beschieden war; das Verwaltungsrecht hat sich 
schon seit den sechziger Jahren des 19. Jahrhunderts aus seiner Ab- 
hängigkeit vom Staatsrecht und der Polizei- und Kameralwissenschaft 
gelöst und zu einer selbständigen Wissenschaft erhoben. 

2) Otto v. Zallinger, Zur Geschichte der Bannleihe, Mitt. d. 
Inst. f. österr. Geschf. 1889 Bd. X S. 225 Anm. 2: „Durch die Verleihung 
einer Amtsgewalt als Lehen verlor der König naturgemäß das Recht zu 
eigener unmittelbarer Handhabung derselben in dem betreffenden Amts- 
bereich.“ 
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auch im Innern des verlehnten Gebietes eine Selbständig- 
keit, die den einstigen Amtscharakter desselben im Grunde 
aufhob. Die Feudalisierung des Amtes gab dem Beliehenen 
einen eignen Anspruch auf die mit dem Amt verliehenen 
Befugnisse ; das Königtum war gezwungen, auf Mitausübung 
der Befugnisse zu verzichten. Daher mußte dem Lehnstaat 
eine einheitlich gegliederte staatliche Verwaltung fremd 
bleiben. 

Die gleiche Entwicklung, welche das Königtum von 
einer Einmischung in die inneren Angelegenheiten der 
Fürstentümer mehr und mehr auszuschließen drohte, 
gefährdete auch die Fürsten innerhalb ihres Gebietes. Das 
Königtum unterlag schließlich in diesem Kampfe; die Für- 
sten lösten sich vornehmlich durch eine ihnen günstige 
Fortbildung des Reichslehnrechtes von der Zentralgewalt 
und erhoben sich zu „Landesherren.‘‘ Dagegen gelang es 
umgekehrt den Territorialherren, in ihren Gebieten die 
Schranken des Lehnrechtes zu durchbrechen und hier eine 
geordnete Verwaltung einzurichten, wie man sie seit den 
Tagen Karls des Großen nicht gesehen hatte. Sie schufen 
mit dem neuen Beamtentum und der Einteilung des Landes 
in gleichartige Amtsbezirke in der Zeit vom 12. bis 14. Jahr- 
hundert die Grundlagen der modernen Verwaltung. Es war 
eine durchaus neue und selbständige Schöpfung. 

Die Landesherren bedienten sich im Kampfe mit der 
Vasallität, die im erblichen Besitz ihrer Lehen allzu un- 
abhängig geworden war, der Ministerialen; diese gehörten 
als Unfreie mit Leib und Gut dem Herrn an, zu dessen 
Dienste sie geboren waren. Die Erkenntnis der Vorteile, 
welche die absetzbare, unfreie Ministerialität dem Herrn 
gewährte, mußte praktisch zu dem Grundsatz führen, ver- 
lehnbaren Grund und Boden, Ämter und Rechte möglichst 
nur an Ministeriale zu verleihen. Dies Gegenmittel gegen 
die wachsende Selbständigkeit der feudalen Herren be- 
währte sich eine Zeit lang vortrefflich; aber es versagte, 
als auch die Ministerialen mit der Ritterwürde aktive und 
passive Lehnsfähigkeit erwarben und sich aus der un- 
freien Stellung einer herrschaftlichen Genossenschaft zur 
freien ritterschaftlichen Korporation erhoben. Die alten 
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Verlegenheiten und Schäden traten wiederum in neuer 
Gestalt hervor. Da entschloß sich das zur Landesherrschaft 
emporstrebende Fürstentum um die Wende des 12./13. Jahr- 
hunderts, mit den bisherigen Grundsätzen zu brechen; 
und es gelang vielen Territorialherren, namentlich den 
größeren, in der Tat schon während des 13. Jahrhunderts, 
aller Zersplitterung, allen erblichen Lehnsgewalten, ex- 
imierten und dynastischen Herrschaften zum Trotz, durch 
Gliederung ihres Landes in gleichartige lokale Amtsbezirke 
die Anfänge einer einheitlichen Organisation zu schaffen, 
die bisweilen — z. B. in Baiern — bis ins 18., 19. Jahr- 
hundert hinein die Grundlage der lokalen Amtsverfassung 
geblieben ist. 

Die wichtige Änderung bestand vor allem in der Ver- 
wendung eines neuen Beamtentums. Die Landesherren be- 
setzten die neuentstehenden Amtsbezirke mit Beamten, 
welche sie prinzipiell ohne Rücksicht auf einen bestimmten 
Stand erwählten, in der Regel auf kürzere Zeit, ein oder 
mehrere Jahre durch einen kündbaren Vertrag und gegen 
einen festgesetzten, zunächst meist in Immobilien, Natural- 
bezügen, Anweisungen auf Amtsbezüge, später regelmäßig 
in Geld gezahlten Lohn mit ihrem Amte bestallten. Ein 
Amtseid verpflichtete zu gewissenhafter Erfüllung der 
Amtsobliegenheiten. Das Lehnrecht und Dienstrecht 
mußten dem Amtsrecht, das beneficium und ministerium 
dem officium weichen. 

Die Verwendung des neuen Beamtentums konnte sich 
erst allmählich und seit der Zeit durchsetzen, als die zur 
Ausübung der hohen Gerichtsbarkeit erforderliche könig- 
liche Bannleihe fortfiel und das Fürstentum durch die 
Errungenschaften der Zeit Friedrichs II. die Befugnis ge- 
wann, Gerichtsbarkeit zu verleihen, Gerichtsstätten selb- 
ständig zu verlegen und neue Bezirke nach eignem Er- 
messen einzurichten. Doch gelang es schon mehrfach um 
die Mitte des 13. Jahrhunderts, die feudalen Herren, 
Vizegrafen, Burggrafen, Vögte etc. durch absetzbare Be- 
amte zu ersetzen, die in Vertretung des Landesherrn all- 
gemeine administrative, richterliche, militärische Funktionen 
versahen ; man bezeichnete sie in Belgien, Burgund, Holland 
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als baillis, in rheinischen Gebieten, Berg, Geldern als Amt- 
männer, im kölnischen Westfalen und in Niedersachsen 
als Drosten, in der Mark Brandenburg und Meißen, Mecklen- 
burg, Holstein, der Grafschaft Wernigerode, Anhalt etc. 
als Vögte, in Baiern als Vitztume, in Schlesien als Kastellane. 
Wie Schlesien in mindesten 57 Kastellaneien, so ist die Mark 
Brandenburg mit der Zeit in etwa 30 bis 35 Vogteien ein- 
geteilt worden.!) 

Diese Neuerungen rechtfertigen es gewiß, das 13. Jahr- 
hundert neben dem 16. und 19. Jahrhundert als eine 
besonders wichtige Epoche der deutschen Verwaltungs- 
geschichte zu bezeichnen. Die Neuerungen betrafen jedoch 
nicht bloß dieLokalverwaltung ?) ;auch die Zentralverwaltung 
erhielt ein neues Organ in einem landesherrlichen, freilich 
noch unorganisierten Rat, der sich im allgemeinen aus Hof- 
beamten und eigens ernannten, beamteten consiliarii zu- 
sammensetzte. 


1) Die Entstehung des neuen Beamtentums und der Lokalverwal- 
tung ist ausführlicher von mir dargestellt worden in „Hof- und Zentral- 
verwaltung der Mark Brandenburg im Mittelalter‘, Leipzig 1908 und in 
der Histor. Zeitschrift 1909 S. 478fl. Außer der hier zitierten Literatur 
vgl. Wilh. Hücker, Die Entstehung der Amtsverfassung im Herzog- 
tum Westfalen, Diss. Münster 1909; A. Roßberg, Die Entwicklung der 
Territorialhoheit in der Grafschaft Ravensberg, Diss. Leipzig 1909; 
©. Herkert, Das landesherrliche Beamtentum in der Markgrafschaft 
Baden, Diss. Freiburg 1910; Ulr. Schrecker, Das landesfürstliche 
Beamtentum in Anhalt, Breslau 1906; O. Oppermann, Holland unter 
Graf Florens V 1256—1296 (Studium Lipsiense. Ehrengabe für K. Lan- 
precht), Berlin 1909 S. 101; Rich. Heuberger, Das Urkunden- und 
Kanzleiwesen der Grafen von Tirol, Mitt. d. Inst. f. österr. Geschf., 
Ergbd. 9, 1915 S. 105 fl. 

Die Gliederung in einzelne Verwaltungsbezirke mit absetzbaren 
Beamten läßt sich auch für das Reichsgut nachweisen, das dem allgemeinen 
Zuge zu teiritorialer Entwicklung gefolgt ist; vgl. Hans Niese, Die 
Verwaltung des Reichsgutes im 13. Jahrhundert, Innsbruck 1905 S. 168 fi. 
„Das Reichsgut war in Amtsbezirke eingeteilt, an deren Spitze ein Schult- 
heiß, Burggraf oder Vogt stand.“ So zerfiel z. B. die Landvogtei Nürn- 
berg um die Wende des 13. Jahrhunderts in 24 Ämter; Niese a. a. O. 
S. 205 ff. 

2) Vgl. G. v. Below, Territorium und Stadt, München 1900 
S.284 (2. Aufl, München 1923 S. 195): ‚Der Schwerpunkt der Neue- 
rungen des 13. Jahrhunderts liegt in der lokalenVerwaltung.‘“ — Mit Recht 
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Die Hof- und Landesverwaltung der Fürsten trug noch 
im 13. Jahrhundert einen sehr primitiven Charakter. Der 
Fürst, Mittelpunkt und Hauptorgan der Verwaltung, 
führte mit seinen Hofbeamten die Regierung ganz per- 
sönlich; er sprach Recht an echter Dingstatt und berief 
angesehene, einflußreiche, ihm ergebene Landesinsassen, 
Geistliche und Weltliche, adlige und freie Vasallen, seit 
dem 12. Jahrhundert mit Vorliebe unfreie Ministerialen 
zu Hoftagen oder Landtagen (curia, placitum, conventus, 
Landding), um mit ihnen Rat zu pflegen und in Überein- 
stimmung mit dem Rechtsbewußtsein des Volkes Rechts- 
fälle entscheiden und Regierungsangelegenheiten erledigen 
zu können. Die Vasallen verpflichtete das Lehnsverhältnis, 
ihrem Herrn, sobald er sie berief, „debitum consilium“ 
zu erteilen; die Ministerialen mußten als Unfreie die ge- 
forderten Dienste leisten. Der teilweise noch um die Mitte 
des 13. Jahrhunderts herrschende Brauch der Fürsten, aus 
getreuen Mannen und abhängigen Ministerialen bald diesen, 
bald jenen zur Ratserteilung und Mithilfe bei der Regierung 
heranzuziehen, ließ sich jedoch nicht mehr aufrechterhalten, 
als die diensthörigen Genossenschaften sich in freie ritter- 
schaftliche Korporationen verwandelten und mit den 
anderen Ständen, der Geistlichkeit und dem aufblühenden 
Bürgertum, die Untertanenpflichten möglichst abzu- 
schütteln, auf Kosten ihres Herrn öffentliche Rechte und 
wirtschaftliche Macht zu gewinnen suchten. Die Emanzipa- 
tion der Stände von der Landesherrschaft ließ schon damals 
den dualistischen Charakter des jungen Ständestaates deut- 
lich hervortreten; sie veränderte mit der Lockerung des 
Untertanenverbandes das Verhältnis des Landesherrn zu 
den Personen, die ihm als Diener und Ratgeber in der Landes- 
verwaltung zur Seite standen. Die Fürsten verließen daher 


warnt Gustav Schmoller, Die Straßburger Tucher- und Weberzunft, 
Straßb. 1879 8. 469 vor einer Überschätzung der Reformen des 16. Jahr- 
hunderts: „Das Charakteristische der ganzen Epoche (16. Jahrhundert.) 
scheint .... mehr darin zu liegen, daß sie an allen Punkten nach einer 
festen Ordnung, nach einer Gestaltung der im Keime vorhandenen 
politischen und sozialen Ideen ringt, als daß sie ganz neue schöpferische 
Gedanken gehabt und ausgeführt hätte.“ Was das 16. Jahrhundert 
geformt hat, ist im 13. Jahrhundert entstanden. 
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das veraltete System, bald diesen, bald jenen zur Teilnahme 
am Rat heranzuziehen, und gingen dazu über, ergebene 
Personen auf Zeit in ihren Dienst zu stellen, sich in eigens 
ernannten, abhängigen und absetzbaren consiliarıi ein ge- 
eignetes Beamtenpersonal auch für die Zentralverwaltung 
zu schaffen. Es ergab sich die Notwendigkeit, bestimmte 
consiliarii zu ernennen und sich ihrer Verschwiegenheit und 
Treue besonders zu versichern. Die Teilnahme am Rat 
gestaltete sich zum festen Amt; die consiliarii wurden gleich 
anderen Beamten durch Bestallungen berufen und ver- 
eidigt. Dazu gehörten sowohl Personen, die zugleich Be- 
amte der Hof- bzw. Lokalverwaltung waren, wie auch solche, 
die, ohne ein bestimmtes Hof- oder Lokalamt zu bekleiden, 
als consiliarii in den Dienst des Landesherrn traten und daher 
zum großen Teil nicht ständig am Hofe ihres Herrn lebten. 

Der landesherrliche Rat entbehrte jeder festen Organi- 
sation. Die Räte arbeiteten und lebten mit dem Landes- 
herrn in fortwährend wechselnder Zusammensetzung; und 
doch wurde nicht nur die Gesamtheit der gerade anwesenden, 
sondern auch die Gesamtheit aller, tatsächlich vielleicht: 
niemals oder nur ganz selten zu einer Sitzung vereinigten 
Räte als Einheit aufgefaßt und so bezeichnet.!) 

Das neue Organ der Zentralverwaltung entstand in 
weltlichen und geistlichen Territorien. Es bestand in Öster- 
reich schon um 12512), in Niederbaiern um 12583), in Braun- 
schweig - Lüneburg um 1267 ?), in Württemberg um 12695), 


!) Hans Spangenberg, Vom Lehnstaat zum Ständestaat, 
München 1912 S. 24ft., S. 36 ff. 

?2) Arnold Luschin v. Ebengreuth, Österr. Reichsgeschichte. 
Bamberg 1895 I S. 177; ders. in der Histor. Zeitschr. Bd. LXXVIU 
S. 438 fl.; Alfons Dopsch, Mitt. desInst. f. österr. Geschf. Bd. XIV S. 459. 

3) Sigmund Riezler, Geschichte Baieıns, II S. 174, 508, II 
S. 674; Ed. Rosenthal, Geschichte des Gerichtswesens und der Ver- 
waltungsorganisation Baierns, 1889 I S.236ff., 250ff. und Zeitschr. der 
Savieny-Stiftung G. A. XXIX 1908 S. 341 ff. 

4) Sudendorf, Urkb. I Nr. 64 (1267 31/3), Nr. 95 (1282), Nr. 122 
(1293) usw. 

6) Friedrich Wintterlin, Geschichte der Behördenorganisation 
in Württemberg, Stuttgart 1902, Teil 1 S. 11ff. und K. V. Fricker und 
Th. v. Geßler, Geschichte der Verfassung Württembergs, Stuttgaıt 
1869 S. 41 ff. 
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in der Mark Meißen um 1270?), in der Mark Brandenburg 
um 12752), in Mecklenburg um 1284°), in der Markgraf- 
schaft Baden um 1299), in Jülich5), im Herzogtum Kleve®) 
und in den schlesischen Territorien?) im 13. Jahrhundert, 
in Tirol um 1300°), in Lippe jedenfalls vor 1314°), in An- 
halt vor 132319); und häufig fand auch die Tätigkeit des 
„geschworenen Rates“ (,consilium iuratum‘‘) geistlicher 
Territorien, wie der Erzbistümer Magdeburg und Salzburg, 
der Bistümer Osnabrück, Paderborn, Münster schon während 
des 13. Jahrhunderts in der urkundlichen Überlieferung 
ihren Niederschlag.!!) Der Rat behielt in diesen Ländern, 
für die er sich bisher urkundlich nachweisen ließ, sehr wahr- 
scheinlich in der großen Masse deutscher Territorien die 
eigentümlich fluktuierende, wechselnde Gestalt, bis er durch 
die Neuorganisation der Verwaltung im 15./16. Jahrhundert 
die Form einer modernen Behörde erhielt. 


1) H. B. Meyer, Hof- und Zentralverwaltung der Wettiner, Leipzig 
1902 S.19, v. Posern-Klett, Zur Geschichte der Markgrafschaft 
Meißen im 13. Jahrhundert, Leipzig 1863 S. 52 ff. 

2) Hof- und Zentralveiwaltung der Mark Brandenburg S.30fl. 

8) Robert Küster, Die Verwaltungsorganisation in Mecklenburg, 
Diss. Freiburg 1909 S. 33 ff. und W. Radloff, Das landesfürstl. Beamten- 
tum in M., Diss. Kiel 1910 S. 28 ff. 

4) O.Herkert a.a.O. S. 64ff., 68. 

5) G.v. Below, Die landständ. Verfassung in Jülich und Berg, 
Teil 1 Anm. 21 und S. 308. 

6) Th. Ilgen, Herzogtum Cleve. Ämter und Gerichte, Bonn 1921 
1 S.506ff. Dazu Schottmüller, Organisation der Zentralverwaltung 
etc., S. 3ff. und Küch im Düsseldorfer Jahrbuch, Bd. XII S. 283 fl. 

?) Felix Rachfahl, Die Organisation der Gesamtstaatsverw. 
Schlesiens, Leipzig 1894. 

8) A. Jäger, Landständ. Verfassung Tirols, Bd. II S. 15ff., 25ff; 
Heuberger a.a.O. S. 447 fl. 

®) Lippesche Regesten (Preuß-Falkmann), II Nr. 615 (1314 27/7). 

16) Schrecker a.a.0. S.64. Nach den auf S.62ff. zitierten 
Urkundenstellen hat der Rat in Anhalt gewiß schon im 13. Jahrhundert 
bestanden. 

11) Die urkundlichen Belege für die geistlichen Territorien sind 
von mir, Hof- und Zentralverw. der Mark Brandenburg S. 32 Anm. 9 
gegeben worden; vgl. auch Mitteilungen des Vereins für die Gesch. 
Osnabrücks, 1901 Bd. XXV 8.98 fl. (,„Der geschworene Rat des Bischofs‘“); 
Albert Brackmann, Zeitschrift des Harzvereins, XXXII 1899 S. 121 ff. 

16* 
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Die territorialen Reformen des 13. Jahrhunderts 
brachen in der Verwaltung mit dem Feudalismus!) und 
legten den br>3iten Grund für modernes Amtswesen; zugleich 
aber wirkten sie vorbildlich auch auf die Reichsverwaltung 
ein; denn diese entlehnte nicht bloß einzelne Ämter, ‚die 
seit dem 13. Jahrhundert am Hofe des Königs entstanden‘, 
wie z.B. das Amt des Hofmeisters, der Territorialverwal- 
tung — „ein deutliches Zeichen, daß das Reich aufgehört 
hatte, die treibende Kraft für die Fortbildung des Ämter- 
wesens zu sein‘ —2); wichtiger noch ist es, daß auch der 
königliche Rat, dessen Existenz schon für die Zeit Rudolfs 
von Habsburg, also für das Ende des 13. Jahrhunderts 
bereits, durch Redlichs Forschung quellenmäßig bezeugt 
ist, — wie nunmehr nachgewiesen werden soll — eine Nach- 
bildung des im 13. Jahrhundert entstandenen territorialen 
Rates war. 

Die Entstehung des königlichen Rates, der uns erst 
seit Heinrichs VII. Zeit ‚in deutlich erkennbarer Form“ 
entgegentritt, ist bisher nicht genügend aufgeklärt worden. 
Die heute herrschende, in Schröders Lehrbuch der Rechts- 
geschichte formulierte Ansicht, daß der Hofrat seit Hein- 
richs VII. Zeit ‚ein geschlossenes Beamtenkollegium bildete, 
das dann im 14. Jahrhundert fester abgegrenzt und organi- 
siert wurde‘ ®), läßt das Problem der Entstehung offen und 
befriedigt auch in so fern nicht, als die Tatsache, daß Rudolf 
von Habsburg bereits mit vereidigten Räten regiert hat), 
unberücksichtigt bleibt. Wann ist der deutsche Kronrat 
entstanden ? Hat er sich im Anschluß an ältere Verhältnisse 
organisch entwickelt oder seine spätere Form — da an 
völlige Neubildung kaum zu denken ist — einem Vorbilde 
entlehnt * Die Beantwortung dieser Frage fordert einen 
Rückblick auf die Verhältnisse der Stauferzeit. 


1) „Die Beseitigung des Lehnwesens im Beamtentum ist vielleicht 
die wichtigste Tatsache in der gesamten Geschichte des deutschen Ämter- 
wesens“‘; G. von Below, Gött. gel. Anzeigen, 18% S. 311. 

2) Heinrich Brunner, Grundzüge der deutschen Rechtsgeschichte. 
7. Aufl., besorgt von Ernst Heymann, München 1925 S. 15l. 

®) Schröder-Künßberg, Lehrbuch S. 535. 

4) Redlich, Rudolf von Habsburg, S. 733, 753 ff. 
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Der deutsche König leitete noch zur Stauferzeit die 
Regierung des weiten Reiches ganz persönlich, indem er 
ohne ständige Residenz die verschiedenen Gebietsteile be- 
reiste. Dort, wo er sich jeweilig aufhielt, befand sich auch 
der Sitz der Haus- und Hofverwaltung, wie der Reichs- 
regierung. Geistliche und weltliche Große nahmen an den 
Beratungen des Königs teil. Friedrich II. bezeichnete es 
gelegentlich als geltendes Reichsrecht, daß jede Kathedral- 
kirche verpflichtet wäre, einen Kleriker zu ständiger Dienst- 
leistung am königlichen Hof zu stellen. Neben den Geist- 
lichen gehörten Fürsten, Grafen, edle Vasallen, seit dem 
12. Jahrhundert in wachsender Zahl auch Reichsministe- 
risalen dem weiteren oder engeren Hofe des Königs an. 
Die Reichsministerialen, die im 12. Jahrhundert regel- 
mäßig die Hofämter des Reichstruchseß, Reichskämmerers, 
Reichsmarschalls und Reichsschenken versahen!), fanden 
nicht bloß im königlichen Haushalt und zur Verwaltung 
des Haus- und Reichsgutes, sondern auch als Diplomaten, 
Gesandte, Heerführer Verwendung; dieselben Personen, 
welche als ständige Mitglieder der königlichen „familie“ 
Dienste am Hofe leisteten, standen dem Könige auch als 
Ratgeber zur Seite, wenn er die Fürsten und Großen zu 
allgemeinen ‚„Reichshoftagen‘‘?) — denn ‚„Reichstage‘‘ gab 


1) Julius Ficker, Die Reichshofbeaniten der staufischen Periode, 
Sitzungsber. der Wiener Ak. phil.-histor. Kl., Wien 1862 Bd. 40 S. 447 ff. ; 
Ficker-Puntschart, Vom Reichsfürstenstande, Innsbruck 1911 Il 1 
S. 264 ff. 

2) Das Wort „Reichstag‘‘ wird zu freigiebig und sehr oft falsch 
angewendet. Schon Wilhelm Arnold bemerkt in der Verfassungs- 
geschichte der deutschen Freistädte II S.67: „Von einem Reichstag 
kann eigentlich erst seit dem Hinzutritt der Städte gesprochen werden; 
vorher gab es nur Hoftage oder Reichsversammlungen“. Ficker empfiehlt 
daher mit gutem Recht, das Wort „Reichstag“ für die Zeit bis zum 
15. Jahrhundert zu nmieiden; er wendet selbst, „da es Reichstage erst 
seit dem 15. Jahrhundert gegeben‘ habe, für die frühere Zeit grundsätz- 
lich die unterscheidende Bezeichnung „Reichshoftag‘“‘ an; Ficker- 
Puntschart, Vom Reichsfürstenstande, Innsbıuck 1921 II 2S. 1 Annı. 2. 

Die Darstellungen der deutschen Verfassungs- und Rechtsgeschichte, 
die den ‚‚Reichstag‘‘ vom 10. bis 15. Jahrhundert meist in einem Kapitel 
behandeln und schon dadurch den Eindruck erwecken, als handle es sich 
um die kontinuierliche Entwicklung einer einheitlichen Institution, 
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es damals noch nicht — berief, um mit ihnen Recht zu 
sprechen und Regierungsgeschäfte zu erledigen. 

Der König hatte freie Wahl, ob er eine Angelegenheit 
mit dem engeren oder weiteren Hof, mit der ‚familia“ 
oder auf Reichshoftagen mit den Fürsten zusammen er- 
ledigen wollte. Die unmittelbare Herrschergewalt des 
Königs im Reiche kam vor allem darin zum Ausdruck, 
daß er die königliche Banngewalt verleihen und die Fürsten 
und Großen zu allgemeinen Reichsversammlungen berufen, 
„in jedem Lande zu jeder Zeit Hof gebieten‘' konnte!); 
und die Fürsten mußten dem Rufe des Königs folgen, 
soweit sie nicht ausdrücklich vom Besuche der Hoftage 
befreit waren. Sie hatten damals kein Recht zur Mitwirkung 
in allgemeinen Reichsangelegenheiten, sondern lediglich 
die Pflicht, Heerfahrt und Hoffahrt zu leisten; die Pflicht 
zur Hoffahrt aber bestand hauptsächlich in der Rats- 
erteillung. Der König andererseits war nicht genötigt, die 
fürstliche Zustimmung bei Regierungshandlungen einzu- 
holen, sondern nur verpflichtet, in Übereinstimmung mit 
dem geltenden Rechte des Ganzen wie der Einzelnen zu 
bleiben. Da aber die unanfechtbare, dauernde Rechts- 
kraft königlicher Verordnungen durch die Zustimmung 
„der zu einem allgemeinen Hoftage entbotenen Fürsten“ 
bedingt war, so ist es üblich gewesen, in wichtigen allge- 
meinen Reichsangelegenheiten, zumal wenn ein Wider- 
spruch nicht ausgeschlossen schien, im voraus den fürst- 
lichen Konsens einzuholen.?) 

Das Herkommen gestaltete sich so, daB allgemeine 
Reichshoftage, welche Beschlüsse für das Ganze faßten, 
in der Regel in Franken stattfanden. Daneben versammelte 


übersehen, daß das 13. Jahrhundert einen bemerkenswerten Einschnitt 
in der Entwicklung bildet, und daß die vom Könige mit seinen fürstlichen 
Lehnsträgern um 1200 abgehaltenen Versammlungen einerseits, die 
Ständetage des 15. Jahrhunderts andererseits nach ihrer Stellung im 
staatlichen Organismus wie nach ihrer Kompetenz zwei ganz verschiedene 
Gebilde sind. Vgl. besonders Julius Ficker, Fürstliche Willebriefe, 
Mitt. d. Inst. f. österr. Geschf. III 1882 S. 16 ff. 

1) Ficker-Puntschart, Vom Reichsfürstenstande II 2 8.27. 

2) Ficker, Fürstliche Willcbricfe a.a. ©. S. 7ff.; Ficker-Punt- 
schart a.a.O. II 1 S.77f. 
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der König sehr häufig die Fürsten einzelner Länder zu 
Landeshoftagen. Er bedurfte ihrer Mitwirkung, um die 
Geschäfte der einzelnen Landesteile sachgemäß erledigen 
zu können; und wenn es sich „um gerichtliche Entschei- 
dungen vor dem Reiche‘ handelte, ‚mußte sich die be- 
sondere Berücksichtigung der Landesfürsten schon daraus 
ergeben, daß vor dem Reiche nicht nach allgemeinen Reichs- 
rechte, sondern nach den einzelnen Landesrechten ent- 
schieden“ wurde.!) Das Urteil wurde daher vorzugsweise 
von Landesgenossen gefunden. Das unmittelbare Ein- 
greifen des Königs wahrte die Einheit des Reiches und kam 
zugleich den Sonderinteressen der einzelnen Länder ent- 
gegen. 

Der Charakter des königlichen Regiments mußte sich 
aber wesentlich ändern, als die Ordnung der Reichshoftage, 
welche noch in staufischer Zeit die Grundlage der Ver- 
fassung und Verwaltung des Reiches bildete, etwa seit dem 
dritten Jahrzehnt des 13. Jahrhunders allmählich verfiel. 
Die Fürsten, welche sich damals zur Landcsherrschaft er- 
hoben und ihre Selbständigkeit der Zentralgewalt gegen- 
über wie im Innern der Territorien mehr und mehr festigten, 
folgten immer seltener dem Rufe des Königs zur Hoffahrt, 
die sie als lästige Pflicht empfanden; und Landeshoftage, 
die zahlreicher besucht waren, fanden schon in den beiden 
ersten Jahrzehnten des Jahrhunderts fast nur im Süden 
des Reiches statt.?2) Die alte Institution ließ sich nicht mehr 
zu neuem Leben erwecken, zumal die Könige, statt nun um 
so häufiger die einzelnen Reichslande zu besuchen, den Kreis 
ihrer unmittelbaren Tätigkeit mehr und mehr einschränkten. 
Vor allem die weltlichen Landesfürsten stellten sich nur 
selten am Hofe ein; sic wußten, daß die oft nur in einzelnen 
Reichsteilen anerkannten Könige wohl Reichshoftage be- 
rufen, jedoch deren Beschlüsse nicht durchsetzen konnten, 
wenn sie den Interessen des einzelnen Fürsten widersprachen. 

Die inneren Wandlungen, welche den Verfall des Lehn- 
staates ankündigten und eine mehr föderative Ordnung 
begründen halfen, nötigten das Königtum schon vor dem 


ı) Ficker-Puntschart a.a. O. II 2 S. 36ff., 53 fl. 
2) Ficker-Puntschart a.a. O. II 2 S. 134, 132 fl. 
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13. Jahrhundert, mehr als früher sich in der Regierung auf 
die Hilfe und den Rat einzelner ihnen besonders verbundener 
und einflußreicher Personen zu stützen, die nicht dem 
Fürstenstande angehörten. Die Grundlage der Ratspflicht 
jedoch blieb die alte; die als consiliarii bezeichneten Personen 
bildeten noch nicht, wie es im 14. Jahrhundert der Fall 
war, eine geschlossene Gemeinschaft durch Bestallungen 
oder Amtsverträge verpflichteter Räte. Der ‚„Reichsrat“!), 
den Friedrich II., als er 1220 Deutschland verließ, seinem 
unmündigen Sohne Heinrich (VII.) und später Konrad 
(1237) zur Seite stellte, trug den Charakter einer außer- 
ordentlichen, vorübergehenden Institution, eines Vormund- 
schafts- und Regentschaftsrates; er war kein Beamten- 
kollegium, sondern nahm als „Abzweigung von der kaiser- 
lichen Autorität‘2) mehr die Stelle des Regenten ein. Die 
Reichsverweser (procuratores regni), Erzbischof Engelbert 
von Köln (bis Dezember 1225) und Herzog Ludwig von 
Baiern (1226—1228), führten den Vorsitz im Regentschafts- 
rat, berieten gemeinsam mit ihm über alle wichtigeren 
Dinge und führten die Beschlüsse des Rates aus. Was der 
königliche Rat beschloß und der Reichsverweser verfügte, 
pflegte von dem königlichen Knaben in seinem und seines 
Vaters Namen bestätigt zu werden; in der Urkunde be- 
kundete er, mit Zustimmung des königlichen Rates (,de 
providentia‘, „de plenitudine consilii nostri‘‘) gehandelt 
zu haben. Der Reichsrat zur Zeit König Heinrichs VI. 
bestand, wie die gleichartige nach Konrads Königswahl 
(1237) geschaffene Institution, fast ausschließlich aus Geist- 
lichen und Reichsministerialen, im ganzen aus etwa 6 bis 
10 Mitgliedern. Er setzte sich nicht aus zufälligen, sondern 
aus erwählten, dauernden Räten zusammen, die insgesamt 
oder zum Teil sich am Hofe des Königs aufhielten und ihn 
auf seinen Reisen begleiteten.?) 


—— - 


ı) Lacomblet, Urkb. II 8. 140: „Consilium imperii“. 

2) Eduard Winkelmann, Jahrbb. der deutschen Geschicht® 
Kaiser Friedrich II., 1889 I S. 355. 

8) Isaacsohn, De consilio regio a Frederico II in Germania iD 
stituto commentatio historica, Berlin 1874; Winkelmann a.a. 0. " 
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Die außerordentliche Institution des Regentschafts- 
und Vormundschaftsrates, die gewiß ‚etwas fremdartiges 
hat‘‘ und in ihrer Eigenart vielleicht durch die in Sizilien 
gemachten Erfahrungen Kaiser Friedrichs II. bestimmt 
war, übte, soweit bekannt, auf die reguläre Regierungs- 
tätigkeit des deutschen Königs keine Wirkung aus etwa 
in dem Sinne, daß sie die herkömmliche Basis der Rats- 
pflicht veränderte oder den je nach Bedürfnis hinzugezoge- 
nen Räten, mit denen der Kaiser zu regieren pflegte, eine 
festere Organisation gab. Eine solche Entwicklung lag an 
sich durchaus im Bereiche der Möglichkeit; das lehrt die 
englische Geschichte: Der englische Regentschaftsrat, den 
die Kindheit Heinrichs III. notwendig machte, regte dessen 
Nachfolger Eduard I. an, nach dem Vorgange dieses ver- 
waltenden Kollegiums ein formiertes ‚consilium regis‘, 
den ständigen Staatsrat (Permanent council), als königliche 
Schöpfung ins Leben zu rufen.t) 

Die Ansätze einer modernen Beamtenregierung im 
deutschen Reiche, die allerdings schon in Friedrichs II. 
Zeit hervortraten, beschränkten sich doch im wesentlichen 
noch auf die Ernennung des Hofrichters, dessen Amt der 
Kaiser nach sizilischem Vorbilde 1235 in Deutschland ein- 
führte, und auf die Verwaltung des Reichsgutes durch 
Reichslandvögte. ‚Das Amt des Landvogtes‘‘, bemerkt 
Oswald Redlich, ‚schlug mit dem ebenfalls unter Fried- 
rich II. geschaffenen Amte des Reichshofrichters und mit 
dem aus ähnlichen Bedürfnissen hervorgegangenen Land- 
schreiberamte der östlichen Territorien die erste Bresche 
in den deutschen Lehnstaat, es bildete den Übergang zu 
einem wirklichen Beamtentum“.?) Friedrich II. beseitigte 


S. 346 ff., 351 Anm. 2.; Samanek, Kronrat und Reichsherrschaft S. 43 ff. ; 
Ficker-Puntschart a.a.O. II 1 S. 66ff. 

1) Rudolph Gneist, Englische Verfassungsgeschichte, Berlin 
1882 S. 216 Anm. 3, S. 327. 

2) Redlich, Rudolf von Habsburg, S. 464, S.454ff. Al. Schulte, 
Habsburger Studien, Mitt. d. Inst. f. österr. Geschf. VII 1886 S. 517, 
518 bemerkt: „Schon zu Friedrichs II. Zeiten wurde in dem Reichsland- 
vogt ein neuer Beamter für die Reichsverwaltung geschaffen ... . . der 
erste Beamte, der nicht nach Lehnrecht angestellt war, ... . . also der 
erste wirkliche Beanite, der in die deutsche Reichsverfassung wieder ein- 
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absichtlich einen Teil der lehnbaren Landvogteien, um sie 
an absetzbare Beamte zu vergeben.!) Daß er jedoch die 
deutsche Zentralregierung umzugestalten versuchte, ist 
nicht ersichtlich. Mochte sich auch hier infolge der Locke- 
rung der fürstlichen Stellung und der schwindenden Un- 
freiheit der Reichsministerialen ähnlich, wie es in den Terri- 
torien der Fall war, die Unzulänglichkeit des bisherigen 
Zustandes fühlbar machen, so ist es doch, soviel wir wissen, 
zu durchgreifenden Reformen nicht mehr gekommen. 
Die Grundlagen der Reichsregierung wankten in den 
Stürmen des 13. Jahrhunderts. Die Gegenkönige der 
Staufer und die Könige des Interregnums übten kaum 
noch eine wirkliche Regierung aus, selbst Wilhelm von 


gefügt wurde.“ Dieser Bemerkung Schultes glaubt H.Niese, Ver- 
waltung des Reichsgutes S. 153 nicht beipflichten zu können: Der schon 
in karolingischer Zeit bekannte Amtsbegriff habe sich durch die ganze 
zwischenliegende Zeit gehalten, „viel weniger vom Lehnwesen berührt, 
als gemeinhin angenommen wird, hauptsächlich wohl infolge Verwendung 
unfreier Ministerialen‘‘; „man sicht, daß man den Begriff des Amtes 
und zwar des unfreien Amtes (ministerium, servitium) auch im 11. und 
12. Jahrhundert kannte, ... . das Lehnsverhältnis vom Dienstverhält- 
nis zu scheiden wußte“ (S. 152). — Die Tatsache, daß die Vogteien im 
12. Jahrhundert oft, sogar mit Vorliebe an Ministerialen vergeben wurden, 
ist unbestreitbar. Aber Niese irrt, wie mir scheint, indem er das Dienst- 
verhältnis des Unfreien mit dem Amtsverhältnis identifiziert. Die Mini- 
sterialen, welche als Unfreie Dienst leisten mußten, unterschieden sich 
wesentlich von den freien Herren und Rittern, die im 13. Jahrhundert 
durch kündbaren Vertrag auf Zeit als Beamte angestellt wurden. 
Derrechtliche Unters-hied zwischen ministerium und offictum kommt auch 
in der Urkundensprache zum Ausdruck: „Die spezifische Bezeichnung 
für das Verwaltungsamt in der Reichsverfassung des 13. Jahrh. war 
officium, für den Beamten officiatus“. (Niese S. 153.) 

Der erste angebliche Beanıite auf Reichsgut ist nach Niese S. 183 fl. 
der um 1073 als praefecetus und advocatus bezeugte, von Lampert von 
Hersfeld als Graf bezeichnete Vogt Bodo von Goslar gewesen (vgl. auch 
M. Stimming, Das deutsche Königsgut im 11. und 12. Jahrhundert, 
Berlin 1922 8. 37 ff., 106). Wie mir scheint, kann man sich den Grafen 
Bodo nur als Lshnsinhaber des Amtes denken; er lebte in einer Zeit, 
in welcher freie Herren und vollends Giafen ein Amt grundsätzlich nur 
in der Form des erblichen Lehens angenommen haben (vgl. auch Niese 
S. 143). 

1) Vgl. Niese a.a. O. S.52f.; K. Weller, Festschrift für Dietrich 
Schäfer, 1915 S. 211f. 
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Holland nicht, der eigentlich nur in dem einzigen Jahre 
1255, in welchem er mit Hilfe der Städte die Reichsgewalt 
auf föderativer Grundlage herzustellen suchte, eine be- 
deutendere Wirksamkeit auszuüben vermochte. Wilhelm 
stützte sich in seinem Regiment, das vor 1254 in Wahrheit 
kaum über die rheinischen Gebiete hinausreichte, — wie 
die urkundlichen Vermerke ‚‚de providentia consilii nostri“, 
„nach seines Rates Rat‘ erkennen lassen — auf seinen 
holländischen, aus dem Reich vielleicht erweiterten Terri- 
torialrat, der in Holland früher wohl, als in den meisten 
deutschen Territorien die Form einer aus beamteten 
Räten bestehenden Gemeinschaft annahm.!) Nach dem 
Tode Wilhelms von Holland schwanden die Anfänge eines 
Neubaues dahin. Konnte schon zu seiner Zeit von einer 
verfassungsmäßigen Wirksamkeit der königlichen Gewalt 
kaum noch die Rede sein, so versagten die fremdländischen 
Könige Richard und Alfons vollständig und ließen die päpst- 
liche Kurie, den wahren Regenten Deutschlands zur Zeit 
des Interregnums, frei gewähren. 

Die anarchischen Zeiten des Interregnums zerschnitten 
den unmittelbaren Zusammenhang mit der älteren staufi- 
schen Tradition; und als das deutsche Königtum mit Rudolfs 
Wahl wiederauflebte, vermochte das Reich nicht mehr 
„eigenkräftig neue Verfassungsinstitute zu bilden‘‘, sondern 
mußte sich ‚für seine absterbenden Formen Belebung von 
den frisch aufstrebenden Territorien erholen‘“‘.2) Da die 
lehnrechtliche Abhängigkeit des Landesfürstentums, das 
mehr und mehr einen ausgesprochenen Widerwillen gegen 
ein straffes Reichsregiment zeigte, durch die Entstehung 
der Landesherrlichkeit stark gelockert und die Umbildung 
der ehemals unfreien Reichsministerialen zu freien Reichs- 


1) Vgl. Samanek a.a.O. S.48. Die Urkunden, in welchen sich 
obige Formel findet, betreffen fast nur holländische Angelegenheiten. 
Graf Wilhelm II. hat sich durch Verwaltungsreformen um Holland ver- 
dient gemacht; die modern organisierte Verwaltung war ‚der bleibende 
Gewinn, den das Königtum Wilhelms von Holland seinem Lande hinter- 
ließ“; Oppermann, Ehrengabe für Karl Lamprecht, S. 101. Vgl. auch 
©. Hintze, Das Königtum Wilhelms von Holland, Leipzig 1885; Ficker- 
Puntscharta.a.O. II1lS.9l. 

3) Seeliger, Hofmeisteramt S. 4. 
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rittern weit vorgeschritten war, konnten Reichslehnrecht 
und Dienstrecht nicht mehr die Grundlage für die Rats- 
pflicht der Königsdiener bilden. Die Könige mußten für 
einen Ersatz sorgen; und da seit 1273 Landesherren den 
deutschen Thron bestiegen, lag nichts näher, als eine zeit- 
gemäßere Form der Zentralregierung den weiter vorgeschrit- 
tenen Territorien, die durch das Interregnum keinen Bruch 
in ihrer Entwicklung erlitten hatten, zu entlehnen. Die 
spärlich erhaltenen, von O. Redlich gesammelten Ur- 
kundenzeugnisset!) aus König Rudolfs Zeit lassen deutlich 
erkennen, daß Rudolf, der selbst ‚ein hervorragender 
Typus der Territorialherren seiner Zeit war‘?), die neue 
territoriale Form der Beamtenverwaltung in das Reich 
übernahm. Die Bezeichnung ‚‚consiliarius‘, „Rat“ kenı- 
zeichnete nun nicht mehr solche Personen, die der König 
aus ratspflichtigen Vasallen und Ministerialen nach freier 
Wahl zur Erledigung wichtiger Maßnahmen?) hinzuzog, 
sondern — wie es z.B. auch in Frankreich und Spanien 
der Fall war — Beamte, welche durch eine Bestallung zum 
königlichen Dienst berufen und durch einen ausdrücklichen 
Ratseid verpflichtet wurden. Zu diesen „geschworenen 
Räten‘“ gehörten Abt Heinrich von Fulda, Bischof Hart- 
mann von Augsburg u. a., nicht bloß ständiger am Hofe 
weilende Personen, sondern auch Fürsten und Grafen, welche 
ein Dienstvertrag mehr politisch-militärischen Charakters 


1) Redlich, Rudolf von Habsburg S. 754, 755; Formulare aus 
Rudolfs Zeit, herausgegeben von J. Schwalm im neuen Archiv f. ältere 
deutsche Geschk. XXXVIII 1903 S. 701 Nr. 263 (receptio familiaris). 

2) Redlich a.a. O. S. 733. 

?) Die Regierung Frankreichs wird im 13. Jahrhundert durch 
beamitete consiliaıii domini regis geführt (P. Viollet, Histoire des in- 
stitutions politiques et administratives de la France III, Paris 13 
S.299ff.); schon in der ganzen Zeit vom 8. bis 12. Jahrhundert findet 
man doıt „des conseillers attitres‘‘ (J. Flach, Les origines de l’ancienne 
France, Paris 1904 III S. 451 ff.). — Besonders merkwürdig ist die Ana- 
logie, die Aragonien bietet: Die Hofordnungen König Alfonsos 111. 
(1285—1291) lassen das consilium regis ganz deutlich als ein geschlossenes 
Ganze erkennen. Der König verleiht die Bezeichnung ‚‚consiliarius“ 
an schr viele; in jedem Teile seines Landes hat er consiliarii; der könig- 
liche Rat ist deshalb „so gut wie nie vollständig versammelt“; vel. 
K. Schwarz, Aragonische Hofordnungen, Leipzig 1914 S. 20ff. 
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als Ersatz für die schwindenden Vasallitätsbande dem 
Könige verbinden sollte. Ein solcher Dienstvertrag, die 
erste überhaupt erhaltene Ratsbestallung, ernannte 1279 
den Grafen Dietrich von Kleve zum ‚‚consiliarius et fa- 
miliaris domesticus“ König Rudolfs.!) Diese Form der 
Ratsbestallung bürgerte sich, wie es scheint, sehr schnell 
am königlichen Hofe ein. Dafür spricht auch ein merk- 
würdiger Vertrag?), durch den König Adolf dem Erzbischof 
von Köln verspricht, weder die Grafen von Berg und von 
der Mark noch den Herzog von Brabant oder irgendeinen 
anderen Feind der Kölner Kirche in seinen Rat, ‚in nostrum 
consilium et familiaritatem‘‘ aufzunehmen.) 

Der schnelle Wechsel der Dynastieen im spätmittel- 
alterlichen Deutschland behinderte eine allmähliche or- 
ganische Entwicklung, selbst die Gewöhnung an ein Her- 
kommen. Die verschiedene Gestalt des Rates während der 
einzelnen Regierungsperioden erklärt sich daher zum Teil 
aus den Erfahrungen und Gewohnheiten, welche die Könige 
jeweilig aus ihren Territorien mitbrachten. So wirkten 
zweifellos französisch-luxemburgische Einflüsse auf die Form 
und Tätigkeit des Rates zur Zeit Heinrichs VII. des Luxem- 
burgers ein. Die Grafschaft Luxemburg kannte das con- 
silium iuratum vielleicht schon seit dem Anfang des 13. Jahr- 
hunderts®); und als Heinrich nach seiner Königswahl die 


1) Redlich a.a.O, S.759 Nr.7. Rudolf versprach dem Grafen 
Ersatz der Kosten, wenn er ihn außerhalb seines Landes in Anspruch 
nehmen sollte. 

2) M. G. Const. III 2 S. 463 (1292 27/4); vgl. auch ebendas. S. 469 
(1292 1/7). 

?) Die Geschichte des mittelalterlichen Kronrates ist von Seeliger 
8.8.0. S.89ff. kurz, ausführlicher bisher nur von Samanek, a.8.0. 
behandelt worden. Samanek beschränkt sich im wesentlichen auf die 
Regierung Heinrichs VII. und Karls IV. Seine Ausführungen zeugen von 
eindringendem Quellenstudium und sind trotz der unklaren, teilweise 
fast unverständlichen Ausdrucksweise sachlich wertvoll. 

Die Ansicht Seeligers, daß der königliche Rat zu Beginn des 
14. Jahrhunderts ‚‚innerhalb des Familiaritätsbandes als besondere Be- 
hörde(!) zur Erledigung der Regierungsangelegenheiten ausgeschieden 
worden‘ sei, wird durch Samanek überzeugend widerlegt. 

*) Vgl. Publications de la section historique de linstitut royal 
Grand-ducal de Luxembourg, Luxemburg 1889 XL 8. 253ff:. „Notice 
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Grafschaft seinem Sohne abtreten mußte, nahm er nicht 
bloß einige der alten luxemburgischen Räte wie Gilles de 
Rodemacher, Henri de Beaufort u. a., sondern auch An- 
schauunsen und Erfahrungen der französisch-luxemburgi- 
schen Verwaltungspraxis in das Reichsregiment hinüber. 
Die Behandlung des Finanzwesens, die Einführung fran- 
zösischer Rechnungsbücher und der Ratsprotokolle, die 
Vorliebe, mit welcher der Kaiser in Italien Rechtsgelehrte 
verwendete, lassen den fremdländischen Einfluß deutlich 
erkennen!); und wenn eine in Italien erlassene kaiserliche 
Verordnung bestimmte, daß die Räte sich täglich am 
Morgen versammeln und Geschäfte von größerer Wichtig- 
keit im conseil vorlegen und vorberaten sollten?), so weist 
diese Verordnung gewiß darauf hin, daß der Rat einen 
engeren Zusammenschluß und der Geschäftsgang größere 
Ordnung und Regelmäßigkeit erhielt; aber sie berechtigt 
nicht, mit Seeliger?) und Samanek?) dem Rat Hein- 


sur le conseil provincial de Luxembourg avant sa reorganisation par 
Charles Quint‘ par N. van Werveke. Schon zu Anfang des 13. Jahr- 
hunderts stand cin aus zehn Personen bestehender Rat Walram von Lin- 
burg und der luxemburgischen Gräfin Ermesinde zur Seite. Zwei Ur- 
kunden aus den Jahren 1277 mit den Vermerken ‚consensu et favore 
sanioris partis consilii nostri“ und „accedente consilii nostri favore“ 
beseitigen jeden Zweifel an der Existenz des Rates. Heinrich VI. ver- 
fügte 1298 cinen Gütertausch ‚„‚par le conseil de nos gens‘‘; a.a.O. S.255. 
Die Ratsversammlungen leitete der Fürst und in seiner Abwesenheit 
der Seneschall. | 


1) Samanck a.a. O0. S. 57ff., 62ff., 94 Anm. 6, S. 95, 9Tff., 200 ff. 

*®) M. G. Const. IV 968 n. 933: „‚fuit ordinatum per imperatorem 
et eius consilium, quod omnia negotia . .., de quibus expedit habere 
maturam deliberationem, omni die proponantur in consilio usque ad 
finalem expeditionem . . . . Et debet consiliun: domini congregari .... 
ad deliberandum ea que coram eis (sel. imperatore et dieto consilio) 
proponentur.‘“ 

®) Seeliger a.a. 0. S. 89, W. 

4) Samanek a.a. O. S. 66, 73ff. Die Übertreibungen Samancks 
weıden zurückgewiesen durch F. Kern (Gött. gel. Anz. 1910 Bd. II 
S.593ff.), dessen kritische Bemerkungen Samanek, „Zum Kironiat 
im deutschen Reiche des Mittelalters‘, Mitt. des Inst. f. österr. Gesch., 
1911 S. 174 ff. vergeblich zu entkräften sucht. Vgl. auch Hans Niese 
ind. Hist. Zeitschr. CIX S. 542ff. und R. Salomon im Neuen Archiv 
f. ältere deutsche Geschk. XXXVI 1911 S. 592 fl. 
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richs VII. den Charakter einer ‚Behörde‘‘ zuzuschreiben. 
Der engere Zusammenhalt der Räte erklärt sich hinreichend 
aus den eigentümlichen Verhältnissen des Romzuges, aus 
der Isoliertheit des Hofes, der größeren Geschäftslast, die 
den Kaiser in der Fremde zwang, die Räte enger zusammen- 
zuhalten und dauernder in Anspruch zu nehmen. Die recht- 
liche Stellung des Rates veränderte sich auch zu Hein- 
richs VII. Zeit im wesentlichen nicht. Der König zog zu 
Rate, wen er wollte; er entschied selbständig; er konnte 
durch spezielle oder allgemeine Verfügung einzelne Räte 
oder Kommissionen mit seiner Stellvertretung beauftragen ; 
aber niemals räumte er, soweit bekannt, dem Rat als 
Ganzen die Befugnis ein, die ihm behördenartigen Charakter 
verleihen konnte, gewisse Dinge selbständig, ohne be- 
sondere Bevollmächtigung zu verfügen. 

Der größere Schwung, welcher die Regierung zur Zeit 
Heinrichs VII. beseelte, erlahmte sehr schnell, als nach des 
Kaisers Tod der Habsburger Friedrich der Schöne!) und 
Ludwig der Baier sich die Nachfolge streitig machten. 
Beide Prätendenten fanden den natürlichen Rückhalt in 
ihren Stammlanden; und als Ludwig mit der oberbairischen 
Herzogsgewalt die deutsche Königskrone vereinigte, behielt 
er den landesherrlichen Rat, mit dem er in Oberbaiern zu 
regieren gewohnt war, als deutscher König bei. ‚Es findet 
sich keine Spur‘, schreibt Riezler, ‚daß neben diesem 
königlichen Rate in Oberbaiern ein besonderer für die 
Landesangelegenheiten gewesen wäre‘ ?); dagegen ver- 
wendete Ludwig den königlichen Rat auch zur Erledigung 
von Geschäften, die ausschließlich Baiern betrafen. Der 
bairische Rat erhielt durch die teuer erkaufte Aufnahme 
außerbairischer Geistlicher?) und weltlicher Mitglieder die 
Form, die ihn befähigte, auch in Reichsangelegenheiten sich 
wirksam zu betätigen. Ebenso bildete unter Karl IV. der 


1) Böhmer, Regesten S. 501 (1308 5/3), 504 (1311 30/3), 507 
(1314 2/2), 508 (1314 13/7) etc. 

2) Riezler a.a.O. II S. 531, 535. 

3) Vgl. z. B. Joh. Fr. Böhmer, Acta imperii, 1880 I Nr. 533 
S. 333 (1331 19/3), Böhmer, Regesten Ludwigs des Baiern Nr. 1347 
(1331 20/8). 
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längst bestehende böhmische Territorialrat!) das Organ 
zugleich für die Reichsregierung. Ein großer Teil der ständi- 
gen Umgebung des Luxemburgers stammte aus Böhmen 
oder dessen Nebenländern, die Hofbeamten fast sämtlich. 
Die Reichskanzler waren ‚mit einer kurzen Ausnahme im 
Jahre 1365 böhmische Bischöfe“, die Hofrichter unter 
Karl IV. — wie auch unter Wenzel — meist böhmische 
und schlesische Herren. Die böhmische Kanzlei fungierte 
zugleich als königlich deutsche bzw. kaiserliche Kanzlei.?) 
Aber auch sonst hielten sich, wie es bei Karls IV. Vorliebe 
für sein Stammland erklärlich ist, böhmische oder aus 
Böhmen stammende Bischöfe, Magnaten und Ritter des 
Königreichs und seiner Nebenländer mehr oder weniger 
ständig in seiner Umgebung auf.?) Daneben überrascht 
freilich die große Zahl deutscher Bischöfe, Herzöge, Mark- 
grafen, Grafen, welche Karl IV. sich durch Aufnahme in 
den Rat und das Gesinde verband; auch ein Frankfurter 
Bürger, sicherlich ein Gläubiger des Kaisers, wird aus- 
nahmsweise unter den Räten genannt); und nicht nur 
Deutsche, sondern auch zahlreiche Italiener — im ganzen 
wohl erheblich über hundert Personen) — ernannte der 


!) Die Institution königlicher consiliarii hat in Böhmen schon 
um die Mitte des 13. Jahrhunderts zur Zeit Ottokars bestanden; Fontes 
rerum austriacarum, Diplomataria et acta VIII n. 50 und 51. Die An- 
gabe Ad. Bachmanns, Geschichte Böhmens, Gotha 1905 II S. 12, 
daß der böhmische Rat durch Karl IV. die Form eines „‚ständigen Kolle- 
giums‘‘ erhalten habe, wird durch Samanek a.a.0O. S. 135ff., 196 als 
unrichtig erwiesen. — Vgl. über königliche Räte zur Zeit Karls IV. auch 
E. A. Gutjahr, Die Urkunden deutscher Spracheinder Kanzlei KarlsIV., 
Leipzig 1906. 

2) Gerhard Seeliger, Erzkanzler und Reichskanzleien, Inn» 
bruck 1889 S. 59, Theodor Lindner, Das Urkundenwesen Karls IV., 
Stuttgart 1882 S. 13ff., 26. 

2) Alfons Huber in der Neubearbeitung der Böhmerschen Regesten 
des Kaiserreichs unter Karl IV., Innsbruck 1877, Einl. S. XXXIIIf. 
und S. 680 (Verzeichnis der Beanıten). 

4) Der Frankfurter Schultheiß Sifrid zum Paradis wird als heim- 
licher Rat bezeichnet (Böhmer-Huber, Regesten Nr. 4303 (1366 23/4), 
während Bürger sonst von Königen nur als tägliches Hofgesinde, Haus 
und Tischgenossen angenommen werden; vgl. Böhmer-Huber a. a. O. 
Nr. 1054, 3311, 3353, 3472. 

°) Die gıoße Zahl der königlichen Räte kann nicht befremden, 
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Kaiser (ausnahmsweise schon mit Pension oder fixiertem 
Jahrgeld)!) zum königlichen Rat oder, wie der vollständige 
Titel lautet, zum „Rat, Heimlichen, Hofgesinde, Haus- 
und Tischgenossen“ („‚consiliarius, secretarius, familiaris, 
domesticus et commensalis‘‘).?) 

Das Ratsverhältnis bildete bei der wachsenden Schwäche 
der Zentralgewalt für den Kaiser noch das beste Mittel, 
um sich Anhänger schaffen und die Wahrung der kaiser- 
lichen Interessen einigermaßen sichern zu können. Die 
Verpflichtung zur Reichshoffahrt war kaum mehr an- 
erkannt; und wo sie etwa noch bestand, als lästige Fessel 
empfunden. Eine förmliche ‚Sucht‘ ergriff die Fürsten, 
nicht bloß die Kurfürsten, sich vom Hofdienst ausdrücklich 
befreien zu lassen.?) Es ist bezeichnend, daß schon König 
Adolf auf einem Reichshoftage 1296 einen fürstlichen Rechts- 
spruch erwirkte, der dem König die Befugnis zusprach, 
Fürsten zu bestrafen, die trotz vorschriftsmäßiger Ladung 
einem Hoftage fernblieben. Der Erzbischof von Köln er- 
langte 1314 vom Herzog Lupold von Österreich als Ent- 
geld für seine Bereitwilligkeit, dessen Bruder Friedrich zum 
Könige zu wählen, das Zugeständnis, daß er sich am könig- 
lichen Hofe aufhalten könne ‚„dum sibi placuerit, sub 
expensis regis“ und daß der König dauernd am Hofe dem 
Kölner befreundete Personen halten sollte, ‚qui sint de 
iurato consilio regis caventes, ne quid sinistri ipsius archie- 
piscopi apud regem procuretur‘‘.*) Hiernach kann es kaum 


wenn wir hören, daß das gesamte Hofgesinde am Münchener Hof ein- 
s:hließlich der Räte, der höheren und niederen Hofbeaniten im Jahre 
1465 auf 164 Personen mit 121 Pferden angesetzt worden ist; Riezler 
a.a.0. Bd. III S. 673, 674. 

ı) Vgl. z.B. Böhmer-Huber a.a. O. Nr. 2152, 2376, 3013, 4142, 
ferner Nr. 2011, 2775, 5795. 


2) Vgl. z. B. Böhmer, Acta imperii S. 572/3, Nr. 851 (1353 30/3), 


Böhmer-Huber a.a.0O. Nr. 4327 (1366 27/6) und Hans Kaiser, 
Collectarius perpetuarum formarum Johannis de GeyInhusen, Innsbruck 
18% S.13 Nr. 17. 

°) H. Ehrenberg, Der deutsche Reichstag in den Jahren 1273— 
1378, Leipzig 1883 S. 17, 18. 

*) Lacomblet, Urkb. III S. 93, 94 Nr. 128 (1314 9/5). Im gleichen 
Jahre erhielt der Erzbischof von Trier das Privileg, daß er nur dann zum 
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mehr auffallen, daß Karl IV. 1374 den Kölner Erzbischof, 
„der bereits sein Rat‘‘ war, auch als tägliches Hofgesinde 
und Tischgenossen aufnahm mit dem Versprechen, ihm 
von dem Tage an, an welchem er seine Heimat verlasse 
und solange er am Hofe bleibe, wöchentlich 100 Gulden 
zu zahlen.!) Der Erzbischof von Köln aber war nicht der 
einzige Kurfürst, dem Karl IV. solche Zusicherungen 
machte, auch der Erzbischof von Trier erhielt vom König 
das Versprechen, ihm mißliche Personen vom Hofe zu ent- 
fernen?), und dem Pfalzgrafen vom Rhein wurde ein jähr- 
licher Betrag ausgesetzt.?) 

Die Thronfolge Wenzels — der erste Regierungswechsel 
seit dem Interregnum, der nicht zugleich ein Wechsel der 
Dynastie war, — bewirkte, daß der böhmische Einfluß 
im Kronrat bis zum Ende des 14. Jahrhunderts fortbestand. 
Denn Wenzel übernahm die Räte seines Vaters, zum minde- 
sten einen Teil von ihnen. Die großen böhmischen Hof- 
und Landesbeamten bildeten nach wie vor den Kern der 
ständigen Umgebung des Königs; die böhmische Kanzlei 
besorgte auch die Reichsgeschäfte.?) 

Die Geschichte des Kronrates bis zum Ende des 
14. Jahrhunderts gibt, wie mir scheint, eine deutliche Ant- 
wort auf die bisher nicht hinreichend geklärte Frage, wann 
und wie der deutsche Kronrat spätmittelalterlicher Zeit 
entstanden ist. Der königliche Rat glich in der Gestalt, 
die er seit der Regierung Rudolfs von Habsburg annahm, 
durchaus dem schon früher entwickelten Territorialrat. 
Der erste Territorialherr auf deutschen Thron, König Ru- 
dolf, übernahm offenbar die neue territoriale Form der Räte- 


Besuche des Parlaments verpflichtet wäre, wenn auch alle anderen Kur- 
fürsten entboten würden und die Angelegenheit so wichtig wäre, daß es 
sich lohnte zu erscheinen; Ehrenberg a.a.0O. S. 17. 


!) Lacomblet a.a. O. III 655 (1374 14/11). 

®) Böhmer-Huber a.a. O. Nr. 264 (1346 25/11), 6102 (1354 83). 

®) Böhmer-Huber a.a.O. Additamentum primum, Innsbruck 
1889 Nr. 6836 (1355 1/8). 

*) Theodor Lindner, Über Kanzler und Kanzlei des Köniz 
Wenzel in den Jahren 1378—1400, Archivalische Zeitschrift IV 1879 
S.150ff.; derselbe, Das Urkundenwesen Karls IV. und seiner Nach- 
folger (1346—1437), Stuttgart 1882. 
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regierung in die Reichsverwaltung; und auch in einzelnen 
Regierungsperioden erhielt die dem Territorialrat nach- 
gebildete Institution vielfach wechselnd ihr eigentüm- 
liches Gepräge zum Teil durch die Stammlande des je- 
weiligen Königs. Diese Eigentümlichkeit blieb im 15. Jahr- 
hundert bestehen, auch während der langen Regierung 
Kaiser Friedrichs III., welcher mit dem meist aus erbländi- 
schen Untertanen zusammengesetzten Rat!) Regierungs- 
angelegenheiten des Reichs sowohl wie der Erblande er- 
ledigte; und auch in so fern trat keine Änderung ein, als 
bis über die Mitte des 15. Jahrhunderts hinaus der Rat 
in seiner fluktuierenden Form nur fallweise, im Auftrage des 
Königs seine sachlich uneingeschränkte Tätigkeit ausübte. 

Die wichtige Änderung, welche der Rat durch das Ein- 
dringen der Rechtsgelehrten seit dem Anfang des 15. Jahr- 
hunderts erfuhr, übte erst ganz allmählich eine umgestaltende 
Wirkung aus. Die Doktoren fanden in Deutschland sehr 
viel später als in England, Frankreich und Spanien?) Auf- 
nahme im königlichen und fürstlichen Rat. Die Rechts- 
gelehrtem lassen sich als Mitglieder des consilium iuratum 
im Herzogtum Kleve zuerst 1426°), in Mainz*) und in der 
Mark Brandenburg um 14405) ‚in Baiern zuerst 1448®), 


!) Friedrich III. ernannte mit Vorliebe Steiermäiker zu Räten; 
vel. S. Adler, Die Organisation der Zentralveıwaltung unter Kaiser 
Maximilian I., Leipzig 1886 S.166; J. A. Tomaschek, Sitzber. der 
Wiener Ak., II 1865 S. 551 ff., 539 ff.; Franklina.a. 0.1 S. 341; Lech- 
ner a.a.0. 8. 101, 116ff. 

2) Die Legisten, Kenner des römischen Rechts, fanden seit Philipp. 
August, in wachsender Zahl seit Philipp dem Schönen Aufnahme im 
französischen Rat; E. Boutaric, La France sous Philippe le bel, Paris 
1861 S. 205 ff., Viollet, Histoire des institutions... .,IIS. 299; Gneist, 
Englische Verfassungsgeschichte S. 215, 228ff.; K. Schwarz, Aragoni- 
sche Hofordnungen S. 24. 

3) Die ersten juristisch gebildeten Räte, deren Heranziehung durch 
Gründung der Kölner Universität veranlaßt sei, weist Ilgen a.a.O. 
S. 598 ff. in einer Urkunde des Jahres 1426 nach. 

4) Hans Goldschmidt, Zentialbehörden und Beamtentum im 
Kurfürstentum Mainz, Berlin 1908 S. 33. 

5) Hof- und Zentralverwaltung der Maık Bıandenbuig S. 44, 124; 
dazu A. Stölzel, Die Entwicklung des gelehiıten Richtertums, II, Berlin 
1910, S. 547 Anm. 2. 

°), Rosenthal a.a.O. 1 S. 142. 

17* 
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1453 in Württemberg!), 1493 in Braunschweig?), in vielen 
anderen deutschen Ländern erst im 16. Jahrhundert nach- 
weisen.®) Im königlichen Rat gelangten sie, wie es scheint, 
bereits zur Zeit Sigismunds zur Geltung?) 

Die Aufnahme der Doktoren im Kreise der königlichen 
und landesfürstlichen Räte veränderte den Charakter des 
Beamtentums. Je mehr das unentbehrliche Gelehrten- 
element die Laienräte verdrängte, um so ausschließlicher 
kam das moderne Berufsbeamtentum zur Geltung, das 
durch hochschulmäßige Vorbildung und wirtschaftliche 
Sicherstellung befähigt war, seine Hauptkraft in den Dienst 
des Staates zu stellen. Das ältere Amt war noch nicht 
„überwiegend Lebensberuf‘“, sondern mehr ‚Nebenbeschäfti- 
gung eines angesehenen, mächtigen Mannes“ gewesen, 
der seine Hauptkraft anderen Zwecken widmete; und da 
er noch kein Geld oder wenig Geld als Lohn empfing, ‚so 
konnte in ihm auch noch nicht das Gefühl entstehen, daß 
er, wirtschaftlich sichergestellt, nur ganz seiner Pflicht, 
seinen Dienst leben könnte und sollte‘“.5) 

Die Doktoren erlangten Zutritt zu den Ratsposten 
und höheren Gerichten zunächst nur vermittelst der eigen- 


I) Wintterlina.a.0. S. 18. 

2) Br.Krusch, Die Entwicklung der herzoglich Braunschweig- 
schen Zentralbehörden, Zeitschr. f. Gesch. Niedersachsens, 1893 S.218,219. 

?) Vgl. auch. H. Pirenne, Geschichte Belgiens II S. 161, O. Her- 
kert a. a. 0.8. 67 (Baden), U. Schrecker a.a.O. S. 68 (Anhalt), 
A. Barth, Das bischöfliche Beamtentum in den Diözesen Halberstadt, 
Hildesheim, Magdeburg und Merseburg S. 59 Annı. 2. 

%) Tomaschek a. a. O. S.546ff. Nach Franklin, Das Reichs- 
hofgericht im Mittelalter, IS. 235ff. gehörte keiner der Hofrichter bis 
1431 dem Gelehrtenstande an. Die von Franklin zusammengestellte 
Liste der Hofrichter (bis 1398) ist von Tomaschek a.a.0. S. 565fl. 
ergänzt worden. 

6) Schmoller in der Einleitung zu Acta Borussica, 189% 1 
8. 32 und Allgemeine Zeitung Beilage Nr. 128 vom 6. Juni 1894 (‚Der 
deutsche Beamtenstaat vom 16. bis zunı 18. Jahrhundert‘‘). Ein eigent- 
liches Berufsbesmtentum ist nach Schm. in Deutschland erst um 1500 
entstanden. Nach Stölzel, Die Entwicklung des gelehrten Richtertums, 
II 8.725 vollzog sich der Übergang zur gelehrten Rechtsprechung „für 
Brandenburg wie für andere Territorien in dem Jahrhundert von 1484 
bis 1586“ — Vgl. A. Lotz, Geschichte des deutschen Beamtentums. 
Berlin 1914. 


Die Entstehung des Reichskammergerichts usw. 261 


artigen, von bologneser Juristen verbreiteten scholastischen 
Deduktion, daß jeder Doktor — wie Ulpian, der in den 
Pandekten nobilis genannt wird — edel und der nobilitas 
ebenbürtig wäre. Die akademisch Gebildeten, die modernen 
Doktoren, mußten zunächst der ständischen Ordnung ein- 
gegliedert werden, um die Einrichtung des mittelalterlichen 
Ständewesens, den Grundsatz des iudicium parium, der 
das deutsche Recht beherrschte, überwinden zu können. 
Die Berufsräte durchbrachen das Genossenschaftsprinzip; 
sie bildeten mit dem Kanzler allmählich einen festen Kern 
unter den Beamten. Und dieser Kern kam immer mehr zur 
Geltung, als seit der zweiten Hälfte des 15. Jahrhunderts 
endlich auch in Deutschland der fluktuierende, nur fall- 
weise in Aktion tretende Rat die Form eines collegium 
formatum d. h. einer modernen Behörde erhielt, indem die 
königlichen bzw. fürstlichen Räte in beschränkter Zahl an 
festgesetztem Ort und zu bestimmter Zeit regelmäßig zu 
gemeinsamer Tätigkeit vereinigt und ermächtigt wurden, 
gewisse minder wichtige Angelegenheiten selbständig zu 
erledigen. Dieser als Behörde organisierte Rat bildete in 
der Regel die Einheit, aus der durch Abspaltung die moder- 
nen Zentralbehörden entstanden. Der Rat erhielt die Form 
eines solchen collegium formatum in Köln bereits 1469), 
im Herzogtum Kleve durch Verordnungen der Jahre 1486 
und 14892), in Baiern 1489 und 1501?), im ernestinischen 
Thüringen 1499°), auch in Tirol°) bereits im letzten De- 
zennium des 15. Jahrhunderts, in den meisten Territorien 


1) Ferdinand Walter, Das alte Erzstift und die Reichsstadt 
Köln, Bonn 1866 S.46ff., 77ff., 405ff. (Hof- und Kanzleiordnung des 
Erzbischofa Ruprecht vom 24. Mai 1469). 


?) K.Schottmüller, Die Organisation der Zentralverwaltung 
in Kleve und Mark, Leipzig 1897, F.Küch, Beiträge zur Gesch. des 
Niederrheins, XII S. 283 ff. 

3) Riezlera.a.O. Bd. III S. 675ff., Rosenthala. a. O. S. 261 ff. 


*) F. Pischel, Die Entwicklung der Zentralverwaltung in 
Sachsen -Weimar bis 1743, Zeitschr. f. thüring. Gesch. N. F. XX 1911 
8.253 f. 

5) Bidermann, Geschichte der landesfürstlichen Behörden Tirols 
von 1490—1749, Archiv f. Gesch. und Alt. Tirols, Innsbruck 1867 und 
Alf. Huber, Österr. Geschichte, Bd. III S. 454 fl. 
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jedoch erst im Laufe des 16. Jahrhunderts.!) Die erste 
moderne Reichsbehörde, die der Reformbewegung jener 
Zeit ihr Dasein verdankte, war das im Jahre 1495 nach 
ständischen Wünschen eingerichtete Reichskammergericht. 
Das deutsche Reich kannte bis zum Ende des 15. Jahr- 
hunderts nur eine einzige behördenartige Organisation, 
die Kanzlei, die erste technische Behörde, in der sich ‚eine 
Art Verwaltungspraxis“ entwickelte. Es blieb infolge der 
Katastrophe des 13. Jahrhunderts und des Unheils der 
freien Königswahl mit ihrem häufigen Dynastieenwechsel in 
sciner Entwicklung weit hinter den größeren Staaten des 
Abendlandes zurück. In England bildeten sich schon wäh- 
rend des 12. Jahrhunderts aus dem formlosen Rat der 
älteren Zeit zwei Behörden, das normannische Schatzamt, 
der Exchequer, mit organisierten Bureaus und periodischen 
Sitzungen für die Finanzverwaltung, und das kollegialische 
Hofgericht. Neben diesen beiden Beamtenkörpern führte 
der König die übrigen Geschäfte der Reichsregierung zu- 
nächst mit wechselnden Ratgebern in formlosen conseils 
fort, bis auch der königliche Rat noch vor dem Ende des 
13. Jahrhunderts unter Eduard I. im Continual council 
oder Permanent council, einem ständigen Staatsrat, der die 
höchsten Reichsgeschäfte erledigte, feste behördenmäßige 
Form gewann.?) Der unorganisierte Rat, die curia regis, 
bildete auch in Frankreich den Kern, aus dem sich bereits 


1) Die Organisation des Rates durch die mecklenburgischen Herzöge 
Balthasar und Heinrich erfolgte 1504 (Or. im Schweriner Staatsarchiv 
nach Mitteilung des Herrn Dr. Endler), im Kurfürstentum Mainz 1522 
(Goldschmidt a.a. O. S.20, 21), in Jülich-Berg 1534 (K. Sallmann. 
Beiträge z. Gesch. des Niederrheins, XVII 1902 S.40ff.; Lacomblet, 
Archiv Bd.V S.103ff.), in Braunschweig 1535 (Krusch, a. a. O. S. 201 fi.), 
in Magdeburg 1538 (G. Liebe, Forsch. z. brand. Geschichte, X 18% 
S.31fl.), im Bistum Münster 1573 (R. Lüdicke, Zeitschr. f. westfäl 
Gesch., 1901 S. 1ff.).. — Vgl. auch Pirenne a. a. O. II S. 434 ff., 454fl,, 
Rachfahla.a.O. S. 139 ff., M. J. Neudegger, Die Kanzlei-, Rats- und 
Gerichtsordnung des Kurfürsten Friedrich H. von der Pfalz vom Jahre 
1525, München 1887. 

Die Klage Schmollers (Acta Borussica I 72) über Vernachlässi- 
gung der Verwaltungsgeschichte des 16. Jahrhunderts, die über Ansätze 
und Umrisse kaum hinausgekommen sei, ist noch heute berechtigt. 

2) Gneist a.a. 0. S. 2löff., 327 ff. 
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im 13. Jahrhundert drei Organe für die ehemals im Rat 
vereinigten administrativen, richterlichen, finanziellen Funk- 
tionen, der Staatsrat, eine Gerichtsbehörde und Schatz- 
kammer (conseil, parlement, chambre des comptes) ab- 
lösten!); und auch in Spanien besaß der königliche Rat 
die Befugnisse einer höchsten Verwaltungsbehörde; er ver- 
sammelte sich nach der Hofordnung Alfons III. von Ara- 
gonien (1285—1291) täglich im königlichen Palast und 
konstituierte sich nach Bedarf ..als Königsgericht, dessen 
Beisitzer schon zur Zeit Jaymes II. (1291—1327) durchweg 
Juristen waren.?2) Die drei Weststaaten Europas, das Reich 
Friedrichs II. und der angiovinischen Regierung in Unter- 
italien, ja selbst: Ungarn°?), wo der königliche Rat freilich 
nur vorübergehend durch das Ratsgesetz Andreas III. 
(1298) eine festere Organisation erhielt, legten im 13. Jahr- 
hundert den festen Grund zu einer modernen, zentrali- 
sierten Verwaltung, während das deutsche Reich seit dem 
Verfall der monarchischen Ordnung und der Anarchie des 
Interregnums zu seinem unersetzlichen Schaden eine das 
Ganze zusammenhaltende und durchdringende Exekutive 
nicht mehr ausbilden und nach zwei Jahrhunderten nur 
einen völlig unzureichenden Notbau errichten konnte. 


11. 

Das Reichskammergericht des Jahres 1495 ist die 
erste Reichsbehörde gewesen, welche Deutschland der Re- 
form des 15./16. Jahrhunderts verdankte. Es unterschied 
sich von den älteren deutschen Gerichten dadurch, daß 


!) Robert Holtzmann, Französische Verfassungsgeschichte, 
München und Barlin 1910, S. 198: „‚Seit der Mitte des 13. Jahrhunderts 
kann man das Hofgericht und die oberste Finanzbehörde als besondere, 
von der curia abgezweigte, nicht mehr an dem zufälligen Aufenthaltsort 
des Königs gebundene Behörden bezeichnen“, P. Viollet, Histoire des 
‘institutions III S. 295 ff., 393. 

2) H. Finke, Arta Aragonensia, Berlin 1908 I S.XXXIf.; 
Schwarz a.a.0. S.19ff.; Klüpfel, Die Bsamten der Aragonischen 
Hof- und Zentralvorwaltung am Ausgange des 13. Jahrhunderts, Viertel- 
jahrsschrift £. Sozial- und Wirtschgesch. XI 1913. 

®) Akos von Timon, Ungarische Verfassungs- und Rechts- 
geschichte, übersetzt von Felix Schiller, Berlin 1919 8. 175 ff. 
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es Beamtengericht, nicht Volksgericht war und den alten 
deutschrechtlichen Grundsatz der Ebenbürtigkeit nicht 
mehr kannte. 

Das Reichskammergericht ist in seiner besonderen 
Form, die ihm nach den Ergebnissen der bisherigen For- 
schung im wesentlichen schon während des 15. Jahrhunderts, 
jedenfalls seit Sigismunds Regierung eigen war, — wie 
wir annehmen müssen — erst in einer Zeit entstanden, in 
welcher beamtete Räte am königlichen Hofe bereits Ver- 
wendung fanden. Der terminus post quem für die Entste- 
hung des königlichen Rätegerichtes würde demnach der 
Regierungsantritt König Rudolfs von Habsburg (1273) 
sein, der zuerst — falls die bisherigen Ausführungen!) 
richtig sind — die eigentümliche Form der Regierung mit 
beamteten Räten der vorgeschritteneren Territorialverwal- 
tung entlehnte; und es fragt sich daher, wenn wir die Ent- 
stehung des Reichskammergerichts ergründen wollen, ob 
der königliche Rat auch schon vor dem 15. Jahrhundcrt 
richterliche Funktionen ausübte, und ob dies in den Formen 
kammergerichtlicher Tätigkeit geschah, die uns aus der 
quellenreicheren und jedenfalls von der Forschung besser 
erkundeten Zeit des 15. Jahrhunderts bekannt sind. 


Die nahen Beziehungen und die Analogieen der Ent- 
wicklung zwischen Reich und Territorium in der Zeit nach 
dem Interregnum legen es nahe, auch in diesem zweiten 
Abschnitt, der das Gerichtswesen behandelt, vom Terri- 
torium auszugehen. 

Die herrschende Meinung, nach welcher das Reichs- 
kammergericht und die entsprechende territoriale Insti- 
tution erst im 15. Jahrhundert entstanden sind, nimmt an, 
daß der Rat vor dem 15. Jahrhundert eine nur unvoll- 
kommene Tätigkeit, jedenfalls keine Rechtsprechung in Form 
ordentlichen Gerichtsverfahrens?) ausgeübt habe. Diese 
Annahme jedoch widerspricht sowohl den Zeugnissen der ge- 
schichtlichen Überlieferung wie auch.der allgemeinen deutschen 
Anschauung, welche in der rechtsprechenden Funktion 
des Fürsten den Kern jeder Regierungstätigkeit erblickt. 


1) Vgl. S.250f. 2) Vgl. S.233, 234. 
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Die deutsche Auffassung, daß die weltliche Regierung 
„den Charakter des Gerichtes an sich trägt‘, ist germanisches 
Erbe. ‚Die Stellung als Gericht war und blieb der Kern 
jeder germanischen Verfassungsbildung‘“.?) 

Die Rechtspflege steht im Vordergrund der staatlichen 
Tätigkeit. Daher ist Sicherung der Rechtsordnung nach 
außen und im Inneren Hauptaufgabe der Regierung. Das 
ganze Öffentliche Leben älterer Zeit bewegte sich so sehr 
„in den Formen des Gerichtes‘‘, daß es ganz unmöglich ist, 
zwischen Rechtspflege und Verwaltung scharf zu scheiden. 
Der König bediente sich zur Verwaltung derselben Organe, 
welche die Geschäfte des Königsgerichtes versahen; ‚„ge- 
richtliche Handlungen bildeten die laufenden Geschäfte 
in der Landesversammlung‘‘. Das Rechtsbuch Eike’s von 
Repgow betrachtete sogar die Versammlung der zur Königs- 
wahl vereinigten Fürsten ‚als eine Gerichtsversammlung. 
Wie diese sechs Urteiler zum Urteilsvorschlag und zur 
Ablegung des Gerichtszeugnisses gebrauchte, so stellte der 
Sachsenspiegel sechs Vorwähler zur Ablegung des Wahl- 
zeugnisses auf‘‘.?) Das englische Parlament unter Eduard I. 
„war vorzugsweise als Gerichtsversammlung gemeint, an 
welche sich die übrigen Funktionen anschließen“ ?) ; und eben- 
so wurden die Verhandlungen der Reichshoftage deutscher 
Könige in gerichtlicher Weise geführt. Die entscheidende 
Abstimmung geschah ‚nach Art der gerichtlichen Urteils- 
findung durch Umfrage‘. Die Reichshoftage, so hieß es, 
haben ‚erklärt und zu Recht gesprochen‘, sie haben ‚‚er- 
kannt und entschieden‘; die Verkündung der Beschlüsse 
kleidete sich in die Form eines Rechtsspruches. 

Die Reichshoftage nahmen im Reich die g.eiche 
Stellung ein, wie in den Territorien die von den Fürsten 
berufenen und geleiteten Landdinge, Landtaidinge (placita, 
curiae, conventus, colloquia). Die Beratung der Großen 
umfaßte hier wie dort alle möglichen Gebiete des öffent- 
lichen Lebens, wichtige und minderwichtige Dinge bis zur 
Erteilung von Privilegien und dergl.; und auch darin glichen 

!) Gneist, Englische Verfassungsgeschichte S. 209. 


2) Schröder-Künßberg a.a. 0. 8.515. 
9) Gneist a.a. 0. S. 340. 
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die Landdinge den königlichen Reichshoftagen, daß sie 
gleichzeitig als Gerichtshof fungierten. 

Die politischen, wirtschaftlichen, sozialen Wandlungen 
des 13. Jahrhunderts schmälerten die Tätigkeit der Reichs- 
hoftage und halfen in den Landschaften die Landdinge 
oder placita beseitigen. Die placita fanden in Nieder- 
baiern noch bis 1255, in der Markgrafschaft Meißen ver- 
einzelt bis 1278 statt, dann aber gingen sie hier, wie in 
Braunschweig-Lüneburg, Schwaben und anderen deutschen 
Ländern, ein.!) 

Diese wichtigen Neuerungen, welche der alten auf der 
karolingischen Grafschaftsverfassung beruhenden Ordnung 
allmählich ein Ende machten, hingen aufs engste mit der 
Entstehung der Landesherrlichkeit in den einzelnen Ländern 
zusammen. Die Fürsten, welche nach Beseitigung der 
königlichen Bannleihe die Gerichtsherrlichkeit gewannen, 
übten nicht mehr die alte gräfliche Landgerichtsbarkeit 
an echter Dingstatt im Auftrage des Königs aus; sie sprachen 
im eignen Namen Recht über ihre Untertanen und be- 
anspruchten als Landesherren zugleich die Befugnis, das 
Gerichtswesen ihres Landes regeln, Gerichtsstätten verlegen, 
Gerichtsbezirke bilden und die Richter selbständig ernennen 
zu können. Die Landesherren brachen im Innern mit dem 
Feudalismus?), zogen in langen Kämpfen, nach teilweise 


1) Ficker-Puntschart, Vom Reichsfürstenstande II 2 S. 252 
und II3S.1ff., 43ff., 481; Spangenberg, Vom Lehnstaat zum Stände 
staat S. 38 Anm. 1, S.7 Anm. 2. 

2) Der hier berührte Vorgang, der Kampf der zur Landesherrlich- 
keit emporstrebenden Fürsten gegen die konservativen Feudalgewalten 
ihrer Zeit, ist noch nicht genügend aufgeklärt. Die an echter Dingstätte 
regelmäßig stattfindenden Landdinge, wo die Großen des Landes nach 
Herkommen den Fürsten berieten und beschränkten, legten den Fürsten. 
deren Politik um die Mitte des 13. Jahrhunderts unverkennbar absc- 
lutistische Tendenzen zeigte, lästige Fesseln an, zumal das bekannte Reich» 
weistum von 1231 den princeps bei Erlaß neuer Gesetze und Rechts 
ordnungen an die Zustimmung der ‚„‚meliores et maiores terrac“ d. i. 
der feudalen Herren band und damit den in seiner politischen und sozialen 
Stellung bedrohten Lehnsadel zu stützen suchte (vgl. Vom Lehnstast 
zum Ständestaat S. 11ff.).. Die Fürsten hatten daher ein Interesse daran. 
die Landdinge zu umgehen, Regierung und Rechtspflege an den Hof zu 
ziehen und nach Möglichkeit vom Einfluß der reaktionären Gewalten 
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gewaltsamer Beseitigung der im erblichen Lehnbesitz ihrer 
Ämter allzu unabhängig gewordenen Großen Lehen, heim- 
gefallene Grafschaften, Vogteien ein, verwandelten die 
Gerichtslehen in Ämter und ersetzten die vasallitischen 
Richter mit ihren erblichen Ansprüchen durch absetzbare, 
auf Zeit ernannte Beamte. Diese Entwicklung vollzog sich 
allmählich, mit ungleichem Erfolge und in verschiedenen 
Formen; die Gliederung des Landes in gleichartige Gerichts- 
und Verwaltungsbezirke, deren Amtmänner richterliche, 
administrative, militärische Funktionen im Auftrage ihres 
Landesherren ausübten, kam jedenfalls meist schon in der 
ersten Hälfte des 14. Jahrhunderts zu einem gewissen Ab- 
schluß.1) Der Übergang zum Beamtenstaat aber vollzog 
sich nicht bloß in der Bezirksverwaltung; auch in der Hof- 
und Landesregierung begann das Beamtentum Verwendung 
zu finden.?) 

Die Funktionen der alten gräflichen Landgerichts- 
barkeit gingen -— wenigstens in „manchen Territorien‘ — 
an die fürstlichen Hofgerichte über, die nicht mehr an 
echter Dingstatt, sondern am Hofe des Landesherren statt- 
fanden. Man kann daher sehr wohl mit Georg Meyer 
die neuen Hofgerichte, deren Beisitzer in der Regel landes- 
fürstliche Räte waren, als ‚an den Hof des Fürsten gezogene 
Landgerichte‘“ bezeichnen.?) Die gräfliche Landgerichts- 


zu befreien. Vgl. auch H.B. Meyer a.a.O. S.43; Luschin a.a.O. 
S. 75, 96ff. 


!) Vgl. S.239, 240 und Histor. Zeitschr. Bd. 103 S. 478 fl. 

2) Vgl. S.241, 242. 

3) K. Fr. Eichhorn bemerkt in seiner Deutschen Staats- und 
Rechtsgeschichte, Göttingen 1844 IV S. 279: „In manchen Territorien 
traten diese (d. i. die landesherrlichen Hofgerichte), die ursprünglich nur 
eine besondere Form der Ausübung der dem Landesherrn selbst zu- 
stehenden Gerichtsbarkeit waren, sehr früh ganz an die Stelle der Land- 
gerichte, weil man sich gefallen ließ, das Gericht, das sonst an der ordent- 
lichen Dingstätte gehalten worden war und nur außerordentlicherweise 
als gebotenes Gzricht am landesherrlichen Hofe gehalten wurde, stets 
an diesem zu hegen“. Vgl. Georg Meyer, Lehrbuch des deutschen 
Staatsrechts, Leipzig 1895 (4te Aufl.) 8.306; Schröder-Künßberg 
8.8.0. S. 657. 

Dio Ansicht Rosenthals a.a. O. I S. 114 ‚Die älteren Landtage, 
nicht die L>hnsgerichte und nicht das an den Hof gezogene (gräfliche) 
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barkeit mit ihrer landgerichtlichen Dingpflicht mußte der 
Rechtsprechung am landesherrlichen Hofe weichen; an 
Stelle der Schöffen traten Beisitzer, die zum Teil den fürst- 
lichen Räten, d. i. den Beamten entnommen und für jede 
einzelne Sitzung besonders berufen wurden. Der große 
Umfang der Geschäfte jedoch, welche der Landesherr be- 
wältigen mußte, machte es früher oder später wünschens- 
wert, einen Teil der richterlichen Tätigkeit, namentlich 
die Lehnsgerichtsbarkeit über Vasallen und Ritter, die der 
Fürst wahrscheinlich schon im 12. Jahrhundert an seinem 
Hofe ausübte, einem besonderen Beamten, dem Hofrichter, 
bisweilen auch dem Marschall oder Hofmeister zu über- 
tragen.!) Diese Hofgerichtsbarkeit im engeren Sinne aber 
ist sehr wohl zu scheiden von dem allgemeinen Hofgericht, 
das der Landesherr mit den Räten in seiner „Kammer“ 
abhielt und das in der Mark Brandenburg im 15. Jahrhun- 
dert den Namen ‚Kammergericht‘“ trägt. Das Rätegericht 


Landgericht bilden den Ausgangspunkt der Entwicklung des bairischen 
Hofgerichts‘‘, mag für Baiern und vielleicht auch für andere Territorien 
zutrefien. G. Meyer, Krit. Vierteljahrsschr. f. Gesetzgeb. und Rechts- 
wies., XXXTII 1890 S. 135 ff. ist geneigt, Rosenthals Ansicht für Baiern 
anzuerkennen, da hier die Voraussetzung für die von ihm angenommene 
Entwicklung, die Scheidung von Landgerichten und Centgerichten fehle; 
im übrigen hält er an seiner Formulierung fest: ‚Der von mir angenommene 
Gang der Entwicklüng kommt namentlich da vor, wo die Landgerichte 
im Gegensatz zu den Oentgerichten sich zu Gerichten für die vornehmere 
Bevölkerungsklasse herausgebildet hatten. Hier wurden die Centgerichte 
die ordentlichen Gerichte für die bäuerliche Bevölkerung und erhielten 
seit dieser Zeit die bloße Bezeichnung „Gericht‘‘ oder „Niedergericht“. 
Dagegen nahm die Ritterschaft nach wie vor ihr Recht vor den Land- 
gerichten; nur wurden dieselben nicht mehr an den alten Dingstätten, 
sondern am Hofe des Landesherrn abgehalten. In so fern kann man die 
Hofgerichte als an den Hof des Landesherrn gezogene Landgerichte be 
zeichnen.“ Vgl. auch G. v. Below, Gött. gel. Anz. 1890 S. 315ff. und 
Rosenthal, Zeitschr. der Savigny-Stift., G. A., XXIX 1908 S.3#. 


!) Die Hofgerichtsbarkeit im engeren Sinne läßt sich für die Mark 
B:andenburg und Meißen zuerst in der ersten Hälfte des 14. Jahrhunderts 
nachweisen. Landbuch Karls 1V. (Fidicin S. 32): „iudicium curie, 
quod est super questionibus pheudorum“. Vgl. Hof- und Zentralverw. 
der Mark Brandenburg S. 173, 197 Annı. 2, 203 Annı. 4); H. B. Meyer 
a.2.0. S.36ff., 45; Luschin a.a.0.$8.86ff.; Riezler a.a. ©. Bd. II 
S. 172, 173; Seeliger a.a. O. S. 50fl., 55; Krusch a. a. O. S. 236. 
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erhob sich zur allgemeinen und höchsten Instanz ; es bildete 
als Gerichtshof die Übergangsform von den altdeutschen 
Volksgerichten zur modernen Rechtsprechung durch Be- 
amte und Rechtsgelehrte. 

Die Rechtsprechung der lokalen Amtsvorsteher, Amt- 
männer, Drosten, Vögte, deren Zuständigkeit auch die 
höhere Zivil- und Kriminaljurisdiktion umfaßte, ließ dem 
Landesherrn ein weites Gebiet zu eigner Tätigkeit. Die 
Jurisdiktion desselben stand konkurrierend und ergänzend 
neben und über jenen Lokalinstanzen. Er konkurrierte 
mit ihnen, weil bei Anwesenheit des Landesherrn die Tätig- 
keit des niederen Gerichtes suspendiert werden konnte, 
und ergänzte sie, da vor sein Forum alle diejenigen Rechts- 
fälle gehörten, die vor jenem nicht entschieden werden 
konnten, namentlich Rechtsfälle des Adels, der Geistlich- 
keit und Städte, Streitigkeiten zwischen Mitgliedern und 
Korporationen der eximierten Stände und die Recht- 
sprechung in der Berufungsinstanz. Die außerordentliche 
Rechtsprechung der gebotenen Landdinge setzte sich später, 
wie es scheint, in den landständischen Versammlungen fort, 
zu denen der Landesherr Mitglieder der privilegierten 
Stände berief. 

Die Voraussetzungen einer modernen Rechtsprechung 
und Verwaltung entstanden in merkwürdig kurzer Zeit. 
Die ersten Dezennien des 13. Jahrhunderts sahen in den 
deutschen Ländern noch die herkömmliche feudalistische 
Ordnung, Landdinge, die an echter Dingstatt und zu be- 
stimmten Terminen stattfanden, Ministerialitäten und 
Bürgerschaften in der Abhängigkeit herrschaftlicher Ge- 
nossenschaften; am Ende des Jahrhunderts waren die. 
Fesseln des Feudalismus schon fast gesprengt und mit dem 
neuen Beamtentum und seiner Verwendung in den lokalen 
Ämtern wie am Hofe die Grundlagen für ein umfassenderes, 
zeitgemäßes Regiment geschaffen. Es entspricht durchaus 
der deutschen Auffassung, nach welcher die weltliche Re- 
gierung ‚den Charakter des Gerichtes an sich trug‘, daß 
der landesherrliche Rat, wie auch das ältere Landding oder 
placitum, neben Verwaltungsgeschäften mancherlei Art als 
Gericht insbesondere ‚für die eximierten Stände‘ und als 
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„Berufungsgericht für alle übrigen Gerichte des Landes’ 
fungierte. Wenn auch die urkundlichen Zeugnisse höchst 
spärlich sind und uns für manche, namentlich kleinere 
Territorien die Existenz eines Rates fast nur aus dem 
spröden Material urkundlicher Konsensvermerke und 
Zeugenreihen erschließen lassen — mußte doch ‚das bisher 
nicht beachtete‘“ „herzogliche Hofgericht“ in Österreich 
von Luschin von Ebengreuth gewissermaßen neu ent- 
deckt werden!) —, so ist doch mit ziemlicher Gewißheit 
anzunehmen, daß der fürstliche Rat zum mindesten in 
einer erheblichen Anzahl deutscher Territorien, vielleicht 
schon seit dem Ende des 13. Jahrhunderts eine richterliche 
Tätigkeit und zwar, wenn es nach der Beschaffenheit des 
Rechtsfalles notwendig oder wünschenswert erschien, in 
den Formen des ordentlichen Gerichtsverfahrens durch 
Frage und Urteil ausübte. 

Der Zufall und die Lückenhaftigkeit der Überlieferung 
behindern die Sicherheit der Erkenntnis. Aber es ist doch 
gewiß bezeichnend, daß zwei der ersten überhaupt bekannten 
Zeugnisse über die Rechtsprechung des Rates, vereinzelte 
Nachrichten über das ‚‚consilium iuratum‘“‘ des Bischofs 
von Osnabrück (aus den Jahren 1299 und 1303), den 
Osnabrücker Rat ganz deutlich als landesherrliches Gericht 
kennzeichnen’); dem ausgezeichneten Verfasser der Ge- 
schichte des Osnabrücker Hochstifts entging diese Eigen- 
tümlichkeit nicht: C. B. Stüve bemerkt, der geschworene 
Rat im geistlichen Fürstentum Osnabrück habe ‚zeitweise 
fast ganz den Charakter eines ordentlichen Gerichtes ge- 
wonnen, welches über Rechtsbräuche des Landes und 


1) Luschin a.a. 0. S. 102. 

2) Das erste Zeugnis ist enthalten in einer Urkunde von 1299 4/12 
(Or. Domarchiv Osnabrück): „quam sententiam ad interrogationem 
nostram de consilio discretorum virorum nostri consilii iurati tunc presen- 
tium pronuntiavit‘‘, das andere gehört dem Jahre 1303 an, in welchem 
der Streit eines Ritters Johann v. V. mit der Stadtgemeinde Osnabrück 
dem consilium iuratum zur Entscheidung überwiesen worden ist: „Et 
sic diete partes coram nobis et nostro iurato consilio venientes et causam 
prout melius poterant proponentes, idem Johannes monitus et edoctus 
ab huiusmodi usurpatione violenta recessit‘, Mitteil. d. Ver. f. Gesch. 
Osnabrücks II S. 340 und XXV S. 114fi. 
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Streitigkeiten der Häupter entschied‘.!) Graf Simon zur 
Lippe erteilte seinen Bürgern im Jahre 1314 die Gnade, 
„daß der Ausspruch des zur Zeit sitzenden ‚‚geschworenen 
Rates‘ in Streitigkeiten zwischen ihm und den Bürgern 
binnen ihrem Weichbilde festgehalten werden und daß die 
Bürger bei ihren alten Rechten verbleiben sollten.?2) Schon 
um die Wende des 13./14. Jahrhunderts übten Landes- 
herren hiernach an ihrem Hofe Gerichtsbarkeit aus, und so 
geschah es häufig, wie zahlreiche urkundliche Zeugnisse, 
die sich seit der Mitte des 14. Jahrhundert und besonders 
im 15. Jahrhundert mehren, durch den Vermerk ‚nach 
unserer Räte Erkenntnis‘ und dergl. beweisen. Die Ur- 
kunden gedenken der richterlichen Tätigkeit des Rates 
etwa mit den Worten: ‚Darauf haben wir mit unsern Räten 
erkannt und sprechen vor Recht‘‘®), „nach genugsamer 
Verhörung .... . ist durch unsere Räte darin Recht er- 
kannt und Urteil ausgesprochen‘“?), ‚die Räte haben ein- 
hellig zu Recht auf ihren Eid erkannt“) u.s.f. Markgraf 
Friedrich von Meißen bekundete, daß 1362 in einem Streit 
um Grundbesitz ‚von unserm rate, herren, ritter und. 
knechten, dy wir dy wyle by uns hatten, georteilit und 
geteilit wart‘‘.e) Die Verhandlungen der landesherrlichen 
Hofgerichte er’olgten also keineswegs bloß ‚‚in außergericht- 
licher Form durch die Person des Fürsten nach zwangloser 
Beratung mit Männern seines Vertrauens ohne eigentliche 
Gerichtssitzung‘‘?), sondern vielmehr, wenn die Beschaffen- 
heit des Rechtsfalles es zuließ und man nicht gütliche 
Vereinbarung oder Schiedsspruch vorzog, häufig genug 
in Form eines ordentlichen Gerichtsverfahrens, bei dem 
der Landesherr oder sein Vertreter als Richter, die Räte 
als Urteiler fungierten. 

Die rechtsprechende Tätigkeit des landesherrlichen 
Rates geschah, soweit es sich bisher für einzelne Territorien 


1) Geschichte des Hochstifts Osnabrück I S. 145. 

2) Lippesche Regesten, herausgeg. von O. Preuß und A. Falkmann 
II Nr. 615. 

3) Riedel Cod. dipl. brand. A XII 399 (1464 April 23). 

%) Riedel a.a. O. A XXV 458, 459 (1496 Mai 31). 

8) Rosenthal a.a.O. IS. 137 Anm., 138. 

°6) H. B. Meyer a.a.O. S. 44. ?) Lechner a.a.O. S. 69. 
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feststellen ließ, in gleicher oder fast gleicher Form, indem 
der Landesherr bald selbständig entschied, bald Kommissäre 
mit der Entscheidung beauftragte, bald Räte das Urteil 
finden ließ; und wenn wir nun trotz der spärlichen Reste 
urkundlicher Überlieferung und trotz der mangelhaften 
Beachtung, welche die Institution des consilium iuratum 
bisher in der historischen Literatur gefunden hat, den 
landesherrlichen Rat als richterliche Instanz nicht bloß 
für die Mark Brandenburg!) und Meißen), für Baiern?) und 
Österreich®), Baden®) und Württemberg®), sondern auch 
für zahlreiche mittlere und kleinere Territorien, für Braun- 
schweig-Lüneburg”), Kleve®), Berg?), Anhalt!°), Lippe- 
Detmold!!), Ravensberg!?) und für geistliche Fürsten- 


!) In der Arbeit über die „Hof- und Zentralverwaltung der Mark 
Brandenburg“ S. 183 ff. habe ich zu beweisen versucht, daß das märkische 
Kamnergericht nicht erst im 15. Jahrhundert (wie allgemein angenommen 
wird (vgl. a. a. O. 200 Anm. 2), sondern wahrscheinlich schon im 13. Jahr- 
hundert entstanden ist. Vgl. auch Stölzel, Entwicklung des gelehrten 
Richtertums, U S. 534 ft. 

2) H. B. Meyer a.a. 0. S. 43ff. 

8) Rosenthal a.a. O. Bd.I S. 108ff., 136 ff. 

*) Luschin a.a.0. S.95fl.; Dopsch, Archiv f. österr. Gesch., 
1893 S.76ff.; H. Wopfner, Landeshoheit und landesherrliche Ver- 
waltung in Brandenburg und Österreich, Mitt. des Inst. f. österr. Geschf., 
XXXU 1911 S. 566ff. 

5) Rudolf Carlebach, Badische Rechtsgeschichte, Heidelberg 
1906 S. 26, 118ff.; Herkert a.a. O. S. 64fl. 

6) Seeliger a.a.0. S.49fl.; Wintterlin a.a.0. I S. 21. 


°) O. Jürgens, Die Landeshoheit im Fürstentum Lüneburg zu 
Beginn des Erbfolgekrieges (1371), Gött. Diss. 1888 S.32; Krusch 
a.a.0. S. 236 fl. 

®) Ilgen a.a.O. S.579. Herzog Adolf ließ auf dem Schloß zu 
Kleve bereits um 142] ein besonderes Sitzungszinimer herrichten, in 
dem sein Rat gewohnheitsmäßig zu Beratungen zusammentrat (S. 597); 
Beyerle, Zeitschr. der Savigny-Stift. G. A. XLITI 1902 S. 447 fl. 

®») Lacomblet, Urkb. Bd. III Nr. 908 S. 805. Der deutsche König 
hat im Jahre 1386 eine Streitsache zur Entscheidung an den ‚‚Rat“ des 
Grafen von Berg überwiesen. 

10) Schrecker a.a.O. S.72fl. N!) Lippesche Regesten II Nr. 615. 


12) Der Knappe L. v. Thorne versprach dem Grafen von Ravens- 
berg, „vur des vurscreven heren sworenen rade und vor sinen borch- 
mannen‘ Recht zu suchen; Uık. von 1364 17/8 (Abschr. in Msk. VI 
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tümer!) urkundlich nachweisen können?), so sind wir gewiß 
zu der Annahme berechtigt, daß der im 13. Jahrhundert 
entstandene Rat jedenfalls in vielen deutschen Territorien 
die höchste Spruchstelle des Landes war. 

Der Landesherr entschied über die Erledigung der 
Rechtsfälle, die Form des Verfahrens und die Zusammen- 
setzung des Gerichtes. Die Rechtspflege war noch nicht von 
der Person des Landesherrn getrennt; der Gerichtshof bildete 
sich neu fast zu jeder Sitzung; und erst zur Zeit der Neu- 
organisation des Verwaltungs- und Gerichtswesens am 
Ende des 15. und im 16. Jahrhundert erhielten auch die 
territorialen Hof- oder Kammergerichte als collegia formata 
d. i. moderne Behörden einen regelmäßigen, selbständigen 
Wirkungskreis.?) 


Die Voraussetzungen für die Formierung der terri- 
torialen ‚„Hof‘- und ‚Kammergerichte‘‘*) entstanden so- 


3117 DO S. 202 des Staatsarchivs zu Münster i. W.); vgl. K. W. Nitzsch, 
Die ravensbergische Territorialverfassung im M.A., Halle 1902 S. 96. 


1) Goldschmidt a.a.0. S.4ff., Osnabr. Mitt. XXV S. 106ff., 
114ff.; Heidingsfelder a.a. O. S. 70ft., 42ff.; Walter a.a.O. S. 81. 

2) Vgl. auch Publications de la section historique de l’institut 
royal Grand-ducal de Luxembourg, XL 1889 8. 253 fl. 

®) Die Organisation der territorialen Hofgerichte ist nicht selten 
durch die Rsichskammergerichtsordnung von 1471 bzw. 1485 angeregt 
worden, z. B. die sächsische Oberhofgerichtsordnung vom 10. Mai 1488 
(vgl. Adolf Lobe, Ursprung und Entwicklung der höchsten sächsischen 
Garichte. Ein Bz:itrag zur Gaschichte der sächsischen Rechtspflege, 
Leipzig 1905 S. 20ff.). Die sächsische Ordnung von 1493 (Kretschmann, 
Geschichte des Oberhofgerichts zu Leipzig, Leipzig 1804 8. 45ff.) hat 
dann wieder der vom Hochmeister Friedrich, einem Sohne Herzog 
Albrechts von Sachsen, im preußischen Deutschordenslande eingeführten 
sogenannten Quatemberordnung vom Jahre 1506 als Vorbild gedient; 
vgl. Hermann Fischer, Das Quatember- oder Hofgericht zu Königs- 
berg (1506 —1525), Altpreußische Forschungen, Königsberg 1924 Heft 2 
S. 41 ff. — Das hessische Hofgericht ist 1500 durch Wilhelm II. (Stölzel, 
Entw. d. gelehrten Richtertums 1 S. 427), das badische 1509 (Carlebach 
8.2.0. S. 118, 45ff.), das braunschweig-lüneburgische 1556 (Krusch 
a.a. O. S.290 ff.), das klevische Hofgericht erst 1597 (Ilgen a. a. O. S. 601) 
eingerichtet worden. Vgl. auch Rosenthal a.a.O. I S. 152ff., 418ff.; 
Wintterlina.a.O.S. 23; Schmoller, Acta Barussica, 1894 Bd. 1 S. 5öfl. 

4) Das landesfürstliche Hofgericht Österreichs wird gelegentlich 

Zeitschrift für Rechtsgeschichte XLVI. Germ. Abt. 18 
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mit im 13. Jahrhundert, als die Territorialherren in ver- 
eidigten Räten ein neues Beamtentum für die Landes- 
regierung 'beriefen. Urheber dieser Reformen, deutsche 
Landesherren, die nach dem Ende des Interregnums den 
Königsthron bestiegen, übernahmen die im Territorium 
ausgebildeten Formen in das Reichsregiment; da Ver- 
waltung und Rechtspflege jener Zeit aufs engste zusammen- 
hingen, mußte auch das Gerichtswesen am Königshofe die 
Wirkung jener Neuerung spüren. Der königiiche Rat hat, 
wie der territoriale, Anteil an der Pflege der hohen Gerichts- 
barkeit im Reiche gewonnen. 

Der Träger höchster Gerichtsbarkeit im Reiche ist in der 
älteren Zeit dasandie Person des KönigsgebundeneReichshof- 
gericht gewesen. Der König galt als höchster Gerichtsherr und 
Quelle allen Rechtes; er wirkte auf seinen Reisen durch die 
deutschen Landschaften als Richter in unbeschränkter Zu- 
ständigkeit; wohin er kam, wurden ihm die Gerichte ledig; 
er besaß das Evokationsrecht, d.i. die Befugnis, alle noch 
nicht rechtskräftig entschiedenen Fälle vor sein Forum zu 
ziehen, und konnte frei darüber verfügen, ob er das Gericht 
gelegentlich eines Reichshoftages aus Teilnehmern der 
Reichsversammlung oder an seinem engeren Hofe aus 
den gerade anwesenden Großen und Getreuen konstituieren 
wollte. Einen ständigen Vertreter erhielt der König erst 
gelegentlich des Mainzer Landfriedens 1235 durch Ein- 
setzung eines Hofrichters, dem nur die Verhängung der 
Reichsacht und die causae maiores der Fürsten und Fürsten- 
genossen entzogen waren. 

Die durchgreifenden Wandlungen des 13. Jahrhunderts 
übten ihren umgestaltenden Einfluß auch auf das Reichs- 
gerichtswesen aus. Die Landesherren. welche nach dem 
Fortfall der königlichen Bannleihe die Gerichtsherrlichkeit 
in den Territorien gewannen, versuchten den König durch 
privilegia de non evocando und de non appellando, die 
sie mit der Zeit in immer größerer Zahl erwarben, mög- 


— wie die gleichartige Institution der Maık Brandenburg — als „Kammer- 
gericht“ bezeichnet. Friedrich III. spricht in einem Brief an die Stadt 
Wien (vom 28. Mai 1444) ‚von den Fäıbern zu Wien, die in sein Kammer- 
gericht gehören‘; Lechner a.a.O. S. 1086. 


.. YV M — 
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lichst von allen Eingriffen und Kontrollrechten innerhalb 
ihres Herrschaftsgebietes auszuschließen. Landeshoftage, 
welche früher dem König ermöglichten, durch unmittel- 
bares Eingreifen die Landesangelegenheiten mit den Fürsten 
zusammen zu beraten und zu ordnen und dadurch zugleich 
Autorität wie Einheit des Reiches zu wahren, fanden schon 
in den ersten Dezennien des 13. Jahrhunderts fast nur noch 
im Süden des Reiches statt. Die wenig zahlreichen Landes- 
hoftage, die Rudolf von Habsburg abhielt, erschienen 
höchstens als ‚vereinzelte Nachklänge des alten Her- 
kommens‘‘!); und wenn die Könige später noch einzelne 
Landesteile besuchten, sahen sie eich hauptsächlich von 
Personen umgeben, die zu ihnen vertragsmäßig als Räte, 
Familiaren u. dgl. in näheren Beziehungen standen. Die 
Landeshoftage verschwanden seit dem Ende des 13. Jahr- 
hunderts, die Reichshoftage verloren zum mindesten ihre 
alte Bedieutung.®) Rudolf von Habsburg und Adolf von 
Nassau lberiefen noch häufiger Reichshoftage gewiß in der 
Absicht, die alte Einrichtung zu erhalten und neu zu be- 
leben. Aber die bisweilen nur von einzelnen Gebieten an- 
erkannten Könige, vollends die Luxemburger und Habs- 
burger, die den Schwerpunkt der Reichsregierung in den 
fernen Osten verlegten, mochten wohl noch Reichshoftage 
ansagen; aber die wenigsten Fürsten erschienen. 

Die Reichshoftage, die der König auch ferner noch in 
beschränkter Zahl abhielt, um Fürsten und Große, die 
angesehensten und kundigsten zur Mitarbeit zu vereinigen, 
konnten den Bedürfnissen der Verwaltung und Rechts- 


1) Ficker-Puntschart a.a.0. II 2 S. 134, 132. 

2) Der Verfall der Reichshoftagsordnung, auf der im früheren Mittel- 
alter die Verfassung des Reiches bcıuhte, setzte offenbar mit dem Bürger- 
kriege 1198 ein. Nach den Verzeichnissen bei P. Guba, Der deutsche 
Reichstag von 911-1125, Leipzig 1884 S.98ff., bei P. Wacker, Der 
Reichstag unter den Hohenstaufen, Leipzig 1882 S. 86 ff. und H. Ehren- 
berg, Der deutsche Reichstag von 1273—1378, Leipzig 1883 8. 117 ff. 
haben in den Jahren 911—1196: 483 Reichshoftage 

1125-1196: 1038 3 

1198—1378: 78 Br 

1273— 1378: 66 s 
stattgefunden. 
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pflege nicht mehr im entferntesten genügen. Die Zahl der- 
selben, wie der Besuch durch Fürsten und Große des Reiches 
nahm ab, die Landeshoftage fanden kaum mehr statt und 
damit hörten die Gerichtsreisen des Königs seit der zweiten 
Hälfte des 13. Jahrhunderts auf.!) Die Könige sahen sich 
daher genötigt, die große Masse der Rechtshandlungen, 
die doch zu den täglichen Geschäften gehörten, an ihrem 
Hofe zu erledigen und als Berater und Beisitzer Mitglieder 
der Hofgesellschaft, Hofbeamte, Räte, auch zufällig an- 
wesende Personen heranzuziehen. Die veränderten Zeit- 
verhältnisse ließen ihnen kaum die Wahl, ihre Gehilfen 
aus anderen Kreisen zu nehmen, zumal in Zeiten, wenn der 
König auf abgelegenen Reichsgütern oder in seinen Erb- 
landen weilte, die zur Zeit der Luxemburger und Habsburger 
weit ab vom Mittelpunkt des Reiches lagen. 

Der König erledigte Regierungsgeschäfte und Rechts- 
handlungen je nach Umständen mit der Reichsversamm- 
lung oder mit der täglichen Umgebung, mit dem weiteren 
oder mit dem engeren Hofe. Dort entschied er ‚„quemad- 
modum decrevit communis sententia prineipum nostrorum, 
nobilium quoque et sapientum, qui tunc nostri iudicii con- 
sistorio astiterunt‘‘?); im allgemeinen dagegen fanden mit 
den täglichen Regierungsgeschäften auch Rechtsentschei- 
dungen der verschiedensten Art am engeren Hofe des 
Königs statt. Das höchste Gericht konnte also als Reichs- 
hofgericht mit Fürsten und Großen oder in engerer Form 
am Hofe des Königs stattfinden. Denn auch das Reichs- 
hofgericht, das dem Hofe des Königs folgte und nur am 
königlichen Hofe tagen konnte, war kein ständiges Gericht?), 
sondern bildete sich in jedem Falle von neuem, in wechseln- 
der Zusammensetzung, je nachdem Ort, Zeit und Umstände 
es erforderten. Räte und Hofbeamte nahmen an der Reichs- 
versammlung, wie auch an Beratungen und Geschäften des 
engeren Hofes teil. 

z Die zwiefache, durch die veränderten Zeitverhä'tnisse 


lt) Schröder-Künßberg a.a.O. 8. 594. 

®) M. G. Constit. TII S. 543 Nr. 581 (1297 Juni 1). 

°®) Seeliger a.a. O. S. 115 bezeichnet das Reichshofgericht fälsch- 
lich als „Behörde“. 
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gegebene Form der höchsten Gerichtsbarkeit mußte immer 
deutlicher hervortreten, je öfter sich Personen und Korpora- 
tionen von der Jurisdiktion des Reichshofgerichtes be- 
freien ließen. Die Befreiungen fanden häufiger zuerst unter 
Rudolf von Habsburg statt, wie z. B. die Privilegien des 
Jahres 1285 für Worms, Speyer und Mainz beweisen.!) 
König Albrecht befreite Köln.?) Er gebot dem Hofrichter 
im Jahre 1299, Klagen gegen Bürger von Worms und Speyer 
an ihn selbst zu weisen, damit er sie an die Stadt zurück- 
weisen und im Falle verweigerter Justiz selbst entscheiden 
könnte.?) Heinrich VII. erteilte 1310 eine entsprechende 
Vergünstigung den Bürgern von Mainz®); und bis zur 
Mitte des 14. Jahrhunderts erhielten ‚nicht nur die Kur- 
fürsten, sondern auch die meisten anderen geistlichen und 
weltlichen Fürsten und alle größeren Kommunen des Rei- 
ches die unbeschränkte Freiheit von Ladungen vor aus- 
wärtige Gerichte mit Einschluß des Reichshofgerichtes.‘‘°) 
Karl IV. insbesondere gewährte so zahlreiche Exemtionen, 
daß Olenschlager®) den Eindruck gewinnen konnte, als 
wollte der Kaiser ‚das Hofgericht lieber ganz eingehen und 


1) Böhmer-Redlich, Regesten des Kaiserreichs Nr. 1916-1918 
(1285 Juni 26); vgl. Franklin, Reichshofgericht, Bd. II S. 6,7. 

®) Der König eıteilte dem Erzbischof Wichbold von Köln die Gnade, 
„ut nullus cives et oppidanos tuos ad exanıen seu iudicium regalis cutiae 
nosttae per nostıam iustitiam vel curiae nostrae edicta posset evocare“; 
Lünig, Reichsarchiv, XVI S. 392 (1298). 

3) Böhmer, Regesten Nr. 143 und 146 (1299 Februar 24 und 26); 
Lünig, Reichsarchiv XIV 8. 475 (1299). 

4) Ebendas. Nr.275 (1310 August 1). 

5) Franklin, Reichshofgericht, U S.9, 10. Die Exemtionen 
nahmen in der Folgezeit so zu, „daß im Hinblick auf den Rechtszustand 
in der Mitte des fünfzehnten Jahrhunderts nicht mit Unrecht gesagt 
werden konnte, es sei leichter, diejenigen Reichsstädte aufzuzählen, 
welche für ihre Unterthanen und Besitzungen die Freiheit von Ladungen 
an das Hofgericht nicht besessen hätten, als jene, welche sich im Genuß 
dieser Freiheit befänden‘“; S.11. Franklin II S. 11 Ann. 1 zählt Bei- 
spiele solcher Exemtionen für die zweite Hälfte des 14. und das 15. Jahr- 
hundert, Tomaschek a.a.O. S. 606ff. für die Zeit von Ruprecht bis 
Friedrich III. auf. 

°), Joh. Daniel von Olenschlager, Neue Erläuterung der 
goldenen Bulle Kaiser Karls IV., Frankfurt und Leipzig 1766 S. 254, 250. 
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alle Gerichtssachen vor seinen Reichsrat ziehen lassen.‘‘!) 
Die Exemtionsprivilegien erhielten oft die bestimmtere 
Fassung, daß die Privilegierten vor den König oder vor 
„König und Rat‘ geladen werden sollten. So gestattete 
König Ruprecht dem Herzog Ulrich von Decke 1406, daß 
er bloß ‚vor dem König oder dessen Obristhofmeister‘‘?), 
den Karthäusern von Nürnberg 1407, daß sie nur vor dem 
„obersten Hofmeister, oder wenn derselbe nicht wollte, 
vor dem Rate zu Nürnberg‘‘ belangt werden dürften.?) 
Der Landgraf von Stülingen, Johann von Lupfen, erhielt 
am 25. März 1408 das Recht, ‚nur vor dem königlichen Rat 
oder dem königlichen Hofrichter‘‘*), der Graf von Montfort 
am 1. April 1408 vom König die ‚Freiheit‘, nur ‚für uns 
und unserm rade oder für unserm hoffrichter, der dann ist, 
verklagt werden zu können.‘‘°) 

Die Verschiedenheit der beiden höchsten richterlichen 
Instanzen wird in anderer Form bezeugt, wenn z. B. Karl IV. 
im Jahre 1353 das Urteil seines Rates einholte, ob Frank- 
furter Bürger vor das Hofgericht geladen werden dürften‘), 


1) Die Regesten bieten auffallend zahlreiche Beispiele aus der 
Zeit Karls IV. z.B. Nr. 2173, 2179, 2188, 2316, 2324—2326, 2328 für 
Regensburg, Rotenburg, Bamberg, Überlingen, Heilbronn, Biberach. 
Dinkelsbühl, Kempten (aus dem Jahre 1355) etc. Vgl. auch Fr. Zander, 
Beiträge zur Geschichte des königlichen Einflusses auf die inneren reichs- 
ständischen Angelegenheiten zur Zeit Ludwigs des Baiern und Karls IV., 
Diss. Halle 1911 S. 62 ff. 

2) Joseph Chmel, Regesta Ruperti regis, Frankfurt a. M. 1834 
Nr. 2146 (1406 April 14). 

8) Ebendas. Nr. 2272 (1407 April 19). 

%) Ebendas. Nr. 2517 (1408 März 25). 

6) Zitat Seeligers a.a.0O. S.114 aus dem Reichsregister. — 
König Sigismund gewährte dem Albrecht von Hohenlohe das Privilez, 
daß er nirgends anders als vor dem König oder dem Hofmeister Recht 
geben und nehnıen solle; Lünig, Reichsarchiv XXI S. 294, 295 (14181. 
— König Friedrich III. befreite den Grafen Schaffrid von Leiningen 
und seine Untertanen von ausländischen Gerichten; „wer zu dem Grafen 
ichtes zu sprechen, zu clagen oder Vordrung hat“, ... ‚‚der soll das 
thun vor uns und unserm Rate oder unserm Richter, den wir in an 
unserem Hoffe darum geben werden an unser Statt“; Lünig, Reichs 
archiv XXII S. 396, 397 (1447). — 

6) Lünig, Reichsarchiv III S. 575 (1353 Dezember 13); Böhmer- 
Huber, Regesten Nr. 1679. 
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oder wenn der Hofrichter König Wenzels 1398 in einem 
Rechtsstreit zwischen dem Markgrafen Bernhard von 
Baden und der Stadt Speyer, welche Untertanen des Mark- 
grafen als ihre Bürger aufgenommen hatte, den König und 
seine Räte um eine Rechtsunterweisung bittet. ‚Do fragten 
wir“, heißt es in der vom Hofrichter ausgestellten Ur- 
kunde, ‚die. Rittere, die by uns an dem Rechten saßen, 
was sie recht deuchte, des wurden sie mit uns eintrechticlich 
zu rote, uns dorumb eins Rechten an unsern herrn dem 
kunige und an sinen Retten, die er zu der Zeit bei ihm hatte, 
zu erfarende‘; darauf legten sie dem Könige und seinen 
Räten den Rechtsfall vor und ‚worden des von Ime und 
seinen Reten underweiset, . . .. . das die obgenannten von 
Speyer von den egenanten Marggraven der vorgeschrieben 
Ansprache entbrochen sein solden.‘‘!) Nicht minder scharf 
ist die Doppelform der höchsten Gerichtsbarkeit in einem 
den Grafen von Öttingen erteilten Privileg (vom 27. Mai 
1401) betont, dessen Wortlaut Seeliger aus dem Reichs- 
register mitgeteilt hat: „Wer zu yn oder zu iren guten 
icht zu sprechen hat, der sal vor uns oder unserm hoffe- 
meister rechte nemen, da sie auch menglich gehorsam sin 
sollen. Wer aber, daß die egenant von Otingen des soinig 
wurden und nit deten als vorgeschriben stet, so mocht 
mann sie laden fur unser hofegericht, da sie dann auch 
schuldig sollen sin zu entwurten.‘?) 

Die Privilegien, welche Befreiung vom Hofgericht er- 
teilten, schmälerten die Wirksamkeit des Hofgerichtes und 


1) Harpprecht, Staatsarchiv des kaiserlichen Kammergerichts, 
1757 I Nr. 19 S. 115. 

3) Seeliger a.a. O. S. 115. Die Worte des Privilegs vom 6. April 
1415 ‚„iudicium curie vel camere‘“, welche zwei verschiedene Gerichte, 
Reichshofgericht und Kammergericht, bezeichnen, finden ihre authen- 
tische Interpretation durch eine Urkunde König Sigismunds vom 14. April 
1434; vgl.a.a. O. S. 116. 

Die Verschiedenheit der beiden richterlichen Instanzen tritt uns 
auch in den deutschen Territorien und zugleich in anderen europäischen 
Staaten entgegen, z.B. in Aragonien, wo zur Zeit Jaymes II. (1291 bis 
1327) die iudices curiae „neben dem königl. Rat‘ einen erheblichen Teil 
der Prozesse erledigten; vgl. Schwarz, Aragonische Hofordnungen, 
8.24 Anm. 64: „G. Ollomarii iudex curie deliberatione habita cum con- 
silio domini regis.‘“ 
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hoben in entsprechendem Maße die Bedeutung der vom 
König und seinen Räten geübten Rechtsprechung. Die 
beiden höchsten richterlichen Instanzen des Reichs kon- 
kurrierten miteinander ; aber sie berührten sich auch mannig- 
fach in Kompetenz und Zusammensetzung; die Könige 
konnten im Reichshofgericht präsidieren und Räte hier 
Beisitzer sein, andererseits konnten auch die Hofrichter 
an Sitzungen des königlichen Rates teilnehmen. Das ältere, 
vom Stauferreiche übernommene Hofgericht, das einen be- 
sonderen Notar hatte und Entscheidungen durch ein eigenes 
Hofgerichtssiegel beglaubigte, zeigte festeren Bestand, es 
verhandelte regelmäßig in der Form ordentlichen Gerichts- 
verfahrens mit Frage, Folge und Urteill) und besaß wenig- 
stens die Möglichkeit, sich bis zum gewissen Grade von der 
Person des Herrschers zu emanzipieren. Der königliche Rat 
dagegen, die jüngere Institution, begann, wie es scheint, 
erst allmählich — zum Teil auf Kosten des Reichshof- 
gerichts — einen größeren Wirkungskreis zu erlangen; 
er hing in noch höherem Maße als das Reichshofgericht 
vom königlichen Willen ab und konnte im einzelnen Falle 
nur auf ausdrückliche Ermächtigung des Königs in Aktion 
treten. Die Annahme jedoch, der König habe vor 1415, 
d. h. vor dem Zeitpunkt der angeblichen Entstehung des 
Kammergerichts, mit den Räten lediglich in außergericht- 
licher Form verhandelt, widerspricht schon der Bedeutung 
dieser richterlichen Instanz, welche die höchste Gerichts- 
gewalt des Königs neben und über dem Reichshofgericht 
verkörperte, der weiten Zuständigkeit derselben und den 
Grundsätzen des deutschen Rechtsverfahrens. 

Die Rechtsprechung in der ‚Kammer‘ hing ganz vom 
Willen des Königs ab. In seinem Belieben stand es, das 
Gericht zu konstituieren und in jedem einzelnen Falle die 
Form des Verfahrens zu bestimmen, „mit der Mynne“ 
oder „mit dem Rechten‘‘?) zu entscheiden. Der König konnte 


1) J.W. Planck, Das deutsche Gerichteverfahren im Mittelalter. 
Braunschweig 1879 I S. 248 ff. 

?) Vgl. Harpprecht, Staatsarchiv I S. 115: Der Hpfrichter König 
Wenzels verspricht ‚solichen Sachen unter euch beiderseite mit der 
Mynne oder dem Rechten zu richten, als billig ist‘. (1398). 
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aus eignem Antriebe, auf Antrag einer Partei oder wenn 
beide Parteien auf seine Entscheidung kompromittierten, 
versöhnen und vergieichen oder einen Schiedspruch fällen ; 
er konnte ferner Delegierte, Kommissäre oder Kommissionen, 
die aus mehreren Personen bestanden, mit der Entscheidung 
bevollmächtigen oder endlich seine Räte in doppelter Form, 
„ludicio vel consilio‘‘, heranziehen, nämlich entweder nach 
Vorberatung mit ihnen, ‚mit Rat‘, oder in förmlicher Ge- 
richtssitzung, d. i. „mit Urteil‘ den Rechtsfall erledigen. 
Die Form der Beratung scheint vom König im 14. Jahr- 
hundert bevorzugt worden zu sein, wenn auch der häufig 
wiederkehrende urkundliche Vermerk ‚mit Rate unseres 
Rates‘ gewiß nicht immer auf formloses Verfahren schließen 
läßt.!) Jedenfalls aber sind die Räte nicht bloß zu informa- 
torischen Zwecken, zur Beratung, Beweisaufnahme und 
Begutachtung verwendet, sondern häufig genug auch zu einem 
förmlichen Gerichtsverfahren vereinigt worden, um nach 
strengem deutschrechtlichem Brauch mit ‚Frage, Folge 
und Urteil‘ Recht zu sprechen. 

Die Verhandlungen, welche der König oder ein von 
ihm speziell ernannter Richter mit den Räten als Beisitzern 
in forma iudicii führte, giichen durchaus den strengen An- 
forderungen, die das deutsche Recht an ein ordentliches 
Gerichtsverfahren stellte. So fragte z. B. König Ludwig 
von Baiern im Jahre 1319 ein Urteil ‚‚vor unserm Rat und 
vor Rittern und Chnechten, wie lang ein Gotshaus sog- 
taner gute in nutz und gewer solt sein, diu selgerät wären, 
daz ez fürbas an Ansprach darum solt sein. Da wart er- 
teilet, ..... daß es Jar und Tag und sechs Wochen in 
Nutz und in Gewer solt sein, und fürbas danne an aller 
Ansprache beliben‘“; und dasselbe „Urteil“ wurde auch 


1) König Wenzel z. B. bekundet 1387, daß er gewisse „Sachen“ 
„unseın und des reichs fursten geistlichen und werntlichen, die zcu 
czeiten bei uns gewest sein, zu verhoren empfolhen‘‘ habe, ‚die auch 
noch unserm empfhelnusse und geheisse .. erfunden und erkant 
haben, das. . ..*“ Obwohl hier offenbar ein ordentliches Gerichtsverfahren 
stattgefunden hat, verkündet der König den Spruch mit den Worten: 
„dovon mit wolbedachtem mute, rate derselben und ander unser 
und des reichs fursten, so seczen leuteın meynen und wollen wir“ ...; 
Reichstagsakten I 8. 565 (1387 Juli 30). 
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„vor uns in unserm Hof erteilt.‘“‘!) Ein andermal (1331) 
ließ der Kaiser seinen Rat die Frage entscheiden, ob zur 
Heerfahrt aufgebotene Herren und Städte wegen des 
Schadens, den sie den Bewohnern der durchzogenen Gebiete 
ihres Unterhalts wegen zugefügt, „Ansprache leiden“ 
sollten; er bekundete nach dem Wortlaut der Urkunde, 
„daß wir und unser rat, und auch die besten, die unser Rat 
gehaben mach, von grafen, vreien und rittern, a!so nach 
irm rat gemachet haben, und als daz von recht her chomen 
ist, als sie darumb gesagt haben“, .... .. 2). Wenige Jahre 
später kam eine Streitfrage der Stadt Stendal, ob sie im 
Kriege dem Herzog von Braunschweig oder dem Mark- 
grafen von Brandenburg zur Heeresfolge verpflichtet sei, 
im kaiserlichen Rat zur Entscheidung. ‚„Hir umme hebben 
we“, so heißt es in der Urkunde vom 25. Juli 1343, ‚‚dessen 
ir obgesereven breve horen laten Grafen, Freyen, Riddern 
und Knechte usen rade und hebben de bevraghet, welkerme 
heren sie nu vortmer vom rechtes weghene behulpen schun 
sin. Die hebben uns gewiset und vor eyn recht gesproken, 

Darumme spreken we vor ein recht na der ob- 
es Grafen, Fryen Riddere und Knecht uses 
Rades anwysunghe und ordeyl.‘‘?®) Karl IV. ließ den Rat 
1353 ein Urteil sprechen über die Frage, wieweit die Bürger 
der Stadt Frankfurt am Main von ausländischen Gerichten 
befreit wären; er bezeugte, daß ‚wir uns erfahren haben 
und gäntzlichen befunden in unserm Rat und auch unsern 
Rat darumb Urtheil haben gefragt, daß uns derselbe unser 
Rath kundtlichen gemacht hat, daß niemand keinen unsern 
‘ noch des Reichs Burger von Franckenfurth aus derselben 
Stadt zu Franckfurt für kein Gericht laden noch beklagen 
soll noch mag, in kein Weiß, weder unser Hofgericht noch 
für kein ander Gericht“; .... ,Wir seyn auch unter- 
wiesen, daß wir von Rechtes wegen aus der Acht gelassen 


1) Monumenta Boica, München 1767 IX Nr. 52 S. 142, 143 (1319 
Mai 23); Böhmer, R-gesten Nr. 366. 

2) Cxlex diplom. Moenofrancofurtanus. Urkundenbuch der Reichs- 
stadt Frankfurt, herausgeg. von Johann Friedrich Böhmer, bearb. 
von Friedrich Lau, Frankfurt 1905, II Nr. 405 S. 301 (1331 April 21). 

?) Riedel, Codex diplom. brandenb. B. II S. 167 (1343 Juli 25). 
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haben Jacoben Knoblauch Burger zu Franckenfurth‘“ ... .}) 
Im Jahre 1359 wies Karl IV. eine Klage des Johann von 
Gundelfingen gegen Rat und Bürger von Ravensburg, 
nachdem er in seinem Rat über die Ansprüche Gundel- 
fingens unterwiesen worden sei, „nach Urteil seines Rates“ 
zurück.?) 


Die urkundlichen Zeugnisse, die bei vollständiger Ver- 
wertung?) zweifellos eine reichere Ausbeute darbieten, er- 
weisen, daß das 14. Jahrhundert bereits ein klares Bewußt- 
sein von der Verschiedenheit der beiden höchsten richter- 
lichen Instanzen gehabt und die Verhandlung vor König 
und Rat oft genug in der Form ordentlichen Gerichts- 
verfahrens „mit Frage und Urteil‘ stattgefunden hat; sie 
entziehen damit der herrschenden, zuletzt von Lechner 
vertretenen Auffassung?), daß die Räte vor dem 15. Jahr- 
hundert nur ‚als Ratgeber und Referenten, nicht als Ur- 
teiler““ fungierten, der König mit ihnen also lediglich eine 
„außerordentliche“ Rechtsprechung geübt habe, den Boden. 
Das Kammergericht entstand, wie Lechner meint, in der 
Zeit, als der König in den Verhandlungen mit seinen Räten 


1) Lünig, Reichsarchiv, II S. 575 (1353 Dez. 13); Böhmer- 
Huber, Regesten Nr. 1679. 


3) Böhmer-Huber, Regesten (Additamentum primum) Nr. 7002 
(1359 Juni 10). — Karl IV. bekennt, daß „unse rat gededinget heft vor 
uns tuschen hern Hassen vom Wedel ... . und den borgern von Ko- 
ningesberg‘‘; Riedel Cod. dipl. brand. A XII S. 262 (1375 November 25); 
Böhmer-Huber Nr. 5528. -- Samancek a.a.0. S.170 macht auf- 
merksam auf den Unterfertigungsvermerk einer Urkunde Karls IV. 
„ad mandatum domini magistri curie et iudicii“ (Böhmer-Huber 
Nr. 4565). 

®) Ich habe nur das bequem erreichbare Material benutzt. Eine 
vollständige Verwertung ist aufs äußerste erschwert, da dieBöhmerschen 
Regesten, soweit eine Neubearbeitung nicht vorliegt, ganz unvollstän- 
dig und die in den Regesten verzeichneten Urkunden in zahlreichen, 
bisweilen schwer zugänglichen Werken zerstreut, häufig überhaupt noch 
nicht veröffentlicht sind. 

4) Lechner a.a. 0. S.69. Das Lehrbuch der deutschen Rechis- 
geschichte von Schröder-Künßberg bemerkt S. 601, die persönliche 
Rechtsprechung des Königs habe ‚seit Sigmund wieder mehr gerichtliche 
Formen angenommen, aus denen das 1415 zuerst bezeugte königliche 
Kammergericht hervorgegangen ist‘“. 
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die Form des ordentlichen Gerichtsverfahrens anwendete; 
und er erklärt den plötzlichen Wechsel des Verfahrens aus 
den zunehmenden Exemtionen vom Reichshofgericht, die 
den König nötigten, vornehmlich für gewisse Fälle, die das 
persönliche Interesse des Königs und der Kammer berührten, 
ein neues Forum zu schaffen. 

Die Annahme, daß „ursprünglich“ Vergehen des 
Hofgesindes!), dann — als ein weiterer Schritt — Klagen 
und Beschwerden der königlichen Kammer am königlichen 
Hofe geschlichtet wurden, und aus dieser begrenzten Tätig- 
keit sich eine umfassendere Wirksamkeit des Kammer- 
gerichtes entwickelte, ist schon von Tomaschek?) aus- 
gesprochen worden. Man findet sie in wenig modifizierter 
Form wieder, wenn Lechner bemerkt: ‚Wollte der König 
solche Angelegenheiten‘, nämlich diejenigen, die sein per- 
sönliches Interesse und das finanzielle Interesse der Kammer 
betrafen, ‚doch‘ (trotz der Exemtionen vom Hofgericht, 
auf welche sich die Parteien beriefen) „an seinem Hofe 
entscheiden, so mußte ein anderes Forum gefunden werden, 
und dieses bot sich von selbst in der schon früher geübten 
Rechtsprechung des Königs und seiner Räte; indem sich 
bei der Häufigkeit solcher Fälle für diese Art der Recht- 
sprechung bestimmtere Formen bildeten, entstand so in 
erster Linie(!) zur Wahrung der unmittelbaren Interessen 
des Königs und der Kammer das Kammergericht.‘“?) 

Die Behauptungen Lechnerstragen den Stempel bloßer 
Vermutungen an sich. Sie widersprechen zudem den Quellen- 
zeugnissen des 14. Jahrhunderts, welche ergeben, daß die 
ordentliche Form des Gerichtsverfahrens in Rechtsfällen 
angewendet worden ist, welche durchaus nicht bloß das 
Interesse der Person des Königs und der Kammer betrafen; 
und nicht minder entbehrt die Behauptung des Beweises, 
daß die beiden von Lechner genannten Rechtsfälle den Anlab 
zum Wechsel des Verfahrens gaben. Die Wahl des Zeit- 
punktes ferner, in welchem die Exemtionen vom Reichs- 
hofgericht den König genötigt haben sollen, sich im KammeT- 
gericht ein neues,, Forum zu schaffen“, ist nicht bloß will- 


!) Vgl. z.B. Böhn:er-Huber Xr. 4074 (1364 Juli 27). 
2) A.a.0. 8.541. 3») A.a.0. S.83. 
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kürlich, sondern auch höchst unwahrscheinlich. Denn da 
Lechner selbst bemerkt, daß ‚schon um die Mitte des 
14. Jahrhunderts die meisten(!) geistlichen und weltlichen 
Fürsten und alle(!) bedeutenderen Reichsstädte für ihre 
Untertanen und Bürger Befreiung von Ladungen vor aus- 
wärtige Gerichte, das Reichshofgericht mit eingeschlossen, 
sich zu verschaffen gewußt‘‘!), so ist die zweifelnde Frage 
wohl berechtigt, warum denn jene Exemtionen ihre an- 
gebliche Wirkung erst um 1415 und nicht schon viel früher 
ausgeübt haben. 

Die Tatsache, daß der Name ‚„Kammergericht‘“ ur- 
kundlich zuerst 1415 überliefert worden ist, scheint eine 
gewisse Voreingenommenheit des Urteils erzeugt zu haben. 
So bemerkt Lechner, man ‚‚tue gut, bei diesen unfertigen 
Gestaltungen und allmählichen Neubildungen, die nicht 
einer bewußten Absicht, sondern dem Drange der tatsäch- 
lichen Verhältnisse ihre Entstehung verdanken, den tech- 
nischen Ausdruck erst zu gebrauchen, seit er in einer ver- 
trauenswürdigen und gut unterrichteten Quelle gebraucht 
und durch sie beglaubigt ist.‘‘*) Lechner empfiehlt damit 
ein Verfahren, das — abgesehen vom Zufall der Überliefe- 
rung, der kaum genügend berücksichtigt ist — doch zu 
sehr am Äußerlichen haftet. Denn wenn in der Überlieferung 
zum Jahre 1363 eine ‚‚sententia lata in camera Karoli 
imperatoris quarti‘‘®) und wenig später Appellationen er- 
wähnt werden, die an den Erzbischof von Köln oder an 
„seine Kammer“ (‚ad archiepiscopum Coloniensem pro 
tempore aut cameram eius‘‘) zu richten sind), so ist deutlich, 
daß diese Erwähnungen einer Gerichtsbarkeit in der Kam- 
mer und das „iudicium camerae‘ der Urkunde von 1415 
nur in etwas abweichender Ausdrucksweise ein- und die- 
selbe Institution bezeichnen; und gewiß sind wir berechtigt, 
den spät überlieferten technischen Ausdruck auf frühere 


1) A.a.0. S. 64. 2) A.a.0. 8.70. 

8) Cartulaire de l’Eglise Saint-Lambert de Liege publie par S. Bor- 
mans et E. Schoolmcesters. Brüssel 1900 IV Nr. 1595 S. 390, 391 
(1363 Oktober 11). 

*4) Lacomblet, Urkb. Bd. III S. 775 (Urkunde vom Jahre 1375). 
Vgl. auch Samanek a.a. O. S. 171 Anm. 6. 
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Zeiten zu übertragen, sobald der Nachweis sich erbringen 
läßt, daß die Institution, welche im 15. Jahrhundert als 
Kammergericht bezeichnet wird, schon früher bestanden 
hat; und dafür können nicht technische Ausdrücke, sondern 
nur Eigenart und Wirksamkeit der Institution selbst in 
Betracht kommen. 

Die charakteristische Eigenart, durch die sich das 
Kammergericht von den älteren deutschen Gerichten, 
insbesondere dem Reichshofgericht unterscheidet, das bis 
zu seiner Auflösung Volksgericht blieb, ist, wie schon 
bemerkt, durch seine Zusammensetzung gegeben: Es ist 
Beamtengericht gewesen; Hofbeamten, Räten, später ge- 
lehrten Juristen fiel hier als Beisitzern die Aufgabe der 
Rechtsprechung zu. Die Voraussetzung für die Wirksan- 
keit dieser richterlichen Instanz entstand also am Ende 
des 13. Jahrhunderts, als nach dem Interregnum sich ein 
Kronrat bildete, dem zum ersten Male vornehmlich Be- 
amte, vereidigte consiliarii und Hofbeamte, angehörten; 
und man würde nach Analogie der Territorien!), wo die 
„an den Hof des Fürsten gezogenen Landgerichte‘““ die 
hohe, einstmals gräfliche Gerichtsbarkeit zweifellos in un- 
unterbrochener Folge weiterführten, eine ähnliche Ent- 
wicklung vielleicht auch für das Reich voraussetzen können, 
wenn hier nicht durch das Interregnum ein Bruch eingetreten 
und das Reichshofgericht der Stauferzeit erneuert worden 
wäre. Neben dem Reichshofgericht blieb dem jungen Kron- 
rat zunächst offenbar nur ein begrenzter Wirkungskreis 
vorbehalten. Aber die veränderten Zeitverhältnisse, welche 
der Reichshoftagsordnung ihre alte Bedeutung nahmen, 
den Landeshoftagen und ehemaligen Gerichtsreisen des 


1) Vgl. S.34fl. Seeliger a.a. O. S. 121 bemerkt: Das Reich habe 
„in den Jahrhunderten, da es auf dem ganzen Verfassungsgebiet seine 
eigenkräftige Produktivität verloren‘, doch „auf dem Gebiete des Ge- 
richtswesens sein originelles Bildungsvermögen‘“ bewahıt und sei den 
Territorien als Vorbild vorangegangen., „Vom Königshof aus nahn inı 
15. Jahrhundert das Kammergericht, das Gericht des Rats unter Vorsitz 
des Hofmeisteıs, seinen Weg durch die einzelnen Fürstentümer des 
deutschen Reichs.“ Die Annahme Seeligers geht von falschen Voraus 
setzungen aus. Das Reich hat auch auf dem Gebiete des Gerichtswesens 
territoriale Bildungen nachgeahnit. 
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Königs am Schluß des 13. Jahrhunderts ein Ende machten 
und daher die königliche Regierungstätigkeit in ungleich 
höherem Maße, als es früher geschah, auf den engeren Hof 
des Königs und die ‚„familia‘“ beschränkten, verliehen dem 
königlichen Rat wahrscheinlich auch auf dem Gebiete der 
Rechtspflege von Anbeginn eine gewisse Bedeutung. Der 
Kronrat erhielt nicht bloß durch Exemtionen vom Reichs- 
hofgericht, die zahlreicher schon zur Zeit Rudolfs von Habs- 
burg einsetzten, einen besonderen Anlaß zu eigner Wirk- 
samkeit neben dem Reichshofgericht. Anlässe mancherlei 
Art mochten es dem Könige nahelegen, die vertrauten 
Räte auch zur Erledigung von Rechtsgeschäften heran- 
zuziehen; und wenn die Könige auch in Italien als ‚‚selbst- 
urteilende Richter‘ auftraten, so vermieden sie esin Deutsch- 
land gewiß, die hier geltende Auffassung, welche ein Urteiler- 
kollegium verlangte, grundsätzlich zu mißachten. Die 
ersten uns erhaltenen urkundlichen Zeugnisse über eine 
richterliche Tätigkeit der Räte in Form ordentlichen 
Gerichtsverfahrens gehören freilich erst dem Anfange des 
14. Jahrhunderts an.!) Sie verdienen jedoch um so mehr 
Beachtung, als sie durch gleichartige Zeugnisse aus den 
Territorien gestützt werden. Die Analogie der territorialen 
Entwicklung aber ist aus dem Grunde beweiskräftig, weil 
deutsche Landesherren auf dem Königsthron seit dem 
Interregnum die Verwaltung ihrer Erblande mit der Reichs- 
regierung vereinigten. Der Kronrat ist zur Zeit Ludwigs 
des Baiern oder Karls IV. und vollends während der sieben- 
undzwanzigjährigen Abwesenheit Friedrichs III. vom Reich 
nichts anderes, als ein mehr oder weniger durch Reichs- 
angehörige erweiterter Territorialrat gewesen. Die Rechts- 
pflege des Königs und der Landesherren mit ihren Räten 
hat im Reich wie in den Territorien in gleichen oder ähn- 
lichen Formen stattgefunden. 


Die Wirksamkeit des Kronrats ist ferner, soweit die 
spärlichen Urkundenzeugnisse es erkennen lassen, während 
des 14. Jahrhunderts in ihren wesentlichen Eigentümlich- 
keiten die gleiche gewesen wie nach 1415. Das Kammer- 


1) Vgl. 8.281, 282. 
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gericht erscheint noch in Friedrichs III. Zeit (1440—1493) 
als eine Verkörperung der obersten persönlichen Juris- 
diktion des Königs. Diese Tatsache offenbart sich in dem 
Mangel eines ständigen Sitzes, „in der Besetzung durch 
kaiserliche Räte und Hofbeamte, die bloß zeitlich und nicht 
ständig zu richterlichen Zwecken verwendet wurden, in 
dem Mangel einer selbständigen Jurisdiktion des Kammer- 
gerichts.‘‘!) Die Art des Verfahrens ist im 14. wie im 15. 
Jahrhundert vom König selbst nach freiem Ermessen be- 
stimmt worden, indem er selbst entschied oder Delegierte 
bevollmächtigte oder Räte, sei es zur Beratung, sei es in 
forma iudicii hinzuzog. Es ist bemerkenswert, daß selbst die 
persönliche Entscheidung des Königs „nach Rat der Räte“ 
auch im 15. Jahrhundert bevorzugt worden zu sein scheint?) 
Wenigstens schreibt Franklin, es sei zu Friedrichs Ill. 
Zeit sogar „häufiger als früher‘ geschehen, ‚daß der König 
allein und nur nach dem Rate seiner Umgebung zu Recht 
spricht, sei es, daB eine Sache von Anfang an vor ihm 
selbst verhandelt worden, sei es daß Richter und Uiteiler 
die Sache an ihn schieben oder weisen, sei es endlich, daß 
er dieselbe aus eigner Bewegung an sich zieht.‘‘?) 

Das Reichskammergericht erscheint in seiner un- 
organisierten Gestalt und Unselbständigkeit, nach seiner 
rechtlichen Stellung und Kompetenz vom 13. bzw. 14. Jahr- 
hundert bis 1495 als eine im wesentlichen gleichartige 
Institution. Die Bedeutung des Gerichtes ist allmählich 
gewachsen, als Umstände mancherlei Art, die Schwierigkeit 
ordnungsgemäßer Besetzung, namentlich die Fülle der 
Exemtionen vom Reichshofgericht dessen Ansehen und 
Tätigkeit untergruben. Die Verwendung der Doktoren, 
gelehrter Juristen, hat dem Kammergericht gegenüber dem 
älteren, nach wie vor mit ungelehiten Richtern besetzten 
Gerichtshof eine erhebliche sachliche Überlegenheit gegeben. 
Das Reichshofgericht ist seit 1451 eingegangen.*) Aber auch 

!) Tomaschek a.a. 0. S. 597. *) Vgl. S. 281. 

®2) O. Franklin, Das Kammergericht vor dem Jahre 1495, Berlin 
1871 S. 19. 

*) Die letzte Sitzung des Rrichshofgerichts hat, soweit bekannt, 
1448 stattgefunden; noch 1451 ist ein Hofrichter genannt; Lechner 
8.2.0. S.94ff. Fast gleichzeitig ist in der Mark Brandenburg das Amt 
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das Reichskammergericht ist in tiefen Verfall geraten!) und 
nach anfangs vergeblichen Reformversuchen ist es erst 
1495 durch die Ordnung des Wormser Reichstages von der 
Person des Kaisers gelöst und in Form einer modernen 
Behörde zu einem selbständigen höchsten Gerichtshof des 
Reiches mit ständigem Sitz, mit ständigem Kammerrichter 
und ständigen Beisitzern erhoben worden. 

Die Beteiligung des deutschen Kronrates an Aufgaben 
der Rechtspflege ist einem allgemeinen, natürlich gegebenen 
Zuge der Entwicklung gefolgt. Das Königtum hat als 
Träger der unveräußerlichen Gerichtsbarkeit auf Be- 
schränkungen seiner Jurisdiktion durch ständige Richter 
und Gerichte immer wieder in der Weise reagiert, daß es 
sich für die höchste persönliche Rechtsprechung ein eignes 
Forum geschaffen hat. Die Ausscheidung eines formierten 
Gerichtshofes von beamteten Richtern unter Heinrich 11. 
von England hat den englischen König veranlaßt, sich im 
Permanent council, dem Staatsrat, die höchste Gerichts- 
barkeit ‚für wichtigste Fälle‘ vorzubehalten: trotz Kon- 
stituierung eines besonderen Gerichtshofes (Parlement) 
im 13. Jahrhundert ist der französische conseil und neben 
den ‚iudices curiae‘‘ der königliche Rat in Aragon Träger 
der höchsten Gerichtsbarkeit gewesen; und als die Reichs- 
kaınmergerichtsordnung von 1495 in Deutschland einen 
selbständigen Gerichtshof unter ständischem Einfluß for- 
mierte, hat der König sich im Reichshofrat eine eigne richter- 
liche Instanz geschaffen. 


des iudex curiae generalis eingegangen; vgl. Hof- und Zentralverwaltung 


der Mark Brandenburg, S. 182, 200 ff. 


1) Franklin, Das Kammergericht vor dem Jahre 1495 8.43 ff.; 
Lechner a.a.0. 8. 103 fl. 
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Die Hundertschaft, 
insbesondere nach ostniederländischem Recht. 


Von 
Herrn Prof. Dr. Ernst Mayer 
in Würzburg. ® 


I. 


Bekanntlich hat man aus der Tatsache, daß im Nor- 
(ischen wie im Deutschen späterhin das Wort ‚Hundert‘, 
übrigens auch ‚Tausend‘ zum Namen jeder großen weiter 
nicht gezählten Menge wurde, die Lehre abgeleitet, daß die 
jedenfalls seit Tacitus vorkommende und von diesem als 
Zahlbegriff gefaßte Verbandsbezeichnung centena, (oder 
was dem in germanischen Nachrichten entspricht) wiederum 
nur der Ausdruck für irgendwelche große Menge sein soll!); 
damit fallen dann die tiefgreifenden Schlüsse, die sich aus 
einer zahlenmäßigen Gliederung der germanischen Ge- 
sellschaft ergeben würden, hinweg.?) 

Nachdem sich schon S. Rietschel gegen die neue 
Meinung gewendet hatte, versuchte ich das gleiche in mehre- 
ren Untersuchungen, dabei wiederholt auf Gedankengänge 
zurückkommend, die bereits in meiner deutschen und fran- 
zösischen Verfassungsgeschichte betreten wurden. Zunächst 
habe ich darauf hingewiesen, daß auch in nichtgermanischen 
Sprachen feste Begriffe von großen Zahlen hinterher für 
eine ungezählte Menge verwendet werden, und daß so 


!) Die Belege zusammengestellt bei Cl. v. Schwerin, Die alt- 
germanische Hundertschaft 8. 60 fl. 

2) So noch zuletzt A. Dopsch, Wirtschaftliche und soziale Grund- 
lagen der europäischen Kulturentwicklung ?1I S. I1f. Es ist bezeichnend 
für die Methode dieses Buches, daß es meine Gegenargumente einfach 
nicht gesehen hat und meint (S. 12 Note 57), mit dem „hundmargr“ ein 
neues Moment in die Erörterung zu werfen. 
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etwas namentlich im Lateinischen für trecenti und sexcenti 
gilt, was ursprünglich das zahlenmäßig geschlossene Reiter- 
corps innerhalb des ältesten römischen Heeres bedeutet. 
Dann aber habe ich unter Billigung anderer!) dargelegt, 
daß Hundertschaft ein zahlenmäßiger Verband war, aller- 
dings nicht der praktisch ganz unmögliche von 100 (120) 
Individuen oder auch von 100 (120) beliebigen Familien, 
sondern von den in Wald und Weide allein berechtigten 
Sippen oder deren zahlenmäßigen Unterabteilungen (vier 
Vollberechtigte mit dem Sippenführer, acht gewöhnliche 
Hüfner); so besteht die Hundertschaft aus 100 (120) Sippen 
oder aus 100 (120) Sippenquoten, also 10 (12) Sippen oder 
endlich vielleicht aus 100 (120) Vollberechtigten, also 25 
(30) Sippen. Solche Einheiten, aus denen eine Hundert- 
schaft oder Zehntschaft sich zusammensetzt, können nicht 
zahlreicher werden, so sehr die Besiedlung zunehmen mag; 
denn die vollberechtigten Sippen vermehren sich (von 
besonderen legislativen Akten abgesehen) nicht. Sie können 
sich aber durch Aussterben vermindern. Im ganzen sind 
sie, wie späteres zeigen wird, bis in die neue Zeit ungemein 
beständig geblieben. Daraus erklärt sich, daß die Hundert- 
schaften selber ohne erhebliche Zersetzung sich gleichfalls 
durch lange Zeiträume erhalten können. 


Solche zahlenmäßige Verbände ergeben nun einmal 
die angelsächsischen und englischen Quellen. Hier ist das 
Hidenhundert fest in Hidenzehntschaften (Zwölfschaften) 
verteilt, und es vollzieht sich seit der angelsächsischen Zeit 
bis tief in das Englische hinein die Auswahl der 12 (10) 
Zeugen (Geschworenen) nach diesen Hundertschaften und 
Zehntschaften. Die Sippenlosen werden in die Sippen und 
(deren Vereinigung zu einer Zehntschaft (Zwölfschaft) durch 
die Freipflege aufgenommen. Die Gilden, d.h. die öffent- 
lichen Verbände in ihrer Funktion als ursprüngliche Kult- 
verbände, bestehen aus 120 Mitgliedern (Cambridge) oder 
12 Führern von je einer Zehntschaft (London). Endlich 
erklären sich nur so die festen Zahlenangaben des Beda, 


1) Jetzt z. B. Bohnenberger in Württemb. Vierteljahrsh. für 
Landesgeschichte N. F. XXXVI S. 24. 
19* 
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der eben mit Hundertschaften und Zehntschaften rechnet. 
Weiter sprechen für die Zahlentheorie nicht nur die Angaben 
über den Umfang der sächsisch-friesischen Goe, wonach 
diese aus ungefähr 100—120 allmendberechtigten Höfen 
(im Gegensatz zu den bloßen Katen, den Anwesen der 
Köbner und Brinksitzer) bestehen; sondern einen unmittel- 
baren Beleg ergibt das aus 120 homines, d.h. Familien- 
häuptern bestehende Kirchspiel des cap. de part. Saxoniae 
c. 15, ferner im 10. Jahrhundert der in den Werdener 
Urbaren dreimal begegnende geschlossene Verband von 
120 mansus. Vor allen kommt dann die weiter unten noch 
einmal ausführlicher zu erörternde overijselsche Urkunde 
von 1133 in Betracht, wonach dort mit den Goen 100 
Allmendrechte verknüpft sind, und die spätere Angabe 
über die 600 Steuerpflüge der sechs drentischen Ding- 
spiele (Goe). All das habe ich seinerzeit in einer knappen 
Zusammenstellung rekapituliert, auf die ich der Kürze 
wegen verweise.!) 

Wenn ich nun hier noch einmal den Faden aufnehme, 
so geschieht es, weil mittlerweile neue Beweise gefunden 
wurden, die aber noch nicht in die allgemeine wissen- 
schaftliche Erörterung übergegangen sind. 


II. 


1. Zunächst sei erwähnt, daß die ausgezeichneten Unter- 
suchungen von Engelke den bisherigen niedersächsischen 
Belegen dafür, daß die Hochgerichtsbezirke aus ungefähr 
100—120 Höfen bestehen, noch einen weiteren hinzugefügt 
haben.?) Zu dem Freiding Bettmar nämlich, d.h. der Fort- 
setzung des alten Gerichts für die Grafschaft Peine gehören 
1677 103!/, Hufen, die sich auf 165 in 28 Feldmarken 
wohnende Freie verteilen. Daß die heiratenden Töchter 
allein von allen Bauerntöchtern das Haar auf dem Rücken 


1) Vierteljahrsschrift für Soziel- und Wiürtschaftsgeschichte XIV 
S. 483 ff.; für das Nordische: Historische Vieıteljahrsschrift XVI S. 54f. 

2) Die bisherigen Fälle zusammengestellt in meiner Hundertschaft 
und Zehntschaft nach niederdeutschen Rechten S. 92 N. 35. — Über 
Bettmar Engelke, Die Grafschaft Peine (Hannöv. Geschichtsblätter 
AXXVII) S. 1ff., besonders S. 20. 
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hängen und fliegen lassen, weist auf eine scharfe ständische 
Differenzierung!), wie ich denke, auf nobiles (Schöffenbar- 
freie) im Sinne der vorritterlichen Gesellschaft, hin. Das 
Freiding aber ist dann die große Hundertschaft von 100 
Adelshöfen (Schöffenbarfreien) und steht über den sächsi- 
schen Goen, die sich aus 100 bis 120 gewöhnlichen Hüfnern 
(Bargilden, Pfleghaften) zusammensetzen. Für das Ver- 
ständnis der Grafschaft (Freigericht)?) bedeutet die Nach- 
richt sehr viel. 

2. Im Schwäbischen kommt bekanntlich für die fränki- 
sche Zeit die Hundertschaft häufig vor. Die älteste Rechts- 
quelle (pact. I. 45) aber zerlegt den exercitus in generationes, 
wiederkehrend in den späteren, namentlich von Viktor 
Ernst untersuchten alemannischen Sippensiedlungen; zer- 
legt ihn also in die von mir zugrunde gelegten Einheiten 
dler Hundertschaft; im übrigen aber ist mit dem exereitus 
technisch vielleicht gerade die centena gemeint, wie eben 
doch auch in jener berühmten nordischen Stelle der altes 
Skaldenmaterial sammelnden skaldskaparmal c. 66 „herr“ 
im technischen Sinn ‚„hundrad‘“ bedeutet.?) 

Nun bezeugt eine, soviel ich weiß, bisher übersehene 
Ottobeurer Nachricht vom Anfang des 12. Jahrhunderts, 
«daß 12 Dörfer in 120 viculi d.h. in 120 Höfe zerfallen, 
also jedes Dorf selbstverständlich aus 10 viculi besteht 


1) Schon Grimm, R. A. * 1 5S.398 hat diese Nachricht richtig 
eingestellt. 

2) Meine Hundertschaft und Zehntschaft S. 101. 

3) Tunberg, Studier rör. Skandinaviens äldsta politiska indeling 
S. 29 ist m. E. skaldskapamal c. 66 nicht gerecht geworden; die Besonder- 
heit liegt gerade darin. daß in einer Aufzählung von kenningar, die z. T. 
sehr umfassende Verbände an geringere Zahlen wie hundert anknüpfen, 
es dann doch heißt: herr er hundrad; das weist auf einen technischen Zu- 
sammenhang zwischen herr und hundrad. Einen strikten Beweis für sich 
‚llein liefert natürlich die oft gebrauchte Stelle nicht. — Umgekehrt 
kann man lex. Baiuv. IV c. 23 heriraitn id est cum 42 clypeis nicht als 
Beleg dagegen verwenden, daß im nahverwandten schwäbischen Recht 
der exercitus als Hundertschaft gedeutet wird; denn die germanische 
centena des Ta-itus c. 6 war eine Mischung von Reitern und Parabaten; 
später aber bedarf der Ritter zweier Knappen; so kann das heri mit 
42 Schilden, 42 Reiterschilden, auf einen Zustand gehen, bei dem die 
sanzo Abteilung aus ungefähr 120 Leuten bestand. 
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und so eine Zehntschaft bildet!) Dem ähnlich ist im 
Oberelsaß ein Dorf (Hof) in 12 Huben und 13 Lehen zer- 
legt, wobei die letzten als die nicht zum ursprünglichen 
Verband gehörenden Anwesen gefaßt werden müssen.?) 


3. Damit stimmt es überein, daß im bayerischen, main- 
fränkischen und schwäbischen Gebieten der weltliche und 
kirchliche Ortsverband bis herauf zur karolingischen Zeit als 
decania oder, was sprachlich damit identisch ist, als Zeche er- 


1) SS. XXTII p. 612 Z. 15 ista pariter ad numerum reducta existunt 
oppida seu villae duodecim ecclesieque barochiales totidem cum viculis 
centum viginti. Die 12 villae bilden übrigens keinen zusammenhängenden 
Verband und dürfen deshalb nicht als eine große Hundertschaft, die an 
Öttobeuren gekommen wäre, gedacht werden; daß freilich vom Schrift- 
steller die Vorstellung erweckt werden will, wie wenn Ottobeuren den 
Umfang einer ganzen Hundertschaft (ostschwäbisch geredet: eines Vogt- 
gerichts) besäße, ist möglich, kann aber nicht bewiesen werden. 
Viculus ist die Bezeichnung für den aus mehreren Gebäuden bestehend:n 
schwäbischen Großbauernhof im Gegensatz zur bloßen Sölde, zum bloßen 
Schupfen (Schuppose). 

®) Grimm, Weistümer V 8.390. St. Pilt; dazu diese Zeitschrift 
XXXXV S.73. 


3) So bekanntlich schon Walafried Strabo de exordiis et incremientis 
rer. eccl. c. 32 (MG. Cap. II p. 515) decuriones vel decani, qui sub ipsis 
vicarjisquaedlam minoraexercent, minoribuspresbyteristitulorum possunt 
comparari; die späteren Belege in meiner D. u. fr. V. G.1S. 509. — Über 
die Zeche = Ortsverband im Elsaß und Mainfranken ebd. 1 8.509. Für 
Bayern das dort I S. 510 (dazu nöch Salzb. U.B.1404 1167 bemerkte; da- 
zu Kommt aber die wichtige, bisher nicht verwendete Glosse des 15 Jahr- 
hunderts zu l. Baiuv. I 14 leg. III p. 287, wo „placitum‘ mit „Landgricht, 
Hoffgricht, Zechon“ erläutert wird; „Zechen“ sind also hier deutlich die 
Gerichte unter dem Landgericht, dasim Bayerischen der anderwärts be- 
zeugten Hundecrtschaft entspricht (D. u. fr. V.G.1S. 435 N. 8). Zechefasse 
ich, wie schon in der D. u. fr. V.G. als von Stamme Zehn abgeleitet. Be- 
kanntlich wird ja Zeche gewöhnlich mit dem ahd. gizehon (anrichten) un. 
dem angelsächsischen teoch (Gesellschaft, Schaar) sowie dem davon abge- 
leiteten teochian, teogan, zusammengebracht, was in der Tat richtig ist; 
aber die Erklärung gleitet dann ab, wenn nun auch auf gotisch tewa (Ord- 
nung) gatewjian verwiesen wird, dasim Südgermanischen kein „Zoche“ er- 
scben hätte (Wilmanns, Deutsch. Grammatik 13 S. 159; IL? S. 219). 
teoh und Zeche ist nichts anderes als der im Gotischen tigjus (decaden). 
im Deutschen zug, zeg, zig, steckende Stamm für Zehn, so daß diesen: 
bei „Zeche“ zur Verdeutlichung der abstrakten Zahleneinheit noch ein k 
als Suffix zugefügt wind (Bruck mann, Kurze vergl. Grammatik $399, 2; 
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scheint.?) Im mittelrheinischen und niederfränkischen Be- 
reich ist dagegen die Zehntschaft deshalb nicht mehr zu ent- 
decken, weil hier, ähnlich wie gelegentlich auch bei den Angel- 
sachsen schon für den Verband von nur 10 Sippen, d.h. 
120 Sippenquoten, die Bezeichnung centena verwendet 
und diese dann auf die großen, schon vorgermanischen, zum 
Teil vollständig romanischen Dörfer, etwa in der Wallonei, 
übertragen wird, die an Menschenzahl einer solchen ger- 
manischen Zehntschaft mit ihren etwa fünf- his sechshundert 
Seelen sehr ähnlich sind und nun auch den öffentlichen 
Haftungen der germanischen Zehntschaft unterworfen 
sind.!) 

Wilmanns a. a.O. 11? S. 379, 602); andere Male (Lacomblet, U.B. I 
Nr. 433. 1169 rigirzegheide) steht dafür die Kombination von zeg und 
heide. Weil eben der Ortsverband, also die gewöhnlichste Gemeinschaft, 
sehr leicht eine Zehntschaft ist, so wird (ähnlich später „Gemeinde“, 
„communia‘) „Zeche‘‘ zum Ausdruck für „Verband“ überhaupt, also 
für die Ortsgemeinde, die Handwe:kergemeinde, die Notabelngemeinde, 
die Gewerkschaft der Bargleute; und da die Gemeinde ursprünglich 
einen Kult- und so einen Trinkve:band darstellte, also eine Gilde war, 
so wird „Zeche“ zun Ausdruck auch für ein Gelage. 


!) Der Prozeß ist bereits in den öfters besprochenen, aber auch 
öfters mißdeuteten Angaben des Prümer Güterverzeichnisses von 893 
gestreift, nämlich einmal in der Schilderung der centena de Sveyghe 
(Beyer, Mittelrheinisches U.B. 1 S. 157 f.), eines Orts, der nicht mehr als 
15 Baue: nhöfe enthält,und dann der centena von Merrengkc (1 S.154—157).: 
Im zweiten Falle wird die centena — nach Caesarius von Heisterbach 
die communitas (ebenda I 8. 155 n. 5) — einmal zum Rebenbinden, das 
zweite Mal (alteran) zum Graben, das dritte Mal ad colligendam cum carro 
suo (d. h. wohl zur Getreideernte), das vierte Mal ad messem colligendam 
(d.h. zur Weinernte) verwendet. Dafür wird männiglich mit Brot 
verpflegt (1 S. 157). Deutlich stehen hier die Arbeiten der gesamten 
Dorfgemeinde im Gegensatz zuden Abgaben und Leistungen der einzelnen, 
und es handelt sich dabei nicht um mehrere centenae, sondern nur um 
eine centena, die mehrmals beschäftigt wird. Schon v. Schwerin, 
Hundertschaft S. 134, hat das einigermaßen verschoben; Dopsch aber 
(diese Zeitschrift XXXVI S. 5, Grundlagen ?11 S. 12 N. 56) macht daraus 
mehrere centenae, die dann ‚„Arbeitsgemeinschaften“ sein sollen. Zu der 
Notiz über Merrengke paßt die andere, noch deutlichere über Sveyghe; 
c3 handelt sich um einen Verband mehrerer Ortschaften (Weiler) unter 
Führung der Ansiedlung Sveyghe (Beyer I S. 158). Einmal werden die 
Gesamtabgaben der einzelnen Ortschaften vermerkt (TS. 158: Summa de 
villis cireumiacentibus); vorher und nachher stehen, aber nicht für alle, 
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4. Endlich sei auch hier darauf hingewiesen, daß das 
eine Stück der ganzen Konstruktion, nämlich die Zerlegung 
des Sippenverbandes in vier große Höfe und acht gewöhn- 
liche Bauernanwesen zu einem Teil, nämlich für die acht 
zusammengehörigen und unter einer Leitung stehenden 
gewöhnlichen Bauernanwesen, jetzt durch die Ausgrabungen 
in Buch bei Berlin schon für die Bronzezeit erwiesen ist.!) 


111. 


1. Den wesentlichen Anstoß zu diesen Zeilen hat aber 
doch etwas anderes gegeben, nämlich die Beobachtungen 
die man dem gegenwärtig erscheinenden großen ..geschiel- 
kundig atlas van Nederland‘“?) entnehmen kann. In einem 
noch nicht abgeschlossenen Heft enthält er die Marken 
von Drente, Groningen, Overijsel und Gelderland (1920). 
Vor allem aber kommen für die Rechtsgeschichte die beiden 
Erläuterungsschriften, einmal die von B.M. de Jonge van 
Ellement und J. G.C. Joosting über Drente, Groningen 
und einzelne Teile des friesischen Geestlandes, dann aber 
der ausgezeichnete Band ‚Marken in Overijsel door Mr. G. 
A.J.van Engelen van der Veen 1924“ in Betracht. 

Besonders die letztere Arbeit enthält kostbarstes Ma- 


villaoe die Abgaben von den einzelnen Höfen. Dabei wid für Sveyghe 
zweimal gesagt: centena de Sveyghe solvit de vino modios XXX censum, 
quod est de silva; d. h. als Waldzins (etwa für Waldweide oder Rodungen 
oder Bezug von Rebstecken) bezahlt die Gesamtgemeinde eine Wein- 
abgabc von 30 modii. Hier ist also von irgendwelchen Firondiensten aller, 
von einer „Arbeitsgemeinschaft‘ gar keine Rede. Heißt es dann vorher 
(1 S. 158) am Schluß des Absatzes de feodis ministerialium: .‚de centena 
pictura 1‘, also de centena ein Winzergut (1 S. 154 n. 1), so bedeutet das 
doch nur, daß die centena einem (welchem ?) der ministeriales eine pictura 
(ein Winzergut) leiht. Boide Male ist also hier die centena einfach der 
Gemeindeverband (ganz verworren und rechtlich unverständlich Dopsch. 
diese Zeitschrift XXXVIS. 5ff.); ich brauche an den in der D. u. fr. V.G. I 
S. 512 Gesagten nichts zu ändern. Wie dann später die Hundertschaft 
mit der Ortsgemeinde zusanımenfällt, hat Lamprecht längst erwiesen; 
dazu meine D. v. fr. V.G.1 8. Hilft. 

1) Darüber Kiekebusch, Die Ausgrabung des bronzezeitlichen 
Dorfs Buch bei Berlin 1923, und mein kurzer Aufsatz in Vierteljahrsschr. 
f. NSozial- u. Wirtschaftsgeschichte XVI11 S. 340 fi. 

*) Ed. Dr. A. A. Beckmann, S’Gravenhage, M. Nijhoff. 
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terial zum Verständnis der Bezirks- und Gemeindever- 
fassung von Overijsel und dadurch tritt die schon einmal 
erwähnte grundlegende Overijselsche Urkunde von 1133 
in ein viel klareres Licht. 


2. Zunächst soll der Inhalt dieser Urkunde selber 
genauer geprüft werden.') 

Die Urkunde liegt in zwei Editionen vor, die unabhängig 
voneinander vor sich gingen. Einmal findet sie sich in 
den 1734 zu Nancy erschienenen Annales Praemonstratenses 
I prob. col. 394f.; über die Vermittlung des Textes wird 
hier nichts Genaues mitgeteilt. Dann hat unabhängig 
davon fast 50 Jahre später (1782) der ausgezeichnete 
Overijselsche Jurist und Rechtshistoriker Racer sie nach 
dem damals auf dem Haus Twickel (im twentischen Richter- 
amt Enschede) vorhandenen Original noch einmal heraus- 
gegeben.?) Da dort das Original seitdem abhanden gekom- 
men ist, so ist der jüngste Druck im Osnabrücker U. B. 
I. 252 nur eine über Niesert Münsterische U.S. V 8.3 
vermittelte Wiedergabe der beiden älteren Texte. Es ist 
wichtig, sich diese Verhältnisse vor Augen zu halten. Denn 
damit ist ausgeschlossen, daß an den überlieferten Namen 
irgendetwas geändert werden darf, soweit sie in den beiden 
Textformen gleich oder annährend gleich wiederkehren; 
im übrigen zeigt der Augenschein, daß Racer sorgfältiger 
gelesen hat als derjenige, dem die Annales Praemonstratenses 
den Text verdanken.?) Der Inhalt der Urkunde wird dann 


I) Die Urkunde ist zuerst in meiner D. u. fr. V.G. IS. 412, 8. 435 
zur Diskussion gestellt worden; «dann friesische Ständeverhältnisse 
8. 13ff., S. 70; diese Zeitschrift XXX1I S. 49ff.; Hundertschaft und 
Zehntschaft S. 85ff. — Dagegen v. Schwerin, Hundertschaft $. 48 ff. 

®) Für die erste Edition Annales Praemonstratenses I (1734 Nancy) 
prob. col. 394 f.; nach dem Text col. 516 sieht es fast so aus, als ob die 
Urkunde von dem Propst des Klosters Clarholt, dem Htrrn von Kuchel- 
heim übermittelt worden wäre, der aber dabei das Original nicht mehr 
besaß und so ein Kopiar benutzt haben wird. — Für die zweite Aus- 
gabe Racer, Overysselsche Gedenkstukken II S. 200. 

°) Mit der Tatsache einer zweimaligen voneinander unabhängigen 
Lesung verschwindet jede Möglichkeit, mit van Engelen vander Veen, 
Marken in Overijsel S. 153f., der eben nur den Text bei Racer kennt, 
durch kühne Emendationen (statt Ostergo: Osterze; statt Wije: Wenlo; 
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freilich nur summarisch in einer Urkunde Lothars III., 
die man, wie so oft in der üblichen kritiklosen Überkritik 
für falsch hielt, bis man das echte Original fand und in einer 
Urkunde des Bischofs Werner von Münster, beide von 1134 
und später in einer päpstlichen Urkunde von 1146 bestätigt!) 
Die drei letzten Akte zeigen, daß sehr umfassende Schen- 
kungen des westfälischen Edeln Rudolf von Steinfurt, die 
meist in Westfalen gelegene Güter und Rechte betreffen. 
an das westfälische bei Wiedenbrück liegende Mannskloster 
Clarholt und das diesem unterworfene ebenfalls west- 
fälische Frauenkloster Lette?) stattgefunden haben. Im 
Zusammenhang mit dieser räumlich von Oberijsel weit 
entfernt geschehenen Bewidmung wird nun an Lette durch 
die Urkunde von 1133 auch Besitz in Overijsel übertragen. 
Nach der Zeugenreihe muß freilich diese Urkunde im 
Utrechtischen Oberstift selber entstanden sein.?) Aber der 
Zusammenhang macht es doch verständlich, wenn die 
Urkunde von 1133 nicht mit der gleichen geographischen 
Genauigkeit abgefaßt ist, wie das wohl der Fall sein würde. 
wenn der Schwerpunkt der ganzen Transaktion und nicht 
nur der eines Teilgeschäftes an der Ijsel läge. Späterhin 
(zu Anfang des 13. Jahrhunderts) hat Clarholt in Vollenh» 


statt Lenethe: Leeute; statt Islemuthen: Islehamme) über die anscheinen- 
den geographischen Schwierigkeiten der Urkunde wegzukonmen. Im 
übrigen ist Islemuthen bei Racer richtiger als Ittemulhen bei Ann. 
Praemonst. ; Suthego richtiger als Suthegere; Lenthe richtiger als Lenelhe; 
liest nur Racer ‚inter C illorum de Wye“, während die Annales „inter 
illorum de Wie‘ haben, so bezeugt das ‚„illorum‘‘ der Annales ganz deut- 
lich, daß zwischen inter und illoıum etwas ausgefallen ist und so in der 
Tat das „C‘‘ der Urkunde bei Racer inmitten gestanden sein muß. 

!) Osnabrück U.B. I 254, 255, 273. 

2) Über die Verbindung von Lette mit Clarholt, Osnabrück U.B, II 
236, 1228; 244, 1229; 277, 1231; 581, 1250; Westf. U.B. VIII 643, 1311. 
Die vorletzte Urkunde beweist, daß Lette, trotzdem es von Clatholt ab- 
hängt, doch ein gewisses Eigenıecht hat. 

3) Theodoricus de Bochorst wird 1160-64 unter den Vasallen vun 
Utrecht genannt (Sloet 309); die Herren von Harsolt gehören nach Over- 
jsel(Racer III S.85); Hugo de Fleddere weist mit seinem Namen auf die 
Südwestecke von Drente. Canonicus Wazo kommt (Sloet 257) 1131 als 
decanus von Utrecht vor. 
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„mansos tres et alias terras cultas et incultas‘‘!); im 15. Jahr- 
hundert besitzt das gleiche Kloster wieder in Wanneperveen 
der südöstlichsten Marke des späteren Drostamts Vollenho, 
Land?) Ferner ist das Kloster Lette ein Jahrhundert 
später Eigentümer in Haßelt, einem Ort, der — wichtig 
genug — nicht zum Drostamt Vollenho, sondern zu Salland 
gehört, dann in Vollenho und endlich in Zwartsluis, das 
sowohl in Vollenho wie in Salland liegt.?) 


Nun aber der Inhalt der Urkunde von 1133. Die 
Urkunde verleiht an die Klosterkirche von Lette: 


quidquid hereditatis libere habui in Fullenho (Ann. 
Praemonst.: Ullenho) videlicet XXII portiones, quas 
warscaph vocant .. . portionum autem supradictarum 
X iacent inter C portiones illorum de Ostergo; IV vero 
sunt de allodio de Methre, item IV inter C illorum (Ann. 
Praemonst.: inter illorum) de Wye (Ann. Praemonst.: 
Wie). item II inter C illorum de Suthegoe (Ann. Prae- 
monst.: Suthegere), I de Lenethe (Ann. Praemonst.: 
Lenelhe) et I de Islemuthen (Ann. Praemonst.: Itte- 
mulhen). | 


Von der Örtlichkeit der Urkunde ist der Ostergo und 
der Suthego zunächst noch nicht zu bestimmen. Aber so- 
fort ist zu betonen, daß die auf diese beiden Goe treffenden 
Warschaften melır als die Hälfte der Gesamtzahl ausmachen. 
Später wird sich zeigen, daß die beiden Goe im Drostamt, 
Vollenho zu suchen sind. - Unbestimmbar bleibt das allodium 
de Methre; da beide Lesungen hier übereinstimmen, ist 
an keinen Lesefehler zu denken (etwa statt ‚in erthe“ 
oder gar „cundre‘‘); deshalb liegt es allerdings nahe, an 
jenen recht erheblichen, durch die Flut von 1250 ver- 
schlungenen Küstenstrich zu denken, der auch das Kirch- 
spiel Nagel trug und mit Vollenho zusammenhing, während 
er von Salland durch das Aestuar der Ijsel und der Vecht 


!) Osnabrücker U.B. II 277, 1231. 
2) Hogeman in Vereenigung tot beoefning van overijsselsch regt 
en geschiedenis (künftig zitiert: O.R. en Gesch. Versl. en Med.) XII 8.21. 


%) Hogeman inO.R. en Gesch. Versl. en Med. XII S. 21; über die 
Lage von Zwartsluis: van Engelen van der Veen, Marken 8. 156. 
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getrennt wurde.!) — Nicht in Vollenho, sondern in einem 
eigenen kleinen Drostamt, das aber im weiteren Sinn doch 
zum Salland rechnet, liegt ljselmuiden?); ferner Wijhe, das 
wiederum im Salland, südlich von Zwolle ein eigenes 
Schultheißenanit bildet); endlich Lente, das später eine 
der Marken des südlich und nördlich an der unteren Vecht 
liegenden großen Schultheißenamts Dalfsen ist?) und so 
wiederum zum Salland gehört. 

Nach der Urkunde von 1133 sollen aber alle Wear- 
schaften in Vollenho liegen. Wie ist das nun mit der Tat- 
sache zu vereinigen, daß ljselmuiden, Wijhe, Lente von 
jeher zum Salland gehörten ? Hier kommt alles darauf an, 
war unter Vollenho zu verstehen ist. Das spätere Drostamt 
Vollenho ist südlich durch das bei Zwartsluis in die Vecht 
einströmende Meppelerdiep begrenzt, während es im Osten 
an Drente, im Norden an den friesischen Stellingwerf stößt. 
Derselbe Bereich von Vollenho tritt bereits in der könig- 
lichen Bestätigung der Schenkungen des Rudolf von Stein- 
furt aus dem Jahre 1134 zutage, wo es heißt: in loco mari- 
timo usque ad aquam, quam Sethe vocant: denn da die 
nieuwe Sluis, der Südteil von Zwartsluis, früher Zedemuiden 
hieß®) und darum die Sethe mit dem Meppelerdiep gleich- 
bedeutend sein muß, so stellt diese schon 1134 die Südlinie 
dar. In solcher Begrenzung bleibt Vollenho hinter den 
beiden anderen Gebieten von Overijsel, nämlich hinter 
Salland und Twente, an Flächeninhalt weit zurück, während 


- — 


!) Hogeman in Ö.R. en Gesch. Versi. en Med. XTI S. 1; dazu.die 
Karte ebenda XAXVII NS. 28. 

®) van Engelen van der Veen, Marken S. 91. 

®) van Engelen van der Veen, Marken S. 34--40. Das ‚„‚wvec- 
bischopsland‘“ der Urkunde von 1417 (Dumbar, Analecta 11 S. 412) ge- 
hört (anders, wie ich das in „Friesische Ständeverhältnisse‘“ S. 15 Nr. 37 
annahm) nicht hieher, sondern, wie die große Verteilung des Masten- 
broek von 1364 zeigt (O. R. en Gesch. Ve:sl. en Med. VLS. 86), ist es Land, 
das dem mit eigener Vermögensverwaltung (Registers en Rekeningen van 
het bisdom Utrecht, Werken van het historisch genootschap gevestigd te 
Utrecht 53 IS. 508ff.) ausgestatteten Utrechter Weihbischof zusteht. 

*) van Engelen van der Veen, Marken 8. 41fi. 

5) van Engelen van der Veen, Marken S. 104; Hogeman in 
OÖ. R. en Gesch. Versl. en Med. XT1 S. 21. 
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es im 16. Jahrhundert an Steuerertrag Twente fast gleich- 
kommt und ?/, von der salländischen Quote abführt.:) 
Die Frage ist nun, wieweit diese Abgrenzung etwas Ur- 
sprüngliches war. Bekanntlich erscheint der Ausdruck 
Vollenho zuerst in dem kaiserlichen Wildbannprivileg von 
944 für Utrecht?). Nach der einen Überlieferung liegt der 
Wildbann ‚‚in pago forestensi, quod est in comitatu Ever- 
hardi, nach dem späteren Fortgang in eodem pago ac in 
silva, que nuncupator Fulnaho; nach der anderen Über- 
lieferung zuerst ‚in pago Thriente vocato, yuod est in comi- 
tatu Everhardi‘ später einfach in eodem pago. Das Ver- 
hältnis dieser verschiedenen Ortsangaben zueinander ist 
nicht sicher. Dem Wortlaut nach muß Drente in der Graf- 
schaft des Eberhard liegen, die also größer als Drente ist 
und mehrere pagi befaßt, wie denn in der Tat eine wenig 
spätere Kaiserurkunde zeigt, dal die Grafschaft des Eber- 
hard bis nach Tongern, einer Mark des Schultheißenbezirks 
Wijhe, also bis tief in das Salland herein sich erstreckt und 
so wohl dieses im ganzen mit befaßt.?) Dann liegt es schr 
nahe, die beiden Überlieferungen des Textes überhaupt als 
zwei verschiedene Urkunden zugunsten Utrechts zu fassen. 
Nach der einen wird der Wildbann im pagus forestensis 
und für die silva Fulnaho übertragen, nach der anderen 
für den pagus Thriente.e. Dann könnte unter dem pagus 
Forestensis das Salland gemeint sein, während man an 
Twente wegen des zugleich erwähnten Fulnaho nicht denken 
kann. Der Fulnaho aber könnte gerade auch mit dem 
Pagus Forestensis sich decken, entweder so, daß sie 
beide kongruent sind, oder das eine Gebiet das andere 
enthält. Nun ergibt aber Späteres, daß das große Walld- 
und Moorgebiet Mastenbroek östlich der Ijsel zunächst 
als die Mark des ganzen Sallandes zu fassen ist und 


deshalb von den salländischen Städten und Gemeinden 
— / 

1) O. R. en Gesch. Versl. en Med. XXXV 8.71. 

2) Zuletzt Oork. b. van Groningen en Drente 1 6. 

3) Sloet, O. B. der Graafschappen Gelre en Zutfen 9. 

4) O. R. en Gesch. Versl. en Med. VI S. 62, 1284; S. 45, 1329 mit 
S. 109, 1364 und dazu die Ausführungen von Doornink, ebenda S. 32; 
dann Registers en rekeningen van het bisdom Utrecht I S. 277 —280, 1329. 


302 Ernst Mayer, 


südlich von Zwolle bis hinunter zur Mündung des Zwarte- 
water aufgeteilt wird!), daß aber außerdem die Bezeich- 
nungen Mastenbroek auch noch in Südwestdrente, nämlich 
in der Mark Wapse (Wapserveen) zunächst bei der Mark 
Vledder vorkommt.?2) So muß angenommen werden, dab 
dann auch das Unland, das zwischen dem drentischen und 
dem salländischen Mastenbroek liegt, ebenfalls einmal 
Mastenbroek hieß, und man gewinnt damit eine gemein- 
same Bezeichnung für die Wälder und Moore vom südlichen 
Drente über den politischen Bezirk Vollenho bis herein in das 
Salländische, südlich von Zwolle. Da Vollenho in der Urkunde 
von 944 als silva gefaßt wird, und zwar cher doch so, daß 
Pagus und Silva nicht zusammentrifft, so wird eben bald der 
Name Vollenho, bald Mastenbroek den zusammenhängenden 
Wald bezeichnet haben, bis durch Waldteilungen und Ro- 
dungen, von denen schon die Rede war, der Zusammenhang 
zerrissen wurde. Damit ergibt sich die Lösung der Frage, 
wie sich die in der Urkunde von 1133 genannten Verbände 
zur Landschaft Vollenho verhalten. An sich ist der be- 
sondere politische Verband Vollenho schon damals durch 
das Meppelerdiep begrenzt und greift nicht nach Salland 
über, wie das die königliche Urkunde von 1134 lehrt. Aber 
nebenher läuft die umfassendere, rein geographische Be- 
zeichnung Vollenho für den großen Wald. Daraus erklärt 
sich dann selır wohl, daß in einer Schenkung, die sich nur 
auf Rechte am Unland (Warschaften) bezieht und noch 
dlazu nur ein Teil eines größeren nach Westfalen weisenden 
Schenkungsvorganges ist, statt der streng technischen 
juristischen Bezeichnung ‚„Vollenho‘“ der etwas weiter- 
reichende tatsächliche Waldname gebraucht wird. 
Deshalb kommen die Warschaften in Ijselmuiden, 
Wijhe, Lente in der Liste vor, wie ja in der Tat der Ober- 


1) O. R. en Gesch. Versl. en Med. VI S. 43, 1328 und die große 
Teilung von 1364 ebenda $8. 63 ff.; dazu die vortrefflichen Aufsätze von 
van Engelen van der Veen, ebenda XXXVIII S. 20f.; XXXIX 
S.ı11ff. Auch die Stadt Kaınpen gehört zu den an Mastenbroek be- 
rechtigten Orten; ich habe das in den „Friesischen Ständeverhältnissen“ 
S. 15 N. 37 noch nicht richtig gesehen. 

*) Atlas: Heft Marken Bl. 3, 4. 
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ijselsche Besitz der beiden westfälischen Klöster noch 
während des 15. und 16. Jahrhunderts in das salländische 
übergreift.!) Aber in der Hauptsache muß natürlich die 
Schenkung sich doch auf den politischen Bezirk Vollenho 
beziehen, der ja gleichzeitig schon als solcher vorhanden ist. 
und deshalb wird nicht nur das jetzt verschwundene Methre, 
sondern vor allem auch der Ostergo und Suthergo dort 
liegen?); erst dann überwiegt Jdie Zahl der Warschaften 
des Vollenhover Verbandes (16) die, welche nach Salland 
gehören (6) so stark, daß es verständlich wird, wenn die 
Urkunde von 1133 a potiori nur von Fullenho redet. 


Bedenkt man nun, daß Wijhe, mit dem hundert Be- 
rechtigungen verbunden sind, schon im Mittelalter ein 
Schultheißenamt ist?), so liegt es nahe, auch den Öst- 
und Südgo mit ihren je hundert Berechtigungen wiederum 
als Schultheißenbezirk zu betrachten; es stimmt vollständig 
zu dem, daß Lente und Ijselmuiden, die nur Marken eines 
größeren Schultheißenbezirks darstellen®), nicht als zu 
hundert portiones berechtigt erscheinen. Ist das richtig, so 
wird der Südgo von Vollenho die späteren Schultheißenämter 
Vollenhove und Wanneperveen befassen. Denn bis in die 
Mitte des 14. Jahrhunderts gehört Wanneperveen zum 
Kirchspiel Vollenhove, und wir werden bald nachher sehen, 
wie Kirchspiel und Schultheißenamt zusammenfallen5); so 
können beide Bezirke ursprünglich nur ein einziges Schult- 
heißenamt gewesen sein, das in der Tat den Südteil der 
Drostei ausmacht. Ebenso gehört das spätere Schultheißen- 
amt Paeslo mit dem von Stenwijk zusammen, wie beide 
Orte auch nur eine Parochie bilden®); dieser Gesamt- 

1) Oben 8.299 N. 3. 

2) Daran kann natürlich — dann läge nichts oder fast nichts im 
politischen Bezirk Vollenho — nicht gedacht werden, daß der Ostergo 
der weit entlegene friesische Ostergo wäre, und ebenso der Suthego nach 
Friesland gehörte; freilich behauptet das v. Schwerin, Hundertschaft 
S. 49ff. aus mir unbekannten methodologischen Gründen. 

3) van Engelen van der Veen, Marken 8. 34 ff. 

s) van Engelen van der Veen, Marken 8.47, S. 95. 


5) van Engelen van der Veen, Marken S. 155. 
°6) van Engelen van der Veen, Marken S. 163. 
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bezirk liegt dann wirklich im Osten der Drostei. Durch 
die Auflösung in je zwei Schultheißenämter mußte natür- 
lich die Bezeichnung Südgo und Ostgo verschwinden. Neben 
dem Süd- und Ostgo ist ursprünglich auch noch mit einem 
West- und einem Nordgo zu rechnen; aber hier werden 
nicht nur Zerlegungen, sondern vor allem auch die Ab- 
reißungen durch die große Flut von 1250 so stark eingegriffen 
haben, daß alle Spuren dieser beiden Verbände verwischt 
sind. 

3. a) Die Angaben unserer Freunde über die, wie wir 
sahen, im Drostamt Vollenhove liegenden Bezirke, den Süd- 
und Ostgo mit ihren beiden hundert Portionen, kann man 
aus anderen und späteren Angaben nicht mehr weiter kon- 
trollieren. Für dieses Gebiet ist das Urkundenmaterial zu 
dürftig. Dagegen bieten die späteren salländischen Nach- 
richten überaus reiche Belege, welche nicht nur die für Wijhe 
in der Urkunde von 1133 bezeugte Verknüpfung von 1W 
portiones mit den öffentlichen Verbänden bestätigen und 
erläutern, sondern auch für die übrigen salländischen 
Schultheißenämter das gleiche nahelegen. 


Es sei zunächst dieses Material selber kurz geschildert. 


Vor allem kommt eine, wie es scheint, unvollendete. 
aber soweit sie reicht, vollständige Liste aller Höfe und 
Warschaften in Betracht, die zur Parochie Deventer, Olst, 
Wijhe und zu einigen Marken der Parochie Zwolle gehören. 
Diese Liste ist einem Text des salländischen Deichrechte:. 
der auf dem Oberijselschen Archiv liegt, zugefügt.!) Mr. van 
Engelen van der Veen hatte die große Güte, mir eine von 
ihm gemachte Abschrift der wichtigen Urkunde zur Ver- 
fügung zu stellen; sie ist im vorliegenden Aufsatz mit U. I 
zitiert und am Schluß abgedruckt. — Nach der Endbemerkung 
ist der Text eine 1469 gefertigte Kopie eines über anderthalb 
Jahrhunderte alten Rotels. Jedenfalls ist sie fast gleich- 
zeitig mit einer schon früher gedruckten?) zweiten Höfe- 
liste für Salland (zitiert: U. II), die meist nur die Höfe 
nennt, welche in den einzelnen Marken dem Bischof ven 


!) van Engelen van der Veen, Marken S.7 N.3. 
*) Registers en rekeningen van het bisdom Utrecht II S. 372. 
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Utrecht gehören, gelegentlich aber doch auch alle Höfe 
einer Mark anführt.!) Die ungefähre Gleichzeitigkeit von 
U. Iund Ü. II ergibt sich daraus, daß beide Male wiederholt 
nahezu die gleichen Personen genannt sind.2) Immerhin 
muß aber U. II etwas jünger sein, weil die Urkunde einen 
Ausbau der Mark voraussetzt, den U. I nicht kennt?) 
So wird Mr. van Engelen van der Veen schon recht 
haben, wenn er U. Il im Zusammenhang mit der für 1312 
bezeugten Räumung und umgekehrt auch Verteilung ein- 
zelner Marken setzt?), U. I aber auf etwa 1300 rückt. 
U. I ist lateinisch gefaßt, und es wird deshalb der nieder- 
deutsche Anfangsvermerk der Urkunde viel später ge- 
schrieben sein; nennt also dieser bestimmte Kirchspiele, 
für welche das Register abgefaßt sei, so beweist das noch 
nicht, daß bereits zur Zeit der Abfassung der Liste diese 
Kirchspiele vorhanden waren. 

Diesem ältesten Material schließt sich dann alles spätere 
an, was Mr. van Engelen van der Veen so erfolgreich 
beigebracht hat; insbesondere kann man aus der Ver- 
teilung des Mastenbroeks von 1364 und aus der Sammlung 
„Overijselsche Markeregten‘ wichtige Schlüsse ziehen.) 


b) U. I geht von Höfen (hovae), welche dann in wa- 
randiae (Warschappen) zerfallen, aus; da die warandia 
wiederholt auf 10 solidi angeschlagen wird (vermutlich zu 
Abgabezwecken), die hova aber auf 2librae, und da nic- 
mals mehr als 31, warandiae unter einer hova vorkom- 
men, so gehen 4 warandiae auf eine hova, was auch un- 
mittelbar bezeugt ist; d.h. die Liste geht von dem in Nieder- 
deutschland allgemeinen Rechtssatz aus, daß die vollean den 
Gesamthof geknüpfte Allmendberechtigung bis herunter zu 


1) Ebenda S. 574. ista est pars uniuscujusque in marcha te Hen- 
gorden de novis hoevis. 

2) So U. I (unten 8. 324) marka to Middele; U. II S. 576 marca 
«le Middele. 

3) So U. II S. 574, die novi hoevi in Hengford, insgesamt über 
50 Höfe, während in U. I (unten S. 322) die Zahl nur 25 beträgt. 

4, O. R. en Gesch. Versl. en Med. XXXVIIL S. 5Lft. 

8) Oben S. 302 N. 1. — Oversyselsche Stad-Dyk en Markeregten 
-dcıde deol Markeregten [von 1873 ab (O. R. en Gesch. Versl. en Med.)]. 
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einem Viertel, aber nicht weiter gespalten werden darf.!) Auf 
der anderen Seite isthova auch ein festes in jurnales zerlegtes 
Landmaß, das nach dem.für die hovae von Olst?) Gesagten 
aus 17 oder wohl besser 16 jurnales gebauten Landes besteht: 
jedenfalls enthält also dieser Hof noch kein umfassendes Bau- 
land, sondern das Schwergewicht seiner Bevorrechtung liegt 
vielmehr darin, daß er der Träger des Wald- und Weide- 
rechtes ist. In U. II, wo imganzen der Hof nur ein Flächen- 
maß bedeutet, zerlegt in jurnales, wird aber doch einmal 
die Warschaft erwähnt, und zwar, wie es scheint, so, daß 
die Warschaft mit dem Hof identisch ist und die volle, nicht 
nur eine gespaltene Allmendberechtigung darstellt.?) 

Im späteren Material zerfällt der Hof wiederholt in vier 
Warschaften?); andere Male wird sich zeigen, daß Hof und 


I) Diese Zeitschrift XXXXIV S. 101 ff. U. Iunt. S. 327 (Wijnv orde) 
ergibt die Summe von 13!/, hovae unmittelbar, also 1 hova = 4 Waren. 

2) U’. 1 (unten 8. 322), dazu stimmt in U. 1I (a. a. O. S.573) item 
Andreas v. Horsteberge 1; hoven et 61, jurnales . . . bona sanctorum 
1! hova et 7 jurnales; also ist 1%, hova größer als 7 jurmales. 

°), U. ILS. 571 item in Tungheren 3 hoeven ende 3 warscap int 
eikenhout int gherecht. 

*) In Oldeneel, wo Land abgerissen worden ist, gab es 321, Waren 
und 7 Höfe (van Engelen vanderVeen, Marken 8. 77)). — Bei der Ver- 
teilung des Mastenbrock bekommt jede Ware durchschnittlich 6 Morgen 
als Hofschlag zugewiesen. Zalne hat in U. I (unten S. 330) 34 Waren: 
bei der Verteilung von 1364 (0. R. en Gesch. Versl. en Med. VI s. 78) 
treffen auf dlenselben Ort 190 Morgen, also auf die einzelne Ware ungefähr 
6 Morgen. In Dietze sind 1557 45 1, Waren bezeugt (van Engelen van 
der Veen, Marken S. 85); bei der Verteilung von 1364 aber bekomnit 
Dietze einen Schlax von 263 Morgen (O. R. en Gesch. Versl. en Med. Vl 
S. 77), was gerade 6 Morgen auf die Ware ergibt. - Damit löst sich auch 
cine Schwierigkeit für Windesheim. Während in U. I für Wyndesen 
(unten 8.329) die Waren deutlich so groß sind, wie die der gesamten 
übrigen Liste, also 44 Hof betragen und so 32 Waren und 2 Höfe zu 
40 Waren berechnet werden müssen, heißt es in der Verteilungsurkunde 
von 1364 (O0. R. en Gesch. Versl. en Med. VI S. 80) in Wijndesen sijnt 
5 hoeve: elk hoff is8 ware. Die Zahl der Waren ist also vollkommen gleich 
gcblieben. Wiederum sind es wie in U I 40 Waren, und damit stimmt 
überein, daß 1364 der Schlag von Windesheim 240 Morgen beträgt(ebenda 
S. 81), also also (bei 6 Morgen auf die Ware) wieder auf 40 Waren führt. 
Dann kann die Stelle in der Verteilungsurkunde nur bedeuten, daß in 
Windesheim zwar die Waren gleichgeblieben sind, aber irgendeinmal eine 
Zusammenlegung der Höfe von 10 auf 5 stattgefunden hat, so daß auf den 
Hof die doppelte Zahl von Warschaften trifft wie ursprünglich. 
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Warschaft (Ware) als dasselbe betrachtet wird und so hier 
die Warschaft nicht gespalten ist, sondern die Vollberech- 


tigung bedeutet. 
Die Zahl der Waren bleibt oft von 1300 ab durch viele 


Jahrhunderte nahezu unverändert.!) Ist so etwas in der 
doch rascher lebenden Zeit des 13.—19. Jahrhunderts mög- 
lich, so wird man das gleiche erst recht für die vor 1300 
liegenden Zeiten annehmen dürfen. | 

Immer stehen den Höfen als den vollberechtigten (All- 
mendberechtigten) Anwesen die Katersteden mit den 
Kötern (Kövenern, Beisitzern) gegenüber, die von den Voll- 
berechtigten abhängig sind.?) Die Vollberechtigten selber 
erscheinen häufig vertreten durch ihre Meier.?) 

c) Nunmehr kann zu jenen entscheidenden Beobach- 
tungen übergegangen werden, derentwegen diese Unter- 
suchung angestellt worden ist. Es zeigt sich nämlich auch 
in diesen späteren Nachrichten vom 14. Jahrhundert ab, 


I!) Eine Anzahl von Fällen ist schon in der vorhergehenden Note cr- 
wähnt. Andere bemerkenswerte Belege für die Beständigkeit dev Zahlen 
ergeben die Verhältnisse von Wijtmen (van Engelen van der Veen 
S. 82), wo das Markenbuch des 18./19. Jahrhunderts 22 Waren unter- 
scheidet, aber dementsprechend auch schon in der Verteilungsurkunde 
von 1384 22 Waren genannt sind (O.R. en Gesch. Versl. en Med. VI S. 69), 
die deshalb einen Schlag von 134 Morgen bekonmien. In Langenholte 
bestehen vom 16.---19. Jahrhundert 24 Waren (van Engelen van der 
Veen S$. 85), während nach O. R. en Gesch. Versl. en Med. VIS. 71 auf 
Langenhold ein Schlag von 124 Morgen trifft, also 20 Waren anzunehmen 
sind. -  Herfte ergibt nach der Teilungsakte (a. a.0. S. 68) 15 Waren, 
und cliese finden sich noch zu Ende des 16. Jahrhundeıts (Overijsselsche 
Markenıegte VIlL S. 12). Herkeloe in dem Schultheißenamt Zwolle 
hat 1300 etwas mehr als 28 Waren, wahrscheinlich 30; die gleiche Zahl 
wiederholt sich in der Teilungsakte (a. a. O. S. 82) und noch einmal 1547 
(Overijsselsche Markenregte XI 8. 11): van Engelen van der Veen 
S.75 N.7. Hengforden hat in U. 1 (unten S. 322) 25 Waren; noch 1820 
zählt es nicht mehr wie 29 1,: Oberijsselsche Markenregten XIIL S. 20. 

2) vanEngelenvander VeenS. 5, S.26,27,28 — dazu Overijssel- 
sche Markenregten VII S. 18 —. Abhängigkeit der Katersteden von den 
vollberechtigten Höfen: ebenda 8. 3 n. 2. Über Kövener, Beisitzer 
unten S. 313 N. 4; auch einiges bei Pleyte, De rechtstoestand der marke 
in Nederland 8. 5öft. 

3) So passim in der großen Verteilungsurkunde von 1364 (O. R. ein 
Gesch. Versl. en Med. VI S. 63ff.); Pleyte a.a. O. S. 52 ff. 

90% 
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daß die Zahl der vollberechtigten Höfe eines Schultheißen- 
bezirks ungefähr hundert beträgt und so die Nachricht der 
Urkunde von 1133 richtig ist, die zweimal an Goe, einmal an 
Wijhe, das später als Schultheißenbezirk erscheint, die 
Hundertzahl anknüpft. 

a) Begonnen sei mit den Angaben über Wijhe. 

Wijhe wird in U. I als parochia bezeichnet und befaßt 
eine Reihe von Marken. Die Summe nach der marka Heyne 
schließt, wie die Rechnungsprobe ergibt, alle Höfe und War- 
schaften von Wengeloe bis Heynoo ein; und diese Abgren- 
zung entspricht vollkommen dem späteren Schultheißen- 
bezirk Wijhe.!) Nur daß das ursprünglich mit Herksen ver- 
bundene Heinoo später ein eigenes sehr kleines Schultheißen- 
amt bildet?), ist eine Abweichung; aber die älteren Quellen 
besagen ja gerade, daß Heinoo mit dem stets bei Wijhe ver- 
bliebenen Herksen verbunden war und so die Entstehung 
jenes kleinen eigenen Schultheißenbezirks Heinoo damit zu- 
sammenhängt, daß 1456 Heinoo zum selbständigen Kirch- 
spiel erhoben erscheint.3) 

Der Schultheißenbezirk Wijhe besteht nun im Anfang 
des 14. Jahrhunderts aus 106?/, hovae, kommt also mit der 
Zahl der Warschaften in der Urkunde von 1133 noch fast 
vollkommen überein; es ergibt sich daraus mit Sicherheit. 
daß 1133 unter warskaph das volle und nicht nur, wie in 
U. I, das Viertelsallmendrecht gemeint ist. 


ß) Dann kommt der Schultheißenbezirk Olst in Be- 
tracht. Da zu demselben noch später die Marka Hengfortden 
gehört), so müssen in U. I die marken von Hengforden ab 
bis Vortmann zusammengerechnet werden. Dann bekomnit 
man das spätere Gebiet des Schultheißenamts Olst; nicht 
genannt ist nur Welsum, das westlich von der Ijsel gelegen. 
überhaupt nur durch ein späteres Ereignis dem östlich der 


1) Marle (van Engelen van der Veen, Marken S. 37 ff.) steckt in 
Wijnvoorden. Herksen trifft, wie eine Vergleichung von U. Iund U Il 
zeigt (dazu van Engelen van der Veen S. 39) mit Heinoo zusammen. 

®2) van Engelen van der Veen, Marken S. 40. 

®) Fockema Andreae, Bijdıagen tot de nederlandsche recht= 
geschiedenis IV S. 196. 

*) van Engelen van der Veen, Marken S. 19. 
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ljsel gelegenen Schultheißenamt angefügt ist, also für die 
Rekonstruktion der ursprünglichen Berechtigung nicht in 
Betracht kommt; ferner ist Wezeppe eine aus Unland ent- 
standene spätere Rodung.!) Rechnet man nun die in U. I 
nacheinander aufgezählten Marken, so kommen die Höfe auf 
91. Rechnet man noch Wezepe hinzu, dessen Bestand an 
gewarten Höfen man freilich erst seit Beginn des 16. Jahr- 
hunderts erkennen kann, so gelangt man zu insgesamt 
103—107 Höfen.) 


y) In dem Schultheißenamt Raalte fließen Quellen erst 
vom 16. Jahrhundert ab, aber so daß dann bis ins 19. Jahr- 
hundert herein eine merkwürdige Beständigkeit der War- 
schaft zu erkennen ist.?) Die Warschaften, die sich danach 
ergeben und ein wenig hinter der Zahl der Höfe zurückbleiben 
(ee werden eben neuerrichtete Höfe in Betracht kommen) 
betragen hier 104.%) 


6) Im Schultheißenamt Hardenberg, wo wiederum die 
Höfe im wesentlichen mit den Woarschaften zusammen- 
treffen, ergeben die Nachrichten des 17.—19. Jahrhunderts 
106 Warschaften. Da es sich aber um z. T. sehr junge An- 
gaben handelt?) und überall in den letzten Jahrhunderten 
unter dem Druck der populären Bewegung die Zahl der 
Warschaften wächst, so darf man einen kleinen Abschlag 
machen; dann würde die Gesamtzahl derselben mit Ein- 
schluß derer von zwei Marken, wo der Betrag nicht zu er- 
mitteln ist, doch ungefähr auf 100 kommen.) 


— 


ı) van Engelen van der Veen, Marken S. 26. 

2) Die U. I (unten S. 323) genannten hovae novae von Olst kommen 
hier nicht in Betracht, da das ja erst durch Ausbau entstandene neue 
Höfesind. Der Verfasser der Liste aber hat in seine Summe (unten $. 325) 
diese hovae novae eingezogen, während or Hengforden ausließ. 

®) vanEngelen vander Veen, Marken 8. 30: in Raalterwolde im 
16. Jahrhundert 53 4, Waren, 1840 551, Waren. 

*) van Engelen van der Veen, Marken S. 29---34. 

5) van Engelen van der Veen, Marken 8.69: für Holtheme 
1833 172/, Waren. 

®) Ich meine Diftelen (van Engelen van der Veen $. 64), Loozen 
und Radewijk (8. 70). Holthone (S. 69) gehört offenbar ursprünglich 
überhaupt nicht zu Salland; Sibkeloo (S. 73) ist eine Neubildung. 
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e) Im Schultheißenamt Ommen!) zu beiden Seiten der 
Vecht laufen die Nachrichten wieder erst seit dem 15. und 
16. Jahrhundert. Warschaft und Hof ist hier im ganzen 
das gleiche. Die Zahl der genannten Waren beträgt 104, 
und dazu kommen noch die Berechtigungen von drei offen- 
bar kleinen Marken.?2) Wiederum führt das annähernd auf 
die Hundertzahl, wenn man die leichte Zunahme der War- 
schaften für die letzten Jahrhunderte in Anschlag bringt. 


&) Besonders interessant sind die Angaben über das 
Schultheißenamt Zwolle.?) Für einige Marken, die später 
zu diesem Schultheißenbezirk gehören, ist die Zahl der 
Warandiae in U. Iangegeben und zwar so, daß die warandia 
hier deutlich \/, hova ausmacht. Der gleiche Ansatz 
wiederholt sich aber in der Urkunde über die Verteilung des 
Mastenbroek von 1364, der ja im wesentlichen an Marken 
des Zwollener Schultheißenamts fällt und diese alle aufzählt; 
auf jede Warschaft kommen in Mastenbroek annähernd 6 
Morgen zur Verteilung. Dadurch läßt sich die Zahl der 
Warschaften für 1364 durchweg ermitteln, deren Richtigkeit 
gelegentlich durch jene Angaben in U. I und spätere Nach- 
richten kontrolliert werden kann. Im ganzen ergeben sich 
damit 480 Warschaften, d.h. 480 Viertelswarschaften oder 
120 volle Warschaften, also wiederum ungefähr 100 (ein 
Großhundert) Höfe.?) 


n) In den übrigen Fällen kann man zwar keine so be- 
stimmte Abgrenzung der Zahl der Vollberechtigten auf 
100—120 herausarbeiten; aber immerhin sind auch diesmal 
diese Zahlen möglich, da und dort sogar wahrscheinlich, 
wenn auch ein unmittelbarer Beweis nicht geliefert werden 
kann. Jedenfalls also bilden diese unsicheren Fälle kein 


_——— 


!) van Engelen van der Veen, Marken 8. 49 ff. 

?) Nämlich Ommen (van Engelen van der Veen 8. 50), Zees 
(S. 35), Junne (S. 56), Beerze (S. 57); Ham ist zunächst mit Beerze zu- 
sammengefallen (S. 57), und ebenso ist Averrcest (S. 58) eine spätcıe 
Bildung. Für die G:öße der Ware spricht es, daß nach dem gedruckten 
Markenrecht für Versen (Oberijselsche Markenregten V S. 14 $ 43) auf 
jede Ware 100 Schafe gehalten werden. 

®) van Engelen van der Veen 8.74ff. Dazu unten S. 3%. 

*) Dazu auch oben S$. 306 N. 4, S. 306 Nr. 7. 
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Gegenargument.\) Die anderen Fälle aber, in denen man 
die Zahl der Warschaften genauer verfolgen kann, zeigen, 


}) Im Schultheißenamt Hellendoorn (van Engelen van der 

Veen 8.59.) gibt es 52 Waren, die mit vollen Höfen identisch sind, 

also nicht etwa nur eine Viertelsberechtigung darstellen; es fehlen aber 

(vanEngelen van der Veen S.61, 8.62) Nachrichten über die Warschaf- 

ten der beiden wichtigsten Marken; so ist hier eine Gesa mtzahl von 100 — 
120 Waren wenigstens sehr wohl möglich. — Lin Schultheißenamt Dalfsen 

«wanEngelenvan der Veen 8. Sl ff.) zählt man für Hessum, Rechteren, 

Lente, 60 Waren, die sicher mit vollen Höfen identisch sind (8. 48); 

Archem (S. 53) hat diese Gleichheit, und so muß das für die ganze Liste auf 

3.48 gelten. Dagegen ist für Rozengaarde (S. 41), Leuzen (S. 43), Eınmen 

(S. 46) mit einer Gesamtzahl von 118 /, Waren nicht klar, ob hie. die ware 
gleich Hof oder gleich Y, Hof zu deuten ist; in einem Falle (Emmen) 
spricht alles für diie letztere Annahme [wenn --- so van Engelen van 
(ler Veen -— der frederix slach in der Mastenbroek -Ve:teilung von 1364 
(OÖ. R. en Gesch. Versl. en Med. VI S. 75) die Zuweisung an Emmen ist, 
so kommt: man für Emmen auf etwa 23 Waren, die dann nach der ganzen 
Anlage der Verteilungsakte nur y,-Höfe sein müssen. Auch daß in dem 
Dalmsholte der Höfener (der gewarde) nur doppelt so großes Recht hat 
wie der Kötter (Overijsclsche Markenregte III (1874 S. 9 $ 23, 3 24) 

spricht für das gleiche]. Rechnet man für Rozengaarde und Emmen die 
Ware auf Y, Hof, für Leuzen auf einen ganzen Hof, s) gewinnt man 
261, Höfe und für das ganze Schultheißenarnt Dalfsen etwas über 
100 Höfe. Im Srhultheißenamt Ijselmuiden sind für die Mark ljsel- 

nıuiden und Oosterholt Höfe in der Zahl von etwa 16 bezeugt (van 

Engelen van der Veen $. 9), was damit stimmt, daß die auf Ijsel- 
muiden und Oosterholt treffende Anteile am Mastenbrock auf 70 Waren, 
«1.h. 17 Höfe führen. Dabei gehört Oosterholt bereitseinem anderen Schult- 
heißenamt Wilsum an; Wilsum selber aber muß ursprünglich mit Zalk 
zusammen eine Mark gebildet haben (O. R. en Gesch. Versl. en Med. VI 
S. 86-89), die nach der Zahl der Morgen, die auf beide Maıken bei der 
Verteilung des Mastenbroeks entfällt, 110/4 Waren, als 27 Höfe in sich 
schloß. Zalk seinerseits zählt später (van En gelenvander Veen S. 102) 
zum Schultheißenamt Kampen, so daß auch Kampen ursprünglich zum 
selben Verband wie Ijselmuiden, Oosterholt, Wilsum, Zalk gehört haben 
muß; für Kampen ergibt sich (O.R. en Gesch. Vers]. en Med. VI S. 109f.), 
wenn man die Höfe zu 17 Morgen und auf jede Ware 6 Morgen Schlag 
-echnet, ein Betrag von ungefähr 80 Waren, also 20 Höfen. Der bisherige 
würde für alle diese verbundenen Marken insgesamt 64 Höfe ergeben. 
Aber damit ist der ursprüngliche Gesamtverband nicht erschöpft. Die 
genannten Murken bilden nämlich einen Teil des Drostamtes ljselmuiden 
(van Engelen van der Veen S, 91), das offenbar ursprünglich nur ein 
sewöhnliches Schultheißenamt war, jedoch dadurch, daß in ihm die 
asch wachsende große Stadt Kampen und das auch nicht unbedeutende 
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daß diese für das Schultheißenamt in voller Übereinstim- 
mung mit der Urkunde von 1133 sich zwischen 100 und 120. 
Klein- und Großhundert, bewegt. Vielleicht legt das den 
Schluß nahe, den ich aber freilich nicht unmittelbar beweisen 
kann, daß man überhaupt die ganze Spannung zwischen 
Groß- und Kleinhundert als ein Hundert faßte; manche 
Schwierigkeiten würden damit fallen. 

d) Als Allmendberechtigte, Inhaber der Höfe und der 
Warschaften, Erfexen im Gegensatz zu den Kötern er- 
scheinen neben offenbar bäuerlichen Elementen auch weit- 


Hasselt lag, zum eigenen Drostaınt erhoben wurde. Legt man das unter, 
so muß man in den gleichen Verband auch noch Hasselt und Streuk-l 
einrechnen mit etwa 6 Vollhöfen sowie die Berechtigten in den zroßen. 
freilich lange noch weithin wilden Gebieten von Rouveen, Staphorst und 
ljborst (van Engelen van der Veen S. 106ff.).. Zu alldem kommen in 
diesem Mündungsgebiet ja noch große Landverluste besonders aus den 
Jahren 1250 in Betracht. Alles zusammen reicht für die Annahme einer 
ursprünglichen Zahl von 100—120 Höfen in dem Gebiet, was später zum 
Drostamt Ijselmuiden gehörte, vollständig aus. Eine ähnliche Zer- 
setzung, wie sie im Mündungsgebiet der Ijsel und Vecht die Entstehunz 
der Städte Kanıpen und Hasselt hervorgerufen hat, wird an der Süd- 
grenze des Sallandes durch das rasche Heranwachsen von Deventer be 
wirkt worden sein. Hier kommt später einesteils das Schultheißenanit 
Kolmschate (van Engelen van der Veen S. 3), andernteils das Stadt- 
gebiet Deventer in Betracht. U. I (unten S. 320) zeigt nun, daß Deventer 
mit seinen Warschaften nach Borgeloe, einem Teil des Schultheißenamtes 
Kolnischate herüberreicht, und noch spät (O. R. en Gesch. Versl. en Med. 
IX S. 20) besetzt Deventer das Schultheißenamt von Kolmschate. Ins 
gesamt gehören zu Deventer, Borgeloe, Randen nach U. 161 Höfe; auf der 
anderen Seite begegnen in der großen Mark Gooi 1399 84 Höfe mit 4 
Waren, die also als volle Waren zu betrachten sind. Außerden kommen 
die Schultheißenbezirke Batmen und Holten in Betracht, die erst 1381 
und 1420 (Fokema Andreae, Bijdragen IV S. 196) als Parochien er- 
scheinen, ihrem geiingen Umfang und auch der geographischen Lage nach 
ursprünglich keine eigenen Schultheißenäniter gewesen sein können und 
dann mit Gooi zusammenhängen werden. Alle diese Marken in eins ge- 
rechnet ergeben etwa 240 Vollwaren. Nimmt man nun, was nach U. I 
naheliegt, an, daß ursprünglich ein besonderes Schultheißenamt Deventer 
in das flache Land hineinreichte, neben ihm weiter im Osten aber ein 
zweites Schultheißenamt vorhanden war, so bietet sich hier auch die 
Möglichkeit, auf jedes Schultheißenamt 100—120 Höfe auszuschlagen. — 
Ohne jede spätere Nachricht ist man für die Höfezahl in den Schultheißr- 
ämtern von Vollehorve. 
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hin ritterliche oder wenigstens Edle (Wohlgeborne).!) Es 
ist also vollkommen erklärlich, wenn’ eine Vielzahl von | 
Warschaften sich (jedenfalls durch Erbgang) auch in der 
Hand eines Edeln aus dem benachbarten Westfalen an- 
sammeln konnte, wie das die Urkunde von 1133 beweist.) 

4. Als Verbände, an welche die 100—120 Allmendrechte 
angeknüpft sind, begegnen die Schultheißenverbände. Um 
die volle Bedeutung dieser Erscheinung zu verstehen, ist ein 
knapper Überblick über die Gerichtsverfassung des Sallands 
und von Vollenhove nötig, wobei namentlich das 1559 von 
Melchior Winhoff verfaßte Landrecht in Oberijsel mit den 
Anmerkungen von Chalmot und das offizielle Landrecht von 
Oberijsel von 1630 das wichtigste beiträgt.’) 

Der unterste Verband ist danach — von den späteren 
Städten abgesehen —- die Mark, von denen immer eine Viel- 
zahl unter ein Schultheißenamt zusammengefaßt ist. In 
der Mark wird das Markengericht abgehalten; auf diesem 
urteilt der Markenrichter — oft ein erblich berechtigter — 
mit sämtlichen Markberechtigten) Die genauere Zu- 
ständigkeit sowie das Zusammentreffen der Mark mit einer 
Gilde, beides in den oberijselschen Markenrechten eingehend 
bezeugt, braucht hier nicht genauer erörtert zu werden. 
Neben den Marken und Markengerichten steht mit wechseln- 
der Kompetenz das grundherrliche Hofgericht, geleitet vom 


1) O.R. en Gesch. Versl. en Med. VI S. 31 N. 1: Herr von Hekeren 
en Rechteren; S. 50, S. 57 die Herrn von Vorst (XXXVIII S.51); S. 82 
von Ittersum, S. 66 von Barlo; S. 86 von Uterwijk und Buchorst; von 
Staphorst. 

2) Oben S. 29. 

3) Landrecht van Overissel to samen gebracht . . . . dor Melchior 
Winhoff; tweede druck door J. A. de Chalmot 1782. Zum größten 
Teil aus dem gleichen Material ist schon gearbeitet das frühere „Landrecht 
der Twenthe deklarert door Mr. Melchior Winhof (ed. Hattink 1898)‘, 
kommt aber hier nicht unmittelbar in Betracht. Außerdem sind nament- 
lich die schon öfter zitierten Overijselschen Markeregten heranzuziehen. 

4) Winhoff S. 377 Markengerichte sit die markenrichter in der 
markenn nıet den sementliken erfigenamen aver die buren und bysitters 
offte coveners in markensaken na eren wilkooren. So ener verıneynde 
verunrechtet offte beswaert tho wesen, moechte die vervolgenn met den 
landgerichte offte an den Landesheren klagen; ähnlich Landrecht von 
1630 11 27 (IL S. 106). 
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Hofmeier.!) Beiden Lokalverbänden wird das Landgericht 
. übergeordnet. Das Stadtgericht, soweit es vom Landgericht 
unabhängig ist, kann hier außer Betracht bleiben.) Eine 
noch höhere Instanz bildet das von dem Fürsten oder seinen 
Statthalter geleitete Höchstgericht?), vor den wenigsten: 
zuletzt der Adel außer im Falle des blickenden Scheins 
Recht nimmt. Der Vertreter des Fürsten ist der Drostamt- 
mann oder Schulte vom Salland, dem ein gleicher für 
Twente und für Vollenhove zur Seite steht.) Neben dem 
höchsten Gericht wird noch für Lehenssachen ein besonderes 
Gericht des Landesherrn unterschieden.’) 

Das Landgericht als tägliches Gericht oder im Gegen- 


ı) Winhoff S. 378. Hoffgerichte sit die Hoffmeier mit tween 
koernoten des Hawes aver alle syne hoffgenoten, Hoffhoregen güdern 
unde saken; die ortele werden bestadet an ener hoerigen desselben 
Haves.. . . die hoffhoerigen sind dreierlei; nämlich hofffryen. Camerlinst 
und hoffegene. Landrecht von 1630, II 5. 3; 8. 3, 8. 


®) Winhoff 377 (S. 313 N. 4); S. 370. Dat landgericht wort gehalten 
und geseten van den Lantrichteren und tween Koernoten uth den Lande 
offte Steden, daer dat syn stoel heeft. Die Ordele werden bestedet unde: 
«len Ummestant des Gerichtes by den Landtsaten off Borgeren: die Appel- 
lation geet in des Hern Claringe. Darunter gehoeren int gemeyn alle 
Landsaten unde schotbar luyde unde alle reale und personale aktion und 
saken, die tho vorgenonpte und volgende Gerichte nicht hoeren. 

3) Winhoff S. 365. Dat hoegestegerichte oflt hoge banck sittet 
und spannet die Landesfoeı ste offte syn Stadtholder met synen koernoten. 
bysitteren und Dinckweider uth der Ridderschap undde dreen Steden 
Deventer Campen und Zwolle ..... Voer dit gerichte syn die van Adel 
unnd der Ridderschap tho trecken und nergens anders na verineldinzr 
des 11. artick. in den Ersten deele. Dazu S. 124 [= Lanrbrief des 
Bischofs Johann v. Virnebwg von 1365 cap. 24 (Racer III S. 45)] alk 
Denstluyde unses Stichtes van Utrecht sint nicht schuldich tho rechte 
tho staen voer dagelikes gherichte, daer geen blickende schyn en is; mehr 
die sal men voer uns verklagen und vervolgen alst. recht is. 


4) Fockema Andrcae IV S. 186f. Daß sich die Stadtberürke 
Zwolle, Hasselt und Kampen in eigenartiger Form Hochgerichtsbarkeit 
erwarben, ljselmuicden gegen Ende des Mittelalters aus einem gewöhnlichen 
Amt ein Drostamt wurde, un schr spät das mit Deventer verbundene 
Amt. Kolmsate zu eineimeigenen Hochgerichtsbezirk sich erhob (Schlingr 
mann, De judiciis Teansisalaniac, Leiden 1839, S. 11; Fockema An- 
dreae IV S. 189 ff.), braucht hier nicht weiter verfolgt zu werden. 


°s) Winhoff 8. 369. 
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satz zum höchsten Gericht als lage bank!) bezeichnet, 
ist deutlich der Bezirk des gewöhnlichen Schulzen, der des- 
halb durchweg auch als (täglicher) Richter begegnet und 
häufig dem Amtmann (dem Drost), also dem Vorsitzenden 
der obersten Verbände entgegengesetzt wird.?) Der Amts- 
bezirk des Schultheißen fällt mit dem Kirchspiel zusammen, 


) Winhoff S. 365 mit Landbrief des Johann von Virneburg 
cap. 24 (oben S. 314 N. 3); S. 130 Hogegerichte dat die heer holt met syn 
ridderschap und steden, Nedergherichte dat men nomet daglykes gerichte, 
Landgerichte offte Legebanck dat die Lantrichter sit over alle Landtsaten. 
S. 131 Die Landtsate hefft synen Landtrichter, die Borger synen Borger- 
ıneyster, die man van Adel synen Heren, die Heer synen Prinzen unde 
Keyser; S. 143 daerumme so eyner selvest offte syn gudt besatet worde, 
sal hie vor den Richter betuvghen und seggen dat hie eyn Denstman sy, 
und nit schuldich, voer dagelikes gerichte tho staen. 


2) Winhoff S. 205: (II, X1) geen Richter offt Schulte; S. 227: 
daer sollen die Richteren unde Schulten . . . hebben; S. 296: und dann 
denselben in des Amptmanns handen unde hachten brengen unde die 
Schulte salals dan voer die unkost unde synen arbeyt hebben vier Herenn 
punt. S. 4llff. N. 1579 in diesem Protokoll wechselt „Richter Eveitt. 
van der Wey‘“ und „Evert van der Wey in der tytt Scholtus to Wye‘“, 
Landrecht von 1630, 1 6, 5. Die Schultes off Richter sal . . . executie 
verleenen ende hen een pander gunnen; I 8,2: Volghens welcke Inley- 
dinghe die Schultes of Richter des anderen daeghs syn dienaer, pander 
of bode afsenden sal; I 9, 1: Die Schulten ende Richters sullen elck in 
haer Gerichtes Ampten holden na older gewoonte die ordinaris Recht- 
dagen; I 9, 3: ende sullen die Richter off Schulten t’Gerichte over con- 
tentieuse saken niet mogen heegen als ten overstaen van twce onpartijdige 
coornoten; I 13, 1: Die Schulten ofte Richteren worden ernstelick ge- 
lastet in het verhooren der getugen goede toeversicht te dragen; 1 13, 3: 
Dan sullen die Schulten ende Richteren die getugen by poene tegens 
sekeren dag laten citeren; I 13, 4: Wird als Richter überhaupt nur der 
Schultheiß genannt; I 22, 6: Van een ('itatie off daglegginge van een per- 
sone in die Stedten voor den Schultes of Richter: 2 etuv. Voor den 
Schultes platten lande in die Kerspeden 3 stuv.; 11 8, 4: Die dagelixe 
Richteren of Schulten sullen in... . . sodane Coornoten gebruyken ende 
beroepen, die inde Kerspelen geervet ende gegoedet siin; II 21, 1: Waanı- 
mer een dootslag schieht is, sal die Richter of Schultes daer van datelick 
nemen een gerichtelick schyn, . . . ende daerna voorts goede geloof- 
werdige informatien . . . ende sulcke informatien behoorlick genommen 
vock schriftelick opt spoedigste anden Drost oversenden. Zu alledeın 
noch die Stelle aus Arent toe Bocop bei Fockema Andreae, Bijdragen 

IV S. 198. ö 
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»0o daß der Schultheiß (Richter) oft genug auch als Richter 
des Kirchspiels bezeichnet wird.!) | 

Die persönliche Zuständigkeit des Schultheißen be- 
zieht sich auf die Steuerpflichtigen und nicht auf den Adel. 
der hier mit den Dienstmannen zusammenfällt. Man kann 
dabei freilich zweifeln, ob das ursprünglich auch für die 
Kriminalgerichtsbarkeit galt; denn in einem Gerichtsformu- 
lar wird gerade die Entschuldigung des angeblichen Tot- 
schlägers, auch wenn er Dienstmann ist, in einem vom 
Schultheiß präsidierten Heymael vorgenommen, und so 
wird es vielleicht eine Neuerung sein, wenn der Adel außer 
für den Fall des blickenden Scheins nur an das Höchst- 
gericht verwiesen wird.?) 

Sachlich ist der Schulte zunächst täglicher Richter. 
hält das tägliche Gericht, d. h. er übt die laufende Gerichts- 
barkeit in Zivilsachen, übrigens nicht mit Schöffen, sondern 
unter Assistenz der im ganzen westniederdeutschen Gebiet 
gebrauchten 2 caernoten mit der ganzen Gerichtsgemeinde.’) 


1) Schon die Liste bei Fockema Andreae 1V S. 195 ergibt die 
Identität; dann U I, wo passim die Marken die Unterabteilung der Paro- 
chien bilden, und U. UI; ferner Winhoff S. 280 und en hefft hie gene 
boerge, so mach die amptman den antasten und setten in des heren stock 
in den kerspele, daer dat inne geschien were; und hern dann binnen 
4 dagen erst darna volgende tho rechte stellen unnd laten hern syn lant- 
rocht unvortragen voert uthstaen vor die bank unnd inn den kerspele 
furgeschreven; S. 505 (Anmerk. von Chalmot): wy sullen . . - hier 
eenige voorbeelden uit oude Gerichtshandelingen . . .bejvoegen &an- 
gaande het. begin des pleits, twelk door den Klaager van wege de Hooge® 
Overheid, dat is den Fiscaal van den Heer Drost, wierd begonnen; niet 
voor het Gericht van den Amptniann, dat is den Drost, maar voor des- 
zelvs Schouten of Richters, in de byzondere Kerspelen, die het: vonnis, 
um op te maaken. an icmand van den ommestand des Gerichts besteeden- 

*) Ersteres S.314 N.2, 3; letzteres in genootschap te Groningen 
pro excol. jure patrio I (1773) S. 389 soe wye in den heymaell beroepen 
ys ende hen ontschuldigen will, die sall koemen ant gerichte in eenel 
hemde, in cen nederklet, bloitzhoiveds, bairvoetz ende byens, sunder 
yser ende sunder staill, ende syne volgers sunder goirdell, sunder niet?. 
bloitzhoivess; ist een schotbar man met 12 volgers; ist een dienstman 
met syne eenre hande, ende sal schweren dat hie henı unschuldig kent 
des doodschlages,. 

3) Über tägliches Gericht und täglichen Richter 8.315 N. 1. Ge 
meint ist der Gegensatz zu dem im Heymal gehaltenen Blutgericht 
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Das Detail dieser Zivilrechtsprechung zu untersuchen, ist 
ohne Bedeutung für die Ziele dieser Abhandlung. 
Dagegen ist wichtig, wie das Schultengericht zur Krimi- 
nalrechtsprechung steht. Hier muß nun allerdings im 
17. Jahrhundert der Schulte zunächst über vorgekommene. 
Verbrechen an den Drost Bericht erstatten.!) Aber noch 
jetzt geschieht das nicht zu dem Zweck, damit der letztere 
richte; sondern gerichtet wird im Kirchenspielgericht, und 
der Drost stellt nur auf Grund der erhaltenen Information 
ein Fiskal als den öffentlichen Kläger auf.?) Im älteren 
Landrecht Winhoffs aber ist Heymal deutlich das Gericht, 
in dem die Kriminalgerichtsbarkeit geübt wird.?) Daß das 


So weit Richtiges beiWeimann, Das tägliche Gericht 8.59 ff., der aber 
die niederländischen Fälle und meine Bemerkungen in der D. u. fr. V.G. 
S. 518 N. 161 nicht kennt. Es ist, wie das overijselche Recht zeigt, 
nicht richtig gewesen, wenn ich die tägliche Gerichtsbarkeit gerade nur 
mit der Gerichtsbarkeit der Ortsgemeinde oder vielleicht der Zehntschaft 
in Zusammenhang brachte. Aber jedenfalls gehört zur täglichen Gerichtes- 
barkeit in dem niederrheinischen Gebiet nicht das, was mit 60 sol., also 
mit Königsbann bestraft wird (Sloet 647, 1244 ein Gerichtsherr hat 
nicht das Recht 60 solidos exinde petendi, sondern nur emendas quotidi- 
anas) und so geht die tägliche Gerichtsbarkeit nicht über die Strafmittel 
der Gemeindegerichtsbarkeit hinaus; soweit richtig die D. u. fr. V.G. I 
S. 518 N. 161. Jeder Begründung entbehrt die Annahme Weimanns 
S.124 ff., daß die tägliche Gerichtsbarkeit eine Neuschöpfung gewesen sei. 
Mancher Schriftsteller vermag noch immer nicht zu erkennen, wie wenig 
das Mittelalter Neues geschaffen hat. 

1) Landr. von 1630 II 21. 1. 

2) Chalmot, Anmerkungen zu Winhoff S. 505 (oben S. 316 N. 1). 

3) Winhoff S. 251 Überschrift: Umme wat sakenn men moege 
aver enen klagen in eyn Heymael; im Text wird nach dem Landbrief 
des Johann von Virneburg dies auf ddie Klage wegen Notzucht, Totschlag, 
Raub, Brand bezogen (dazu S. 272, S. 274, S. 277); S. 279 bei Tötung: 
is die wondinge nicht bekant, so mach die kleger van wegen der hoger 
Herlickheyt offte des gennenn, den die wondinge angaet unde geschiet 
is, met den Heynıael offte noetgerichte voertfaren, dat die gene, die ver- 
dacht syn unde aueroepenn werden, sick entschuldigen als voer hen 
gesecht is. Isdie wondinge bekannt, so mach die geene, den die wondinge 
gescheet, off ener van synent wegen up den handtdadigen in gelyker 
gestalt als voergeschreuen vervolgen; dan die Amptmann von wegenn der 
hoger Herlickheyt sal voertfaren in tegenwordigen valle na dessen Ar- 
tickelen; S. 281: Na desser wyse sin ock desse unse Artickelen gerichtet: 
wanneer bekande wondingen werden van den Heren nicht in den Heymale, 
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Heymal ein Vollgericht ist, zu dem alle Gerichtseingesesse- 
nen kommen müssen, ist für Oberijsel noch für das Ende des 
15. Jahrhunderts in Übereinstimmung mit den benachbarten 
Rechten angedeutet, wird aber jetzt abgeschafft.!) Wiederum 
wird nun dieses Heymal zwar auf Veranlassung des Amt:- 
manns, der einen Kläger aufstellt, gehalten, wenn kein 
Privatkläger auftritt?); aber der Amtmann ist eben doch 
nur Partei, nicht Richter. Deshalb erscheint in der Tat in 
einem Klagformular für das Utrechter Oberstift der Schulte 
und der Richter als Vorsitzender des Heymal?), und so wird 
es auch erklärlich, daß noch bei Winhoff der Richter von 
den Parteien für das Abhalten des Heymals eine Gebülhr 
bezieht.?) 

5. Damit präsidiert erweislich der Schultheiß ursprüng- 
lich dem Vollgericht, welches die Kriminalgerichtsbarkeit 
handhabte°), und nunmehr wird klar, warum in der Ur- 


dat is net pynlicken gerichte, sonder Boergerlick gefoerdert; S. 286: Div 
Proces in desser pynliker Klage soll also gehalten werdenn. Ersten wort 
die boschueldigede geladen thon Heymaele offte noetgerichte; erschinet 
hie daer up nicht, so wort he fredeloes gelecht; S. 314: So ene uınme em 
Myssdaedt in ein Heymal auerropen unde vermiddes syn uthblyven 
fredelos gelecht weer. - Genotschap te Groningen pro excol. jure patrio I 
(S. 388 ff.): zuerst Reinigungseid im Heymal wegen Tötung (cf. S. 316 
N. 2), dann: so int Heyımal verwonnen woert ende verbrecket ende 
fredelos gelacht woert, krychmen den int gerichte, het staet tho des 
haare Gnaden. 

t) Die Belege in D. u. fr. V.G. 1 8. 439. 

2) Landbrief desBischofs David von Burgund (1487) cap.24(Racerlll, 
S.168) voert wanner die Amptman umme gebreck enes klegers van uns und 
der herlicheit wegen enen kleger set, die Ampınan offte die kleger von uns 
und der herlicheit wegen en sal als dan ock nemant averopen offte eisschen 
int Heymal, hie en sy schueldich rades dades, weges ofte veldes (dazu 
WinhoffS.258); cap. 28 (Racer IIIS. 168); item von bekander wondinz 
en sal die Amptnıan offte die kleger nemandt int Heimal ropen (dazu 
Winhoff S.279 (oben 8.317 N. 3)). Hierher Winhoff S. 517, wonach 
im benachbarten Twente der Drost die Abhaltung eines Heymal durch 
dden Magistrat des Städtchens Oldenzaal veranlaßt. 

d) Pro excol. jure patrio I S. 380: „heer Richter“, S. 386, 387: 
‚„‚heer Schulte‘‘ Vorsitzender des Heymal. 

%) Winhoff S. 213, 214. Der Richter bezieht: von eyn heymal th» 
holden von wegen eyn anklagende party 2 olde schelde. 

5) So auch Fockema Andreae, Bijdragen IV S. 19. 
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kunde von 1133 die Verbände, welche den Schultheißen- 
bezirk Wijhe in der Zahl der Berechtigung gleichgestellt 
sind, als Goe bezeichnet werden. 

Es handelt sich eben genau um die gleichen Verbände, 
die im Drente als die 6 Dingspiele erscheinen, aber weil die 
eine Versammlung des Dingspiels gosprake heißt, ur- 
sprünglich auch Goe gewesen sein müssen und noch lange 
als Verbände von 100 Einheiten (Steuereinheiten, Pflugein- 
heiten) auftreten, kirchlich aber die Leutkirchenverbände und 
so Kirchspiele darstellen. Die Hochgerichtsbarkeit vollzieht 
sich hier gerade so wiederum in den Vollgerichten dieser 
Dingspiele, wenn auch ältere fränkische Normen oder wahr- 
scheinlich umgekehrt gerade die später entstandene be- 
sonders hohe Macht des Drosts von Coevord es bewirkte, 
daß dieser jetzt im Drentschen Dingspiel allein dem Kri- 
minalgericht vorsaß. Daß in Drente ein Unterschied zwischen 
Ding des Dingspiels und Goesprake des Dingspiels über- 
liefert ist, weist aber vielleicht doch darauf hin, daß ur- 
sprünglich auch hier das eine Vollgericht des Dingspieles 
der Schulte hielt und der Drost nur das andere, nämlich 
die Goesprake leitete. Jedenfalls aber ist die Kriminal- 
gerichtsbarkeit in Drente genau so an die Hundertschaft 
gebunden wie in Oberijsel.!) 

Beides aber stimmt dann mit den Nachrichten des 
niedersächsischen und friesischen Rechtes überein, die eben- 
falls zahlenmäßige Hundertschaften mit Kriminalgerichts- 
barkeit erkennen lassen. 


!) Die Belege zusammengefaßt in Hundertschaft und Zehntschuft 
S. 86. Über Ding und Gosprake in Drente: Gratama een bijdrage tot 
de rechtsgeschiedenis van Drente S. 30ff.; auch D. u. fr. V.G. TS. 433 
N. 25. 
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Anha 


ng. 


Salländische Höfeliste von c. 1300. 


Dyt siinnen die kerspelen van Deventer, Wije, Olst ende ter Heyne, 
woe dat elck buerschap in hoevenı ende waertallen geslaegen sijnnen. 


wesz in Zwolrekerspel. 
Parochia Daventriensis 


Daghenvorde 
Maior Avergoere 
Parvum Avergore 
Parvum Hunne 


Wesslinck de Varendeloe 


Bernoldinck 


Parvum Middelwich 
Major Middelwyck 


Meynoldinck 
Overwech 


Johannes Groeninck 
Gherardus dar buten 
Rodolphus de Velthuys 
Warnerus Hadersleyff 
Domina Aleydis de 
Stocke in Vresenewijck 
Dominus Johannes Du- 
demanni in Vresener- 


wijck 


Johannes de Endia in 


Vresewijck 


Groeten Avorghore 


Hoffstede 
Luttike Hunne 


Luttike Overghore 
roete Middelwijck 
Menso de Middelwijck 
Seyno Bernoldinck 


Alphardinck 


Assıkinus Wesselinck 
(+herardus monachus 


Summa X 


unaın hovanı 
unam hovam 
unam hovamı 
unam hovam 
unam hovanı 
unam hovanı 
unan hovam 
unam hovamı 
unam hovam 
unam hovam 


hoven 


Marcka in Burghelve 


unam hovam 
unaımn hovam 
unam hovam 
unam hovam 


unam hovanı 


unam hovamı 


unanı hovanı 
unam hovamı 
unam hovanı 
unam hovam 
unam hovam 
unam hovanı 
unam hovanı 
unam hovanı 
unam hovam 
unam hovam 
dimidia hova 


(:herardustoe Overkamp unam hovam 


unam warandianı 


duas warandias 


unam warandianı 
unan warandianı 


unam warandiam 


unan warandiaın 


unam warandiam 
duas warandias 
duas warandias 
unam warandiamı 
unam warandianı 
tres warandias 
tıes warandias 
tres warandias 
unaın warandianı 
unam warandianı 
dimidia warandia 
unam warandiam 


cum dinudıa 
cum dimtdia 
cum dimidia 
cum dimidia 


cum diımıdıa 


cum dimıidıa 


cum dımıdıa 
cum dimidia 
cum dimidıa 
cum dimıidıa 
cum dinudis 
cum dimidia 
cum dimidi» 
cum dimudia 
cum dimidıa 
eum dimidıa 


cum dimıdıa 


Isti sunt non habentes domos in marcka Burgheloe, sed warandiae 
et bona eorum coluntur ex civitate Daventriensi. 
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Jacobus de Blade 


Domimus Herwycus et domimus Jo- 


hannes insolidum 


Domina Aleydis de Stocke 
Domus hospitalis in Daventria 
Domus de Kyndeshoeve 
Arnoldus de Colmeschote 
Domus Capituli Daventriensis 


Gherardus ten Messe 
Hermannus Cornvelde 
Rodolphus de Brinck 


Hermannus de Ockenbroecke 


Henricus de One 


Theodericus de Heysterhoeve et Gher- 


ardus pater ejus 
Lambertus de Stakete 
Meyerus de Heyst 
Johannes Lubbekyni 


Bernardus et Lambertus dicti ten 
Cruce debonis Capituli Daventriensis tres warandias 


Noertwijck 

Gherardus Mathic 

Peregrinus Insulzus 

Conradus de Colke 

Albertus de Cruce 

Otto Schonevrent tho 
Plecht 

Vrijlinck 

Theodericus filius Wa- 
renboldi 

Theodericus Bloemen- 
daele 

Bernardus de Randen 

Bernardus Roedolphi 

Menso de Overbrinck 

Dominus Egidius 


Bernardus de Barchuys 

Gruterinck 

Ter Dellen 

Hospitalir 

Berthowen de bonis 
Wysonis 

Magister Johannes 


tres warandias 


unam warandiam 
duas warandias 
unam warandianmı 
unam warandian 
unam warandiam 
duas warandias 
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cum dimidia 
cum dimidia 


cum dimidia 


cum dimidia 


dimidiam warandiam 
dimidiam warandiam 


unam warandiam 


dimidiam warandiam 


unam warandiam 


dimidiam warandiam 
dimidiam warandiam 


unam warandiam 


dimidiam warandiam 


Marka in Randen 


unam hovam 
unam hovam 
unam hovam 
unam hovam 
unanı hovam 


unam hovam 
unam hovam 


unam hovam 


unam hovam 
unaım hovam 
unam hovamı 
unam hovanı 
unam hovam 


unam hovam 
unam hovanı 
unam hovam 


unan hovanı 
unam hovanı 


unam warandiam 
unam warandianı 
unam warandiam 
unam warandiam 
unam warandiam 


unam warandiam 
unam warandiam 


unam warandiam 


unam warandiam 
unam warandiam 
unam warandiam 
unaın warandiam 


unam warandianı et teıram in 
qua seminantur sex modii siliginis 
unam hovam et tres warandias 


duas warandias 
unam warandiam 
unam warandiam 


duas warandias 
unam warandiam 
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cum dimidia 
cum dimidia 
cum dimidia 


cum dimidig 
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Abelinus dimidiam hovam dimidiam warandiam 
Bestekinus unam hovam unam warandiam cum dimidia 
‘Domus in Veno unam warandiam 
'Blawenberich dimidiam hovam unam warandiam cum dimidie 
‘Lodderinck Camp unam hovam duas warandias et terram in 


qua seminantur XIIII modii 


In marka Hengorden 


Hermannus de Hunloe tree hovas VI 1b. 
Curia de Hare duas hovas cum dimidia HII 1b. 
Curia in Oestendorpe tres hovas cum dimidia III Ib. 
Hartgerus de Stade unam hovam 
Wilhelmus daer baven unam hovam 
Egbertus de Middelwiick unam hovam 1 Ib. 
Hermannus de Hunlo de 
Middelwich unam hovanı II 1b.Vseol 

Nijehuys unam hovam I Ib. 
Warense unam hovam 11 Ib. 
Enngelbertus unam hovam 1 Ib. 
Honsteghe unam hovanı 
Wedeshorne unam hovam 
Cagenberghe unaın hovam I Ib. 
de Valne unam hovam I Ib. 
Zandthuys unam hovam .2D Ib 
Overbrinck unam hovam 
Wylhelmus unam hovam deo Oesten- 

dorpe II Ib 
Ruse dimidiam hovam I lb 
Gherardus de Diese unam hovam II 1b. 


 Summa XXV hovas 


In marka Olst 


Curia Abbatisse duas hovas 
Warmanninck, here de 
Voerst, Curtrike, Egber- 


tus Gherardus uneam hovam 
Gherardus villicus Rufi dimidiam hovam I ib 
Wolbertus et Mouleman unam hovam II 1b. 
Theodericus toden Groten- 

huys unam hovam 
Henricus de Steghe unam hovam I 1. 
Dibbele | unam hovam u Ib 
De Essen duas hovas, quarta parte minus Il4 Ib. 
Cloesterhuys | unam hovam,quarta parteminus II% Ib. 


Egbertus Rodolphi dimidiam hovam 
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Hermannus de Voerst unam hovam cum dimidis . 

Wylderino unam hovam 

Johannes de Berghe unam hovam — u 1b 
Wernerus de Vorde unam hovam 


Guleyck unam hovam | 1 Ik 
Sittenrode, Spijokerhuys, = | i 
Overcamp (X sol.), Velt- 


huys (X sol.) unam hovam 
Curtrijcke dimidiam hovam - 
De Hoffstede dimidiam hovam I 1b 
Overmerysch dimidiam hovam I Ib. 
Didinges Oves unam hovam na 1b 
Overeng duas hovas, quarta parte minus III!/, 1b. 
Stoneborch unam hovam I Ib. 
Byrkescamp unam hovam 1 Ib 
Voerthuys unam hovam u Ib 
Middelo Melinus 'unam hovam UI 1b 
Cranykin - unam hovam nn 1b 
Cap ende Alphardus unam hovam I 1b 
Theodericus Goesswinus et 

Lubbertus unam hovam u 1b» 
Everardus de Houbraecke dimidiam hovam I Ib 
Henricus de Duvenschote dimidiam hovam I 1b. 
Jokenthorst dimidiam hovam I 1b 
Nicolaus de Oinen duas hovas DI 1b. 
Everhardus filius Thezeen unam hovam I 1b 
Theodericus de Hare duas hovas, quarta parte minus III, Ib. 
Bona Hatersche Quartam partem | X sol. 
Reynerus Wychmodis unam hovam II Ib. 


Summa XXXVI hove et quarta pars 


Istud est infra markam Olst. De novis Hovis 


Bona ther Hunnen dimidiam hovam 

Duo bona ther Lanckhorst dimidiam hovam 

Bona ther Stoneborch dimidiam hovam 

Didinges Oves duas hovas et V jurnales 

Johannes Avermarsche VD jurnales 

Tıher Hoffstede VII jurnalee 

Johannes tho Cortrijcke dimidiam hovam et tercium dimidium jur- 
nalem 

Bona de Sittenrade quartum dimidium jurnalem 

Bons then Spijkerhuys quartum dimidium jurnalem 

Domus ther Molen VO jurnales 

Bona de Avercampe quartum dimidium jurnalem 

Bona then Voerden . dimidiam hovam et sex jurnales 


Bona de Birckescampe dimidiam hovam et sex jurnales 
21* 
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Curia Abbatisse 
Bona Frederici Rufi 


Bona Weoltheri Hergrevinck 
Thin Groetenhuys 
Henricus ther Steghen 
Debele ther Bickene 

Et Westerworchte 


Et Herenguedt 


Et Cloesterguedt 

Bona Wilderinc 

Bona Hermanni de Voerst 
Bona monislium ex Radike 
Plebanus in Olst 

Johannes then Berghe 
Berghus 

Henricus de Almeloe 

Bona de Averenck 
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unam hovam cum dimidis et qustuor jur- 
nales 

dimidiam hovam et tercium dimidium jur- 
nalom 

VII jurnales 

dimidiam hovam et sex jurnales 

dimidiam hovam et sex jurnales 

dimidiam hovam et sex jursales 

dimidiam hovum et tercium dimidium jur- 
nalem 

unam hovam cum dimidia et dimidium jur- 
nalem 

dimidiam hovam et sex jurnales 

dimidiam hovam et sex jurnales 

unam hovam et alterum dimidium jurnskm 

quartum dimidium jurnslem 

dimidiam hovam et sex jurnales 

dimidiam hovam et sex jurnales 

dimidiam hovam et sex jurnales 

unam hovam et V jurnales 

dimidiam hovam et dimidium jurnaleın 


Summa XXIII hoeven et sex jurnaler 


Marka tho Middele 


Nicolaus de Duren 
Theodericus van der Haır 
Theodericus filius Tive 
Reynerus filus Wychmodis 
Hermannus de Duren 
Henricus van Duvelsoote 
Theodericus de Middele 
Koep van Middelin 

Bona Krenekins 

Bona heeren Ebelens 
Johannes de wezenberch 


unam hovam 
unam hovam et duos jurnales 
dimidiam hovam 
dimidiam hovam 
duos jurnales 
quatuor jurnales 
dimidiam hovam 
dimidiam hovam 
dimidiam hovam 
dimidiam hovam 
quatuor jurnales 


Summa quatuor hovae et XII margen 


Isti omnes spectant ad parochiam de Olst 
In marka Vortman 


Aligerus 
Hermannus de Voerst 
Everhardus de Vortman 


Hagedorinc et filii Otberti 
parvi, Wernerus 
Hermannus Sprenckelberch 


unam hovam 
unam hovam 
quatuor hovas, quarta parte 
minus VII y Ib. 


dimidiam hovam 
duas hovas, quarta parte minus 14 1b 
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Arntke van Ghinne 
Bona claustri 


Wolbertus et Lutgardis 

Claustruam, Abelinus, Hen- 
ricus 

Aligerus 

Hermannus de Voerst 

Aligerus, Warnerus, Ruge 

Henricus et mater ejus 

Aligerus, Yda (XIl 4, sol.), 
Woltherus, Theodericus 
Cueren 

Dominus Theodericus, miles 
de Duren et Henricus ejus 
filius 

Hermannus de Voerst 

Due domus de Scharpenzele 

De Lanckhorst 

Curia Wytsande 


Predicta curia 
Hermannus Schoneganck 
Bartika 

Johannes Malus 


unam hovam I Ib 
unam hovam, quarte parte 
minus XXX sob 


dimidiam hovam 


unam hovam 

duas hovas, quarta parte minus 

unam hovam, quarta parte minus 

unsım hovam, quarta parte minus 
unamhovametquartampartem II, Ib. 


unam hovam et quartam partem 


duas hovas 
terciam partem unius 
numerande sunt in Middeloe 
unam hovam I Ib 
unam hovam cum dimidia,nu- 
meranda est in Olst 
dimidiam hovam in Vortman 
quartam partem 
terciam partem 
terciam partem 


Summa XXV hovas et quartam partenr 
Summa totius LXXXVI hovas. 


In parochia Wije 


In marka Wengeloe 


Barnardus de Burdamme 


dimidiam hovam 


Ghoswinus de Burlo unam hovam DU Ib. 
Alardus de Wengelevelde unamhovamcumdimidia DI ‘1b. 
Goesswynus de Burlecampe unam hovam I 1b. 
Johannes de Wesenbarghe tres warandias 
Lambertus ter Oves unam warandiam X sol. 
Peregrinus de Ranckenberghe dimidiam hovam 
Peregrinus de bonis Hovenars unam hovanı 
Johannes Swartebolte de bonis An- 

dree de Wengeloe tres warandias XXX sol. 
Engelbertus de Gernere unam hovam 
Hugo de Wesselsberghe unam hovam 1 1b 
Ghese Stephani de Huyswerden unam hovam II Ib. 
Gherardus Sotemont dimidiam hovam I. Ib 


Hermannus Wyttemont 


unam warandiam 
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Lambertus ter Oves unam warandiam X sol 
Filius Lubberti Wengel unam warandiam 
Gherardus Brammelman unam warandiam X sol. 
Theodericus de Hamelo et Wolthe- 
rus de Mazzen de bonis Wych- 
manni Wlacten unam warandiam 


Hermannus de Voerst et Theoderi- 
cusde Hamelodebonis Assinck unam warandiam 
Ghosuinus de Diese unam warandiam X  6ol. 


Summa XII}, hoeve 


In marka Wije 

Johannes de Wesenberghe unam hovam DT Ib. 
Theodericus de Hamelo de bonis 

Vorewalde unam warandiam 
Hermannus de Voerste de bonis 

Avermercks unam hovam 
Johannis de Horst de bonis Ostte- 

winkele dimidiam hovam I Ib 
Theodericus de Hamelo de bonis 

Reghevelde unam hovam 
Theodericus de Hamelo de bonis 

Hammedervelde unsm hovam 
Bennekynus ther Beeke unam hovam 
Theodericus de Hamelo de bonis 

ther Hare unam hovam 
T'heodericus de Vorenvorde unamhovamcumdimidia III Ib.I 
Mechteldis de Bergen de bonis Vor- 

thus unamhovamcumdimidia III 1b. 
Dicta Mechteldis de bonis Bernardi 

de Huuscoten in villa Wije unam hovam 
Henricus Burinck unam warandiam X sol. 


Theodericus de Hamelo et Wolterus 

de Merren de bonis Ghenewijck unam hovam 
Theodericus de Hamelo de bonis in 

quibus habitat Gostowa, soror 


ejus unam hovam 
Theodericus de Middele de bonis 

Ghenewijck unam hovam I 1b. 
Hugo de Wesenberghe de bonis tho 

Wije tres hovas cum dimidia VIE Ib. 
Gherardus Velikedebonistho Wije unam hovam I Ib. 
Theodericus de Hamelo de bonis 

Suerevelde unam hovam 
Gosswynus de Deese de bonis Ohe- 


newijck II 1b. 
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Hermannus de Voerst de curia toe 
Wije 

Engelbertus de Wije 

Plebanus de Wije 

Ulricus de Werven 

Tiheodericus de 'Tongervelde 

Theodericus de Vorenvorden de 
binis Slichtet 

Theodericus de Hamelo de bonis 
Amelii Cloet 

Wernerusde Silede prato domini 

Hermannus de Voerst de prato 
Woeijste 

Herbertus de Hengevelde de bonis 
parvi Hengevelde 

Herbertus de Hengevelde de bonis 
grote Hengevelde 

Ghesa de bonis ther Hofistede 

Herbertus de Hengevelde de bonis 
thin Stade 

Yda de bonis parvi Hengevelde - 


unsm hovam 
unam hovam 
duas hovas 
unam warandiam 
unam warandiam 


unam warandiam 


unam warandiam 
unam warandiam 


unam warandiam 
unam warandiam 


dimidiam warandiam 
unam warandiam 


unam warandiam 
unam hovam 


Summa XXVII 1, hoeve 


In marcka Wijnvorde 


Vrowekina de Upberghe de bonis 
Ernesti 

Swerderus Gatikin de prato Wijn- 
vorde 

Henricus Blawerock de bonis 
Horsteberge 

Andrias de Horsteberghe 

Dominus de Bockhorst 

Hermannus de Voerst, Ulricus de 
Werven, Gherbordus et Herman- 
nus, filii Bergeloe 

Jacobus dictus Wulff 

Warnerus de Syle 

Johannes de Cuynre 

Hermannus de Voerste de bonis 
Schadeberghe 

Johannes de Mazzhin 


unam hovam 
unam hovam 


unam hovam 
unam hovam 
unam hovam 


IIII waren 
dimidiam hovam 
tres hovas 
unam hovam 


duas hovas 
unam hovam 


Summa XIII Y, boeve 


In marka Thungeren 


Henricus de Voerst de parvo 
Thungeren 


unam hovam 


Rs 


-R 
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sol 


Ib. 


Ib. 
Ib. 


Ib. 
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Hermannus de Voerst de magno 


Thungeren I hovam 
Johannes de parvo 'Thungeren duas hovas 
Thecdericus Schernagel de bonis 

grote Thungeren unam hovam 
Theodericus Wytteweder de bonis 

Everdinckloe unam hovam 
Gortuwa de Tongervelde unam hovam I ik 
Lubbertus de Tongervelde unsm kovam 
Theodericus de Hagenvoerde unam hovam I 1b. 
Theodericus de Vresencampe dimidiam hovam I 1b 
Theodericus de Elshoeve V ware 111; Id 
Harbertus de Bijshoret unam hovam 
Fredericus de Langenveldeslo quinque werandias n!,; 1b. 
Plebanus de One de bonis Zickelare 

et Bijshorst quinque warandias DT» Ib. 
Benekinus de Dynsclare unam hovam 
Johannes de Cuynre de bonis Ho- 

dinclo unam hovam 
Theodericus de Hamelo duas hovas 
Piebanus de Wije unam warandiam 
Warnerus de Syle unam hovam 
Andreas de Horstenberghe Il hovas ID Ib. 
Ecbertus de Sonnenberghe III hovas cum dimidia VII Ib 
Gherardus de Dasleveren unam hovam 

Summa XXVI hovas 
In marka Wechterholte 

Hermannus de Voerst de bonis 

Frisonis I hovam 
Woltherus de Keppele de bonisther 

Molen 1 hovamı 
Gherardus thin Smallen dimidiam hovam I 
Swederus Gatikin de Dodinchoven dimidianı hovam 
Ecbertus de Sonnenberghe unam warandiam 
Theodericus Wytteweder unam warandiam 
Everhardus Schencker de bonis 

Bramlare dimidiam hovam 
Wotherus de Wellincberghe unam hovam duas libra« 
Johannes Crayenrschote unam warandiam x sol 
Ghysbertus de Spannelt dimidiam hovam I Ib 
Beatrix de parvo Spannelt dimidiam hovam I 1b. 
Bona Johannis Schursack septem warandias II 4, Ib. 
Lubbertus de Wechterholte dimidiam hovam I Ik 
Theodericus de Carlere dimidiam hovam I Ib 
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Henricus de Harsolt 


Theodericus de bonis Boden 


unam hovam 
tres warandias 


Summa X1%, hove et I warandia 


In marka Heyne 


Johannes Donynck 


Gherardus Notart et Reynerus 
Hermannus de Voerst, Johannes 
Crayenscote (V sol.), Wyssekimus 


de Segesvelde (X sol.) 


Gherlacus uppen Velde de bonis 


Holthusen 
Enngelbertus de Wyndesen 


Johannes Hadersleyff de bonis ten 


Kolcke 


Johannes Craeyenschote de bonis 


Holdthuysen 
Lubbertus de Spicke 
Rotardus thin Kolcke 
Hermannus Schapel 
Henricus de Harsolt 
Johannes de Kreyenschote 
Domicella de Voerst 
Engelbertus de Wyndesen 
Ulricus de Werven 
Werner Waredijck 
Henricus de Üpperberghen 
Henricus de Vrenehusin 
Wyssekinus de Daventria 
Hermannus de Voerst 
Wvyssekinus de Hercze 
Thesaurarius Daventriensis 
Monachus de Reyne 
Wyssekinus de Geede 
Thomas de Weeden 
Jacobus de Berghen 
Lubbertus Crauwel 
Amelwijck 


unam hovaın 
unam hovam 


unam hovam 


unam hovam 
I warandiam 


unam warandiam 


unam hovam 
unam hovam 
dimidiam hovam 
unam warandiam 
unam warandiam 
tres warandias 
unam warandiam 
unam warandiam 
unam warandiam 
unam warandiam 
unam hovam 


unam hovanı 


unam hovamı 
unam hovam 
unam hovam 
unam warandiam 
unam warandiam 
unam hovam 
unam hovam 
unam hovam 
dimidiam hovam 
dimidiam hovam 


Summa XVIII hove, tres warandie 


XXX sol. 
II 1b. 
ni Ib. 
X sol. 
X sol. 
I 1b. 

duas libras 
X sol. 

XXX sol. 
X sol. 
X sol. 
X sol. 
II 1b. 
1 Ib 
IT Ib. 
I Ib 
Iı1 Ib 
nn 1b 

I 1b. 


Summa tocius CVI hovas et dimidiam hovam et dimidiam warandiam 
In marka Wyndesem 


Engelbertus de Wyndesem 


Roedericus domicellus de Vorest 


VII waerschap 
Il warandias 


Goesswynuz, filius UlricideWerven 1IIl waerschap 


Theodericus Duninck de Dese 


lI warandias 


Im lIib. 


I Ib 
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Lubbertus de Wyndesem 11 hovas III db. 
Wolbertus de Wyndesem VUI waerschap III ib. 
Johannes de Curia VIII waerschap III ib. 
In marks Suthem 
Johannes et Lubbertus de bonis 
Schevehuc V warandias | 
Bona Heynemanni Vyncke II waerschap I 1b. 
Bona Putinpanzich de Vollenhoe I waerschap X sol 
Engelbertus de Wyndesem I waerschap X sol 
Godtfridus da Diese 1 waerschap 
Wernerus de Basemenghe III waren X sol. 
Bona Everhardi Schevehuc in 
Bickenrode III waren 
Roebertus de Kolcke 1III waerschap II - ib. 
Bona Hermanni de Voerst in 
Kolcke VI waren 
Bona Engelberti de Wyndesem in 
Segesloe | 1 waere X ul 
Domina Gretha de Daventria de 
domo in Thije I ware 
In marka Salne 
Johannes Selle X waerschap quarta IIIIlib. XVII sol. 
parte minus 
Mathias ejus frater VII waerschap quarta Ill lib. 
parte minus 
Theodericus Volgher VI waerschap 
Gherboldus IIII waerschap Il lib. 
Henricus de Manueren VI, waerschap Il lib. 
Roedericus domicellus de 
Voerst I waerschap 
De marcka Herkeloe 
Goeswynus IllI waerschap 
Theodericus de Haetene V waerschap 
Decanus Daventriensis 1lII waerschap 
Gherlacus ibidem II waerschap 
Plebanus de Isselmuden 1111 waerschap 
Heynemannus Vincke 1I waerschap 
Egbertus de Wyndesem III waerschap 
Herwycus de Diese IIII waerschap 
Heynemannus 


Anno domini XIIII® et sexagesino nono scriptum est istud Tegi- 
strum ex quodam rotula francinea, que reservatur in castro Dorrethe, que 


rotula fertur fuisse annorum semiducentorum. 


— —,ssiinlilinifeiiiie iii ee 
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vi. 


Alfons Dopsch 
und die 


Deutsche Rechtsgeschichte. 


Von 
Ulrich Stutz. 


In den Jahren 1912 und 1913 ließ der Wiener Ver- 
fassungs- und Wirtschaftshistcriker Alfons Dopsch in 
zwei Bänden ein Buch erscheinen über ‚Die Wirtschafts- 
entwicklung der Karolingerzeit vornehmlich in Deutsch- 
land“. Sein Herzstück war eine völlig neue Auffassung 
von dem sogenannten capitulare de villis, dessen Urheber- 
schaft und Geltungsbereich, Bedeutung und Tragweite. 
Und gerichtet war das Buch vornehmlich gegen die Lehre 
von der großen Grundherrschaft und ihrer Entstehung in 
karolingischer Zeit, die einst Karl Theodor v. Inama- 
Sternegg in seiner 1878 erschienenen berühmten Abhand- 
lung ‚Die Ausbildung der großen Grundherrschaften in 
Deutschland während der Karolingerzeit‘‘ begründet und 
im ersten Bande seiner ‚Deutschen Wirtschaftsgeschichte‘ 
1879 in der ersten Auflage von Innsbruck, 1909 aber in 
einer zweiten, über deren Drucklegung er am 28. November 
1908 gestorben war, von Wien aus wirkungsvoll vertreten 
hatte. 

Doch nicht genug damit glaubte Dopsch seine Re- 
vision der herrschenden Lehre noch weiter nach rückwärts 
erstrecken zu sollen. Im Jahre 1918 veröffentlichte er den 
ersten, 1920 bereits den zweiten Band eines noch kühneren 
Werkes „Wirtschaftliche und soziale Grundlagen der euro- 
päischen Kulturentwicklung aus der Zeit von Caesar bis 
auf Karl den Großen“. In ihm wurde vor allem der An- 
nahme einer Kulturzäsur zwischen Altertum und Mittel- 
alter, der Ansicht von der katastrophalen Wirkung der 
Völkerwanderung und der wirtschaftlichen und kulturellen 
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Rückständigkeit der Germanen der Krieg erklärt und im 
Gegensatz dazu einer weitgehenden Kontinuität der antik- 
römischen und der mittelalterlich-germanischen Kultur das 
Wort geredet. | 


Beide Werke fanden alsbald die größte Beachtung. 
Dabei überwog, wie es im Leben, auch in dem der Wissen- 
schaft so zu gehen pflegt, unter dem Reize der Neuheit 
zunächst die Zustimmung. Wohl wurden auch kritische 
Stimmen laut.!) Aber der Widerspruch kam nicht recht 
auf. Die klassische Periode der Erforschung der fränkischen 
und vorfränkischen Zeit lag eben bereits hinter uns. Ihre 
Hauptvertreter waren entweder schon dahingegangen oder 
bereits altersmüde und nicht mehr imstande und gewillt, 
in die Diskussion einzutreten. Hätten Inama und Hein- 
rich Brunner oder gar Georg Waitz, um aus einer großen, 
auf zwei Generationen sich verteilenden Gelehrtenschar nur 
diese herauszuheben, noch in voller Kraft das Erscheinen 
der Dopschschen Werke erlebt, so wäre der Widerstand 
ein ganz anderer, nicht bloß persönlich hartnäckigerer, son- 
dern auch sachlich ungleich besser gerüsteter gewesen als 
heutzutage, wo die Forscher, die den gesamten Quellen- 
bestand der fränkischen Zeit aus eigener Anschauung und 
systematischer Durcharbeitung kennen und beherrschen, 
äußerst dünn gesät, ja kaum mehr vorhanden sind. Dazu 
kam, daß weite Kreise nach einer anschaulichen und be- 
quemen ‚Synthese‘ gerade für diese Perioden lechzten und 
zahlreiche Lokal- und Detailforscher, denen begreiflicher- 
weise der Überblick und der Einblick in größere Zusammen- 
hänge abgeht, begierig die Gelegenheit ergriffen, die Er- 
gebnisse ihrer Kleinarbeit einzuordnen und durch all- 
gemeine Ausführungen zu stützen. Gerade diese hatten 
sich ja zuvor auch auf ein Buch wie das von Karl Rübel 
„Die Franken, ihr Eroberungs- und Siedelungssystem im 
deutschen Volkslande‘“‘ gestürzt. obschon alsbald nach 
seinem Erscheinen von mir und nachher auch von Rudolf 


!) Nur die in dieser Zeitschrift Germ. Abt. XXXIII 1912 S. 524 ff., 
XXXV 1914 S. 465fl., XL 1919 S. 289, XLI 19% S.394 ff. erschie- 
nenen von Karl Haff und Carl Brinkmann seien hier erwähnt. 
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Much, Karl Brandi u. A. die völlige Unhaltbarkeit seiner 
verfassungsgeschichtlichen und sonstigen Phantasien deut- 
lich war dargetan worden.!) 


So konnte es nicht überraschen, daß der Erfolg von 
Dopschs beiden Werken bald in dem Zustandekommen 
einer zweiten Auflage zum Ausdruck kam?): 1921/2 er- 
schien das die karolingische Wirtschaftsgeschichte behan- 
delnde, schon 1923/4 das der Frühgeschichte vor Karl dem 
Großen gewidmete in neuer, nicht völlig umgearbeiteter, 
aber ergänzter und verbesserter Gestalt. Hatte auf seiten 
des Verfassers angesichts dessen, was der Krieg und die 
Nachkriegszeit unseren Nerven zumuteten und auch sonst 
an Erschwerung wissenschaftlicher Arbeit mit sich brachten, 
ungewöhnliche Leistungsfähigkeit dazu gehört, das zweite 
Werk auszuarbeiten und zum Druck zu bringen, auch nach- 
her beide zu überarbeiten, so verdient anderseits alle An- 
erkennung die Aufnahmefähigkeit der Leserschaft, mit der 
diese trotz der Unruhe und der Misere der Inflationszeit 
die „Grundlagen“ rasch aufnahm und von beiden Büchern 
neue Auflagen nötig machte. Man sieht, so gering, wie es 
bisweilen scheinen möchte, ist das historische Interesse 
selbst in unserer von Gegenwartssorgen und Gegenwarts- 
überschätzung erfüllten Zeit doch nicht, und die An- 
ziehungskraft des Frühmittelalters ist noch keineswegs da- 
hin. Möchten sich das namentlich unsere Rechts- und Ver- 
fassungshistoriker gesagt sein lassen, die nach vielleicht 


ı) Vgl. diese Zeitschrift Germ. Abt. XXVI 1%5 S. 349 ff. sowie 
bezüglich der Kritik der Anderen und in Ergänzung meiner eigenen 
ebanda XXXVIII 1917 8. 417 ff. 

2) Alfons Dopsch, Die Wirtschaftsentwicklung der Karolinger- 
zeit vornehmlich in Deutschland I, II, zweite veränderte und erwei- 
terte Auflage, Weimar, Hermann Böhlaus Nachf. 1921, 1922, XIV und 
402, VI und 440 S. 8%. Derselbe, Wirtschaftliche und soziale 
Grundlagen der europäischen Kulturentwicklung aus der Zeit von 
Caesar bis auf Karl den Großen I, Il, zweite, veränderte und erwei- 
terte Auflage, Wien, L. W. Seidel & Sohn 1923, 1924, XVI und 418, 
X und 615 8. 8°. Die beiden Neuauflagen haben namentlich durch 
Beigabe ausführlicher Register an Benutzbarkeit sehr gewonnen. Vgl. 
auch Dopschs Inaugurationsrede, Der Wiederaufbau Europas nach 
dem Untergange der alten Welt, Wien 1920. 
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allzu einseitiger Bearbeitung der fränkischen und allzu großer 
Vernachlässigung der späteren Zeit in den letzten Jahrzehn- 
ten in den gegenteiligen Fehler verfallen sind, obgleich die 
fränkische Periode, in dem Reichtum ihrer Überlieferung und 
ihrer Probleme eine Welt für sich, gerade hinsichtlich ihrer 
Einrichtungen des Erforschenswerten noch viel darbietet 
und wegen ihrer grundlegenden Bedeutung ohne Schaden 
für das Ganze nicht hintangesetzt werden kann. 

Es ist nun nicht unsere Absicht, Dopschs Werke 
anläßlich des Erscheinens ihrer zweiten Auflage von neuem 
einer Kritik im ganzen und im einzelnen zu unterziehen. 
Weder soll die bisherige Kritik zusammengefaßt und ihre 
Berücksichtigung bei der Neubearbeitung untersucht wer- 
den. Noch haben wir die Absicht, diese als solche kritisch 
zu beleuchten. Für letzteres dürfte das, was in der zweiten 
Auflage anders geworden oder neu hinzugekommen ist, 
doch nicht bedeutsam genug sein; wir haben ja nicht ein 
neues, sondern das ergänzte und verbesserte alte Unter- 
nehmen vor uns. Und ersteres erübrigt sich dadurch, daß 
in der Beurteilung von Dopschs Leistung ganz unleugbar 
und allgemein bereits eine große Ernüchterung Platz ge- 
griffen hat. Dies namentlich auch deshalb, weil bei so 
manchen inzwischen angestellten Einzeluntersuchungen seine 
Auffassung und seine Aufstellungen sich als unhaltbar er- 
wiesen haben. Der Einzelforschung müssen und mögen 
Dopschs Lehren zunächst auch weiter zur Nachprüfung 
überlassen bleiben, ehe dann auf Grund derselben zusammen- 
fassend und endgültig das Urteil gesprochen wird. Das 
ist der einzige und der allein richtige Weg, auf dem die 
Wissenschaft zu einem brauchbaren und gesicherten Er- 
gebnis zu gelangen vermag. Ich selbst gedenke diesen Weg 
mitzugehen: In einer Auseinandersetzung über ‚Die Her- 
kunft der Eigenkirche“, die ich am 15. März 1923 in der 
philosophisch-historischen Klasse der Preußischen Akademie 
der Wissenschaften gelesen habe, und die, nachdem in- 
zwischen die dafür abgewartete zweite Auflage des zweiten 
Bandes der „Grundlagen“ herausgekommen ist, hoffentlich 
noch in diesem Jahre in den Abhandlungen der gedachten 
Akademie und Klasse erscheinen kann, bin ich dem, w2$ 
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Dopsch über das Eigenkirchenrecht und überhaupt über 
das fränkische Kirchenwesen sagt, soweit es der Gegen- 
stand und der Zweck meiner Forschung erfordert, bis in 
alle Einzelheiten nachgegangen. Dabei hat sich zur Genüge 
Gelegenheit gegeben, die Grundlagen seiner Darstellung, 
seine Behandlung der Quellen und der Literatur, seine 
Arbeitsweise und seine Ergebnisse weithin nachzuprüfen 
und zwar, worauf ich besonders Gewicht lege, im Zusammen- 
hang mit eigener, aufbauender Forschung. Nicht nur die- 
jenigen, die gerade für jene Frage sich besonders inter- 
essieren, sondern überhaupt alle, die nach Einzelkritik an 
Dopsch verlangen und an ihr sich ein Urteil bilden wollen, 
seien schon jetzt auf jene Studie verwiesen. 

Gewissermaßen als Einleitung dazu möchte ich im 
folgenden einige Betrachtungen allgemeinerer Natur voraus- 
schicken und kurz Dopschs Verhältnis zur Deutschen 
Rechtsgeschichte und ihrer Wissenschaft skizzieren. Mit 
voller Absicht tue ich das erst jetzt, nachdem mehr als ein 
Jahrzehnt seit dem Erscheinen des ersten und bald ein 
solches seit der Veröffentlichung wenigstens der einen Hälfte 
des zweiten Werkes ins Land gegangen sind. Zwar hatte 
sich die Notwendigkeit einer solchen grundsätzlichen Stel- 
lungnahme von Fachs wegen mir schon angesichts der 
‚„Wirtschaftsentwicklung der Karolingerzeit‘‘ alsbald auf- 
gedrängt. Aber nicht nur kam dann der Krieg und bei 
dessen Ende der Anfang des zweiten Werkes dazwischen. 
Vielmehr hielt ich es auch ohne das für angebracht, erst 
die Wogen der Begeisterung und der Ablehnung aus ande- 
ren Gründen sich legen zu lassen, um dann namens der 
Rechtsgeschichte in aller Ruhe sine ira et studio ein Wort 
mitzusprechen. Nun aber scheint mir die Zeit dafür ge- 
kommen und drängen mich andere dringliche wissenschaft- 
liche Aufgaben zu vorheriger Erfüllung dieser Pflicht. 

Auch bei der rechtshistorischen Würdigung von 
Dopschs beiden Büchern darf man folgendes nicht außer 
acht lassen: 

Ihr Urheber will nicht eine Verfassungs- oder gar 
Rechtsgeschichte geben, für die Karolingerzeit auch nicht 
bloß eine Wirtschaftsgeschichte trotz des Titels ‚„Wirt- 
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schaftsentwicklung‘. Er hat sich bereits in dem ersten, 
besonders aber in dem zweiten Werke, den „Grundlagen“ 
ein höheres Ziel gesteckt und es auf die Geschichte der 
Kultur überhaupt, soweit sie nicht rein geistiger, also 
namentlich religiös-sittlicher Natur ist, abgesehen. Dem 
entspricht auch die Art der Darstellung. Die Sprache ixt 
getällig und fließt leicht dahin, wenn ihr auch Olıiginalität 
und anschauliche Plastik abgeht und sie die überlegte 
Sorgfalt und genaue Schärfe vermissen läßt, mit der z. B. 
Brunner die Worte zu setzen wußte. Auch besitzt Dopsch 
unbestreitbar die Gabe des Zusammenschauens und der 
Beherrschung großer Zusammenhänge. Ich möchte bei- 
leibe nicht dahin mißverstanden werden, daß er seinen 
Erfolg dem Zufall und nicht einer bei ihm vorhandenen 
wahrhaft historischen Darstellungs- und Gestaltungsgabe 
verdanke. 

Nur ist es nicht seine Art, von unten und innen, aus 
dem überlieferten Stoffe heraus zu arbeiten und aufzubauen. 
Er kommt an ihn von oben heran und geht, allerding: 
nicht ohne immer wieder Tauchversuche zu machen, doch 
in der Hauptsache über ihn weg Oder, unbildlich ge- 
sprochen, seine beiden Bücher, namentlich die ‚„Grund- 
lagen‘ sind nicht das Ergebnis selbständiger, systematischer 
Durcharbeitung und Durchdringung der gesamten in Be- 
tracht kommenden Überlieferung in Sprache, Schrifttum. 
Bodenbefund usw., auf die er dann bloß zur Kontrolle 
und Berichtigung die Heranziehung der Literatur folgen 
ließ. Vielmehr geht er von der Literatur aus, holt sich bei 
ihr oder im Widerspruch zu ihr die Fragestellung und läßt 
seine ganze Darstellung als Auseinandersetzung mit ihr 
abrollen, co daß sein Werk fast wie eine allerdings ungewöhn- 
lich eingehende und umfangreiche Besprechung von Inama 
und seinen Anhängern in der „Wirtschaftsentwicklung“. 
der herrschenden Ansicht überhaupt in den „Grundlagen ° 
erscheint oder vielleicht besser als ein dem anderen Teilc 
auf der ganzen Linie entgegentretendes Plaidoyer. Das 
schließt nicht aus, daß es weithin an den Quellen nach- 
geprüft und orientiert ist ganz anders als die öden, bloß 
Lesefrüchte und Bücherweisheit wiedergebenden Machwerke 
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Anderer, die sich ähnliche Aufgaben gestellt haben. Dazu 
ist eben Dopsch ein zu gewiegter, an Urkunden, Urbaren 
und anderen Quellen erwachsener Historiker, hat er auch 
wohl als Süddeutscher, genauer Österreicher zu viel Sinn 
für das Leben und seine Realitäten. Nur das soll daniit 
angedeutet sein, daß es sich bei seinen Büchern nicht 
um eine so ursprünglich und so unmittelbar den Quellen 
entstiegene Arbeit handelt wie etwa bei Waitzens Deut- 
scher Verfassungs- oder bei Brunners Deutscher Rechts- 
geschichte oder bei der Kirchengeschichte Deutschlands im 
Mittelalter des unvergleichlichen und unvergeßlichen Albert 
Hauck, der es fertigbrachte, mit einem Ausschnitte aus 
der deutschen Vergangenheit, allerdings mit dem, weil das 
geistige, d.h. im Mittelalter religiös-kirchlich-sittliche Leben 
umfassenden ‚wichtigsten und höchsten, der Meisterder mittel- 
alterlichen Geschichte Deutschlands überhaupt zu werden. 
Nicht jeder kann ein ganzes Leben daransetzen, um auf 
dliese Weise, also unmittelbar aus den Quellen in großem 
Stile Geschichte zu schreiben. Bei genügender Schulung und 
Erfahrung an den Quellen muß es gestattet und möglich 
sein, auch auf Grund kritischer Wertung der Forschung 
und der Ergebnisse Anderer und unter deren Benutzung 
an die Bearbeitung größerer historischer Aufgaben zu gehen. 
Sonst könnten ja heutzutage zusammenfassende Darstel- 
lungen nur noch ganz ausnahmsweise und in beschränktem 
Umfange zustande kommen. 

Aber freilich den überwältigenden Eindruck, den ge- 
schlossene Originalproduktion erzeugt, machen derartige 
Arbeiten nie. Das bewahrheitet sich auch an Dopschs 
beiden Büchern, obwohl er mit weit mehr Verständnis und 
viel größerer Sachkunde und Sicherheit als Andere fremder 
Forschung sich zu bedienen verstanden hat. Ich sehe dabei 
ganz davon ab, daß für so weite Gebiete niemand, auch 
nicht unser Verfasser mit seiner erstaunlichen Belesenheit, 
die Literatur restlos beherrscht, und daß bei der Auswahl 
Einseitigkeit und Mißgriffe nur zu leicht mit unterlaufen 
können, wie das gelegentlich auch bei Dopsch offensicht- 
lich der Fall ist. Auch erkenne ich gerne an, daß er die 
rechtsgeschichtlichen Dinge zwar nicht wie ein zünftiger 
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Rechtshistoriker meistert, aber immerhin mit ihnen um- 
zugehen versteht, ohne sich handgreifliche Verstöße zu- 
schulden kommen zu lassen und bedenkliche Blößen zu 
geben. Und das ist bei der heutigen Differenziertheit der 
Wissenschaft und angesichts der fortgeschrittenen Aus- 
bildung ihrer einzelnen Zweige schon viel, wie jeder weiß, 
der selber auf Grenzgebieten arbeitet und sich gelegentlich 
genötigt sieht, in Nachbardisziplinen überzugreifen. Je- 
ddoch ein Eklektizismus, wie er sich bei Dopsch breitmacht 
und dem Leser überall aufdrängt, ist nicht der Ausdruck 
wissenschaftlicher Meisterschaft und Überlegenheit. Und 
er ist gleich bedenklich, ob er nun positiv sei oder auch 
nur negativ wie bei Dopsch, dem der Widerspruch in 
Vordergrunde steht, und der mit Vorliebe annimmt, was 
Andere verworfen haben, beziehungsweise das Gegenteil von 
(lem, was sie behaupteten. Gewiß kommt es allein auf 
die Gründe an und nicht darauf, wer sie vertritt. Aber im 
allgemeinen stehen dem größeren, erprobteren Sachkenner 
auch die gewichtigeren Gründe zu Gebote. Darum macht 
es einen merkwürdigen Eindruck, wenn man immer wieder 
Autoren ganz verschiedenen Gewichts — etwa, um nur 
Verstorbene zu nennen, Waitz oder Brunner, den Felix 
Dahn der letzten Bände der Könige der Germanen, Karl 
Gareis oder Georg Caro, von Rübel und Anderen zu 
schweigen — samt ihren Gründen in holdem Verein ent- 
weder übernommen oder abgelehnt sieht. Der Leser wird 
dabei den Eindruck eines Mosaikspieles nicht los, bei dem 
aber nicht selten die einzelnen Steinchen nicht richtig ge- 
wertet und zusammengesetzt erscheinen. 

Damit hängt es zusammen, daß Dopschs beiden hier 
zur Erörterung stehenden Werken die wissenschaftliche 
Wucht und Durchschlagskraft abgeht, die Leistungen eignet, 
welche aus der Tiefe ureigenster, systematischer, nicht bloß 
gelegentlicher und begleitender Quellenuntersuchung her- 
ausgeboren sind und die Literatur in der Hauptsache nur 
beibringen, um gewissenhaft den bisherigen Stand der be- 
handelten Fragen und damit das Verhältnis zu den Vor- 
gängern sowie den Fortschritt über sie hinaus festzustellen. 
Dopsch tritt ja mit dem Anspruch auf, grundstürzend 
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Neues zu bringen: die Grundherrschaft sei germanisch, 
auch die große nicht erst in karolingischer Zeit entstanden 
und vorherrschend geworden, die Lehre von der Mark- 
genossenschaft für die alte Zeit unhaltbar, der Siedelungs- 
zusammenhang durch den Einbruch der Germanen und 
die Völkerwanderung ebensowenig allgemein unterbrochen 
wie die Kontinuität der Kultur überhaupt usw. usw. Aber 
wenn man näher zusieht, so erschöpft er sich fast überall 
darin, zu verbrennen, was die Früheren angebetet, und an- 
zubeten, was sie verbrannt haben. Das aber wieder so 
verklausuliert und mit so vielen Wenn und Aber, daß in 
seinem Nein fast immer noch ein bißchen Ja und in seinem 
Ja etwas Nein mitklingt, also keineswegs mit der Bestimmt- 
heit und Sicherheit, mit der, auch wenn er sich vor Über- 
treibungen und vor Überspannung seiner Thesen weise in 
Acht nimmt, aufzutreten imstande und gewohnt ist, wer 
seine Forschung einzig und allein an den Quellen orientiert 
und ausschließlich auf sie aufbaut. Ich kann mir nicht 
helfen, es haftet Dopschs Ausführungen etwas Schwanken- 
des, Schaukelndes an. Ich bin der Letzte, der seiner Kritik 
und seinen Wiedererwägungsanträgen Nützlichkeit und 
Verdienst abspricht. Aber es ist das Verdienst eines ad- 
vocatus diaboli, der schließlich die Beatifikation oder gar 
Kanonisation doch nicht zu verhindern vermag. Gegenüber 
Inama, der ihm, soweit ich zu erkennen vermag, an volks- 
wirtschaftlicher Einsichtund wirtschaftsgeschichtlichem Kön- 
nen doch erheblich überlegen ist, und dessen Gebäude in 
der Hauptsache nach wie vor unerschüttert stehenbleibt, 
hat er höchstens da und dort die Pflöücke etwas zurück- 
zustecken und allzu weit gehenden Behauptungen weniger 
von Inama selber als von Nachbetern von ihm, die nicht 
mehr so wie jener unmittelbar unter denn Eindrucke des 
gesamten Quellenmaterials standen, die Spitze abzubrechen 
vermocht. Was aber seine These von der höher als bisher 
einzuschätzenden Wirtlichkeit Germaniens und Kultur 
seiner Bewohner anlangt, so mag ihm auch da zugegeben 
werden, daß er sich durch Geltendmachung entgegen- 
stehender Gesichtspunkte und Gründe sowie durch Re- 
dressierung von Übertreibungen verdient gemacht hat. 
22* 
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Aber es ist, um von zahlreichen zeitgenössischen Zeugnissen, 
die Dopsch nicht berücksichtigt, nur eines herauszuheben, 
doch nicht darum herumzukommen, daß der wohlunter- 
richtete Tacitus!), offenbar ohne befürchten zu müssen, 
Lügen gestraft zu werden, den Cerialis im Bataverkrieg 
zu den Treverern und Lingonen sagen läßt: Eadem 
semper causa Germanis transcendendi in Gallias: libido 
atque avaritia et mutandae sedis amor, ut relictis palu- 
dibus et solitudinibus suis fecundissimum hoc solum 
vosque ipsos possiderent, woraus zur Genüge sich er- 
gibt, daß nach der Kenntnis dieses Historikers und der 
Nachbaren das deutsche Land von damals nicht der 
„Rosengarten“ war, als welchen Dopsch es uns hin- 
stellen möchte. Ferner nimmt er uns Anderen doch zu sehr 
nach Art der Schuljungen, die da wähnen, bei dem Falle 
des Romulus Augustulus und dem Untergange des west- 
‚römischen Kaisertums sei ein Völkerbeben durch das Abend- 
land gegangen ; so primitiv und naiv, wie er glauben machen 
will, hat die Geschichtschreibung den Übergang vom ‚‚Alter- 
tum“ zum ‚Mittelalter‘ wirklich längst nicht mehr aufgetaßt. 
Endlich wenn er darum, weil an einer Stelle, wo nach den 
Ergebnissen unserer Ausgrabungen erst Kelten, dann Römer 
und nachmals Deutsche gehaust haben, die Späteren viel- 
leicht auch nur wegen der Gunst der Lage oder weil die 
vorgefundenen Ruinen ihnen den Häuserbau und über- 
haupt die Ansiedelung erleichterten, kurzweg Siedelung:-- 
und Kulturzusammenhänge annimmt, so hat schon Hauck 
vorahnend solchem Verfahren das Urteil gesprochen ?) mit 
Worten, die zwar zunächst gegen die Annahme kirchlicher 
Kontinuität sich richten, aber auch im übrigen zutreffen: 
„Daß eine Kirche in einem früheren Römerort liegt, genügt 
nicht als Grund für die Präsumption, daß sie in die Römer- 
zeit zurückgeht, fast sicher ausgeschlossen aber ist dies 
Annahme, wenn, wie gewöhnlich, der ehemalige Römerort 
später einen deutschen Namen trägt. Denn dieser Wandel 
beweist, daß nur die Steine, nicht aber die Menschen 
blieben.“ 
!) Hist. IV c.73 (ed. Carolus Halm, Lipsiae, 1914 p. 195). 
») A.a.O. I, 3. und 4. Auflage, Leipzig 1904, S. 866 Anm. 3. 
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Und noch eines. Dopsch, Deutschböhme von Ge- 
burt, kam von der Urbarforschung des 13. Jahrhunderts 
und der folgenden sowie von der Verfassungs- und Wirt- 
schaftsgeschichte Österreichs und der Steiermark her, ein 
Gebiet, auf dem er Ausgezeichnetes geleistet hat. Aber 
die Kernlande der fränkischen Monarchie und ihr Quellen- 
material, abgesehen von den Karolingerurkunden, an deren 
Herausgabe in den Monumenta Germaniae er mitgearbeitet 
hat, sind ihm von Hause aus fremd. Ich bringe das nicht 
vor, umihm einzelne Unrichtigkeiten und Unebenheiten vor- 
zuhalten. Das wärekleinlich und unangebracht. Denn solche 
muß angesichts der Mannigfaltigkeit und der stämmischen 
wie landschaftlichen Verschiedenheit unserer Entwicklung 
jeder in Kauf nehmen, der, und wäre es auch nur, wie im vor- 
liegenden Falle, für die Frühzeit, gesamtdeutsche Geschichte 
schreibt. Ohne bewußte und noch öfter unbewußte ein- 
seitig landschaftliche Einstellung geht es bei einem solchen 
Unternehmen nie ab!), selbst wenn man sich alle Mühe 
gibt, nicht wie Karl Lamprecht unter dem Titel eines 
Deutschen Wirtschaftslebens im Mittelalter in Wahrheit 
bloß ein moselländisch-mittelrheinisches zu schreiben oder, 
um auf weit ältere und berühmtere Beispiele zurückzu- 
greifen, mit Eike von Repgowe statt eines Sachsen- einen 
Ostfalen-, mit den Verfassern der jüngeren Rechtsbücher statt 
eines kaiserlichen Land- und Lehenrechtes und eines Rechtes 
der gesamten Christenheit einen Schwaben- und einen 
Frankenspiegel. Jedoch daß Dopsch, der den anerkennens- 
werten Mut besitzt, neben den allgemeinen urkundlichen 
und sonstigen Quellen namentlich auch die Ausgrabungen, 
die Urkunden und die historische Literatur der einzelnen 
Landschaften ausgiebig mit heranzuziehen, gerade ein Ge- 
biet wie das des Rheins, wo doch nicht erst in der Staufer- 
zeit, sondern schon und erst recht im Frühmittelalter 
maxima vis regni lag, nicht aus eigener Anschauung von 
lange her historisch kennt, das empfinde ich, dem die Ge- 
schichte der heute deutsch-schweizerischen Lande von Ju- 


ı) Vgl. dazu meine Ausführungen in meiner Friedrichstagsfestrede 
„Die Schweiz in der Deutschen Rechtsgeschichte“, Sitzungsberichte 
der Preußischen Akademie der Wissenschaften, Berlin 1920 8. 94 f. 
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gend auf genau vertraut ist, und der in Baden und schließ- 
lich in den Rheinlanden durch jahrelange Forschungstätig- 
keit und Mitarbeit in den historischen Vereinen und Kom- 
missionen sich eingearbeitet hat, um bis auf den heutigen 
Tag damit in Fühlung zu bleiben, bei der Lektüre von 
Dopschs beiden Büchern doch auf Schritt und Tritt recht 
mißlich. Nicht umsonst hat sich aus Württemberg, Baden 
und vom Rhein gegen Dopschs Aufstellungen der Wider- 
spruch besonders bestimmt und energisch erhoben. Für 
den Westen reicht sein Verständnis nicht aus. Und ebenso 
bewahrheitet es sich an ihm wie seinerzeit an Siegfried 
Rietschel u. A., daß es leichter ist, von der fränkischen 
Periode zu einer Beherrschung des Hoch- und Spätmittel- 
alters vorzudringen, als umgekehrt von mittelalterlicher 
Forschung aus zu voller Einfühlung in die Welt der fränki- 
schen Periode zu gelangen. 

Dabei sei in Präzisierung des bisher Ausgeführten 
unterschieden. 

In der „Wirtschaftsentwicklung der Karolingerzeit“ 
hat der Verfasser entschieden noch festeren Boden unter 
den Füßen. Hier bauen sich auch große Partien auf eigene, 
selbständige Quellenforschung auf. Nämlich das, was von 
Dopsch über das capitulare de villis, seine Überlieferung, 
seine Entstehung und seinen Inhalt!) sowie über die bre- 
vium exempla, die Traditionsbücher und Urbare gesagt ist. 
Hier befindet sich Dopsch in seinem Element und ver- 
spürt man überall den von dem österreichischen Institut 
für Geschichtsforschung herkommenden Urkunden- und 
Urbarkenner. Dem Eindrucke dieser Ausführungen wird 
sich niemand entziehen; sie werden auch dauernd ihren 
Wert behalten. Allerdings bin ich von der Richtigkeit des 
Ergebnisses, daß das genannte Kapitular nicht von Karl 
dem Großen herrühre, sondern von Ludwig dem Frommen 
als Unterkönig von Aquitanien im Jahre 794/5 für die ihm 
zurückgegebenen und zum persönlichen Unterhalte des 
Königs selbst sowie seiner Umgebung vorbehaltenen ‚Pri- 


!) Vgl. auch Alfonso Dopsch, Carlomagno y el „Capitulare 
de villis“, Anuario de Historia del derecho espafol, tomo II, ie 
1925 p. 27—48 (auch separat). 
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vatgüter‘“ (!) erlassen sei, nicht bloß auf Grund der seit- 
herigen Forschung nicht mehr so überzeugt, wie ich es 
zuerst war und seinerzeit!) zum Ausdruck gebracht habe; 
manches, was Dopsch gegen die Möglichkeit einer Ur- 
heberschaft Karls (vgl. dazu den Preußen -Deutschland 
jahrzehntelang regierenden und die europäische Politik 
beherrschenden Bismarck, der cs doch fertig bringt, seine 
ausgedehnte Landwirtschaft bis in die kleinsten Einzel- 
heiten zu dirigieren und der sorgsamste Gutsherr zu sein!) 
und sonst vorbringt, ist recht schwach, und davon, daß 
die kirchlichen Bestimmungen (Zehnt, Besetzung der Fiskal- 
kirchen mit Geistlichen aus dem Gutspersonal oder aus 
der Hofkapelle) gegen die Potentes gerichtet waren, kann 
ebensowenig ernsthaft die Rede sein, wie daß sie (nach 
den ganz dilettantischen eigenkirchenrechtlichen Darlegun- 
gen von Gareis) gegen die Bischöfe gingen: Sie bedeuten 
einfach den eben zuerst beim Krongute gemachten Versuch, 
abweichend von dem überlieferten, damals wie heute in 
der kirchlichen Ordnung begründeten Rechte einer nur 
durch religiös-kirchliche Gesichtspunkte bestimmten Seel- 
sorgeorganisation die Grundherrschaft auch kirchlich zu 
schließen, in ihr auch die kirchlichen Bezüge und den kirch- 
lichen Einfluß auf die Gutsleute dem Grundherrn zu sichern. 
Jedoch, angenommen, wenn auch keineswegs zugegeben, 
Dopschs Ansicht wäre richtig, so wäre damit gar nichts 
gegen die Allgemeingültigkeit der Bestimmungen des Kapi- 
tulars (im nichtjuristischen Sinne!) gesagt. Es mag ja 
zunächst gerade dem Rechtshistoriker imponieren, wenn 
das Geltungsgebiet dieser ‚„‚Wirtschaftsordnung‘‘ (vgl. die 
langobardische notitia de actoribus regis von 733?)) als 
Rechtsquelle ermittelt und sauber abgegrenzt wird.) Aber 


1) In meinem Kirchenrecht, 2. Auflage, v. Holtzendorff- 
Kohler, Enzyklopädie der Rechtswissenschaft, 7. Auflage, München 
und Berlin 1914 V 8.302 Anm. 1. 

3) Bei Fridericus Bluhme, Edictus ceteraeque Langobardorum 
leges, Hannoverae 1869 p. 149. 

?) Weshalb der von jeher der neuesten Forschung ohne viel kri- 
tische Hemmungen gegenübertretende Richard Schröder in seinem 
Lehrbuch der Deutschen Rechtsgeschichte, 6. Auflage, Berlin 1922 
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bei genauerem Zusehen bedeutet das in diesem Falle und 
unter diesen Umständen nichts. Dopsch selbst gibt zu 
und betont immer wieder, das Kapitular habe in der Haupt- 
sache nichts Neues bringen wollen. Ich bin immer schon 
derselben Meinung gewesen. Ob von Karl dem Großen für 
einen andern und vielleicht größeren Bereich erlassen oder 
von Ludwig dem Frommen nur für Aquitanien gegeben. 
im wesentlichen wird das Kapitular nur die Krongutsprasis 
fixiert, wenn auch vielleicht in gewissen Punkten ergänzt 
und fortgebildet haben. Wozu dann aber so viel Aufhebens 
und der große Aufwand von Gelehrsamkeit, um darzutun, 
daß dieser Erlaß, von dem Dopsch doch selbst zugeben 
muß, er habe in anderen Kapitularien Anklänge und Be- 
rührungspunkte, in Deutschland nie in Geltung gewesen 
sei? Formell vielleicht nicht, der Sache nach wohl, wenig: 
stens wenn man ihn so nimmt, wie er ist, auf den Tat- 
bestand der Folgezeit sieht und nicht mit Dopsch das 
argumentum e silentio zwar laut verwirft, aber immerzu 
lustig anwendet. Dabei lasse ich, da ich mich hier nicht 
in Einzelheiten verlieren darf, ganz dahingestellt, ob nicht 
auch gegen des Verfassers Ausführungen über die brevium 
exempla allerlei zu sagen wäre. Dagegen will ich nicht zu- 
rückhalten mit der Vermutung, diese Untersuchungen über 
das capitulare de villis, die ich oben als das Herzstück der 
„Wirtschaftsentwicklung‘ bezeichnete, seien es gewesen, die 
Dopsch dazu getrieben oder, wenn man will verleitet haben, 
das ganze Buch zu schreiben. Denn das übrige fällt gegen- 
über diesem Kapitel nicht nur erheblich ab, sondern ist 
auch sichtlich von ihm beherrscht. Wäre es bei einer 
meinetwegen etwas weit ausholenden, auch mit sachlichen 
Erläuterungen ausgestatteten Abhandlung über die „Land- 
güterordnung‘ geblieben, so wäre zweifellos der Eindruck 
noch stärker und vor allem wohl auch nachhaltiger und 
dauerhafter. Für das, was folgt, die Kapitel über die könig- 
liche, die geistliche und die weltliche Grundherrschaft so- 


S.212 Dopschs Lehre mit den Worten übernahm: „Für die Darstellung 
der Krongutsverfassung im Frankenreiche scheidet das Capitulare de 
villis als grundlegende Quelle fortan aus“. 
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wie über die Hufen und Marken, die Stände und Städte 
gilt, während ich mich bezüglich des Restes (Gewerbe, 
Handel und Verkehr, Geldwirtschaft, Münzwesen und Re- 
galien) als hierfür weniger sachverständig eines Urteils ent- 
halte, durchaus das oben zur Charakteristik von Dopschs 
Arbeit Gesagte. 

In noch höherem Maße aber von den ‚Wirtschaft- 
lichen und sozialen Grundlagen“. Sie erst recht dürften 
bloß eine Verlängerung des vorausgegangenen Arbeitsunter- 
nehmens nach rückwärts und nicht von langer Hand ge- 
plant und vorbereitet sein, weshalb die Fundamentierung 
noch dünner, die Ausführung noch oberflächlicher ist als 
bei dem anderen Buche. Hier wird denn auch nicht mehr 
bloß Inama-Sternegg der Krieg erklärt. Hier geht es 
offen vor allem gegen die ‚Juristen‘. Zwar der zweite Band 
der ersten (nicht mehr der zweiten!) Auflage — Dopsch 
hat bezeichnenderweise beim erstmaligen Erscheinen jedem 
Bande beider Werke eine besondere Widmung voran- 
geschickt — war dem Freiherrn Ernst v. Schwind zu- 
geeignet, dem rechtshistorischen Kollegen des Verfassers 
an der Wiener Universität, dem nachgerühmt wurde, er 
habe, obwohl ‚der Jurist vielfach eine andere Auffassung 
vertreten mag als der Historiker, ein vornehmes Sachinter- 
esse und verständnisvolles Entgegenkommen‘ den Arbeiten 
des Freundes zuteil werden lassen, ‚wie es sonst gerade 
da nur äußerst selten zu finden ist“. Ich weiß nicht, bei 
welcher Gelegenheit Dopsch mit den ‚Juristen‘ so üble 
Erfahrungen gemacht hat, daß er sich berechtigt glaubte, 
ein derartiges abfälliges Urteil ganz allgemein vor der 
Öffentlichkeit zu äußern. Die Besprechungen seiner Werke, 
die bis dahin erschienen waren, dürften ilım schwerlich 
dazu Anlaß, keinesfalls aber die Berechtigung gegeben 
haben und erst recht nicht etwa ich, der ich damals mein 
von Band zu Band weniger günstig werdendes Urteil noch 
nicht auch nur andeutungsweise zum Ausdruck gebracht 
hatte. Aber vielleicht wollte Dopsch bloß zuvorkommen 
in der richtigen Erwartung, daß, wenn man 50, wie er es 
dlabei tat, in den Wald hineinrufe, es entsprechend zurück- 
schallen werde. Jedenfalls stellt sich sein zweites Buch 
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als ein Angriff auf die Rechtsgeschichte und ihre Vertreter, 
insbesondere auf die bereits dahingegangenen dar, wie er 
schon geraume Zeit nicht mehr vorgekommen war. Gleich 
die übrigens dankenswerte, wenn auch sehr einseitige und 
keineswegs vollständige oder gar abschließende Einleitung 
über ‚die Entstehung der Kulturgeschichtstheorien im 
Wandel der Zeitriehtungen‘ legt davon Zeugnis ab, und 
das ganze Buch hindurch werden die ‚Juristen‘, die Roth, 
Brunner, Gierke, Sohm u. A. gründlich vorgenommen. 
Im allgemeinen gewiß, wie ich gerne anerkenne und nach- 
zuahmen bestrebt sein will, in formell unanfechtbarer Weise. 
Aber freilich trotzdem in einer Art, die mir dem beider- 
seitigen Leistungs- und Bedeutungsverhältnisse nicht ganz 
angemessen zu sein scheint. Allerdings wenn man im wesent- 
lichen bloß an den Anderen emporklettert, um zu kon- 
statieren, daß man auf ihren Schultern weiter sehe als sie. 
mag man so etwas nötig haben. Wer in großem Stile au- 
dem Rohen schöpferisch gestaltet, bedarf dessen nicht. 
kann vielmehr die vor ihm groß sein lassen, ohne selbst 
zu kurz zu kommen. 

Im InteressedesAnsehens unserer deutschrechtsgeschicht- 
lichen Wissenschaft und um der Gerechtigkeit gegen unsere 
Vorgänger willen darf dieser Angriff nicht unbeantwortet 
bleiben. Eine Zurückweisung in unserem Fachorgan ist 
um so unumgänglicher, als Dopsch selbst dazu herau«- 
fordert, indem er am Schlusse des Vorworts zum zweiten 
Bande der neuen Auflage sagt, man solle doch nicht nur 
„an Details mäkeln und nörgeln“, sondern aufs Ganze 
gehen. Ich habe lange gewartet, ob dieser Aufgabe nicht 
ein Anderer sich unterziehe. Von Gelehrtenfehden habe iclı 
nie etwas gehalten und bin jedenfalls längst über die Jahre 
hinaus, wo sie streitbareren Naturen Spaß machen. Sasar 
in eigener Sache habe ich seit mehr als einem halben Men- 
schenalter beharrlich geschwiegen, obgleich ich namentlich 
bezüglich der Herkunft der Eigenkirche von vielen Seiten 
privatim und öffentlich immer wieder aufgefordert wurde. 
zu reden. Nach meinem Dafürhalten kann günstige Kritik 
nicht viel mehr als das Bekanntwerden erleichtern, un- 
günstige nur warnen und dazu veranlassen, daß das Be- 


Alfons Dopsch und die Deutsche Rechtsgeschichte. 347 


sprochene sorgfältiger nachgeprüft wird, als es sonst zunächst 
geschehen würde: Die eigentliche Entscheidung fällt immer 
erst die fortschreitende Forschung. So hätte ich für mich 
am liebsten weiter geschwiegen und nur nebenbei bei er- 
neutem Eindringen in den Gegenstand die Einwände auch 
von Dopsch erledigt, wie das bezüglich der Eigenkirchen- 
lehre demnächst geschehen soll. Aber von der kleinen und 
immerfort noch kleiner werdenden Gemeinde von Rechts- 
historikern, die wir sind, meldete sich niemand. Und so 
mag diese Aussprache nunmehr hinausgehen, nicht zuletzt 
als eine Ergänzung zu den Rechtshistorikerbiographien, die 
ich in dieser Zeitschrift zu skizzieren versucht habe. Sie 
standen und sollten stehen unmittelbar unter dem Eindrucke 
der weggefallenen Leiblichkeit ihrer Helden. Diese werden 
nach und nach aus denı zeitgenössischen in das historische 
Urteil übergehen. Aber das darf nicht geschehen durch 
das Mittel unüberlegter und ungenügend begründeter An- 
griffe, wie sie in letzter Zeit wiederholt vorgekommen sind. 
Man lese ja doch nur wieder eifriger z. B. nach Dopschs 
Abschnitt über die Entstehung des Lehenswesens den be- 
treffenden in Brunners großer Deutscher Rechtsgeschichte, 
und man wird ohne weiteres erkennen, wo vorläufig noch 
die größere historische Überzeugungskraft sich findet. 
Gerade Dopschs Bücher, insbesondere das zweite in 
seiner Einleitung und in allen seinen sonstigen Ausfüh- 
rungen, sind vor anderen geeignet, meine gegenüber neueren 
und in diesem Punkte nicht ausreichend bestimmten wissen- 
schaftsgeschichtlichen Darlegungen seinerzeit ausgesprochene 
Behauptung!) zu erhärten, die Deutsche Wirtschafts- und 
die mit ihr verbundene Sozialgeschichte sei recht eigentlich 
von der Deutschen Rechtsgeschichte abgespaltet und an 
ihr erwachsen. Man streiche aus Dopsch die Zitate aus 
den Rechtshistorikern und was in Übereinstimmung mit 
oder im Gegensatz zu ihnen von ihm gelehrt wird heraus, 
und man wird sehen, wie wenig, herzlich wenig noch übrig- 
bleibt. Schon aus diesem Grunde erscheint das ewige An- 


1) In „Die Schweiz in der Deutschen Rechtsgeschichte“ a. a.O. 
S. 93. 
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gehen gegen die ‚Juristen‘ und die Art, in der es geschicht, 
doch recht unangebracht. | 

Und wenn es vor allem die Rechtshistoriker gewesen 
sind, die als Historiker und Juristen zugleich uns scharf 
scheiden gelehrt haben zwischen den Schatten, die fast 
alle großen geschichtlichen Vorgänge vorausgeworfen haben, 
und diesen selbst, so hätte Dopsch gut getan, sich nicht 
wieder rückschrittlich allzusehr auf das Verwischen zu ver- 
steifen und die einzelne Erscheinung mit ihrem oft genug 
ganz zusammenhangslosen Vorspiel zu verquicken. Fast 
überall datiert er vor und wird darum der Allmählichkeit 
der in Etappen, in Stößen und Gegenstößen sich vollziehen- 
den, nicht selten auch unterbrochenen Entwicklung nicht 
gerecht. Und auch dabei verfährt er nicht ohne Willkür. 
Gewiß hat man das Alter mancher Weistümerbestimmungen 
gelegentlich überschätzt. Er aber trägt umgekehrt der 
gerade in neuester Zeit immer wieder beobachteten, lange 
Jahrhunderte hindurch bewährten Stabilität der ländlichen 
Verhältnisse nicht genügend Rechnung und kommt nur 
so zu der Ablehnung der Markgenossenschaft für das Früh- 
und Hochmittelalter, zu deren Theorie er wohl im einzelnen 
Berichtigungen vorgebracht, die er aber ernsthaft zu er- 
schüttern oder gar zu widerlegen nicht vermocht hat. 

Daß er dabei und auch sonst Fustel de Coulanges, 
treilich nicht ohne gelegentlich auch Ergebnisse seiner 
Forschung, wenn sie ihm nicht passen, zu verwerfen, ge- 
radezu in den Himmel erhebt und als einen der allerbesten 
Kenner desGermanentums, seiner Kultur und seines Rechtes 
hinstellt, gibt dem, der diesen Schriftsteller und seine Werke 
kennt, auch zu denken und ist für Dopsch in mehr als 
einer Hinsicht charakteristisch. Gewiß, Brunner hat 
Fustel scharf abgelehnt und ging vielleicht etwas weit. 
wenn er in seiner Deutschen Rechtsgeschichte!) über ihn 
und sein damals eben erst aus dem Nachlasse heraus- 
gegebenes Werk sagt: „Eine Ausnahme (von der allgemeinen 
Übereinstimmung darüber, daß das fränkische Staatsrecht 
sich als eine Mischung von Rechtssätzen germanischer und 


1) II, Leipzig 1892 S.2 Anm. 2. 
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römischer Herkunft darstelle) macht Fustel de Cou- 
langes, dem alles römisch ist. Ein schätzbares, aber 
eigenartig beschränktes Talent, zimmert sich Fustel de 
Coulanges eine Methode zurecht, die grundsätzlich nur 
ein räumlich und zeitlich enge begrenztes Quellengebiet 
durchsucht, alles andere absichtlich ignoriert, daher die 
Quellen vielfach mißversteht und. vor gewaltsamen Aus- 
legungen nicht zurückschreckt, um das vermeintliche 
Durchschnittsergebnis des Untersuchungsfeldes zu retten. 
Es scheint nicht überflüssig, dies zu bemerken; denn es 
ist Grund zur Besorgnis vorhanden, daß Fustel de Cou- 
langes auch in Deutschland anfängt, Schule zu machen 
für ein wissenschaftliches Programm, welches zwar mit 
Recht gegen den babylonischen Turmbau geistreicher Ein- 
fälle opponiert, aber von vornherein jedes Verständnis für 
den Zusammenhang rechtsgeschichtlicher Entwicklung aus- 
schließt, weil es schon den Versuch, zu einem solchen sich 
durchzuringen, als unmethodisch verurteilt.‘“ Demgegenüber 
habe ich in dem 1895 erschienenen ersten Halbbande meiner 
Geschichte des kirchlichen Benefizialwesens, bei anderer 
Gelegenheit!) und von Anfang an in meinen Vorlesungen 
über Deutsche Rechtsgeschichte Fustel de Coulanges et- 
was mehr gerecht zu werden mich bestrebt. Ganz abgesehen 
davon, daß er ein glänzender und geistreicher Darsteller 
ist, den zu lesen mir immer wieder ein Genuß war, besitzt 
er eine bewundernswerte Kenntnis von der und ein nicht 
minder bewunderungswürdiges Verständnis für die Antike 
und zwar namentlich auch in ihrem Verfall, also vornehm- 
lich dessen, was Brunner so treffend das römische Vulgär- 
recht genannt hat. Seine Cite antique und die einschlägigen 
Abschnitte seiner Histoire des institutions politiques de 
l’ancienne France sind ausgezeichnet. Aber er versagt 
allerdings völlig, wo er auf germanische Dinge und ger- 


ı) Vgl. meine Besprechung von Brunners Deutscher Rechts- 
geschichte in der Zeitschrift für Schweizerisches Recht XXXVI 1895 
8.173ff, sowie von Jacques Flach, Les origines de l’ancienne France 
III in dieser Zeitschrift XXVI 1905 8. 366ft. und dazu etwa noch meine 
Studie „Die Grundlagen der mittelalterlichen Verfassung Deutschlands 
und Frankreichs“ ebenda XXI 1%0 8. 115 ff. 
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manisches Recht zu sprechen kommit, und geht vermöge 
der Scheuklappen, die er trägt, an ihnen durchaus ver- 
ständnislos vorbei sowohl in den einschlägigen Titeln seines 
Hauptwerkes als auch in mehr als einer Abhandlung seiner 
im übrigen so interessanten Recherches und Nouvelles 
recherches sur quelques problemes d’histoire, vor allem in 
der von Dopsch so geschätzten Untersuchung Le la marche 
germanique. Hat denn dieser wirklich nicht gemerkt, wor- 
auf der Franzose abzielt, was der Zweck seines heißen Be- 
mühens war: nachzuweisen, daß das mittelalterliche und 
spätere Frankreich nichts oder doch nichts Erhebliches, 
geschweige denn Gutes von dem Einbruche der Barbaren 
davongetragen habe, vielmehr alles, was es sei und habe, 
sein Volkstum und seine Einrichtungen außer dem genie 
frangais den Gallo-Kelten und Römern verdanke? Hat 
Dopsch nicht beachtet, daß die Stimmung, welche die 
Ereignisse von Königgrätz und Sedan in dem damaligen 
bzw. ehemaligen Straßburger Professor hervorriefen, seine 
Geschichtschreibung und seine Auffassung der Germanen 
entscheidend beeinflußt hat? So wenn er von ihnen, die 
er ja nicht als Sieger und Eroberer gelten lassen will, son- 
dern als simples ravageurs hinstellt!), sagt?): Les Germains 
qui vont se montrer dans l’histoire au V* siecle et qui 
envahiront l’Empire romain, ne sont pas un peuple jeune 
qui vient hardiment se faire sa place entre les peuples. 
Ce sont les restes d’une race affaiblie, qui a ete assaillie 
et vaincu pendant trois siecles par les Romains, qui a ete 
ensuite assaillie et vaincue encore par les Slaves et par les 
Huns, qui a et& surtout dechiree par ses longues luttes 
interieures, qui a &t& enervee par une serie de revolutions 
sociales et qui a perdu ses institutions und an anderer 
Stelle?) das ergänzt durch den nicht minder schönen Satz: 


1) Histoire des Institutions politiques 1I, Paris 1891 (verfaßt 1877‘ 
p. 340, 359, 361, 460, 507, 546, 558. 

2) Ebenda II p. 302. 

3) Ebenda II p, 290. Charakteristisch für ihn ist auch, daß er 
den Wahlspruch der Monumenta Germanise historica: Sanctus amar 
patriae dat animum ebenda Ill, Paris 1888 p. 3l zwar schön, aber 
wissenschaftlich bedenklich findet. Vgl. über Fustel in dieser Be- 


Alfons Dopsch und die Deutsche Rechtsgeschichte. 351 


Ce qui dominait de beaucoup dans la Germanie, loin que 
ce fut la liberte, c’etait la subordination. Über solche Weis- 
heit zumal heute noch sich zu entrüsten oder gar zu er- 
eifern, hat keinen Sinn. Ich habe sie von jeher nur als 
unfreiwillig amüsant mit Hum ır hinzunehmen vermocht, 
aber freilich, wenn ich bei den Franzosen ein Urteil über 
das Verhältnis von römischem und germanischem Ein- 
schlag und über die Entstehung des französischen National- 
staates suchte, mich statt an Fustel de Coulanges lieber 
an allerdings weniger geistreiche, dafür aber ernsthaftere, 
wenngleich von jenem als unwissenschaftlich gebrandmarkte 
ältere französische Forscher wie Paul Viollet und an neuere 
wie Adhemar Esmein, Achille Luchaire u. A. gehalten, 
die auch gute Patrioten, aber erheblich unbefanganer sind. 
Ich bringe die Dinge hier ja auch nur vor, um Dopschs 
Behauptungen, Fustel de Coulanges habe die Quellen 
„mit ebenso geistvoller als scharfsinniger Kritik und be- 
wundernswerter Voraussetzungslosigkeit (!) wieder zu Wort 
kommen lassen‘“!), seine Ausführungen ‚bedeuteten eine 
wahrhafte Befreiung von den alten Zwangsvorstellungen 
konstruktiver Kulturgeschichte‘ (!) und seien „durchaus 
geeignet‘“ gewesen, „dieser neue Bahnen zu eröffnen‘“?), 
er habe ‚das von den Juristen und Soziologen so wenig 
beachtete chronologische Kriterium der Quellenbelege‘ vor 
Anderen geltend gemacht?), gegen die Lehre, die ‚noch 
immer die Germanen als ein Volk niederer Kultur anzu- 
sehen geneigt war,sehr nachdrücklich Stellung genommen“ ?), 
mit Recht gegen die Heranziehung der späteren deutschen 
Verhältnisse zum richtigen Verständnis des Tacitus sich 
ausgesprochen), die Annahme eines Rassenkrieges zwischen 


iehung, als Ergänzung zu Paul Guirauds Buch von 1896 über ihn, 
auch den vom französischen Standpunkt aus geschriebenen Essay von 
Ernest Dupuy, Fustel de Coulanges et l’Allemagne, Revue des Deux 
Mondes XXV 1915 p. 721ss. 

‘) Grundlagen I* 8. 37. ?) Ebenda 1? S. 39. 

®») Ebenda I? S. 46. *) Ebenda 1? S. 59. 

..94.2.0.1°8.66. Dabei zieht Fustel de Coulanges gerade 

bei der Schilderung der Germanen des Tacitus immerzu spätere, nament- 
lich auch karolingische Quellen heran. 
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Römern und Germanen treffend abgelehnt?!), und was der- 
gleichen Lobsprüche mehr sind, ins rechte Licht zu setzen. 
Dafür, daß ein deutscher Historiker, dazu noch heute, 50 
urteilt und solche Verstiegenheiten nachbetet, fehlt mir 
die wissenschaftliche Erklärung. 

Wer solchen Anschauungen huldigt und auf solche 
Gewährsmänner schwört, von dem braucht man sich nicht 
zu wundern, wenn ihm die Sauberkeit, Gewissenhaftigkeit 
und Solidität unserer rechtshistorischen Forschung ein 
Dorn im Auge ist und er überall zu Ergebnissen kommt, 
die sich damit nicht vertragen. 

Darum, daß die römische Munizipalverfassung sich 
auch in Trümmern nicht durchgerettet hat, und daß die 
städtischen Siedelungen in der fränkischen Zeit keine 
Städte im Rechtssinne waren, daß also die Feststellung 
von Tacitus: Nullas Germanorum populis urbes habitari 
noch nach Jahrhunderten verfassungsrechtlich in der Ein- 
beziehung der Städte in die Verfassung des platten Landes 
ihre Bestätigung findet, kommt auch Dopsch nicht herum.?) 
Was will es dagegen besagen, wenn er, durchaus nicht als 
Erster oder mit besonderer Vollständigkeit und Sachkunde 
hervorhebt, daß die eine oder die andere Römerstadt -— 
keineswegs alle — oder auch nur die eine oder die andere 
römische Lagervorstadt als Siedelung sich durchhielt, daß sie, 
weil in weiterem Bereiche immerhin der bedeutendste Platz, 
Sitz des Grafen war und die Hauptdingstatt in sich schloß ? 
Ferner: Brunnerhat für das Reich Chlodowechs sehr hübsch 
und einleuchtend geschieden zwischen altfränkischem und 
neufränkischem oder, wie wir, um durch die Ereignisse 
und Einrichtungen der Gegenwart die Vergangenheit uns 
besser zu verdolmetschen, auch sagen können, zwischen un- 
besetztem und besetztem Gebiete, natürlich vom Stand- 
punkte des Siegers aus angesehen; und er hat dann gezeigt, 
wie entsprechend den namentlich militärischen Bedürf- 
nissen und der volksrechtlichen Vergangenheitslosigkeit des 
eroberten Gebietes, dort, z. T. unter Benutzung römischer 
Einrichtungen, ein fortgeschrittener neufränkischer Amts- 


—__ 


‘) Ebenda I? S. 37, 194. 3) Grundlagen II* S. 8347, 379. 
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und überhaupt Verfassungstyp entstand, bei dem z.B. Ein 
und Derselbe als comes die militärische und die richterliche 
Gewalt in seiner Hand vereinigte; die altfränkische Ver- 
fassung sei im Laufe der Zeit auch in den altländischen 
Gebieten dieser Entwicklung gefolgt und durch das König- 
tum, dessen Beamte die volksrechtlichen verdrängten, den 
neuländischen Formationen angeglichen worden. Wenn nun 
Dopsch deshalb, weil dieser comes auch Steuern einheben 
ließ, ihn zu einem Bindeglied zwischen der römischen 
Munizipalverfassung und den späteren städtischen Ver- 
fassungsgebilden macht, so ist mir dies ebenso unverständ- 
lich wie die von ihm in diesem Zusammenhange vor- 
gebrachte, m. E. allerdings nicht zutreffende Schilderung 
der bischöflichen Stadtherrschaft. Beides bedeutet doch 
eben die Negation jeglicher Stadtverfassung und die Ein- 
beziehung der städtischen Siedelung in die Grafschafts- 
und Bistumsverfassung als solche. 

Über den Abschnitt über die Kirche und über den kirch- 
liche Einrichtungen und Rechtssätze heranziehenden Teil 
des Abschnittes über die Entstehung des Lehenswesens will 
ich mich hier nicht äußern, da ich, wie bemerkt, an anderer 
Stelle darauf bis in alle Einzelheiten einzutreten und 
Dopschs Arbeitsweise und Arbeit gründlich zu beleuchten 
die Gelegenheit haben werde. Wenn man das, was er über 
die Anfänge des Lehens sagt, liest, könnte man meinen, 
mit der von Waitz und Roth begründeten und von Brun- 
ner ergänzten und vervollkommneten Lehre von der Ent- 
stehung des Lehens aus der Verbindung von Vasallität 
und Benefizialwesen sei esendgültig vorbei, HansDelbrück 
und Andere hätten ihr eigentlich bereits die Stützen ent- 
zogen und Dopsch ihr nun noch vollends den Rest gegeben. 
Wer das fränkische Quellenmaterial und die fränkische 
Forschung wirklich kennt, dürfte allerdings ganz anderer 
Meinung sein. Selbstverständlich wird die Erkenntnis bei 
dem Bisherigen nicht stehenbleiben, es berichtigen und 
vertiefen. Aber die Fundamente werden standhalten. Für 
Teile des Problems hat sich das bei erneuter Nachprüfung 
jetzt schon gezeigt, und es wird sich noch mehr bewähren, 
wenn wieder mehr in den Quellen der fränkischen Zeit 
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heimische Forscher diesen Dingen nachgehen. Dadurch, 
daß man wie ein Wirbelwind über alles hinfährt, wie Dopsch 
tut, gewinnt man kein zuverlässiges Bild von dem wirk- 
lichen Verlaufe der Entwickelung. Und Geschichte läßt 
sich mit Erfolg nicht einfach so schreiben, daß man aus 
lem Zusammenhange gerissene Lesefrüchte und Zitate zu- 
sammenbraut oder verwirft. Dies Verfahren tritt auch 
oder gerade bei diesem Kapitel des Dopschschen Buches 
besonders augenfällig zutage. Wofür man da nicht ins 
Feld geführt oder abgelehnt wird! Bezüglich der Zwangs- 
anleihe der Karolinger bei der Kirche, der sogenannten 
Kirchengutseinziehungen oder Säkularisationen, über welche 
Dopsch auch besser als die Älteren Bescheid zu wissen 
vermeint, ohne doch unsere Kenntnis wirklich zu ver- 
tiefen und zu berichtigen, orakelt er!): ‚Wir werden also 
in der Beurteilung der Maßnahmen Karl Martells etwas 
vorsichtiger sein müssen, als dies zuletzt noch zumeist ge- 
schehen ist“ und führt dann — man sieht nicht recht, 
ob zur Bestätigung dieser billigen Weisheit oder, was mir 
wahrscheinlicher ist, als Beispiel eines Unvorsichtigen — 
mich an, weil ich in meiner ‚Geschichte des kirchlichen 
Benefizialwesens“ I S. 182 davon gesagt habe: ‚Den Höhe- 
punkt erreichten sie (die Säkularisationen) unter Karl 
Martell.‘“ Daß unter diesem, wie unter keinem Andern das 
Kirchengut in Anspruch genommen wurde, dürfte so quellen- 
mäßig und auch zugleich so unbestreitbar und unbestritten 
scin, daß es für Dopsch, der es durch das, was er vor- 
bringt, alies andere als widerlegt hat, schwer halten wird, 
dlas Gegenteil darzutun. Und wenn ich von einem Höhe- 
punkt rede, so ist damit doch zur Genüge gesagt, daß 
auch nach meiner Ansicht vorher und nachher Eingriffe 
in das Kirchengut stattgefunden haben. Wozu also jene 
Mahnung zur Vorsicht und dies Zitat? Noch besser offen- 
hart sich Dopschs Art in einem andern. Daß ich der 
wohl schon früher gelegentlich ausgesprochenen Ansicht, 
bereits Pippin, nicht erst Karl habe, wie die herrschende 
Lehre annahm, den Kirchenzehnt den Untertanen auch 


!) Grundlagen II? S. 319 mit Anm, 132. 
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von Staats wegen auferlegt, eine ganz neue Grundlage 
gegeben habe, indem ich die sogenannte Epistola Pippini 
ad Lullum als die für Mainz bestimmte Ausfertigung 
eines capitulare missorum Pippins, des ersten überhaupt 
auf uns gekommenen, nachwies und wahrscheinlich machte, 
daß die Verstaatlichung des Zehntgebotes ‚der Preis war, 
den die weltlichen Machthaber des Frankenreichs an die 
geistlichen von den gemeinsamen Untertanen zahlen ließen, 
um, ohne das eingezogene Kirchengut zurückgeben zu 
müssen, die Wiederaufrichtung der fränkischen Kirche: zu 
ermöglichen‘!), hat mir bisher niemand bestritten und wird 
mir wohl niemand ernsthaft bestreiten können, wie auch der 
Einzelne zu dieser Vermutung, die ich selbst als solche und 
nur als solche bezeichnet habe, sich stellen mag. Man sehe 
nun beiDopsch nach, wie er um diese Dinge herumredet und 
mit ihnen umspringt.?) Auch er nimmt nunmehr an, Pippin 
habe zuerst der Kirche die staatliche Zwangsgewalt zur 
Verfügung gestellt, um den Zehnten einzutreiben; wenn 
er dies als herrschende Meinung hinstellt, so will ich da- 
gegen nichts einwenden, geworden wäre sie es dann freilich . 
erst durch meine Untersuchung. Wenn er damit eine Ur- 
kunde Pippins für das Bistum Utrecht vom Jahre 753 
zusammenbringt, ‚welche auf Bitte des Bonifaz den früher 
bereits vom Fiskalbesitz geschenkten Zehnt bestätigt‘‘, so 
sieht jeder Andere sofort, daß diese Schenkung mit dem 
staatlichen Zehntgebot gar nichts zu schaffen hat, da die 
Gewährung des staatlichen Arms für die Beitreibung der 
von Dritten zu entrichtenden Zehnten und die Übertragung 
eines vielleicht sogar weltlichen bzw. Salzehnten oder doch 
Herrschaftszehnten von bestimmten und abgegrenzten 
Kron- d. h. königlichen Eigengütern durch Privatrechts- 
geschäft mit einer einzelnen Kirche doch wirklich etwas 
Grundverschiedenes ist. In dem späteren Werke hat sich 
Dopsch auch schon so in meine Erklärung des staatlichen 
Zehntgebotes eingelebt, daß er mit keinem Worte verrät, 


ı) Das karolingische Zehntgebot, zugleich ein Beitrag zur Erklä- 
rung von c.7 und 13 des Kapitulars von Heristall in dieser Zeitschrift 
XX1IX 1908 Germ. Abt. S. 180ff., besonders 8. 187 ff., 220ff. 

2) Wirtschaftsentwicklung II? 8. 23f., Grundlagen Il? 8. 324f. 
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wer der Urheber ist, sie vielmehr als eigene Weisheit zum 
besten gibt, aber freilich unter gleichzeitiger Zurückver- 
legung in die Zeit Karl Martells und Bonifazens, indem er 
sagt!): „Wahrscheinlich hat Karl Martell sein Uuternehner. 
soweit dies überhaupt geschehen ist, besonders deshalb ge- 
fördert, um desto eher die Rückgabe der eingezogenen 
Kirchengüter verzögern zu können.“ Wer da weiß, dab 
nach dem Tode Karl Martells seine Söhr.e, Karlmann, nach- 
dem er 742 das eingezogene Kirchengut seines Reichsteil: 
übereilterweise symbolisch bereits zurückgegeben hatte, 
durch das bekannte c. 2 des capitulare Liftinense des folgen- 
den Jahres, Pippin durch c. 3 des Kapitulars von Soisson: 
von 744 die Kirchengutsanleihe noch weiter ganz oder zum 
weitaus größten Teile aufrechterhalten zu müssen er- 
klärten, dem ist die Unmöglichkeit und der Unsinn dieser 
Verlegung und Umdeutung ohne weiteres klar. Als Gegen- 
leistung für die Zurückbehaltung des Kirchengutes konnte 
die staatliche Eintreibung des Kirchenzehnten erst nach 
den erwähnten Kapitularien und der divisio Pippins in: 
. Auge gefaßt und bewilligt werden, nachdem die Nichtrück- 
gabe zur Gewißheit geworden war. In der ‚Wirtschafts- 
entwicklung‘ 2) gibt übrigens Dopsch an, ich hötte „be- 
sonders ausgeführt‘, Pippin habe ‚um die Kirche einiger- 
maßen für die Säkularisationen zu entschädigen‘“, da: 
Zehntgebot verstaatlicht, fügt aber hinzu: ‚Das hatte schon 
Roth, Benefizialwesen S. 366 erkannt‘‘, was in den ‚„‚Grund- 
lagen‘‘®) wiederholt wird mit dem Satze: „Bereits Roth 
hatte zutreffend ausgeführt, daß damit der Kirche eine 
Entschädigung gewährt werden sollte für die Zurückbehal- 
tung der übrigen Güter“ mit der Anmerkung: „Gesch. d. 
Benef.-Wes. S. 366, neuerdings besonders (!) U. Stutz. 
Das karoling. Zehentgebot. Zeitschr. d. Savigny-Stiftung 
f. RG. 29 (1908).“ Ich gestehe, als ich diese Stellen zuert 
las, fuhr mir ein gelinder Schreck in die Glieder. Sollte 
ich, ohne es zu wissen, mit fremden Federn mich geschmückt. 
sollte ich vor dem Internationalen Historikertag von 1% 
zu Berlin, wo ich meine ‚Entdeckung‘ zuerst vorgetragen 


1) Grundlagen 11? S. 324 £. 2) II? S.23 mit Anm. . 
*) Grundlagen II® S. 324 mit Anm. 162. 
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hatte, und in meiner Abhandlung eine geistige Urheber- 
schaft für mich in Anspruch genommen haben, die mir 
gar nicht gebührte * Und das, obwohl ich die ganze auf 
den Zehnt irgendwie sich beziehende Literatur seit Montes- 
quieu aufs sorgfältigste abgesucht und speziell Roths 
Benefizialwesen seit über einem Vierteljahrhundert immer 
wieder zur Hand gehabt und mehrmals ganz, Satz für Satz 
gelesen hatte. Irren ist menschlich und ein Versehen läuft 
auch dem Gewissenhaftesten einmal unter. Doch ein Blick 
in das Buch von Roth beruhigte mich bald. Auf der 
angeführten S. 366 und in dem die voraufgehende mit- 
umfassenden Abschnitte, zu dem sie gehört, ist gar nicht 
vom allgemeinen Kirchenzehnt die Rede, wenn auch 8. 365 
mit dem Satze beginnt: „Es ist hier nicht der Ort, die von 
Birnbaum aufgestellte Meinung, daß der Zehnt unter den 
Carolingern noch nicht als eine allgemeine Abgabe vor- 
gekommen, ausführlich zu widerlegen, obwohl sich eine 
ganze Reihe von Zeugnissen dagegen anführen läßt.“ Viel- 
mehr beschäftigt sich Roth im folgenden lediglich mit der 
nonae et decimae genannten Abgabe, welche die Inhaber 
des eingezogenen und zur Kriegerleihe verwendeten Kirchen- 
gutes und nur sie namentlich in der ersten Zeit, jedenfalls 
aber schon Jahrzehnte vor der Verstaatlichung de: Zehnt- 
gebotes als Leihezins und zur Anerkennung des fortbestehen- 
den Eigentums den betroffenen Kirchen zu zahlen oder 
zahlen zu lassen hatten. Von dieser Abgabe sagt allerdings 
Roth: „Es kann daher kaum einem Zweifel unterliegen, 
daß die Nonae und Decimae nicht eine bäuerliche Abgabe, 
sondern eine Leistung waren, durch welche der Verlust 
der Kirche an eingezogenem und als königliche Beneficien 
vertheiltem Kirchengut in etwas ersetzt werden sollte.“ 
Das ist richtig, hat aber mit meiner Erklärung des karo- 
lingischen Zehntgebots nichts, rein gar nichts zu tun, noch 
weniger als etwa heutzutage Mietzins als Gegenleistung für 
die Überlassung der vermieteten Wohnung und Mietzins- 
steuer als Abgabe an den Staat für die Förderung des 
Wohnungsbaus identisch sind. Aber jene Äußerung von 
Roth und meine Lehre zusammenzuwerfen und mich mit 
meiner Erklärung des karolingischen Zehntgebots einfach 
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als Breittreter einer Rothschen Idee hinzustellen, das ist 
ein starkes Stück. Gewiß liegt es mir ferne, böse Absicht 
anzunehmen. Wir ‚Juristen‘ reden in einem solchen Falle 
vielmehr von „Fahrlässigkeit“. Ich bringe auch diese 
Ausstellungen nicht vor, weil ich sie für besonders wichtig 
halte oder mir sehr daran liegt, die Sache klargestellt zu 
sehen; die Fachgenossen wissen ja darüber selber Bescheid. 
Vielmehr als signifikante Beispiele aus Dutzenden und aber 
Dutzenden ähnlicher Art, die sich durch Dopschs beide 
Bücher hindurchziehen. Sie sind eben unvermeidlich, wenn 
man solche Geschichtswerke nicht von langer Hand aus 
den Quellen herausarbeitet, sondern rasch, wenn auch noch 
so geschickt, aus der Literatur zusammenschreibt. 

Ich verzichte auf weitere Stichproben und Verwah- 
rungen gegen einzelne Lehren Dopschs, wie etwa gegen 
die keineswegs neue, vielmehr nur neu aufgeputzte, aber 
durchaus nicht bewiesene, durch unaufhörliche Wiederholung 
und durch Verwendung für die Aufstellung anderer, nicht 
minder unhaltbarer Behauptungen gewiß nicht besser 
werdende von dem Zurückreichen der großen Grundherr- 
schaft in die germanische Periode; gegen diese Lehre spricht, 
worauf bereits Brunner treffend hingewiesen hat, schon 
die Tatsache, die auch Dopsch zugibt, aus der er sogar, 
wiewohl sie von Inama und den Rechtshistorikern nie 
verkannt, sondern immer stark unterstrichen wird, arg viel 
Aufhebens macht, daß nämlich auch in karolingischer Zeit 
geschlossene Grundherrschaften oder Teilgrundherrschaften 
selten, der Streubesitz bei ihnen vielmehr die Regel ist; 
auch ist nicht darum herumzukommen, daß wir sie in 
fränkischer Zeit in den Quellen deutlich erst entstehen 
sehen. Auf diese und andere Lieblingsansichten von Dopsch 
haben bisher schon Besprechungen und Einzeluntersuchun- 
gen reagiert und werden es wohl auch weiter tun. Wollte 
man zu allen Lehren Dopschs im ganzen und einzelnen 
Stellung nehmen, so müßte man selbst wieder mehr- 
bändige Bücher schreiben, was sich nach dem Gesagten 
um dieses Zweckes willen aber wirklich nicht lohnen würde. 
Immer mehr geht es in der öffentlichen Erörterung damit 
so, wie es uns in einem kleineren Kreise von Geschichts- 
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forschern verschiedenster Zweige schon gleich nach dem 
ersten Erscheinen wenigstens der Grundlagen: in mündlicher 
Aussprache gegangen ist: Jeder machte eine vorsichtige 
Verbeugung und meinte, auf den übrigen Gebieten möge 
das Buch ja brauchbar und verdienstlich sein, auf seinem 
eigenen Fachgebiete dagegen erweise es sich als auf der 
ganzen Linie unhaltbar. | 
Wie dem aber auch sei, die Deutsche Rechtsgeschichte 
durfte und darf gegenüber Dopschs beiden Büchern nicht 
in den Verdacht des qui tacet consentire videtur kommen, 
bei vereinzelten Ablehnungen bloß im einzelnen durfte und 
darf es nicht bleiben: Die Zeitschrift für Rechtsgeschichte 
und ein Rechtshistoriker in ihr mußte und muß die Ab- 
lehnung im ganzen aussprechen. Ich wiederhole: Als an- 
regenden Wiedererwägungsantrag lasse auch ich Dopschs 
Kultur- und Wirtschaftsentwicklung von Caesar bis zum 
Schlusse der Karolingerzeit gerne gelten; aber als standard 
work wird es sich, wenn mich nicht alles täuscht, im Läute- 
rungsfeuer der Forschung nicht herausstellen. Es trägt 
so ganz die Signatur der Jahre und der Umsturzperiode 
an sich, in der es erschien. Und wenn es gleich den Durch- 
schnittsvertretern dieser der Meinung ist, daß es alles besser 
wisse und könne als die Früheren, so dürfte es sich damit 
gründlich täuschen. Gewiß sind auch die Helden der rechts- 
historischen Heroenzeit alles andere als unfehlbar; im ganzen 
und im einzelnen müssen auch sie sich Korrekturen gefallen 
lassen, selbst Brunner, dieser vielleicht am ehesten auf 
dem von ihm erst mit ins Leben gerufenen Gebiete der 
Urkundenlehre. Aber um sie zu widerlegen und zu über- 
holen, muß man früher aufstehen und tiefer graben, als es 
die leichtgeschürzte Geschichtschreibung Dopschs tut. 
Wenn wir Rechtshistoriker, zumal in der Bearbeitung der 
Geschichte der fränkischen Periode, nur nicht so wenige 
wären! Hoffen wir, daß ‚der Herr uns wieder Arbeiter in 
die Ernte sendet, denn sie ist groß“. Inzwischen aber dixi 
et salvavi historiam iuris atque animam meam. 


Miszellen. 


[Ein Bruchstück der Lex Visigothorum aus einer dem Codex 
Holkhamensis 210 verwandten Handsehrift.!) — Mit einer Tafel.] Die 
Hs. 10/2 des Geschichtsvereins für Kärnten enthält ein Viktringer Kopial- 
buch von Marburg a. d. Drau, X1V. Jahrhundert, Papier, 12 BiL, 213 
x 145 mm. Es umfaßt Urkunden aus den Jahren 1277—13%0. Es trägt 
noch die ältere Signatur XXa 20 des Geschichtsvereins und die Nr. 419 
des alten Hauptkataloges. 

Zum Schutze des Papiers ist das Kopialbuch in weiches, dickes 
Leder gebunden worden, das auf der Innenseite noch mit einem Perga- 
mentdoppelblatte beklebt war. Ich fand dieses Bruchstück schon los- 
gelöst vor, als ich die Hss. des Geschichtsvereins katalogisierte. Der Text 
war noch nicht bestimmt worden. 

Das Pergament ist italienischer Herkunft, was mit dem Schrift- 
charakter sehr gut in Einklang zu bringen ist. Die Schrift ist nämlich 
eine sog. langobardische; dies zeigt der Vergleich mit den Schrifttafeln 
von Wilh. Arndt, Berlin 1874, I. Heft, Tafel 7b, c, II. Heft, Tafel 
32a, b. Dort sind aus dem Münchner Originalkodex des Leo Casinensis 
(Benediktbeuren 123) nach dem Faksimile der Tafel IV der MGSS VII 
wei Stellen (I 43 und II 71), hier aus Clm. 4623 zwei Stellen aus dem 
Chronicon Casinense (II 2 und II 57) wiedergegeben. Diese Proben sind 
aus dem Ende des XI. Jahrhunderts, haben aber mit unserem Bruchstück 
Eigentümlichkeiten gemeinsam, die die Schriftzüge unbedingt als ver- 
wandt bezeichnen lassen. Die Formen des C(, des €, desR: p mit der Ab- 
kürzung für ri: & und der Nebenform », auch die Abkürzungen für et: & 
und für -que: q; sind ganz ähnlich. Die Schäfte des b, d, 1, h sind in unse- 
rem Bruchstück öfters verdickt, der Schaft des d gerade. Die wenig 
gewandte Schrift unseres Fragmentes zeigt weit seltener Abkürzungen 
als das Chronicon Casinense, sie dürfte noch dem IX. Jahrhundert 
angehören. Auch was Schum-Breslau in Gröbers Grundriß d. rom. 
Phil. I 214ff., insbesondere S. 218 über die Minuskel ausführen und 


I) Vgl. MGH Leges I 1, 469-472: Collectionis iuris romano-visigothici 
capita VU—XX (Fragmenta Gaudenziana) u. ebenda I 1, S. XX. Ferner 
Augusto Gaudenzi, Un’ antica compilazione di diritto romano e visigoto 
con alcuni frammenti delle legge di Eurico tratta da un manoscritto della 
hiblioteca di Holkham. Bologna 1886, und dazu Neues Archiv d. Ges. f. &. d. G. 
12 (1887) 389$f. 


Bl. 2v eines Bruchstücks der Lex Visigothorum 
in der Bibliothek des Geschichtsvereins für Kärnten. 
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Schums Tafelll unten, süditalienische Minuskel, stimmen mit unserem 
Ergebnir. 

Leider ist die Schrift nur auf der einen Seite des Doppelblattes, die 
dem Papier zugekehrt war, und auch da infolge von Feuchtigkeit und Zer- 
mnürbung des Pergaments nur leidlich lesbar. Die Seite, welche ans 
Leder geklebt war, hat so gelitten, daß nur mehr einzelne Buchstaben, 
höchstens einige Wörter entziffert werden können. Dennoch konnte auf 
BI. 2” mit Hilfe des Textes der MGH ein Zusammenhang hergestellt: und 
auf Bi. 1” wenigstens der Sinn der Stelle erraten werden. 

Das Blatt, welches wir wegen der in roter Tinte und römischen 
Ziffern aufgetragenen Kapitelnummern als „1l‘“ bezeichnen müssen, ist 
an der rechten unteren und oberen Ecke vom Buchbinder schief be- 
schnitten, wodurch Teile des Textes verloren gingen. Bl. 2 ist, wie das 
ganze Kopialbuch, von Mäusen angefressen; Text ging hierdurch nicht 
verloren. 

Bl. 1 mißt 210 x 150 mm, Bl. 2 etwa 215 x 165 mm. Dieses For- 
wat dürfte dem ursprünglichen nahekommen, da die erhaltenen Ränder 
ziemlich breit sind. Die Höhe des beschriebenen Raumes beträgt 
155, seine Breite 102 mm, wobei links und rechts noch 7 bzw. 6 nıım Rand 
durch senkrechte Striche abgegrenzt ist. Diese Striche und die Zeilen 
sind mit Metallstift ins Pergament eingeritzt. Die Höhe der Zeile be- 
trägt 7,6 mm, die der Buchstaben ohne Schäfte 2 mm. Auf jeder Blatt- 
seite zählen wir genau 20 Zeilen. 

Die Tinte ist braun. Die Kapitelanfänge sind außer durch rote 
römische Zahlen auch durch Majuskeln hervorgehoben, auf denen etwas 
Violett aufgetragen ist. Auf Bl. 2" unten (bei Kapitel CXLII) ist eine 
größere Initiale A mit Schnörkeln, auf Bl. 2° ist in das Q@ bei Kapitel 
CXLV ein Männergesicht gezeichnet, das deutlich germanische Züge 
trägt.!) Zu erwähnen ist noch, daß die Majuskeln des Wortes ANIMAL 
(Bl. 2” 2.17) und der Wörter QUI ALIENVM bei Kapitel CXLV auf 
Unziale in der Vorlage unseres Textes zu deuten scheinen.?) 

Was den Inhalt betrifft, so ist Bl. 2° so gut zu lesen, daß hier die 
Übereinstimmung mit der Lex Visigothorum klar ist, und zwar ent- 
spricht dieser Seite in den MGH Leges I 1 S. 331 Z. 15 (et compositio . .} 
bis 8.332 2.19 (. ... hecet. de). Meine Abschrift ist diplomatisch getreu 
die Abweichungen von den MGH sind angemerkt. Soweit wir an Hand 
der MGH den Text von Bl. 2” wiedererkennen und damit bis zum Anfang 
des Kapitels VIIl 3, 16 kommen — das erste Wort ist exierint —, hat die 
Untersuchung wenig Schwierigkeit. Aber auf Bl. 1 stehen Gesetze, die 
nicht der Lex Visigothorum angehören, sondern offenbar einem spät- 
römischen Gesetzbuche entnommen sind. 


I) Vgl. Gaudenzi a.a.0. S.12: „in due luogbi si trovano disegnate 
teste umane abbastanza rozzamente. 

?2) Vgl. Gaudenzi ebenda: „La scrittura & minuscola, o piu veramente 
mista, essendo numerose le lettere unciali o semiunciali: e a prima vista si 
manifesta come lombarda‘“‘. Vgl. wegen der Überschriften in Unziale auch die 
Lex. Rom. Vis., IX. Jh., Ms. lat. quart 150 Berlin (W.Arndt, Schrifttafel16a). 
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Dadurch erinnert unser Bruchstück lebhaft an den ‚Codex Holkha- 
mensis 210 saec. 1X ex. vel X exaratus“ (in Zeumers Ausgabe. MGH 
Leges 11 8.XX: R 3 benannt), und zwar in dessen zweitem Teil. Wir 
haben eine Kompilation von römischen und gotischen Gesetzen 
vor uns. An den Codex Holkhamensis erinnert ferner außer dem Alter, 
dem lombardischen Charakter der Schrift u. a. schon erwähnten Eigen- 
tümlichkeiten die fortlaufende Nummerierung der einzelnen Ge- 
Betze ohne die Einteilung in Bücher, Titel und Eren. Und wie im zweiten 
Teil des Cod. Holkh. die Kapitel nur aus Buch IV, V, VIII, IX, X, XI 
der Lex. Vis. entnonımen sind, dagegen Buch VI und VII mit Ausnahme 
der Kapitel CXVII, CXVIIL, CXX, die aus VI 1, 1, 2 und 4 stammen. 
fehlen, so scheint auch in unserem Bruchstück Buch VI und VII aus- 
gelassen zu sein. Denn während wir den Inhalt von Bl. 1 am besten mit 
dem Inhalte des V. Buches (De Transactionibus) zusammenhalten, ent- 
hält das Bl. 2 Buch VIII 3, 16 bis VIII 4, 6. Die entsprechenden Kapitel 
aus Buch VIII haben im Cod. Holkh. die Nummern CXXXII bis 
CXXXVIIJ, in unserem Bruchstück [CXL])—CXLVD. In diesem wären 
&älso um 8—9 Gesetze mehr eingetragen. Tatsächlich sehen wir auch schon 
beim Vergleich des kurzen erhaltenen Stückes, daß im Cod. Holkh. VITI 
4, 2 fehlt. Und wie im Cod. Holkh. schon das 11. unserer Stelle voraus- 
gehende Kapitel aus dem VI. Buche und vom 15. vorausgehenden Kapitel 
an solche aus dem V. Buche stehen, so wird das 1. erhaltene Kapitel auf 
unserem Bl. 1" an ein Kapitel des V. Buches (De Transactionibus) an- 
geschlossen sein: Eben deshalb und weil das auf Bl. 1” beginnende 
Kapitel die Nr. CXXX[. .?] trägt, das erste auf Bl. 2” jedoch schon 
die Nr. [CXL], fehlen zwischen Bl. 1 und 2 höchstens vier Blätter. die 
mit den unseren zu einer Lage gehört haben müssen. 

Bei der Wiedergabe des Textes sind die Abkürzungen aufgelöst, nur 
dns. beibehalten. Was unsicher zu lesen oder aus dem Zusammenhange 
hergestellt ist, steht in [ ]. Die Majuskeln und die Schreibung des I und 
des verlängerten i (als j gegeben) habe ich beibehalten, das übrige ist 
genau nach der Hs. 

e 

ucl prascinum uel ager uel ortu 

uel mancipia ı[usti]ca uel ea q[ue 

ınembra rerum Inmobiljum [sunt] ...q 

horum aliquid pignoris nomine ...... 

s acciperit prius qu[idem] neque sorte quä 

neque usuras forte stipulat[a] est exigat 

deInde etiam ipsa se cum suis emolumentis uenera- 

bili loco re[stituet] . sed in occasus aduerius 

... . uel aljas administratores uenerabiljum 

ı0 locorum [. . stanti]bus creditor conpetentibus omnia 

enim que diximus et [a]l... muljerum monesteriis uel 

ascol[e]teriis optinere o[pjportet . Aljenus adscrip- 

tum . cuius lib[et] mul[jer se] uinducat neque sciente 


15 


10 


15 


20 


10 
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neque consciente [domino qu)ed si tali casus fuerit 
facere licest dno afltejfra here ....... ca casti- 
gatione siue pP... . per magistrato et copu- 

lata muljere disIungere tale ea nupt[i . . 

ti et nuptie sunt..... . sta est 

... . nupcias Intellefg .# CXXX 


[Qui ale... ma..... In IJud 
1’ 

RE [pa]jrentes facere deb[eant] 
en entes .. 2.2.0. nem 
eine en ent darip...... . 
ee [parent]atis quid .... 
.o... querlitur] quid paren ... ratus est 
ee Babfi acc tate [aliquokl pos[ci] 
meritum fuerit [ut] ad [a .......... Jliq . r ljberos 
ex priore matri[monio] ........... etI.. 
i User [matri]monio 

KR weuewire ne ant 
Da ee An ee pri 
ae GONBIR re dant 
illud .. tium est ...... . . erto 


matrimonü ljberis ....... .uel 
proprüi paltJris ..........ant 
inequal .....2.2.. 2... erit [nus] 
de... . definiri possunt 
apa .al.. 
a ee ee re fundo futu ... 


9r 
exierint ea non ljceat con[pre]hendj quia [si animalia] 
ipsum da[m]num fecerint nescitur ..... cuius sunt atque 
quicumque uicimus [. .... .» Iumen]torum uel pecorum 
extimatlib[ne ........ ] cogatur. CIX]L/ 
Si [labia pecoribus uel aures fr}uctibus suis 
conpr[e]h[enderit inciderit illa] que deformaulit] 
obteneat [et -..... oc c20 000 ] [CXLII) 
[Si quis cabjallum aljum [aut animal de pedica] . ... . 
0... Jep legamfline tJullefrit sine conscientia dni sui] 
unum solidum ei det . et si p[er hanc occasionem periejri[t aljum] 
eiusdem meriti [caballum uel anim]Jal restituat quod 
si eum alu[bi] ambulare [cogerit uel labora]re fecerit 
dno nesciente alj[um] equaf[lis meriti] cum [eo] da[re cJog[atur 


Z. 2 Hs. danu. Z. 7 obteneat! Z. 12 alu[bi]! 


364 Miszellen. 


[si] tamen ipsa aut [altera die cum] dns suos Inuenerit 

ı5 illfe qui] animal a[llje]num p[resumserat pro fure teneatur .] 
quicumg[ue] contra uoluntatfe]s ejlus qui prestitit OX_LIII] 
ANIMAL supra definitiolnem cursu] ho[neribus) 
u[e]l Itinere fatigauerit pro dec[em milis) 
det soljfdum unum] quod [si] minus [(quam] decem milja 

20 fuerit estimatum [Itin}ere uel la[bore] est[imetur] 


Z. 14 suos statt suus, vgl. andere Beispiele für o statt u auf Bl. 2”. 
Z. 18 ul scheint schon gekürzt aus uel. Z. 20 die Lesart estimatum, womit 
der mit quod eingeleitete Satz aufhört, paßt gut zu conpositione auf 
Bl. 2v 2.1. 


2v 
et conpositione damni . nam si dibiljtatis aut 
mortuo fuerit debile sibi habeat . et simile reddat 
pro mortuo uiuo talem extimatione restituat . 
Si quis aljeni coma turpauerit OXLIIII 
s aut cuda curtauerit . eiusde[m] meriti aljum cum eu 
sine dilatione domino restituat — si uero alterom 
qualecumque ani[nı]al curtauerit per singu- 
las capitas singulos triantes reddere conpellant . 
QUI ALIENVM animal aut qua- CXLV 
10 cumque quatrupedes qui astiduu fortasse 
seruato Inuito domino ueste nesciente caB- 
trauerit uel bo[u]Jue . autquenon castrat 
secauerit domino In dupplo cogatur exoluere 
cuj propter Inuid[iam] hoc uidetur Intulisse dispendio. 
ı5 Si quiscumque pasto pa[rtum] eque OXLVI 
pregnantis excuserit pulletrium anniculum 
ille cui fuerat mox reformet CXLVII 
Si quis uacca pregnante auortare fecerit aljenam 
talem aljam cum uitulo riformar[e] cogatur 
20 et illj cui partum excussi[t] ipse accipiat . hec et de 


Z. 1 Conpositione, beachtenswerte Variante neben conpositio L. Vis 
VUI, 4, 2. — Z. 3 uiuo statt vivum, vgl. dazu Z. 5 cum eu! Z. 6 alterom, 
7. 14 dispendio, welche Formen auf vollständige Gleichwertigkeit der aus- 
lautenden u und o deuten. Noch weniger darf das Fehlen des aual -M 
wundernehmen: Z. 2 debile, simile, Z. 5 cuda, Z. 12 bouue, 18 uacca pregnante. 
— 2 4 Hs. aljeni. Z.4. Es fehlt caballi. — Z 5 cuda steht wohl statt spätlat- 
coda. — eiusdem meriti Hs. eıdemefri)ti. — Z. 8 conpellant ist an die Richter 
gerichtet. — Z. 9 ALIENOS, -om oder -vm ist im letzten Buchstaben zusam- 
mengezogen. Die Vorlage hatte vermutlich Unzialschrift. Z. 10 astiduu 
rtatt ad istadium und Z. 11 ueste statt vel sind arge Entstellungen. Z. 12 
bouue gibt vielleicht wieder eine vulgäre Lautgestalt. — Z. 15 pasto, vielleicht 
ist an pastor gedacht. — Z. 17 ille statt illi. — Z. %0 illj statt illam. 


Klagenfurt. Dr. Hermann Menhardt. 
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[Die Fabeln von urältesten Gesetzen der Kymren] wiederholte 
Fl. Petrie (der auch um Altertümer der Kelten verdiente große 
Ägyptolog) in Proceedings of the British Academy 1917/18 [1921] p. 270. 
: Walliser Quellen, zuerst der fabulierende Gottfried von Monmouth 
(hrsg. San Marte p. 228) erwähnen legeos des Königs Dyfnwal Moelmud. 
Dieser regierte um 500.!) Gottfried erfindet, sie lägen, in Latinisierung 
durch Gildas — die auch nur erlogen ist — dem König Alfred vor; 
aber was er dorther anführt, das Asyl der Tempel, Stadt, Straße und 
Pfläge, ist vielmehr Englisches Recht um 1100—1130; s. meine Gesetze 
der Angelsachsen II S. 616. 674. III 8.39. Das Gesetzbuch von Gwyredd 
(1117, ed. Ancient laws of Wales I p. 183), vom späteren Mittelalter, 
rühmt, offenbar Gottfrid folgend!), diesen Dywynwal moel mud als ersten 
Gesetzgeber der Insel; er sei der Sohn des Yarl (bei Gottfrid regis) von 
Cornwall. Obwohl nun Earl als Fürstentitel aus dem Nordischen nicht 
vor dem 10. Jahrhundert nach Britannien gedrungen sein kann, malt 
Petrie einen Gesellschaftszustand Britanniens angeblich aus dem 3. Jahr- 
hundert, der vielleicht hinaufreiche bis zum Zeitalter Moelmuds, als 
welches das 4. oder 7. Jahrhundert vor Chr. überliefert werde. Er 
benutzt die Walliser Triaden?) des späteren Mittelalters, die die 
Kritik für die ersten Jahrhunderte längst abgelehnt hat: u.a. ver- 
zeichnet danach der Gerichtsschreiber die Gerichtsverhandlung; jeder 
Freie hat 5 Äcker, der Gelehrte aber 5 mehr; der Fremde erhält vor 
Gericht einen Advokaten. — Einer ferneren Warnung bedarf es für 
Rechtsgeschichtsforscher nicht. 


Berlin. t F. Liebermann. 


[Zur Teilung des Justizertrags zwisehen Herrscher und Gerichts- 
halter.) Daß von Staatseinnahmen und besonders dem Strafgeld und 
gefronter Fahrhabe dem Beamten ein Anteil zustehe, verfügen mehrere 
germanische Rechte. Oft ist es der Dritte Pfennig (s. meine Gesefze der 
Agsachsen 11 S.355). Ganz anders lautet die Teilung bei Verleihung 
des Blutgerichts durch den Normannenherzog Gottfried an seinen Erb- 
marschall für Rouen von 1144/7. Die Worte der Urkunde, die Haskins, 
Norman institutions (Cambr. [Mass.) 1918; früher in Engl. histor. rev. 
1912 p. 442) p. 153 entdeckt hat, lauten: Concessi Henrico le mareschal 
servienli meo sergenleriam de bagnileuca Rothomagensi (das Lehn landes- 
fürstlichen Amts über die Bannmeile von Rouen) . . . et omnia alıa 
ad placitum spale perlinencia ..... Henricus le mareschal et eius here- 
des habeant omnes robas taelatas omniaque superleclillia et omnia vasa, 
nisi fuerint argentes el aurala, et carnes baconum, nisi bacones fuerint 
integri, et dolium, nisi plenum sit vins, videlicel eorum ei eurum que membra 
sua forefacient; et de domibus que cremabuntur forefactura[m?)] eidem 


1) J.E. Lloyd, Hist. of Wales p. 818, kritisch und für die Verfassung 
des frühen Mittelalters maßgebend. 


2) Lloyd p. 122. 3) -ra que Haskins nach Hs. 14. Jhs. 
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Henricus el eius heredes habeant tanlum, quanium poleruni sursum per- 
culere de moura spale Sue, ei eques (I) fwerint, ignem deffendendo. Der Herr- 
scher behält sich also aus der eingezogenen Fahrhabe des Friedlosen vor 
die Gefäße aus Edelmetall, das der Germane auch sonst in Strafrecht und 
Schatzfund (s. mein Glossar II S.635 n.2; Lehmann, Altnord. Kriegs- 
recht 8. 22) bevorzugt, ferner das noch nicht zum Gewande geschnittene 
Tuch, den unangeschnittenen Schinken und das unangestochene Weinfaß, 
also drei Waren mit demselben Kriterium der vollständigen Ganzheit 
des Einzelstückes. — Vom Materiale des der Wüstung (s. d. II S. 741 
und aus Stadtrecht Britanniens Bateson, Borough customs II p. 38) 
geweihten Verbrecherhauses [aus Holz] mag der Belehnte behalten, soviel 
er nach begonnener Verbrennung mit der Schwertklinge vom Pferde 
herab abhauen kann. 
Berlin. + F. Lieberınann. 


[Über Eigenleute und Eigenleutetellungen in Tirol.] Die soziale 
Schichtung der Bevölkerung und die mit ihr in engstem Zusanımenhange 
stehenden ständerechtlichen Probleme erweckten seit langen Jahren 
gerade auch für Tirol das besondere Interesse der Forschung. Ich 
denke an die älteren zusammenfassenden Werke von A. Jäger und 
J. Egger, an die ausgezeichneten Einzelforschungen von O. v. Zal- 
linger, H. v. Voltelini, H. Wopfner, O. Stolzu. a. Bei der vielfach 
schweren Erreichbarkeit des Materials und der Unzulänglichkeit so 
mancher Quellenausgaben war dies keine leichte Aufgabe. Leider ver- 
missen wir selbst für die ältere Zeit für Tirol noch immer ein Urkunden- 
buch, wie es Nachbarländer längst schon besitzen. 

Zu den interessantesten einschlägigen Fragen gehört zweifellos der 
allmähliche Aufstieg der Unfreien.!) Wir sehen auch in Tirol an der Bil- 
dung des Adels nicht nur freie, sondern auch unfreie Elemente beteiligt. 
Zu letzteren gehörten die Ministerialen —- unter ihnen freilich manches 
früher freie Adelsgeschlecht — und die große Zahl einschildiger Ritter, 
die im Dienste verschiedener Herren, nicht zuletzt auch in jenem von 
Ministerialen standen. Ministerialen hatten die Bischöfe von Brixen, 
Chur und Trient sowie einzelne Klöster, verschiedene Grafen, unter ihnen 
der werdende Landesfürst, im 11. und 12. Jahrhundert aber auch noch 
einzelne freiedle Geschlechter ohne Grafentitel (Tarasp, Egna)?). Die Un- 


!) Vgl. auch die zusammmenfassenden Bemerkungen bei E. Werunsky, 
Österr. Reichs- und Rechtsgeschichte 649ff. 

2) K. Fajkmajer, Die Ministerialen des Hochstiftes Brixen in Zeit- 
schrift des Ferdinandeums (FZ) 52 (1908), 134ff. — Ulrich IV. von Tarasp, 
der Stifter von Marienberg, schenkte 1160 die „‚nobiliores quoque ministeria- 
lium suorum cum omni posteritate et prediis eorum‘“‘ an das Hochstift Chur, 
„reliquos vero, scilicet humiliores de familia sua et quidquid habere visi sunt”, 
an das Stift Marienberg. Goswins Chronik dieses Stiftes, herausg. von 
B. Schwitzer in Tirolische Geschichtsquellen II. 50ff. und 63ff. Vgl. We- 
runsky a.a.0. 665 und schon A. Jäger, Geschichte der landständischen 
Verfassung Tirols I (1881) 429° und 4581. 
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freiheit, die persönliche, einseitig nicht lösbare Gebundenheit an einen 
Herrn, zeigt sich auch hierzulande für die Ministerialen in dem Rechte 
des Herrn, die Herrschaft über sie unter Wahrung ihres Standesrechtes 
auf andere zu übertragen!), und — von anderen Äußerungen abgesehen — 
im Ehe- und Erbrecht. Hierfür ergeben gerade unsere Quellen aus einer 
verhältnismäßig noch späten Zeit interessante Belege, die oft schon 
herangezogen wurden. Die Verheiratung innerhalb des Kreises ihrer Herr- 
schaft und mit freien Frauen war ihnen freigegeben.?) Dagegen bedurften 
sie bei Ehen mit Ministerialen oder Tieferstehenden fremder Herren, 
Ministerialinnen auch zur Verheiratung mit freien Männern — zwar 
nicht für die Giltigkeit der Ehe — der Erlaubnis oder doch nachträglichen 
Genehmigung des Herrn.?) Bei Standesgleichheit fielen die Kinder zu 
gleichen Anteilen beiden Herren zu. Bei ungleicher Ehe folgten sie auch 
in Tirol im allgemeinen der ärgeren Hand.*) Um die Schwierigkeiten und 


ı) Hierfür zahlreiche Belege für Brixen in den Acta Tirolensia (ATir.), I. 
(1886 hgg. von O. Redlich) vom späteren 11. Jahrh. an, z. B. Nr, 240, 288, 
431, 458, 496, 501, 512, 530, 531, 537, 538, 540, 541. Eines der ältesten 
Beispiele ist die Tradition, welche die Gattin des Edlen Pernhart an das Hoch- 
stift vornahm, ebd. 288: quosdam ministeriales ac servos suos . . cum filiis 
prediis mancipiisque suis etc. Noch der Spruchbrief H. Ludwigs U. von Baiern 
zwischen dem Grafen Gebhard von Hirschberg und den Brüdern Meinhard 
und Albert Grafen von Görz-Tirol (1263, Januar 14.) betrachtet auch die 
Ministerialen als Teil des Herrschaftsbesitzes: castra...... cum suis pertinentiis 
etcommoditatibus..., iuribus, distrietibus, villis, possessionibus, ministerialibus 
et ceteris hominibus et rebus aliis ... ., castrum cum suis attinentiis bona, 
villae, possessiones, districtus, iura, ministeriales et ceteri homines ac res 
aliae... Er enthält Anordnungen über die ‚„‚ministeriales et ceteri homines, 
cuiuscumque conditionis existant vel quocumque nomine censeantur‘, 
wie sie nur über Unfreie getroffen werden konnten. Nicht weniger gilt dies 
von dem Teilungsvertrage beider Brüder 1271, März 4. Schloß Tirol. Vgl. 
Hormayr, Geschichte "Tirols I/2 (1808) 381ff., Fontes rer. Austriac. (FRA) 
II Abt. I. 121 und O. Stolz in Schlernschriften IX. Ottenthal-Festschrift, 
(OF) 425. — Vgl. auch Luschin, Handbuch der österr. Reichsgeschichte? 
(1914) 33519, 

2) Urk. 1150, März 11. Marienberg: Abt Albert und sein Konvent bessern 
die Rechtsstellung ihrer Unfreien Vitalis und Chuno de Stanutz (Stanz) und 
verleihen ihnen das Churer Ministerialenrecht. Diese Begünstigung wird hin- 
fällig, wenn einer von ihnen „extra clientelam claustri nostri vel extra liber- 
tatem‘“ eine Ehe schließt. Dem Abt steht es dann frei ihn zur früheren Un- 
freiheit zu zwingen oder ihm das Recht zu bestimmen, nach dem er in Hin- 
kunft zu leben hat. Goswins Chronik a. a. O. 68ff. und viele andere Beispiele, 
z. B. bei Jäger a. a. O. 440° und 528. 

3) Fallweise werden solche Ehen verboten. Vgl. Jäger I. 440°, 4418, 
44841. — Eine Erlaubnis erhellt z. B. aus dem.Schreiben des Bischofs von 
Trient an jenen von Freising (1170) FRA XXXI. 112. Bei Ministerialen wird 
auch die Zustimmung ihrer Standesgenossen (,„consensu nostro et ministe- 
rialium ecclesiae nostrae‘‘) erwähnt. Nachträgliche Zustimmung z.B. 1232 (?) 
FRA XXXtT. 131. 

*) Vgl. das vom Bischof Friedrich von Trient auf dem Reichstag zu 
Augsburg erwirkte Fürstenweistum, MG. Const, et Acta Il. 35. — Die Erb- 
tochter Sophia aus der Ehe des reichen, söhnelosen Ministerialen des Bischofs 
von Brixen, Hugo von Velturns, mit einer Gräfin von Eppan bedurfte, um 
ihrem Bräutigam Adalbero, Vogt von Matsch, ebenbürtig zu werden, der 
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Zwistigkeiten zu vermeiden, die solche Gemeinschaftsverhältnisse in 
Fragen der persönlichen Zugehörigkeit und des Vermögens mit sich 
führten, kam es fallweise zum Austausch!) von Ministerialen oder zur 
Aufteilung der Kinder und des ihnen zufallenden Erbes.?) Alsbald aber 
gaben wie andernorts auch hier einzelne Herren durch Verträge?) gegen- 
seitig die Wechselheiraten unter ihren Dienstmannen ein für allemal 
frei und bestimmten, wie dann Kinder und Erbe geteilt werden sollten‘) 
Es sind dies daher, entsprechend der Unfreiheit der Ministerialen, ge- 
wissermaßen ‚„Eigenleuteteilungen‘‘. So sagt z. B. der Vertrag zwischen 
Brixen und dem Grafen Albert von Tirol (1227), es sollen aus Wechzel 
heiraten ‚‚heredes et pueri‘‘ zwischen beiden Herren ‚„‚communiter et sine 
contentione‘‘ derart geteilt werden, daß ohne Rücksicht auf das G« 
schlecht die Hälfte von ihnen der Kirche, die andere dem Grafen zufällt 
und die Nachkommen beiderlei Geschlechts „hinc inde ab utraque paite 
generata percipiat utramque portionem hereditatis aequalem‘‘. Aurh 
nach dem Übereinkommen von 1241 sollte es zu Teilungen kommen, 
wobei dieser Vertrag noch die Klausel aufnahm, daß, wenn ein Teil den 
andern ersuchen würde, mit ihm die Teilung vorzunehmen, dieser hierzu 
hinnen Monatsfrist verpflichtet sei. Der große Teilungsvertrag zwischen 
<len Brüdern Meinhard und Albert von Görz-Tirol (1271) regelte u. a. auch 
in besonderer Art den Fall, daß zwei Ministerialen, die Meinhard zuge- 


Erhebung in den Stand der Freien. Ihr Dienstberr, Bischof Bruno, erteilte 
sie („ex nobili matre natam dedimus libertati et ipsam nunc liberam pronun- 
tiamus‘‘), knüpfte aber hieran besondere Bestimmungen wegen des Stand 
und der Zugehörigkeit der Kinder. Das erstgeborene Kind (puer primus 
sollte frei sein, die weiteren beiderlei Geschlechts jedoch „pro media parte 
ct iusta divisione ad ecclesiam Brixinensem pertineant omni iure, quo ceteri 
fideles et ministeriales ad eam pertinere dinoscuntur“. Mithin sollten sie der 
Reihe nach Freie oder Brixner Ministerialen sein. Ladurner FZ 16. 57 un! 
Jäger I. 438°, 

1) Z.B. ATir I Nr. 458 und 531. Andere Stellen bei Jäger I 42. 

%) ATir. I Nr. 530 (1189— 1196) mit dem Rechte der Vorwahl für den 
Bischof von Brixen, ferner Nr. 531 (1189—1196), außerdem Jäger L 4#. 
Ein Beispiel der Entscheidung durch das Los, allerdings für mancipia (1233: 
ATir. I Nr. 567. 

®) Urkk. von 1227 und 1241 (Hormayr, Krit. dipl. Beiträge zur Ge 
schichte Tirols II. 195ffl. 327ff.),, dann von 1263 und von 1271 S. 367! 
ferner Jäger I 446ff., Fajkmajer 173ff. und Werunsky 669 ff. — Ve 
ferner den Vertrag des Grafen Albert von Görz mit dem Bischof von Freisins 
{1275, April 17. Lienz) FRA 31. 330, sowie jenen zwischen Brixen und N\Neu- 
stift (1275, Februar 13.) hier mit Ausschluß der Ministerialen ebd. 34. 135. — 
Ganz allgemein gefaßt ist der von O. Stolz (OF 428) erwähnte Teilunzs- 
vertrag der Brüder Meinhard und Albert von 1290 (nicht 1294), August 24 
Innsbruck. 

*) Für andere Gebiete Österreichs vgl. Luschin a. a. ©. 334 und schon 
H. Siegel in Wr. SB. phil. hist. KL. 102. 277ff. Zahlreiche Beispiele in FRA 
XXXI. und XXXV. usw. — Ein spätes Zeugnis, das noch an die Unfreihei: 
der Ministerialen erinnert, erwähnt Luschin a.a. O.: Herzog Albrecht U. 
von Österreich verzichtet zugunsten des Bischofs Heinrich von Salzbur 
auf Jie „eigenschaft‘‘, die er an einer Tochter des Ministerialengeschlechts 
der Starhemberger hatte (1342). 
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sprochen wurden, Kinder hätten. Diese Kinder beiderlei Geschlechts 
sollen zu gleichen Teilen auf die Brüder verteilt werden. Wenn jeder 
oder einer von ihnen aber nur einen Sohn hätte, so gehört er nach Tirol, 
soll aber verpflichtet sein, sich die Gattin aus den Ministerislen des Grafen 
Albert von Görz zu nehmen, worauf die Kinder aus dieser Ehe wieder 
gleichmäßig verteilt werden. Für die übrigen Ministerialen beider Grafen 
wurde die Wechselheirat gestattet mit gleicher Teilung der Kinder. Solche 
Verträge und einseitige Gebote betrafen aber neben den Ministerialen 
vielfach auch die einschildige Ritterschaft und selbst unedle Eigenleute.!) 
Ein voller Beweis, wie sehr selbst die Dienstmannen damals von ihren 
Herren noch als unfreie Leute betrachtet und behandelt waren. Nur 
wurden sie, ihrer sozialen Stellung entsprechend, wiederholt geson- 
dert erwähnt, während alle Übrigen in der allgemeinen Fassung ‚‚homi- 
nes cuiuscumque conditionis‘‘ aufgingen. 

Ein Aufstieg der Einschildigen zeigt sich auch in Tirol vorerst 
beijenen, die einen Bischof oder den Landesfürsten ihren Herrn nannten.?) 
Die soziale und namentlich die rechtliche Lage der anderen, die Eigen- 
leute eines Privaten waren, blieb dagegen, obwohl auch sie zum Ritter- 
stande zählten und dessen Vorrechte genossen, noch lange Zeit eine sehr 
bescheidene. Nicht unerwähnt sci daher, daß eine Aufzeichnung aus dem 
Ende des 13. Jahrhunderts für das freiedle Geschlecht der Herren 
von Wanga?°) die Eigenleute des Mathias von W. in der Art namhaft 
macht, daß es sie in „‚nobiles proprii’‘ und „homines ignobiles proprii“ 
scheidet. Dagegen betrifft der Teilungsvertrag, den Herzog Otto von 
Kärnten-Tirol durch Vollmachtträger mit Egno Vogt von Matsch und 
dessen Gattin Clara am 23. November 1309 auf der Zenoburg bei Meran 
schloß, nur „personae nobiles‘‘, die im Miteigentum der Kontraher:ten 
standen. Einige von ihnen werden namentlich genannt.*) 


1) ZB. Urkk. 1227, 1263, 1271, 1275 usw. oben 8. 368%. Vgl. auch FRA 
XXXV 40, Urk. 1307 Juli 8: Bischof E. von Freising verspricht auf Bitten 
des Propstes B. von Innichen für sich und seine Nachfolger, daß wenn Fried- 
rich von Tessenberg (conditione servili pertinens ecclesiae Inticensi) sich seine 
Frau aus der „Familia‘‘ der bischöflichen Kirche nehme, die Kinder dieser 
Ehe gleichmäßig geteilt werden sollen. Vgl. dort auch 1313 (71) und 1287 
(X XXI 434). j u 

8) H.v. Voltelini im Archiv f. öst. Gesch. (AOG) 94. 418ff., O. Stolz 
ebd. 102. 131. und Werunsky 675 und 686. 

3) Pgt. Bl. im Staats- (jetzt Landesregierungs-) Archiv Innsbruck 
(StAJ), Schatzarchiv II. 5%. Über diese Familie und deren Zinsverzeichnis 
aus Bozen (1300) vgl. L. Santifaller in OF. 143fl. 

%) Orig. Pgt. Notariatsinstrument, ebd. I. 8706. Vgl. Ladurner FZ. 16. 
83ff. und O. Stolz, Beiträge zur Geschichte des Unterengadins aus Tiroler 
Archiven (1924) im Jahresbericht der hist. ant. Gesellschaft von Graubünden 
LHIL 521° (UE). — Eine Zusammenfassung ‚edler und unedler‘‘ Leute eines 
Herrn begegnet wiederholt in Urkunden. So heißt es in der Aufzeichnung 
von 1162 oder 1163, Ulrich von Tarasp habe seinem Neffen Gebhard nicht 
nur alle „‚predia militibus beneficiata‘‘ sondern auch ‚„‚omnes homines suos 
nobiles et ignobiles infra Telles (d. i. Töll bei Meran) degentes‘‘ geschenkt 
Goswin 65, Zierler in Forsch. und Mitteil. zur Gesch. von Tirol und 
Vorarlberg (FM) VI 45). Aber auch ohne Bezug auf den eigenen Herrn finden 
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Von den nichtritterlichen Eigenleuten, die in den Quellen lange 
als „servi‘‘ oder „mancipia‘‘ bezeichnet wurden, waren jene, die ihre 
Herren auf einem Gut angesiedelt hatten, schen im 12. und 13. Jahr- 
hundert in Tirol im allgemeinen mit den Grundhörigen der Grundherr- 
schaft zueinereinheitlichen Klasse „unfreier‘Zinsleute verschmolsen. 
Diese Ansiedlung bedeutete für sie und ihre Familie gewissermaßen eine 
Freilassung zu minderen: Rechte.!) Ihre anfangs prekäre Rechtsstellung, 
dann aber ihre zunächst auf den Gütern des Landesfürsten, im Verlaufe 
auch auf jenen der Kirche und der Adeligen verfolgbare Annäherung an 
die freien Zinsleute (Bauleute), schließlich den Wegfall dieser Leibeigen- 
schaft hat zuerst H. Wopfner?) klar erkannt. Mit Recht betont er, daß 
die Zeitgenossen irrigerweise diese persönliche Abhängigkeit für alk, 
anscheinend ohne Leibhörigkeit von Grundhörigkeit zu unterscheiden, 
als „Eigenschaft“, als „Leibeigenschaft‘‘, sie selbst als Eigenleute?) be 


sich Jiese Ausdrücke: in einer Urkunde für Marienberg (1164) „‚notum facimus 
huius terrae baronibus, tam militibus quam ignobilibus, tamclericisquamlaicis“ 
(Thommen, Urkunden zur Schweizer Geschichte aus österr. Archiven L 14) 
oder in der von Stolz wiederholt herangezogenen Neustifter Urkunde (1230) 
„simulque tota communitate praememorati montis, divitum, paupenum, 
nobilium et ignobilium, militum, rusticorum omnimodum assensum praebente" 
(FRA 34. 96) u. a. m. sowie späterhin fortlaufend in zahlreichen tirolischen 
Urkunden und Weistümern. Vgl. meinen Beitrag zur OF 313ff. und Stolz 
ebd. 432ff. — In Innerösterreich wurden die Ausdrücke ‚‚proprius‘‘ oder 
„aigenmann‘‘ technische Bezeichnung der einschildigen Ritter, die sich 
hier schärfer von der bäuerlichen Bevölkerung abheben, als es in Tirol der 
Fall ist. Sie nennt das steiermärkische Landrecht geradezu „Eigenleute”. 
Vgl. die bei Luschin a.a. ©. 33519, 33717 und 35914 erwähnten Arbeiten 
O.v. Zallingers. 


ı) Dann durfte der Herr ihren Nachlaß nicht mehr einziehen, sondern 
mußte sich mit Buteil oder der noch milderen Abgabe des Besthauptes be- 
gnügen. Die Erwähnung dieser Abgaben auch in Tiroler Quellen zeigt, wıe 
fortschreitend zuerst die unfreien Zinsleute, dann auch die unbehausten 
Leibeivenen die rechtliche Stellung der Hörigen erlangten. Die Kolonen der 
Abtei Sonnenburg erwirkten erst 1209 die Befreiung von der Abgabe des 
Buteile und hatten fortan nur ein Besthaupt zu entrichten, wie es damals 
bereits im Lande Übung war (,„totius provinciae consuetudo‘‘, „‚provinciale 
ius et consuetudo‘‘; „ut iure provinciae utantur‘‘). Vgl. Hormayr, Beiträgell. 
168ff., Jäger I. 363 und Wopfner, Beiträge zur Geschichte der freien 
bäuerlichen Erbleihe Deutschtirols im MA (1903) 70 und 82, endlich \Wwe- 
runsky 692. 

2) A.a. O. B9ff. und die Lage Tirols zu Ausgang des Mittelalters (1908) 
71. — Vgl. auch schon A. Tille, Die bäuerliche Wirtschaftsverfassung des 
Vinschgaus usw. (1895) 42ff. und jetzt Stolz AÖG 102. 134 ff. und UE 56f- 

3) So das Matscher Urbar von ca. 1370 und die Liste der Eigenleut® 
des Stiftes Marienberg von 1392 (Stolz UE 51). Dagegen betrifft das nament- 
liche Verzeichnis der landesfürstlichen Eigenleute Tirols, das 1427 gleichzeitig 
mit der Feuerstättenzählung verfaßt wurde und mit dieser in Cod. 12 des 
StAJ niedergelegt ist, nach den Forschungen von O. Stolz (AÖG 102. 136 
und UE56) nicht nur Eigenleute in dem späteren weiteren Sinne, sondern auch 
freie Bauleute, mithin im ganzen Herrschaftsleute, Die Ausdrucksweise selbst 
war cben schon eine schwankende geworden. Als ein Teilregister hierzu 8° 
sich Cod. 472 des Wiener Staatsarchivs dar: „Eigenleute im Engendein, 
Glurns, Nauders 1400, Cur 1350“, dessen Wortlaut F. Jecklin 1922 in seine! 
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zeichneten. Sie war aber nur geminderte Freiheit, als deren vorzügliche 
Merkmale vorerst Schollenpflichtigkeit, Leibzins, Todfallabgabe und 
Ehebeschränkung erschienen, bis letztere schließlich das besondere Kenn- 
zeichen dieser Klasse ausmachte. Schon auf dem Landtage von 1525 
konnten die Adeligen bemerken, daß nur mehr drei Geschlechter (Thun, 
Trapp und Schrofenstein) über solche „Leibeigene‘‘ verfügten.!) Die 
grundbesitzlosen Unfreien aber hatten vorerst noch eine viel schlech- 
tere soziale und rechtliche Stellung. Sie waren Leibeigene, standen im 
Eigentum ihres Herrn und verrichteten zumeist niedrige Dienste im 
Hause und auf den Herrenhöfen. Sie begegnen auch in Tirol vielfach im 
Dienste unfreier Zinsleute und als Zubehör von Grundstücken. Ihre 
Reihen lichteten sich aber aus verschiedenen Gründen (Freilassung, 
Ansiedlung auf Zinsgütern, Aufnahme in die Burgmannen und Ein- 
schildigen, Abwanderung namentlich in die Städte und als Lohnarbeiter 
usw.). Der Rest kam schließlich in seiner persönlichen Rechtsstellung 
den sogenannten unfreien Zinsleuten gleich. 

Ehebeschränkungen kennen für diese Klassen von Bauern noch 
späte Quglien des mittelalterlichen Tirol.?) Vor allem trachteten die 
Grundherren — ähnlich wie wir dies für die ritterlichen Leute hörten — 
aus persönlichen und vermögensrechtlichen Interessen eine Entfrem- 
dung der Kinder zu verhindern. Soweit daher nicht Verträge?) wechsel- 
weise die Ehe freigaben, waren sie zur Heirat außerhalb der Hofgenossen- 
schaft zumeist an die Erlaubnie ihrer Herren gebunden. Die Übertretung 
dieser Vorschriften machte die Ehe nicht ungiltig*), löste aber vielfach 
eine Strafe aus.®) Doch findet sich auch hie und da bei uns der Grundsatz, 


Arbeit „Land und Leute des Unterengadins und Vinschgau’s im 14. Jahr- 
hundert‘ abdruckte, aber zu früh ansetzte. — Cod. 12 wurde schon von Tille 
35?% und Wopfner Lage 731 herangezogen. Ä 

1) Wopfner Lage 74, ferner Voltelini a.a.O. 424ff. 43lff. — Als 
man 1523 die Freiheiten und Rechte des Gerichtes Laudegg überprüfte, 
konnte die Regierungsabordnung vorschlagen, den Artikel der älteren Fassung 
über das Verbot von Heiraten zwischen Freien und Eigenleuten wegzulassen. 
Damals setzt überhaupt eine umfassende „Freimachung der landesfürstlichen 
Eigenleute‘ ein. Vorher findet sich noch für 1472—74 eine direkte Freilassung 
solcher Eigenleute. Tille 46, Kogler im AÖG 90. 491, Stolz AÖG 102. 137 ff. 

2) Wopfner Lage 71*. — Für die österreichischen Alpenländer über- 
haupt auch Hasenöhrl in AÖG 97. 152ff. 

3) Wie oben S. 368° erwähnt. Vgl. noch die Urkk. von 1234 und 1243 in 
den Archivberichten aus Tirol UI. Nr. 1125, 1618 und 1519 und die von Jäger 
1 445° erwähnte Schenkungsurkunde des Pfalzgrafen Rudolf für das Stift 
Georgenberg im Unterinntale (1315). Sie gestattet Wechselheirat und bestimmt 
die Aufteilung der Kinder in der Art, daß der Erstgeborene jeweils dem 
Schenker bzw. dessen Erben zufällt und erst die übrigen geteilt werden. 

+) Hasenöhrl 1555 weist auf c. 1 X. 4. 9 hin, eine Dekretale P. Hadrians 
IV. an den Erzbischof Eberhard von Salzburg. 

5) Jäger 1520; Tille 47; Stolz AÖG 102. 134; Werunsky 692. Ferner 
Tirol. Weistümer I. 14119, 20918, 2547; II. 316°! usw. Bis 1471 wurde eine 
tirolische Herrschaftsfrau, die einen Churer Gotteshausmann heiratete, hart 
gestıaft, weil dort die ehelichen Kinder dem Vater folgten. Der Vertrag von 
1471 änderte dies. Vgl. Brandis, Geschichte der tirolischen Landeshaupt- 
leute (1850) 264. is 


372 Miszellen. 


daß die ehelichen Nachkommen stets dem Vater folgen.!) Sonst aber ge 
hörten die Kinder solcher Mischehen den Herren ihrer Eltern zu gleichen 
Anteilen. Heirateten sie dann untereinander, so ergaben sich Viertel 
anteile an der weiteren Deszendenz.?) Wir finden auch Miteigentum ru 
Dritteln, Sechsteln usw. Die Übersicht über derartige Gemeinschaftsver- 
hältnisse war schwer zu behaupten, Streit und Hader erwuchsen daraus. 
So bürgerte sich — wie für die ritterlichen Unfreien — eine vertrags- 
mäßige Lösung dieser Anteilsrechte nach der Richtung aus, daß die 
Herren sich die Nachkommen aus solchen Mischehen, wo dies nicht all 
gemein festgelegt war, im einzelnen Falle aber unter Beachtung gewiss! 
Grundsätze gegenseitig zu Alleinrecht überließen. Stolz gebraucht 
hierfür den richtigen Ausdruck: Eigenleuteteilungen. Beso 

lehrreich ist diesfalls die Anweisung, die Herzog Heinrich von Kärnten 
Tirol einer Kommission behufs Vornahme einer solchen einverständlichen 
Teilung mit dem Bischof von Chur, den Vögten von Matsch und anderen 
Herren gab.?) Sie sollten hierbei nach der Gewohnheit, als es Herkommen 
ist, vorgehen. Nur für Ehen, die Eigenleute des anderen Teiles mit 
seinen Freileuten geschlossen hatten, was nicht nur sein Vater Mein- 
hard II. und sein Bruder Otto, sondern auch er selbst oft verboten haben, 
wurden besondere Anordnungen getroffen.t) Einschlägige® Material liegt 
im Wiener Staatsarchiv®), im St.A.J. und inso manchem anderen Archiv.) 


1) Außerdem Tir. Weist. IL 316%, III. 341. . 

2) Hierzu jetzt vor allem Stolz UE 5lfl. — Ein interessantes Beispiel 
bietet der Kaufvertrag von 1239 zwischen Schwiker von Reichenberg un 
Graf Alber* von Tirol um das Schloß Tarasp mit anderen Besitzungen gr 
Unterengadin. Von 38 Ehen gehörten nur der Mann oder die Frau, von ® 
weiteren Personen ein, zwei, drei oder vier Viertel dem Verkäufer. (Thommen 
I. 33.) Dieser Verkäufer spricht von „homines su08 proprios et feodale - 
O. Stolz sieht in diesen homines feudales „Lehenleute oder Hörige‘, ın den 
proprii „Eigenleute‘“‘. Ich glaube, daß es sich um Unfreie handelte, die ihm" 
Lehen oder Eigen gehörten. Wurden doch Unfreie wiederholt zu Lehen 2° 
geben, man denke an eine Burg mit ihren unfreien Mannen, an Lehenbeat: 
mit bäuerlichen Eigenleuten und Hörigen. Die Urkunde selbst erwähnt I" 
der Folge als weiteres Kaufobjekt „‚bona sus allodia et feodalie‘‘ und spricht 
von „supradictas tam in hominibus quam possessionibus aliis quaesitis vol In 
quirendis“. — Sehr interessantes Material enthält das Eigenleuteverzeicb- 
nis von ca. 1250, das F. Huter, anschließend an seine auch rechtsgeschicht- 
lich wertvolle Studie: Die Herren von Schnals, in OF 282 fl. abdruckt- 

3) Thommen I, 103 aus Codex 287 BtAJ (Raitbuch der tirolisch®t 
Kammer für die Jahre 1331 —1341). 

%) Über ein Sonderrecht in Kärnten vgl. Hasenöhrl a. a. 0. 157. 

s) Aus Böhm, Handschriften des Haus-, Hof- und Stastasrchit" 
entnehme ich Cod. 383 fol. 5la: Isti sunt homines dividendi inter domUf 
duces Karinthiae et episcopum Curiensem et advocatos de (Tiroler 
Kanzleibuch 1303— 19), ferner Cod. 396 und 397: Tirolisches Teilbuob, ©18° 
Leute an der Etsch betreffend. 19 

e) Stolz AÖG 102. 134, hierzu aus dem Vinschgau Cod. 37, 
(ca. 1320) und Schatzarchiv I 8772 (14. Jahrh.) u. a. Ein frühes Beispiel Ti 
dem freisingischen Gebiet in Krain bietet dis Urk. 1286, August 24 F 
XXXI. 433: Bischof E. von Freising und Graf F. von Ortenburg erk#l” 
es sei alte, steta beobachtete Gewohnheit, daß bei Eheschließungen zwische 
„homines‘‘ der Freisinger Kirche in Lack mit solchen des Grafen die Kin 
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Hoffentlich wird ihm bald eine erschöpfende Bearbeitung zuteil, welche 
auf breiter Grundlage noch so manche offene Frage der stände- 
rechtlichen Entwicklung löst. Ich selbst wollte nur einige Gesichts- 
punkte erwähnen, die sich mir beim Studium der Quellen ergaben. 

Über eine solche Aufzeichnung darf noch in dieser Miszelle kurz 
berichtet werden. Sie findet sich als einzige leider unvollständige Ein- 
tragung in einem Band der alten landesfürstlich-tirolischen Kanzlei, 
der als Codex 544 im Wiener Haus-, Hof- und Staatsarchiv verwahrt war, 
bis er, außerhalb des für die Auslieferung österreichischer Archivalien 
aufgestellten Provenienzprinzipe, 1919 an Italien abgegeben wurde. 
Heute liegt er im italienischen Staatsarchiv zu Bozen. L. Santifaller 
veröffentlichte den Text 1924 im Archivio Veneto-Tridentino (V 181—192) 
unter dem Titel: ‚‚Un elenco di servi del conte di Tirolo dell’ anno 1340“. 
Er fügt eine genaue Beschreibung der Hs. mit Angaben über den Schrift- 
charakter bei, bestimmt die darin vorkommenden Örtlichkeiten, geht 
aber auf den Inhalt der Aufzeichnung nicht ein. Wie F. Huter in einer 
kritischen Anzeige!) dieses Aufsatzes mit Recht hervorhob, handelt es 
sich hierbei nicht um ein Eigenleuteverzeichnis, sondern wir haben ein 
Teilungsprotokoll vor uns für Leute, welche im Miteigentum des 
Landesfürsten (Johann Heinrich, Gemahl der Margaretha Maultasch) und 
tirolischer Landherren, nämlich des Hofmeisters (Heinrich von Rotten- 
burg), des Konrad Trautson und der Brunnenbergerin®) standen. Es 
sind z. T. recht zahlreiche Familien behauster und unbehauster Eigen- 
leute aus der Gegend von Meran.?) Die Kommission tagte zuerst anı 
29. März 1340 in Meran) selbst, dann am 1. April im Passeier. Huter 
weist darauf hin, daß nach einer Eintragung in einem Tiroler Kodex 
(Nr. 29) des Münchner Reichsarchivs im Frühjahr 1340 „Heinrich von 
Annaberg und andere vom Landesfürsten bestellte Teiler (divisores) im 
Untervinschgau ebenfalls bei Eigenleuteteilungen ihres Amtes walteten‘“. 
Heinrich von Annenberg, eine zeitlang Burggraf von Tirol, erhielt schon 
1305—1306 vom damaligen Landesfürsten Heinrich von Kärnten-Tirol 
im Verein mit Heinrich von Hirschberg einen solchen Auftrag. Die 
Teilung von 1340 beachtete nicht das Geschlecht und zählte nur die schon 
oder noch lebenden Personen: Erwachsene und eheliche wie uneheliche 
Kinder (chebschint).*) Einzelne Personen wurden jedoch in die Teilung 


zwischen beiden Herren geteilt würden. Als nun eine solche Teilung „ex ho- 
minibus domini utriusque‘ erfolgte, fielen dem Bischof die in der Urkunde 
(jenannten zu. 


1) Der Schlern (1924) 396. 2) E.v. Ried in FZ 53. 129ff. 

3) Staben bei Schlanders, Marling, Schloß Tirol, Passeier. 

*) „Actum in casana Merani“ (so vermutlich statt casaria), mithirr 
in der Meraner Leihbank. Vgl. hierüber Voltelini in den Beiträgen zur 
Rechtsgeschichte Tirols (1904) 28ff. — Über die Person:n vgl. auch Heu- 
berger in FM XI. 126fl. 

$) Das Protokoll spricht von „frutigen chint“. KFruetig = munter, 
lebhaft, tüchtig, ausrichtsam nach Schmeller, Bayerisches Wörterbuch I. 
83} und Schöpf, Tirolisches Idiotikon 156. — Wiederholt heißt es, daß Kinder, 
welche die Eheleute erst gewinnen werden, später zu teilen sind Die Ehe- 
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nicht einbezogen, sondern als ‚Voraus‘ eines der Herren bezeichnet, ohne 
daß hierfür Gründe ersichtlich gemacht wären.!) Wo der Landesfürst mit 
einem seiner Großen teilte, hatte er, wie einige Stellen besagen, ein Vor- 
recht auf das erste oder einzige Kind, die Gegenseite erhielt erst das 
zweite.®) Bei ungerader Zahl fiel das letzte wieder dem Landesherrn 
zu.?) Es geschah dies, was ausdrücklich betont wird, nach des Thales 
Gewohnheit, nach des 'Thales Recht. Wie anderwärts hatte sich in 
solchen und ähnlichen Fragen auch hier ein Gewohnheitsrecht gebildet.‘) 


Innsbruck. A. Wretschko. 


[Zur Erteilung der Ritterwürde dureh den Kalser im 16. Jahr- 
hundert.] Den Bildwerken, die W. Erben in seiner 1918 erschienenen 
Studie „Schwertleite und Ritterschlag‘ für die Beförderung zum Ritter 
aufzählt®), reiht sich ein sehr wertvoller Fund aus der Mitte des 16. Jahr- 
hunderts an. F. Novati, Rektor der kgl. Akademie in Mailand, macht 
hiervon in der Festschrift für E. Chatelain Mitteilung®). H. Hammer, 
Professor der Kunstgeschichte an der Universität Innsbruck, bespricht 
in seinem Beitrag zur Ottenthal-Festgabe der Schlernschriften’) 
eingehend das Stück und fügt eine Abbildung bei nach einer ihm von 
dem Eigentümer des wertvollen Diploms übermittelten Photographie. 
Den Kunsthistoriker interessierte vor allem die Fußleiste der Urkunde, 
weil sie eine an Ort und Stelle aufgenommene zeitgenössische Ansicht 
von Innsbruck mit dem Fluß im Vordergrund, den Bergen als Umrahmung 


paare selbst werden auch als „stämme“‘ bezeichnet. Haben sie bereits Kinder, 
so heißen sie „lemptige‘‘ Stämme. Lemptig oder lempig = lebendig nach 
Schmeller I. 1408 und 1474. Vgl. „lempig oder tod‘ in Mon. Boica D. 
39 (1381). 

1) Das Protokoll sagt von ihnen: sint vor auz meins herren, ist vor auz 
des hofmaisters, a.a.0.184. Beiden durch Teilung ins Alleineigentum eines 
Herrn gelangenden Eigenleuten heißt es: „ist gevallen‘“. 

2) a. a. 0. 188 Pill, 190 Schatwer, Sewe. 

®) „als ein übriges ist gevallen meim herren.‘ 

*) Oben S. 3701, An zwei Stellen löst jedoch $. die Kürzung nicht in 
„talsreht“‘, sondern in „tailreht‘ auf. Der Sinn verlangt aber mindestens in 
der ersten die Lösung ‚‚talsreht‘‘, was ihn veranlaßt, in der Anmerkung auch 
diese Alternative zu notieren (190f.). In der zweiten Stelle (191 k) wäre auch 
die Auflösung „tailrchtes‘‘ denkbar. Jedoch kommt dieser Ausdruck sonst 
in dem ganzen Protokoll nicht vor und nach dem Sinn der Stelle muß es auch 
hier „talsrelites“ heißen. Ich möchte daher, wenn nioht weitere Belege vor- 
liegen, auf Grund dieser Stelle allein nicht von einem Gewohnheitsrecht 
reden, das „Teilrecht‘‘ genannt wurde (Stolz, UE 53). 

5) Zeitschrift für historische Waffenkunde, VII, Haft 5/6 (1919). 
Vgl. hierüber U. Stutz in dieser Zeitschrift (K. A. IX 312ff.) und meine aus- 
führliche und ergänzende Besprechung der Studie E’s (G.A. XLV 528-535). 
— Bilder aus schweizerischen Handschriften (16. Jahrh.) bei H. Fehr, Das 
Recht im Bilde (1924) 134 ff., Nr. 184 und 186. 

®) Melanges offerts & M. Emile Chatelain (Paris 1910) 598ff.: Dago- 
berto i re d’Austrasia e la val Bregaglia per la storia d’una falsificazione. 

?, IX (1925) 188ff.: Eine unveröffentlichte Stadtansicht Innsbrucks 
von 1552. 
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bringt, die als nunmehr drittälteste uns bekannte Darstellung der Stadt 
zu werten ist. Den Rechtshistoriker aber erfreut außer dem Inhalt 
des Diploms die über demselben friesartig, in feiner und sorgfältiger 
Miniaturmalerei ausgeführte Darstellung des in der Urkunde festgehaltenen 
Vorgangs der Verleihung der Würde eines ‚.miles‘‘ und ‚„eques auratus‘“. 
Das Bild zeigt „Karl V. auf reichgeschmücktem Renaissancethrone, die 
Krone auf dem Haupte, in der rechten Hand das erhobene Schwert, 
während die linke das Diplom‘‘ dem vor ihm Knienden „übergibt“. 
Links vom Kaiser steht ein Bischof mit der Beischrift ‚Antonius episcopus 
consiliarius““. Es ist!) ohne Zweifel der Bischof von Arras, Anton von 
Granvelle, ein Burgunder, damals Präsident des kaiserlichen Hofrats 
und als solcher nächster Ratgeber des Kaisers. Neben ihm sehen wir 
zwei Hofleute. Hinter dem knienden Ritter steht Erzherzog Max, der 
spätere Kaiser Maximilian II. (vgl. die Beischrift: ‚„Maximilianus rex 
Bohemie‘“), an ihn reiht sich das Gefolge des Ritters zu Fuß und zu Pferde. 
In der rechten Ecke aber wohnt der römische Feldherr Fabius Maximus 
der Feier bei. Die Urkunde ist am 5. Februar 1552 in Innsbruck aus- 
gestellt und enthält die Verleihung der genannten Würde an den chur- 
rätischen Edelmann Hauptmann Schier (Georgius) von Prevost (a Prae- 
positis), dessen Vorfahren schon als Ministerialen des Bischofs von Chur 
hauptsächlich im Bergell begütert waren. Sie liegt im Privatarchiv 
der Familie Pisani-Dossi in Corbetta bei Mailand. 

Für eine solche Darstellung des Rechisvorgangs auf einer Urkunde 
findet sich kein Vorbild. Zwei Diplome Ludwigs des Bayern von 1332 
und 1337 und ein solches Karls V. von Frankreich aus dem Jahre 1377 
haben nur Initialenschmuck. Am ehesten ließen sich mit H. (190 ff.) 
für diese Ausstattung mit Miniaturen gewisse päpstliche Prunksuppliken 
und Ablaßbriefe, die noch in jene Zeit herabreichen, zum Vergleiche heran- 
ziehen. Die Erklärung für ‚‚die viel umständlichere Ausschmückung‘“ 
dieses Kaiserdiploms liegt vielmehr mit Novati und H. in einer zweiten 
demselben Archiv angehörigen Urkunde, einem am 17. Februar 1548 zu 
Tirano im Veltlin hergestellten, amtlich und notariell beglaubigten?) 
Transsumpt einer Urkunde des Frankenkönigs Dagobert I. aus dem 
Jahre 630, in der er einem angeblichen Ahnen unseres Ritters, Otto von 
Prevost (de Praepositis), in Anbetracht seiner Abkunft von dem Ge- 
schlecht der Fabier sein ihm vom Langobardenkönig entrissenes Stamm- 
schloß Castell-Aut im Bergell bei Vicosoprano samt Zubehör wieder ver- 
leiht. Der rätische Geschichtsschreiber Ulrich Campell (15091582 ?) 
teilt mit, er habe das Merowingerdiplom noch in Chur gesehen.?) Man muß 
jedoch Novatirecht geben, wenn er dieses Diplom*) als glatte Fälschung 


2) Schon sein Vater bekleidete diese Würde. Vgl. G. Winter im Archiv 
f. öst. Gesch. 79. 101ff. und Fellner-Kretschmayr, Die österr. Zentral- 
verwaltung I (1907) 225. 

2) Die Beglaubigungsklausel bei Novati a.a. O. 6012, 

3) Novati 6061. 

*) Gedruckt bei F. Labbe, Abreg6 royal de l’alliance chronologique 
de l’histoire sacree et profane (1651) II 407, bei Pardessus, Diplomata, 
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des 16. Jahrhunderts erweist und hierbei einen gewissen Zusamn:enhang 
mit einer ebenfalls apokryphen Urkunde Königs Dagobeıts II. vom 
2. April 662 für das Kloster St. Marie in Straßburg?) feststellt, woeselbst 
auch unser Diplom schon nach dem Berichte Campells einige Zeit geweren 
sein soll. Dort dürfte es überhaupt entstanden sein.*?) Sein Urheber war 
aber wohl kaum ein anderer als unser Schier selbst. Offenbar bestand. 
wie bei anderen angesehenen Familien Graubündens und sonstiger 
Länder, auch im Hause Prevost eine alte Familientraditicn über die Her- 
kunft des Geschlechts. Den humanistischen Ideen und der Renaissance 
entsprang jene Zurückführung auf das große Geschlecht der Fabier, wie 
das Geschlecht der Salis damals sich schon von Livius erwähnt glaubte.?) 
Das so klug ersonnene angebliche Merowingerdiplom sollte die geschicht- 
liche Grundlage abgeben für die von Schier erstrebte Ritterwürde. Das 
Transsumpt selbst hat nach Campell in allem seiner Vorlage entsprochen. 
Uns zeigt es nach der Wiedergabe bei Novati, umgeben von reichem 
Zierat der Renaissance, in Tracht und Rüstung des 16. Jahrhundeıts die 
in der Urkunde auftretenden Personen: K. Chlotar II., Dagobeıt I., dessen 
Gattin Berchtrude, Herzog Sigibert, Kaiser Heraklius, Papst Honorius L 
und den Langobardenkönig Arioald. Vor Dagobert kniet Otto von Prevost 
(man beachte die Beischrift: Otto eques) in voller Rüstung des 16. Jahr- 
hunderts mit dem Wappenschild des Hauses. Rechts von ihm steht sein 
Streitroß. Dem Stadtbild von Innsbruck entspricht hier eine Landschaft, 
die die urkundlich genannten Örtlichkeiten vereinigt. 

Dieses Tıanssumpt hat Schier offenbar aus seiner Heimat an den 
Kaiserhof gebracht. Erwähnt doch das Diplom Karls V. als einen Gıund 
der kaiserlichen Gnade die ‚‚nobilissima origo a Praepositis sanguinis 
patricii Fabiaque gente Romana“‘, wie sie aus den von ihm vorgelegten 
„literarum monumentis‘ erhellt. Aber auch Dagobert I. ließ der Falscher 
schon die Urkunden aus der Römerzeit (visis tamen prius tabulis ant:- 
quissimis a Romanis imperatoribus convectis‘‘) einsehen und Otto von 
Prevost nicht nur im Bilde als Otto eques, sondernauch im Text als strenuus 
equesiris ordınis und noster militum praefectus bezeichnen. War schon der 
Vorfahre cques und miles, so konnte diese Würde dem Nachkommen nicht 
vorenthalten werden. 


chartae etc. (1843—49) II. 7, bei Pertz, Diplomata imperii (Monum. German. 
hist.) 141 und bei Novati 606. 


1) Pertz |. c. 186, 2) Novati 610. 

®) Campell, Raetia alpestris ed. Kind (1884) 253 nach Novati 605°. — 
Mit Recht weist N. (607) auf die gefälschten österreichischen Hausprivilegiea 
hin (Julius Caesar, Nero), nur ist das Jahr 1355 nicht richtig. Er erwähnt :in 
der Tradition nach ähnlich mit Miniaturen versehenes, auf Rudolf II. von Bur- 
gund (925) lautendes, teilweise interpoliertes Diplom für die Kirche in Pavia 
und eine in Notariatsform gehaltene, 1413 hergestellte Abschrift eines ver- 
meintlichen Diploms des K. Augustus für einen sagenhaften Ahnherrn der 
Familie Sambonifacio, das eine Urkunde von Julius Caesar bestätigt, in der 
dieser Familie noch von Priamus und Romulus verliehene Urkunden 
beglaubigt werden. | 
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Das Diplom von 1552 selbst!) schließt sich in eeiner Fassung mwlatis 
mutandis anderen einschlägigen Urkunden an. Der Ausstellung der Ur- 
kunde ging aber in unserem Falle noch die Erteilung des Ritterschlages 
voran. Sagt doch der Kaiser ausdrücklich, er habe ihn ‚„‚manu et verbo‘“‘, 
also mit Mund und Hand zum Ritter gemacht. In der Urkunde selbst 
wird bei Zuerkennung der Vorrechte des Ritters auf andere „milites et 
equites aurati stricto ense a nobis creati‘‘ Bezug genommen. Dies besagt, 
daß der Schwertschlag, der Ritterschlag, wo er noch vorkam, für den Er- 
hebungsakt entscheidende, konstitutive Bedeutung hatte. Jedoch war 
hierzu persönliche Anwesenheit des Kandidaten erforderlich.?2) Die dann 
hierüber ausgefertigte Kaiserurkunde ist aber nicht nur Beweisurkunde, 
sondern hat, dem Wesen der Diplome entsprechend, selbst dispositive 
Kraft, konnte daher den fehlenden Akt ersetzen. Zum Schwertschlag 
kam in unserem Falle als ein ihm gleichwertiger Konstitutivakt die Aus- 
stellung des Diplome. Daher sagt dieses, Schier sei durch das kaiserliche 
Edikt, das die Urkunde enthält, zum miles et eques auratus kreiert und 
erhoben, hierdurch in den Ritterstand des Reiches aufgenommen und mit 
den Abzeichen der Ritterwürde geziert worden. Aber es fehlen in diesem 
Zusammenhange die Ausdrücke realiter oder aciualiter, weil der Urkunde 
selbst die rechtsbegründende Kıaft innewohnt ?), obwohl in unserem Falle 
schon vorher die Verleihung der Ritterwürde mit Mund und Hand er- 
folgt war. Wenn es daher im weiteren heißt „accingentes te gladio foıti- 
tudinie ac omnia ad hunc ordinem pertinentia ornamenta tibi conferen- 
tes“‘, so ist nicht mehr an eine Schwertleite und Übergabe der anderen 
Abzeichen durch den Kaiser zu denken, sondern die nochmals eingerückten 
Worte ‚‚hoc nostro caesareo edicto‘‘ zeigen deutlich, daß gewissermaßen 
nur eine Investitur „per cartam‘ vorliegt.*) So verstehen wir erst die 
bildliche Darstellung am Kopfe des Diploms: den Kaiser in der rechten 


1) Abgedruckt bei Novati 6llff. — Ein alter Druck ebd. Anm. 1 
erwähnt. _ 

2) Die bei Chmel, Regesta Friderici IV (1838) 456, Nr. 4412 teilweise 
abgedruckte Urkunde des Kaisers für Marius Perottus de Alexandris erteilt 
die Ritterwürde „in absentia‘‘, sie kennt keinen Schwertschlag, sondern der 
Kaiser betraut zwei Persönlichkeiten mit der Aufgabe, den Begnadeten nach 
Ablegung des Treueides mit den ritterlichen Abzeichen zu zieren und ihn 
durch „militaris cinguli et ornamenti traditione‘‘ auszuzeichnen. — Im Gegen- 
katze hiezu berichtet die Urkunde desselben Herrschers (1442, Juli 27. Frank- 
furt) über die durch den Kaiser selbst vorgenommene Krönung des Aeneas 
Sylrius zum Dichter, ebd. Anhang XXIX Nr. 17, wozu jetzt K. Schotten- 
loher, Kaiserliche Dichterkrönungen im hig. römischen Reiche deutscher 
Nation in der Festschrift für P. Kehr, Papsttum und Kaisertum (1926) 
648 ff. zu vergleichen ist. 

3) Vgl. meine Abhandlung: Die Verleihung gelehrter Grade durch den 
Kaiser seit Karl LV. (1910) 24, auch in der Festschrift für Heinrich Brunner 
(1910) 712. 

*%) Im Gegensatze hierzu in anderen Urkunden: stricto ense creavimus 
et fecimus (1530), milites auratae militiae dextera tua stricto ense .. creare 
(1500), alii milites sive equites verbo et manu ... creati (1542), caeteri nostri 
ac sacri Romani imperii milites sive equites aurati tum strieti ensis ictu tum 
verbo vel alias rite creati etiam Hierosolimitani (1602) usw. 
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Hand das erhobene Schwert (vgl. „stricto ense‘‘ oder ‚„‚stricti ensıs ietu“). 
mit der linken das Diplom dem neuen Ritter überreichend. 

So viel für heute. — Hoffentlich ist es mir vergönnt, eine Studie 
über die Verleihung der Ritterwürde in dieser späten Zeit abzuschließen. 
Wir finden hierfür im Collectarius perpetuus aus der Zeit Karls IV. noch 
kein Formular. Im 15. Jahrhundert enthalten Ernennungsdekrete für 
Hofpfalzgrafen!) die Befugnis, neben gelehrten Graden auch die Würde 
eines miles, miles auralus, m. auralae militiae, m. deauratus, m. auralw 
seu eques, eques auralus seu miles zu verleihen, und die Kaiser erteilen 
selbst fallweise diese Auszeichnung. Diese Übung findet im 16. Jahr- 
hundert und darüber hinaus ihre Fortsetzung. Es begegnet sogar neben 
dieser von Haus aus als höchstpersönliche Ehrung gedachten Verleihung 
eine Zuerkennung der erblichen Ritterwürde für gewisse Familien?), 
daß aus dem persönlichen Vorzug ein Vorrecht des Hauses wurde.?) 


Innsbruck. A. Wretschko. 


[Überbleibsel strenger Feldgemelnsehaft auf friesischen und skas- 
dinavischen Inseln.‘ 1. Geschlechterbesitz am Lande. Der ger- 
manische Ackerbau soll nach Tacitus c. 26 auf jährlich wechselnden 
Saatfeldern sich vollzogen haben. Schon 1909 habe ich gegenüber der 
Großhufentheorie Rhanınıs darauf hingewiesen, daß der in den schwedi- 
schen Leges, aber auch in norwegischen Rechtsquellen, und ähnlich in 
südgermanischen Gebirgsgegenden lange Zeit geübte Brandackerbau 
auf den ‚‚Brenten‘‘ und ‚‚Reutten‘‘ der Allmenden den Anfang unseie! 
Feldwirtschaft®) dargestellt hat. Der Ackeıbau wurde in der germani- 
schen Zeit in vielen Gegenden nicht auf einem, Großhufen Platz gebenden, 
ständigen Ackergebiete betrieben, sondern vollzog sich in periodischen 
Wechsel auf den Allmenden. Die Reutten des Mittelalters blieben nach 
dem Brennen und Roden des Waldes nur kurze Zeit in Individualkultur 


1) Vgl. aber schon die Urk. Karls IV. (1369) bei J. Ficker, Forschungen 
zur Reichs- und Rechtsgeschichte Italiens IV. 545. 

2) So schon 1524 für Gabriel Salamanca bei I. v. Beckh-Widman- 
stetter, Die Grafen von Ortenburg (1890) öff., für die Grafen zu Fürsten 
berg (1627) usw. 

3) Einer besonderen Untersuchung bleibt auch vorbehalten der Zu- 
eammenhang in der den Hofpfalzgrafen erteilten Befugnis zur Erteilung der 
gelehrten Grade und der Ritterwürde im späten 15. Jahrhundert. Eine g& 
wisse Verbindung beider \Vürden zeigt das Diplom Sigmunds (1432, Januar 18, 
Piacenza) für Rafael de Castruzio. Der Kaiser ernennt ihn zum Doktor des 
weltlichen Rechtes, spricht aber auch von einer „legalis militia“ und gibt 
ihm nicht nur die Abzeichen des Doktorats, sondern auch der Ritterwürde. 
Gedruckt in meiner oben erwähnten Abhandlung $S. 48. In Italien wurden 
fallweise Doktoren der Rechte gleichzeitig auch zu equites aurati promoviert. 

4) Vgl. van Blom, Dorpcommunisme uit Geslachten-Bezit? Na’ 
aanleiding van Urk en West-Ameland. Sonderabdruck aus dem „Gedenk- 
hock“ für R. Schuiling, 1924, Verlag: von P. Noordhoff in Groningen. Ostbers 
Kristian, Feellesskap i jord og skog in: Ny Jord,: Oslo 1925, Nr. 3 S. 89115. 

6) Haff, Dänische Gemeinderechte I (1909) S. 164ff. u. spez. s. 109. 
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(3-6 Jahre lang) und fielen dann wieder in die Allmende zurück. Es 
freut mich, daß nun auch von srchäologischer Seite, nämlich dem schwe- 
dischen Professor Arenander, die Richtigkeit dieser Theorie bestätigt 
wird. Dieser Gelehrte kommt auf Grund der skandinavischen Funde zu 
dem Resultate, daß für die Zeit Cäsars und des Tacitus die herrschende 
Ackerbaumethode bei den Germanen Brandackerbau gewesen ist, der 
ja in Norwegen als „braatebrending‘“ und in Schweden als „svedjebruk“ 
bis in die neuere Zeit Bedeutung hatte!). Das Brennen und Roden des 
Waldes wurde von den Geschlechtern in gemeinschaftlicher 
Arbeit besorgt. Nicht der Eigentumsbegriff (Hufe usw.), sondern die 
Arbeit und das Erarbeitete steht in der Landnahmezeit an der 
Spitzeder Entwicklung. Die faramanni des den Nordgermanen stammver- 
wandten burgundischen Volkes waren Geschlechter?), die selbst noch 
bei ihrer Landnahme in der Sapaudia (Savoien) und in der Westschweiz 
an dem Brand- und Reuttenackerbau festhielten.?) Dies obwohl dort 
schon uralter, geräumiger Ackerboden im 5. Jahrhundert vorhanden war. 
‚Was Wort „exartum‘‘ ist in zahlreichen Flur- und Ortsnamen weiter- 
lebend. Es bedeutet soviel wie unser ‚Reutte‘, „Rütti‘“. Das so gerodete 
Waldland wurde wieder communis silva, wenn es 3—6 Jahre lang zu 
Ackerbau gedient hatte. Erst mit der Schaffung größerer Reuttegebiete 
konnten an die Teilhaber dieses Landes ständige Ackerparzellen aus- 
getan werden. Das ist ungefähr der Stand der Entwicklung, wie ihn die 
Leges Alemannorum C. 81 widerspiegeln, wo die Volksgeschlechter 
„‚genealogiae‘‘ schon um den Besitz abgegrenzter Gebiete sich streiten: 
„‚Sicontentio orta fuerit inter duas genealogias de termino terrae eorum““. 
Die Parzellen, welche an die Mitglieder der genealogia verteilt wurden, 
standen ursprünglich in strenger, später in loserer Feldgemeinschaft mit 
starken genossenschaftlichen Bindungen (Fiurzwang usw.). Auch in Nor- 
wegen finden wir Spuren von Geschlechtergesamtnutzung oder Gesamt- 
cigentum (sttesambruk og zttesameie. Nach dem von ®stberg, 
(a. a. 0. S.98—100) gebrachten Material und nach einem ebendort 
wiedergegebenen Modell eines alten norwegischen Hofes aus der Zeit vor 
der Aufteilung (utskiftningen) umfaßte dieser (Gaarden Ulla i Bud) 
eine derartige Menge von Wohn- und Wirtschaftsgebäuden, daß man ihn 
nach unseren deutschen Begriffen als Dorf bezeichnen könnte. Das Ge- 
schlecht (stt) saß nach Östberg in Norwegen oft mit Kindern und 
Kindeskindern und deren Familien in einem Hofe zusammen, und erst 
spät erfolgte die Aufteilung unter die Verwandten zu Individualeigentum. 
Viel Land blieb aber auch nach der Aufteilung noch Gemeingut dernun 


1) Vgl. Arenander, Om Germanernes jordbrukskultur omkring 
Kristi fedelse, Vortrag, gehalten auf der Archäologenzusammenkunft in 
Stockholm 1922, zitiert bei Östberg a.a. 0. S.95 A.1l. 

2) v.Salis, Leges Burgundionum 54, 2 u. 8.89 A.3 Zitat aus Paul. 
Diacon. D 9, SS. Rer. Lang. p. 78: „faras hoc est generationes vel lineas‘“. 

3) Leges Burgundionum 54, 2: „De exartis quoque novam nunc et 
superfluam faramannorum conpetitionem — — submoveri‘“ und 13: 
„Si quis tam Burgundio quam Romanus in silva communi exartun 


fecerit‘“‘. 
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zu Nachbarn gewordenen Geschlechtsgenossen (Weide, Wald und Wiesen). 
Ähnliche Zustände schildert uns van Blom aus ostfriesischen, am Alten 
besonders lange festhaltenden Inseldörfeın. van Blom beschreibt die 
Verfassung des Wiesenlandes des Dorfes Urk auf der Insel West-Ame- 
land. Es besteht aus einem kleineren Vorlande mit 2 und einem Achter. 
lande mit 8 Schlägen „stukken‘“, die wiederum in 28 Lose „stammen“ 
eingeteilt sind. Diese fest umgrenzten Parzellen sind „wandelnd Land“, 
d. h. die Nutzung wandelt unter den Teilhabern eines Stammes. Jede: 
Jahr findet die Unterverteihung durch den Vorstand der Grasgenossen 
(sog. Landerskerk) statt (8. 51). Es wird nur einmal gemäht, darnach 
wird das „Hooiland‘‘ zur Gemeinweide benutzt. Aus der Bezeichnung 
„stem“ schließt van Blonı, daß dies ein Überbleibsel aus der Zeit ist, 
wo der Grundbesitz an die einzelnen Geschlechter verteilt wurde. Aber 
van Blom muß selbst zugeben, daß die Verteilung nach dem Familien- 
stand von 1913 keinen sicheren Beweis für diese Annahme erbringt. 
Immerhin ist es sehr wahrscheinlich, daß die noch im Jahre 1913 für d» 
Unterverteilung an die einzelnen Höfe verwendete Bezeichnung „stam“ 
auf früheren „Geslachten‘-Besitz hindeutet. Ältere Zustände spiegelt 
noch die Feldgemeinschaft der Dörfer Ballum und Hollum wider, die 
uns van Blom eingehend darstellt (S. 57 ff.). In der „Miede‘‘ von Balhım 
(Gras- und Ackerland) wurden den einzelnen Losinhabern bis zur defini- 
tiven Aufteilung i. J. 1770 alle 6 Jahre Parzellen zugeteilt. Das Maß der 
Deichpflicht, also die Arbeit, war auch der Maßstab für den Anteil ını 
eingedeichten Lande der Miede (S. 58). Jeder der ursprünglichen Höfe 
soll 8 ‚„‚Achtendeelen‘“ ıund um in dem ganzen Miedelande gehabt haben. 
‚Jedes der drei „eggen‘ war in 192 ,,Achtendeelen“ eingeteilt. Die „„eggen“ 
ähneln den deutschen Gewannen. Besonderes Interesse verdient die Tat- 
sache, daß die Herrschaft starke Grundbesitzvorrechte, nämlich 
ursprünglich in Ballum ein Drittel der 576 „Achtendeelen‘, also 1% 
Achtel hatte, welche inı 18. Jahrhundert auf 244 und schließlich sogar 
auf 246 angewachsen sind (S. 70). Geringer war der Anteil der Herrschaft 
in dem benachbarten feldgemeinschaftlichen Besitz von Hollum. 

Im Dorfe Hollum besteht die Miede nicht aus 3, sondeın aus 6 
„eggen‘, die aber nicht so groß sind wie in Ballum. Jedes der 6 „eggen“ 
hatte 96 Achtel, alles in allem 576 Achtel. Diese Parzellen wurden bis 
zur endgiltigen Aufteilung von 1819 alle 12 Jahre einem Wechsel unter 
den Losinhabern unterstellt. van Blom vermutet (S. 73), daß drei von 
den sechs „‚eggen‘‘ alter Geschlechterbesitz. gewesen sind.!) Wenn Ver- 
fasser auch einen strikten Beweis hierfür nicht erbringen kann, so läßt 
sich doch aus der ganzen Schilderung entnehmen, daß hier die letzten 
Reste alter nach Geschlechtern vollzogener Flurverteilung bis ins 19. Jahr- 
hundert sich erhalten haben. Ähnliche Gemeinschaften an unverteiltem 
Kulturland habe ich in den „Rainbrüdern“ oder „Bolsbrüdern‘“ Jütlands 


1) VgL die Übereinstimmung mit Dithmarschen bei Sering, Erbrecht 
und Agrarverfassung in Schleswig-Holstein (1908) S. 258 ff. 
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nachweisen können.!) Das gleiche hat Christiansen auf Sylt gefunden, 
woinBurlagh 9 Rainbrüder „Jahr um Jahr ihr Wiesenland wechseln‘‘.2) 
Christiansen führt dies auf alte „Erbgebräuche‘“ zurück. Man 
spricht nämlich auf Sylt von „tö Jahrstirgungen‘“ gehen, d. h. zur 
Jahreszeit gehen (zusammen zum Mähen?). Das Wort gang als Wiesen- 
abteilung ist auf Sylt sehr verbreitet. Nach alledem und nach den Aus- 
führungen von E. Mayer in dieser Zeitschrift Bd. 44 S. 64 ff., ist die An- 
nahme Wittichs, daß ursprünglich die „Volksgeschlechter‘‘ im Besitz 
von allem Grund und Boden waren, nicht von der Hand zu weisen. Wenn 
Dopsch (a. a. O. I S. 290) diese These Wittichs ablehnt und mit einem 
Ausrufezeichen versieht, so beweist dies nichts, denn Dopsch ist an alle 
Gemeinschaften und Genossenschaften in der älteren Zeit mit römisch- 
individualistischen Vorstellungen herangegangen.?) Selbst Anhängeın 
der Großhufentheorie wie E. Mayer geht diese Lehre zu weit. So betont 
dieser, daß Dopsch „durch seine Einstellung gegen Agrarkommunismus 
befangen‘ sei (a. a. O. Bd. 44 S. 68). 

I. Allmendanteile. Auf den nordfriesischen Inseln wird im 
Gegensatz zu dem dänisch-schleswigschen Festlande die Anteilsberechti- 
gung der einzelnen Bauern an den großen, aus Heiden und Dünen be- 
stehenden, Allmenden nicht als Pertinenz der Höfe angesehen. Vielmehr 
herrscht hier noch ein uralter Verteilungsmaßstab, nämlich die Viehhal- 
tung. Auf Sylt im speziellen ist die Pferdehaltung Grundlage der An- 
teilsberechtigungen (Christiansen S. 40). Die Zahl der ‚‚Pferdelose“, 
welche als Allmendanteile einem Hofe zukommen, richtet sich nach den 
zum Zwecke von Hand- und Spanndiensten für die Kommune gestellten 
Pferden. Es ist also auch hier wie bei den alten Markgenossenschaften 
ein personenrechtliches Moment, nämlich die Größe der genossenschaft- 
lichen Arbeit, die Grundlage für die Bemessung der Allmendnutzung. 
Die Studie van Bloms bringt uns über die markgenossenschaftliche Ver- 
fassung auf der Insel Ameland ähnliche Aufschlüsse. So steht das 
Teilrecht an der Ballumer und Hollumer Miede im Verhältnis zur Unter- 
haltepflicht an den Miededeichen (8. 55, 58). Und nach der Größe des 
Anteils in diesen Mieden richtet sich der Anteil in der umliegenden 
Gemeinweide. 

Ill. Das wandelnde Wiesen- und Ackerland. Wie bei dem 
unter I erwähnten Ackerbau auf den Allmenden, so findet sich auf den 
friesischen Inseln bis in die Gegenwart herein noch viel Wiesen- und z. T. 
auch Ackerland, das noch nicht ins Individualeigentum übergegangen ist. 
Die Ergebnisse von Christiansen für Sylt sind oben schon in einem 

anderen Zusammenhange skizziert worden. Ähnliches stellt vor ihn 


1) Haff, Dänische Gemeinderechte II S. 18, 19. 

2) Christiansen, Zur Agrargeschichte der Insel Sylt (1923) S. 41 
(3. Heft) meines Archivs für Beiträge zum deutschen, schweizerischen und 
skandinavischen Privatrecht, und schon Swart, Zurfriesischen Agrargeschichte 
(1910) S. 8. 

3) Dopsch, Wirtschaftl. u. soziale Grundlagen der europäischen Kultur- 


entwicklung I, (1918) S. 290ft. 
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Traeger für die Halligen fest.!) van Blomı hat nun in seiner Studie die 
gleichen Zustände für Ameland aufgedeckt. Das Hooiland von Urk 
wechselt von Jahr zu Jahr (a.a. O. S. 51). Auch die Miede von Ballum 
(Gras- und Ackerland) unterstand einem periodischen Wechsel der Los- 
anteile (bie 1770), ebenso die Miede von Hollum (bis 1819 alle 12 Jahre). 
Ähnliche Rechtsverhältnisse bestanden auf zahlreichen norwegischen 
Inseln. Östberg schildert uns anschaulich die Wiesengemeinschaft dieser 
Eilande. So liegt das Wiesenland von Gjerholmen (im See Pieren) im 
(esamteigentum von 8 Höfen des Ortes Fet und untersteht einem jähr- 
lichen Wechsel. Jeden Sommer werden vor dem Beginn des Mähens 
durch eigens hierzu erwählte Männer die den einzelnen Höfen zukommen- 
den Parzellen vermessen (Östberg a.a.0O. S.104). Demjenigen Hofe, 
der in einem Jahre den letzten Teil mit einem etwa verbleibenden Rest- 
stücke erhalten hat, wird in nächsten Jahre der erste Teil zugewiesen. 
Ähnlich ist es auf der benachbarten Insel Relingse (Ostberg 8. 110). 
Große Übereinstimmungen mit diesen Verhältnissen weisen auch ncch 
in der neuesten Zeit gewisse Alpenländer auf, wo wie in Tirol und in der 
Schweiz die „Wildheuwiesen‘ über der Baumgrenze vielfach einer jähr- 
lichen Verlosung durch die Genossenschaften unterstellt sind. 


IV. Zur Hofgröße. Interesse verdient die Feststellung van 
Bloms, daß die „ursprünglichen‘‘ Höfe im Gegensatz zu Ballını im 
Dorfe Hollum ‚een twiere‘‘, d.h. wohl ‚‚twie war“, also zwei Vollgerech- 
tigkeiten besessen haben (van Blom S. 70). Es stimmt dies mit dem 
westfälischen ware, wara, warscap?) überein, das den Vollanteil in der 
nıene mark bedeutete. Es waren diese Höfe auf Hollunı nicht auf 8 Achtel 
Wiesen- und Ackerland wie in Ballum, sondern auf das Doppelte, nämlich 
16 Achtel berechtigt, also Doppelhufen. Sie dürften mit den aus zwei 
Hufen bestehenden Vollhufen Niederdeutschlands übereinstimmen.‘) 
Ähnlich waren die Besitzverhältnisse in Jütland, wo erstklassige Bauern- 
höfe als 3 Mark-Männer den einfachen Hufen gegenübergesteilt werden. 
Es besteht aber kein Grund dafür, mit Rhamm (Großhufen S. 388 ff.) 
das Ausmaß dieser Höfe noch mehr zu vergrößern und sie im Gegensat? 
zu Erslevs und meiner Annahme einem 8 Markland gleichzusetzen. 
Zu Bedenken gibt auch die Annahme von E. Mayer Anlaß, welcher das 
den neugeschaffenen Schöffenfähigen vom König zu übergebende Land') 
nicht als drei Hufen, sondern als drei Höfe zu je 3—4 Hufen auffaßt. also 
Besitzungen darunter versteht, die 9—16 Hufen umfassen.®) Das wäre, 


I) Traeger, Die Halligen der Nordsee (1892). 

2) Vgl. meinen Aufsatz: Markgenossenschaft und Stadtgemeinde in 
Westfalen in Vierteljahrsschrift f. Sozial- u. Wirtschaftsgeschichte VIII (1910) 
Ss. 26 ff. 

3) Wittich, Die Grundherrschaft in Nordwestdeutschland (1896) S. 80. 

*) Vgl. Homeyer Ssp. III 81, 11: „dri hoven oder mer“, ferner Borch- 
ling, Das Landrecht des Ssp. nach der Bremer Handschrift von 1342, Dort- 
mund 1925, III A. 101, 12 ‚ir iewelikeme dre hüue oder mere‘. 

5) E. Mayer in dieser Zeitschrift Bd. 32 S. 74 und 44, S. 72. 
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die niedersächsische Hufe zu ungefähr 30 Morgen Ackerland gerechnet, 
ein grundherrlicher Hof allein mit 270—480 Morgen Ackerland ohne 
Wiesen, Wald-, Heide- und Mooranteile. Es darf doch nicht vergessen 
werden, daß die erstklassigen Bauernhöfe Niederdeutschlands nur zwei 
bis höchstens vier Hufen umfaßten (Wittich a.a. O. S. 86-87). 


Hamburg.  K.Haff. 


[Der Streit um ein Danziger Aufwertungsgesetz am Ende des 
18. Jahrhunderts.] Wie in unseren Tagen wurde Osteuropa in der 
zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts durch mancherlei Münzwirren und 
eine bedeutende Geldentwertung erschüttert. Der Preis für eine Last 
Weizen stieg in den Jahren 1750 bis 1770 von rund 100 auf 500 Gulden 
an. Die Tauschkraft des Silbers, die zwischen 1701 bis 1755 rund drei 
Reichsmark entsprochen hatte, ging in den nächsten fünf Jahren auf 
zweieinhalb Reichsmark und von 1760 bis 1780 auf zwei Reichsmark 
zurück, um dann noch um eine weitere halbe Mark zu sinken.!) Unter 
diesen Umständen traten vielfach Zahlungsschwierigkeiten ein, die zu 
langwierigen Rechtsstreitigkeiten führten. Die Gläubiger verlangten 
von ihren Schuldnern, „entweder mit ebensolchem Gelde, wie sie aus- 
gegeben, befriedigt zu werden oder aber, daß vermittelst einer Zu- 
zahlung von mehreren Stücken ihre Debitores sie schadlos halten 
möchten.“?) Es blieb nicht aus, daß der Danziger Rat und die beiden 
anderen Ordnungen, das Gericht und die Hundertmänner?), gar a 
zum Erlaß bindender Entscheidungen aufgefordert wurden. 

Die amtliche Erörterung der Frage wurde durch einen besonderen 
Vorfall veranlaßt. Sophie Renata von Bagge hatte im Jahre 1749 auf 
dem Hause der Frau Dorothea verwitwete Erdmann eine Hypothek 
von 9000 Gulden eintragen lassen. Als sie diese zum 12. Juni 1769 
kündigte, verlangte sie ein Aufgeld von 18°. Da aber ihre Schuldnerin 
nur zur Zahlung eines „Agio* von 10°/, bereit war, setzte sie es durch, 
daß das Gericht ihr das Strohwischrecht, d.h. die Subhastation des 
beliehenen Hauses zuerkannte. In ihrer Not wandte sich die Schuldnerin 
an die vier Quartiere der dritten Ordnung um Hilfe, die dann auch 
in einer Eingabe an den Rat vom 23. Februar 1770 die Aufhebung des 
Strohwischrechts verlangten. Indem sie auf die üblen Folgen eines 
solchen Verfahrens für alle Bürger, die Hypotheken auf ihren Grund- 
stücken besaßen, hinwiesen, ersuchten sie den Rat, in dem vorliegenden 
Falle eine gütliche Einigung herbeizuführen und „da es nun höchst- 
nötig, daß in dieser Sache eine gute Einrichtung gemacht wird, eine 
Deputation aller Ordnungen zu benennen, welche diese Sache zum 
Vergnügen der gesamten Bürgerschaft regulieren möge, damit ein 


!) M. Foltz, Geschichte des Danziger Stadthaushaltes (1912) 8. 125, 
123, 214. 

2) Staatsarchiv Danzig 300, 25, 187, 

®) E.Keyser, Danzigs. Geschichte s2ı) S. 76. 
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Schluß sämtlicher hochlöblicher Ordnungen dieser Wege erfolgen 
kann.“!) 

Der Rat kam diesem Wunsche sogleich nach und bestimmte zwei 
seiner Mitglieder als Abgeordnete für jene Deputation. Auch forderte 
er am 20. April 1770 die zweite Ordnung, das Gericht, auf, zu der 
Bildung der Deputation Stellung zu nehmen; sie sollte festsetzen, „was 
an Agio, so bei Hebung und Abzahlung solcher Kapitalien, die vorhin 
in besserer Münze, als welche jetzt hier gangbar ist, sind ausgetan 
worden, ohne daß die Art der Münze, mit welcher die Kapitalien ab- 
zulösen, in den Verschreibungen genannt ist, künftig würde mit Recht 
und nach Billigkeit und Verschiedenheit der Jahre, in welcher die 
Verschreibungen geschehen sind, gefordert werden können und gezahlt 
werden müssen.“ Wider Erwarten lehnte das Gericht am 11. Mai eine 
Behandlung der Agiosätze mit dem Hinweis darauf ab, daß einige 
Landtagsabschiede von 1766/67 bereits die alten Danziger Bechs- 
groschenstücke auf viereinhalb Groschen oder 25°) herabgesetzt und 
damit der Geldentwertung hinreichend Rechnung getragen bätter. 
Auch fürchtete es, daß aus einem besonderen Vorgehen Danzigs ın 
dieser Frage der Stadt „unabsehliche Weitläufigkeiten“ erwachsen 
würden. Die dritte Ordnung bestellte dagegen am gleichen Tage je 
zwei Mitglieder eines jeden Quartiers für jene Deputation. Den Vor- 
schlag des Gerichtes lehnte sie ab, weil sie von Anfang an jene Land- 
tagsabschiede für Danzig nicht hatte annehmen wollen.®) 

Aus diesem Grunde kam der Rat am 11. Juni mit einen: Antrag 
an das Gericht auf die Bildung der Deputation nochmals zurück ; doch 
erklärte das Gericht am 22. Juni die Deputation wiederum für über- 
flüssig. Seiner Meinung nach war, um die Höhe der Aufwertung zU 
bestimmen, „das Jahr der Verschreibung eines jeden Kapitals und die 
notorische Erklärung derer zu der Zeit im Gange gewesenen Münze zu 
Bestimmung des Verhältnisses des Wertes der damaligen Münzsorten 
gegen die jetzigen völlig hinreichend."°) Es hielt eine volle Aufwertung 
für gerechtfertigt und betrachtete es als eine „willkürliche Herrschaft 
über das Eigentum unserer Bürger und Einwohner, wenn man sie 
zwingen wollte, ihre in gutem Gelde bestätigten Kapitalien in einer 
anderen als derjenigen Münze, in welcher sie ausgezahlt worden oder 
in Ermangelung derselben in geringerem Werte anzunehmen.‘ Da 
somit die volle Aufwertung vom Gericht, eine prozentuale Aufwertung 
aber vom Rat und der dritten Ordnung, wenn auch in verschiedener 
Höhe, vertreten wurde, war zur Beilegung der Meinungsverschieden- 
heiten die Bildung der angeregten Deputation unumgänglich. Bie 
wurde am 22. August unter dem Vorsitz des Ratsherrn Johann Kaspar’ 
Tessin vom Rat einberufen.*) 

In einem Gutachten, das bereits am 28. August und 6. September 
1770 ausgefertigt wurde, erklärte sich die Deputation für eine prozen- 


1) 300, 10, 875 fol. 37. 8) ebd. 50, 55b, 81, 85. 
s) ebd. 88, 101f. *%) ebd. 125b. 


Miszellen. 385 


tuale Aufwertung, je nach dem Zeitpunkt, in dem die Kapitalien aus- 
geliehen waren, und zwar wurde für die Zeit vor 1750 eine Aufwertung 
von 8°. und für die Jahre 1751 bis 1755 von 4° in Aussicht genommen. 
Seit 1755 sollte eine Aufwertung nicht mehr in Betracht kommen.!) 
Es war keine Frage, daß der Gläubiger durch diese Vorschläge, bei 
deren Fassung die sechs anwesenden Mitglieder der dritten Ordnung 
die vier Mitglieder des Rates und Gerichts leicht überstimmen konnten, 
stark geschädigt werden mußte. Der Rat nahm deshalb sogleich in 
einem Beschluß vom 5. September einen völlig abweichenden Stand- 
punkt ein: „Nach den göttlichen, natürlichen und gemeinen Rechten 
ist es wohl an dem, daß man schuldig sei, dasjenige, was man auf- 
geborget hat, in eben der Güte und, wenn die Sache nicht mehr da 
ist, zu dem Wert wiederzugeben, worin es empfangen worden. Dieses 
sollte nun auch bei den Geldspezies allerdings stattfinden. Indessen 
wenn man hierbei in Erwägung ziehen will, daß weder der, so das 
Geld entlehnet, noch der, so es geliehen, an Verringerung der Geld- 
spezies Teil und Schuld habe, so wäre es der Billigkeit nicht ganz 
entgegen, daß der Schaden und Verlust unter beiden Parten gleich 
geteilet wird." ?) 

Nach diesen Grundsätzen sollte das Agio 15 und 12°, betragen. 
Die dritte Ordnung, die zumeist aus Handwerkern und kleinen Kaaf- 
leuten bestand und deshalb vornehmlich auf den Vorteil der Schuldner 
bedacht war, wollte sich mit diesen Vorschlägen nicht zufrieden geben 
und verlangte eine geringere Aufwertung. Aber auch der Rat beharrte 
auf seiner Meinung, so daß die Verhandlungen lange Zeit nicht vor- 
wärts kamen. Auch die Deputation wiederholte in einem neuen Gut- 
achten Anfang Dezember im wesentlichen ihre früheren Darlegungen. 
Nur wurden jetzt in die 4%ige Aufwertung auch die Beträge ein- 
bezogen, die in den Jahren 1751 bis 1755 nachweislich cediert waren, 
sofern bei einer solchen Cession „eine Vergütung getan“ oder altes 
Geld bezahlt wäre.) Am hartnäckigsten beharrte das Gericht auf 
seiner Forderung einer vollen Aufwertung. In einer Eingabe an den 
Rat vom 10. Dezember lehnte es sogar eine gesetzliche Regelung der 
Angelegenheit völlig ab und wollte etwaige strittige Parteien auf den 
Rechtsweg bis zur höchsten Instanz verwiesen wissen. Da durch die 
vorliegenden Ratsschlüsse das Eigentum freier Bürger empfindlich 
gekränkt werde, erklärte es sich aller Verantwortung gegenüber der 
Nachkommenschaft enthoben.*) Unter diesen Umständen nahm der 
Streit um die Aufwertung zwischen den Ordnungen immer heftigere 
Formen an und gelangte auch zu literarischer Auswertung. 

Am 22. Dezember 1770 erschien in dem 51. Wochenblatte der 
Thornschen Nachrichten ein Aufsatz eines ungenannten „Patrioten*, 
der sieh für eine mindestens 50°. ige Aufwertung einsetzte und ihre 
Regelung den Parteien überlassen wissen wollte: „Welcher Name ist 
schändlich und verhaßt genug für denjenigen, der wider göttliche und 


!) ebd. 148. 2) ebd. 146. 3) ebd. 229. *) ebd. 234 f. 
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menschliche Rechte sich erdreisten und vorgeben wollte, empfangenes 
gutes Geld könne mit Münze von geringerem Werte entweder ganz 
oder mit einem Agio, das unter der Hälfte des Unterschiedes guter 
und schlechter Geldsorten stehe, wieder bezahlet werden? Gewissen, 
Christentum, öffentliche Treue und Glauben, natürliche Billigkeit, wenn 
Ihr den Ausleiher guter Geldsorten nicht schützen und sein erworbenes 
oder angeerbtes Eigentum wider den Entleiher, der ihm entweder keines 
oder ein Agio, welches geringer als ein Drittel des höheren Wertes 
des empfangenen Geldes ist, für sein ausgeliehenes gutes Geld auf- 
bringen will, in Sicherheit stellen könnt, welcher weltliche Arm kann 
es? Überdies ist unleugbar, daß der Kaufmann, der fremde Gelder 
auf Wechsel oder auf liegende Gründe aufnimmt, unzählige Mittel in 
Händen hat, mit Recht oder Unrecht sich wieder bezahlt zu machen 
oder sich schadlos zu halten, die dem Ausleiher oder Gläubiger, er sei 
Kaufmann, Gelehrter oder Kapitalist, versagt sind, der sich mit seinen 
dürftigen Interessen vergnügen muß. Derjenige Staat würde um allen 
Treu und Glauben durch die gemeinschaftliche Stimme der Nationen 
kommen, der dem Gläubiger in solchen Umständen nur einen dritten 
Teil des billigsten Agio zuerkennen würde und dem Schuldner den 
ınehr als jüdischen Gewinn von mehr als zwei Drittel Parten zuteilen' 
Diese Gründe einzusehen, wird nicht Jurisprudenz, nicht Politik er- 
fordert, Vernunft und Gewissen, gemeiner Verstand werden sie hören, 
wenn nicht bitterer Neid und Rachsucht gegen alle begüterte Familien, 
Kaufleute und Gelehrte, uns stumm und taub machen.“ !) 

Auf diese Ausführungen des „Agio-Patrioten“, wie er von seinen 
Gegnern spöttisch genannt wurde, antwortete ein Vertreter des Kauf- 
mannstandes, der für die gesetzliche Regelung des Agio von wenigen 
Prozent eintrat und dafür mehrere Verordnungen und Denkschriften 
aus Frankreich unter Ludwig XIV. und aus England um 1717 anführte.') 
Den Streit suchte schließlich ein Unparteiischer, der „weder Gelehrter 
noch Kapitalist“ war, zu schlichten. Nach einer eingehenden Dar- 
legung der Gründe, die für und wider eine Aufwertung sprachen, kam 
er zu dem Schluß: „Es ist nach meiner Meinung höchst unbillig. 
jemanden zu zwingen, für altes, geliehenes, gutes Geld schlechtes Geld 
ohne verhältnismäßiges Agio wiederzunehmen. Erwägt man bierbei 
noch, daß die meisten Entleiher sich in solchen Umständen befinden 
und schon seit einigen Jahren befunden haben, daß ihnen die Interessen 
und die Salarien, welches ihre einzigen Einkünfte sind, nur mit soviel 
schlechtem Gelde, als sie gut Geld haben sollten, sind bezahlt worden, 
dagegen sie alle benötigten Sachen mit uugleich mehr schlecht Geld, 


1) 800, 25, 168. 
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als dieselben vorhin in gutem Gelde gegolten haben, bezahlen müssen, 
wodurch ihr Vermögen jährlich geringer wird, so muß derjenige von 
Recht und Billigkeit nichts wissen oder wissen wollen, der ihnen das 
verhältnismäßige Agio versagen und dadurch ihr Vermögen noch mehr 
schmälern wollte.“ 

Inzwischen waren in Danzig die Streitigkeiten unvermindert fort- 
gegangen. Die dritte Ordnung hatte sogar dem Rat die Bevorzugung 
einzelner Bevölkerungsschichten, insbesondere der Landleute, vor- 
geworfen.!) Der Rat mahnte deshalb am 7. Januar 1771, „in einem 
freundschaftlichen Vernehmen ohne alle den gemeinen freien Ratschlägen 
sehr hinderliche Heftigkeit einander näher zu kommen.“ Die Deputation 
sollte von neuem über geeignete Maßnahmen beraten.) Das Gericht 
und die dritte Ordnung traten diesem Vorschlage bei, „damit diese 
verdrießliche, dabei aber wichtige Sache ein gutes Ende erreichen 
möge.“ Aber trotz des anscheinend guten Willens, der auf allen Seiten 
zur baldigen Regelung bestand, kam die Angelegenheit wiederum nicht 
vorwärts. Das Koggenquartier beschwerte sich deshalb am 11. März 
1771 bei dem Rat, „indem es demselben sehr zu Herzen geht, wenn 
fast bei jeder Gelegenheit in guter Absicht vor der Stadt oder dem 
Publiko was Heilsames solle unternommen und zum Stande gebracht 
werden, selbiges auf alle Art und Weise entweder auf die lange Bank 
verschoben, auch wohl ganz und gar verhindert wird.“ Der Rat ent- 
schuldigte sich am 27. März damit, daß die Deputation „bei reiferem 
Nachsinnen wohl befunden habe, daß die Bestimmung des Agio nicht 
ein leichtes geschwindes Geschäfte, sondern mit großen Schwierigkeiten 
und Bedenklichkeiten umgeben sei.“ Im übrigen schob er dem Gericht 
und einigen Quartieren, die sich noch immer nicht geäußert hatten, 
die Schuld für die Verzögerung zu. Doch erst am 16. Mai vermochte 
die Deputation ein neues „Bedenken“ vorzulegen.°) 

Die Deputation kam hierin dem Wunsche des Rates in so fern 
entgegen, als für die schon im vorigen Jahre festgesetzten Termine 
das Agio auf 10 und 5°, erhöht wurde. Nur soweit bei Verschreibungen 
im Erbbuche die Beträge in Dukaten ausgedrückt waren, sollte keine 
Aufrechnung eintreten, da die Dukaten „allezeit einerlei wahren, inner- 
lichen Wert behalten.“ Für die Aufwertung selbst wurde es als 
gleichgültig erachtet, ob mündlich oder schriftlich oder auch gar nicht 
irgendwelche Vereinbarungen über eine etwaige Aufwertung zwischen 
Gläubiger und Schuldner getroften waren. Bei einer künftigen Änderung 
des Münzfußes sollten neue Bestimmungen getroffen werden.*) 

Trotzdem beharrte der Rat auf seiner alten Meinung: „Und kann 
von ihm keineswegen ein solch Gesetz beliebet und verlautbaret werden, 
nach welchem, wenn weder das eine noch das andere Teil an der Ver- 
schlimmerung des Geldes schuld hat, dennoch das eine Teil mehr 
Schaden und Verlust dabei leiden sollte, als das andere Teil, welches 


') 800, 10, 87° fol. 237. 2) 900, 10, 87° fol. 1, 7, 10. 
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zu verordnen, weil es wider die Rechte und alle Billigkeit sein würde, 
gewissenhaften Oberen nicht geziemt.“ Die Arbeit der Deputation 
erschien vergeblich. Am 38. Juni 1771 beantragte deshalb die dritte 
Ordnung, die Deputation aufzuheben und die an sich dringende An- 
gelegenheit weiterhin nur zwischen den drei Ordnungen zu behandeln. 
Da diese jedoch auf ihren Standpunkten verblieben, schlief die Sache 
völlig ein.!) 

Erst im nächsten Jahre, am 23. März und 18. Mai 1772 verlangte 
die dritte Ordnung von neuem, „diese höchstnotwendige Regulierung 
des Agio nicht länger auszustellen, damit so viele Bürger sich nicht 
genötigt sehen, der Willkür ihrer Gläubiger sich zu unterwerfen.“ 
Aber auch jetzt glaubte der Rat seine einmal vertretene Ansicht nicht 
ändern zu dürfen. Vielmehr empfahl er am 27. April der dritten Ord- 
nung, wie es das Gericht schon 1770 vorgeschlagen hatte, den Land- 
tagsbeschlüssen beizutreten, da durch sie wenigstens ein Teil der Geld- 
schwierigkeiten behoben werden könnte. Da die dritte Ordnung aber 
hierauf nicht eingehen wollte, wurde die ganze Angelegenheit erneut 
vertagt.‘) 

Die Folge dieses Verhaltens der gesetzgebenden Körperschaften 
war, daß im geschäftlichen Leben sich vielfältige Unzuträglichkeiten 
herausstellten. Da in ihnen der Rat immer wieder um Entscheidung 
angegangen wurde, ersuchte er schließlich nach mehrjähriger Pause 
am 18. Dezember 1775 die Ordnungen erneut um Äußerung, und als 
diese nicht sogleich antworteten, trug er ihnen am 19. Februar 1776 
die Wichtigkeit der Sache nochmals vor.?) Seinen alten Vorschlägen 
getreu schlug er wiederum für alle die Fälle, in denen zwischen 
Gläubiger und Schuldner keine bestimmten Abmachungen getroffen 
waren, die Abwälzung der Geldentwertung auf beide zu gleichen 
Teilen und demnach ein Agio von 16%, bzw. 121°. zu Lasten des 
Schuldners vor. Während das Gericht seine Entscheidung sich vor- 
behielt, beantragte die dritte Ordnung am 26. Februar die erneute 
Einsetzung einer Deputation, deren Bildung das Gericht jedoch erst 
nach mehrmaliger Mahnung am 10. April zustimmte. Aber erst am 
24. Mai wurde der Ratsherr Johann Georg Döring mit ihrer Einberufung 
betraut.*) 

Das „Bedenken“, das diese neue Deputation am 18. Juni 1776 dem 
Rat einreichte, schloß sich fast wörtlich dem „Bedenken® ihrer Vor- 
gängerin vom 16. Mai 1771 an. Nur wurde das Agio nochmals auf 15 
und 10°) erhöht. Auch wurde der Ansicht des Rates, daß grundsätzlich 
der Schaden zwischen Schuldner und Gläubiger geteilt werden müßte, 
beigepflichtet. „Um der endlichen Berichtigung dieser Angelegenheit 
keine Hindernisse in den Weg zu legen“, stimmte der Rat diesem 
Vorschlage alsbald zu.) Dagegen konnte zwischen dem Gericht und 
den einzelnen Quartieren eine Einigung über die Agiosätze, die für die 


) ebd. 77, 118. 2) ebd. 59, 72, 82. ®) 800, 10, 87° fol. 82. 
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einzelnen Fälle festzusetzen waren, nicht erzielt werden. Auch weitere 
Mahnungen des Rates vom $. Februar und 5. März 1777, das Gericht, 
das Breite Quartier und das Koggenquartier möchten sich endlich 
Außern, führten zu keinem Beschluß.!) Im Gegenteil erklärten die 
beiden Quartiere am 14. März, daß sie bei ihrer früheren Meinung 
bestehen bleiben würden. Einer weiteren Behandlung der Frage war 
damit jeder Boden entzogen.?) 

Weder der Rat noch die beiden anderen Ordnungen haben in den 
folgenden Jahren an die peinliche Angelegenheit zu rühren gewagt. 
Das lebhaft begehrte und heftig umstrittene Danziger Aufwertungs- 
gesetz kam nicht zustande. In den politischen und wirtschaftlichen 
Wirren des ausgehenden 18. Jahrhunderts ist es sehr bald in Vergessen- 
heit geraten. Etwaige Streitigkeiten wurden durch Spruch des Gerichts 
und durch Verfügung des Rates erledigt, soweit nicht ohne Anrufung 
der Behörden eine Einigung zwischen den Parteien erfolgte. 


Danzig. Erich Keyser. 
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Metod Dolenc, Professor an der Universität Laibach, 
Dusanov Zakonik. Primerjalni prikaz pravnih razmer po 
Du3anovem zakoniku in po istodobnem germanskem pravu 
— s posebnim ozirom na Slovence (Das Gesetzbuch Dusans. 
Vergleichende Darstellung der Rechtsverhältnisse nach dem 
Gesetzbuche Dusans und nach dem gleichzeitigen ger- 
manischen Recht — mit besonderer Berücksichtigung der 
Slovenen). Utbeniki — izdaja Juridi?na Fakulteta v Ljublani 
— II. knjiga (Lehrbücher, herausgegeben von der Jurisü- 
schen Fakultät in Laibach. III. Werk) bezw. SploSna 
knjifnica — znanstvena zbirka #t. VIII (Allgemeine Biblio- 
thek, Wissenschaftliche Reihe, Nr. VII), v Ljubljani (Lai- 
bach) 1925, Zvezna knjigarna (Verbandsbuchhandlung). 
VIII 214 8. 8°. 


Die Vereinheitlichung der juristischen Studienpläne im jungen 
Königreiche der Serben, Kroaten und Siovenen hat auch für die Hoch- 
schulen außerhalb des serbischen Stammesgebietes die Beschäftigung 
mit dem Gesetzbuch Kaiser Stefan Dusans (erlassen 1349 and 1353/54), 
der vollendetsten Schöpfung der hochentwickelten staatlichen Kultur des 
serbischen Mittelalters, zur Pflicht gemacht. Aus der richtigen Erkennt- 
nis heraus geboren, daß zur Förderung des gegenseitigen Verständnisses 
zwischen den im neuen Staate verbundenen südslavischen Stämmen, 
das durch die jahrhundertelange staatliche Trennung und die ver- 
schiedenartige kulturelle Entwicklung erschwert ist, die Vertiefung in 
die Geschichte der einzelnen, nunmehr vereinigten Kulturgebiete un- 
umgänglich ist, hat diese Maßnahme in der rechtshistorischen Literatur 
bereit# hocherfreuliche Früchte gezeitigt: zu ihnen gehört das vorliegende 
Buch des Laibacher Strafrechtslehrers, das in erster Linie bestimmt ist. 
den slovenischen Juristen, die in einem Boden wurzeln, dessen Rechts- 
entwicklung in allen Hauptzügen deutschrechtliches Gepräge trägt, das 
Verständnis eines Denkmals zu erleichtern, in dem slavisches Rechtegut 


unter starkem byzantinischen Einfluß zu einem ganz eigenartigen Genzen 
gestaltet ist. 
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Diesem praktischen Zweck entspricht die Anlage des Buches: 
einer kurzen, über die allgemeine Bedeutung des Gesetzbuches und 
den Stand der serbischen Gesetzgebung zur Zeit seiner Entstehung 
orientierenden Einleitung folgt eine Darstellung seines Inhalts nach 
Stoffgruppen, die, da in dem Denkmal selbst ein System nur vereinzelt 
durchschimmert, nach modernen Gesichtspunkten gebildet sind (Ver- 
treter der Staatsgewalt, Stände, Organe der Staatsgewalt, Zivilrecht, 
Strafrecht, Prozeßrecht). Auf jeden die Bestimmungen des Gesetzbuches 
aus einem größeren Rechtsgebiet zusamnıenfassenden und erläuternden 
Abschnitt der Darstellung folgt eine kurze Übersicht über die entsprechen- 
den Verhältnisse auf deutschrechtlichem Boden unter besonderer Be- 
rücksichtigung Sloveniens (d. h., historisch ausgedrückt, Krains und 
der von Slovenen besiedelten Gebiete Steiermarks. Kärntens und des 
Küstenlandes) und mit Hervorhebung der wichtigsten gemeinsamen 
oder verschiedenartigen Züge beider Rechtssysteme. Eine slovenische 
Übersetzung des Gesetzbuches, wertvoll als Beitrag zu seiner Inter- 
pretation, beschließt das Buch. 

Die Schwierigkeiten, die bei der von Dolenc befolgten Methode 
der Gegenüberstellung serbischen und deutschen Rechts zu überwinden 
sind, ergeben sich einerseits aus dem Charakter des Gesetzbuches und 
dem Stande der Erforschung der serbischen Rechtsgeschichte: Dusans 
Kodifikation bietet keineswegs eine erschöpfende Regelung der Rechts- 
verhältnisse des Landes und der Zeit seiner Entstehung, neben ihm 
blieb Gewohnheitsrecht und gesetztes Recht byzantinischer und ein- 
heimischer Herkunft in weitem Umfange in Geltung. Seine Berück- 
sichtigung ist unerläßlich, will man ein vollständiges Bild des Rechts- 
lebens zur Zeit Dusans gewinnen, aber erschwert durch das Fehlen 
einer Gesamtdarstellung der serbischen Rechtsgeschichte: die höchst 
dankenswerten Bearbeitungen der einzelnen Rechtsgebiete durch den 
unermüdlichen polnischen Forscher Wladystaw Namyslowski') 
schaffen bisher nur teilweisen Ersatz. Aber auch die Erforschung der 
Entstehung des Dusanschen Gesetzbuches steht noch in den Anfängen; 
wir sehen keineswegs klar, welche von seinen Bestimmungen den tat- 
sächlichen Rechtszustand widerspiegeln, und was in ihm eigene Rechts- 
schöpfung des Kaisers war und vielleicht bloßes Postulat geblieben ist, 
und gerade bei diesem Teil des im Gesetzbuch vereinigten Rechtsgutes 
wäre die Untersuchung seiner Herkunft besonders wichtig. 

Dolenc hat sich den geschilderten Schwierigkeiten im allgemeinen 
gewachsen gezeigt: er hat die Lücken des Gesetzbuches aus den übrigen 
Quellen ergänzt und so ein Gesamtbild des Rechtszustandes des mittel- 
alterlichen Serbiens geschaffen, wie wir es in dieser Vielseitigkeit bisher 


1) Sie sind verzeichnet bei H. F. Schmid, Die wichtigsten neueren 
Hilfsmittel zur Einführung in die Rechtsgeschichte der slavischen Völker, Zeit- 
schrift für osteuropäisches Recht II 1926 S. 221f. Dazu neuestens: Wege 
der Rezeption des byzantinischen Rechts im mittelalterlichen Berbien, Jahr- 
bücher für Kultur und Geschichte der Slaven N. F. I 1925, 8. 139—152. 
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nicht besaßen und schmerzlich vermißten; für manche Gebiete. wie 
u. a. das der Regalien, der Stadt- und Gauverfassung bringt ea neue 
und wertvolle Gesichtspunkte, die Taranovskij in einer inhaltreichen 
Besprechung!) zusammengestellt hat. Weniger befriedigt einrelnes, we 
7. B. der den Rechts- und Wirtschaftsverhältnissen der kirchlichen An- 
stalten gewidmete Abschnitt, der namentlich auf Grund der Forschungen 
von Grujic®) zu ergänzen wäre. 

Die Frage nach dem Ursprung und der tatsächlichen Anwendung 
der Bestimmungen des Gesetzbuches hat Dolenc nur in den wenigen 
Fällen, in denen Vorarbeiten vorlagen, gestreift — diese Beschränkung 
war durch die Rücksicht auf den praktischen Zweck und den Umfang 
seines Buches geboten —: hier bietet sich der Forschung noch ein reiches 
und dankbares Arbeitsfeld, um dessen Erschließung sich neuestens der 
weitblickende junge serbische Historiker Nikola Radojcic mit großem 
Erfolge bemüht. Die Methode, die hier zum Ziele führt, ist die Ver- 
gleichung des Rechtsgutes des Gesetzbuches einerseits mit dem aus 
den übrigen serbischen Quellen bekannten, andererseits niit dem der 
Nachbargebiete, von denen ein Einfluß auf das serbische Recht ausgeben 
konnte; als solche kommen in erster Linie Byzanz und Ungarn in Frage. 
Auf diesem Wege gewinnen wir gleichzeitig Anhaltspunkte für eine all- 
gemeine Wertung der Stellung des serbischen Rechts, des serbischen 
Staates, der serbischen Kultur innerhalb der mittelalterlichen Welt. 
Um sie vollgültig zu machen, ist freilich die umfassende Heranziehung 
des ost- und mitteleuropäischen Rechtes notwendig, wie sie schon 
Jirelek verlangt hat, des auf griechisch-römischer Grundlage er- 
wachsenen, des slavischen (mit dem von slavischen Elementen be 
herrschten ungarischen und rumänischen Recht) und des geı manischen 
Rechts. Darin, daß es zu einer derartigen umfassenden rechtsvergleichen- 
den Bearbeitung des in Dusans Gesetzbuch niedergelegten Rechtagutes 
durch die Heranziehung des deutschen Rechtes einen wichtigen Beitrag 
liefert, liegt die Hauptbedeutung des Dolencschen Buches für die 
Wissenschaft: auf sie hinzuweisen ist der Hauptzweck dieser Zeilen. 

Zunächst müssen wir seinen deutschrechtlichen Abschnitten noch 
unsere Aufmerksamkeit zuwenden: die Aufgabe, der bei ihrer Abfassung 
der slovenische Forscher gegenüberstand, war vielleicht noch schwerer 
zu lösen als die der Darsteliung des serbischen Rechts: einmal galt es, 


I) Arhiv za pravne i druötvene nauke (Archiv für Rechts- und Sozial- 

nun) Jahrg. XVI, Bd. XXVII (N. F. XI), Belgrad 1925, 8. 157 
is 166 

%2) Srednevekovno srpsko parohijsko sveätenstvo (Die Pfarrgeistlich- 
keit im mittelalterlichen Serbien), Skoplje 1923, besprochen von HL F. Schmid 
in dieser Zeitschrift XLV, kan. Abt. XIV, 1925, S. 573f.; Vlastelinstro 
Svetoga Djordja kod Skoplja od XI.—-XV. veka (Die Grundherrschaft des 
St. Georgsklosters bei Skoplje vom XI.— XV. Jahrhundert), Glaanik Skopekog 
Nau?nog Druätva (Bulletin de la Societ& Scientifique de Skoplje) I, 1925, 
8. 45—77 mit franz. Resume; dazu zahlreiche Wortartikel in der Narodna 
Enciklopedija Srpeko- Hrvatsko-Slovenalka (Serbisch-Krostisch-Siovenischen 
Nationalenzyklopädie), im Erscheinen, Zagreb (Agram), seit 1925. 
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dieser das Bild eines Stadiums der Rechtsentwicklung auf gormanischem 
Boden gegenüberzustellen, das in seinen allgemeinen wirtschaftlichen 
und kulturellen Voraussetzungen etwa dem entspricht, das Dusans 
Gesetze widerspiegeln: es fand sich in den Zuständen der späteren 
Merowinger- und der Karolingerzeit. Daneben aber sollten die jenen 
gleichzeitigen Verhältnisse auf deutschem, und zwar besondeıs auf 
slovenischem Boden zur Darstellung kommen: infolgedessen mußten 
— auch darauf hat Taranovskij hingewiesen — zu den: einheitlichen 
Recht eines Staates mit zentralisierter Verwaltung Parallelen in Be- 
ziehung gebracht werden aus einem Rechtsgebiet, in dem von einer 
Bechtseinheit schon keine Rede mehr sein konnte, in dom vielmehr das 
Schwergewicht der Rechtsbildung in die einzelnen Stammesbereiche 
und — gerade im Südosten deutlich bemerkbar —- in die Teıtitorien 
übergegangen waren. Der Wunsch, diesen beiden Forderungen auf 
koappem Raum zu genügen, hat manchmal zu schroffen Nebeneinander- 
stellungen der Verhältnisse des Frankenreichs und der Sloveniens im 
späteren Mittelalter geführt: die letzteren waren ja Dolenc zunı Teil 
aus eigenen Arbeiten, auf die, weil sie einen Beitrag zur Rechtsgeschichte 
eines deutschrechtlichen Gebietes bilden, hier ausdrücklich hingewiesen 
seit), besonders genau vertraut; —- sie haben hier eine dankenswerte 
Zusammenstellung erfahren —. Man hat öfters das Gefühl, daß hier 
cin Zwischenglied fehlt: es würde sich bieten in einer etwas reichlicheren 
Heranziehung der rechtlichen Gesamtentwicklung der deutschen Süd- 
ostmarken, wie sie in der Wissenschaft von der österreichischen Reichs- 
und Rechtsgeschichte bearbeitet worden ist, deren Hilfe Dolenc wmerk- 
würdig selten in Anspruch ninımt. Daß er die letzte und gerade für die 


1) Postanak in pomen inStrukcij za Krvna sodi&ta na Stajerskem, 
Kranjekem in Koroßkem (Entstehung und Bedeutung der Instruktionen für die 
Banngerichte in Steiermark, Krain und Kärnten), Casopis za zgodovino in naro- 
dopisje (Zeitschr. f. Gesch. u. Volkskunde) IX Marburg a.d. Drau 1912, 8. 28 
bis 115; Pravosodstvo kostanjeviske opatije v letih 1631—1655 (Die Rechtspflege 
in der geistlichen Landgerichtsherrschaft Landstraß in Unterkrain), das. XJ, 
1914, S. 33—60; Von der Strafgerichtsbarkeit innerösterreichischer Taidinge 
im XVII. Jahrhundert, Groß’ Archiv für Kriminologie LX, 1914, S. 350 — 359; 
Pravni izrazi v prevodih vinogorskega zakona (Rechtsausdrücke in den slo- 
venischen Übersetzungen des Weinbergsgesetzes), Casopis za slovenski jezik, 
knjiZevnost in zgodovino (Zeitschr. f. sloven. Sprache, Literatur und Ge- 
schichte) II, Laibach 1920, S. 72—91; Pravosodstvo pri novomeökem inkor- 
poriranem uradu nemäkega viteökega reda v letih 1721 — 1772 (De iurisdictione 
apud Rudolfsvertense incorporatum officium Ordinis equestris Teutonici), 
Zbornik znanstvenih razprav Juridilne fakultete (Sammlung wissenschaft- 
licher Abhandlungen der juridischen Fakultät) I 1920—1921,.' Laibach 1921, 
S. 22-100; Pravosodstvo cistercienske opatije v Kostanjevici in jezuiteke 
rezidence v Pleterju od konca 16. do konca 18. stoletja (La juridiction de l’ab- 
baye de Cisterciens A Kostanjevica et de la r&sidence des Jesuites A Pleterje 
de la fin du 16me A lafindu 18me siccle) das. UI, 1923/24, 1924, S.1—118. Do 
kedaj so veljale „Gorske bukve“ na Slovenskem?! (Bis wann haben die 
„Gb.“ [die „Berg-Artikel‘“ Ferdinands I. von 1548, Weinbergsrecht ent- 
an in Slovenien gegolten ?, C’asopis za zgodovino in narodopisje XX 

‚8. 113—119. 
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slovenischen Gebiete recht ergiebige Darstellung ihrer Ergebnisse, die 
einer ihrer hervorragendsten Vertreter, der diese großenteils selbst ge- 
wonnen hat, uns gibt, Luschin von Ebengreuths Handbuch der 
österreichischen Reichsgeschichte!), nicht benutzt hat, ist besonders 
auffallend: hier hat eine Neuauflage, die das Werk als Lehrbuch hoffent- 
lich bald erleben wird, eine fühlbare Lücke zu schließen. In ihr könnten 
auch für so manche Erscheinung des serbischen Rechtslebens die fehlen- 
den und doch auf der Hand liegenden Parallelen nachgetragen werden 
(z. B. zu der serbischen Patrimonialkirche das fränkische Eigenkirchen- 
wesen und seine Nachwirkungen im Patronatrecht; auch die Darstellung 
der slovenischen Sozialgeschichte könnte auf Grund der Forschungen von 
Ludmil Hauptmann?) vertieft werden); endlich wären auch einzelne 
Iapsus calami (angelsächsisches Recht im Sachsenspiegel!) zu beseitigen. 
Dafür könnten manche nebensächlichen Ausführungen und auch die 
Titel veralteter Lehrbücher und wissenschaftlich bedeutungsloser Re- 
petitorien wegbleiben. 

Der praktischen Brauchbarkeit des Dolencschen Buches tun diese 
Lücken keinen nennenswerten Abbruch; seine wissenschaftliche Be- 
deutung beruht — außer in dem Querschnitt durch das serbische Recht 
des Mittelalters und in der Zusammenstellung der Daten über die Rechts- 
verhältnisse Sloveniens — in den Ergebnissen der Vergleichung des 
serbischen und des deutschen Rechtssystems. Dolenc kommt zu der 
Feststellung, daß in seinen privatrechtlichen, strafrechtlichen, prozeB- 
rechtlichen Normen das mittelalterliche Serbien der germanischen Welt 
sehr nahe steht; Jirotek hatte auf die große Ähnlichkeit hingewiesen, 
die auf diesen Gebieten zwischen der Rechtsordnung Böhmens, Polens 
und Ungarns, also der nach wesentlich slavischem Recht lebenden 
Staaten Mitteleuropas, und der Serbiens besteht. Es ist mithin zweifellos 
slavisches Recht, das auch hier gilt, und die von Dolenc gewonnenen 
Ergebnisse bestätigen demnach die herrschende Meinung über die nahe 
Verwandtschaft dieser Teile des germanischen und des slavischen 
Rechtsgutes. 

Auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts liegen die Verhältnisse 
nicht so einfach: Parallelen zum deutschen Recht führen hier in die 
fränkische Zeit zurück, andererseits ist in manchen Punkten der Einfluß 
von Byzanz unverkennbar; einzelne Einrichtungen wieder, der Reichs- 
tag. das Schwurgericht, verleihen gerade diesom Teile des mittelalter- 
lichen serbischen Rechts ein Gepräge von besonderer Eigenart. Die 
Formel für sie zu finden ist in jüngster Zeit wieder versucht worden 


1) 12, Bamberg 1914. 

2) Von den neueren besonders: Staroslovenska dru£ba in njeni stanovi 
(Die altslovenische Gesellschaft und ihre Stände), Casopis za slovenski jezik 
etc. I, 1918, S. 79—99; Staros]ovenska in staroslovanska svoboda (Altalavische 
und altslovenische Freiheit), Cas (Die Zeit) XVII, Laibach 1923, S. 305 — 344; 
Karantanska Hrvatska (Das karantanische Kroatien), Zbornik kralja Tomisla- 
va Jugoslavenske Akademije (König Tomislav - Gedächtnisschrift der Süd- 
slavischen Akademie), Zagreb (Agram) 1926, S. 297—317. 
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im Verlaufe einer Kontroverse, die an eine Studie von Radojtic!) 
anknüpft, in der dieser an einem einzelnen Punkte — der Bestimmung 
des Dusanschen Gesetzbuches über seine Verbindlichkeit gegenüber 
anderen kaiserlichen Erlassen — die Abhängigkeit des serbischen Staats 
rechts vom byzantinischen nachzuweisen versucht hatte. Der führende 
kroatische Rechtshistoriker, Marko Kostrencic, hatte demgegenüber 
auf das Vorkommen ähnlicher Bestimmungen in der Goldenen Bulle 
König Andreas II. von Ungarn (1222) hingewiesen.?) Radojcic ver- 
wirft die Annahme einer Verwandtschaft beider Anordnungen,?) da er 
im Serbien des 14. Jahrhunderts und im Ungarn des 13. Jahrhunderts 
Staaten von völlig verschiedener Struktur sieht: jenes war ein „BRechts- 
staat‘‘, dieses ein Ständestaat. Und doch sind die Analogien zwischen 
vielen serbischen Institutionen und denen Ungarns und der gleich orga- 
nisierten westslavischen Staaten, z. B. auf dem Gebiet der landesherr- 
lichen nutzbaren Rechte oder der Gauverfassung — zum Teil ist auch die 
Terminologie völlig entsprechend — so stark, daß ein näherer Zusammen- 
hang außer Zweifel steht. Dolenc hat manche Züge der serbischen 
Rechtsordnung als Zeugnis einer primitiv-familiären Auffassung der Stel- 
lung des Landesherrn gedeutet. Taranovskij lehnt diese Ansicht mit 
einem Hinweis auf die hochentwickelte byzantinische Lehre vom Herr- 
scheramt, die in Serbien Eingang gefunden hat, ab. Und doch sind jene 
Züge vorhanden; für manche von ihnen hat Dolenc die Parallele im me- 
rowingischen Staat gefunden. Noch viel packender ist aber der Vergleich 
mit Böhmen, Polen, Ungarn vor ihrer Entwicklung zum Ständestaat: 
dieses familiäre, patriarchalische Element bildet ja gerade ein Merkmal 
jener durch die Alleinherrschaft des landesherrlichen Willens gekenn- 
zeichneten älteren Periode der rechtlichen Entwicklung dieser Länder, 
die in ihnen überall mit dem Erstarken der Stände im 13. Jahrhundert 
ende. Wir möchten also den serbischen Staat des 14. Jahrhunderts 
mit dem westslavischen (und ungarischen) Staat des 12. Jahrhunderts 
in Parallele bringen: die Entwicklung zum Ständestaat, in Serbien 
durch die Privilegierung der Adelsklassen und der Kirche, durch das 
Vorhandensein des Reichstages (wenn auch wohl nur mit beratender 
Stimme) angedeutet, wurde unterbunden durch die Rezeption der byzan- 
tinischen Rechtselemente. 

So läßt sich auch die Betrachtung des serbischen Staates des 


I) Snaga zakona po Dusanovu Zakoniku (Die Gesetzeskraft nach DuSans 
Gesetzbuch, Glas (Organ der Kgl. Serb. Akademie) XC, Belgrad 1924, S. 100 
bis 139; deutscher Auszug u. d. T.: Die Gründe einer serbischen Entleh- 
Dung aus dem byzantinischen Rechte, Acad&mie Roumaine, Bulletin de la 
Seotion historique XI 1924, 8. 228ff. 


. .*%) In seiner Rezension von Radojcics eben genannter Abhandlung, 
Narodna Starina (Nationales Altertum) 7, Zagreb 1925, S. 100-104. 


®) Sudije izakon u srednjevekovnoj Srbiji i u Ugarskoj (Richter undGe- 
setz im mittelalterlichen Serbien und in Ungarn), Letopis Matice Srpske 
(Jahrbuch des Serbischen Kulturvereins), Jahrg. XCIX, Bd. 305, u Novom 
Sadu (Neusatz) 1925, S. 53— 68. 
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Mittelalters einreihen in jene umfassende Synopse der Staaten- und 
Rechtsbildung an der Peripherie der römischen Welt, die kürzlich Mar- 
celi Handelsman eindrucksvoll angedeutet und in ihren Grundzügen 
unrissen hat), in der die Parallelität der Entwicklung auf germanischem 
und slavischem Boden deutlich in Erscheinung tritt. 

Im Sinne dieser Synopse erhoffen wir einen weiteren Ausbau der 
von Dolenc in seinem anregenden und nützlichen Buche angewandten 
Darstellungsart: zweifellos wird der Vergleich der einzelnen Bestim- 
mungen des Dußanschen Gesetzbuches, auch auf dem Gebiete des strei- 
tigen Rechts, mit den Rechtsordnungen Böhmens und Polens, vor allem 
aber Ungarns, noch manchen wertvollen Beitrag zur Erkenntnis des 
Wesens des serbischen Rechts liefern. Die Ausdehnung einer Unter- 
suchung wie der uns von Dolenc geschenkten auf das ungarische Recht 
ist ja zudem durch die Vereinigung weiter, nach seinen Bestimmungen 
lebender Gebiete mit Jugoslavien nahegelegt. 


Graz. Heinrich Felix Schmid. 


Otto Grünenthal, Privatdozent an der Universität Breslau, 
Das Statut von Wislica in polnischer Fassung. Kritische 
Ausgabe. Sammlung slavischer Lehr- und Handbücher, 
herausgegeben von A. Leskienf und E. Berneker, 
III. Reihe: Texte und Untersuchungen, 3, Heidelberg 1925. 
108 8. 8°. 


Auf den Nutzen, der aus der Zusanımenarbeit rechts- und sprach- 
geschichtlicher Forschung beiden Disziplinen erwachsen kann, hat jüngst 
Karl Frölich in dieser Zeitschrift in treffenden, mit reichen Hinweisen 
auf Beispiele eines erfolgreichen derartigen Zusammenwirkens ver- 
sehenen Ausführungen hingewiesen?): als willkommenen Beweis dafür, 
daß die Erkenntnis von dem Wert solcher Grenzlandsarbeit im Kreis 
der Sprachforscher deutscher Zunge nicht auf die Germanisten beschränit 
ist, möchte man diese Ausgabe eines der rechts- und sprachhistorisch 
wichtigsten Denkmäler der mittelalterlichen Kultur Polens gern mit 
Freuden begrüßen. Doch leider ist die Tatsache, daß sich ein deutscher 
Slavist einmal mit einem Text beschäftigt, der nicht ausschließlich 
philologisches Interesse weckt, dessen sprachgeschichtliche Würdigung 
vielmehr auch für die rechtsgeschichtliche Forschung wichtige Erpeb- 
nisse bringen kann, fast das einzig Befriedigende an dieser Neuerschei- 
nung: in erster Linie will sie natürlich der Sprachwissenschaft dienen, 
indem sie ihr einen mittelalterlichen polnischen Text in einer vom Heraus- 


!) In seinem Referat: Feodalite et feodalisation dans l’Europe Occiden- 
tale, in La Pologne au Vme Congres International des Sciences historiques 
Bruxelles 1923, Varsovie 1924, S. 95—112. 

2) XLV, Germ.Abt., 1925, S. 516 ff. in seiner Besprechung von G. Müller, 
Recht und Staat in unserer Dichtung, Hannover-Leiprig 1924. 
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geber aus den von Piekosinski in diplomatischen Abdrücken heraus- 
gegebenen!) Handschriften rekonstruierten Idealgestalt bietet; recht 
glücklich ist Grünenthal auch bei diesem Bestreben nicht gewesen: 
die wichtigste, seinem Text gewidmete sprachgeschichtliche Vorarbeit 
ist ihm unbekannt geblieben, an seinom Quantitätsbezeichnungssystem 
ist er selbst wieder irre geworden und bietet so einen unfolgerichtig 
rekonstruierten Text. 

Die rechtsgeschichtliche Erkenntnis hätte der Herausgeber un- 
mittelbar fördern können, wenn er die Vergleichung der polnischen 
Übersetzung mit ihrer lateinischen Vorlage, zu der er oft greifen muß, 
um das Verständnis jener zu erleichtern, auf eine tragfähige Grundlage 
gestellt hätte durch Benutzung der Abdrucke aller in den einzelnen 
Handschriften überlieferten Fassungen des lateinischen Statutentextes. 
die wir Ulanowski verdanken,?) Statt dessen hält sich Grünenthal 
an Helcels Druck von 1856?) und die Rechtsquellengeschichte geht 
leer aus — die Ausgabe aber ist durch eine Reihe leicht zu vermeidender 
Irrtümer verunziert. 

Von der Einleitung zu der kritischen Neuausgabe eines Rechts- 
denkınals erwartet man eine Darlegung der Textüberlieferung und viel- 
leicht auch eine kurze Würdigung seiner Bedeutung für die Rechts- 
entwicklung: Grünenthal bemüht sich, beides zu geben; doch ent- 
behrt seine Textgeschichte der Übersichtlichkeit, ist in den Zitaten nach- 
lässig gearbeitet und läßt vor allem ein Eingehen auf die Frage nach 
der lateinischen Vorlage vermissen. Völlig verunglückt ist die rechts- 
geschichtliche Würdigung: der Vergleich des Statuts mit seinem fast 
ausschließlich privat-, prozeß- und strafrechtlichen Inhalt mit grund- 
legenden Verfassungsgesetzen, wie der Goldenen Bulle oder der Magna 
Charta, der jedem juristischen Empfinden Hohn spricht, wird freilich 
von Grünenthal nur einem ungenannten Vorgänger nachgeschrieben; 
weit bedenklicher ist, daß er die von ihm angenommene Anschauung 
über die Entstehung des Statuts ohne jede einschränkende Bemerkung 
wie den Bericht über eine feststehende Tatsache vorträgt, noch dazlı 
in einer Form, in der sie offenkundig falsch ist: denn daß eine erst 1361 
entstandene Urkunde, wie jenes Arbitrium Iaroslai (des Ginesener Erz- 
bischofs) über zehntrechtliche und andere Fragen des partikulären 
Kirchenrechts, die außer der polnischen Übersetzung als Einschub in 
die Statuten Kasimirs des Großen noch eine lateinische Handschrift 
--- nicht mehrere, wie Grünenthal sagt — kennt, nicht ursprünglicher 
Bestandteil des Statuts von 1347 sein kann, wie das die Worte der Ein- 
leitung besagen, das ließ sich auch ohne rechtsgeschichtliche Vorstudien 
feststellen; daß aber die ganze Frage der Entstehung und Zusammen- 


1) Im Archiwum Komisyi Prawniczej (Collectanea ex archivo Collegii 
Iuridici) der Krakauer Akademie, III 1885 und VIII, 1 1907. 

2) Im Archiwum Komisji Prawniczej II und IV 1921. 

%) In den Starodawne prawa polskiego pomniki (Alten Denkmälern pol- 
nischen Rechts) I, Warschau 1856. 
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setzung des Statuts noch durchaus nicht gelöst ist, vielmehr bis heute 
eines der wichtigsten Probleme der polnischen rechtshistorischen For- 
schung bildet, darüber hätte sich ein auf der Höhe seiner Aufgabe stehen- 
der Herausgeber aus jener zum Nutzen seiner Leser unterrichten sollen. 

Auch sonst zeigt die Ausgabe, daß ihrem Urheber jedes Interesse 
für die Sachen, von denen die Worte seines Textes handeln, abgeht: 
so erklärt er diese falsch, wo er jene zu ihrer Verdeutlichung heranziehen 
muß u.a. ım.!) — 

Der Rechtshistoriker wird kaum Veranlassung haben, zu Grünen- 
ıhals Ausgabe zu greifen, wenn er sich mit dem Statut von Wislca 
beschäftigen will: für seine Arbeit bieten Piekosinskis und Uls- 
nowskis Abdrucke die Grundlage, deren hohen Wert man erst erkennt, 
wenn man 3ich des Standes der Edition deutscher Rechtsbücher von 
ähnlicher Bedeutung erinnert. 

Auf die Wichtigkeit der umfassenden Sammlung groß- und klein- 
polnischen Gewohnbeitsrechtes, die in den Statuten Kasimirs des Großen 
vorliegt, für die polnische Rechtsgeschichte einzugehen, ist nicht Auf- 
gabe dieser Anzeige. Nur darauf mag sie hinweisen, daß auch für die 
Geschichte des deutschen Rechtes auf polnischem Boden — seit der 
Beginn des 13. Jahrhunderts waren ja gerade die polnischen Kernlank, 
deren Recht das Statut wiedergibt, mit nach deutschem Recht lebenden 
Siedlungen durchsetzt — in der Gesetzgebung des großen Fördere:s 
der Kolonisation zu deutschem Recht eine wichtige Quelle fließt: mit der 
Regelung der Rechtsverhältnisse der Schulzen und der Scholtiseien 
(Art.15 bzw. 110 in Grünenthals Ausgabe) greift sie ja unmittelbar 
in seine Entwicklung ein. Nicht so offensichtlichen Zeugnissen nach- 
zugehen wäre eine dankbare Aufgabe für einen Forscher, dem in gleicher 
Weise die Geschichte des deutschen wie die des slavischen Recht® 
vertraut ist. 


Graz. Heinrich Felix Schmid. 


Anuario de Historia del Derecho Espanol Tomo I, Madrid 1924; 
Tomo II, Madrid 1925 (Junta para ampliaciön de estadios 
e investigaciones cientfficas; centro de estudios historico!). 
480 + 562 9. Lex. 8°. 


Obwohl unsere Zeitschrift im allgemeinen Zeitschriften und Zeit 
schriften-Aufsätze nicht in den Bereich ihrer Besprechungen zu zieht 
pflegt, erscheint es notwendig, das vorliegende große rechtshistorisch® 
Unternehmen zu begrüßen und zu verfolgen, das die besten Aussichtes 
für die Pflege eines auch dem deutschen Rechtshistoriker best 


1) Eine eingehende Begründung meiner Bedenken gegen Grünentbals 
Ausgabe bringt meine Besprechung in den Jahrbüchern für Kultur und (* 
schichte der Slaven, N, F. I, Breslau 1925 S. 279-283. 
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ders wichtigen Gebietes der europäischen Rechtsentwicklung sich zur 
Aufgabe stellt. Spaniens wertvolle Rechtsgeschichte, aufbauend auf 
dem germanischen Rechte der Westgoten, beeinflußt durch iberisches, 
römisches, arabisches, kirchliches Recht, dann eigentümlich gefärbt 
durch die Erwerbungen in Amerika und mit dem amerikanisch-spani- 
schen und portugiesischen Recht in dauernder Wechselwirkung, auf 
den Norden Europas immer wieder seine Kräfte ausstrahlend, erfordert 
unsere Aufmerksamkeit in besonders hohem Grade, keineswegs nur 
wegen der Interessen der Rechtsvergleichung des geltenden Rechts, 
sondern vor allem wegen der eigentümlichen Fortentwicklung der 
germanischen Rechtselemente. Seit langer Zeit sind die Spanier an der 
Arbeit für die Geschichte ihres Rechts, die Reihe der Schriften beginnt 
namentlich mit dem 18. Jahrhundert, setzt dann im 19. Jahrhundert 
mit Martinez Marina und Regnera Valdelomar ein und führt über 
zahlreiche hervorragende Arbeiten zu dem Werke Rafael Urefias und 
Edoardo de Hinojosas. Aus der Schule Hinojosas vor allem ist der 
Kreis von Männern hervorgegangen, welcher die vorliegende Zeitschrift 
ins Leben gerufen hat, Es fehlte bisher ein Zentralorgan für die 
historische Arbeit am spanischen Recht; die zahlreichen Arbeiten sind 
verstreut und schwer zu übersehen; eigentümlich ist, daß eine ganze 
Anzabl größerer Arbeiten überhaupt nicht gedruckt worden sind, son- 
dern nur bei den Behörden usw. für den Gebrauch zugänglich gemacht 
wurden; es kam vor, daß derselbe Gegenstand mehrfach bearbeitet 
wurde, ohne daß die Bearbeiter voneinander wußten. Das neue 
Unternehmen will alle in Spanien entwickelten Rechtsbildungen ohne 
Rücksicht auf die "jetzigen Grenzen heranzuziehen, und zwar sollen 
nicht nur Untersuchungen, sondern auch Ausgaben wichtiger Texte 
und eine eingehende Bibliographie, sowohl in Rezensionsform als 
auch in Form systematischer Übersichten gegeben werden. Neben dem 
Anuario soll eine Reihe größerer selbständiger Abhandlungen einher- 
laufen. Ausländische wissenschaftliche Kräfte sollen herangezogen 
werden. 

Dieses schöne Programm ist in den jetzt vorliegenden ersten 
beiden Bänden vortrefflich erfüllt. Es ist unmöglich, die Darbietungen 
bier zu erörtern, es genügt, auf die wichtigsten Beiträge hinzuweisen, 
die zum Teil in spanischer, zum Teil in portugiesischer Sprache ge- 
geben sind. Mit den Rechtsquellen befassen sich die Aufsätze von 
F. Valls Taberner über den liber judicum popularis des Homobonus von 
Barcelona (II, 200—212) und von Laureano Diez Canseco über den 
Fuero de Leön (1, 337— 381), weiterhin aber auch die Arbeiten von C]. Frbr. 
v. Schwerin über das älteste spanische Recht (I, 27ff.), von Ernst Mayer 
(1, 86.) und von Dopsch (Il, 27ff.), beide über das Capitulare de villis. 
Wertvolle Untersuchungen zu der Geschichte der Kommendation und 
des l,ehnswesens bietet der große Aufsatz des Herausgebers Claudio 
Sänchez-Albornoz: Las behetrias, la encomendaci6n en Asturias, Leön 
y Castilla (I, 158—336), ferner die verwandte Fragen behandelnden 
Aufsätze von Ramos y Loscertales über die devotio iberica (I, 1—26), 
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und von Merda, über das Wort atondo (I, 75ff.). Hier reiht sich am 
besten der interessante Aufsatz von Manuel Torres Löpes an, der die 
Doktrin der Eigenkirche bei den spanischen Schriftstellern behandelt 
(11, 402ff.) und mit großer Belesenheit (auch in der deutschen Literatur) 
zeigt, wie der Gedanke der Eigenkirche seit dem 14. Jahrhundert in 
Spanien wissenschaftlich gepflegt worden ist, und wie die Probleme, 
welche „Stutz admirablemente unific6 y sistematiz6“ in der spani- 
schen Literatur seinerzeit viel erörtert wurden, aber dann in den letsten 
fünfzig Jahren so in Vergessenheit geraten sind, daß sie jetzt wieder 
neu auferstehen müssen. Das interessante Gebiet des arabischen Recht: 
und der arabischen Rechtsliteratur betreten die Darlegungen von 
M. Alarcön (II, 196) und von M. Asfn Palacios (II, 13 ff.) ; portugiesische 
Fragen behandeln P. Mer&a (II, 169f£) und L. Cabral de Moncada (I, 
218); städtische Verhältnisse erörtern der große Aufsatz von Ramöı 
Carande (II, 233—401) über Sevilla als Festung und Markt und die für 
die Handelsgeschichte interessanten Darlegungen von E. See über den 
französischen Handel in Cädis im 18. Jabrhundert. Daran reihen sich eine 
Anzahl Beiträge zur Geschichte des südamerikanischen Rechts: B. Lerene 
handelt von dessen Quellen (I, 55ff.), J. Ma. Ots Capdequi über das 
Municipio hispanoamericano in der Kolonial-Periode (I, 93-157) nd 
über das Eigentumsrecht in der spanischen Gesetzgebung für Wet 
indien (IT, 49—168). Schließlich sei der nachgelassene Aufsatz E. Hino- 
josas über die Bedeutung Joaquin Costas für die Rechtsgeschichte 
(II, 1ff.) erwähnt. Dazu kommen dann eine Anzahl interessanter Rechts: 
quellen (I, 382#f., 11, 462), von denen hier die aragonischen Texte 
(1 897 ff.), eine kastilianische Formelsammlung (II, 470ff.) und der art 
gonische Fuero (Il, 491ff.) hervorzuheben sind. Diese Quellen, "ie 
auch so manche Anhänge zu den Aufsätzen geben ein Bild von der 
unendlichen Fülle von Quellenmaterial, das noch in den spanischen 
Archiven schlummert, und das in jüngster Zeit nach der Richtung der 
kirchlichen Quellen Paul Kehr in helles Licht gesetzt hat. Ein reich- 
haltiger Rezensionsteil macht in beiden Bänden den Abschluß. Man 
bemerkt dort eine ganze Reihe deutscher Schriften unter den be- 
sprochenen, wie denn die gesamte Arbeit der beiden Bände allent- 
halben die innige Vertrautheit der Spanier mit der deutschen rechts" 
historischen Literatur zeigt. Es darf uns das mit berechtigter Freude 
erfüllen, aber es ist zugleich eine Mahnung für uns, auch ansererseil# 
die spanische Rechtsgeschichtsarbeit zu verfolgen und uns au ihr m 
beteiligen. Die spanischen Gelehrten haben mit der vorliegenden 8°° 
diegenen Zeitschrift dazu eine vortreffliche Brücke geschlagen. Die 
Zeitschrift wird zugleich dazu dienen, die Arbeit am spanischen Rech! 
über die bei der Fülle des Materials besonders große Gefahr des Ver 
sinkens in bloß lokalhistorische Forschung hinwegzuführen und Ss! 
dauernd mit den allgemeinen Problemen der europäischen Rechtag®- 
schichte in Verbindung zu erhalten. Ein möglichst weitgehender Aus 
bau der Bibliographien und Zeitschriftenübersichten könnte mM 
beiden Richtungen besondere Dienste leisten. Der Redaktions& 
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besteht unter Führung von L. Diez-Canseco (Madrid) aus den Herren 
R. Carande (Sevilla), J. Ma. Ots Capdequi (Sevilla), ©. Sanchez (Barce- 
lona), J. Ramos y Loscertales (Salamanca) und C. Sänchez-Albornoz 
Madrid), der die Geschäfte führt und offenbar die Seele des Ganzen ist. 
Die für den dritten Band bereits angekündigten Aufsätze und Quellen- 
publikationen zeigen, daß man eifrig an der Arbeit ist, und daß diese 
Schule Hinojosas ihrem großen Meister ebenso wie den stolzen Tradi- 
tionen der alten glänzenden spanischen Rechtswissenschaft hohe Ehre 


macht. Ernst Heymann. 


Festschrift zu Ehren Emil von Ottenthals, Schlern- 
Schriften, Veröffentlichungen zur Landeskunde von Süd- 
tirol, herausgegeben von R. v.Klebelsberg, Heft 9, 
Innsbruck, Wagner 1925. XVI und 496 8. gr. 8° mit zahl- 
reichen Abbildungen, 


Wie schr sich die Verhältnisse trotz allem in wenigen Jahren ge- 
bessert haben, kann man daran erkennen, wenn man die feine, aber ihren 
Umfange nach sehr bescheidene Festgabe, welche vor einem halben 
Jahrzehnt dem verehrten Altmeister der österreichischen Rechts- und 
Reichsgeschichte Arnold Luschin v. Ebengreuth zum achtzigsten Ge- 
burtstage dargebracht werden konnte (diese Zeitschrift XLIII 1922 
S. 345ff.), vergleicht mit den zwei stattlichen Festbänden, die jetzt dem 
hochverdienten Leiter des Instituts für österreichische Geschichtsfor- 
schung oder, wie es neuerdings sich umgetauft hat, des österreichischen 
Instituts für Geschichtsforschung Emil v.Ottenthal gewidmet worden sind, 
nämlich mit dem stattlichen Doppelheft aus Band XLI der Mitteilungen 
des Instituts, redigiert von Wilhelm Bauer, aus dem ich nur als für den 
Rechteshistoriker wichtig die Brunner vielfach berichtigende und zu 
Eugen Meyer in dieser Zeitschrift XLII 1921 S. 380 ff., besonders 
S. 394 zu berücksichtigende Abhandlung von Richard Heuberger, 
Fränkisches Pfalzgrafenzeugnis und Gerichtsschreibertum hervorhebet), 
und sodann mit der hier zu besprechenden Festgabe, alsvornehmlich von den 
Südtiroler Landsleuten dem Jubilar gewidmet, besonders erfreulich und 
von dem rührigen Bozener Staatsarchivar Dr. Leo Santifaller angeregt, 
beide mit wohlgelungenen Bildern Ottenthals, letztere auch mit einem 
Schriftenverzeichnis desselben und zahlreichen Abbildungen versehen. 
Der Inhalt der Schlernfestschrift mit ihren neunundzwanzig Beiträgen 
ist überaus vielseitig. Geschichte, historische Hilfswissenschaften, Sprach-, 
Kirchen-, Rechts-, Wirtschafts-, Kunstgeschichte?) sind vertreten. 


3) Vgl. auch in derselben Festschrift 8. 35 Alfons Dopsch, Die leudes 
und das lehenswesen. | 

2) Aus dem Gebiete der Volkskunde und Kulturgeschichte vgl. A. Hel- 
bok, Der germanische Ursprung des oberdeutschen Bauernhauses 8. 273 ff. 


Zeitschrift für Rechtsgeschichte. XLVI. Germ, Abt, 26 
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Wir müssen uns darauf beschränken, einige Aufsätze zu erwähnen, die 
mehr oder weniger in den Bereich unserer Zeitschrift fallen. 
Im Zusammenhange mit seinen Forschungen über die altdeutsche 
Haftung sucht Paul Puntschart die Stelle des Hildebrandsliedes (30 ff.): 
wettu irmingot obana ab hevane, 
dat dü neo dana halt mit sus sippan man 
dine ni geleitös... . - 
zu deuten mit: 

Mit dem Pfande von Fleisch und Blut, o Weltengott, der oben 
vom Himmel herabschaut und es bezeugt, stehe ich ein für die 
Wahrheit der Behauptung, daß du trotzdem durchaus noch nie 
mit einem so nahe verwandten Manne eine Verhandlung führtest, 


indem er wettu als alten Instrumentalis des gemeingermanischen Sub- 
stantivs Wette — Pfand versteht, für die Person als Pfand und ihre Ein- 
ständerschaft S. 180f. aus seinen reichen Sammlungen allein aus der 
Dichtung viele Belege beibringend. Mit Handaufrichtung hätte sich Hilde- 
brand zur Beteuerung selbst verpfändet. Ist diese Übersetzung richtig, 
so ist nicht bloß eine Schwierigkeit in der Deutung des berühmten Liedes 
gehoben, sondern zugleich eines des frühesten Zeugnisse der deutschen 
Personenhaftung ermittelt. Ausführlich behandelt Otto Stolz Begrifi, 
Titel und Namen des tirolischen Landes-Fürstentums in ihrer geschicht- 
lichen Entstehung. Von dominium des Grafen von Tirol ist zuerst 1254 
die Rede im Sinne von persönlicher Herrschaft, aber auch schon von 
Herrschaftsbereich. 1271 heißt es dann comitatus et dominium Tyrelis, 
wie Stolz es deutet, in dem Sinne, daß aus der Vereinigung der Graf- 
schaften im Inn-, Nori- oder Eisack-, Puster- und Etschtale in der Hand 
der Grafen von Tirol die Herrschaft entstanden sei. Dominium bedeutet 
fortan Herrschaftsgebiet und Herrschaftsgewalt; ebenso seit der zweiten 
Hälfte des 13. Jahrhunderts das deutsche Wort Herrschaft. Von dominium 
terrae ist in diesen älteren Belegen nie die Rede; terra wird damals für 
das weltliche Herrschaftsgebiet des Hochstiftes Brixen, provincia für die 
alte Grafschaft gebraucht. Erst 1295 spricht Meinhard von Tirol von 
terra nostra, und seit 1310 mehren sich die Belege für den Ausdruck 
Land, territorium Tirol, woran sich dann die Vorstellung und Wortbildung 
von Landcsrecht, Landeswährung, Landschaft, Landesvolk u. a. knüpft. 
Die Grafen von Andechs, die vom Hochstifte Brixen die Grafschaft im 
Unterinntal und im Pustertal zu Lehen trugen, galten seit etwa 11% 
neben den Bischöfen von Brixen und Trient als Reichsfürsten, nicht die 
übrigen von Hochstiften oder vom Herzog in Bayern beliehenen Graf- 
schaftsinhaber.!) Also weder die Grafen von Tirol noch jene von Eppan 
waren im Reichsfürstenstande, auch nicht Meinhard II. von Tirol, der 
bis 1280 mit Vorliebe als nobilis, seither, wohl mit Rücksicht auf seine 
Aussichten auf das Herzogtum Kärnten, gewöhnlich als illustris bezeichnet 
wird, ein Prädikat, das er seit 1286 als Reichsfürst mit vollem Rechte 


..1)8. 436 Anm. 1 siehe eine dankenswerte Zusammenstellung über 
Reichslehen in Tirol. 
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erhielt. Ähnlich ging es mit Dei gratia!), das auf die Grafen von Tirol 
vor ihrer Aufnahme in den Fürstenstand auch nur vereinzelt zur An- 
wendung kanı. Seither wurden sie auch in Tirol als Fürsten angesehen 
und bezeichnet, obwohl sie nur in ihrer Eigenschaft als Herzöge von Kärn- 
ten Fürsten waren. Seit 1311 bringen die Notare den Titel princeps terre, 
Landesfürst auf. Von einem Fürstentum zu Tirol ist die Rede, seit 1359 
und 1363 der Übergang Tirols an das Haus Habsburg eingeleitet wird, 
von einem gefürsteten freien Lande Tirol zuerst 1483, von einer fürst- 
lichen Grafschaft 1508, regelmäßig seit 1515. Maximilian I. naunte sich 
Gefürsteter Graf von Tirol wie von Habsburg, Görz, Flandern. Aus dem 
folgenden Abschnitte über die Bezeichnung Montes, Montana, das Land 
im Gebirge sei nur hervorgehoben, daß der Hofgerichtsspruch von 1282 
zum erstenmal den Ausdruck terra montium bringt und die Kundschaft 
des Bischofs Konrad von Chur den andern forum infra montanorum, nicht 
der Leute südlich des Alpenkammes, wie Heuberger wollte, sondern 
vielmehr der innerhalb, am Fuße der Berge Wohnenden (vgl. das inter 
silvas, das fälschlich zu Unterwalden übersetzt wurde), so daß die Graf- 
schaften Bozen und Vinschgau, deren staatsrechtliche und nationale 
Zugehörigkeit zu Deutschland trotz der kirchlichen Zugehörigkeit des 
Bistums Trient zu Aquileja unbestritten feststand, damit durchaus nicht 
etwa zu Italien gerechnet wurden. Endlich der Landesname Tirol, von 
den Grafen seit 1141 nach ihrem Schlosse oberhalb Meran geführt, 1256 
zum ersten Male für die vereinigten Grafschaften in der Form comecia 
Tyrolis verwendet, trotz Huber-Dopsch seit etwa 1270 das Gewöhn- 
liche gegenüber der verbundenen Bezeichnung Grafschaft Tirol, das Land 
an der Etsch und im Inntale, die nur 1335 angesichts der drohenden 
Teilung zeitweise wieder in den Vordergrund tritt. An den Beitrag von 
Stolz schließen wir den von Alfred v. Wretschko°?) über die Geschichte 
der Tiroler Landesfreiheiten. Er behandelt die von privater Hand her- 
rührenden Sammlungen von schließlich etwa 100 bis 1524 reichenden 
Urkunden, welche die Rechte des Landes verbrieften und anderwärts 
J,andhandfesten genannt wurden. Diese beginnen — der Verfasser 
widmet zunächst einige Seiten der älteren Zeit und zeigt, wie schon 
damals auch Unedle oder Gemeine, also Bürger und Bauern, an der 
Landesvertretung beteiligt waren — mit der Urkunde Ludwigs von 
Brandenburg von 1342, die nachmals als erster landständischer Freiheits- 
brief galt. Über die daran sich anreihenden gehen wir hinweg. „Festere 


— 


1) Bei der \Viedergabe der Geschichte dieses Prädikats wurde übersehen 
Karl Schmitz, Ursprung und Geschichte der Devotionsformeln, Kirchen- 
rechtliche Abhandlungen, herausgegeben von Ulrich Stutz, 81. Heft, Stutt- 
gart 1913, besonders 8. 140ff., 169£. 

2) Dieser hat in dem vorliegenden Bande und Hefte unserer Zeitschrift 
oben S. 366 ff. in seiner Miszelle über Eigenleute und Eigenleuteteilungen in 
Tirol den Beitrag von Santifaller zu der Ottenthal-Schlernfestschritt über 
ein Zinsverzeichnis der Herren von Wanga in Bozen aus der Zeit um 1300 
S. 143ff. schon mitbehandelt, so daß wir darauf nicht mehr einzutreten 
brauchen. 


26* 


404 Literatur. 


Formen weist die landständische Verfassung am Beginn des 15. Jahr- 
hunderts auf.‘“ Leopold IV. gab 1406 für sich und seinen Bruder den 
zweiten großen Freiheitsbrief für den Adel und „gemainlich all unser 
landvolk‘“‘, den ,„Freibrief‘‘, ‚„Bestattbrief‘‘ oder ‚„Landbrief‘‘, der im 
15. Jahrhundert wiederholt bestätigt wurde, dazu kamen seit Friedrich IV. 
Schadlosbriefe oder Rekognitionen. Abschriften einzelner dieser Frei- 
heitsurkunden gab es schon im 14. Jahrhundert, 1458 erbat Ulrich von 
Freundsberg ein Vidimus über 14 Stücke, auch solche aus der Wittels- 
bacher Zeit. Vielleicht wurden die Originale in der Landeshauptstadt 
Meran vom dortigen Rate aufbewahrt. Unter Maximilian und seinen 
Enkeln nahm ihr Bestand weiter zu. Erzherzog Ferdinand lehnte aber 
die begehrte Zusammenfassung und Drucklegung der Landesfreiheiten 
mit der Begründung ab, die Stände hätten ja ihre Statuten und Frei- 
heiten selbst in ihrer Gewalt und könnten sie jederzeit einsehen. Im 
16. Jahrhundert wurden sie von den Stadtvertretungen von Meran und 
Innebruck verwahrt. Die landesfürstliche Bestätigung erhielt keine 
Sammlung der Landesfreiheiten. Auch ein auf Sammlung und Druck- 
legung der ständischen Freiheiten unter Leopold II. 1790 ergangener Be- 
schluß des letzten offenen Landtags blieb unausgeführt. Die Bozener 
Eisackbrücke und ihre Rechtsverhältnisse behandelt Hans v. Voltelini. 
Über das Recht an der Brücke geben drei Weistümer, einige Banngebote 
und Urkunden Auskunft. Die Gewalt über sie hatte der Graf von Tirol, 
an den später auch das Regal überging. Das gräfliche Vogtrecht ging auf 
bestimmte Brückenbauleistungen und schloß den Brückenbann ein. Die 
Fronden lagen auf den einzelnen Meierhöfen der Talweitung von Bozen. 
Die Brücke erwarb sogar eigenes Vermögen; es und die Rechte an ihr 
konnten vom Grafen nicht veräußert werden. Zur Geschichte des Berg- 
rechts hat Rudolf Geyer einen Beitrag beigesteuert, indem er die 
Silberbergwerke in den österreichischen Ländern unter Maximilian 1. 
bespricht. Die Ausführungen über die einzelnen Bergwerke $. 200, 205#. 
müssen hier außer Betracht bleiben. Die Bergwerke stehen spätestens 
seit 1494 unter einem obersten Bergmeister Hans Maltitz auf Freundsberg 
als Mittelbehörde zwischen dem Innsbrucker Regiment und den einzelnen 
Berggerichten. 1502 sollen zwei Überreiter an die Stelle treten. In Wirk- 
lichkeit übernimmt ihre Aufgaben der Bergrichter zu Velach Lamprecht 
Zäch; 1509 wird er geradezu oberster Bergmeister. 1509 werden die zu 
Schwaz geltenden „Erfindungen“ für alle niederösterreichischen Berg- 
werke verbindlich erklärt, 1517 ergeht eine Niederösterreichische Berg- 
werksordnung. Schon Maximilian I. beansprucht das von seinem Nach- 
folger dann durchgesetzte Regal. Darunter fiel auch das benötigte Hol. 
Dem einzelnen Bergwerk steht ein Bergrichter mit richterlichen und Ver- 
waltungsbefugnissen vor; ihm zur Seite stehen zwei Beisitzer aus den 
vom Richter aus den Gewerken geholten Geschworenen. Er hat auf die 
Einhaltung der Schichten durch die mit Naturallohn und Geld entlohnten 
Knappen zu sorgen. Der Bergherr hat das Recht, von den Gewerken das 
Silber zu einem unter dem Marktpreise stehenden Betrag einzulösen; die 
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Differenz zwischen den beiden Preisansätzen hieß Wechsel. Ihn hat der 
Gewerke, wenn die Einlösung nicht erfolgt, als Abgabe an den Bergherrn 
zu entrichten. In Niederösterreich betrug der Wechsel einen halben 
Gulden oder 30 Kreuzer, wurde aber nach 1500 stark, mitunter bis auf 
die Hälfte herabgesetzt. Die Fron war der zehnte Kübel geschiedenen 
Erzes, also ein an den Bergherrn zu entrichtender Zehnt. Nur hingewiesen 
werden kann zum Schluß auf die Beiträge von Ernst Klebel, Das 
Hohenstaufenerbe im Oberinntal und am Jeech, von Hans Hirsch, 
Erläuterungen zu den Kaiserurkunden für Stadt und Kathedralkirche 
zu Lucc a und für die Bewohner von $. Giovanni in Persicato, von Karl 
Ausserer, Die Halbsleben (Mediavita) von Brixen und ihr Urbar, von 
Franz Huter, Die Herren von Schnals, von Josef Weingartner, 
Tiroler Edelsitze, Josef Kraft, Aus der Vergangenheit des Bauern- 
standes im Marchfelde, Niederösterreich (17. und 18. Jahrhundert) und 
auf den das Ganze eröffnenden von Oswald Redlich, Eine unbekannte 
Brixener Tradition aus dem Jahre 1067. Das Gesagte wird genügen, um 
die Bedeutung dieser Festschrift unseren Lesern vor Augen zu führen. 
Ulrich Stutz. 


PaulKalkoff, Die Kaiserwahl Friedrichs IV. und Karls V. 
(am 27. und 28. Juni 1519), herausgegeben mit Unter- 
stützung der Notgemeinschaft der Deutschen Wissenschaft. 
Weimar, Hermann Böhlaus Nachf. G.m.b. H. 1925, X und 
3078. 8°, 


Dies Buch des bekannten unermüdlichen Erforschers der Refor- 
mationsgeschichte sucht nachzuweisen, daß, nachdem am 17. Juni 1519, 
dem festgesetzten Wahltage, die Kurfürsten die Wahl auf den 27. hinaus- 
geschoben hatten, an diesem Tage Kurfürst Friedrich der Weise von 
Sachsen regelrecht zum König bzw. Kaiser gewählt worden sei und so 
diese Würde einige Stunden innegehabt habe, bis er dann abdankte, 
worauf am 28. Karl V. aus einer neuen Wahl hervorging. Daß Friedrich 
die Krone angeboten worden sei, lehrte man schon bisher, aber auch daß 
er sie, ehe es zu einer eigentlichen Wahl kam, ablehnte. Die Quellen, auf 
die sich Kalkoff stützt, siehe S. 37f.; eine Hauptrolle spielt dabei der 
englische Gesandte Richard Pace, der auf der Rückreise dem venetianischen 
Botschafter am französischen Hofe erzählte (Sanuto XXVIIp. 608ss.): Il 
duca di Saxonia stete 3 hore electo r& di Romani, ma vi abdicd, dicendo 
esser impotente a questo grado. Die Stelle kannte man schon lange, legte 
ihr aber weiter keine Bedeutung bei. Bekanntlich waren die Haupt- 
kandidaten einerseits Franz I. von Frankreich, für den namentlich 
Kurfürst Joachim I. von Brandenburg „gewonnen“ war, dazu Pfalzgraf 
Ludwig und der Erzbischof von Trier Richard von Greiffenklau, ander- 
eeits Karl von Spanien, als dessen einziger, aber zäher und schließlich 
erfolgreicher Anhänger der Erzkanzler und Kurerzbischof von Mainz 
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Albrecht von Brandenburg, Joachims Bruder, für ihn eintrat. Herbei- 
geführt wurde Karls Erfolg zuletzt nur durch die Drohung mit Heeres- 
macht. Zwar auch der Franzose wollte seine Streitkräfte gegen die Wahl- 
stadt anrücken lassen. Aber das spanische Heer unter Graf Heinrich von 
Nassau, der übrigens auch das „‚große Siegel‘ in den Händen hatte, kam, 
weil der Mainzer und sein Domkapitel ihm den Durchzug und seinen 
Truppen längeren Aufenthalt im Mainzer Gebiet gestatteten, dem nord- 
deutschen Entsatzheer des Franzosen zuvor. Die spanische Heeresmacht 
war es auch, die vereitelte, was ob dem Streite der beiden Ausländer und 
ihrer Parteien im Kurkollegium mehr und mehr sich Bahn gebrochen hatte, 
nämlich daß ein Deutscher und nur ein solcher die Krone haben sollte, 
eben Kurfürst Friedrich der Weise. Den diplomatischen Vorverhand- 
lungen, bei denen übrigens nach Kalkoff S. 44f. die auch neuerdings 
wieder besonders hervorgehobenen ‚„Handsalben‘‘ doch.nicht den Umfang 
annahmen und so entscheidend waren, wie man gemeinhin annimmt, den 
Schachzügen, dem Intrigenspiel, aber auch den militärischen Maßnahmen 
im Hinblick auf die Wahl und endlich den Verhandlungen über die Wahl- 
verschreibung. die Wahlkapitulation, bei denen gerade Friedrich der 
Weise im Sinne der von ihm vertretenen ständischen Verfassung des 
Reiches von 1495 neben dem Kölner die Führung hatte, ist Kalkoffs 
Buch vornehmlich gewidmct. 

Für uns kommt aber an ihm nur in Betracht, ob etwas und was sich 
aus ihm für das Königswahlrecht ergibt. Da macht es zunächst schon 
einen nicht gerade günstigen Eindruck, daß Kalkoff nicht einmal die 
neueste, beste und heutzutage allein zu zitierende Ausgabe der Goldenen 
Bulle benutzt, die von Zeumer, vielmehr die Olenschlagers zugrunde 
legt, weil sie nach Theodor Lindner vor dem vonOttoHarnack Ge- 
gebenen den Vorzug verdiene (S.40 Anm. 2). So berücksichtigt er vollenda3 
nicht die neueste Literatur, weder meinen Erzbischof von Mainz und die 
deutsche Königswahl noch die Aufsätze von Ernst Hoyer über die 
Selbstwahl und von mir über die Abstimmungsordnung der Goldenen 
Bulle in dieser Zeitschrift, Germ. Abt. XLII 1921 S.1ff. und XLIII 1922 
S.217ff.sowie Ernst Perels, Zur Geschichte der böhmischen Kur im 
14. und 15. Jahrhundert, ebenda XLV 1925 S.83ff. Das hat, da die in 
Betracht kommenden Gesichtspunkte sich z. T. auch aus den Quellen über 
die Wahl von 1519 ergeben, nicht gerade üble Folgen, ist aber um so auf- 
fälliger, als die von ihm ‚„‚entdeckte‘ Wahl Friedrichs mit dessen Selbstwahl 
erfolgte, allerdings nicht so, daß er selbst entschied und Schluß machte, da, 
wenn Kalkoffs auf Spalatin gestützte Angaben (S. 267) richtig sind, von 
den ihm voraufgchenden Stimmen nur die trierische und die pfälzische für 
ihn abgegeben wurden, so daß, nachdem er sich selbst die Stimme gegeben 
hatte, noch der Brandenburger dazukommen mußte, um dem Schluß- 
satze von c.2 derG.B zu genügen und die Wahl zu Sachsens Gunsten 
zu entscheiden (S. 176). Und weiter darum, weil er S. 274 von der Wahl 
Karls V. berichtet, der Mainzer habe von Trier und den anderen Kurfürsten 
dieStimmeabgefragt und zuletzt der Sachse als Marschall von dem Mainzer, 
und dahei in Anm. 2 auf den Umfragestreit eingeht, also auch da allen Anlaß 
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gehabt hätte, sich in der Königswahlliteratur umzusehen. Auch waser sonst 
über das Wahlrecht und die G.B. sagt, verrät keine Vertrautheit mit der 
neueren Forschung. Vgl. etwa S. 56 mit Anm. 1 gleichfalls betreffend die 
Selbstwahl und mit der Wiederholung der in dieser Zeitschrift XLIII 1922 
Germ. Abt. S. 252 Anm. 1 als unrichtig nachgewiesenen Behauptung, 
Karl IV. habe als Kurfürst den Thron bestiegen, S. 204 mit Anm. 3, S. 227 
mit Anm. 1; ferner zu S. 32 und 176 oben, was ich am zuletzt angeführten 
Orte S. 256 Anm. 2 über frühere Verhandlungen und zu deren Erklärung 
beigebracht habe.!) Interessant ist, daß nach einem Breve Leos X. vom 
4. Mai 1519 (Deutsche Reichstagsakten jüngere Reihe I S. 656) dieser 
eine nur durch drei Kurfürsten getätigte Wahl, die also mit einer Stimme 
hinter der Mehrheit des Kurkollegs zurückblieb, für rechtsgültig erklären 
und die Widersprüche zu dem geltenden Rechte der G.B. für ausgeglichen 
erachten wollte (S. 30). 

Den Vorgang vom 27. Juni hat der treffliche Robert Roesler 
1868 sicherlich zu Unrecht als eine Probewahl angesehen. Andere meinten, 
die Wahl sei an jenem Tage abgebrochen und am 28. mit dem Erfolge 
zugunsten Karls wiederaufgenommen worden. Kalkoff tritt beiden 
Auffassungen entgegen. Er gibt zu, daß es am 27. nicht in jeder Hinsicht 
ordnungsmäßig zugegangen, z. B. vom Rate nicht Sturm geläutet worden 
sei, damit jeder Bürger zum Schutze der Wahlverhandlung sich auf 
seinen Posten begebe. Von 10—11 Uhr zogen sich die Kurfürsten zurück. 
So lange dauerte also die Wahlverhandlung, aus der nach Spalatin, Place 
und darnach Kalkoff Friedrich von Sachsen als Gewählter hervorging. 
Dieser habe angenommen. Aber noch in der Wahlkammer habe Dom- 
dechant Lorenz Truchseß von Mainz bezw. Armstorff mit der spani- 
schen Heeresmacht so gedroht, daß ‚von der Berufung der Notare und 
Zeugen“ zur Abfassung des Wahlprotokolls sowie von der sonst sich 
unmittelbar anschließenden Verkündigung des Ergebnisses Abstand ge- 
nommen wurde (S. 268). Die Kurfürsten gingen gegen Mittag weg und 
begaben sich in ihre Quartiere, von wo aus dann Friedrich der Weise 
dem Erzkanzler seine Abdankung mitteilte. Am 28. wurde, und zwar 
jetzt zeitiger um 7 Uhr nach vorherigem Läuten und in ordnungs- 
mäßiger Form, binnen einer halben Stunde Karl mit den Stimmen 
von Mainz, Köln, Böhmen, Pfalz und Sachsen bei Enthaltung von Trier 
und Brandenburg gewählt und alsbald als König verkündigt. Beide 
Wahlen gingen in größter Heimlichkeit vor sich, so daß schwer zu ent- 
scheiden ist, was von den privaten Berichten darüber zutrifft und was 
nicht. Ich habe als Jurist volles Verständnis für Kalkoffs „Entdeckung“. 
Aber im Ergebnis kommt die alte und die neue Ansicht auf dasselbe hin- 
aus. Und als Historiker erachte ich diesen Streit um des Kaisers Wahl 
als einen solchen um des Kaisers — Bart. 

Ulrich Stutz. 


t) Über Cteorg Sabinus vgl. Kalkoff S. 219 mit Anm. 1. 
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Dr. Th. Ilgen, Quellen zur inneren Geschichte der Rheini- 
schen Territorien; Herzogtum Kleve (Publikationen der 
Gesellschaft für Rheinische Geschichtskunde XXXVI]). 
1. Ämter und Gerichte, Entstehung der Ämterverfassung 
und Entwicklung des Gerichtswesens vom 12. bis ins 16. Jahr- 
hundert. 2. Bd. Quellen, 2. Tl. mit einer Karte des Terr- 
toriums Kleve sowie den Registern zu Bd. I, II! und I, 
Bonn, Peter Hanstein 1925, X und 557 8. 8°. 


Th. Ilgen hat den Abschluß dieser dreibändigen Publikation nicht 
mehr erlebt; doch waren bei seinem Tode (19. September 1924) 21 Druck- 
bogen bereits korrigiert, der Rest des Bandes in Satz gegeben; Ilgens 
Nachfolger anı Staatsarchiv Düsseldorf, O. Redlich, betreute den Druck 
bis zum Ende und stellte die umfangreichen Namen- bzw. Sach- und 
Wortregister ausden VorarbeitenIlgens her; statt Ilgens versah J. Han- 
sen Band 3 mit einem Vorwort; Dr. J. Niessen bearbeitete die Karte 
des Territoriums Kleve auf Grund der von Fabricius im geschichtlichen 
Atlas der Rheinprovinz herausgegebenen Karte von 1789. 

Der hier zu besprechende 3. Band des Werkes beschließt die giuße 
Publikation, mit der in vorbildlicher Weise seitens der Gesellschaft 
für rhein. Geschichtskunde die Reihe der Quellen zur inneren Geschichte 
der rheinischen Territorien in Angriff genommen wurde. Die beiden 
vorausgegangenen Bände sind von uns schon früher gewürdigt worden 
(vgl. ZRG.*® XLIII S, 446 ff ), besonders der 1. Band, in welchem Ilgen 
die Ergebnisse seiner Quellenforschung zu ausführlicher Darstellung 
verarbeitete. Der erste, 1921 erschienene Quellenband vereinigte in 
441 Nummern das Urkundenmaterial zur Geschichte der klevischen 
Gerichts- und Ämterverfassung im allgemeinen. Daran schließen sich un- 
mittelbar an die im vorliegenden Band 112 als 2. Teil zusa mmengefaßten 
Stücke. In weiteren Unterabteilungen ziehen hier an uns vorüber: 
184 Nummern aus der Zeit von 1315 bis 1595, enthaltend „fürstl. Ord- 
nungen, allgemeine Erlasse für die Amtleute und Sonderbefehle &0 
einzelne Beamte, Briefwechsel mit den Amtleuten und zwischen diesen 
und ihren Untergebenen. Die älteren Deichordnungen, Partikularrechte 
einzelner Landesteile und die kleve-märkische Gerichtsordnung 4° 
16. Jahrhunderts“; ferner als zweite Unterabteilung „Ämterlisten UN 
Auszüge daraus, Amts- und Brüchtenrechnungen, Brüchtenprotokolle 
oder Brüchtenzettel‘“, eine Auswahl von 11 größeren Aktenstücken, 
zwischen 1384 und 1565 liegend. Der letzte (3.) Teil der im vorliegenden 
Band veröffentlichten Quellen bringt unter der Überschrift „Weistüme) 
Landkunden und Kundschaften“, getrennt für das links- und rechts- 
rheinische Gebiet bzw. für einige Enklaven, aufgereiht nach Drost- und 
Richterämtern (in Analogie der Veröffentlichung der Rhein. Weistümer). 
unter Ausschluß der für den Druck der Weistümerserie vorbehaltenen 
Stücke, das für die Entwicklung der Grundherrschaft der Fürsten 2 
Kleve vorhandene Material, einschließlich der sog. „Landkunden“ und 
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‚„Kundschaften“ zwecks Festlegung von Landesgrenzen zwischen den 
Territorien und zwecks Beilegung von Streitigkeiten über Gebietsteile 
und Hoheitsrechte. 

Neben dem landeskundlichen Interesse an der Gesamtpublikation 
werden Finanz- und Rechtsgeschichte sich vornehmlich auch diesem 
Schlußbande des Werkes zuwenden. Wiederum ist viel Neuland ge- 
brochen, das nun der Bestellung durch die Fachwissenschaft harıt; 
Ilgens sorgfältige Kommentierung kommt ihr dabei überall zu Hilfe, 
nicht zuletzt das Sach- und Wortregister. Es seien hier nur einige Hin- 
weise gegeben. Auf die Rechtsgeschichte der Auflassung, die schon aus 
den beiden ersten Bänden reiche Förderung erfuhr (vgl. meinen Bericht 
ZRG.® a.a.0. 8.461£.), fällt wertvolles Licht. Der Friedewein des 
landesherrlichen Richters als Gebühr für die Wirkung des Königsbannes 
ist nach einer Schöffenordnung von 1415 (Nr. 12) für die Länder Wesel 
und Dinslaken noch so spät geltendes Recht. Ein herzogl. Erlaß von 1447 
(Nr.36) ordnete an, daß inZukunft alle Auflassungs- und sonstigen Liegen- 
schaftsübertragungsurkunden einen Vorbehalt zugunsten der landes- 
herrlichen Rechte auf Schatzung und Dienste zu enthalten hätten. 
Auch die Gerichts- und Rechtsordnung für die Stadt und das Amt Goch 
(1473, Nr. 78) enthält Bestimmungen über Auflassung und Erbübergang. 
Die älteste Landesordnung des Fürstentums Kleve von 1431 (Nr. 21 
und 22) handelt über Güterwesen, Beamtenbefugnisse und Polizeivor- 
schriften; im Güterwesen dominiert die Verpachtung herzogl. Grund- 
stücke an den Meistbietenden unter Vorpachtrecht des bisherigen In- 
habers; das Interesse an der Geschlossenerhaltung der grundherrlichen 
Baustellen zeigt sich in Begrenzung der Zulassung neuer Siedler auf 
Latengüter auf Gnadenfälle; unbebaute Latengüter fallen der Herrschaft 
heim. Noch 1556 erging eine neue Latenordnung (Nr. 165). Eine weis- 
tumsartige Aufzeichnung des Drosten von Dinslaken von 1559 (Nr. 167) 
unterrichtet ausgezeichnet über die Gerichtsgebühren aller Gerichte, 
greift durch die Mitteilungen über Voraussetzungen und Formen der 
Pfändung aber auch über die Gerichtskostenfrage hinaus. Detaillierte 
Sätze über Pfandkehrung auch in dem Gocher Stück von 1473 (Nr. 78). 
Zum Fundrecht vzl. Nr. 55 von 1455: ein Fall von Brüchte wegen Fund- 
diebstahls. Die Ansiedlung zu Festungsrecht in Form städtischer Gründer- 
leihe bei Anlage der Festung Winnenthal (1431, Nr. 23) bringt zu den 
von J. Lappe festgestellten westfälischen Festungsgründungen eine 
interessante rheinische Parallele. Die Grenze zwischen weltlichem und 
geistlichem Recht tritt mehrfach hervor: in landesherrlichen Maßnahmen 
gegen Übergriffe der geistlichen Gerichtspraxis durch Beschränkung 
der „Bannbriefe“ geistlicher Gerichte auf ‘'hylixsaken, testament of 
bennige praven’ (1438, Nr.27); im Verbot, Kleriker als Fürsprecher 
vor Gericht zuzulassen (1480, Nr 89); in Normierung des Klostertodes 
insoweit an Klosterinsassen überwiesene Güter und Renten nach deren 
Tod an die weltlichen Erben fallen sollten (1507, Nr 121); in Aufstellung 
einer Prüfungsordnung für Notare, deren Text leider nicht überliefert 
ist (1528, Nr. 138); in Normierung der Kirchenbuße eines begnadigten 
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Totschlägers (1562, S.249 2122) Mancherlei neues Material findet 
die Deichrechtsforschung in dem Bande. Ständegeschichtlich interessiert 
außer den erwähnten und anderen Stücken über die Rechtsbeziehungen 
der Laten die noch 1477 erfolgte Normierung der Belehnung von „Dienst- 
mannsgut‘“ durch den herzogl. Drosten (Nr. 84); also 80 spät noch Sonde- 
rung des Ministerialenlehens vom rechten Lehen. Interessante Ab- 
machungen mit den Beamten, den Städten und der Ritterschaft des 
Fürstentums von 1417 und 1418 (Nr. 13—15) dienen der Sicherung 
der Primogenitur im Herzogshause. Viel Licht fällt auf die Wehrver- 
fassung des Territoriums, auf die Instandhaltung der Landwehren, auf 
Waffenhaltung und Wagendienst; durch Verbot des Waffentragens, 
durch Weigerung des Durchzugs vermummter Reisiger, durch energische: 
Vorgehen gegen herrenlose Söldner und Straßenschinder sollte in un- 
ruhigen Zeiten die öffentliche Sicherheit erhöht werden. Die Straf. 
rechtsgeschichte wird sich der Veröffentlichungen der Bußenregister 
im zweiten Abschnitt von Tl.2 der Quellen mit Gewinn bedienen; die 
Strafpraxis des 15. und 16. Jahrhunderts im Klevischen, bes. die Todes- 
und Verstümmelungsstrafen, sind durch eine Fülle von Nachweisen 
belegt. Im übrigen fällt den prozeßgeschichtlichen Quellen des Terri- 
toriums der Hauptanteil an diesem Abschnitt zu. Hervorgehoben sei 
eine ausführliche Tabelle der Gerichte um 1612; schon im vorhergehenden 
Abschnitt bringt Ilgen (in Nr.180) eingehende Nachweise über Ent- 
stehungszgeschichte und Vorbilder umfangreicher ProzeBordnungscat- 
würfe von 1581 bzw. 1650; in Nr. 178 eine Aufzählung nachbarrecht- 
lichor Fälle, die von der Appellation an das herzogl. Gericht ausgeschlossen 
sind. Zum letzten Abschnitt (Weistümer, Landkunden, Kundschaften) 
sei bemerkt, daß die Weistümer im Fürstentum Kleve gegenüber der 
landesherrlichen Normgebung zurücktreten, die schon seit der Landes 
ordnung von 1431 auf Typisierung der lokalen Rechte ausgeht, da: 
Recht des Xantener Bischofshofs von 1463 ist die Grundlage der klevischen 
Latenordnung von 1556. Das Hofrecht des Stiftshofs von St. Maria im 
Kapitol in Hanselaer (vor 1417, S. 265 ff.) ist eines der wenigen im Fürsten- 
tum Kleve, die noch im Spätmittelalter Hochgerichtsbarkeit besaßen, wo 
also die Hochvogtei der Immunität nicht dem landesherrlichen Blutbann 
gewichen ist. Ausführliche Satzungen (von 1377 bis 1554) regeln dıe 
Gerichtsverhältnisse auf dem Venn; desgleichen die Immunitäten im 
Xantener Stadtgebiet (sog. kleine Vogtei, Bischofshof und Hof Swrmbier 
des St. Viktorstiftes); ein ausführliches lat. Hofrecht von ca. 1400 besitzt 
der auf die Abtei St. Denain zurückgehende Hof Hönnepel im Richter- 
amt Xanten (S.318ff.); reiche Quellen an Hof- und Waldweistümern 
bietet der Hof der Abtei Hamborn, von Ilgen mit eindringender Eir- 
leitung zur Hofes- und Hofgemeindeyerfassung versehen (8. 383 ff.). 


München. Konrad Beyerle. 
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Dr. Karl Weimann, Professor an der Universität Leipzig, 
Die Ministerialität im späteren Mittelalter, Leipzig, Dyksche 
Buchhandlung, VII und 132 8. 8°. 


Karl Weimann, Der deutsche Staat des Mittelalters, 
Crimmitschau, Rohland und Berthold 1925, 32 8. 8°. 


Karl Weimann hat schon wiederholt bewiesen, daß er eigene Wege 
zu gehen versteht; ich erinnere an seine Untersuchung über die Mark- 
und Walderbengenossenschaften der Niederrheins, besprochen von 
Edwin Mayer-Homberg in dieser Zeitschrift XXXIV 1913 Germ. 
Abt. S. 466ff., und an die andere über das tägliche Gericht, besprochen 
von Hermann Aubin, ebenda XXXV 1914 Germ. Abt. S. 543ff. Er 
geht eben stets von selbständiger Durcharbeitung meist noch nicht be- 
nutzter gedruckter und ungedruckter Quellenbestände aus, ein Verfahren, 
das auf dem Gebiete der Verfassungs- und Rechtsgeschichte nicht so 
selbstverständlich und allgemein ist, wie es sein sollte. Ausgefahrene Ge- 
leise nochmals zu verfolgen ist allerdings bequemer, Neuland anzubauen 
dagegen ungleich verdienstlicher. 

Zwar könnte man meinen, die Ministerialität und ihr Recht sei 
nachgerade zur Genüge bearbeitet. Doch es verhält sich damit wie bis 
vor kurzem mit der Königs- und der Bischofswahl: Über die ältere Zeit 
gibt es Arbeiten in großer Zahl, das spätere Recht der Dienstmannen 
blieb dagegen von der Forschung fast unbeachtet. Nämlich von der Zeit 
an, wo die ritterlichen unter den Dienstleuten in Lehensfähigkeit und 
Freiheit den freien Lehensleuten sich anglichen und in den niederen Adel 
eingingen. Da setzt unser Verfasser ein, um die jüngere Ministerialität zu 
behandeln, die, ‚‚die nicht adlig wurde“, die Dienstmannen, die nachweis- 
lich auch nach dem Zeitpunkte, der als Endternin für das Vorhandensein 
von Ministerialen überhaupt festgesetzt wurde, entstanden sind. Und 
zwar speziell für Kleve, nicht ausschließlich, aber vornehmlich nach den 
vor einiger Zeit wiederaufgefundenen nungedruckten klevischen Register- 
büchern. Parallelen aus den benachbarten niederrheinischen Territorien 
wurden berücksichtigt. In Kleve und seinen Nachbargebieten sind näm- 
lich vom Ende des 12. bis ins 16. Jahrhundert Freidienstleute, liberi oder 
veri ministeriales — wal- oder welgeborene, vriegeborence, homines bone 
nacionis, bene condicionati in großer Zahl bezeugt, weit öfter als der nicht 
eben sehr zahlreiche niedere Adel. Zum Teilsind es Bestandteile der alten 
Ministerialität, die weder „wirtschaftlich etwas Besonderes bedeuteten, 
noch sozial in den Niederadel‘ aufstiegen, zum Teil neu hinzugekommene. 

Die spätmittelalterlichen Freidienstmannen am Mittel- und Nieder- 
rhein waren keine Adeligen; das geht schon daraus hervor, daß die Ba- 
starde Adeliger, die Knechte oder Wachszinsige sind, in die Freidienst- 
mannschaft erhoben werden. Freidienstleute konnten aber Adelige 
werden, hie und da einmal sogar Hochadelige, gewöhnlich solche niederen 
Adels; eine kleine Zahl von den Ministerialen jüngerer Ordnung, die 

eine genügend breite wirtschaftliche Basis hatten, wurden Ritter. Doch 
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es blieben Ausnahmen. In den von Münster und Kleve im 15. und 16. Jahr- 
hundert stark umstrittenen Grenzdörfern Dingden und Brünen kennen 
wir so ziemlich die ganze damalige Bevölkerung: Wenig Leute mit freiem 
Eigen, von der Überzahl der grundherrschaftlich Abhängigen die wenig- 
sten Vollschuldige, viele zinsig und hörig, noch mehr Dienstleute, aber 
darunter nicht eine Familie, die nachmals unter dem Adel begegnet. 
Wohl aber waren die Freidienstleute frei. Freie gab es in diesen 
Gegenden wie in Westfalen noch eine stattliche Zahl. Mit den Freidienst- 
leuten sind sie aber nicht identisch; sonst könnten jene am Niederrhein 
nicht vereinzelt, in Westfalen, besonders in Minden, nicht in Massen 
unter diese aufgenommen worden sein. Man trat aus der Freiheit über in 
die Freidienstmannschaft. Dabei behielt man die Verfügungsfreiheit über 
‚Fahrhabe und Grundeigen sowie die Freizügigkeit, band sich aber bei 
der Verfügung über etwaiges Erbzins- oder Erbpacht- oder gar Dienst- 
mannengut, mußte sich einen nachjagenden Herrn und die Geltung als 
dessen Freidienstmann auch unter eines Andern Untersassenschaft 
gefallen lassen und befand sich in besonderer Dienstabhängigkeit oder 
auch nur Dienstbereitschaft gegenüber einem Herrn oder einer Herr- 
schaft: Selbst ohne Dienstgut muß der Freidienstmann eine Todfall- 
abgabe, muß er Herwede anerkennen. Aber von den Eigenleuten, die un 
nichts dienen, unterscheiden sich die Dienstleute durch den Dienst um 
das Gut, wovon ihr Amt abhängig ist. Sie heben sich also scharf ab von 
den alten Plenicensuales, den Leibeigenen, Eigenhörigen, Vollschuldigen, 
die übrigens in dieser Zeit arg zusammengeschmolzen sind, auch von den 
darüberstehenden Wachszinsigen und Kurmedigen, wenn sie auch zum Teil 
geradeam Niederrhein ausihnen aufgestiegen sind. Freilich Ehen mit solchen 
kamen immer vor; wir werden sehen, wie die Herren sich gegen Verluste 
daraus schützten. Mit den Stadtbürgern, die rechtsständisch keineswe® 
eine einheitliche Masse bildeten, wurden auch in Kleve im 14. und 15. Jahr- 
hundert die Freidienstleute trotz Ilgen keineswegs gleichgewertet. Aber 
es fand eine stırke Angleichung statt: In manchen Städten wurde von 
vielen oder vcn allen eine Freiheit erreicht, die der freidienstmännischen 
entsprach. Beide hatten den Vorzug, den Reinigungseid als Eineid leisten 
zu können. Stadtbürger und gutgesessene Freidienstleute konnten über 
Erbzinsgut verfügen. 

Wir sahen, der Freidienstmann konnte Ritter werden und stand 
ständisch höher als der Eigenmann, Wachszinsige und Kurmedige. Aber 
zu einem Stande im Rechtssinn wurde die jüngere Freidienstmannschaft 
nicht mehr. Berufsständisch verteilte sie sich auf die Bauern, die Gewer be- 
treibenden und die Handwerker. Vor allem waren es Hofbeamte: Haus 
genossen, Officiati, aber natürlich nicht dieaufsichtsführenden, die vielmehr 
ausden ministerialesnobilesgenommen wurden, sondern dieunteren und die 
kleinen Herren, so daß sie mit eigener Hand zugreifen mußten; in höheren 
Beamtenstellen mit Dienstlehen begegnen die Freidienstmannen nicht. 
Bei der Burghut und mit dem Kriegsdienste war es genau so. Die Frei- 
dienstmannen hatten nur die niedere Burghut mit Hantlehen, d. h. geg®" 
Lohn und ununterbrochenen Dienst am Orte, während der Burgman 
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von Rittersart ein Burglehen, ein castrense feudum in Gestalt von Gut, 
gelegentlich Dienstmannsgut, später Geld erhielt und nur Residenz tat, 
wenn sein Burglehen dazu verpflichtete, eventuell sogar sich vertreten 
ließ. Neben den Freien waren die Freidienstleute so ‚Helfer im Frieden 
und im Streit. Nur Krieger war aber der Freidienstmann so wenig wie 
nur Beamter‘. Eigenleute konnten nach dem Rechte der Stadt Kleve 
weder Ritter noch Priester werden. Wohl aber konnten Freidienstleute 
ins Priestertum, in Klöster und Schwesternhäuser Aufnahme finden. 
Wenigstens zur Freidienstmannschaft mußte auch ein Wachszinsiger 
erst freigelassen werden, wenn er geistlich werden sollte. Das verlangte 
die Kirche einmal, was Weimann nicht erwähnt, wegen des defectus 
libertatis, der irregulär machte, vor allem aber aus praktischen Gründen, 
damit jeder Eingriff von Außenstehenden in das Vermögen und die kor- 
porativen Rechte der Kirche und ihrer Genossenschaften vermieden 
werde. Der Freilasser aber machte den Vorbehalt, daß bei Nichteintritt 
bzw. Rücktritt der frühere Stand wieder eintreten solle, die Freilassung 
war also auflösend bedingt. 


Die Freidienstmannschaft vererbte, und zwar durch die Mutter, 
die Kinder einer Freidienstständischen werden Freidienstleute; ist der 
Mann hofhörig, so muß extra der Vorbehalt gemacht werden, daß der 
Hofeserbe werdende Sohn ausnahmsweise hörig werden und dem Hofes- 
herrn verbleiben soll. Die wenig zahlreichen Ergebungen in die Freidienst- 
mannschaft erfolgen entweder völlig frei oder durch Freilassung an den 
neuen Freidienstmannsherrn bzw. durch Tausch, der gleich dem Verkauf 
erst aufhörte, als die Territorien größere Geschlossenheit gewannen. 
Zahlreich kamen Befreiungen und Erhebungen in die Freidienstmann- 
schaft vor, auch direkt von der Eigenbehörigkeit oder Vollschuldigkeit 
unter Überspringung der Wachszinsigkeit oder Kurmedigkeit. Die Frei- 
lassung zum Freidienstmann geschah ore, manu, calamo et omni solempni- 
tate, que consuevit in talibus observari, besonders submissis capitibus mit 
Halsberührung, subiugatio, eigene Formulare dafür sind erhalten. 


Die Freidienstmannen hatten teils Präbenden, teils empfingen sie 
Lohn oder Besoldungen verschiedenster Art. Bei der Frage des Dienst- 
iınanneneigens vermisse ich die Bezugnahme auf die Forschungen vau 
Paul Puntschart in dieser Zeitschrift XLIII 1922 S. 66ff. und in der 
Festgabe für Arnold Luschin v. Ebengreuth, Graz 1921 S. 5666. Freies 
Eigentum kommt bei den Freidienstmannen vor. Lehen konnten sie auch 
haben; darin unterschieden sich übrigens die Kurmedigen und Wachs- 
zinsigen nicht von ihnen. Des Dienstmannslehens ist auch die Frau fähig. 
Charakteristisch ist das Hergewäte, Streitroß und Waffen beim Todfall, 
ursprünglich ein Lehensrelevium und erst nachher auf andere Güter und 
Leute ausgedehnt. Da es jedoch an geeignetem Dienstmanns- und Burg- 
lehengut mehr und mehr gebricht, greift man zur Belohnung des Frei- 
dienstmanns bald ganz allgemein auf das Erbzinsgut: „Als die Freidienst- 


mannschaft in voller Blüte stand, waren die gutsgesessenen Leute zumeist 
erbzinsig.‘ 
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Die jüngeren Ministerialen sind meist nicht einem Sondergericht 
unterstellt; sie gehören in Personal- und Sachklagen vor das Land- und 
vor das Stadtgericht, unter dem sie mit Hab und Gut angesessen sind. 
Ausnahmsweise gibt es freilich im Spätmittelalter noch Sondergerichte 
der Freidienstleute, z. B. das Freidienstmannsgericht am Stein zu Alten- 
wied mit seinen Weistümern und der Landfeste, wornach vor ihm alle 
Wieder Freidienstleute, auch die Bauern einen exemten Gerichtsstand 
hatten. Im Landgericht waren die Freidienstleute vor allem Schöfen. 
Heerpflichtig waren sie namentlich beim Glockenschlag, der von alters her 
zu den iura comitatus gehörte, also für die Landfolge im Verteidigung:- 
falle. Die Reiterdienstpflicht war aber kein Kennzeichen der Stellung 
des spätmittelalterlichen Freidienstmanns. Manche taten ihn freilich 
gleichviel ob von Dienstgut oder Erbzinsgut, nicht minder die Städter, 
die darin den durch entsprechende wirtschaftliche Unterlage leistungs- 
fähig gemachten Ministerialen gleichgestellt wurden. Der militärischen 
Dienstpflicht besonderer Art entspricht die Steuerfreiheit; obne das ist 
der Freidienstmann des späteren Mittelalters schatzpflichtig. Nur in der 
Stadt oder im Freidorf genossen die Freidienstleute Schatz- und Dient- 
freiheit. Was hatten sie denn aber sonst für Vorteile? Den Schutz von 
seiten des Herrn in seinem Territorium aber auch über die Geleitsbezirke 
zu Lande und zu Wasser hinaus. Dafür nehmen sie auf sich Gehorsam und 
Verbundenheit, eine umfängliche Treu- und Dienstbereitschaft. 

Ein Kapitel über Freidienstleute und Untertanenverband bildet den 
Abschluß. Ein allgemeiner freier Untertanenverband war noch nicht vor- 
handen. Man strebte ihn zwar an, kam aber von gewissen persönlichen 
und sachlichen, aus Grundherrschaft und Privatrecht herrührenden 
Hinderungen nur schwer los. Die massenhafte Erhebung in die Frei- 
dienstmannschaft in der zweiten Hälfte des 14. Jahrhunderts brachte die 
Bewegung mehr in Fluß. Aber die Freilassungen waren nicht zahlreich 
genug und auch durch Vorbehalte zu sehr gehemmt, als daß man auf be- 
wußtes Anstreben des neuen Untertanenverbandes durch sie schlieden 
dürfte. Auch Hießen nicht bloß die Landesherren frei. Und auf alle außen- 
sitzenden Leute wurde keineswegs verzichtet. „Es war nicht 50, @ 
gleichsam durch eine große Bewegung und durch eine Generalumwälzung 
die Fronhofsverfassungen zerbrochen, die Hofhörigkeit in eine gelinde Ab- 
hängigkeit oder volle Befreiung von der feudalen Gebundenheit und die 
hofrechtliche Unfreiheit der Güter in landrechtliche Freiheit, die Ho 
zinsigkeit und Frondienste aber alle in Erbpacht oder Leibpacht oder in 
Erbzins verwandelt worden wären.“ Sicheren Vorteil wollte man seite 
der Berechtigten nicht aufgeben. ‚Deshalb wurde an Wachzinsigkeit 
und Kurmedigkeit festgehalten. Deshalb gewann zahlenmäßig die a, 
dienstmannschaft nicht noch weitere Ausdehnuug.‘“ Immerhin war ®'° in 
Schritt auf dem Wege zum freien Untertanenverband. Und was °' in 
einzelnen Exemplaren war, das gab es in Städten und Freidörfern r 
Masse. ‚Die Bildung des freien Untertanenverbandes ist im westdeut- 
schen Territorialstaat des späteren Mittelalters gelungen.“ 
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So der wesentliche Inhalt von Weimanns Schrift, zu dem nur noch 
nachzutragen ist, daß alle die Streitfragen, die für die ältere Dienstmann- 
schaft aufgeworfen worden sind, erwähnt und von der jüngeren Ministe- 
rialität aus beleuchtet werden, doch so, daß der Verfasser sich bewußt 
bleibt, daß sie von dieser aus zwar geklärt, aber nicht gelöst werden 
können. In der Tat ist das ebensowenig möglich als etwa die Erfassung 
des Wesens der Vemgerichte von dem aus, was wir aus der Zeit ihres 
Verfalls und späteren Stillebens von ihnen wissen. Die jüngere Ministe- 
rialität ist doch von der älteren, klassischen grundverschieden. 


Ich habe ausführlich referiert. Dies darum, weil der Verfasser zwar 
leichter als bei seinen früheren Arbeiten, aber doch nicht durchweg ohne 
weiteres sich verständlich zu machen vermocht hat. Oben rühmte ich 
ihm nach, daß er aus dem Vollen der Quellen schöpfte und seine eigenen 
Wege gehe anders als manche unserer Rechtsbhistoriker. Dafür fehlen ihm 
Vorzüge der Letztern. Oft schneidet er Fragen an, ohne sie klipp und klar 
zu beantworten. Definieren und in der herkömmlichen wissenschaft- 
lichen Sprache scharf formulieren ist nicht gerade sein Fall. Er hatRecht, 
wenn er sagt, die Zusammenfassung von Ergebnissen gehöre nicht an den 
Anfang; am Schlusse aber hätte er sie wohl bringen dürfen, statt die Ab- 
handlung ziemlich unvermittelt sang- und klanglos zu Ende gehen zu 
lassen. Wie ganz anders würde angesichts des Reichtums des Materials 
und der Neuheit des Gegenstandes diese Untersuchung wirken, wenn sie 
scharf und kunstgerecht durchdacht und dann mit so etwas wie Sohmscher 
Darstellungsgabe vorgebracht wäre! 

Übrigens erbringt Weimann in der kleineren, zweiten Schrift, die 
wohl aus einem Vortrage hervorgegangen und in Form und Ausstattung 
festlich gehalten ist, den Nachweis, daß er doch auch leichterer, gefälliger 
Zusammenfassung fähig ist. Der Titel ist vielleicht etwas zu volltönend. 
Aber eigene Wege geht W. auch hier. Denn er hebt auf Grund seiner 
früheren Einzelforschungen und sie ergänzend und ausfüllend wiederum 
vornehmlich vom Mittel- und namentlich vom Niederrhein ausgehend 
heraus, was ihm am deutschen Territorialstaate des Mittelalters be- 
sonderer Beachtung wert scheint, dabei die Verschiedenheit, ob geist- 
liches oder weltliches Territorium, im Auge behaltend und für höhere 
Einschätzung des persönlichen Elements, der persönlichen Trägerschaft 
mit gutem Grunde eine Lanze brechend. Ob der Dürftigkeit der Über- 
lieferung dürfen wir nicht außer Acht lassen, daß auch damals Männer, 
Individualitäten erfreulicher oder nichterfreulicher Art hinter und über 
den Dingen standen. Landesherren waren sie trotz des Namens noch nicht, 
wollten es aber werden durch Besteuerung, Herrschaft über Ödland 
(Kolonisation) und Allmenden, Wildbann, Rottzehnten, Recht des 
dritten Fußes (in Kleve = ein Drittel aller Nutzungen, dort und anderswo 
bei Kulturänderung sogar ein Drittel der Substanz, bei Verlehnung, Ver- 
kauf, Verpfändung der dritte Pfennig). Grundherrschaft und superioritas, 
Allmendhoheit und Steuerrecht gehen Hand in Hand: „Wir bezahlen die 
Bede, dafür haben wir die Weide“, also beidseitige Leistung, so daß die 
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„mittelalterlichen Untersassen‘‘ keineswegs bloß Objekt der Regierung 
waren. Auch nicht für die Herrschaft des Landherrn über die Leute. 
„Das ganze Land wurde gerichtsmäßig durchstrukturiert. Alte Gerichte 
wurden eingeordnet, neue wurden eingerichtet.‘“ Zahlreiche Hofgerichte 
gingen ein, landesherrliche traten an ihre Stelle. Der sehr verbreitete 
Schöffendienst zog die Untersassen für den Staat heran. Auch die Tätig- 
keit als Landeszeugen in den Landkunden läßt sie sich selbsttätig für die 
Einrichtungen des Staates einstellen. Die Hausverwaltung macht der 
Landesverwaltung schon seit dem 13. Jahrhundert mehr und mehr Platz 
(dapifer als Landdrost und Oberamtmann über die anderen Amtmänner): 
„Das Ministrieren läßt nach, man fing an zu administrieren.‘“ Vgl. auch 
den Landesmarschall und den redituarius. Aber auch durch den lokalen 
Amtmann fängt staatliche Fürsorge und Wohlfahrtspflege an den Unter- 
sassen heranzutreten an. Betätigung an der Steuererhebung von seiten 
der Schöffen, Bauermeister und Dorfschulzen oder Honnen sowie Pflicht 
zur Landfolge und Burgenwacht trugen mit dazu bei. Der Amtsbegriff 
wurde reichlicher verwendet und angespannt. Selbst Honnen- und Schöf- 
fenamt waren am Staate orientiert, wie landesherrliche Befreiungen davon 
lehren. Der alte Begriff des Dienens und des Dienstes wurde zunächst 
zur Jüngeren freien Dienstmannschaft gereckt, aber mit Modifikationen, 
da „die hohe Zeit für die Form der Dienstmannschaft ebenso endgültig 
vorbei war wie für Grundherrschaft und Leibherrschaft‘‘. Man sah die 

Untersassen von seiten der Landherrschaft jetzt ganz anders an, „als 

Gerichts-, Bann- und Unterherrschaft sie schen konnten“. Die Versuche 

in einzelnen Territorien, die Brücke zum Untertanenverband noch ein- 

mal mit der Leibeigenschaft zu schlagen, waren eine in größeren Landes- 

herrschaften unmögliche Reaktion, die Wiedergeltendmachung des Wild- 

fangsrechts durch den Pfalzgrafen bei Rhein eine Ungeheuerlichkeit. 

So wurden Land und Leute in einem über das 13. Jahrhundert hinaus 

dauernden Übergangszeitalter mit dem mittelalterlichen Staate ver- 

bunden und für den komnienden absoluten Staat vorbereitet. 


Nächst dem ja leider nun dahingegangenen Ilgen, Hermann 
Aubin u.A. gebührt Weimann das besondere Verdienst, in neuester 
Zeit die rheinische Entwickelung für die deutsche Rechts- und Verfas- 
sungsgeschichte wieder stark in die Wagschale geworfen zu haben. Unter 
den Rechtshistorikern ließ Edwin Mayer-Homberg Ähnliches er- 
warten. Möge er Nachfolger finden! Die Rheinische Rechtsgeschichte ist 
dazu berufen, in der deutschen ein gewichtiges Wort mitzusprechen. 


Ulrich Stutz. 
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Conrad Borchling, Das Landrecht des Sachsenspiegels 
nach der Bremer Handschrift von 1342. Hamburgische 
Texte und Untersuchungen zur deutschen Philologie, Reihe I, 
Bd. 1. Dortmund, 1925. XXIX und 94 8. kl. 8° mit 2 Tafeln. 


Die neue Ssp.-Ausgabe, die es hier zu besprechen gilt, soll in erster 
Linie dem praktischen Studienbetrieb der Philologen dienen, eine Zweck- 
bestimmung, die nicht nur die überaus sorgfältige Einleitung, sondern 
auch die Textgestaltung ausschlaggebend beeinflußt hat. Neben der 
eingehenden Untersuchung der sprachlichen Seite ist für die Textkritik 
kein nennenswerter Platz geblieben. Vom Standpunkt des Rechts- 
historikers aus muß nıan das lebhaft bedauern. 

Der Herausgeber beschränkt sich darauf, die Lücken und gröbsten 
Entstellungen der Bremer Hs. aus Homeyers Text zu berichtigen; 
nur ganz vereinzelt führt er Lesarten anderer Hss. an. Die „kritische 
Heranziehung weiterer Einzelhandschriften‘‘ schien ihm ‚‚bei der reich- 
lich isolierten Stellung der Bremer Handschrift nicht ratsam“. Darin 
vermag ich ihm durchaus nicht beizupflichten: Man ergänzt doch die 
Fehler einer Hs. — mag sie auch noch so weit von dem Normaltext 
abweichen — nach Möglichkeit aus den nächstverwandten Hss., nicht 
aber aus einem Text, der einer ganz anderen Hess.-Klasse angehört. 
Und wer wäre besser dazu legitimiert als Borchling, der unter den 
Lebenden wohl der beste Kenner der Ssp.-Hss. sein dürfte! Selbst wenn 
B. nur die Varianten der ältesten Ssp.-Klasse oder gar nur die der Hss.- 
Gruppe A., aus der doch nur wenige Has. erhalten sind, gebracht hätte, 
würde der Wert seiner Ausgabe für die rochtsgeschichtliche Forschung 
sich vervielfacht haben. Dann hätten wir neben der Homeyerschen 
Vulgataedition eine gesicherte Grundlage für die Textgestalt der ältesten 
Sep.-Klasse, und beide zusammen würden uns die große von den Mon. 
Germ. geplante Ausgabe, die wohl noch gute Weile haben dürfte, vor- 
läufig ersetzen können. Aber wohin soll das führen, wenn nur Einzel- 
handschriften ohne einen irgendwie verwertbaren Variantenapparat 
ediert werden? Auf die Veröffentlichung der Bremer Hs. wird die des 
Quedlinburger Kodex als „Schulausgabe‘‘ der Mon. Germ. demnächst 
folgen.!) Soll der Benutzer, der oft genug Anlaß hat, nach der Urform 
der Textfassung zu fahnden, in Zukunft die neuen Einzelausgaben neben- 
einanderlegen und mit Hilfe der keineswegs immer zuverlässigen Fuß- 
noten Ho meyers die kritische Sichtung der Lesarten selbst vornehmen ? 
Dann sind wir mit dem Ssp. glücklich gerade so weit wie mit der Lex 
Balica. Was uns not tut, ist eine neue Ausgabe, die die älteren über- 
flüssig macht, nicht eine solche, die gleichberechtigt neben die älteren 
tritt. ,‚‚Die deutsche Rechtsgeschichte muß sich davor hüten, ihren 
Apparat, der schon unfänglich genug ist, unnötig zu vermehren.‘“?) 


1) Seit wann ediert man Schulausgaben, bevor die kritische Herstellung 
.des Urtextes durchgeführt ist ? 
3) Frensdorff, in dieser Zeitschrift, Germ. Abt. Bd. 40 (1919) 8. 301. 


Zeitschrift für Rechtsgeschichte. XLVI. Germ. Abt. 27 
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Natürlich verkenne ich nicht, daß B. mit seiner Ausgabe ganz 
andere Zwecke verfolgt. Unzweifelhaft ist seine Edition ein hervor. 
ragendes Hilfsmittel für das Studium des Nordniedersächsischen, für 
das des Mittelniederdeutschen überhaupt. Daß der „Name Conrad 
Borchling Gewähr für große Umsicht und philologische Akribie bei 
der Herausgabe bietet‘''), bedarf keiner erneuten Betonung. Und selbst- 
verständlich sind wir Rechtshistoriker lebhaft daran interessiert, daß 
die Kenntnis des Ssp. in den Kreisen der Germanisten noch mehr als 
bisher heimisch wird und sie zu der dringend nötigen Mitarbeit anregt. 
Die oben gemachten Ausstellungen sollen also keinoswegs einen Tadel 
dies Gegebenen bedeuten, sondern nur dem Bedauern Ausdruck geben, 
daß B. sich nicht weitere Ziele gesteckt hat. 

Die Homeyersche Ssp.-Ausgabe kann und soll durch die Edition B.s 
nicht ersetzt werden. Aber auch die beliebte Weiskesche Schulausgabe 
wird sie in den „Sachsenspiegelübungen“ nicht verdrängen. Ist das Mittel- 
niederdeutsche dem Studenten der Rechte ohnehin schwerer verständ- 
lich als das Mittelhochdeutsche, so wird das Verständnis noch weiter 
erschwert durch die (für die Zwecke des Herausgebers wohl unumgäng- 
liche) Übung, den Gebrauch von „u“ und „v“ nicht zu modernisieren, 
Satzzeichen nur sparsam zu verwenden, große Buchstaben auch im 
Satz, ja sogar mitten in einzelnen Worten beizubehalten.?) Die Über- 
sichtlichkeit wird auch noch dadurch beeinträchtigt, daß die Seiten- 
zahlen der Hs. und die Homeyerschen Artikelzahlen mitten im Text 
und nicht am Rande gebracht werden. Und schließlich — das ist wohl 
am allerwichtigsten —, die Ausgabe Weiskes bringt ein vortreflliches 
Glossar, das auch dem Fortgeschritteneren gute Dienste leistet, während 
B. von der Beifügung eines Glossars abgesehen hat. 

So hat Borchlings Ssp.-Ausgabe nur für den Spezialforscher 
Bedeutung. Diesem bietet sie freilich mancherlei. Die Bremer Ba». 
vun 13423) gehört zu den besten uns erhaltenen Hss. der Grupp® A 
Sie zerlegt das Landrecht nach sachlichen Gesichtspunkten in drei Teile, 
deren zweiter mit dem Strafrechtsabschnitt*) „Nu vernemet unmme 
ungerichte, welc gerichte dar over ga“ einsetzt, während der dritte mit 
den Landfriedenssätzen®) „Nu vernemet den alden vrede, den de keysel- 
like walt ghestedeghet hevet deme lande to Sassen‘‘ beginnt. Zweifellos 
hat diese Einteilung viel für sich; der in der Ssp.-Vulgata üblich geworde- 
nen und unsere Zitierweise beherrschenden Bücherteilung ist sie en 
schieden vorzuziehen. Außer in der Bremer Hs. finden wir sie noch A 
der Oldenburger Bilder-Hs. von 1336, zu der im übrigen keine näheren 
Beziehungen bestehen. Vielleicht ist auch die dem Deutschenspiegel 


a Guido Kisch in der Literarischen Wochenschrift, Jahrgg- ! (1925) 
:p 533. z 

2) Wer von unsern Studenten weiß beispielsweise, daB „uöte”“ Ber 
und „URede“ Frieden bedeutet (vgl. Borchling, S. 24 Z. 4 und 12)! 

®) In Homeyers Handschriftenverzeichnis = Nr. 79; in seiner 
fizierung = Aw. 

*) Homeyer II 13. 5) Homeyer JI 66. 
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zugrunde liegende oberdeutsche Ssp.-Übersetzung in gleicher Weise ab- 
geteilt gewesen; die Hauptmasse der vom Deutschenspiegler bearbeiteten 
Teile bricht mit demselben Artikel ab, mit dem Teil I der Bremer Ssp. 
Hs. endet.!) 

Mit den Lesarten der oberdeutschen Ssp.-Übersetzung zeigt die 
Bremer Hs. überhaupt manche interessante Übereinstimmung, was um 
so auffälliger ist, als sich die Fassungen beider Hess. häufig weit von- 
einander entfernen. Beispielsweise lassen beide Hss. — wenn Homeyers 
Schweigen zu trauen ist, als einzige Hss. — in Ssp. Il 13 $ 4 die Worte 
„oder kerchof‘ aus.*) Ferner bringt die Bremer Hs.?) in Ssp. II 28 $ 2 
statt der Normallesart ‚Vischet he in diken die gegraven sin“ die fehler- 
hafte Fassung ‚„Vischet he dike de ghegraven sin‘, woraus dann das 
bekannte Mißverständnis der oberdeutschen Ssp.-Übersetzung *) „‚Vischet 
er dike in dem wazzer‘‘ und der darauf beruhende Schwabenspiegel- 
satz®) „Vischet er me danne dristunt drinne“ entstanden sein könnten. 

Beinahe noch interessanter als die Bremer Hs. sind die von Borch- 
ling als Anhang zu seiner Ausgabe abgedruckten, bisher unbekannten 
Bruchstücke einer verschollenen Ssp.-Hs., die mit Resten anderer Ssp.- 
Codices in der Braunschweiger Stadtbibliothek aufbewahrt werden. 
Diese Braunschweiger Fragmente sind noch etwas älter als die Bremer 
Hs.; sie gehören ihrem Sprachcharakter nach „an die Grenze des Ost- 
fälischen mit dem Elbostfälischen‘ und stehen also dem Ur-Ssp. auch 
sprachlich und örtlich näher. 

Das Benerkenswerteste an diesen Bruchstücken ist (abgesehen 
vom Sprachlichen) ihrekompilatorische Natur. Und zwar hat dem Schrei- 
ber als Hauptvorlage eine gute, mit der Bremer Hs. verwandte A.-Hs. 
gedient, neben der er noch eine zweite, bereits durch Erweiterungen 
ausgezeichnete Hs. benutzte. Die Erweiterungen dieser zweiten Hs. 
trug der Schreiber nun anfangs am Rande seines Manuskriptes nach, 
balde reihte er sie aber fortlaufend ohne irgendeino Kennzeichnung 
der anderw.iten Herkunft in seinen Text ein. Zweierlei ist daran be- 
sonders wichtig. Einmal war die zur Ergänzung dienende Hs. aufs aller- 
nächste mit der Vorlage der oberdeutschen Ssp.-Übersetzung verwandt; 
sie zeigt — das geht aus den wenigen erhaltenen Stellen unzweideutig 
hervor — genau die gleichen Mehrungen gegenüber der reinen A.-Fassung 
des Ssp., die wir in der oberdeutschen Ssp.-Übersetzung finden; keinen 
Zusatz, weniger, keinen mehr! Sie nimmt also mit der Ssp.-Übersetzung 
zusammen eine Sonderstellung innerhalb der ersten Ssp.-Klasse ein, 
die etwa die Mitte zwischen der knappen Gruppe A. und der sehr stark 


ı) Homeyer U 12. — Dazu Ficker, Über einen Spiegel deutscher 
Leute usw., Wiener Sitzungsberichte, Bd. 23 (1857) S. 237. Frensdorftf, 
Beiträge zur Geschichte und Erklärung der deutschen Rechtsbücher, V (1924) 
S. 70. 

8) Borchling 8.32. — Dap. Art. 110. 

3) Borchling 8 39. 

%) Dep. Art. 136. — Dazu Ficker a. a. O., 8. 196. 

5) Swsp. L. Art. 196; W. Art. 169. 
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erweiterten Gruppe B. hält und auch zeitlich zwischen beide fallen 
dürfte.) 

Noch wichtiger ist das, was wir methodisch aus diesen Fragmenten , 
lernen können. Es ist zwar schon längst bekannt, daß die Abschreiber 
von Rechtsbücher-Hss. sich keineswegs immer auf eine Vorlage be- 
schränkt haben. Bei der Aufstellung von Hss.-Genealogien hat man 
jedoch diese Erkenntnis regelmäßig außer acht gelassen. Die Braun- 
schweiger Bruchstücke lehren uns nun erneut, wie die Abschreiber viel- 
fach vorgegangen sind. Einmal hat der Hauptschreiber nicht nur eine 
Hs., sondern deren zwei herangezogen und miteinander verschmolzen. 
Außerdem sind aber noch weitere Hände an der Ausgestaltung der Hs». 
tätig gewesen; ein zweiter Schreiber hat zahlreiche Sätze aus einer 
jüngeren Textgestalt des Ssp. ergänzt und auch im Texte selbst Korrek- 
turen vorgenommen, ein dritter hat weiter gebessert und auch die Artikel- 
zählung nachgetragen. Wieviele Hss. mögen auf diese Weise zustande 
gekommen sein? Ziehen wir die Folgerungen: Die Güte des Textes, 
den eine Hs. überliefert, braucht mit der äußeren Aufmachung nicht 
im Einklang zu stehen. Mit anderen Worten: Eine Hs. kann in den 
alten Ssp.-Artikeln die ursprüngliche Fassung der ältesten Ssp.-Gestalt 
bewahrt und daneben aus einer anderen Vorlage die jüngeren Ssp.- 
Artikel, die übliche Bucheinteilung und die Glosse übernommen haben. 
Diese äußeren Momente sind infolgedessen für den Wert einer Hs. nicht 
unbedingt ausschlaggebend. Sichere Ergebnisse lassen sich nur durch 
genaueste Untersuchung des Wortlauts gewinnen. Das wird bei der 
geplanten Neuausgabe des Ssp. wie bei der der übrigen Rechtsbücher 
berücksichtigt werden müssen, wenn wir über Homeyer hinauskommen 
wollen. 

Göttingen. Karl August Eckhardt. 


Viktor Ernst, Die Entstehung des deutschen Grundeigen- 
tums, Stuttgart, Kohlhammer 1926. 146 8. 8°. 


Die Mitarbeit an der „Beschreibung der Oberämter in Württemberg‘ 
hat die Auffassung Viktor Ernsts von der inneren deutschen Geschichte 
grundlegend beeinflußt und ihn von der herrschenden Meinung weitab 
geführt. 1915 wurde man zuerst in weiteren Kreisen auf seine neuen 
Theorien aufmerksam. Er selbst vertrat sie in seinem Beitrag zur Dietrich- 
Schäfer-Festschrift „Zur Besiedlung Oberschwabens“; gleichzeitig wies 


1) Vgl. Borchling 8.85 Anm. 3, 8.86 Z.24 u. 30, 8.87 Z. 8-10 
u. 23f., S. 882.1, 8.91 2.5 u. 7f., S.93 Z. 2, 14 u. 31. — Trotz dieser weit- 
gehenden Übereinstimmung kann diese von dem Schreiber der Braunschweiger 
Bruchstücke verwertete zweite Hs. nicht die Vorlage der oberdeutschen Ssp.- 
Übersetzung, sondern bestenfalls deren Schwester-Hs. gewesen sein. Z.B. 
lesen in Ssp. II 63 $ 2 die B.-Hss. „‚unde tügen unde klagen unde antworten“, 
ebenso die oberdeutsche Ssp.-Übersetzung (Dsp. Art. 182) „unde gezeug und 
chlagen und antwrten“, während es in den Braunschweiger Bruchstücken 
(Borchling S. 41 Z. 5) kürzer heißt „‚unde tiuch unde antworden‘“. 
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Ulrich Stutz in dieser Zeitschrift!) bei der Besprechung der „‚Beschrei» 
bung des Oberamts Tettnang‘ auf ihre Bedeutung hin. 1916 folgte E.s 
Abhandlung „Die Entstehung des niederen Adels“, 1920 seine Studie 
„‚Mittelfreie, ein Beitrag zur schwäbischen Standesgeschichte‘‘; über beide 
referierte in dieser Zeitschrift Heinrich Glitsch.?) In der „Beschreibung 
des Oberamts Riedlingen‘ von 1923, in der E. wiederum die historischen 
Kapitel bearbeitete, stützte er seine früheren Ausführungen über die 
Bedeutung und Identität von Meierhof und Rittergut durch neue Belege; 
zugleich kündigte sich aber „eine neue Ernstsche Theorie über ‘die Ent- 
stehung des Grundeigentums (und der Grundherrschaft) aus der Zwing- 
und Banngewalt’ (!)‘‘ an.?) Die Abhandlung E.s, die wir heute besprechen, 
führt diese Gedankengänge im einzelnen weiter und sucht sie für wichtige 
Gebiete des Liegenschaftsrechts fruchtbar zu machen. Seinem Arbeits- 
gebiet getreu beschränkt sich E. auch hier wieder auf die schwäbischen 
Quellen und zieht nur vereinzelt anderes Quellenmaterial zum Vergleich 
heran. 

Stutz hat betont‘), daß „eine gründliche Auseinandersetzung mit 
all diesen Lehren, auch mit der über die Entstehung des niederen Adels 
und über die Mittelfreien dringend angebracht“ sei, da E. „bei ihnen sehr 
verdienstliche und wichtige neue Tatsachenfeststellungen ganz unrichtig 
und gewalttätig ausgewertet‘ habe. Diese Auseinandersetzung kann hier 
nicht erfolgen, da sie eingehende Quellenstudien, vor allem die Heran- 
ziehung neuen, möglichst außerschwäbischen Vergleichsmaterials er- 
fordert. Hier ist die Beschränkung auf ein kritisches Referat über E.s 
neue Thesen geboten, die in den Sätzen gipfeln®): ‚Das deutsche Grund- 
eigentum ist aufgebaut auf der Zwing- und Banngewalt der Sippe. Nur 
von dieser Grundlage aus ist seine Verteilung und mannigfaltige Bedingt- 
heit verständlich.‘ 

In dieser Allgemeinheit ist die scharf zugespitzte Forniulierung 
zweifellos unzutreifend. Es kann nicht oft genug davor gewarnt. werden, 
die für einen beschränkten Quellenkreis gewonnenen Ergebnisse zu ver- 
allgemeinern und einen als richtig erkannten Gedanken zum allein aus- 
schlaggebenden Moment der Entwicklung zu erheben.®) Es bedarf für 
die Leser dieser Zeitschrift keines Beweiser, daB Individualeigentum an 


1) Germ. Abt. Bd. 36 (1915) 8. 609 ff. 

2) Germ. Abt. Bd. 87 (1916) 8. 614 ff. und Bd. 41 (1920) 8. 410f. — 
Vgl. auch C. Brinkmann in der Historischen Zeitschrift Bd. 119 (1919) 
S. 140f. — H. v. Minnigerode in der Vierteljahrschrift für Bozial- und 
Wirtschaftsgeschichte, Bd. 15 (1922) 8. 565ff. und Bd. 17 (1924) 8. 192f. 
— M. Stimming in den Göttingischen gelehrten Anzeigen (1923) 8. 205 ff. 
— O. Schnettler im Literarischen Zentralblatt, 68. Jahrgg. (1917) 8. 1217. 
— A.Coulin in den Mitteilungen des Instituts für Österreichische Geschichts- 
forschung, Bd. 88 (1920) 8. 656 ff. 

s) U. Stutz in dieser Zeitschrift, Germ. Abt. Bd. 44 (1924) 8. 348 ff. 
bei der Besprechung dieser Arbeit. 
A.a.0. 8.850. 8) 8.119. . 
©) Vgl. hierzu neuestens Stengel, Uber den Ursprung der Ministeri- 
alität, in der Festschrift für Kehr ‚„Papsttum und Kaisertum“‘, 8.168 Anm. 2. 
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Liegenschaften bis in sehr frühe Zeit zurückreicht und sich außerhalb der 
Märkgemeinde bedeutend früher entwickelt hat als innerhalb ihres ein- 
engenden Rahmens. Es sei bloß an die Landnahme der Salfranken in 
Gellien erinnert. Treffend hat auch Stutz!) für die Eigenkirchen aus Es 
speziellem Untersuchungsgebiet dargetan, daß es für die Ansicht, die 
Unterwerfung der Kirche unter einen Eigenkirchenherrn sei eine jüngere 
Bildung, keinerleiAnhalt gibt. Es,geht nicht an, alles spätere Eigentum 
als Niederschlag älterer öffentlicher Befugnisse zu konstruieren“. Die Dar- 
legungen E.s über Cäsar und Tacitus würden, selbst wenn sie richtig 
wären, den erstrebten Beweis nicht erbringen. E.hat sich aber offen- 
sichtlich hier die Beweisführung etwas zu leicht gemacht. Neben mancher 
hübschen Bemerkung stehen reichlich oberflächliche Behauptungen, die 
— wenigstens in der Form, in der sie vorgetragen werden — durchaus nicht 
überzeugend wirken.?) Die angegriffenen Forscher werden um die Ant- 
wort nicht verlegen sein. Auch bei dem Kernproblem, dessen Behandlung 
die bekannten Vorzüge E.scher Arbeitsweise aufweist, vermag ich ihm 
in wesentlichen Punkten nicht beizustimmen. Das zwingt zu einer Ab- 
weichung von der Anordnung und dem inhaltlichen Aufbau der Vorlage. 


I. Zwing und Bann. 


E. betont auf Grund erneuter Untersuchung dieses vielumstrittenen 
Begriffes, daß sein Kern ‚‚das Bannen der Dorfmarkung“ sei, das sich „in 
dem Sperren einer Fläche, in dem Untersagen freier, beliebiger Nutzung 
auf einem Teile der Markung‘“‘ äußere.?) Die Äcker und Wiesen werden in 
Bann gelegt, damit sie ordnungsmäßig bestellt und abgeerntet werden 
können; die Wiederfreigabe nach der Ernte unterwirft sie dann aufs neue 
der Gemeinnutzung. Diese Verbindung von Ackerbau und Weidebetrieb 
wie die Gemengelage der Äcker erfordern gebieterisch eine beaufsichtigende 
und ordnende Gewalt. ‚„‚Zwing und Bann muß deshalb so alt sein wie di 
Gemeinde selber, die ohne eine solche regelnde Gewalt gar nicht denkbar 
ist.‘“%) Die Zwing- und Banngewalt setzt die Herrschaft über die Allmende 
voraus; denn aus ihr werden ja die gebannten Stücke für die Sonder- 
nutzung ausgeschieden. Der Zwing- und Banngewalt entspringt ‚‚die Be- 
fugnis, die Errichtung von gewerblichen Betrieben, wie sie die Dorfge- 
meinde braucht, zu erlauben und zu verbieten“.®) Der Inhaber der 
Zwing- und Banngewalt ‚sorgt für Weg und Steg und ernennt auch die 
Leute, welche die Ordnung im Bereich der Markung zu überwachen haben, 
den Bannwart, Schützen, Förster und dazu den Hirten, welcher die Herde 


1) A.2.0, & 850f. 

#) Vgl. besonders die Darlegungen auf 8. 8ff. über Tacitus, Germania, 
Kap. 26 und 46. 

s) 8. 87. *) 8.48. 

») 8.88. Die Ausführungen, die E. hier und an anderen Stellen über 
die Bedeutung von „Ehafte“ macht, befriedigen nicht. Der allgemeine Sinn 
„Recht“, „Berechtigung“ liegt doch auf der Hand. Vgl. auch Konrad 
Beyerle, in dieser Zeitschrift, Germ, Abt. Bd. 85 (1914) 8. 552. 
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des Dorfes austreibt‘‘.!) Entsprechend dem Gobrauch, die Bezeichnung 
eines Rechts auch auf das Rechtsobjekt zu übertragen*), bedeutet Zwing 
und Bann nicht nur die Macht, bei Strafe zu gebieten oder zu verbieten, 
sondern auch das Gebiet, das der Zwing- und Banngewalt einer Gemeinde 
unterliegt, die Dorfmarkung. ‚Inder Natur dieser Gewalt ist es begründet, 
daß sie das Gebiet der Gemeinde als Ganzes umfaßt, daß die darauf be- 
ruhenden Anordnungen in derganzen Gemeinde Geltung haben müssen.‘ >) 
Teilungen der Zwing- und Banngewalt betreffen in der Regel nur ihre 
finanziellen Erträgnisse; selbst wenn Realteilung stattfindet, so daß jeder 
Teilberechtigte Zwing und Bann über seine Hintersassen erbält, bleibt der 
Kern, das Bannen der Fluren, davon unberührt. 


Waren diese Ergebnisse im wesentlichen, wenn auch nicht in so 
scharfer Ausprägung, bereits durch v. Wyßt) und Stutz°) sichergestellt, 
so liegt E.s großes Verdienst darin, daß er noch einen Schritt weiter geht; 
er weist — m. E. vollkommen überzeugend — nach, daß es falsch ist, 
Zwing und Bann aus der Grundherrschaft abzuleiten, und zeigi, daß ‚in 
der Tat die Zwing- und Banngewalt ganz überwiegend dauernd Gemeinde- 
sache geblieben“ ist.*) Kennzeichnend für das schon früh einsetzende 
Bestreben der Ortsherrschaft, die Zwing- und Banngewalt mit allem Zu- 
behör, vor allem dem Eigentum an der Allmende, der Jagd und Fischerei, 
den Gewerbebännen und dem Recht, die Bannwarte zu bestellen, an sich 
zu reißen, ist ein Vorgang in Ober-Morschweier von 1188. „‚Conradus de 
Hadestat (der Ortsherr) contra iusticiam Dei et hominum sibi usurpavit 
bannum in territorio Morswilre, ita ut locaret custodes vinearum, agrorun: 
et pratorum‘‘; die Gemeinde betont dagegen, „iusticia eiusdem banni. . 
communiter omnibus sit communis“, und erreicht auch, daß der Ortsherr 
auf dem Totenbett auf seinen Anspruch Verzicht leistet.”) Die Zwing- 
und Banngewalt wurzelt nicht in der Grundherrschaft, sondern in der 
Gemeinde, der freien Markgenossenschaft. Die Gesamtheit der Mark- 
genossen, nicht ein über ihnen stehender Herr war ursprünglich ihr Träger. 


Die Nutzungsrechte der einzelnen Markgenossen beruhen auf ihrer 
Zugehörigkeit zur Gemeinde. In der Regel findet diese in dem Besit. 
eines Hauses oder einer berechtigten Hofstatt (der „Ehofstatt‘“ oder 
„Mutter der Hube‘‘) ihren dinglichen Niederschlag. Daß auch der Erwerb 
einer solchen Hofstatt ebenfalls durch die Zwing- und Banngewalt der 
Gemeinde vermittelt wurde, zeigen Heimfallsrechte der Markgenossen, 
die sich bis tief ins Mittelalter erhalten haben. Das Herauswachsen der 
Ackerlose aus der Allmende können wir dagegen in allen einzelnen Stadien 


1) 8.871f. 

) Vgl. z.B. die Doppelbedeutung von „eigen“, „gewere“ und „erbe“, 
oder auch „Gebiet“ selbst. 

*) Die schweizerischen Landgemeinden in ihrer historischen Entwick- 
lung (1852), Abhandlungen (1892) 8. 53 und 812 N. 2. GG 

5) Das habsburgische Urbar und die Anfänge der Landeshoheit, in 
dieser Zeitschrift, Germ. Abt. Bd. 25 (1904) 8. 208 ff. 

) 8,448. 7) 8.45 Anm. 36. 
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verfolgen, und der gleiche Vorgang wiederholt sich immer wieder, wenn 
die Gemeinde kraft ihrer Zwing- und Banngewalt ein neues Stück der 
Allmende unter den Pflug nimmt und unter die einzelnen Vollgenossen 
verteilt. Mit diesen durch zahlreiche, anschauliche Quellenbelege ge- 
stützten Ausführungen wandelt E. in den Spuren Otto v. Gierkes, 
dessen grundlegende Arbeiten er leider noch lange nicht genug ausgewertet 
hat. Das alle Grade durchlaufende Wechselspiel der Kräfte zwischen 
Allmendeigentum und Sonderherrschaft des Einzelnen hat Gierke 
bereits in unübertrefflicher Weise behandelt und der juristischen Begrif- 
welt eingeordnet. 
II. Das Salgut. 

Eine weitere Anzahl wichtiger Feststellungen gruppiert sich um den 
Begriff des Salguts. E. hat das Fortleben der terra salica, des Salhofs in 
dem örtlichen Herrengut erwiesen und gezeigt, wie seine beiden jüngeren 
Erscheinungsformen, der Maierhof und die Ritterburg, in allen wesent- 
lichen Zügen übereinstimmen. Auch jetzt liefert E. wieder umfangreiches 
neues Material; auf die Beschreibung von 40 weiteren Maierhöfen und 
ihrem Güterkomplex!) sei besonders hingewiesen. Überall finden wir das 
gleiche, typische Bild. In der Mitte des Dorfes, meist an bevorzugter 
Stelle, sehr häufig in unmittelbarer Nachbarschaft der Kirche liegt der 
Salhof. Seine Stellung in der Gemeinde ist einzigartig; ursprünglich hat 
jedes Dorf nur einen Salhof gehabt. Wo wir in späterer Zeit mehrere 
nebeneinander finden, läßt sich fast regelmäßig nachweisen, daß sie Zer- 
fallsprodukte eines ursprünglich einheitlichen, später aber einmal oder 
mehrfach geteilten Hofes sind; die Fälle, in denen dies nicht positiv nach- 
zuweisen ist, dürften zweifellos ebenso zu erklären sein. Und umgekehrt 
„Es gibt nirgends einen Ort alten Ursprungs, an dem uns nicht bei den 
frühesten Erwähnungen ein Salhof und abhängige Hofgüter genannt 
würden“.?) Daß der Salhof wirklich ebenso alt ist, wie die Flur, in der er 
liegt, beweist die Bodenverteilune.. Während die übrige Feldmark in 
Giewanne zerlegt ist und zu jeder einzelnen Hufe zahlreiche kleine Ge- 
wannstreifen gehören, liegt die Hauptmasse der Sallandes regelmäßig in 
einigen wenigen, großen Blöcken von unregelmäßiger Gestalt zusammen, 
die unmittelbar ans Dorf angrenzen, die besten Stücke der Feldmark 
bilden und den Grundbesitz des einzelnen Bauern an Umfang beträchtlich 
übertreffen. Einheitliche Namen für diese Teile der Dorfmarkung sind 
weit verbreitet, so findet sich in ganz Schwabendie Bezeichnung, Breite“ 
für die Saläcker, der Name ‚‚Brül‘“ für die Salwiesen. „Diese großen 
Stücke mit weithin übereinstimmenden Flurnamen, wie sie zun Wesen 
des Salgutes gehören, können nicht auf nachträglicher Umbildung sämt- 
licher Dorfmarkungen beruhen, von der wir nirgends etwas erfahren.““) 
Noch mehr! Das ganze Dorf hat ohne Ausnahme für die Bestellung 


1) 8. 124ff. Mit Recht beschwert sich Ernst a.2.0. 8. 124 Anm.|, 
darüber, daß seine Zusammenstellung von 25 Maierhöfen und 25 Ritter- 
gütern (Mittelfreie 8. 68 ff.) nicht die verdiente Aufmerksamkeit gefunden hat. 

2) Ilgen, Westdeutsche Zeitschrift, Jahrg. 32 (1913) 8. 110f.) Vgl. 
Ernst 8. 119. ») 8. 116. 
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und Aberntung des Sallandes Frondienste zu leisten. Diese Verpflichtung 
ist unabhängig von den Eigentumsverhältniesen an Grund und Boden. 
Auch die vollfreien Bauern, auch die Hintersassen fremder Grundherr- 
schaften sind dem Herrn des Salhofes zu diesen Fronden verpflichtet. 
Mit der Leistung der Fronden sind bisweilen Abgaben, z. B. die Lieferung 
einer Fastnachtshenne verbunden. Andererseits lastet auf dem Salgut 
sehr häufig die Pflicht, das Zuchtvieh für die ganze Gemeinde zu halten. 

Die Beweisführung E.s erscheint durchaus schlüssig und in jedem 
einzelnen Punkt überzeugend. Wenn er jedoch geneigt ist, diese über- 
ragende Bedeutung des Salgutes auf eine Grundlage zurückzuführen, 
„die tief im Wesen der Gemeinde wurzelt‘!), und sie mit Zwing und 
Bann in Zusammenhang zu bringen, so fordert er lebhaften Widerspruch 
heraus. Er selbst hat ja nachgewiesen, daß Zwing und Bann keineswegs 
von Anfang an und auch später nicht allgemein auf den Salhof pertinen- 
ziert war. Überall finden sich Spuren erbitterten Ringens zwischen Sal- 
herrn und Gemeinde, überall Zwischenformen, die deutlicher als alles 
andere die allmähliche Aufsaugung der Gemeinderechte durch den wirt- 
schaftlich stärkeren Salgutsinhaber erkennen lassen. Als Übergangs- 
stadium findet sich, daß der Salherr als Vertreter und im Nanien der Ge- 
meinde die Zwing- und Banngewalt ausübt; von da bis zu der Behauptung, 
sie stehe ihm kraft eigenen Rechtes zu, ist nur ein kleiner Schritt. Die 
Stellung des Salhofes als solche ist jedoch nicht aus Zwing und Bann 
erwachsen, sondern im Kampfe mit der Zwing- und Banngewalt der Ge- 
meinde immer beherrschender geworden. So hat die Entwicklung vielfach, 
aber keineswegs allgemein dahin geführt, daß der Herr des Salhofes auch 
Zwing und Bann an sich gerissen und mit allem, was dazu gehörte, zur 
Pertinenz des Hofes gemacht hat. Beides hat aber grundverschiedenen 
Ursprung und ist stets erneuter Trennung zugänglich geblieben. 

Worauf kann aber sonst di: Stellung des Salhofes beruhen, wenn 
nicht auf Zwing und Bann? Daß sie nicht, wie mıan bisher annehn:en zu 
müssen glaubte, in der Grundherrschaft ihre Erklärung findet, hat E. 
überzeugend dargetan. „Oft sind es nur ganz wenige Güteı, ein oder zwei 
Höfe, die mit dem Maierhof in der Hand eines Herrn verbunden sind. Es 
besteht also kein Übergewicht des Maierhofs, weder gegenüber den freien 
Bauern, die miteinander zur Verteidigung der markgenossenschaftlichen 
Rechte berufen waren, noch gegenüber den anderen Grundherren, von 
denen leicht einer größeren Besitz im Dorf haben konnte, als zum Maier- 
hof gehörte.‘‘?) Das Grundeigentum spielt also keine ausschlaggebende 
Rolle. Die Grundherrschaft hat die überragende Stellung des Salhofes 
nicht begründet; vielmehr hat umgekehrt das Eigentum am Salhof und 
seinen Pertinenzen dem betreffenden Grundherrn beherrschenden Einfluß 
im Dorfe verschafft. Der Salhof muß älter sein als die Grundherrschaft, 
die sich um ihn gruppiert und aus ihm ihre besten Kräfte zieht. 

So bleibt nur eine Erklärung — die aus richterlichen Aufgaben. 


nn tn 


') 8.116. Die Sperrung rührt von mir her. 
?) Ernst, Die Entstehung des niederen Adels (1916) 8. 59f. 
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Schon 1862 schrieb Georg Landau!) über die Bedeutung des Salhofes: 
„Seiner Bestimmung nach Gerichtshof, bildet er zugleich die Aus- 
stattung des Richteramtes, und zwar die des Dorfrichteramtes.‘“ 
Obgleich ich weit davon entfernt bin, die Beweisführung und die Ergeb- 
nisse Landaus in allen Punkten für zutreffend zu halten, scheint mir diese 
Formulierung die einzig richtige Lösung des Problems zu bieten. Die 
mannigfachen Bedenken, die man dagegen geltend machen konnte und 
zum Teil auch geltend gemacht hat, sind fast sämtlich in Wegfall ge- 
kommen, seitdem Glitsch®) und Hirsch?) den Nachweis erbracht haben. 
daß der Zentenar, dem man bisher allgemein die Niedergerichtsbarkeit 
zuschrieb, von Haus aus Hochrichter, Angehöriger des Hochadels war. 
Dadurch wird der herrschenden Meinung der Boden entzogen. Nicht erst 
das Aufsteigen der Grafen zur Landeshoheit hat die hohe Gerichtsbar- 
keit?) von ihnen auf den Zentenar und die niedere vom Zentenar auf d« 
Gemeinden übergehen lassen. Hundertschaftsgericht und Dorfgericht 
stehen — wenigstens in Schwaben — seit Urzeiten nebeneinander. Die 
Grafschaft hat sich über die bestehenden Gerichtsverhältnisse gelegt, 
ohne sie inihrem Wesen zu beeinflussen; ihr Wegfall hat eine Schranke be- 
seitigt, nicht mehr. Die neuen Landgerichte sind die organische Fort- 
setzung der Zentenen, nicht der Grafschaften. Die These Sohms?) „Für 
den Dorfverband hat es niemals einen öffentlichen Beamten und für das 
Dorfgebiet niemals ein öffentliches Gericht gegeben“, die in so scharfer 
Ausprägung wohl nur noch von v. Below®) vertreten wird, kann ich 
— wenigstens in der gewählten Fassung — nicht als richtig anerkennen. 
Natürlich darf man es nicht mit dem markgenossenschaftlichen Ge 
meindegericht, das die Verletzungen von Zwing und Bann, die Wald- und 
Feldfrevel aburteilte und den Wirtschaftsplan aufstellte, zusammen- 
werfen. Daß beide zu scheiden sind, ‚daß wir nicht selten in unseren 
Dörfern bis in die Neuzeit ein vom gewöhnlichen Niedergericht — das 
auch als ‘Herren-’ oder 'Frevelgericht’ bezeichnet wird — unterschiedenes 
Dorfgericht vorfinden, dessen Kompetenz auf Zwing- und Bannsachen und 
die aus Zwing und Bann erwachsenen Rechte beschränkt ist‘, hat auch 
E. betont.’) Die Stellung des Salhofes ist jedoch nicht in diesem Zwing- 
und Banngericht, das ihm durchaus nicht immer zustand, sondern in dem 
ordentlichen Niedergericht begründet. 

Von diesem Standpunkt aus erhalten die trefflichen Untersuchungen 
von Goetz über die ‚„‚Niedere Gerichtsherrschaft und Grafengewalt im 


1) Das Salgut, ein Beitrag zur deutschen Rechts- und Verfassungs- 
Geschichte 8. 81. 

2) Der alamannische Zentenar und sein Gericht (1917). 

8) Die hohe Gerichtsbarkeit im deutschen Mittelalter (1922) S. 185 ff. 

*) Auch die um die Blutgerichtsbarkeit geminderte Gerichtsbarkeit 
wurde noch als hohe angesehen. Vgl. Stutz, in dieser Zeitschrift, Germ. 
Abt. Bd. 25 (1904) 8. 205. — Hirsch, a.a.0,, 8.57. 

s) Die fränkische Reichs- und Gerichtsverfassung (1871) 8. 6. 

%) Der deutsche Staat des Mittelalters, Bd. 1 (1985) 8. 54ff., 92 fE. 

”) 8.40f. Leider lassen seine Ausführungen über das Zusammen- 
gehen und Auseinanderfallen von Zwing und Bann einerseits und Gericht 
andererseits die wünschenswerte Klarheit vermissen. 
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badischen Linzgau““!) erst ihre rechte Beleuchtung. Sehr beachtlich ist 
ferner die Parallelbildung des Schulzenamtes und Schulzengutes im’Kolo- 
nisationsgebiet; gerade in neuerer Zeit ist man dafür eingetreten, die Ver- 
hältnisse in den ostdeutschen Gründungsstädten zu Rückschlüssen auf die 
Zustände Altdeutschlands auszuwerten.?) Was für die Städte gilt, gilt in 
vielleicht noch stärkerem Maße für die Dorfsiedelungen. Jedenfalls müßte 
die ganze Frage einmal auf breiterer Grundlage untersucht werden. 

Erst wenn das geschehen ist, läßt sich über eine Reihe weiterer von 
E. behandelter Punkte Klarheit gewinnen. Ob die Rolle, die das Salgut 
im Dorfe spielt, aus der Verfassung der siedelnden Sippen, der beherrschen- 
den Stellung des Sippenältesten hergeleitet werden darf? Ob der Dorf- 
richter ursprünglich, wie Landau?) vermutet, periodisch gewählt wurde 
und erst später ein vererbliches mit dem Salhof übergehendes Recht er- 
halten hat? Ob schließlich die von v. Below geprägte Formel ‚„Gerichts- 
besitz adelt‘‘ mit E. dahin ausgedehnt werden kann: Besitz der Nieder- 
gerichtsbarkeit setzt Zugehörigkeit zum niederen Adel voraus und be- 
gründet sie zugleich ? 


II. Grundherrschaft. 


Von dem Begriff der Grundherrschaft will E. nicht viel wissen. 
„Die deutsche Geschichte bedarf seiner nicht. Wohl kann er für die 
mannigfaltigen Komplexe verschiedenartiger Rechte am Boden, die sich 
etwa in der Hand eines Klosters zusammenballen, seine Geltung behalten; 
wohl mag man ihn verwenden, wenn man etwa bei den territorialen Ge- 
bilden von den öffentlichen Rechten absehen und ausschließlich die Be- 
ziehungen zum Boden hervorheben will; aber ein selbständiger Faktor 
der neben den Gewalten des Volkes und der Sippe, oder des Staates und 
der Gemeinde, originale Bedeutung hätte, ist die Grundherrschaft nicht.‘“*) 
Mit solchen stark übertriebenen Behauptungen läuft E. Gefahr, seine 
ganze Lehre zu diskreditieren. Die große Bedeutung der Grundherrschaft 
steht außer aller Frage, mögen auch im einzelnen noch zahlreiche Zweifel 
zu lösen sein. Ich kann mich deshalb damit begnügen, eine Fehlerquelle 
der E.schen Anschauung aufzudecken; eine eingehendere Widerlegung er- 
scheint nicht vonnöten. 

E. behauptet, die Belastung der Bauerngüter mit unablöslichen 
Zinsen sei immer auf die gleiche, ursprüngliche Weise entstanden. Bei 
dem Übergang von Allmendflächen in Sondernutzung babe sich die Ge- 
meinde als Inhaberin von Zwing und Bann dauernde Abgaben vorbehalten; 
diese seien dann durch Veräußerung häufig in die Hand auswärtiger 
Grundherren gekommen oder von den Bauern abgelöst worden. Außerdem 
habe freies bäuerliches Eigentum nur dadurch entstehen können, daß 
ein Bauer ehemals herrschaftlichen und also unbelasteten Grundbesitz 


1) Gierkes Untersuchungen zur Deutschen Staats- und Rechtsge- 
schichte, Heft 121 (1918). 

2) Vgl. Frölich, Zur Verfassungstopographie von Köln und Lübeck 
im Mittelalter, in der Zeitschrift des Vereins für Lübeckische Geschichte und 
Altertumskunde, Bd. 23 (1925) 8. 399 ff. 

®) Das Salgut, 8. 90 ff. 8. 120f. 
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rechtsgeschäftlich erwarb. Das stellt doch wahrlich die Dinge auf den 
Kopf! Nicht das freie, sondern das zinsbelastete Eigentum soll das ur- 
sprüngliche gewesen sein!? Zunächst zwei grundsätzliche Bedenken. 
Einmal ist es unmöglich, von dem E.schen Standpunkt aus die ungeheuere 
Zersplitterung des grundherrlichen Streubesitzes zu erklären; sie muB 
damit zusammenhängen, daß die Grundherrschaften einzelne Bauern- 
güter durch Kauf oder Schenkung an sich brachten und gegen Zinsbezug 
wieder austaten. Wären anfangs alle Gülten eines Dorfes in den Salhof 
geflossen, so würden sie auch in Zukunft dessen rechtliche Schicksak 
geteilt haben, wie sich das für Einzelfälle feststellen läßt. Zweitens, wie 
sollte die freie Gemeinde dazu kommen, bei der Neuausteilung von All- 
mendstücken von ihren Gemeindemitgliedern einen Zins zu fordern? 
Schuldner und Empfänger dieser Abgabe würde doch der gleiche Per- 
sonenkreis sein. Ein derartiges Verfahren wäre nur denkbar, wenn die 
Genieinde bereits juristische Persönlichkeit besessen hätte, wenn die 
Nutzungsbefugnisse der Gemeindemitglieder als jura in realiena angesehen 
worden wären. Daß daran nicht zu denken ist, hat Otto v. Gierke 
überzeugend nachgewiesen. E. sucht seine Ansicht quellenmäßig zu er- 
härten. Aber die angeführten Stellen sind nicht durchschlagend. Eine 
solche Zinszahlung von Rodäckern komnit nur vor, wenn die Allmende 
eben keine Allmende mehr ist, nicht mehr im Gesamteigentuni der Ge- 
meindemitglieder steht, sondern in das Eigentum des Salherrn über- 
gegangen ist. Der Rodzins trägt also grundherrlichen Charakter. Die 
wenigen Fälle, bei denen die Gemeinde am Zinsempfang beteiligt zu sein 
scheint, stehen damit nicht im Widerspruch. Ein Beispiel ist uns in einem 
Vergleich über die Allmende zu Dietikon von 1439!) überliefert. Die Ge 
meinde hatte nämlich „ettwas von den almenden gelichen, doch nit vil“ 
und den Erlös ‚in gemeins dorffz nutz, es were zu estern, zü steg, weg und 
andern des dorffz notdurfftigen sachen“ verwandt; sie verpflichtet sich, 
die Erträgnisse nur unter Zuziehung der Herrschaft zum Besten des 
Dorfes anzulegen und in Zukunft nichts mehr ohne deren ausdrückliche 
Erlaubnis zu verleihen. 1479 verspricht der Ortsherr von Altikon?) „und 
was allmenden wir verlichen umb zins, das in dem die genanten lute von 
Altikon ... . iren teil ouch haben sollen wie wir“. Zunächst müßte erst 
bewiesen werden, daß es sich hier wirklich um Neurodung und Austeilung 
an alle vollberechtigten Gemeindemitglieder handelt; denn wenn es sich 
um Verleihung an Einzelne handelt, ist die Verzinslichkeit selbstver- 
ständlich. Ferner muß berücksichtigt werden, daß in beiden Fällen der 
Ortsherr das Obereigentum an der Allmende beansprucht und am Zins- 
empfang beteiligt ist, daß die Nachrichten ferner aus einer Zeit stammen; 
in der die Gemeinde schon korporativen Charakter hatte. E. gibt denn 
auch zu, es sei der Gemeinde ‚wohl erst spät, nachdem sich ihr Recht 
an der Allınend gefestigt hat‘, gelungen, ‚den Zins aus den verteilten 


1) Sammlung Schweizerischer Rechtsquellen, Abt.I, Teil 1, Bd. 2 (1915) 
S. 368f. — Ernst 8.74 Anm. 7. 
?2) Ebd., Abt. I, Teil 1, Bd. 1 (1910) 8. 208f. — Ernst S,79 Anm. 18. 
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Stücken ihrer eigenen Kasse zuzuführen“.!) Damit widerlegt er sich selbst. 
Ein Kernstück seiner Lehre ist ja gerade, daß ursprünglich die Gemeinde 
Zwing und Bann handhabte und die Austeilung der Allmendstücke vor- 
nahm, daß der Übergang von Zwing und Bann an einen Grundherrn auf 
Usurpation beruht. Wenn er anerkennt, daß die Zahlung der Rodzinsen 
in erster Linie dem Grundherrn und erst später der Gemeinde zugute 
kam, gibt er damit indirekt den grundherrlichen Ursprung dieser Ab- 
gaben zu. An anderer Stelle?) sieht er sich denn auch zu der Feststellung 
genötigt: „Es scheint, daß auch dieGemeinden gelegentlich Allmend- 
flächen ohne Zins an die Bauern verteilten‘. | 

Früher war E. selbst im Besitz der richtigen Erkenntnis. Er war sich 
darüber klar, daß, „wenn zu den Maierhöfen Reutäcker oder Landgarben 
als Abgaben von solchen gehören‘““, dies eine Folge grundherrlicher Rechte 
und beanspruchten Allmendeigentums ist.?) Er wußte, daß es sich nur 
um eine meist aus Ersparnisgründen vorgenommene Personalunion 
handelt, wenn „der Maier mitunter grundherrliche Aufgaben hat“. Dann 
zieht er „die Zinse seines Grundherrn ein und wahrt auch dessen Rechte 
an den eigenen Leuten. Aber daß gerade diese Aufgaben nicht das Wesen 
des Maiers ausmachen, ergibt sich aus den zahlreichen Fällen, in denen 
gie dem Maier gänzlich fehlen und einem danebenstehenden Keller über- 
tragen sind‘“.*) 

Die neue E.sche Theorie, die diese reinliche Scheidung außer acht 
läßt und die verschiedenartigsten Dinge durcheinanderwirft, bedeutet 
einen Rückschritt. 

IV. Zusammenfassung. 


Nicht nur eine treibende Kraft, sondern mindestens deren drei sind 
am Werk gewesen, um die mannigfaltigen Bildungen und Bindungen des 
mittelalterlichen Grundbesitzes hervorzurufen und immer aufs neue um- 
zugestalten. E. hat sich das große Verdienst erworben, ein anschauliches 
und quellenmäßig fest gegründetes Bild des großen Kampfes aller gegen 
alle gezeichnet zu haben. Mögen seine Gedankengänge auch in manchen 
Punkten in die Irre gehen, jedenfalls wird diese neue Schrift wie die 
früheren die Forschung befruchten und teilweise in neue Bahnen drängen. 
Gern bekenne ich, wieviel ich auch diesmal wieder von E. gelernt habe; 
es wäre mir eine lebhafte Freude, wenn er den einen oder anderen der hier 
angeregten Gedanken aufgreifen und ihn kraft seiner überlegenen Quellen- 
kenntnis auf seine Stichhaltigkeit nachprüfen würde. E. wird uns noch 
mancherlei zu sagen haben. So kann ich denn mit dem gleichen Wunsche 
schließen, den Glitsch bei der Besprechung der vorigen E.schen Arbeit 
äußerte): „Wir hoffen ihn noch recht oft auf diesem ihm so vertrauten 
Gebiete anzutreffen“. 


Göttingen. Karl August Eckhardt. 
1) 8.78. 2) 8,86. Von mir gesperrt. 
*) Die Entstehung des niederen Adels 8. 46. 4) Ebd. 8.62. 


8) In dieser Zeitschrift, Germ. Abt., Bd. 41 (1920) 8. 419. 
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Hermann Wopfner, Urkunden zur deutschen Agrar-Ge- 
schichte, Ausgewählte Urkunden zur deutschen Verfassungs- 
und Wirtschaftsgeschichte von G.v.Below, F. Keutgen, 
P.Sander, H. Spangenberg und H. Wopfner. 
ID. Band, 1.und 2.Heft. VIII und 240 8. 8°, 


Daß nun auch die dritte Reihe dieser so verdienstlichen Sammlung 
ausgewählter Urkunden, die agrargeschichtliche, von der 1914 bereits 
ein Druck veranstaltet, aber nicht mehr ausgegeben worden war, endlich 
und zwar gleich so flott in Gang gekommen ist, wird jeder mit uns freudig 
begrüßen. 193 Stücke von Caesar bis 1298 liegen bereits vor, so daß man 
hoffen darf, bald das Ganze in die Hand zu bekommen. Alle deutschen 
Landesteile sind herangezogen, und alle Teile der deutschen Agrarge- 
schichte kommen zu ihrem Recht, wie eine systematische Inhaltsüber- 
sicht nach dem Muster von Loersch-Schröder-Perels nachweist. Wenn 
ältere Drucke zugrunde gelegt werden mußten, wurde der Text möglichst 
mit der handschriftlichen Vorlage verglichen. Von umfangreicheren 
Texten werden Bruchstücke mitgeteilt, so die einschlägigen Stellen aus 
Caesar de bello Gallico, aus der Germania des Tacitus, aus der lex Salica, 
der lex Baiuwariorum, eine Probe aus dem Prümer Urbar mit Kommentar 
des Caesarius von Heisterbach, aus der Benediktiner- und den Zister- 
zienserregeln u. a. Das Hofrecht von Münchweier und das Weistum zu 
Rommersheim sind vollständig wieder abgedruckt. Schade, daß, offenbar 
mit Rücksicht auf die Forschungen von Dopsch, der doch auch darüber 
noch nicht das letzte Wort gesprochen haben dürfte, das Capitulare de 
villis ausgelassen ist. Sonst ist die Auswahl glücklich. Das kurze Regest 
läßt hie und da zu wünschen übrig. Die unwissenschaftliche Schreib- 
weise Wehrgeld statt Wergeld bei Nr. 30 hätte vermieden werden sollen. 
Und weshalb wird das Capitulare ecclesiasticum Aquisgranense von 
818/9 auf „Seelsorgskirchen‘““ überhaupt bezogen, während es erlassen ist 
wegen Kirchen, die ihre seniores hatten, ursprünglich also, wie ich Ge- 
schichte des kirchlichen Benefizialwesens I 1, Berlin 1895 S. 255 mit 
Anm. 62b dargetan habe, sich nur auf Eigen- oder grundherrliche Kirchen 
bezog und erst später als bloße Dotationsvorschrift überhaupt auf alle mit 
eigenen Geistlichen? Doch das sind nur kleine Schönheitsfehler. Sie 
vermindern das Verdienst des Gebotenen nicht und lassen uns auch für 
den Rest, der bis zum Beginn des 15. Jahrhunderts die Sammlung fort- 


setzen soll, das Beste erwarten. 
Ulrich Stutz 
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Otto Stolz, Beiträge zur Geschichte des Unterengadins 
aus Tiroler Archiven. (S.A. aus dem 53. Jahresbericht 
der hist. ant. Gesellschaft von Graubünden) Chur. 1924. 
Sprecher, Eggerling & Co. IX und 165 8. 8°. 


Diese Abhandlung?!) ist ein wertvoller Beitrag zur Verfassungs- 
und Wirtschaftsgeschichte, namentlich zur Entstehung und weiteren 
Gestaltung der Landeshoheit im Unterengadin (UE.). — Zunächst?) 
und zwar mindestens schon im 10. Jahrhundert zur großen Grafschaft 
Vintschgau gehörig, in der seit etwa 1100 die Grafen von Tirol als Amts- 
träger nachweisbar sind, wurde das UE. mit ihr im Laufe des 13. Jahr- 
hunderts ein Teil des neuen landesherrlichen Gebietes Tirol, dem Mein- 
hard II. eine „das ganze Land gleichartig und einheitlich umspannende“ 
Verwaltungseinrichtung mit Zentral- und Lokalbehörden gab. Wie 
anderwärts hatte auch hier die fürstliche Macht mit zum Teil weit 
zurückreichenden örtlichen Immunitäts- und Vogteigewalten zu rechnen, 
ein Kampf, den sie erfolgreich bestand, so daß die landesherrliche Gewalt 
für die Meinhardiner und deren Nachfolger, die Habsburger, nach allen 
Richtungen hin (Steuerrecht, hohe Gerichtsbarkeit, Befestigungs- und 
Aufgebotsrecht, Straßen-, Geleit- und Zollrechte, Forst- und Bergrecht 
und Obergewalt über die Almenden) zu voller Wirksamkeit gedieh. Unter 
dem Einfluß der benachbarten Schweiz verursachte aber auch im UE. 
die „selbständige Einigung unter und zwischen den beteiligten Bevölke- 
rungsschichten“ fortschreitend ein Zurückweichen dieser Tiroler Landes- 
gewalt, so daß das Gebiet — zunächst noch unter Wahrung einzelner 
Hoheitsrechte für die Habsburger — ihrer Landesherrlichkeit mehr und 
mehr entfremdet wurde, bis die Bünde 1652, durch Auskauf des letzten 
Restes der tirolischen Rechte dort die ausschließliche Staatshoheit er- 
warben.?2) Nur Tarasp kam erst 1803 zur Schweiz. 

In seine „politisch-historische Landesbeschreibung von Tirol‘, 
deren hohen Wert U. Stutz im Vorjahre in unserer Zeitschrift (XLV. 
550f.) anerkannte, konnte der Verf. diese Untersuchung, die sich aus 
reichen, zum Teil bisher unbekannten Quellen in tirolischen Archiven 
zu einem lichtvollen Gesamtbilde abrundete, nicht aufnehmen, weil 
das wissenschaftliche Unternehmen der Wiener Akademie, der historische 
Atlas der österreichischen Alpenländer, dem sich jene „‚Landesbeschrei- 
bung“ mit früheren einschlägigen Arbeiten von St. und anderen einglie- 
dert, nach seinem Programm das UE. für Tirol nicht in Betracht ziehen 
kann (vgl. die Landgerichtskarte Blatt 21). Um so erfreulicher ist es, 
daß sie in der Graubündner historischen Zeitschrift Aufnahme fand, 
und daß St. auch zu der neueren einschlägigen schweizerischen Literatur 
(Planta, Jecklin und Hammer) Stellung nahm. Es sei mir ge- 


!) Ein Nachtrag ebd. LIV. 281. 

3) 0. Stolz im Archiv für öst. Geschichte (AÖG.) 102. 113ff. 

3) Th. A. Wieser in Forsch. und Mitt. zur Gesch. Tirols und Vorarl- 
bergs (FM) I. 8öfl. 
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stattet, hier auf einzelne Fragen, welche auch allgemeinere rechts- und 
wirtschaftsgeschichtliche Bedeutung haben, einzugehen. 

Zunächst das Steuerrecht, das in Tirol früh eine besondere 
Ausgestaltung erfuhr. Schon 1912 konnte St. die für die ordentlichen 
Landessteuern grundlegende Arbeit Koglers!) in mehreren Punkten 
ergänzen und namentlich auch ein frühes Vorkommen von Grafschafts- 
steuern (845) feststellen.) Diese Steuerverfassung (Landsteuer und 
Städtesteuer als ordentliche lf. Steuer, Naturalsteuern — außerordent- 
liche sog. landschaftliche Steuern) erstreckt sich auch auf das TE. 
Aber in das älteste, aus dem Jahre 1427 stammende Register?) der 
Feuerstätten als Wohnungseinheiten, das Nordtirol und Teile von Süd- 
tirol umfaßte und gewissermaßen den ältesten Kataster darstellt, wurden 
aus dem UE. nur mehr die vier Hauptgemeinden des unteren Tales, 
Schleins, Remüs, Sins und Schuls, aufgenommen, wogegen sich die An- 
gaben der tirolischen Herrschaftsleute auch noch auf vier andere Ge- 
meinden des Unterlandes bis zur Gerichtsmark Val Tasna erstrecken. 
Offenbar konnte die tirolische Steuerhoheit im oberen Teile des UE 
von Val Tasna bis Pontalt infolge des Überwiegens der Churer Gottes- 
hausleute gar nicht mehr zur Auswirkung kommen, wogegen die Steuer- 
rechnungen von 1290 bis 1340 noch alle Orte bis zur Grenze gegen das 
Oberengadin als der tirolischen Steuerverwaltung gleichmäßig unter- 
worfen ausweisen. Wie St. vermutet, boten erstmals die Kämpfe Fried- 
richs von Tirol mit dem Hochstift Chur den Anlaß, daß die Steuerpflicht 
auch für den unteren Teil mehr und mehr abgelehnt wurde.*) 

Für den Ausbau des Gerichtswesens zeigt sich im TE. wie 
andernorts3) die Erscheinung, daß offenbar, entsprechend der fortschrei- 
tenden Verdichtung der Besiedlung, die Dingstätten der alten großen 
Grafschaft zu selbständigen Landgerichten wurden, worauf diese selbat 
wieder alsbald in eine größere oder kleinere Zahl von Dingstattsprengeln 
zerfielen. Das UE. gehörte zum Landgericht Nauders. Der Richter 
von N. und seine Unterrichter übten die hohe oder Blutgerichtsbarkeit, 
hier gewöhnlich Malefizgerichtsbarkeit genannt®), über die nicht pri- 
vilegierten Kreise der Bevölkerung des Sprengels aus. Ferner unter- 
standen ihnen auch in allen anderen Rechtssachen die Freien und Hörigen 
wie die Eigenleute der Grafen von Tirol, die Leute des Hochstifts Chur 
und der Klöster Marienberg und Münster aber nur für Straffälle ein- 
schließlich der leichten Vergehen (Erevel). Der Rechtszug, das Gedine. 


1) AÖG. 90. — Vgl. meine Besprechung in dieser Zeitschrift XXIII, 
294ff. und Werunsky, Österr. Reichs- und Rechtsgeschichte 571 ff. 

2) AÖG. 102. 179ff., 107. 61. 

?) Codex 12 des Innsbrucker Staats- jetzt Landesregierungsarchirs 
(StAL). Ein Auszug für unsere Gebiete als Beilage IV der Abhandlung (151 fl.\. 
Ein abschriftliches Teilregister unter falscher Bezeichnung bei F. Jecklin, 
Land und Leute des Unterengadins und Vintschgaus im 14. Jahrhundert 
(Chur 1922) 67 ff. 

*) Vgl. auch den Nachtrag. 

s) H.v. Voltelini im AÖG. 94. 13ff., O. Stolz ebd. 102. 200 f. 

*) Interessante Bemerkungen über die Gerichtasfolgepflicht a. a. O. IT. 
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ying an das Hochgericht in Meran, damals das oberste Gericht des Landes. 
Die bürgerlichen Rechtssachen dieser Gotteshausleute waren eigenen, 
nicht landesfürstlichen Gerichten vorbehalten, eine Folge der Immunität 
dieser geistlichen Anstalten, die für Chur auf kaiserlichen Immunitäts- 
briefen. deren ältester aus dem Jahre 831 stammt, fußen. Ihr Wirkungs- 
kreis war daher — wenigstens nach den Quellen des 15. Jahrhunderts — 
enger begrenzt als in andern Immunitäten.!) Chur besaß hierfür drei 
Gerichtsstäbe. Die Gerichtshoheit ging aber durch die Ilanzer Artikel 
1524 auf die Bünde über.?) Die Vogtei über Chur und die beiden Klöster 
hatte das vielleicht von den edelfreien Herren von Tarasp abstammende, 
gleichfalls freiedle Geschlecht der Matscher, daher auch Vögte von M. 
genannt. Doch gelang es dem Hochstift, sich mit ihnen auseinander- 
zusetzen (Entvogtung wie anderorts, Übergang der vogtlichen Gerichts- 
barkeit auf das Hochstift, Erbvögte wurden seit 1421 die Herzöge von 
Österreich). Die etwas schwankenden Grenzen der Kompetenz in Straf- 
sachen wurden in Wege des Kompromisses durch die seit 1503 zwischen 
Chur und Tirol wiederholt abgeschlossenen Statutverträge geregelt, 
über die St. (27 ff.) berichtet. Die Frage, wem die Landeshoheit im UE. 
zustehe, ließen sie offen. -— Die schon in die Tiroler Weistüme. (II. 313 ff.) 
aufgenommene Landsprache von Nauders findet in dieser Arbeit (19ff.) 
erstmals eingehende Würdigung. Als „Landsprache‘“ wird im Vintsch- 
gau die Dingstätte und Versammlung des Landgerichtes bezeichnet.?) 
Schon 1250 begegnet die Wendung ‚‚iudicium sive spracha“. Diesen 
Namen trugen nicht nur die Gerichtsversammlungen im engeren Sinn, 
sondern namentlich jene alljährlich einmal für das ganze Gericht N. 
zu Martinsbruck an gewohnter Dingstatt tagende Versammlung der 
ganzen „Gmain‘, edel und unedel, arın und reich, zu der auch neben 
den Gerichtsleuten die herrschaftlichen Unterrichter, die Richter des 
Hochstiftes und der beiden Klöster im UE. zu erscheinen hatten.) 


1) Offenbar infolge Vereinbarungen mit den tirolischen Landesfürsten. — 
Vgl. im allgemeinen H. v. Voltelini AÖG. 94. 17ff. 341 ff., ferner O. Stolz, 
ebd. 102. 116ff. 154 ff.; 107. 56ff. H. Hirsch, Die hohe Gerichtsbarkeit im 
deutschen Mittelalter (1922) 50ff. 

2) Außerdem noch öffentliche Gerichtsbarkeit weltlicher Grundherr- 
schaften über ihre Güter und Leute. — Besonders interessant ist die Ent- 
wicklung für Tarasp, die St. auf archivalischer Grundlage klarlegt. Zunächst 
wohl im Besitze der niederen Gerichtsbarkeit, war diese im 16. Jahrhundert 
dem Herrschaftsrichter von Schuls zugewiesen, bei dessen Einsetzung der 
Pfleger von T. mitwirkte. Vorübergehend (1583— 1592) erhielt T. einen eigenen 
Gerichtsstab. Erst nach dem Auskauf der letzten tirolischen Rechte im UE., 
von dem T. ausgenommen war, gab Österreich der Burg ein eigenes Gericht, 
nunmehr mit Blutkompetenz. 

8) Vgl. auch die Churer Freiheiten in den Tiroler Weistümern (TW.) DI. 
337ff. und die Münstertaler Statuten, ebd. 340 ff. 

4) Landsprachen zu Glurns und Schlanders, ebd. III 1f., 167ff., 
229. — In der Glurnser Landsprache werden „lantsprach“ und „malefiz‘ 
geschieden (a. a. O. 71%). Landsprache und Ehehafttaiding werden gleich- 
gestellt (ebd. LI. 1 usw.). Die Landsprache ist der Ableger eines der echten 
Dinge der Grafschaft, wie sie schon die karolingische Gerichtsverfassung 


Zeitschrift für Rechtsgeschichte, XLVI. Germ. Abt. 28 


434 Literatur. 


Sie war ein Beweis für das rege Gefühl der Zusammengehörigkeit, das 
die Bevölkerung hier nach landschaftlichen Grenzen lange bewahrte, 
eine Nachwirkung der alten Grafschaftsverfassung. Bei dieser Versamn:- 
lung wurde jedoch in 15. Jahrhundert wie auch sonst nicht so sehr 
Gerichtsbarkeit geübt, als das Recht gewiesen und die Anordnungen für 
das Gericht und dessen Verwaltung verlautbart. Erst 1436 wurde 
das bis dahin nur mündlich fortgepflanzte Gewohnheitsrecht des Ge- 
richtes schriftlich niedergelegt.!) 

Im Abschnitt I11I (soziale und standesrechtliche Gliederung der 
Bevölkerung) interessieren namentlich die Ausführungen über die „Eigen- 
leute‘“‘ (homines proprii oder servi) und die Schilderung der Entwick- 
lung des auf der Zugehörigkeit zur Herrschaft des Hochstiftes und deı 
Gerichtseinteilung nach Stäben eich aufbauenden, von jeder Standes 
verschiedenheit absehenden Bundes der Gotteshausleute (seit 1367), 
geordnet nach Talschaften, unter denen auch das UE. erscheint. Im 
Zusammenhang mit der Appenzeller Erhebung (1406) zeigen sich, wie 
St. erstmals feststellt, Versuche des Gotteshausbundes, die Tiroler 
Landesgewalt?) aus den UE. zu verdrängen (55ff.. Als ein Gegen- 


kennt. Vgl. Wopfner, Die Lage Tirols zu Ausgang des MA. (1908) 1ösfl. 
und St. 23. 

ı) TW. II. 313ff. Vgl. auch IU. I ff. und 163ff. Die Aufzeichnung heißt 
dann auch Landsprache. — Der Landrichter von Nauders heißt: „Freirichter“ 
(a.a.0. II 314 und 319), der Vollzugsbeamte „freier Fronbote‘* (ebd. 314). 
Auch für Glurns fand ich in der Landsprache einen freien Landrichter und 
einen freien Fronboten (ebd. III. 7 und 16), dann freie Eidsch wörer (Ill. 1. 
2, 8). Eine Urkunde von 1461 nennt für Sins im UE. einen „freyenrichter”, 
der mit dem Unterrichter des Richters von N., dem Herrschaftsrichter in Sins 
identisch ist. Findet sich diese Bezeichnung ‚‚frei‘‘ auch erst im 15. Jahrhun- 
dert, so dürfte sie viel älteren Ursprungs sein und ähnlich wie für die Gericht® 
verfassung Westfalens und anderer Gebiete zum Ausdruck bringen, daß diese 
Amtleute nicht nur für den Adel, sondern auch für die freie bäuerliche Be- 
völkerung (St. a. a. 0. 50) zuständig waren, und daß diese auch im Land- 
gericht als Urteiler fungierte. Im besonderen heben sie sich durch diesen 
Titel von den Richtern des Hochstiftes und der Klöster im Bereiche dieser 
Gerichtsbezirke ab. Vgl. hierzu namentlich die Nauderer Landsprache a. a. 0. 
314 und jene von Schlanders (III. 167 ff.), ferner imallg. Schröder-Künßberg, 
Lehrbuch der deutschen Rechtsgeschichte®, 625 ff. und für das vergleichsweise 
zu erwähnende Wort „Bargilden‘ a. a. O. 486ff. — Die Weistümer der Güter 
des Klosters Frauenchiemsee in Tirol kennen Freisassen im Gegensatze 
zu den Lehensassen, die auf Urbar oder Bauernlehen sitzen (TW. I. 3, 66, 
154, 253, II. 73 usw.); im Vintschgau begegnen Freigüter, deren Inhaber mit 
den Freien dienen (Glurns, Kortsch TW. III. 4, 168). Auch die interessante 
Anweisung Heinrichs von Kärnten-Tirol über die Teilung von Eigenleuten 
(1305—06) kennt, im (iegensatze zu den Eigenleuten, Freileute mit freiem 
Urbar und Freiendienst an den Landesherrn. Vgl. die Stelle in Cod. 287 des 
StAJ. (Raitbuch) und gedruckt bei Thommen, Urkunden zur schweiz. 
Geschichte aus österr. Archiven (I. 103 Nr. 176). Hierzu noch Urk. 1332 (1371) 
in TW. III. 1* und 1416 bei Wopfner a.a. O. 723. — Eine ausgezeichnete 
Stellung hatten in Tirol einzelne Gruppen von Freisassen wegen ihrer be- 
sonderen Kriegsdienstpflicht. Vgl. bierzu M. Mayr in FM. XIV. 110ff und 
XV. 113ff., sowie Werunsky a.a. 0. 677. 


?) Vgl. schon Wopfner a.a. 0. 114ff. 
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gewicht gegen dieses Umsichgreifen des Bundesgedankens erscheint die 
Einbeziehung des UE. in die von der Regierung in Innsbruck für das 
ganze Land verfügte Zählung der Feuerstätten und der tirolischen Herr- 
schaftsleute. Doch ist das von Jecklin aus Handschrift 472 des Wiener 
Staatsarchivs zum Abdruck gebrachte, von uns oben schon erwähnte 
Register der Eigenleute im Engendein, Glurns, Nauders 1400, Chur 1350, 
wie St. zeigt, nur ein abschriftliches Teilregister dieser allgemeinen Zäh- 
lung von 1427 und hat weder mit 13560 noch auch mit 1400 etwas zu 
tun (57). Ganz besonders ansprechend sind die Schlüsse, die St. aus 
dieser Aufzeichnung für das zahlenmäßige Verhältnis zwischen den Tiroler 
Herrschaftsleuten und den Churer Gotteshausleuten zieht, für den zahlen- 
mäßigen Aufbau der Familien und das Wachstum der Bevölkerung 
seit jener Zeit. Für 1427 wird sie im UE. auf 1800 bis 2000 geschätzt, 
für den Anfang des 17. Jahrhunderts auf 2500, 1900 auf 68275 Menschen 

Wenn die Herrschaft von Tirol im Gericht N. zur Reise, d. h. zum 
Heereszug aufbot, hatten mit dem Adel zuerst die ‚„Dienstleute‘“ aus- 
zurücken und innerhalb der Grenzen Tirols zu dienen. Es waren dies 
Besitzer größerer Bauernhöfe, die — ähnlich den Besitzern der Schild- 
höfe in Passeier —, ohne „‚adeligen oder ritterlichen Standes‘ zu sein, gegen 
besonderes Entgelt zum Waffendienst zu Pferd verpflichtet waren.!) 
Burgfriedner (Besitzer zinspflichtiger Höfe in der Nähe einer Burg, 
die sie inZeiten der Gefahr zu vert: idigen hatten) findensich, wie manchen- 
orts in Tirol?), in unserem Gebiet für das Schloß Tarasp. Hierzu kam 
die in Tirol wie in anderen Ländern im späteren Mittelalter einsetzende 
allgemeine Wehrpflicht der Bürger und Bauern, im Falle der Landesnot 
bis an die Grenzen des Landes zu dienen.?) Ihr stand die Wehrpflicht 


1) St. vermutet, daß sich die Dienstleute zu Nauders in den sogenannten 
Freisassen von N. fortgesetzt haben. Nach der Landsprache von N. hatten 
diese Dienstleute drei Tage vor den übrigen Gerichtsleuten auszurücken, 
falls letztere überhaupt aufgeboten wurden (TW. Ill. 316 2. 14). Dienstleute 
für Glurns erwähnt in größerer Zahl dasvon Jecklin a.a. O. 76ff. abgedruckte 
Verzeichnis von 1427. Die Freisassen von Nauders erscheinen mit den Schild- 
herren von Passeier schon in den von mir eingesehenen Listen der Landtags 
mitglieder aus dem späten 15. Jahrhundert (vor 1478 und 1486), dann. mit 
den Freisassen von Goldegg im Sarnthein in der ältesten landschaftlichen 
Matrikel von 1514 und allen folgenden. Vgl. meinen Aufsatz in dieser Zeit- 
schrift XLI. 61ff. So begegnet der Name Überrainer schon 1427 (Caspar 
uber Rewn), dann 1474 (Caspar Ueberrain), vor 1478, 1486 (Joseph Über- 
reiner), 1514 (Sigmund Überrainer) usw. Die Dienstleute von Glurns brachten 
es nicht zu dieser gehobenen Stellung. Für diese Familie vgl. auch Stolz 159 
2.2, 160—62. 

2) Stolz im AÖG. 102. 143 ff. 

3) Wopfner a.a.0O. 8lff. 144. — Nauderer Landsprache (a.a.O. 
316 2. 18); Kundschaft von 1466 (Stolz 159 Pkt. 6). — Unter ihren Engadiner 
Leuten hatte die Herrschaft Österreich ihren eigenen Bannermeister (Kund- 
schaft 1465). In der Mitte des I3. Jahrhunderts wird als vom Haus Tirol ab- 
hängig für die Grafschaft Vintschgau ein Marschallamt, offenbar zur Führung 
des ritterlichen Aufgebotes, erwähnt. Damals hatten es die Herren von 
ee gleichzeitig Viztume der Bischöfe von Chur ostwärte von Pontalt 

tolz 103\. 


28* 
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der Churer Gotteshausleute für das Hochstift, später für die Bünde 
gegenüber. 

Wertvolle Beobachtungen sind der Bildung der Gemeinden ge 
widniet, die teils auf unvordenklichem Ursprung beruhen, teils, wie die 
Ortschaft Tarasp, sich vor den Augen der Geschichte vollziehen (das 
Wort ‚„camaun“ oder ‚cumaun‘“ entstammt dem Rätoromanischen), 
nicht minder der Verkehrsgeschichte des UE. (Zugang zu den Alpen- 
pässen des Septimer und Julier und sog. obere Straße Tirols vom Etsch- 
tal zum Oberinntal und über den Fernpaß der Donau zu, Geleitverträge 
zwischen Tirol und Chur, Niederlagsrecht einzelner Höfe, Besuch der 
Märkte in Glurns, Meran und Imst durch Engadiner, Instandhaltungs- 
pflicht für Brücken und Straßen usw.), dem Urbarbesitz des tirolischen 
Landesfürsten mit seinen Schäfereien und Almen, Fragen des Münz- 
wesens, der Preisbildung und Maße. --- Endlich bieten die Abschnitte 
XII und XIII, welche erstmals die landesrechtliche Zugehörigkeit des 
inneren Patznaun- und des Samnauntales besprechen, Anhaltspunkte 
für die Frage der tirolischen Landeshoheit im UE. 

So reiht sich diese Abhandlung der bisherigen Erforschung der 
Rechtsverhältnisse in Churrätien würdig an, Kein Rechtshistoriker wird 
sie ohne reichen Gewinn lesen. 

Innsbruck. A. Wretschko. 


Wilten, Nordtirols älteste Kulturstätte, 1. Teil. Selbstverlag 
des Jugendschutzvereins „St. Bartimä“, Stift Wilten, Inns- 
bruck 1924. 232 8. mit 9 Abb. 16°. 


Dieses Büchlein bildet den ersten Band einer Reihe von Tiroler 
Heimatbüchern, herausgegeben von der Landesgruppe Tirol des Vereines 
für christliche Erziehungswissenschaft. An der Spitze stehen treffliche 
Geleitworte über den Wert eines Heitnatbuches aus der Feder des Vor- 
sitzenden dieser Landesgruppe, Univ.-Prof. H. Wopfner in Innsbruck. 

Die Gemeinde Wilten bildet seit 1904 einen Teil der Stadt Inns- 
bruck. Die Anfänge dieser Stadt hat auf Grund älterer Arbeiten zuerst 
der Tiroler Geschichtsiorscher J. Hirn!) klargelegt. Daran anknüpfend 
löste 8. Rietschel®) das Rätsel über die Entstehung ditser Stadt. Er 
konnte diesen Fall als einen der interessantesten im Bereiche von Bayern 
und Österreich seiner bahnbrechenden Forschung über die Entstehung 
von Städten aus Märkten eingliedern. H.v. Voltelini?) verdanken wir 
eine feinsinnige Untersuchung über das älteste Stadtrecht von Innsbruck. 
In letzter Zeit boten die reichen bau- und kunstgeschichtlichen Studien» 
über diese Stadt, namentlich die wertvollen Arbeiten unseres Kunst- 


1) Innsbrucks historischer Boden in: Mitt. des Alpenvereins (18%) 
217 fl. 

2) Markt und Stadt in ihrem rechtlichen Verhältnis (1897) 116f. 

8) Festschrift des akad. Historikerklubs in Innsbruck (1913) 3ff. 
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historikers H. Hammer?!), als willkommene Ergänzung der rechts- und 
wirtschaftsgeschichtlichen Untersuchungen, reiche Aufschlüsse über die 
Entwicklung des Stadtbildes seit seinen ersten Anfängen. Schließlich 
widmete O. Stolz?) in seiner umfassenden „politisch - historischen 
Landesbeschreibung von Tirol‘ (Nordtirol) auch diesen Fragen besondere 
Aufmerksamkeit. 

Viel älter als I., dessen Anfänge in der kleinen Marktansiedlung 
der Andechser Grafen am nördlichen schmalen Ufer des Inn zu suchen 
sind, dessen Erweiterung auf das rechte Ufer des Flusses in die breite 
Ebene erst 1180 erfolgte, ist Wilten, die Niederlassung am Ausgang 
der Brennerstraße, am Silldurchbruch. Das vorliegende Büchlein bietet 
als wertvoller Beitrag zur Heimatforschung in Tirol eine leicht faBliche, 
aber durchaus ernste wissenschaftliche Betrachtung dieser ältesten 
Kulturstätte des Inntales. Dem Geleitworte folgen zwei Aufsätze des 
gelehrten Abtes des Stiftes W., Heinrich Schuler, über Wilten in der 
Urzeit (namentlich im Hinblick auf die reichen Funde aus der Bronze- 
zeit aus heidnischen Gräbern etwa seit 1200 v. Chr., die in den Jahren 
1916 und 1917 und bei den neuesten vom Privatdozenten der Urgeschichte 
in Innsbruck G. v. Merhart durchgeführten Grabungen aufgedeckt wur- 
den) und Wilten in der Römerzeit?) H.Gamper ermittelt den ge- 
schichtlichen Hintergrund*) der um W. webenden Sagen vom Sill- 
drachen, von den Riesen Haymon und Tbyrsus und der ältesten Kloster- 
gründung. Der umfangreichste und ausführlichste Beitrag (8. 59-230) 
ist die Geschichte der Hofmark W. von O. Stolz. Wie kein zweiter 
hierzu berufen, entrollt er aus den reichen örtlichen Quellen ein anschau- 
liches Bild der Entwicklung dieses Bezirkes mit all ihren Besonderheiten. 
Seine Arbeit ist geradezu ein Schulbeispiel für die wissenschaftliche 
Behandlung von Fragen der engeren Heimatgeschichte, verdient aber 
auch vom Standpunkte der allgemeinen Wirtschafts- und Rechtsgeschichte 
des deutschen Volkes eingehendste Beachtung, was ihre Besprechung 
in dieser Zeitschrift veranlaßt. 

Zuerst eine Niederlassung der allmählich romanisierten Räter oder 
Breonen, Veldidena genannt, entsteht vor den Mauern derselben seit 
dem Einzuge der Baiern in unser Land und gefördert durch das stete 
Zuströmen deutscher Volkskräfte aus Süddeutschland, in längerem fried- 
lichen Nebeneinander beider Volksstämme cine schließlich rein deutsche 


1) Die baugeschichtliche Entwicklung Innsbrucks in: Forschungen und 
Mitteilungen zur Geschichte Tirols und Vorarlbergs (Festschrift für O.Red- 
lich), XVI (1919) 64ff.; Aus Innsbrucks Altstadt (Heft 7 der Kunst in Tirol); 
Die Paläste und Bürgerbauten Innsbrucks (Sonderband 2 dieser Sammlung); 
das ehemalige Sarntheinpalais in Innsbruck in: Mitth. des Vereins für Heimat- 
schutz in Tirol, V 1ff. 

2) Archiv für öst. Geschichte (AÖG) 107 (1923) 300ff. 

*) Vgl. auch dessen Festschrift zum 800jähr. Jubiläum des Prämon- 
stratenserordens: Die Stiftskirche des hlg. Laurentius zu Wilten (1920). 


‚..*) Vgl. auch die ansprechende Deutung von O. Stolz in unserem Büch-' 
lein 62ff. 
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Ansiedlung. Der 870 in einer Freisinger Tradition aufscheinende Name 
„Uuiltina‘ ist eine völlige Verdeutschung des älteren, nicht mehr ver- 
standenen romanischen Wortes. Früh war der Ort ein Mittelpunkt 
vegen kirchlichen Lebens, das Hochstift Brixen besaß dort zwei große 
Höfe mit zahlreichen abhängigen Bauern. Vor 1138 übertrug der Bischof 
die dort bestehende klösterliche Niederlassung an Mönche aus dem 
Prämonstratenserorden (Kloster Rot in Württemberg). Durch Güter 
reich ausgestattet, wurde das Stift, wie St. zeigt, alleiniger Grundherr 
im Ortsbereich und erwarb schon 1140 vom Bischof von Brixen hierfür 
das Hofmarkrecht, mithin die Immunität und mit ihr die Gerichtsbar- 
keit außerhalb des Blutes, die ihm bis 1808 erhalten blieb.!) Die hohe 
oder Kriminalgerichtsbarkeit stand dem Landgericht des Landesfürsten 
(Vellenberg oder Sonnenburg) zu. Er übernahm auch die Vogtei über 
das Stift. Zum Hofgericht W. gehörten noch zwei andere geschlossene 
Bereiche, St. Sigmund im Sellraintale und das innerste Senderstal. 
Die übrigen in Streulage, oft nahe dem Stifte gelegenen grundhörigen 
Güter waren den Landgerichten eingegliedert, nur die Verfachbücher 
führte auch für sie das Hofgericht. Diese Gerichtsherrschaft des Abtes 
von W. machte die Angehörigen der Hofmark im Gegensatze zu den 
Insassen der Landgerichte zunächst zu Untertanen des Klosters. 
und nur mittelbar zu solchen des Landes, was ihnen für die Teilnahme 
am Landtage, die Beteiligung an den Landessteuern und an der Wehr- 
verfassung eine Sonderstellung gab (205 ff.). Doch zeigt sich trotz dieser 
Abhängigkeit vom Herrn des Klosters in früher Entwicklung eine zien- 
lich selbständige Gemeindeverfassung. ®) 

Auch der wirtschaftlichen Seite widmet St. volle Beachtung. 
Wir sehen den reichen Grundbesitz des Stiftes verteilt auf zwei Massen, 
den großen landwirtschaftlichen Eigenbetrieb (Fronhof, Meierhof oder 
Herrenhof), dessen voller Ertrag, einschließlich die zu leistenden Fron- 
oder Herrenarbeiten der abhängigen Bauern, der Wirtschaft des Stiftes 
zufließt, und die zahlreichen Leihegüter (Huben, Fronlehen, Haus- und 
Hofstätten, Einzelhöfe), für die auch hier allmählich der Gedanke der 
freien Erbleihe Platz greift, der seit dem 16. Jahrhundert sogar die 
Freistiftgüter erfaßt. Die Urbare seit 1305°) und die Steuerkatsster 


1) Vgl. O. Stolz im AÖG. 107. 319. 

2) Schon 1304 wird ein Dorfmeister erwähnt, 1402 tritt die Gemeinde 
als Rechtsperson auf. Eine ausführliche Gemeindeordnung von W. (1620) 
ist in die Tiroler Weistümer I. 240ff. aufgenommen. — Interessante Beob- 
BERN 2 das Vorhandensein „Leibeigener‘‘ des Klosters bei 0. Stolz 
8.2.0. ; 

?) In den älteren Urbaren noch keine festen Gutsnamen (86 ff.), sondern 
die Namen der Besitzer, teils nur Taufnamen, teils schon Zu- oder Familien 
namen. In den Katastern von 1777 und 1840 finden sich bereits Huben. 
die nur mehr aus Feldern, ohne Haus, bestehen. — Unterschied zwischen der 
aus geschlossenen Huben als alte Dorfgenossenschaft bestehenden, um den 
Dorfplatz, mithin in beträchtlicher Entfernung vom Kloster liegenden StemM' 
ansiedlung (Unterdorf) und den späteren Teilen, die nicht als geschlossen? 
Huben entstanden (Oberdorf usw.). 
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geben hiervon ein anschauliches Bild. Sodann bespricht St. die Anlage 
der Siedlung als Dorf und Feldflur in der Ebene (Gewanne, hier „‚Ge- 
stöße‘‘ genannt)!), die Beurbarung der Auen (daher späterhin für W. 
selbst die Schreibweise: Wiltau oder Wildau), die Schaffung von Höfen 
und Rodungen im nahen Mittelgebirge, die Erträgnisse von Wald und 
Weide (Eigenwald, Gemeindewald, Triftrecht in der Sill — wechsel- 
seitige Weiderechte mit den Nachbargemeinden, stiftliche Almen) und 
andere Bodennutzungen (Jagdrecht des Hofmarkherrn, Fischereirecht, 
Quellrechte, Recht auf Lehmgewinnung). Hinzu kam noch ein ent- 
wickelter Mühlenbann.?) Das Vogelfangrecht war dem landesfürstlichen 
Jagdregal auch in der Hofmark W. vorbehalten und wurde ohne Mit- 
wirkung des Klosters durch das Oberstjägermeisteramt an Private ver- 
liehen.®) Es folgen wertvolle Ausführungen über den landwirtschaft- 
lichen Betrieb selbst, über Wege und Brücken, Häuserbau und Haus- 
geräte, über Gewerbewesen, Trachten und Volksbräuche. Zum Schluß 
ein Überblick über die Grenzen der alten Hofmark, von der ein Teil 
mehr und mehr verstadtlicht, 1904 der Stadt Innsbruck eingemeindet 
wurde. 

Anschließend an die allgemeine Würdigung des Büchleins noch 
einige Bemerkungen. Auch im Bereiche von W., zuın Teil im Inneren 
dies Dorfes, mehr noch an den Rändern, entstanden zahlreiche Adels- 
sitze mit jenen Vorrechten, die der Landesfürst diesen Freiungen ge- 
währte.*) — Der Zusammenhang zwischen Pfarre und Markgenossen- 
schaft läßt sich auch für W, feststellen. Die alte Großpfarre W. war 
vermutlich auch Bereich einer älteren größeren Markgenossenschaft, 
deren Bestand auch nach Abtrennung neuer Pfarrbe:irke und Gemeinden 
noch in gewissen gemeinsamen Wald- und Weidenutzungen späterer 
Tage nachwirkt.5) — Schließlich noch ein Wort über die Bezeichnung 
„Berg Isel“. Diese durch die Tiroler Heldenkämpfe vergangener Jahr- 
hunderte geweihte Stätte, die jeder Fremde besucht, gehört zum Eigen- 
besitz des Klosters W. Wie St., auch anknüpfend an Forschungen 
Zösmairs, klarlegt, hat dieser Name von Haus aus nichtr mit einem 
„Berg‘‘ zutun,®) Er ist vielmehr abzuleiten von burgusellum, d.h. ‚kleine 
Bu:g‘‘ oder „„Burgberg‘‘. Ein ‚„mons Burgusinus‘‘, vermutlich der Burg- 
hiigel von Straßfried südlich der Sill, begegnet schon in der erst später 


2) Eine Grundfläche, die auf allen Seiten ‚bestoßen‘, d. h. festbegrenzt 
wird (8. 94). . 

2) So schon in dem Vertrag des Grafen Berchtold von Andechs mit dem 
Propst von Wilten über die Erweiterung des Marktes Innsbruck (1180) bei 
Schwind-Dopsch, Ausgew. Urkunden zur Verfassungsgeschichte der 
d. ö. Erblande (1895) 35. \Veitere Quellen bei O. Stolz a. a. O. 185ff. 

3) 8.2.0. 121. und 140, 

%) Vgl hierzu O. Stolz im AÖG. 102 (1912) 257ff. und neuestens 
J. Weingartner, Tiroler Edelsitze in: Schlernschriften (Festschrift für 
E. v. Ottenthal), IX. 293 fl. 

s) O. Stolz in AÖG. 107. 273, 323, 337, 352, vorher 102. 213 und 277 
und Wilten 97 und 140. 

*) Wilten 119ff., 166 und AÖG. 107. 282, 325 ff. 
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hergestellten Urkunde von 1140, Eine Urkunde von 1267 hat ein „vallis 
Purguses‘“. Das Klosterurbar von 1305 bringt einen Hof?) „in Purgusels‘, 
jenes von 1374 „in Borgusils“. Späterhin findet sich „Pergüssl‘‘, um 
1500 „Bergiselperg‘, ein Beweis, daß man damals noch die erste Silbe 
nicht als „Berg‘‘ ansah. Die Bezeichnung findet sich seit dem M.A. 
auch schon für den heutigen Bergisel nördlich der Sill und dessen weitere 
Umgebung. St. vermutet, daß auf dieser Höhe schon in vordeutscher 
Zeit eine Befestigung, vielleicht eine Fluchtburg gestanden hat für den 
Fall, als es in Veldidena im Tale nicht mehr sicher war. Es ist daher 
die heute übliche Bezeichnung ‚Berg Isel‘‘ oder gar „Iselberg‘‘ historisch 
unrichtig und abzulehnen.?) 
Innsbruck. A. Wretschko. 


Otto H. Stowasser, Das Land und der Herzog in Bayern 
und Österreich. Untersuchungen zur bayerisch öster- 
reichischen Verfassungsgeschichte mit einer historischen 
Karte von Walther Boguth. Berlin, Verlag für Kultur- 
politik 1925, 147 8. 8°. 

1. 


Das Büchlein Stowassers — an Umfang eine Abhandlung nicht 
übertreffend — wird am besten mit den beiden Aufsätzen des gleichen 
Verfassers in dieser Zeitschrift (XLIV 114-167) zusammengenomn!en; 
erst dann gewinnt man ein deutliches Bild von den Absichten, die Sto- 
wasser bewegen. 

Die Arbeiten gelten der älteren österreichischen Verfassungs- 
geschichte. Damit aber gehören sie einem Bereich an, in dem bis herein 
in das 13. Jahrhundert die Dürftigkeit der Nachrichten fast alles proble- 
matisch macht. Deshalb empfiehlt es sich, den ganzen status causae et 
controveısiae kurz zu skizzieren und dann zu prüfen, wie sich hier gerade 
die Anschauungen unseres Autors einfügen, was sie Neues und Richtiges 
bringen. 

l. Schon die ersten Grundlagen der bayerischen Siedelung jenseits 
des Inn und vor allem jenseits der Ens und auf dem nördlichen Gegenufer 
der Donau sind unsicher. Gewöhnlich nimnit man ja jetzt an, daß zunächst 
Oberösterreich von den übertretenden Germanen im Böhmischen besetzt 
wurde, unddaß diese sich so anfänglich zwischen Inn und Enns, erst später 
westlich vom Inn ausdehnten. (Kauffmann, Deutsche Altertumskunde 
II S.88; auch Fastlinger, Wintpozing in Riczler- Festschrift S. 21.) 
Denn jedenfalls hängen die Bayeın mit den Norddonaugermanen der 


1) Der Hof heißt Reisachhof. „‚Reisach‘ ist ein „mit Strauchwerk be- 
standenes Gelände“. 
. 2) Ein 2. Band wird die Dorfchronik verwerten, eine Geschichte der 
Stifts- und Pfarrkirche, des Bergisels und eine Bürgerchronik bringen. 
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Markomannenkriege zusanınıen, und es ist bisher übersehen worden, 
daß die für den Bezirk eines comes vom judex grundsätzlich alle Monate 
berufene Vollversammlung der 1. Baiuv. II 14, die wohl nur ausnahms- 
weise auch schon alle 14 Tage stattfand, während die 1. Al. XXXVI die 
Zahl der Versammlungen ja noch viel mehr häuft, bereits in den Bestim- 
mungen des Markonıannenfriedens von 180 ihr Gegenstück findet; 
danach sollen die Markomannen monatlich in Anwesenheit eines römischen 
centurio sich versammeln (Dio Cassius 72, 2). — Aber schon, ob die 
rugischen Elemente neben den markomannischen und suebischen so ganz 
verschwanden, wie man glaubt, und ob die Rugi der Raffelstetter Zoll- 
ordnung $6 (leg. III S.480) wirklich Russen und nicht etwa Rugier waren, 
ist mehr als unsicher; ich denke mit Vancsa, Geschichte Ober- und 
Niederösterreichs I S. 157, und Lampel, Jahrbuch der Landeskunde für 
Niederösterreich (im späteren stets zitiert: Jahıbuch) I S.25, der aber 
das mit dem nachher zu besprechenden Rags, Raabs kontaminiert, eher 
an Rugier, die dann nördlich von der Riedmark und dem Machland (den 
Reodarii und Rotalarii) sitzen müßten, etwa bei Freistadt, Weitra, 
Schrems. — Ferner aber hat man jedenfalls im niederösterreichischen 
Waldviertel eine deutliche Spur davon, daß auch noch ein anderer Ger- 
manenstamm dauernd nachwirkt. Denn anscheinend wohnten an der 
niederöstereichischen Kamp und Krems bis zur Donau herab die von 
Ptolemäus geogr. II 11, 25 unter dem das Gleiche bedeutenden Doppel- 
namen der Paxdrtoıas oder ' "Paxaraı erwähnten Germanen, dievonR. Much 
P. B. Beiträge XVII S. 122f. als „gescheerte‘ eıklärt werden; der Name 
weist auf die tschechische Bezeichnung Rakousy für Österreich (a. a. O. 
S. 123) hin; aber für uns noch viel wichtiger ist, daß fast gleichlautend 
das ganze Mittelalter hindurch jenes (schon bei der ersten Nennung zu 
Österreich gerechnete) Waldgebiet Rogatz (Meiller, Babenberger Re- 
gesten (B. R.) S. 9 N. 10) vorkomnit, später in den Form:en Ragcez, Ra- 
goucz, Ragze, Raabs bei Drosendorf (nicht zu verwechseln mit dem in der 
Nähe aber weiter nach Osten liegenden Retz) sich wiederholt und so die 
Unterlage für die ursprüngliche Herrschaft und spätere Grafschaft Raabs 
bildet. Schon Kralitek, Jahresbericht der deutschen Landescberreal- 
schule Brünn 1896/7 S. 32, und nach ihm Vancsa I S. 76 haben den Zu- 
sammenhang gesehen, den Uhlirz in G.G.A. 170 IS. 290 ff. nicht wider- 
legte. Auch das meıkwürdige Gericht der Freien zu Raxendorf (Grimm, 
Weistümer III S. 686) nordöstlich von Poegstall gehört in diesen Zu- 
sammenhang. Und so ergibt sich ein geschlossenes Siedlungsgebiet der 
Rakaten von der Taya bis zum Jauerling. — Es ist klar, daß die Ver- 
schiedenheit der kolonisierenden germanischen Stämme die Bildung 
eigener Gerichtsveıbände innerhalb des österreichischen Gesamtzusam- 
menhangs auch für später begünstigen konnte. 

Eine solche Bildung selbständiger Gerichte und Herrschaften 
mochten dann aber auch die Ereignisse des 10. Jahrhunderts heıbei- 
führen. Gewöhnlich stellt man sich die Sache ja so vor, als ob mit der 
Niederlage von 907 das Germanen tummindestens östlich der Enns ganz 
untergegangen wäre. Aber eine Anzahl von Belegen bezeugt, daß dieEigen- 
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tumsrechte der deutschen Herren, ja auch irgendwelche Einwirkungen 
des bayerischen Herzogtums nicht vollständig aufhörten. (Vancss I 
S. 183 und besonders Kaemmel, Die Besiedelung des deutschen Süd- 
ostens [Jahresb. Nikolaigymn. Leipzig 1909] S. 5f.). Und spiegelt das 
Fürstentun des Rüdiger von Pöchlarn, wie das nahe liegt, die Form 
wieder, in der die bayerische Überlieferung sich die Beziehungen der 
Donaudeutschen zu den Ungarn im 10. Jahrhundert zurechtlegte, so 
ergibt auch dieses die innerlich so naheliegende Fortdauer deutscher 
Herrschaften unter der ungarischen Oberhoheit; dabei erscheinen nach 
dem Nibelungenepos die deutschen Gebiete in die Gegend, die bei Pöchlarn 
und Melk liegt und die Markgrafschaft des Rüdiger bedeutet, und in das 
eigentliche Osterland zerlegt, zu dem Mautern am östlichen Ausgang 
der Wachau gehört (ed. Bartsch, v. 1327/v. 1329; v. 1712/v. 1714). 


2. a) Sobald die ungarischen Invasionen überwunden sind, wird von 
den Ottonen von neuem ein Markgraf eingesetzt, erst Burkhard und dann 
soit etwa 976 der Babenbergische Graf des Donaugaues Luitpold und seine 
Nachfahren. Ob die Neumark, die zwischen 1045—1051 erkennbar wird, 
und die südlich der Donau das Land zwischen Fischa und Leitha, nördlich 
der Donau aber die Landocke zwischen March und Zaja mit unbestinn- 
barer Westgrenze befaßt (Thausing in Forschungen zur deutschen 6r- 
schichte IV 8. 357ff.; Juritsch, Geschichte der Babenberger S. 56f.: 
Vancsa I S. 244ff.; Witte in M.J.Ö.G. Ergb. V S. 370£.; Lampel in 
Jahrbuch IV, V S. 361), nach 1051 aber verschwindet, eine vollständige 
Neubildung war, ist nicht sicher; sie knüpft vielleicht auch schon an die 
zu Ende des 10. Jahrhunderts neben der großen Aribonenmark vorhandene 
und etwa in Oberpannonien liegende Mark des jüngeren Engelschalk 
(Dümmler, Geschichte des ostfränkischen Reichs ? III S. 361 N. 1) an. 
Jedenfalls ist auch diese Neumark seit der zweiten Hälfte des 11. Jahr- 
hunderts unter die Oberherrschaft der Babenberger getreten. — Südlich 
davon schließt sich die kleine Püttener Grafschaft mit Wiener Neustadt 
an, die nicht zu Bayern-Österreich, sondern zu Kärnten-Steiermwark 
gehört und deshalb hier nicht weiter in Betracht kommt (für hier ge nügt 
Vancsa I S. 255; Pirchegger, Geschichte der Steiermark I 8. 2621.) 


b) Welche Stellung nun in diesem Gebiet die Babenberger Mark 
grafen vor der Erhebung zum Herzogtum einnehmen, ist im einzelnen 
unsicher. 

Unsicher ist schon, ob sie dem bayerischen Herzog nur durch Bol. 
fahrtspflicht (so die berühmte Stelle des Hermann von Alteich gg. XV 
S. 382ff.; dazu Ficker, Vom Reichsfürstentum II 3 S. 60f.), dureh 
militärische Unterordnung und durch konkurrierende Gerichtsbarkeit 
der bayerischen Herzöge (das beweist U.B. S. Pölten n. 2 [ebenso Ficke! 
a.a. 0.II3 S. 61 ff.], auch wenn man mit der herrschenden Lehre [Vanc#? 
1 8. 266 N. 1] die Urkunde für gefälscht hält; denn auch die Fälschunf 
müßte vor der Erhebung Österreichs zum Herzogtum entstanden geil 
[Büdinger, Österreich. Geschichte $. 491 ff.]) unterstellt waren, oder © 
den Herzögen auch bei der Besetzung des Markgrafenamts eine A 
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wirkung zukan, die sich schließlich zu einer Belehnung verdichtet haben 
könnte. Das letzte nimmt ja schon im Beginn des 13. Jahrhunderts Otto 
von St. Blasien c. 6 (Otto Fris. H.A. S. 424) an (marchia Orientalis, que 
prius ducatui norico iure beneficii subiacuit); die überwiegende Literatur 
aber hat für Österreich so gut wie für den bayerischen Nordgau die 
Lehensabhängigkeit geleugnet (zusammenfassend z. B. Döberl, Die Mark- 
grafschaft und die Markgrafen auf dem bayerischen Nordgau S. 78 N. 21; 
vorher Waitz, V.G. VII S. 149ff.). Dann bliebe noch immer die Möglich- 
keit, daß vom Herzog wenigstens der Grafenbann an den Markgrafen 
weitergegeben würde, wie sich das später für das Verhältnis des öster- 
reichischen Herzogtunıs und der niederösterreichischen Hochgerichts- 
herren nachweisen lassen wird. Es könnte aber auch gar keine amtliche 
Abhängigkeit bestanden haben und die beneficia, die nach dem Privile- 
gium minus die Babenberger a ducatu Bavariae haben, hätten nichts mit 
der Mark zu tun und würden dann westlich des Innes liegen. 


c) Ebensowenig klar ist, welche Stärke die Gewalt des Markgrafen 
selber hat. Das gilt zunächst einmal für den sachlichen Inhalt seiner Be- 
fugnisse. H. Brunner (S.-B. Wiener Akad. XLVII S. 315£.) hat in seiner 
bekannten Anfängerarbeit die Gewalt des österreichischen Markgrafen 
mit dem Bild, was der Sachsenspiegel für die sächsischen Mark- 
grafen entwirft, verglichen; von Positivem hat sich dabei eigentlich nicht 
viel ergeben. Aber vielleicht geht doch eine eigentümliche Erscheinung 
des späteren österreichischen Rechts auch schon in die ältere Zeit zurück 
und gehört hierher. Es begegnet nämlich in den niederösterreichischen 
Quellen, besonders in den Weistümern, sehr häufig als die höchste Geld- 
strafe die von 32 Pfund, also von 640 sol. Bereits His in seinem aus- 
gezeichneten Strafrecht des deutschen M.A. I S. 629 ff. hat gesehen, daß 
diese Strafe aus dem Hauptsatz von 30 Pfund und einen: Zuschlag von 
2 Pfund zusammengesetzt ist. Die zwei Pfund lassen sich sehr bequem 
als der fredus der 1. Baiuv. erklären, und ihre Zufügung geht auf den 
allgemeinen, bereits längst beimerkten Gebrauch (meine D. u. fr. V.G. I 
S. 140 ff.), daB die geringere Strafe der größeren zugeschlagen wird, so wie 
etwa anderwärts die kleinen Beträge von 2!}:, 5, 7’ja sol. zum Königs- 
bann von 60 sol. hinzutreten. Die große Strafe aber ist nichts anderes 
wie das dreifache Wergeld von 600 sol., wie es für und von Tötung des 
Hofgesindes an den Dienstherrn zu zahlen ist (D. u. fr. V.G. II S. 93; 
Ital. V.G.1I S. 213). Dieser Betrag von 30 Pfund könnte schr wohl 
aus dem „Dingen bei markgräflicher Huld‘“, d. h. der arbiträren mark- 
gräflichen Gerichtsbarkeit fließen (dazu zuletzt meine Bemerkungen zur 
frühmittelalterlichen, insbesondere italienischen Verfassungsgeschichte 

S. 70f., S. 81ff.), die mit dem Markgrafenbann von 30 sol. gar nichts zu 
tun hat, und nun allmählich in der ganzen österreichischen Gerichtsbarkeit 
zur Geltung gekommen wäre. Aber über eine bloße Wahrscheinlichkeit 
gelangt man insoweit nicht hinaus. 

Im Recht der steirischen Mark sind auch andere Elemente des Hof- 
rechts auf das allgemeine Recht übertragen: nänılich die Beseitigung des 
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germanischen Formalisn;us durch die Zulassung einer gewissen Schiift- 
lichkeit, dann auch der Ausschluß des Zweikampfes, wovon unten noch 
die Rede sein soll. In der babenbergischen Mark ist davon nichts zu er- 
kennen. 

d) Ebenso unsicher ist aber auch der territoriale Bereich der Ost- 
maık und ihre Beziehung zu den niederösterteichischen Giafschaften und 
Herischaften abzugrenzen. 

Eine kaum zu übersehende Fülle von Auslegungen (am sorgfältigsten 
wohl in den ungelenken aber wertvollen Untersuchungen Lampels in 
Jahrbuch I—V gesammelt, über die ich anders wie die gewöhnliche 
Meinung und ähnlich wie Stowasser, Das Land und der Herzog, 8. 78, 
denke) knüpft da weniger an das Privilegium minus von 1156 selber an, 
wie an die bis zum Überdruß erörteıte Nachricht des Otto von Freising 
II 55 zu 1156: Heinricus maior natu ducatum Baioariae septem per 
vexilla imperatori resignavit; quibus iuniori traditis ille duobus vexillis 
marchiam orientalem cum comitatibus ad eam ex antiquo pertinentibus 
reddidit. Da die Dreizahl für die österreichische Interessensphäre zu- 
fällig in den mannigfachsten Kombinationen sich vorfindet, so weıden 
die verschiedensten Deutungen der tres comitatus, gelegentlich von 
einem und demselben Gelehıten versucht, wie sich das namentlich an den 
Arbeiten des ausgezeichneten Stınadt zeigt. Auch hier müssen die Mög- 
lichkeiten (weiter kommt man in Wahrheit nicht) kurz dargelegt werden. 

Der Zufall will es einmal, daß im österreichischen Landrecht 
(Schwind-Dopsch 34) $ 1, dessen Entstehungsgeschichte ja selber be 
stritten ist, wenn auch hier Steinacker über die Meinung von Stieber 
und Dopsch Herr zu werden scheint, für die Markgrafschaft die drei 
Landtaidinge von Kornneuburg, Tulln und Mautern genannt werden, 
denen man schon in den Urkunden der Babenberger Zeit begegnei 
(v. Luschin, Geschichte des älteren Gerichtswesens in Österreich 8. $). 
Deshalb hat ein Teil der Schriftsteller (Strnadt, Die Geburt des Landes 
ob der Enns S. 80ff.; Hasenöhrl in Arch. £. österr. Geschichte [von jetzt 
ab zitiert A.Ö.G.] LXXXII S. 436-440; Dopsch in M.J.Ö.G. XVII 
S. 297 ff.) diese drei Gerichtsstätten für die Überreste von drei ZU der 
einen Mark vereinigten Grafschaften angesehen; mir scheinen die Ein- 
wände von Lampel (Jahrb. IV, V S. 341 ff.), wenn auch nicht im einzel- 
nen, so doch im ganzen zuzutreffen: die drei Gerichtsstätten, namentlich 
Tulln und Kornneuburg, liegen sich für drei besondere Grafschaften viel 
zu nahe. 

Andere Male denkt man an die drei comitatus der Raffelstätte! 
Zollordnung pr. (leg. Ill S. 480): so Uhlirz, Jahrb. Otto D. 8. 29; 
Lampel, Jahrb. IV/V S. 481, Forschungen zur Geschichte Baye1n8 XV 
S. 217 .; Strnadt, A.Ö.G. XCIV 8. 94f.; Simonsfeld, Jahrb. Fried- 
rich 1. 8. 714. Dabei glauben aber die einen (schärfer Strnadt, Ye" 
schwommener Lampel) eigentlich nur an eine antiquarische Reminiscen? 
des gelehrten Bischofs von Freising. Dagegen sieht Uhlirz und dann auch 
Lampel, der sich eben doch dann vom Weg Strnadts wieder entfernt, 
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den einen der drei comitatus im Traungau, während die beiden anderen 
entweder in der Riedmark und dem Machland (so Uhlirz a. a. O.) oder, 
in dem innerhalb der eigentlichen Markgrafschaft liegenden Grafschaften 
(Lampel, Jahrb. II S. 9ff. und deutlicher in Forschungen zur bayerischen 
Geschichte XV S. 234 ff.) gefunden werden. Soweit man aber den Traun- 
gau heranzieht, steht man dann wieder der von Strnadt (insbesondere 
in: Die Geburt des Landes ob der Enns 1886) so glänzend vertretenen 
(übrigens früher schon von Ficker, Vom Reichsfürstenstand II 3 S. 100f., 
von Alfons Huber [S.B. Wiener Akad. XXXIV S. 20ff.] und beiläufig 
auch von Brunner[S.B.Wiener Akad. XLVII S.356 ff.] verfochtenen Lehre 
gegenüber, daß angeblich auch nach 1156 Oberösterreich unter der Gewalt 
des bayerischen Herzogs verblieb, nach 1180 aber zunächst zur Steiermark 
kam und erst nach der Vereinigung der Steiermark mit Österreich dem 
österreichischen Herzog unterstellt wurde. Schien diese Theorie bisher 
siegreich, so hat sich freilich ihr jetzt nicht nur Lampel (Jahrb. IV/V 
8. 313, 365 ff.), sondern besonders scharf Uhlirz, G.G.A. 1701 S. 308 ft., 
171 1 S. 718f., entgegengestellt (dazu jetzt auch Pirchegger, Ge- 
schichte Steiermarks I S. 430). Die Entscheidung wird namentlich von 
der Auslegung der Urkunde von 977 (0.Öst.U.B. 1I S. 65) und der Ent- 
scheidung darüber abhängen, ob der Passus des breve chronic. Melli- 
cense (8.8. XXIV S. 71 Z. 42ff.: dilatatis videlicet terminis a flumine 
Anaso usque ad fluvium que dicitur Rotensala addito et comitatu Pogen) 
ein späterer Zusatz ist oder schon dem 12. Jahrhundert angehört; außer- 
den aber könnte namentlich O0.Öst.U.B. LI S. 315, 1161 mit II S. 333, 1167 
gegen Strnadt sprechen; in der zweiten Urkunde ist der dux Austriae 
Heinricus Salman für ein Gut, das in Tenigen (südlich der Donau bei 
Osthering) und eines, das in dem östlich, wie es scheint, nicht bestimm- 
baren Misgingen (Meisching) liegt; man konnte deshalb wohl annehmen, 
daß auch Misgingen sich in der Nähe von Tenigen befindet (O.Öst.U.B. 
III S. 171); wenn dann in der ersten Urkunde der Herr von Berg ein von 
seinen Ministerialen veräußertes Grundstück wieder in Misgingen vindi- 
ziert „‚decreto publicorum iudiciorum coram duce et principibus terre“, 
so läge es nahe, daß der hier genannte dux Heinricus doch wohl auch der 
österreichische Herzog Heinrich sei und dieser bereits 1187 südlich der 
Donau judizierte; die Urkunde wäre also nicht so neutral, wie Ficker, 
Vom Reichsfürstenstand II 3 S. 105, annimmt. Aber weder ist der 
Schluß auf die Lage von Misgingen sicher, noch ist gewiß, daß hier der 
Gerichtsstand der belegenen Sache und nicht der des Wohnorts des 
Herren in Betracht kommt, der sein Herrenrecht gegen den Unfreien 
geltend macht. — Wenn nun aber wirklich, entgegen der Meinung von 
Strnadt, Oberösterreich bereits 1156 unter den Herzog von Österreich 
gekommen wäre und dann die eine der drei Grafschaften als der Traungau 
anzusprechen ist, so wären in der Tat die beiden anderen Grafschaften in 
der Riedmark und inı Machland zu suchen. Man dürfte aber ebenso gut 
an zwei babenbergische Grafschaften westlich des Inns, den Donaugau 
und die Grafschaft im Nordwald denken. Wenn man aber an eine Teilung 
der einenbayerischen Girafschaft glaubt, sokönnten sogar alle drei comita- 
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tus westlich des Inn liegen und man brauchte dann eine babenbergische 
Herrschaft über den Traungau überhaupt nicht einzusetzen (so schon 
Meiller, Denk.S. Wien. Ak. ph. hist. Kl. XVII 8. 57; Strnadt, AÖ.G. 
XCIV S.101ff. und besonders XCIX S. 613-684). — Übrigens hat 
die Annahıno eines babenbergischen Grafenrechtes im Traungau für sich 
überhaupt noch nicht zu bedeuten, daß die Babenberger schon 1156 
auch die herzogliche Gewalt über Oberösterreich erwarben; das bayer- 
sche Herzogtum hätte hier trotzdem fortbestehen können, nur daß eben 
der Traungau von diesem bayerischen Herzogtum losgelöst worden 
wäre, wie etwa auch die babenbergischen Grafschaften in Donaugau und 
Nordwald. — So oder so würden Traungau, Donaugau und Nordwald 
bis 1156 bayerische Lehen gewesen sein und das Privilegium minus 
könnte, wie man sich das ja auch schon öfters dachte, unter den benefcia 
der Babenberger, die jetzt aus der bayerischen Lehnsherrlichkeit ent- 
lassen werden, unter anderem gerade diese drei Grafschaften gemeint 
haben. 

Endlich bietet sich aber noch eine letzte Deutung, näınlich die, daß 
die drei comitatus im Verband der Markgrafenschaft selber zu suchen 
sind. Lampe] hat ja mit dieser Auslegung den Anfang gemacht, aber 
doch für den einen comitatus auf den Traungau gegriffen; ganz kurz hat 
sich Bruckauf, Fahnlehn und Fahnenbelehnung im alten deutschen 
Reich S. 25, 37 ff., nach dieser Seite gewandt. Es muß hier etwas ge 
nauer zugegriffen werden, weil späteres von dieser Erscheinung ab- 
hängt und gerade auch die Arbeit Stowassers in ähnlichen Gedanken- 
gängen läuft. Geht man von comitatus, die zur Mark gehören, aus, 50 
darf die Riedniark nicht in diesen Zusammenhang gebracht werden; Sie 
ist zwar schon in der markgräflichen Zeit mit Österreich verbunden, aber 
rechnet noch nicht zu Österreich (die Belege vollständig bei Hasenöhr], 
A.Ö.G. LXXXI S. 450). Dagegen ist Machland (O.Öst.U.B. I S. 113, 
1075; dazu Hasenöhrl a. a. O. 8.467) ein Teil der Mark, wiewohl das 
ursprüngliche Machland heutzutage nicht mehr zu Niederösterreich 
rechnet. — Innerhalb der Mark aber kommen diejenigen Herrschaften 
nicht in Betracht, die bis gegen Ende des 12. Jahrhunderts deutlich 
keinen Grafen, sondern bloß freien Herren (liberi nobiles), oder wie man 
früher sagte, Dynasten unterstellt sind. Damit scheiden ähnlich wie iD 
Oberösterreich die Herren von Schaumberg (ursprünglich Iugelbach) und 
in der Riedmark die Herten von Berg, Aist und von Griesbach, 80 in der 
Mark die Herren von Machland-Clamm, Perneck, Raabs, Lengfeld 
(Rechberg, beides bei Krems), Sleunz, Chufarn u. a. aus.!) — Späte! 


1) O. Öst. U.B. IL. S. 121 nobilis vir Conradus, filius Conradi de Ratgl; 
S. 479, 1150. Otto et Walchunus nobiles dicti de Machland; II 8. 194. 1141 
marchio Otacher, Comes Eccibertus (von Pütten), Otto de Machlant, Werin- 
hart de Jugelbach; II S. 297 1159. comes Chounradus senior de Peilstein, 
Gebehardus hallensis comes, Adalbertus de Perge, Walchunus de Chlamm®, 
Hademarus de Chufarn S. 409, 1188, de ordine liberorum: Chunradus coMe® 
de Bihelstein (Peilstein), Sigifredus comes de Moren, Liupoldus comes 4 
Hardeck et frater eius comes Henricus de Plagen, Otto de Lengenbach; “* 
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wird ja bekanntlich in Österreich jedes Hochgericht als Grafengericht ge- 
faßt. Bereits 1241 erscheint das Gericht des nobilis de Waessenberg 


ordine ministerialium etc.; Fontes rerum Austriac. (künftig zit. F.R. A.) 
UI. (U. B. Zwetl) S.55, 1159 Dedalricus de Berenkke (= Perneck), Pabo 
de Slunize; S. 69, 1188 Chunradus comes de Pielstaine, Hainricus comes de 
Hardekke, Ekkabertus de Pernecke, Otto de Rechberg, Fridericus advocatus 
de Berge; S.73. 1201 comes Fridericus de Peilstein, dominus Ulricus de 
Berneckhe idem ministeriales S. 105, 1234. Chunradus et Leutoldus comites 
de Pleien, Otto de Sleunz nobilis vir, dann Ministerialen; F. R. A. IV (U.B. 
Klosterneuburg) S. 72 1171. Chunradus comes de Pilenstaine et frater suus 
Sifridus; comites de Scalahe Heinricus et frater suus Sighardus, Ekkebertus 
de Pernekk; S. 99 (1108—1120) comes Gebehardus de Pugen, Leutoldus 
comes. Pabo de Slunce. Hartwich de Burchstal, Otto de Lengebach, Geroldus 
de Elsaren, Hermannus filius comitis Gebehardi, Starichifriet de Pezilinedorf, 
Werinhart de Julbach; F.R. A. VIII (Salbuch von Göttweig) S. 54, 1122, 
Otocharo marchione et filio eus Liupaldo, Dietricus comes de Vormbach, 
(sebehardus comes de Piugen et frater eius Ernist, Rüdolfus de Berga, 
Adalricus de Wilheringen, Adalbero de Griezbach; F. R. A. XIU.B. 
(Heiligkreuz) S. 2, 1136. comes Chunradus de Pilstein, Otto de Lengenbach, 
Rapoto de Nezle, Sterfrit de Becelinesdorf; F. R. A. XVIH (U. B. Schotten) 
S. 7, 1161 de ordine nobilium, Engilberto comite de Gorz, Liutoldo comite 
de Blaien, Udalrico de Bernec, Adilberto de Berga, Walchuno de Chlamm, 
Didrieco de Adilgersbach, Werinhardo de Julbach et Heinrico filio suo, Ottone 
dde Rehberch, Dietmaro de: Agist; de ordine vero ministerialium ete., F.R. A. 
XXXIUL (U. B. Seitensteten) S. 7 1155, comes Chunradus de Bilstein; comes 
Hainricus de Schalach; comes Liutoldus de Plage, Albertus de Berge, Wael- 
kunus de Clame, Otto de Rechberg, Dietricus de Algersbach, Hademarus de 
Chufarn; F. R. A. LI(U. B. Göttweig) n. 50 1151 zuerst S. 64 Otacher marchio- 
nis de Stira, Werigandi comitis de Plaigen, Gebehardi comitis de Piugen, 
Rudolfi de Pergen, Alberonis de Griezbach, Friderici de Hunesperch, Ernst 
de Traesem, Hartwici de Rudinich, Gebehardi de Algersbach, dann 8. 66 
Öttacher marchio de Stira Ekkebertus de Pernekke, Cunradus de Razke, Fri- 
dericus de Hohenburch, Hademarus et filius eius Otto de Cupharen. Meiller 
B.R S.21.n. 52, 1135. Adelpertus et Liutpoldus filii marchionis, Dietrieus 
comes, Adelramus et frater eius Adalbertus de Perge, Otto et frater eius 
Walchuon de Machlant, Dietricus de Adilgerisbach, Chadolt de Zokilisdorf, 
Chuonrudus de Suonilpurh, Hadamarus de Chuophare, Chuonradus de Wir- 
milahe, Oudalricus de Wovilsteine, Walchon de Griezbach; S. 22, n. dt, 
1133. comes Chunradus de Pielstein, comes Leutoldus de Pleyn; Adalramus 
de Perge et frater eius Adelbertus, Otto de Machlant et Walchun frater eius, 
Otto de Lenginbach et frater eius Hartwicus, Wernhardus de Juelbach, 
Dietmarus de Engelschalchesvelde, Chunradus de Sunnelburch, Hademar 
de Chuofaren, Waltherus de 'Traesme et frater eius Hartvicus, Dietricus de 
Alegrisbach, Starfrit de Pecilinesdorf (alle als optimates bezeichnet); 8. 23 
n. 61, 1136 Ottacher marchio Stirensis, Ditricus Grizansteine (wohl comes 
de Grifanzstein), Counradus de Pilsteine, Gebchardus de Piugen cum fratre 
Adalberto et filio Hermanno, Liutoldus de Plesen et filius eius Liutoldus, 
Eckebertus de Puotenen, Sigehardus et Gebehardus de Purchliusen comites, 
Adalramus cum fratre Adalberto de Pergen, Otto de Lengenbach et Hartwicus, 
Heidenricus quoque fratres eius, Walterus de Sancto Andrea cum fratribus 
suis, Adelramus de Eppenberge, Hartwico de Ruodniche, Ernesto de Treisma, 
Ötto et frater eius Walcon de Machlande; S. 31 n. 9. 1144, marchio Otto- 
carus, comes Conradus de Peilstein, comes Henricus de Scala, comes Her- 
mannus de Puige, dominus Udalricus de Tekkendorf, dominus Conradus 
de Rakez, dominus Hartwicus de Lengenbach et frater suus dominus Otto, 
dominus Otto de Machlant et frater suus dominus Walchoun, dominus Adel- 
ramus de Wattenstein, dominus Rapoto de Valkenbergb, dominus Pabo de 
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(Landgericht Waxenberg) als eine cometia: M.B. XXVIH b S. 341, und 
später (O.Öst.U.B, VI S. 269, 338 mit S. 281, 338, VII S. 315, 1353, VID. 
S. 749, 1375) heißt es bald Landgericht, bald Grafschaft Waxenberg. 
Ferner gehört es hierher, wenn in einem späteren Zusatz zu der Urkunde 
von 1149 (O.Öst.U.B. II S. 247) gesagt ist: nota quatuor fuisse fratres, 
Walchunum fundatorem ecclesiae Sancti Andrea circa Traysman haben- 
ten comitiam in Lengepach, Heıtwidum habentem comitiam in Spil- 
berch fundatorem ecclesiae Wilhering, latine Hilaria, Altramum habenten 
comitiam Starkenberckh aliaque multa teırarum spacia fundatorem 
ecclesiae Secoviensis, Ottonem, qui ultinus fuit, habentem comitiaın 
Weiten (gegenüber Melk) et Rechperg (bei Krems); die gleiche Graf. 
schaft Weiten wird 1347 (O.Öst.U.B. VIII S. 684) vom Herzog von 
Österreich verpfändet (castrum et comitatum nostrum de Weitencxg). 
und zu dieser Grafschaft gehört das merkwürdige, schon berührte Frei- 
gericht Raxendorf (Grimm, Weistümer III, Ed. 689, und dazu Strnadt, 
A.Ö.G. 99 S. 93ff.). In O.Öst.U.B. IX n. 78, 1376 trifft Grafschaft und 
Landgericht ze Weytra mit dem Wald, gelegen vor Weytra gegen der 
Freynstat, zusammen. Die jüngere Fassung des österreichischen Land- 
rechts $4 (Schwind-Dopsch) 34 gibt das „‚den undern landgerichten“ 
des älteren Textes mit „in den grafschaften‘‘ wieder (so mit Recht 
Lampel, Jahrb. III S. 25 ff.). In den niederösterreichischen Weistümem 
1 8. 385 führen im späten Mittelalter die vier Ämter von Pottenstein den 
Titel einer Grafschaft. Würden aber die Ebersberger Nachrichten über 
den Unfall HeinrichsIIl. in Persenbeug (Riezler 1 S. 460) auch so weit in 
das 11. Jahrhundert gehören, als hier von einer comitia in Persenbeug 
gesprochen wird, über die dann der Inhaber frei verfügt (S.S. XX S. 14 
2. 41), so besäße man sogar einen Beleg dafür, daß der Sprachgebrauch 
viel weiter hinaufführt; allein hier scheint eine spätere Textänderung, 
immerhin schon aus dem 13. Jahrhundert, vorzuliegen (so auch La mpel, 
Jahrb. III S.127). Auch im Altbayerischen wird das Landgericht durch- 
weg als comitia gefaßt (meine D. u. fr. V.G.IS. 458), und so steht man 
vor einer gomeinbayerischen Erscheinung. — Mag nun auch vielleicht das 
Landgericht früh, und jedenfalls später als comitia angesehen werden, s 
hut das aber in der älteren Zeit auf den Titel der selbständigen, nicht de: 
beamteten Inhaber dieser Gerichte noch gar keinen Einfluß gehabt, und 
sie werden zunächst als domini, also als freie oder edle Herren, den Grafen 
gegenübergestellt. Es ist eine Neuerung, die man in ihreın Entstehen 
verfolgen kann, daß allmählich ein paar freie Herren, die zunächst noch 
deutlich von den comites unterschieden werden, nun auch den Titel 


Slunze, dominus Conradus de Sundiburch, dominus Dietmarus de Agast. 
dominus Hademarus de Chufarn, dominus Conradus et frater suus de Asparn. 
dominus Adelbertus ierosolimitanus, dominus Hermanns de Rechlinsdorf, 
dominus Udalricus de Marbach, dominus Sterfrid de Pezelinesdorf, dominu: 
Wolftrigel de Stein, S.40, n. 41, 1157, comes Liutoldus de Pleigen, comes 
Gebhardus de Purchhuosen, comes Cunradus de Pilsteine, comes Heinricus 
et frater eius Sigehardus de Schala, domnus Uodalricus de Berneke, dominus 
Dietricus de Spilberch, dominus Regingerus et frater eius Wernhardus de 
Riede, domnus Uodalricus de Pergen; dann ministeriales, 
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comes annehnen. Einmal kommt seit 1186 der eine Zweig der Herren 
von Machland, die Clamm in Betracht, weil der bayerische Graf von 
Velburg die Erbtochter der Clamm heiratet und so seinen bayerischen 
Titel nach Österreich überträgt (Meiller, M.R. S. 82 Nr. 29, S. 65 N. 38, 
8. 100 N. 73; Riezler, Bayr. Gesch. 1 8. 878; Vancsa I S. 372); so er- 
scheint auch im Landbuch von Österreich ein Graf von Clamm (II $ 13: 
M.G. Deutsche Chroniken III S. 71). Nachher werden die Herren von 
Pernek, die eine Weiberlinie des alten Stamms der Pernek sind, nach ihrer 
bayerischen Grafschaft Deggendorf als. Grafen von Pernek bezeichnet 
(ausführlich Strnadt, A.Ö.G. XCIX S. 626 ff.) und erscheinen wiederum 
so im Landbuch Il $ 16 (Deutsche Chroniken III S. 718). Desgleichen ist 
Cunradus de Ragez (Raabs) seit 1147 als comes genannt (O.Öst.U.B. II 
S. 230, 1147, S. 235, 1147, S. 351, 1177; Meiller, B.R. S. 55 n. 4, 1177); 
aber noch 1151 (F.R.A. LI n. 50; oben N. 1) erscheint er auch nur als Chun- 
radus de Razke unter den andern Freiherrn zum Zeichen dessen, daß die 
Crafenwürde importiert und in der Ostmark nichts ursprüngliches sein 
wird. Seine Erbtochter heiratet ja später den Burggrafen von Nürnberg 
(F.R.A. III S. 436, 1204), der wie so viele altbayerische Grafen nach einer 
guten Partie in Österreich ausschaute. Vor allem aber nehmen bekanntlich 
die Herren von Schaumberg in Oberösterreich erst 1316 den Grafentitel 
an (Strnadt, Peuerbach S. 378). — Rechnet man nun diese unechten und 
späten Grafengeschlechter ab, dann bleibt einmal der Besitz der Peil- 
steiner übrig, der außer den großen fränkischen Gebieten, nach denen sie 
unter verschiedenen Namen auftreten, gemäß dem Landbuch vom Ende 
des 13. Jahrhunderts IIl $ 14—16 erstens die an der Pielach liegende 
Grafschaft Schala, dann die an der Melk liegende Grafschaft mit dem 
Forst bei St. Leonhard, endlich eine weiter östlich von der Erlaf bis zur 
ibbs bei Weidhofen reichende Grafschaft mit dem Stammschloß, der 
Urbs Peilstein (U.B.St. Pölten n. 20, 1200; noch O0.Öst.U.B. VI S. 565, 
1346 erwähnt das Landgericht Peilstein bei Gaming; über die Ausdehnung 
bis zur Ibbs vergleiche F.R.A. XXXIII [U.B. Seitenstetten] S. 23, 1188) 
befaßt ; zu alledem kommt dann aber noch nördlich der Donau die Graf- 
schaft Riedenburg (III $ 13) bei Hoın an dem Knie des Kamp. Ob das, 
was das späte Landbuch als Grafschaften ansieht, wirklich ursprünglich 
besonderen Giafengeschlechtern gehörte, oder ob nicht gemäß dem 
späten Sprachgebrauch „Grafschaft‘‘ nur so viel wie Landgericht ist, 
von denen ein Graf mehrere unter sich vereinigen konnte, ergibt die Nach- 
richt nicht. Aber das ist sicher, daß die Grafschaft Schala ursprünglich 
aicht den Peilsteinern zustand, sondern der einen Linie der, freilich mit 
den Peilsteinern verwandten, Grafen von Burghausen-Schala (Meiller, 
Salzburger Regesten S. 545; Heinrich Witte in M.J.Ö.G. Ergb. V 
8. 37 ff.); es kann hierher gehören, wenn angeblich der aus den: Haus der 
Grafen von Burghausen stammende Patriarch Sigehard von Aquileja 
(10691077) als Graf von „Bilakt‘ bezeichnet wird (so Zillner, Mit- 
teilungen der Gesellschaft für Salzburger Landeskunde XXIII 8. 222, 
der aber keine Belege gibt, und daher Wittea.a.O. 8.388 N. 2; Vancsa 
18.251 N. 4), und so scheint der auch sonst genannte Pilachgau dem Gra- 
Zeitschrift für Rechtsgeschichte. XI.VI. Germ, Abt, 29 
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fen von Burghausen zugehört zu haben, wenn es sich damit noch lan;e 
um keine ursprüngliche Grafschaft gehandelt zu haben biauchte. 1171 

kommt der Graf von Scala und der von Peilstein nebeneinander vor 
(F.R.A. IV S. 72: oben N. 1 S. 446/7); auch das Landbuch IH $ 11 denkt 
sich Peilstein und Schala als getrennte Landschaften, wenn auch seine 
Begründung für den Besitz der Peilsteiner, nämlich daß es sich beidemal 
um Ausstattungen von Töchteın Leopolds II. handelt, sicher falsch ıst. 
Diese Burghausener Erbschaft ist also, was Schala betıifft, an die Peil- 
steiner gekommen. Andere Teile aber müssen an die Gıiafen von Piein 
gelangt sein, die eıst seit dem Aussterben der Burghauser in Österreich 
auftreten (Witte a.a. O. S. 384; übrigens schon Strnadt, Peueıbach 
S. 294 N. 5); ein Teil der Grafen von Plein erscheint seit 1188 unter dem 
Titelcomes de Hardekk, nennt sich also nach einer Besitzung ganz im nörd- 
lichen Manhardtsvieıtel an der Thaja, westlich von Znaim; noch genauer 
gesprochen besitzt diese Linie Haıdekk und Retz (0.Öst.U.B. IX S. 565 fi., 
1379; dazu VIII S. 161, 1364); es sieht so aus, als ob die Plain duıch 
Heirat nach Hardekk gekommen wären. Hat ferner Witte (a.a.0. 
S. 400) recht, dann ist auch die seit dem Anfang des 13. Jahrhunderts 
(F.R.A. II1 [U.B.Zwetl] S. 111, 1229, 340, 1292, S. 516; F.R.A. 1 S. ?76 
n. 108, 1297) hervortretende Grafschaft Litschau eine Absplitterung vom 
Peilsteinischen Besitz, entstanden dadurch, daß ein Graf von Dollnsteın 
(bei Eichstätt) eine Peilsteinische Eıbin heiratet. Freilich könnte aber 
auch sowohl die Grafschaft Hardekk wie die Grafschaft Litschau dadurıh 
sich gebildet haben, daß dort ein Pleiner, hier cin Dollnsteiner in das 
Haus der sofort zu besprechenden Grafen von Peugen geheiratet hat. 
Jedenfalls ist die männliche Linie der Grafen von Peilstein 1218 ausse- 
stoıben (Landbuch Il $ 14; Salzburger U.B. III S. 253, 1218; das F.R.A. 
Ill [U.B.Zweti] S. 76 hat noch zu 1213 einen Fridericus comes de Peilstein; 
auf S. 105, 1214 begegnen noch Conradus et Leutoldus comites de Plain, 
Otto.de Sleunz nobilis vir, während nachher (S. 113, 1254) die beiden comi- 
tes de Plain mit den comites de Hardekk identisch sind, also nurmehr dr 
Hardcekkische Linie der Plain überlebt; für Späteres Seifried Helbling V1 
v. 16ff. od. Seemüller S. 8 und Redlich, Rudolf von Habsburg 
S. 362). — In dem gleichen Bereich nördlich der Donau sind aber auch 
die Grafen von Piugen (Peugen) angesessen, die nach den überzeugenden 
Ausführungen von Strnadt zugleich in Oberösterreich den Rebgau bei 
Vöklabru-k besitzen und mit den schon bald veaschwundenen Giafen ven 
Ratelnberg zusanımenhängen. Der letzte Graf von Peugen heißt Graf 
von Hohenegg und vererbt den Besitz auf den bayerischen Giafen von 
Hohenburg. 1210 zieht dann der Herzog ven Österreich beim kinderlosen 
Tod des Grafen von Hohenbuıg das Gebiet ein [für alles Strnadt, 
Peuerbach S. 193—117; dazu F.R.A. XXI [U.B.Altenburg) S. 5, 12101. 

Bedenkt man, daß im Norden der Donau seit dem 11. Jahıhundeit von 
einem Beugriche, zu dem auch die Gegend am Kampknie gehört, ge 

sprochen wird (M.B. 1V S. 298, 1067 = XXVIIIb S. 215: item in iure 
quod disitur Beucheiieche; das von Hasenöhrl, A.Ö.G. LXXXII 

S. 442 aus M.B. XI S. 157 genannte pago Campriche gehöit nicht hierher, 
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sondern bedeutet den großen bayerischen Nordgau; dazu, wenn auch nicht 
ganz übereinstimmend, Döberl, Die Markgrafschaft auf dem Nordgau 
S. 48 N. 16), so muß doch daraus wohl gefolgert werden, daß im Norden 
der Donau ursprünglich ein großes zusammenhängendes Gebiet, ein 
„Reich“, ähnlich dem Ostarrichi und dem Karintriche (Hasenöhrl a.a.O. 
S. 442, 452) bestand und die Grafen von Peugen dieses Gebiet regierten. 
Es muß dann durch irgendwelche Erbteilungen und daran anschließende 
Weibererbfolgen ein großer Teil an andere Linien gefallen sein, wie um- 
gekehrt auf demselben Wege die Hohenegg, also die Peugen in der Gegend 
von Melk begütert wurden (Landb. Il $ 14); vor allem ist ein Teil des 
Gebietes an die Peilsteiner geraten. — Ist das alles richtig, so gewinnt 
ınan innerhalb der Markgrafenschaft drei wısprüngliche Grafschaften; 
die große eigentliche Grafschaft der Peilstein zwischen Ibbs, Melk und 
Mank, die in zwei Landgerichte oder Grafschaften im späteren Sinn 
zeıfällt und der Herrschaft des Rüdiger im Nibelungenlied entspricht, 
dann die kleinere Grafschaft Schala im Pilachgau und endlich im Norden 
das große Peugreich.!) Oder man könnte auch annehmen, daß ursprüng- 

lich die drei südlichen Grafschaften eine Einheit bildeten, im Norden 

aber Beugrich einesteils, die Grafschaft Litschau und Weitra anderer- 

seits — etwa an die Sitze der Rakaten und Rugier anknüpfend — ur- 

sprüngliche Grafschaften waren. Jedenfalls aber stehen sich um 1156 

die Peilstein, die Schala und die Peugen gegenüber. und der Herr von Raabs 

beginnt bereits als comes bezeichnet zu werden. Die Unsicherheit über 

die Zahl der Grafschaften, die doch in Otto Fris. II 55 liegt, würde 

dazu sehr gut passen. — So sehr mir diese letzte Lösung als die wahr- 

scheinlichste vorkomnit, so ist auch sie noch lange nicht sicher und würde 

viel eingehendere genealogische Untersuchungen verlangen, als hier 

möglich sind. 

e) Von den Beziehungen der Gıiafen und Edelherren zur Mark 
kann man eigentlich nur das eine erkennen, daß sie bereits in der mark- 
gräflichen Zeit an den allgemeinen Landtaidingen (in Krems) teilnahmen: 
F.R.A. VIII (Salb. Göttweig) 8.91, 350, S. 94, 361; auch Pez, Thes. 
V1,1 320 N. 97, 1136 setzt, da alle nobiles (principes provinciae) formell 
zustimmen müssen (Stowasser, Land und Herzog S.21) eine echte 
Gerichtsversammlung voraus. — Wenn in F.R.A. VIII (Salb. Göttweig) 
S,66 N. 268 ein marchio Chunradus mit principes judiziert, so kann es 
sich nach denı Inhalt der Urkunde nur um einen österreichischen Herrn, 
nicht um den allerdings gleichzeitig bezeugten dux Cunradus von Mähren 
handeln, der auch unter dem Titel comes vorkommt (Cod. dipl. regni 
Bohemiae 1 S. 475 oben s. v. Conradus) und dann wird auch der marchio 
Conradus in O.Öst. U.B. II S. 231. 1147, 235. 1147 hierher gehören, 
der bei einer Regierungshandlung des Herzogs Heinrich mitwirkt, von 


1) Auch das Gericht Drosendorf an der Taya (O. Öst.U.B. IV. S. 350, 
1300), nach welchem sich später Herzog Rudolf IV. als Markgraf von Drosen- 
dorf bezeichnet, wie er ja auch den Titel Graf ze Pilstein, ze Ragtz, ze Rech- 
berg führt (A.Ö.G. XCIX S. 10), gehört wohl hierher. 
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dem comes de Ragize unterschieden wird und deshalb mit diesem nichts 
zu tun haben kann; 80 scheint die alte Meinung von Blumberger darüber 
(F.R.A. S. 194) richtig; dagegen Juritsch, Geschichte der Babenberger 
S. 182; Lampel, Jahrb. IV/V S. 100. Es handelt sich dann eben doch 
um den babenbergischen Prinzen Conrad, damals Kanoniker in Utrecht 
und Hildesheim, später Bischof in Bamberg (Juritsch S. 172 N.2, 
S.188 N.4), der als Vertreter des Vaters handelt, wiewohl er bereits 
irgendwelche klerikale Weihen hat. — Oder hat die spätere Mark Drosen- 
dorf (vorige Seite N. I) und dann wohl das Peugreich mit der Sache 
zu tun? 

Als besonderes Recht des Markgrafen begegnet bereits in dieser 
Zeit die Abgabe des Marchfutter (Meiller, B.R.S. 32 N. 24). 


3. Aber auch die nächsten Jahrzehnte seit der Errichtung des 
österreichischen Herzogtums geben noch lange kein ganz klares Bild. 

a) Es ist ja selbst die eine Grundlage, das Privilegium minus 
unsicher geworden, nachdem Erben seinen wuchtigen und, wie mit 
scheint, noch lange nicht mit Gewißheit widerlegten (die Literatur am 
genauesten bei Lampel, Lehrbuch IVff. S.303f., S.324 ff.) Angriff 
gegen die letzten Sätze des Privilegs gerichtet hat; eine genauere Stellung- 
nahme ist hier freilich nicht möglich. Schlägt man Erbens Weg ein, 
sokomnıt man dann sogar zu den Zweifel daran, daB der zwischen den 
beiden behaupteten Verfälschungen stehende Satz (statuimus quoque ut 
nulla magna vel parva persona in eiusdem ducatus regimine sine ducis con- 
sensu vel permissione aliquam iusticiam presumat exercere) ursprünglich 
ist oder fragt, ob er viclleicht von Herzog Friedrich II. mit den anderen 
Interpolationen zugesetzt wurde. Alleıdings spricht M.B. IX S. 475 dafür, 
daß dar bayrische Herzog schon vor 1180 den Königsbann verlieh, und 
dann würde der Satz doch echt sein und nur die Übertragung der 
bairischen Gewalt auf den österreichischen Markgrafen bedeuten. — 
Jedenfalls wird aber, wie schon gesagt, die Ungewißheit nicht gelöst, wie 
weit seit 1156 das neue Herzogtum territorial reicht, ob schon damals oder 
erst 1180 oder gar erst 1186/92 mit der Vereinigung von Österreich und 
Steiermark auch Oberösterreich unter die Herrschaft der Babenberger kam. 


b) Auch nach 1156 bleiben die selbständigen Gebiete der Grafen 
und freien Herren bestehen. Aber freilich werden in Niederösterreich 
und der Riedmark nunmehr solche Herrschaften fortwährend vom Herzog 
eingezogen. So fallen die peilsteinischen und hohenburgischen Gebiete 
diesem an, wie das ja auch im Landbuch berichtet ist. Weiter erwirbt 
der Herzog jetzt die Grafschaft Ragz [Landbuch II $ 17; das älteste 
babenbergische Urbar $ 129 (Dopsch, Die landesfürstlichen Urbare 
Nieder- und Oberösterreich I 1 S.39) setzt m. E. den Heimfall dieser 
Grafschaft schon voraus], dann die Grafschaft Clamm im Jahre 1217 
[Landbuch II $ 13; F.R.A. III (U.B. Zwetl) S.76 erwähnt noch bis 
1213 den Ulricus de Clame]. Otto von Lengenbach überträgt Rechberg. 
das, wie schon früher erwähnt, als comitia galt [Landbuch Il $ 15; da- 
gegen das Landgericht Volkersdorf, das noch 1213 (0.Öst.U.B. II S. 564. 


Literatur. 453 


S. 570) in der Hand von Otto von Lengenfeld ist, fällt nicht zurück, 
weil es von diesem weiterverliehen wurde (Strnadt, A.Ö.G. XCIV 
S.590 ff}. Gerade so kommt nach 1191 (Landbuch II $ 25) das Gebiet 
der Herren von Berg, die ja in der Riedmark herrschen, auf dem Ver- 
tragsweg an den Herzog; verniwtlich gehört es hierher, wenn 1208 der 
Herzog über das Hochgericht auf dem Winneberg verfügt (0.Öst.U.B. II 
S.5ilf., 1208). Etwas später wird das Gebiet der Herren von Sleunz. 
eingezogen (Landb. II $ 24; über die babenbergischen Richter: Strnadt, 
A.Ö.G. XCIV 8.245), die jetzt vor allem das Landgericht Waxenberg 
besitzen (Strnadt, A.Ö.G. XCIV S. 149 betrachtet das als unglaubhafte 
Nachricht), während ursprünglich in diesem nicht niederösterreichische 
Herren, sondern die obeıösterreichischen Herren von Griesbach die In- 
haber waren und das Recht auf die Sleunz vererbt haben müssen (Stülz 
in Denk.S.Wien.Ak. phil.-hist. Kl. XII, 1862 S.159; Strnadt, A.Ö.G. 
XCIV S. 245; über den späteren zeitweiligen Besitz der Schaumberger. 
Strnadt, A.Ö.G. XCIV S.245): Von daher sind dann das Landgericht 
Freistadt, Hitting und Machland, Mauthausen, Berg nach den öster- 
reichischen Urbarien herzogliche Landgerichte (Dopsch, Urbare I 1 
8. 235. 

Nimmt man alles zusanınen, so ist unter den letzten Babenbergern, 
ganz ähnlich wie unter den ersten bayerischen Wittelsbachern, im Be- 
reich des ursprünglichen niederösterreichischen Maıkgebietes fast die 
ganze Öffentliche Gewalt an den Herzog gekommen. Wenn einmal 
später unter König Ottokar (F.R.A. XXIII U.B. Hohenburg S. 9, 1260) 
dem Wok von Rosenberg die Grafschaft Raabs oder einem anderen 
Böhnien die Grafschaft Pernekk (0.Öst.U.B. III S. 185, 1252) verliehen 
wird, so ist das ohne dauernde Folgen geblieben. 


Das Aufkonmen der Ministerialen, die jetzt auch Landgerichte 
erwerben, wird mit diesem Aussteiben der Grafen und Edeln zusamnıen- 
hängen. Schon deshalb kann, beiläufig bemerkt, das österreichische 
Landrecht, das ja ein immerhin erhebliches Element von Grafen und 
Freien voraussetzt, nicht erst während des Interregnunis entstanden sein. 


c) Dies führt auf die Frage. welche materielle Gewalt dem Herzog 
zusteht. 


a) Wie ja gerade nach bayerischen Schriftstelleın bei Übertragung 
einer Provinz das vexillum als Symbol verwendet (Otto Fris.II 5) 
und vom König ad vindicttam malefactorum dem dux gesendet (mis- 
sum) wird (Gerhoh de Reichersberg [M.B. lib. de lite imp. et pont. IH 
S. 344) lib. de invest. antier. I 35; dazu Lampel, Jahıb. IV,V S. 240) 
und so seine Funktion noch deutlicher hervortritt als nach dem son- 
stigen deutschen Reichsgebrauch (Bruckauf, Fahnlehen S. 21ff. und 
jetzt v. Amira, Die Dresdener Bilderhandschrift 1 S. 113fl.), so ge- 
schieht nach dem Codex Falkensteinensis vor 1178 (M.B. VIl S. 478. 
= Grauert, Drei bayerische Traditionsbücher 8.29 inkl.) eine ge- 
richtliche Vergabung sub vexillo ducis Austriae duello affixo. Es erinneit 
das an die besondere Beziehung des einen vexillum in der bekannten 


454 Literatur. 


lothringischen Belehnung von 1259 (Zeumer, Quellensammlung II 
S. 98) auf die duella nobiliun; wenn in dem Herzogtum der Freiherren 
Mark Steier schon 1186 duella abgelehnt werden (Schwind, Dopsch 13), 
so wird das eine Folge der ursprünglichen Unfreiheit der steierschen 
Ministerialen sein, die hier nachwirkte und das Freienrecht verdrängte. 
— Ein andermal aber wird auf die sccularis jurisdictio que vulgo dicitur 
lantghericht . . per oblationem gladii verzichtet (O.Öst.U.B. II S. 512. 
1208), und ein paar Jahre danach in einem dem ursprünglichen Nieder- 
österreich anliegenden, aber freilich noch oberösterreichischen Gebiet 
ein Kloster dadurch vom Landgericht befreit, daß der Herzog auf den 
Altar einen gladius niederlegt, wie er zugleich auch ein scutum als Zeichen 
für die daran gegebene Advokatie übergibt (0.Öst.U.B. II S. 564. 1213) 
Auch das entspricht der allgemeinen Symbolik, die das Schwert als 
Zeichen der Strafgerichtsbarkeit betrachtet (v. Amira a a. O. S. 108fl.) 
— Der Gegensatz dos gladius judicii und des vexillum terrae liegt noch 
dem gefälschten Freiheitsbrief Heinrichs IV. von angeblich 1058 (A.D.G. 
VIII S.109) zugrunde. — So erhebt sich die Frage, ob nicht gerade 
die herzogliche Gewalt durch das vexillum verkörpert wird und viel- 
leicht eine besondere Beziehung der Zweikämpfe auf diese herzogliche 
Gerichtsbarkeit gegeben ist; das Schwert aber könnte die normale Hoch- 
gerichtsbarkeit darstellen. 


Auch nach einer anderen Seite läßt sich eine Steigerung der her- 
zoglichen Gerichtsbarkeit gegenüber der gewöhnlichen Landgerichts 
barkeit erkennen. Denn die Landfrage, die ja eine Befragung auf Unter- 
taneneid, diesmal zu Zwecken der Strafverfolgung von Ächtern und 
schädlichen Leuten ist, steht ausschließlich dem Herzog zu (v. Zallinger, 
Das Verfahren gegen die landschädlichen Leute S. 94ff.; meine D.u-fr. 
V.G.1 8.279 ff.); gerade so ergibt für die bayerische Zeit die schon be- 
sprochene Urkunde von angeblich 987 (U.B. St. Pölten Nr. 2) für Zivil 
sachen eine eidliche Befragung der Untertanen durch den Herzog. — 
Eine Übertragung des besonderen Salmannenrechtes des bayerischen 
Herzogs auf Österreich (meine Bemerkungen zur mittelalterlichen Ver- 
fassungsgeschichte 8. 85 ff. und das dort Zitierte) finde ich nicht, und 80 
erhebt sich eben die Frage, ob jenes eigenartige bayerische Herzogsrecht 
nicht überhaupt auf der mit dem bayerischen Herzogtum vereinigten 
bayerischen Pfalzgrafschaft beruht. — Aber jedenfalls ergibt sich ım 
Inquisitionsrecht des österreichischen Herzogs das gleiche missatische 
Element, das genau geradeso wie für Bayern auch für den dritten süd- 
deutschen Herzog, den schwäbischen hervortritt (meine d.u.fr.V.G. 
S. 366 N. 21). 


Dagegen kann darin, daß auch in der herzoglichen Zeit die Grafen 
und freien Herren zu den Landteidingen erscheinen (F.R.A. IV 5.14 
596, 1171; 8. 135, 599; Österr. Landrecht $ 1) keine Gewaltensteigerund 
gegenüber der Markgrafschaft etwa aus dem erworbenen Herzogtun 
erblickt werden, denn das gleiche hat sich ja berei:s in der markgräf- 
lichen Zeit verfolgen lassen. 
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P.üft man nun weiter die Abhängigkeit der gräflichen und frei- 
herrlichen Hochgerichte in Gebiet der Markgrafschaft ınit Einschluß 
der Riednark, so weist alles darauf hin, daß auch der Horzog die Graf- 
schaften oder Hochgerichte der freien Herren noch nicht als Lehen ver- 
liehen hat, so wenig dies für die markgräfliche Zeit anzunehmen ist. 
Schon die Erzählung von dem Gericht der Ebersberger in Persenbeug 
von 1045 (S.S. XX S. 14 c. 44) setzt voraus, daß der Markgraf gar nicht 
sich dagegen zu wchren vermag, daß ein solches Gericht an den Herzog 
einer Nachbarprovinz verlehnt wird. Ebenso setzt aber noch das Land- 
buch voraus, daß die erledigte Grafschaft Peilstein an das Reich gefallen 
ist (III $1), die österreichischen Teile aber an Österreich, weil kein Erbe 
vorhanden ist (II $ 11; III $ 1). Das gleiche wird für die Grafschaft 
Clamm (II $ 13) und wohl auch für Hohenburg (II $ 14) angenommen. 
Nicht Lehnsheimfall, sondern das herzogliche Recht auf bona vacantia 
ist die Ursache der Einziehung (so auch Dopsch, Die landesfürstlichen 
Urbarel 8. LXXXVII). Besonders bezeichnend sind zwei schon berührte 
Nachrichten vom Anfang des 13. Jahrhunderts. Nach der einen ver- 
lehnt der Herzog in der Riedmark an ein Kloster Immunität von dem 
Landgericht Waxenberg, das ihm ja durch das Aussterben der Gries- 
bacher und dann der Sleunzer zugefallen war, einfach mittels der Über- 
tragung des gladius (O.Öst. U.B. II 8. 512). Das anderemal wird 
im oberösterreichischen, aber Niederösterreich unmittelbar anliegenden 
Volkersdorfer Gericht, das ursprünglich den Lengenfeldern gehörte, die 
Exemption dadurch erteilt, daß der Lengenfelder und der von ihn Be- 
lehnte auf ihre Gerichtsbarkeit verzichten und dann erst der Herzog 
das Schwert an die Abtei gibt (0.Öst.U.B. II 563, 1213); der Ersatz 
in Rente, der für diese entzogene Gerichtsbarkeit gewährt wird, wird 
dann allerdings in die Form eines herzoglichen feudum gebracht (zu 
allem Brunner S.B.Wien.Ak. XLIV S. 362f.. Andere Male werden 
bei solchen Exemptionen die Symbole nicht erwähnt und die Befreiung 
durch den Herzog einfach durch Urkunde erteilt [F.R.A. XVII (U.B. 
Schotten) S. 10, 1181]. Aber immerhin wird auch so die donatio einer 
solchen Gerichtsbarkeit als Recht des Herzogs bezeichnet [A.Ö.G. VI 
8.312 N.12 (Leopold VI.)]. —- Nimmt man all das zusammen, dann 
erscheint nicht etwa die Grafschaft oder Herrschaft mit ihren Ein- 
künften als ein herzogliches Lehen, wie sich vielmehr alsbald die allodiale 
Natur wenigstens der Herrschaft herausstellen wird; sondern die Ver- 
lehnung geht, wie dies ja den großen Rechtsbüchern entspricht, auf 
die Bannleihe, die hier durch Übertragung eines Schwertes geschieht. 
Die Unterordnung der Grafschaften und Herrschaften unter den Herzog 
ist also noch eine amtsrechtliche. Zu dieser amtsrechtlichen Unter- 
ordnung stimmt es dann, wenn 1189 der Kaiser sagt, daß die Herzöge 
per dominicalia Frisingensis episcopi quondam ab inıperio possederant 
in Austria ... . marchrecht et lantgerichte et burchwerch (M.B. XXXI1 
8.437 N. 229 oder wenn es 1215 (M.B. XXX 1 S. 27 N. 611) heißt: nos 
autem et lantgerichte et markfuter sicut predietum est et si qua alia 
iura, quae in causis predietis ad nostram pertinent donationem, de con- 
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sensu et bona voluntate ducis concessimus (der Kaiser) episcopo. Dieses 
Recht der Bannleihe wird es wohl auch sein, was das Privilegium minus 
dem Herzog zuspricht, wenn man die betreffende Stelle als echt an- 
zusehen hat. Und daraus folgt dann aber auch weiter, daß ohne Zu- 
stimmung des Herzogs keine Exenıption gegeben werden darf, wie das 
aus der letzten Urkunde folgt. 

Nimnit man alles zusammen, so scheint für Grafschaft und Herr- 
schaft (wohl vermerkt: nur für diese) kein vasallitischer Zusammen- 
hang zwischen dem österreichischen Herzog hier und den Grafen und 
freien Herren dort zu bestehen, sondern lediglich eine öffentlich-recht- 
liche Unterordnung, die sich in der Verpflichtung der Grafen und 
Herren, das Landtaiding des Herzogs zu bosuchen, und in der Bann- 
leihe äußert. Exemptionen bedürfen in dem alten Markgebiet, wie schen 
gesagt, der Mitwirkung des Herzogs. Es ist deshalb sehr bedeutsam, 
daß in dem schaumbergischen Gebiet der Hochgerichtsherr ganz ohne 
jede Mitwirkung der österreichischen Herzöge Exemptionen erteilt 
(0.Öst.U.B. III S.326, 1264; 1V S. 59, 1287; dazu Strnadt, Peuer- 
bach S. 301). 

ß) Neben dem Einfluß auf die Gerichtsbarkeit erschien schon im 
bisherigen als ein wesentliches Recht des Markgrafen das marhrecht, 
deutlich eine mit dem Reiteraufgebot zusammenhängende Verpficgs- 
abgabe, also ein hostilitium, was ja auch im Nordgau (Döberl a.a. O. 
S. 67) als spezifisch Markgrafenrecht vorkommt. Auch der Grafschaft 
(Litschau) gegenüber wird (F.R.A. IIl [U.B. Zwetl] S. 113, 1242 mit 
S. 112) das marhrccht geltend gemacht, ebenso wie die Grafschaft 
der herzoglichen Geiichtebarkeit untergeben ist. Daneben steht das 
seltener erwähnte Burgwerk. Fühıt das bereits auf den militärischen 
Oberbefehl des Herzogs, so koninıt dann weiter sein Aufgebotsrecht 
unmittelbar in Betracht; aber es ist eigentümlich, daß in den Angaben 
des Seifried Helbling VI (Ed. Seemüller S. 7—14) nur ein ritterliches 
Aufgebot der altmärkischen Kontingente erwähnt und von Oberöster- 
reich nichts gesagt wird; gehört auch österreichisches Landrecht II $ 45 
(Schwind-Dopsch N.50) hierher ?; wenn nicht und wenn die Stelle 
vielmehr sich auf Gerichtsfolge bezieht, so beweist sie, daß sich für die 
ostmärkische Landherren die Dingpflicht durch die Erhebung der Mark 
zum Herzogtum nicht erweitert hat. So ergibt auch die Heeres- 
organisation, daß Oberösterreich 1156 dem Herzogtum der Babenberger 
nicht unterstellt wurde, oder daB man die Unterstellung eıst all- 
mählich durchführen konnte. 

y) Klar, daß nach dem bisherigen es ein ganz nutzloses, wenn 
auch oft, besonders eingehend von Lanipel, versuchtes Rätselspiel 
ist, was die zwei Fahnen bedeuten, die der österreichische Herzog 1156 
erhält. Altmark und Neumark oder Mark und Oberösterreich, wenn 
letzteres schon übertragen sein sollte, oder herzogliches Recht über die 
unmittelbaren Gebiete und Bannleihe für die Grafschaften oder Heer- 
schaften oder vielleicht die beiden Hoheitsrechte, einmal die Heerfahrt 
also das militärische Kommando mit Marchfutter sowie Burgwerk und 
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dann die Gerichtshaltung — all das oder vielleicht auch noch anderes 
kann gemeint sein. Es fehlt jeder feste Anhalt zur Entscheidung der 
Frage. 

4. Hier ist nun noch der Ort, eine Erscheinung, die vorher bereits 
von einer anderen Seite her schon gestreift wurde, noch genauer zu 
untersuchen, nämlich die Herrschaften der freien Herren. Denn gerade 
diese österreichischen liberi oder nobiles, welche Hochgerichte haben, 
also den Dynasten der älteren Lehre entsprechen, tragen zur Lösung 
eines bisher wenig gesehenen und für die mittelalterliche Verfassungs- 
geschichte sehr wichtigen Problems entscheidend bei, und es mag ge- 
stattet sein, das nötigste hier kurz zu skizzieren. 

1145 verfügt, wie schon gesagt, die Witwe des freien Herrn von 
Persenbeug über die Hochgerichtsbaikeit (nach rspäterem Text die 
comitia) durch Lehensauftragung (S.S. XX S.14, S.41ff.); also war 
die Herrschaft bisher Allod. — 1150 übertragen die beiden Herren von 
Machland eine Reihe von Döıfern und Schlössern in Machland mit den 
Ministerialen, und nur die judicia behalten sie sich vor (O.Öst.U.B. I 
S. 479; dazu Lampel, Jahrbuch IV/V S. 389): sie tun es, quando libere 
possidebant, d. h. weil das Objekt ihr Allod ist. — Das obere Gericht 
der Rosenberg, dieja auch in diesen Zusammenhang gehören, und deren 
Ursprung in dem Wunderbuch Adelbert Stifters, dem herrlichen Witigo, 
das natürlich denı modernen Literaturpöbel unbekannt blieb, so zutreffend 
geschildert ist, war stets ein freies Eigen (Strnadt, A.Ö.G. XCIV S. 163). 
Die Schauniberg verkaufen, verpfänden, vermachen noch 1355 das Land- 
gericht zu Schwans (Strnadt, in A.Ö.G. XCIX S. 271 ff.) wie freies Eigen 
(0.Öst.U.B. VII S. 428). 1367 bezeichnen die gleichen Schaumberg das 
Landgericht: Niederkessla als ihr freies Eigen (O.Öst.U.B. VIII S. 345) 
und verfügen darüber. Vor allem erklärt sich aus dem Allodialrecht der 
Schaumberg auch die eigentümliche Erscheinung, daß in der Zeit, in 
der der Kampf zwischen den Herren (Grafen) von Schaumberg und 
den österreichischen Herzogen um die Landeshoheit spielt, mit einem- 
mal all die fünf schaumbergischen Landgerichte als Lehen der Bam- 
berger Kirche erscheinen; denn es [anders Strnadt, Peuerberg S. 122 
und auch noch zuletzt (1912) A.Ö.G. XCIX S. 197ff.] kann O.Öst.U.B. 

VII S.588 auch mit der jetzigen Interpunktion nur darauf gedeutet 
werden, daß die Landgerichte von Bamberg zu Lehen gehen, wie dann 
das Folgende Passauer Lehen sind. Aber in der Tat hört man fıüher 
nichts, auch nicht mit einem Wort, davon, daß die Schaumberger noch 
mehr von Bamberg zu Lehen gehabt hätten wie Kammeı und Franken- 
berg (O.Öst.U.B. IV 8.108, 1289). Die Lösung ist sehr einfach. So- 
bald in der Mitte des 14. Jahrhunderts die Position der Schaumberger 
kritisch wird, tragen sie ihren ganzen Allodialbesitz zu Lehen an das 
ferne und unschädliche Bamberg auf, während sie vorher seit 1316 sich 
auch als Reichsgrafen ansehen und so beide Male jede Anhängigkeit von 
Österreich leugnen. Darum wird auch von einem judex dominorum de 
Schaumberg gesprochen, vor dem eine Auflassung stattfindet, und der also 
Landrichter ist (O.Öst. U.B. IS. 407, 1240; dazu Stinadt, A.Ö.G. 98 der 
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S. 217). — Die sog. Grafschaften Clamm und Pernekk fallen, wie schn 
früher erwähnt, an die österreichis-hen Herzöge nicht als Lehen, s,ndem 
als bona vacantia. 

So erscheint die öffentliche Gewalt der freien Herren als Allodial- 
recht, und das läßt sich nun sehr weit zurückverfolgen. In der berühmten 
Urkunde König Arnulfs für seinen ministerialis (nach dem da- 
maligen Sprachgebrauch für seinen Vasallen) Heimo, der also im 
alten Sinn ein princeps wiewohl doch kein Graf ist, werden diesem 
für sein Eigentum in pago Grunzwiti, der dem Grafen Art« 
unterstellt ist, die rectitudinis potestas und die Gerichtsgefälle als pr«- 
prietas gegeben. Als einziger Zusammenhang mit der markgräflichn 
Gewalt bleibt die Verpflichtung der Einwohner des Bezirkes des Heim. 
daß sie bei dem ja auch später hervortretenden Burgwerk mitzuarbeiten 
haben, ferner die Verpflichtung von Heimo selber und seinem vicariu-. 
daB sie an dem malıum comitis, also dem Markgrafending, teilnehrnen 
(zuletzt Salzburger U.B. II N. 30, 888, dazu Waitz, V.G. IV: S.657: 
über die persönlichen Verhältnisse: Dümmler, Gesch. d. ostfr. Reich: : 
Ill 486). — 777 aber veräußert der auch sonst (Bitterauf, Freisinger 
Traditionen 74, 776) in Oberösterreich begüterte Machelm (O.Öst.U.B.II 
II S. 1) den .‚prinseipatus‘‘ für einen Bereich, der einen großen Teil des 
späteren Landgerichts Peuerbach und der niederen Kesla ausmacht 
(Strnadt, Peuerbach 8.89; derselbe, A.Ö.G. XCIX 8.65). Es ix 
bezeichnend, daß später in diesem Gebiet sehr viel Freieigen vor- 
kommt (Strnadt, A.Ö.G. S. 66, 77 ff.), geradeso, wie wir schon sahen. 
daß die lengenfeldische Herrschaft oder spätere Grafschaft Weitenezx 
das Freigericht Raxendorf enthält. So kann die Gewalt, die im princi- 
patus des Machelm steckt, nicht auf irgendwelchem privatrechtlichen 
Verhältnis beruhen, was übrigens auch schon der räumliche Umfang de: 
Herrschaft ausschließen würde. Damit gewinnt man also bereits in 
der altbayerischen Zeit eine Territorialgewalt über Freie, die als prin- 
cipatus betrachtet wird und denı Berechtigten als Eigentum zusteht, 
so daß sie von ihm veräußert werden kann. Nun ergeben sich ganz 
deın bisherigen entsprechend, für Bayern vom 10. bis ins 12. Jahr- 
hundert principes, die unter den comites stehen und gerade die Edel- 
herren befassen [Bitterauf, Nr. 1045, 908: coram ... comitibus et ceteris 
principibus (a. E. comes — ceteri vasalli); M.B. VII S. 109, 1161 Herz 2 
Heinrich nennt unter seinen principes nach den comites noch Chuns 
de Megeling, Heinricus de Schowenberg]. Auf der anderen Seite trifh 
man in der gleichen Stellung der proceres et optimates im 10. und 11. Jahr- 
hundert hinter den comites die judices (0.Öst.U.B. II S. 80, 1025). s 
daß sich der bayerische Optimatenlandtag also aus comites und judices 
zusammensetzt; nach der Raffelstätter Zollordnung (leg. III S. 480) 
inquirieren die comites und judices zusamneen die vicarii und die nobile 
über das Zollrecht. So erscheinen die judices noch inımer als principe 
oder vasalli des Königs wie die comites. -- Dazu kommt dann d 
hohe Stellung der judices in der agilolfingischen und karolingischen Zeit; 
sie sind im Gericht durchweg dem comes koordiniert und handela 
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hier eigentlich, so daß der comes manchmal sogar hinter den judex 
tritt (Bitterauf 251, 543); sie gehören, wie die comites, zu den vassi 
dominici (Bitterauf 466), sind also principes. -—- Damit schließt sich 
die Beweiskette: man wird jene principes, die Gerichtsbarkeit über ein 
umfassendes Gebiet zu eigen haben, als judices betrachten müssen. 
Sie haben jedenfalls öfters ihre Gerichtsbarkeit zu eigenem Recht 
wie ein Allod. Von den sculdasii (Bitterauf 244) oder den centenarii 
(Bitterauf 299, 346) sind sie da und dort unterschieden; andere 
Male aber, da, wo in einem Landgericht nur ein centenarius handelt 
(Bitterauf 318b, 398b) und besonders da, wo von einem centenarius 
imperatoris die Rede ist (Bitterauf 197), kann judex und centenarıus 
identisch sein. Es wird eben die Stellung des oft erblichen judex bald 
auf dem höheren Bezirk über der Hundertschaft beruhen, etwa so, wie 
später die comitia Weitenegg das Freigericht Raxendorf mit seinen 
freigewählten Richter unter sich befaßt (Strnadt, A.Ö.G. XCIX S. 92), 
bald auf die Hunderts:haft begründet sein. -— Diese principes ent- 
sprechen in den ältesten Salzburger Urkunden den illustres, die dort 
von den comites verschieden sein können, aber höher als die nobiles 
(= mediocres = potestativi) stehen; diese letzteren aber erheben sich 
ihrerseits iiber die gewöhnlichen Freien, die wiederholt unter dem ge- 
meinniittelalterlichen Titel liberti (= Gemeinfreie) bis in das spätere 
Mittelalter vorkommen.!) —- 


Das Urbild solcher bayerischer Hochgerichtsherren, die ihre Ge- 
walt nicht verliehen erhielten, sondern zu eigen haben, scheint mir in 


!) Ich halte soweit gegen Heck, Beiträge I, S. 8l1ff. Gutmann, Die 
soziale Gliederung der Bayern, S. 1ff.. Bitterauf I S. LXXVIII an dem 
Grundgedanken meiner d. u. fr. V.G. I S. 413 ff. fest. Falsch war hier nur — 
und ist bereits im Uradel (diese Zeitschrift XXXII, S. 99) verbessert — daß 
die postestativi oder mediocres von den nobiles unterschieden und die nobiles 
mit den primi gleichgesetzt wurden. Vielmehr sind nobiles, potestativi, meldi- 
ocres dasselbe, freilich alle nur Inhaber der hova, also des doppelten 
mansus, der doppelten Hube und so bloß große Bauern, nicht entfernt 
Ritter. Über ihnen stehen die illustres (z. B Salzburger Urkundenbuch I, 
S. 42 [II Anhang S. 18] $ 44, $ 45) unter denen wieder der Oberösterreicher 
Machel(m) erscheint, der dlann mit dem gleichzeitigen Machelm der Urkunde 
von 777 identisch sein muß, da ja (Bitterauf 74) letzterer Machelm auch 
mit dem Salzburger Bischof in Verbindung steht. Den nobiles (potesta- 
tivi, mediocres) steht der liber (I, S.43 [= II Anhang $. 18] $ 48) gegen- 
über, der gebunden durch das Recht des adeligen Geschlechtsführers zu- 
nächst selten persönlich als der unmittelbar Vergabende aufgetreten sein 
wird und deshalb in den ältesten Traditionen kaum erscheint. Später dagegen 
wird in der gleichen Stellung öfters der libertus genannt (z. B. Salzburger 
VB. 1, S.193 Nr.8 S. 220 N.19, S.264 N. 22, 8.270 N.3ö, S. 279 N. 54) 
gelegentlich deutlich (S. 222, Nr. 24, 25) vom servus und parscalcus unter- 
schieden. Noch bei dem Steiermärkischen Johann. Victring. (ed Schneider) 
IS. 251 Z. 27, S. 291 Z. 3 mit S. 251 Z. 27 ist libertus der gemeinfreie Bauer, 
der aber Abgaben zu leisten hat (die Vorlage des Joh. Victr., nämlich die 
Reimchronik des Ottokar von Steier v. 19998 [M.G. Deutsche Chr. V. 
S. 265] hat dafür einfach „‚gebiurischez geslehite‘‘.); es entspricht das dem all- 
gemeinen mittelalterlichen Sprachgebrauch, der unter libertus (friling) den 
Steuerpflichtigen und durchaus nicht notwendig den Freigelassenen versteht 
(die Belege, die leicht zu vermehren sind, in meiner d.u,. fr. V.G. IS. 41). 
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der Tradition vom Welfen Eticho zu stecken, der jede vassallitische 
Bindung verschmäht (hist. Welf. Weing. ec. 4 und dazu Gengler, Bei- 
träge zur Rechtsgeschichte Bayerns I S. 124f.), 


Das Bisherige hat für Bayeın, wie übrigens genau so für die anderen 
deutschen Gebiete, erbliche Hochgeiichtsherrschaften ergeben, die teils 
an Hundertschaften, teils aber auch an den höheren Verband, also die 
taciteische civitas, anknüpfen und ganz und gar dem norwegischen 
und schwedischen fylkiskonungr und heradskonungr (hersir) ent- 
sprechen. Ich habe das schon früh (D.u.fr.V.G. 1 S. 451) ausgeführt, 
später (Hundertschaft und Zehntschaft nach niederdeutschen Rechten 
S. 106 N. 29, S. 130 N.7) weiter begründet und vermöchte jetzt aus dem 
Fränkischen noch weitere Belege beizubringen (vgl. z. B. die Stellung 
der Herren von Waldeck: Ficker, Vom Reichsfürstenstand II X.3 
S.432). Vor allem ist Victor Ernst, Mittelfreie S. 13 ff., jetzt auch die 
Entstehung des deutschen Giundeigentums S. 16 ff. der Auffassung für 
ddas Schwäbische beigetreten. — So sind eben in Bayeın wie anderwärts 
die freien Herren die schon vorfränkischen und durch Aufnahme unter 
die königlichen vassalli als principes oder königliche Barone eingegliederten 
Kleinfürsten, die durch zufällige lose Bildungen die erbliche Gewalt 
in einer civitas oder in einer Hundertschaft erworben haben und im 
Osten gerade während der führerlosen Zeit der Ungarninvasionen be- 
sonders leicht festgehalten haben mögen. Sie stehen sicherer als die 
Grafen, die ja nur als Beamte des Großkönigs neben diese judices ein- 
geschoben sind und auch noch später das Amt nur als ein beschränkt 
vererbliches Lehen besitzen. Man begreift jetzt wohl, warum überall 
bis in das 12. und 13. und 14. Jahrhundert solche freiherrliche Familien 
sich gar nicht so sehr zur Grafschaft drängen und, wenn sie nebenber 
eine Grafschaft erwerben, sich doch nur lieber als freie Herren bezeich- 
nen; im Kysalhartus comes et judex von Bitterauf 397c, während 
sonst auch nachher nur von judex die Rede ist, mag dieser Zug sich 
bis auf die karolingische Zeit zurückführen lassen. Im späteren Mittel- 
alter, wo man über die Lehensform nicht mehr hinauskommt, machen 
sich dann diese freien Herren durch Lehensauftragung ihrer allodialen 
Hochgerichte von einem unschädlichen Lehensherren abhängig. wie be- 
sonders vom Kaiser oder im Falle der Herren von Schaumpberg von der 
Bamberger Kirche, und nun nehmen auclı sie den Titel comes an. 


Diese erblichen judices (principes) gehören natürlich zu den prin, 
also den fünf (sechs) herrschenden Familien der lex Baiuvaiorun. Sie 
gehören also zu jenen großen Geschlechtern, die zusammen ein Familien- 
gut haben, das man sich ähnlich vorstellen kann, wie das von V. Ernst, 
Entstehung des deutschen Grundeigentums $. 16 ff. für Schwaben nach- 
gewiesene Gut der Hochadeligen. So findet sich ja ein Gemeinbesitz 
der Huosier (Bitterauf 142. 791; 703. 849) und der Vagana (Bitterauf 
5. 750) und dazu paßt es dann, wenn noch lange nachher eine Zahl herr- 
schender Grafen- und Herrengeschlechter ein gemeinsames Handgenal 
haben (so der Falkensteiner und Dachauer Fall: Gengler, Beiträge 
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S. 137fi., 8.178; ich, diese Zeitschr. XXXII 8.113fl.) und unter- 
einander verwandt sind. — Aber gerade aus dem allem läßt sich noch 
eine ältere Stufe erschließen, die vor der eingetretenen Erblichkeit des 
Richteramtes liegt. Denn wenn die fünf bis sechs großen Faniilien die 
Richter stellen, so verträgt sich das ursprünglich nicht mit einer be- 
sonderen und andauernden Verbindung des einzelnen judex und des 
einzelnen Hochgerichts. Vielmehr müssen die großen Verbände der 
primi ursprünglich die Kandidaten für eine Vielzahl von Gerichten 
gestellt haben, aus denen, ganz entsprechend der Schilderung des Taci- 
tus, das obere conciliun — vielleicht ursprünglich der Verband, in dem 
das einzelne regierende Geschlecht herrscht — für die einzelnen Ge- 
richte den Richter gewählt hat. Zu dıeser Struktur und Funktion der 
großen Verbände, samt der Familie der primi an der Spitze, paßt es 
dann vollkommen, daß zu Ende des 2. Jahrhunderts p. Chr. bei den 
Norddonaugermanen die großen Verbände weithin noch als Sippen- 
verbände gefaßt werden: Dio Cassius 71. 11. 3 od ur xara y&rn, ol de 
xara Edvn dnosoßevoavıo; nach dem Zusanımenhang geht das erste 
eher gerade auf die Markomannen, also die Vorfahren der Bayern. 


ll. 

Nuntehr ist das Maß gewonnen, mit dem man die Leistung Sto- 
wassers prüfen kann. Hier muß aber scharf zwischen dem unterschieden 
werden, was in der Darstellung auf das spätere Mittelalter geht, und 
den Bemerkungen, welche die ältere Verfassungsgeschichte betreffen. 

1. Die letzteren scheinen mir die einzelnen Probleme eigentlich 
in kaum einer Beziehung gefördert zu haben und jeder Zurückführung 
auf die Grundformen ausgewichen zu sein. In einer so schwierigen Frage 
wie der rechtlichen Behandlung Oberösterreichs nach 1156 übernimnit 
er (Land und He:zog S. 20) einfach die Strnadt’sche Theorie, die jetzt 
doch sicher nicht mehr als die unbedingt herrschende angesehen werden 
darf. Gewiß hat er dann den Versuch gemacht (diese Zeitschr. XLIV 
S.153ff., auch Land und Herzog S. 19ff.), die drei comitatus des Otto 
von Freising mit den niederösterreichischen Grafschaften zusammen- 
zubringen, ein Versuch, der ja nicht ferne liegt, und der im vorausgehenden 
breiter auseinandergelegt wurde; dabei ist die Deutung von Uhlirz 
aufgenommen worden, daß ‚‚tres comitatus‘‘ ein Name sein wird, also 
die „bekannten drei Grafschaften‘‘ gemeint sind, was in der Sache nach 
meiner Meinung eigentlich nicht viel weiter bringt. Aber die Unter- 
suchung, die nun notwendig wäre, um den Bestand der österreichischen 
Grafschaften zu ermitteln, und die natürlich noch weit über das hinaus- 
gehen müßte, was oben versucht wurde — die namentlich auch die volle 
Ausnützung der O:tskunde erforderte, etwa nach dem Muster des trotz 

mancher Einzelirrtümer unübertrefflichen Strnadt und auch nach dem 
Beispiel von Lampel sowie dem, was anderwärts Hammerstein und 
Engelke und für das Alemannische vor allem jetzt Victor Ernst ge- 
leistet hat —, diese Untersuchung ist nicht nur unterblieben, sondern 
man kann gelegentlich unmittelbar erkennen, daß der Verfasser die 
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entscheidenden Punkte nicht sieht So operiert er mit dem Geschlecht 
der Grafen von Plain, wiewobl Wittes Forschungen gezeigt haben, 
daß sie lediglich an die Stelle der Grafen von Burghausen und Schala 
eingerückt sind; ebensowenig ist das Eintreten der Burghausen und 
Schala selber untersucht. Dann spricht Stowasser eigentlich mit 
keinem Wort (die Nennung in Land und Herzog S.21 gehört nicht 
hierher) von dam anderen großen Geschlecht der Grafen von Peugen 
und ihren Beziehungen zu den Hohenegg und Hohenburg; die Art wie 
(Land und Herzog 8.79, 70Off.) die Grafschaft Litschau erwähnt wird, 
zeigt, daß sich der Verfasser über deren Verhältnisse nicht klar wird. 
Stowasser hätte (Land und Herzog S. 35) die ‚vollständige historische 
Geographie Altösterreichs‘‘ nicht so ıasch ablehnen sollen; vielleicht 
würde für sn etwas der eine oder andere das Verzeichnis in Land und 
Herzog 8, 101 ff. gern hingeben. 

Beicht schon so weit die Erörterung, die nur durch vollkou:men 
ausgeführte Genealogien überzeugen könnte, nicht aus, so ist es vollends 
falsch, wenn solche Formen wie die „Grafen von Peınekk, Raabs, Schaum- 
berg‘, die ja ursprünglich nur nobiles sind und erst nachträglich zu 
Grafen werden, unter den Grafengeschlechtern aufgezählt werden, mit 
denen nıan die tres comitatus erklären könnte (S. 24). DaB sie ursprüng- 
lich keine Grafen waren und ihnen auch nicht (anders Stowasser, Land 
und Herzog 8.76) gleichstehen, macht gerade ihr Wesen aus. 

Auch die Zugehörigkeit der Grafen und Freiherren zu den herzog- 
lichen Hoftagen hat Stowasser nicht genauer zu schildern vermocht. 
Daß im Landrecht 1855 (Schwind-Dopsch n. 34) die „‚Hausgenossen“ 
gerade nur die Grafen und freien Herıen sein sollen (Land und Herzog 
S.29f.), ist sicher nicht bewiesen; es wird sich dabei um alle Hofleute 
handeln, wie ja in Österreich und der Steiermark die wenigen Grafen 
und freien Herren schon früh mit den Dienstleuten zu einer Klasse zu- 
sammengewachsen sind. 

Vielleicht hätte ein genauerer Vergleich des österreichischen Her- 
zogtums mit dem bayerischen, den man ja eigentlich nach dem Titel 
dies Buchs erwarten sollte, die eine oder andere Einzelheit ergeben haben- 
Das späte bayerische Herzogsrecht freilich (Freyberg, Sammlung v 
S.154 = M.B. XXXVI S. 159ff.), dessen Bedeutung Stowasser (Land, 
und Herzog S.12), Döberl folgend, anscheinend überschätzt, müßte 
dabei freilich vorsichtig verwendet werden. 

Ebensowenig ist genau erörtert, ob und für welche Landschaften 
der österreichische Herzog die Bannleihe übt, wieweit sein Heerbann 
und das damit verbundene Recht auf Pferdefutter reicht. 

2. Dagegen ist das, was Stowasser über das Schicksal der be- 
sonderen Hochgerichtsheirschaften des späteren Österreich sowohl iM 
seinen Abhandlungen wie in seinem Buch bringt, gewiß von erheblichen! 
Wert. Das Ergebnis, das nıan wohl noch mit weiteren Belegen (7. B. 
Öst.U.B. V 8.291 N. 304, 1321 für die Grafschaft Peilstein) vermehren 
könnte, ist, da dißese Hochgerichtsheirschaften nicht durch die EinYe!- 
leibung in Österreich als bescndere Verbände verschwinden, sondern 
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noch immer vom Herzog weiter verliehen und namentlich weiter ver- 
pfändet werden. Vielleicht hätte dabei die belangreiche Eischeinung 
genauer verfolgt werden dürfen, daß solche Verpfändung von Land- 
gerichten an österreichische und steierische Ministerialen sehr fıüh er- 
folgen und später an die vom Westen herübergekommenen habsburgi- 
schen Ministerialen oder Vasallen weiter fortgesetzt weıden. Man denke 
etwa an die Stahremberger, die von den Herren von Schaumberg ein 
Landgericht übertragen erhalten haben (Strnadt, Peuerbach S. 201 ff.), 
an die Kuenringer, die irgendwie mit den freien Herren von Chuofaın 
schon im 12. Jahrhundert verschwägert sind [F.R.A. 1II (U.B. Zwetl) 
S.51], so daß die erste Errichtung von Zwetl durch die Chuofarn und 
die zweite durch Hademar von Künring kaun mehr auseinanderzulegen 
ist, und die wohl durch den Chuofaın, dann aber auch durch die Herren 
von Pernekk (F.R.A. III S. 55, 160) und die Sleunz (ebenda S. 64, 8?) 
Hochgerichtsbaikeit eıworben haben, so daß sie später im Manhaıts- 
viertel und in der Wachau herrschen. Damit treten dann diese Mini- 
sterialen in dieselbe Machtstellung ein, die bisher die Freiherren ein- 
nehmen, heiraten in die hochadeligen Familien ein, die steierischen 
Stahrenberg z. B. in die Familie der Dynasten von Haunsberg (Strnadt, 
A.Ö.G. XCIX S. 60), die Kuenring, wie gesagt, in die Familie der Chuo- 
farn; später aber erscheinen die Kuenring unmittelbar als Verwandte 
der Babenberger (F.R.A. III S.30ff.). Daß in der österreichischen 
und steierischen Maık die Ministerialen auch die Beisitzer im maık- 
gräflichen Geiicht sind, braucht dagegen nicht mit diesem, vermutlich 
durch die militärischen Verhältnisse an der Ungaıngren..e begründeten 
besonders fiühem und starkem Aufsteigen der Ministerialen zusamnıen- 
zuhängen, sondeın entepricht dem, was der Sachsenspiegel III 65 $ 1 
als die Besonderheit des markgräflichen Gerichts überhaupt hinstellt 
(anders zu Unrecht Brunner in S.B.Wien.Ak. XLVII S.324ff.). —- 
Dagegen wird das Eindringen der Ministerialen in die Position der freien 
Herren mit der richtigen Bemerkung des Freiherrn von Dungern zu- 
sammentreffen, daß die in den Herrenstand eindringenden Ministerial- 
familien zum Hochadel des späteren Mittelalters gerechnet wuıden. 
Vor allem ist Stowassers Schilderung des Kampfes, dden Herzog 
Rudolf 1V. mit den nunmehrigen Grafen von Schaumberg führte, wert- 
voll. Namentlich kommt hier das in der ersten Abhandlung (diese Zeit- 
schr. XLIV S. 114ff.) Gesagte in Betracht; aber auch das Buch hat 
da und dort noch manches schärfer unterstrichen. Was hier Stowasser 
bietet, geht doch erheblich über das von Berchtold, Die Landeshoheit in 
Österreich $. 143 ff. Geleistete hinaus und beleuchtet schaıf das Haupt- 
ziel, das der Wiener Hof mit der Fälschung des privilegium maius im 
Auge hat. So darf der Referent die vielleicht überlang gewordene Be- 
sprechung mit dem Wunsch schließen, daß der Verfasser seine schätz.- 
bare Kraft zu einer ausführlichen und genauen Schilderung der Mark- und 
Herzogsverfassung, wie noch dringend zu wünschen ist, verwenden möge. 


Würzburg. Ernst Mayer. 
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Georg Eduard Müller, Arbeiten zur siebenbürgisch-deut- 
schen Rechtsgeschichte. 


1. 


10. 


Die Entstehung der Stühle, des Königs- und des Stuhl- 
richteramtes in der Hermannstädter Provinz oder den 
sog. Sieben Stühlen. SA. aus Korrespondenzblatt de: 
Vereins für siebenbürgische Landeskunde Jg. 29, 19% 
8. 49—63. 


. Die Grafen des Mediascher Provinzialverbandes oder 


der sog. Zwei Stühle. SA. aus Archiv des Vereins für 
siebenbürgische Landeskunde Bd. 34, 1907 S. 71—85. 


. Die Entwicklung der siebenbürgischen Gesetzgebung-- 


formen in den Jahren 1690-1703. SA. aus Korr.-Bl. 
Jg. 30, 1907 8. 4956 


. Wann sind Mediasch, Furkeschdorf und Tobsdorf 


kolonisiert worden? SA. aus Korr.-Bl. Jg. 32, 1903 
S. 49—59. 


. Die ursprüngliche Rechtslage der Rumänen im Sieben- 


bürger Sachsenlande. Archiv Bd. 38, 1912 S. 85—311. 
Auch gesondert als H. 1 der Beiträge zur Verfassungs- 
und Verwaltungsgeschichte der Deutschen in Ungarn, 
hrsg. von Georg Müller, Hermannstadt, i.K. bei 
Franz Michaelis, 1912, 234 und LVIS. 5° (vergriffen). 


. Die vier Komestannen. SA. aus Siebenbürgisch-Deut- 


sches Tageblatt vom 4. und 5. Mai 1914. 


. Verfassungs- und Rechtsgeschichte. Fragen aus der 


siebenbürgischen Verfassungs- und Rechtsgeschichte 
und deren Beantwortung seit 1890. BA. aus Korr.-Bl 
Jg. 43/44, 1919/20 8. 1—38. 


. Über die Entstehungszeit der madjarischen Siedlungen 


im Sachsenlande. SA. aus Ostland Jg. 1920, Oktober- 
heft, 


. Der Name „Siebenbürgen“ und das Sachsenland. SA. 


aus Korr.-Bl. Jg. 45, 1922 8. 1—11. 

Die Verlegung des siebenbürgisch-sächsischen Bischofs- 
sitzes von Hermannstadt nach Birthälm. SA. aus Bei- 
träge zur Geschichte der ev. Kirche A. B. in Sieben- 
bürgen. Festschrift Bischof D. Friedrich Teutsch zum 
70. Geburtstag dargebracht. Hermannstadt 192? 
8. 59 —72. 
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11. Siebenbürgens Stühle, Distrikte und Komitate vor 
dem Jahre 1848 bzw. in den Jahren 1861—76. Histo- 
rische Karte, nach den Jurisdiktionsgrenzen bearbeitet 
1914. Neuauflage 1922, 4 Blätter 1: 300,000, Hermann- 


stadt, Verlag des Vereins für siebenbürgische Landes- 
kunde. | 

12. Die Türkenherrschaft in Siebenbürgen. Verfassungs- 
rechtliches Verhältnis Siebenbürgens zur Pforte 1541 
bis 1688. Südosteuropäisches Forschungsinstitut. Sek- 
tion Hermannstadt, Deutsche Abteilung H. 2, 1922, 
148 8. 8°. 
13. Die sächsische Nationalbuchhaltung oder das Komitial- 
revisorat. SA. aus Archiv Bd. 42, 1924 8. 38—74. 
14. Die Girafen des Kronstädter Distriktes bzw. des Kron- 
städter Provinzialverbandes. SA. aus Archiv Bd. 42, 
1925 S. 307—380. 

15. Die Ursachen der Vertreibung der Deutschen Ordens 
aus dem Burzenlande und Kumanien 1225. SA. aus 
Korr.-Bl. Jg. 48, 1925 8. 41—68. 


In diesem Jahre ist der Verein für siebenbürgische Landeskunde, 
der alljährlich ein Archiv und ein Korrespondenzblatt herausgibt, mit 
der Zeitschrift für Rechtsgeschichte in Publikationsaustausch getreten. 
Schon wiederholt hatte unsere Zeitschrift Gelegenheit, auf die ertrag- 
reiche Forschungsarbeit hinzuweisen, die einzelne Gelehrte aus dem 
zähen und kernigen Bruderstamm der Siebenbürger Sachsen nicht nur 
für die kanonistische, auch für die germanistische Rechtsgeschichte 
leisten.!) Nunmehr setzen uns die zahlreichen, in obiger Liste ent- 
haltenen Publikationen Georg Eduard Müllers instand, einen ein- 
gehenden Bericht über den gegenwärtigen Forschungsstand der sieben- 
bürgisch-sächsischen Rechtsgeschichte im Mittelalter zu bringen. Sind 
doch die meisten wichtigeren rechtsgeschichtlichen Fragen, die das 
siebenbürgische Deutschtum des Mittelalters betreffen, in jenen Ab- 
handlungen mehr oder weniger eingehend erörtert, manche gelöst oder 
der Klärung gegen früher nähergebracht. Der Verfasser ist Direktor des 
Archivs der Stadt Hermannstadt und der sächsischen Nation?), philos. 
Eihrendoktor der Universität Rostock und fraglos neben Bischof D. Fried- 
rich Teutsch der gründlichste Kenner der Geschichte seines Stammes. 
Diese enthält zudem, namentlich in den ersten Jahrhunderten, so inter- 


1) Bd. 34, 1913, Germ. Abt. $. 649 ff.; 43, 1922, Kan. Abt. 12 S. 534ff.; 
44, 1924, Kan. Abt. 13 S. 601 ff. 

2) Führer durch dasselbe von Franz Zimmermann, 2. A. Hermann- 
stadt 1901. 


Zeitschrift für Rechtegschichte. XLVI Germ. Abt. 30 
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essante Parallelen zur heimischen, vor allem ostdeutschen Recbts- 
geschich«e, daß eine nicht ganz oberflächliche zusammenfassende Be- 
sprechung wohl berechtigt erscheint, bei der sich der Referent auch auf 
eigene Studien im Hermannstädter Archiv, die er als Verwundeter im 
Herbst 1916 unternahm, berufen darf. 

Die Einwanderung der Deutschen in Siebenbürgen!) hat in größe- 
rem Umfange zuerst in der Regierungszeit König Geisas LI. von Ungam 
(1141—1161) atattgefunden. Zweifellos hat auch in den Jahrzehnten 
nachher und dann wieder in verstärktem Maß unter König Bela IV. 
nach dem Mongolensturm seit der Mitte des 13. Jahrhunderts die Ein- 
wanderung fortgedauert. Die Einwanderer, ihrer Herkunft nach in der 
Hauptsache jedenfalls Franken von Nieder-Rhein und Mosel, vielfach 
‚„Flandrenses‘“ genannt, wurden von den Arpadenkönigen planmäßig und 
dorfweise auf ‚„‚Desertumsgebiet‘‘, den den Grenzburggebieten Hatzeg, 
Rotenturm, Törzburg und Rodna vorgelegten künstlichen Wüstungen, 
über die der König frei verfügen konnte (daher „Königsboden‘‘), an- 
gesiedelt. Dieser, den deutschen Ansiediern zugewiesene Königsboden 
— den Gegensatz bildet der dem magyarischen Adel gehörige, unter die 
Komitatseinteilung fallende „Konmitateboden‘‘ — ist der spätere „„Sachsen- 
boden“, die territorisle Grundlage der „Sächsischen Nation“ Sieben- 
bürgens, die sich im Laufe des Mas. zu einer politischen Einheit zu- 
sammenschloß. Im ständischen Staat Siebenbürgen waren Sachsen, AJel 
und Sekler die drei mit eigenem Territorium ausgestatteten „Natio 
nen“, die Landstandschaft auf dem siebenbürgischen Landtag besaßen.’} 
Die Rumänen kamen immer nur als Untertanen der Stände in Betracht.?) 
Die politische Einheit der sächsischen Nation, in Gestalt der mit weit- 
gehender Autonomie und Selbstverwaltung ausgestatteten „Nations 
universität‘‘, eine aus den Verbältnissen des Landes sich erklärender Folge- 
erscheinung des ständischen Gedankens, die jedoch etwa im Hl. Röm. 
Reich und in Mecklenburg bis 1918 gewisse Parallelen hat, bestand mit 
zwei kurzen Unterbrechungen bis zum Jahre 1867, die kominunale Eın- 
heit sogar bis 1876, wo der Sachsenboden endgültig zertrümmert und 
die Komitatsverwaltung auf das Sachsenland ausgedehnt wurde. 

Der Sachsenboden bestand aus vier geographisch getrennten (Gre- 
bieten*): der Hermannstädter Provinz mit der Grafschaft Hermann- 


1) Die Herleitung des seit dem 13. Jh. bezeugten Namens S. (= terrı 
septem castrorum) von den Sieben Stühlen der Hermannstädter Provinz 
(s. u.) wird von Müller (Nr. 9) mit guten Gründen bestritten, von A. Schul- 
lerus (ebd. 8. 11ff.) sprachlich für möglich erachtet. 

2) Mit den späteren Verfassungsverhältnissen Siebenbürgens und der 
sächsischen Nationsuniversität befassen sich die unter Nr. 3, 12 und 13 gensun- 
ten Arbeiten. Auf sie, die keine unmittelbaren Beziehungen mehr zur ger- 
manistischen Rechtswissenschaft haben, sowie auf den Aufsatz Nr. 10, der 
den evang. Bischofssitz der siebenbürgisch-sächsischen Landeskirche zum 
Giegenstand hat, kann an dieser Stelle nicht näher eingegangen werden. 

3) Müller Nr. 5 S. 92£. 

*) Vgl. die unter Nr. 11 genannte historische Karte. Der Sachsenbodea 
ist durch blaue Farbe herausgehoben. Ferner Müller Nr. 5 S. 94f. 
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stadt und den sieben Stühlen Broos, Mühlbach, Reußmarkt, Leschkirch. 
Schenk, Schäßburg und Reps, dem Gebiet der zwei Stühle Mediasch 
und Schelk, dem Bistritzer Distrikt oder Nösner Land im Norden Sieben- 
bürgens, der vielleicht ältesten, noch aus vorgeisanischer Zeit stammenden 
Siedkungsgruppe, und dem Kronstädter Distrikt oder Burzenland in der 
Südostecke, dem ehemaligen Deutschordensgebiet. Außerdem liegen 
aber zahlreiche grundherrliche Sachsengemeinden (etwa ein Drittel aller) 
und eine ehedem deutsche Stadt wie Klausenburg auf Komitatsboden. 
Über die älteren Rechtsverhältnisse dieser Gebiete unterrichtet uns die 
Mehrzahl der obengenannten Abhandlungen Georg Müllers in einer 
wenn auch nicht vollständigen und nicht ganz leicht übersichtlichen, 
so doch außerordentlich gründlichen und zuverlässigen Weise. Im übrigen 
sei ganz allgemein auf die große Sachsengeschichte von Georg David 
und Friedrich Teutsch!) verwiesen. 


I. Die ältesten Siedlungsverbände. 


Die Ansiedlung der Sachsen durch die Könige erfolgte dorfweise, 
und zwar so, daß der König die Gemarkungs-(‚Hattert-‘‘) Grenzen 
der einzelnen Gemeinden festlegte und so das den Sachsen gehörige 
Gebiet gegen den Komitatsboden abgıenzte.?2) Die von der eingesessenen 
Bevölkerung in Recht und Kultur durchaus verschiedenen Kolonisten- 
siedkungen wurden nicht nur als Gemeinden, sondern auch als öffent- 
liche Verwaltungs- und Gerichtsbezirke ausgesondert, in denen deutsches 
Recht galt, ein Vorgang, der sich bei der deutschen Kolonisation im 
Osten allenthalben wiederholt. In der Regel wurde eine Gruppe von 
Dörfern zu einer rechtlichen Einheit zusanımengefaßt und als solche 
privilegiert. So werden i. J. 1206 die primi hospites regni de tribus 
villis Karako, Chrapundorf et Rams von der Gerichtsbarkeit und Ver- 
waltungstätigkeit des Woiwodın eximiert; 1238 besitzen erstere beiden 
im selbstgewählten villicus einen eigenen Richter, der sie nach sächsi- 
schem Recht richtet, und für 1236 ist das gleiche Recht für Dees nach 
dem Vorbild der deutschen Gemeinden Zoloch und Zethmar bezeugt; 
1248 erscheinen die Gemeinden Winz und Burgberg als Einheit.?) Weitere 
rechtlich gesonderte Ansiedlungsgruppen sind urkundlich aus dem An- 


1) Geschichte der Siebenbürger Sachsen I*, Hermannstadt 1925 (bis 
1699), IL 1907, III 1910 (bis 1888. Zusammenfassend Fr. Teutsch, Die 
Siebenbürger Sachsen in Vergangenheit und Gegenwart, Leipzig 1916. Vgl. 
auch Schuler von Libloy, Siebenbürgische Rechtsgeschichte, 3 Bde, 
Hermannstadt 1867/68; R. F. Kaindl, Geschichte der Deutschen in den 
Karpathenländern, Bd. 2, Gotha 1907. 

2) Vgl. zum folg. Müller, Nr. 1, 2, 4, 5 und 7, und dieälteren Arbeiten 
von Friedrich Teutsch: Johann Latinus, Hermannstadt 1893; Die Art 
der Ansiedlung der Sieb. Sachsen (Beitr. z. Siedlungs- und Volkskunde der 
Sieb, S. hrsg. v. Kirchhoff), Stuttgart 1895; Zur Geschichte des Repser 
Stuhls, Archiv 13 S. 155ff.; Beitr. z. alten Gesch.d. Schenker Stuhla, Archiv 17 
8. 162f., 415ff. 

%) Urkundenbuch zur Geschichte der Deutschen in Siebenbürgen (zit. 
UB.) 1(1892) S. 9£., 43, 66ff. 77. Auch Kötzschke, Quellen zur Geschichte 
der ostdeutschen Kolonisation, Leipzig 1912 S. 57f. (1206).. 
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dreanischen Freibrief von 12241) nachzuweisen, der zahlreiche, bisher 
bestehende sächsische Gerichts- und Verwaltungsbezirke (comitatus) zu 
einer Einheit zusammenfaßt (s. u. II). Ausdrücklich genannt werden 
die Hermannstädter Grafschaft (comitatusCibiniensis), die terra Sebus, 
wahrscheinlich der spätere Mühlbacher Stuhl, und das Gebiet. von Varas, 
der spätere Brooser Stuhl. Man wird nicht fehlgehen, wenn man mit 
Müller diese Gebiete als einzeln privilegierte Siedlungsverbände 
mit eximierten Gerichtsbezirken deutschen Rechtes und be- 
sonders festgelegten Pflichten gegen die Krone auffaßt und auch die 
Entstehung der im Andreanum nicht ausdrücklich genannten Stühle auf 
derartige Siedlungsverbände zurückführt. Ähnlich dürfte es in den 
späteren Zwei Stühlen gelegen haben, und auch die 1264 als uralte Sied- 
lungen genannten Bistritz, Rodna, Senndorf und Baierdorf im Norden 
werden aufeinen oder mehrereprivilegierteVerbände zurück zuführen sein.) 
Hieraus, wie aus der seit dem 14. Jahrhundert allgemein üblichen Be 
zeichnung der sächsischen Gebiete als „Stühle“ (= Gerichtsstüble) 
ergibt sich mit Sicherheit, daß diese Verbände nicht auf Markgenossen- 
schaften®), sondorn auf Gerichtsverbände mit Hochgerichtsbarkeit, eben 
auf die Konitate des Andreanunis zurückgehen, die i. J. 1224 neu orga- 
nisiert wurden. Das hindert nicht, daß man seit ältester Zeit Siedlung*- 
verbände wie Einzelgemeinden im Besitz vom König zugewiesene! 
gemeiner Marken findet, die später Eigentum des Stuhls, einer Gemeinde- 
gruppe innerhalb des Stuhls oder einzelner Gemeinden sind. Auch die 
gesamte Hermannstädter Provinz hatte eine gemeine Mark, seit i. J. 1224 
die Sachsen vom König den sog. Blachen- und Bissener-Wald zu fieier 
Benutzung zugewiesen erhielten, eine ausgedehnte Waldmark südlich 
in Gebirge.*) Diese Gemeinden besaßen ausgedehnte Autonomie und 
Selbstverwaltung; die niedere Gerichtsbarkeit übte ein gewählter Volk®- 
beamter, villicus oder iudex, nach sächsischem Recht allein aus, die 
Gerichtsbarkeit über causae maiores ein vom König ernannter Graf, 
meist magyarischer Adliger, in Gemeinschaft mit dem Volksrichter.’) 
Der Charakter dieser Siedlungsverbände kann kein ein- 
heitlicher gewesen sein: Neben rein ländlichen Bezirken, in denen meh- 
rere Gemeinden gleichberechtigt nebeneinander genannt werden (zuerst 
1206 Krako, Krapundorf und Rumes), werden zahlreiche Gebiete, die 
eine Anzahl Gemeinden unıfassen, nach einer Vorortg>meinde genannt. 
so der comitatus Cybiniensis nach Hermannstadt (Cybinium, mag- 


ı) UB. IS. 34f.; Kötzschke, Quellen, S. 118 ff. 

”) Müller Nr. 2 S. 6ff., bes. S.7 Anm. 4. Die rechtlichen Verhältnise 
des Bistritzer Distriktes entbehren völlig einer neueren Darstellung, doch sind 
die älteren, für ihre Zeit ausgezeichneten Arbeiten von Wittstock [Einis® 
Bemerkungen über die ursprüngliche Verfassung der norddeutschen Anslel" 
lung, Archiv 5 8. 255 ff, und Nösener Zustände unter Wladislaw II. und Lud 
wig II. (1490— 1526), Archiv 4, Abt. 3 S. 1ff.] noch heute gut brauchbar. 

®) So früher Fr. Teutsch, insbes. Archiv 13 S. 164. 

*) Müller Nr. 5 S. 294 ff. 

8) Vgl. UB.TS.9, 65ff., 147, 198, 438, 444, 447. 
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Sieben, rum. Zibiu), die terra Sebus nach Mühlbach (Szasz-Sebes) und 
das Gebiet von Varas nach Broos (Szasz-Varos). Hierzu kommt viel- 
leicht schon in vorandreanischer Zeit der Schäßburger Komitat und das 
Gebiet der Städte Bistritz und Rodna. Es sind diejenigen Stühle (Di- 
strikte), die später eine Stadt zum Mittelpunkt haben. Müller nennt 
sie daher ..Städtekomitate‘, als Gegensatz zu den rein ländlichen 
Verbänden. ‚Die ländlichen Stühle Reußmarkt, Leschkirch, Schenk 
und Reps dürften in vorandreanischer Zeit gleich Rumes, Krako und 
Kırapundorf als privilegierte Gemeindeverbände verwaltet und erst durch 
die Neuorganisation i. J. 1224 nach dem Muster der Städtekomitate 
bzw. Städtestühle zu Stühlen mit Vororten umgebildet worden sein.“ 
Die Frage bedaıf noch näherer Untersuchung; Folgendes wird sich aber 
schon jetzt sagen lassen; In vorandreanischer Zeit kann von Städten 
im späteren Sinne noch kaum die Rede sein, wohl aber von Marktorten 
(fora) mit gewerbetreibender Bevölkerung. Unter den eingewanderten 
Sachsen, die bekanntlich aus den alten Kulturgegenden von Rhein und 
Mosel kamen, waren wohl von vornherein zahlreiche mercatores, Markt- 
leute, Händler und Handwerker. Johann Latinus, der den Handel in 
größerem Stil betrieben zu haben scheint, erhielt i. J. 1206 Zollfreiheit 
im ganzen Königreich für seine Waren, ad quemcunque locum ipse 
vel eius famuli causa mercationis venerint.!) Aus dem Andreanum 
von 1224 erfahren wir, daß alle sächsischen mercatores, ubicungque 
voluerint, in regnn nostro libere et sine tributo vadant et revertantur. 
Omnia etiaın fora eorum inter ipsos sine tributis praecipimus observari. 
Zwar gibt es weder wie im deutschen Mutterland Marktgründungsurkun- 
den noch ältere Stadtprivilegien, etwa abgesehen von der Klausenburger 
Urkunde von 1316 ?), man wird aber aus dem Gesagten und aus den 1291 
und 1293 erwähnten Wochenmarktrechten der alten deutschen Kolo- 
nisten- und Bergorte Thorda, Toroczko und Dees?) schließen dürfen, 
daß gleichzeitig mit der bäuerlichen Besiedlung auch die Anlage von 
Marktorten mit handel- und gewerbetreibender Bevölkerung erfolgte, 
die dann den Mitteipunkt für die umliegenden bäuerlichen Gemeinden 
bildeten, zumal wenn sich dort auch die Hochgerichtsstätte befand. 
So veranlaßte die günstige geographische Lage jedenfalls schon bei der 
ersten Besiedlung des Landes die Anlage eines Marktes an Stelle des 
nachmaligen Hermannstadt; schon 1191*) besteht daselbst eine freie 
Propstei für die Siebenbürger Deutschen, schon damals war der Ort 
Mittelpunkt der Hermannstädter Grafschaft. Auf diese Weise dü1ften 
auch die anderen späteren Sachsenstädte entstanden seim Mtihibach 
Broos, Schäßburg, Kronstadt, Bistritz und Klausenburg, in deren Stadt- 
plan der Markt als Kernpunkt der ältesten Ansiedlung noch erkennbar 
ist, als Marktorte und Hochgerichtsstätten für den umliegenden Konmii- 
tatsverband. Die Bedürfnisse der Marktbevölkerung brachten jedenfalls 
von vornherein wie bei den Marktorten in Deutschland eine erhöhte 


I) UB. IS.9. Teutsch, Johann Latinus S. 10f. 2) UB. I S. 319. 
2?) UB. IS. 182f., 194. %) UB. IS. 1, Kötzschke, Quellen S. 56f. 
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Gemeindeautonoinie mit sich. Interessant in dieser Beziehung ist das 
Zeugnis des Königs vom Jahre 1370, daß der Kronstädter Bürgerschaft 
seit alters die Gerichtebarkeit über falsche Maße und die Gewerbegerichts- 
barkeit zustohe, und daß sich der königliche Beamte nicht hineinmischen 
dürfe, ferner der Umstand, daß der Bistritzer Rat bei seinem ersten Auf- 
treten (1353) die Marktgerichtebarkeit verwaltet.!) Beide Tatsachen 
weisen daraufhin, daß auch bei den Siebenbürger Deutschen die Markt- 
und Gewerbeverwaltung den Kern der Verwaltungsaufgaben der eigent- 
lich städtischen Behörde, des Rates, ausmachte. 

Die Gemeinden bzw. die größeren Verbände resp. ihre Mitglieder 
wurden ınit der Ansiedlung, soviel wir sehen, freie Eigentümer des vom 
König zugewiesenen Bodens, der Marken wie der Einzelhufen. Ein für 
die Überlassung von Grund und Boden festgesetzter Hufen- oder Haus 
zins läßt sich nirgends nachweisen --- ein wichtiger Unt.rschied gegenüber 
der inner- und ostdeutschen Kolonisation mit ihrer freien Erbzinsleike. 
Die Ansiedler werden nur zu einer Steuer, collecta, herangezogen, 
von der aber einzelne Gemeinden wie Krako, Krapundorf und Rumes 
befreit waren.?2) Ob die collecta anfänglich wie in Klausenburg?) von 
den einzelnen Ansiedleın zu zahlen war oder von vornherein vom Sied- 
lungsverband als fixe Sumine, steht dahin. Das Andreanum kennt nu' 
eine Verpflichtung der Gesamtheit der Sachsen von Broos bis Drass, 
also der Hermannstädter Provinz, zur Zahlung eines Martinszinses VOR 
500 Mark Silber. Entsprechende Verpflichtungen enthalten die Pri- 
vilegien für die Zwei Stühle, Bistritz und Kronstadt. Daneben bestand 
für alle Gemeinden eine Verpflichtung zum Heeresdienst und zur Be 
wirtung des Königs und ds Woiwoden.t) 

Neben den sächsischen Gemeinden auf Königsboden gab es geit 
ältester Zeit in Siebenbürgen zahlreiche grundherrliche deutsche 
Gemeinden auf Komitatsboden. Ihre Rechtslage ist kaum be- 
arbeitet, es ist das Verdienst Müllers, einige Grundlinien gezeichnet 
„u haben.5) Insbesondere hat er für die Frage, ob cine Gemeinde ur- 
sprünglich auf Königsboden oder auf Komitatsboden gelegen hat, als 
wichtigstes Kriterium das verschiedene Zehntrecht herausgearbeitet®): 
die Gemeinden auf Königsboden sind von einer Zinsleistung an den 
siebenbürgischen Bischof entweder völlig frei, so im Hermannstädter 
Propsteisprengel und im Burzenland, oder dr Bischof erhält nur einen 
Kathedralzins in Geld, während der von den Kolonisten gewählte Pfarre! 
den vollen Naturalzehnt empfängt und jene Ablösung zu tragen hat. 


!) UB. II S. 349, 98. Müller Nr. 14 S. 339. 
.%) UB. I S.10: a collectarum etiam, quibus alii Saxones obligantuf, 
sint imniunes pensione. i Bl 
s) 1315 (UB. I 8. 320) ist der Martinszins verschieden bemessen für die 
singuli hospites aratra habentes und die hospites per se donıog et noN aratıı 
habentes. 1336 schon (s. ebd. Anm. 1) hat die Stadt als solche eine fixe Summe, 
60 Mark Silber, zu zahlen. f 
*) Müller Nr. 7 8. 30 ff. 6) Nr.4 8. 40ff., Nr. 5 8. 300, Nr. 7 5.2 
°) Besonders Nı.4 S.53ff., 7 S. 25f., zusammenfassend in Nr. 8. 
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Sie sind „‚kathedralzinspflichtig‘‘. Der dem Erzbistum Gran unterstehende 
Propst erhält in seinem Sprengel wie der Zipeer Propst in Nordungarn 
den Kathedralzins. Das Burzenland war wegen seiner Naturalzehnt- 
pflicht gegentiber dem Deutschen Orden (1213) vom Kathedralzins frei. 
Die Gemeinden auf Komitatsboden, deutsche wie fremdnationale, sind 
„„naturalzehntpflichtig‘‘,d. h. dem Pfarrer gebührt meist nur eine Natural- 
zehntquarte, während die übrigen drei Quarten gewöhnlich an den Bischof 
auszufolgen sind. Wie wichtig dies Kriterium beider Konstanz der Zehnt- 
verhältnisse, dem Wechsel der politischen und grundherrlichen Zu- 
gehörigkeit sein kann, leuchtet ein. Für die ostdeutsche Kolonisation 
im Wendenlande hat vor kurzem H. F. Schmid gleichfalls auf die 
Bedeutung des verschiedenen Zehntrechtes im selben Sinne hingewiesen.!) 
Als weitere Kriterien für den Königsboden kommen insbesondere auch 
die Zugehörigkeit zum Martinszinsverband und zum sächsischen Liegen- 
schaftserecht in Fıiage.?) Etwa ein Drittel sämtlicher sächsischen Ge- 
meinden Siebenbürgens lag nicht auf Königsboden, sondern teils zer- 
streut, teils in größeren Gruppen auf Komitatsboden, dem Gebiet, 
das dem magyarischen Adelsrechte unterstand. Diese meist grundherr- 
lichon Gemeinden sind zum großen Teil Gründungen des 13. und 14. Jahr- 
hunderts, durch magyarische Adlige angelegt. Es kanı aber auch häufig 
vor, daß der sächsische ‚‚Erbgrevenadel‘, dessen Blütezeit in das 13. und 
14. Jahrhundert fällt, auf Komitatsboden Besitzungen erwarb und da- 
selbst sächsische Kolonisten ansiedelte. Daß die Rechtslage dieser 
grundherrlichen Gemeinden häufig kaum ungünstiger war als die der 
freien, zeigt z. B. die bischöfliche Gründung Schard.®) Die Gemeinden 
Sächsisch-Reen, Bootsch und Tekendorf nahmen dauernd eine ziemlich 
selbständige Stellung ein und brachten ihre Rechtssachen sogar vor 
den Bistritzer Rat.*) Im übrigen standen diese Gemeinden mit denen 
auf Königsboden in der Regel nur in kirchlichem Zusammenhang, da 
die Einteilung in Ruralkapitel und die spätere Zusammenfassung der- 
selben zur Geistlichen Universität die deutschen Gemeinden gleich- 
mäßig umfaßte.?) 

Neben den grundherrlichen Sachsengemeinden in den Komitaten 
hat es seit ältester Zeit auch auf Königsboden grundherrliche 


1) Kirchgründung und Kolonisation, diese Zeitschr. 44, Kan. Abt. 13, 
S.1ff. passim. Die rechtlichen Grundlagen der Pfarrorganisation auf west- 
slav. Boden, diese Zeitschr. 46, Kan. Abt. 15, S. 1ff. passim. Die slavische 
Altertumskunde und die Erforschung des deutschen Nordostens II, Zeitschr 
f. slav. Phil. Bd. 2 H. 1/2, 1925, S. 150ff. Auf die daselbst niedergelegte ein- 
gehende (S. 134— 171) kritische Würdigung des Buches von D. N. Jegorov, 
Die Kolonisation Mecklenburgs im 13. Jh., 2 Bde (über 1200 SS.), Moskau 
1915 (russisch), sei nachdrücklichst hingewiesen. Das Werk, mit dem sich die 
deutsche Forschung gründlichst auseinanderzusetzen hätte, ist bisher bei 
uns unbekannt geblieben. 

2) Nr.5 S.306ff., 7 S. 26. 3) UB. I S. 198. 

*) Vgl. Wittstock, Archiv Bd. 5 S.275f.; Csallner, Korresp. Bl. 
1907, 8. 66ff. 

6) Hierzu zuletzt Fr. Teutsch, Geschichte der ev. Kirche in Sieben- 
bürgen I, Hermannstadt 1921, vgl. diese Zeitschr. 43 Kan. Abt. 12 S. 534. 
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deutsche Gemeinden gegeben. Auch dieser Nachweis ist ein Ver- 
dienst Müllers.!) Es sind nicht nur einverleibte komitatsbodenrecht- 
liche Gebiete, auch später meist durch ihr Zehntrecht kenntlich, und 
sog. Gemeindezubehöre, von deutschen Gemeinden in ihrer Gemarkung 
gegründet, sondern auch seit Anfang grundherrliche Gemeinden auf 
Königsboden, sog. „‚Prädien“, Grundbesitz der Hermannstädter Propstei, 
der Abteien Kerz und Egresch sowie einige magyarischen Adligen ge 
h rige Gemeinden, die in völliger Gerichts- und Steuergemeinschaft 
mit den freien Orten standen und den Kriegsdienst mit den Sachsen 
der Sieben Stühle leisteten. Verfügt wird über sie unter ausdrücklicher 
Berufung auf ihr sächsisches Recht.?) Auch im Gebiet der Zwei Stühle 
sind die auf Königsboden gelegenen (Zehntrecht!) und später freien 
Gemeinden Mediasch, Tobsdoıf und Furkeschdorf in der ersten Hälfte 
des 13. Jahrhunderts im Besitz der adligen Familie des Woiwoden Juls 
gewesen, und die Familie Apafi war i. J. 1306 Eigentümer einiger Ge 
meinden des Schelker Stuhles. Nicht nur Gemeinden und kirchlichen 
Stiftungen hat offenbar der König bei der Ansiedlung Land zur Kolo- 
nisierung zugewiesen, auch einzelnen reichen und vornehmen Deutschen. 
So sind bis 1231 auf dem Grundbesitz des Johann Latinus fünf Ort- 
schaften bekannt, deren deutscher Charakter allerdings nicht immer 
feststeht. 

Noch nicht genügend geklärt bleibt, auch nach dem, was Müller 
zuletzt?) darüber bringt, die Frage nach dem Ursprung und Charakter 
des sächsischen Adels nıit dem comes-Titel. Vermutlich sind sie 
die praediales des Andreanum, die Saxones Transsylvani praedia tenente® 
et more nobilium se gerentes des Privilegs von 1291, die comites SU 
potentes der Urkunde von 1322.*) Johann Latinus bildet wohl ein frühes 
Beispiel; seit dem 15. Jahrhundert verschwindet dieser Adel vom Sachsen- 
boden. Alle Versuche, diesen Erbgrevenadel mit einem Anuıte in Ver- 
bindung zu bringen, müssen, das daıf man Müller zugeben, als ge 
scheitert gelten. Sein Ursprung liegt vielleicht einfach in den Ritter- 
familien, die mit der Bauernbovölkerung ins Land kamen und von vorn" 
herein mit größeren Gütern, praedia, ausgestattet wurden. 

Das Bestreben der ireien Sachsengemeinden ging dahin, 
Königsboden gelegenen grundherrlichen Gemeinden ihrem Rechts- UN 
Steueiverband zu erhalten, während beim König immer die Versuchung 
nahelag, Grundherrschaften und wohl auch freie Dörfer an Adlige WB 
zugeben, die dann ihrerseits gern jene Dörfer dem sächsischen Recht 
und der sächsischen Steuergemeinschaft entzogen und magyarisched 


die auf 


1) Nr. 4, Nr. 5 8. 110f., 300ff. . 

®) Z.B. UB. IS. 342 (1319): Komes Nikolaus verfügt über seinen Grun Fi 
besitz nach ungarischem Recht und über duas possessiones seu villa na 
vid. Gesez et Harbasdorff, quas idem comes Nicolaus sub libertatibus en 
Cibiniensibus et iuribus a suis progenitoribus tenuit hereditarie. Vgl. 57 ; 
die Urk, von 1322 (UB. I. 8. 356ff.) betr. die Gerichtshoheit der Hermant 
städter Grafen über die Kerzer Abteibesitzungen. 

2) Nr.7 8. 12ff. *) UB. IS. 173f., 3571. 
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Komitatsrecht für sie wie für ihre Besitzungen auf Komitatsboden be- 
anspruchten, ein Vorgehen, das dem Johann Latinus tatsächlich gelungen 
ist. Das Andreanum von 1224 hat für die Hermannstädter Provinz 
weiteren Entfronıdungsversuchen sinen Riegel vorgeschoben: pıaecipi- 
ınus, ut nullus de iobagionibus nostris villam vel praedium aliquod a 
regia maiestate audeat postulare; si vero postulaverit, indulta eis liber- 
tate a nobis, contradicant; ferner: nullum praedialem (Grundher:n) 
vel quemlibet alium volumus infra terminos eorundem positum ab hac 
excludi redditions, niei qui super hoc gaudeat privilegio special. Im 
Bistritzer Distrikt dauerten die Streitigkeiten noch das 13. und 14. Jahr- 
hundert hindurch.!) 

In späterer Zeit entstanden zahlreiche grundherrliche Rumänen- 
gcmeinden auf Sachsenboden. Entstehung und Rechtslage ist 1912 
eingehend von Müller dargelegt worden.?) 


II. Die Hermannstädter Provinz. 


Im J. 1224 verlieh König Andreas II. von Ungarn den Sachsen 
Siebenbürgens ein Privileg, das sog. Andreanum, das ihnen bis 1867/76 
ale Fundament ihrer Rechte und Freiheiten gelten durfte, und dessen 
Nachwirkungen noch heute lebendig sind.?) Andreas 11. stellt die auf 
König Geisa zurückgehenden Freiheiten wieder her und fügt hinzu: 
ita tamen, quod universus populus incipiens a Varas (Broos) urque in 
Boralt (Barot?) cunı terra Syculorum (Sekler) terrae Sebus (Mühlbach) et 
terra Daraus (Draas) unus sit populus et sub uno iudice censeantur 
(sic!) omnibus conıitatibus praeter Chybiniensem (Hermannstadt) ces- 
santibus radicitus. Dieses „unus sit populus‘, die rechtliche Einheit 
des Volkes unter Ausschluß der politischen Berechtigung aller Volks- 
fremden vom Sachsenboden, galt von nun als an Grundstein aller sächsi- 
schen Freiheit. Das gesanıte Sachsenvolk von Broos bis Draas bildet 
nun eine rechtliche Einheit unter dem Hermannstädter Grafen, die bis: 
herige trennende Grafschaftseinteilung hört auf. Es ist das Gebiet 
der Hermannstädter Provinz oder der Grafschaft Hermannstadt und 
der Sieben Stühle mit ihren jedenfalls schon von Anfang an sehr un- 
regelmäßigen Grenzen gegenüber dem Komitatsboden, das alte Wüstungs- 
gebiet (,,Königsboden‘‘) vor den Grenzburggebieten von Hatzeg, Selischte 
(Großdorf), Rotenturm und Fogarasch. Die mittelalterlichen Veı fassungs- 
verhältnisse sind 1906 von Müller in wichtigen Punkten wohl endgültig 
geklärt worden.*?) 

Bis 1224 zerfielen die Jeutschen Ansiedlungen in eine Anzahl 
selbständig nebeneinander bestehender Komitate oder Grafschaften, 


I) Müller Nr. 5 S. 308f. 

2) Nr. 5, vgl. darüber v. Voltelini, diese Zeitschr. 34, 1913, Germ. Abt. 
S. 649 ff. 

3) Gedruckt UB. IS. 34f.; Kötzschke, Quellen S. 118ff.;vgl. Friedrich 
Teutsch, Die politische und historische Wertung des Andreanischen Frei- 
briefes, Archiv 42, 1924, S. 21—37. Auch G. D. Teutsch, Sachzengeschichte I 
S. 30 fl. %) Nr. 1, zusammenfassend Nr.7 8. 3ff. 
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die von gewählten Volksbesinten und, soweit königliche Rechte, ıns 
besondere die hohe Gerichtsbaikeit, in Frage kamen, von königlichen 
Beamten, Grafen, verwaltet wurden. Diese Grafschaftsverfassung wird 
nun beseitigt, oberster königlicher Beamter für das ganze Sachsenland 
von Broos bis Draas ist der vom König eingesetzte Hermannstädter 
Graf, ein magyarischer Adliger, meist ein hoher Hofbeamter oder 
Woiwode, der mindestens einmal alljährlich eine Tagfahrt abhält.!) Die 
bisherigen Grafschaften haben keinen Grafen mehr an der Spitze. bleiben 
aber als Gerichtsbezirke bestehen — es sind die späteren Stühle — 
und erhalten einen vom Grafen bestätigten ortsansässigen, also 
sächsischen Richter, den die Sachsen selbst wählen sollen: es ist det 
Ursprung des Stuhlrichterantes; die von den Grafen ernannten 
vicecomites oder vicarii bleiben nur in der Hermannstädter Gra- 
schaft bestehen, aber das Amt soll nicht verkauft oder verpachtet werden 
(comes vero, quicumque fucrit Chybiniensis, nullum praesumat statuere 
in praedictis civitatibus, nisi sit infra eos residens et ipsum populi elı- 
gant, qui melius videbitur expedire, nec etiam in comitatu Chybiniensi 
aliquis audeat comparare pecunia). Letztere Bestimmung sowie die 
Tatsache, daß das Vizekomesamt im Gegensatz zu den Verhältnissen 
in der Bistritzer, der Mediascher und der Kronstädter Grafschaft, in 
Hermannstadt von Sachsen bekleidet wurde, weisen darauf hin, dab 
schon im 13. Jahrhundert den Sachsen hier ein Vorschlagsrecht für das 
Vikarsanıt zustand, mindestens aber der Graf zur unentgeltlichen Be- 
stellung eines Sachsen verpflichtet war. Vermutlich b>kleidete er zugleich 
das Hermannstädter Stuhlrichteramt. Diese Hermannstädter Vice 
comites sind für das Gebiet der Grafschaft und dr Sieben Stühle zur 
Ausübung der hohen Gerichtsbarkeit und deranderen Grafenrechte bestellt. 
Mit großer Deutlichkeit treten diese Verhältnisse aus dem köni,lichen 
Privileg für die Zisterzienserabtei Kerz von 13222) entgegen: Die Ge- 
richtsbarkeit der ganzen Hermannstädter Provinz einschließlich der 
Abteigüter liegt in der Hand des comes provincialis quicunque fuorit 
vel eiusdem vicegerentes. Es gibt Stühle ’sedes), Orte wit Hochgerichts 
barkei:i, denen die Verbrecher vorgeführt werden sollen, aber diese 
Stühle können in schweren Fällen nicht sofort handeln, der Verbreche? 
ist vielmehr aufzuvewahren, bis der Graf oder sein Stellvertreter in den 
betreffenden Stuhl kommt, um das iudicium regale zu handhaben. 
Die Gebühren fallen dem comes, ein Teil dem Abte zu. 
Diese Verfassungsverhältnisse in der Hermannstädter Provın2 
sind in den Jahren 1325 bis 1329 einer durchgroifenden Veränderung 
unterzogen worden: Nicht mehr ein Reichswürdenträger erhielt da? 
Amt der Hermannstädter Grafen, sondern für jeden Stuhl wurde ©" 
eigener „Königsrichter‘ vom König eingesetzt, und zwar ein Sachse, 


t) UB. IS. 360. Müller Nr.14 8. 337. Noch 1918 führte der Herman" 
städter Obergespan den Sachsengrafentitel und wuchsen vor seinell 2 
hause die vier Tannen, das Komessymbol (Müller Nr. 6). 

2) UB. I S. 356fl. 


Literatur. 475 


der die bisher dem Grafen oder seinem Stellvertreter allein zustehenden 
Rechte ausübt (zuerst 1329 comes Bernherus de 'Tartlaw iudex domini 
regis ac provincialium de sede Schenk). Also dasselbe Auseinander- 
brechen der großen Gerichtsbezirke in ihre Unterabteilungen, wie wir 
es schon früher im Mutterland finden.!) Das Amt des gewählten Stuhl- 
richters blieb daneben bestehen. Interessant ist das Zusammenwirken 
beider bei der hohen Gerichtsbarkeit, das sich im ganzen deutschen 
Kolonistenrecht Siebenbürgens, aber auch im Deutschen Reich, ins- 
besondere in Schwaben findet.?) 1295 heißt es für das bischöfliche Schard: 
Minutas causas .... villicus ipsorum iudicabit, maiores autem causas 
sicut super sanguinis effusione, morte, furto et similibus comes eorum 
cum villico iudicabit. Quorum iudiciorum duae partes cedunt comiti 
tertia parte villico remanente eorum. In Bistritz sind 1366 nicht nur 
der Stadtrichter, sondern auch jeder Hanne in seiner Gemeinde am 
Grafengericht beteiligt, insbesondere an den Gerichtsbußen. Ähnlich 
in Kronstadt (s. u.). Da im 14. Jahrhundert der Titel eines iudex pro- 
vincialium (Stuhlrichter) sich überwiegend mit dem des iudex regius 
gehäuft findet, ist anzunehmen, daß die Sachsen zunächst vielfach ihren 
zum Königsrichter ernannten Volksgenossen gleichzeitig zum Stuhl. 
richter wählten, eine Gepflogenheit, die im 15. Jahrhundert wieder ver- 
schwindet. Auch scheint es orgekommen zu sein, daß mehrere Königs- 
richter in Hermannstadt eingesetzt wurden, wofür dann in anderen 
Stühlen Königsrichter entfielen, oder daß für mehrere Stühle nur ein 
Königsrichter bestellt war.?) Nur vorübergehend hat Ludwig I. 1366, 
im deutschfreundlichen Sinn, den Versuch einer Zentralisation der Ver- 
waltung in der Person des deutschen Bischofs Wilhelm von Fünfkirchen 
unternommen und hat König Mathias in den Jahren 1462-64 wiederum 
Magyaren zu Hermannstädter Grafen ernannt.) Die Entwicklung ist 
vielmehr in entgegengesetzter Richtung verlaufen, indem zuerst der 
Hermannstädter Grafschaft 1464, dann auch 1477 den Sieben Stühlen 
die Wahl des Königsrichters freigegeben wurde. Nur die Bestätigung 
behielt sich der König vor.®) 


Die sächsische Gemeindeverfassung, die Stuhls- und die 
Gau- oder Provinzialversammlungen in älterer Zeit haben trotz 
des keineswegs ganz dürftigen und uninteressanten Matcrials noch keine 
zusammenhängende Bearbeitung eıfahren. Grundlage der Stuhl- und 
Provinzorganisation ist die freie Sachsengemeinde, deren oberstes 


ı) Vgl. Schröder-Künßberg S. 658; Hans Hirsch, Die hohe Ge- 
richtsbarkeit im deutschen Ma., Prag 1922 8. 207 u. passim. 

2) Schard: UB. I S. 198, Klausenburg: I S. 444, Kronstadt: I S. 438, 
US. 349, e. u., Bistritz: II S. 94f., 250. Auch in derdeutschen Zips in Nord- 
ungarn: G.D. Teutsch, Arch. f. Kunde österr. Gesch.-Quellen II, Wien 
1850, 8.345. — Hirsch, Hohe Gerichtsbarkeit S. 58, 62f., 67f., 170. 

8) Vgl. UB. I S. 572, II S. 426, III S. 309. UB,. II S. 481. 

*, Müller Nr. 1 S. 62, Nr. 7 8. 4f. 

8) Friedrich Teutsch, Die Siebenbürger Sachsen in Vergangenheit 
und Gegenwart, Leipzig 1916, S. 47. 
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Organ die Gemeindeversamnıung (universi hospites, tota communitas 
de N. N.). Sie entscheidet alle wichtigeren Angelegenheiten und wählt 
die Gemeindebeamten. Als solche erschainen frühzeitig allenthalben 
in ländlichen wie städtischen Gemeinden die villici oder Hannen, die 
in ältester Zeit die einzigen Gemeindebeamten, daher auch Volksrichter 
sind.!) Die Vorwandtschaft mit dem niederrheinischen Zentenar, dem 
sächsischen Gogreven ist deutlich.2) Im 14. Jahrhundert hat jede Stadt- 
wie Landgemeinde ihren villicus oder Hannen, der aber nur noch mit 
der Flurgerichtsbarkeit und der Verwaltung, in den Städten nur mit 
Flurangelegenheiten zu tun hat.?) Gewählte Volksrichter sind jetzt 
die Stuhlrichter (iudices terrestres) in den Sieben Stühlen, die iudices 
schlechthin in Kronstadt, Bistritz und Klausenburg.*) Neben diesen 
Einzelbeamten finden sich fiühzeitig in städtischen Gemeinden (in länd- 
lichen erst im 15. Jahrhundert) Geschworenenausschüsse urkundlich 
bezeugt, die iurati, universitas iuratorun consulum civitatis, der städtische 
Rat, zuerst (1268) in der Bergstadt Rodnau, 1292 in Hermannstadt,. 
1301 in Mühlbach, 1322 in Klausenburg und 1353 in Bistritz.?) Der Rod. 
nauer und der Bistritzer Rat scheinen vom König bestellte Schöffenräte 
gewesen zu sein, in den anderen Städten weist nichts auf einen der- 
artigen Ursprung hin. Daß der Bistritzer wie der Kronstädter Rat «it 
alters in Besitz der Markt- und Gewerbegerichtsbarkeit sind, wurde 
schon erwähnt. An der Spitze des Rates wird häufig der gewählte Volks 
richter genannt, in Hermannstadt und Schäßburg der Bürgermeister.‘) 
Über den Gemeinden steht als nächsthöherer Verband der Stuhl 
verband, de eine Anzahl Gemeinden um einen ländlichen oder städti- 
schen Mittelpunkt, den Stuhlvorort und Sitz des Königs- und des Stuhl- 
richters zusammenfaßt. Oberstes Organ ist die Stuhlversammlung, 
in der ebenso wie in der Gauversamnılung der ganzen Provinz Angehörige 
der Stadt- und Landgemeinden gleichberechtigt ihre gemeinsamen AN- 
gelegenheiten ordnen.’) Vertreten sind regelmäßig die Stuhlbesmten, 
Königs- und Stuhlrichter, in Hermannstadt und Schäßburg die Bürger- 
meister, die Hannen sämtlicher Gemeinden, im Hermannstädter, Schäß- 
burger und Mühlbacher Stuhl die Ratsgeschworenen der Stuhlvororte, 
die seniores des Stuhls oder Aldermänner, die wohl nicht auf Grun 
eines festen Amtes, sondern ihres Anschens wegen, vielleicht auch als 
frühere Amtsträger, zugegen waren, und schließlich der Erbgrevenadel, 


1) 1236 in Dees, Zoloch und Zathmar (UB. IS. 66), 1238 in Karako und 
Chrapundorf (8. 67), 1246 in bischöflichen Orten (8. 72), so 1295 in Sch“ 
(S. 198), 1316 zuletzt in Klausenburg (S. 320). a 

2) Brunner, Deutsche Rechtsgeschichte II S. 175f., Schröder 
Künßberg S. 140. 

®) Mülilbach 1345, UB. 11 S. 33, Hermannstadt 1346, ebd. ®- 
Beispiele UB. II S. 60, 144, 520f., 553. 08 

*) UB. II 8.94f,, 18.444, 438. 5) UB.TS. 99, 192, 378; II 8. 

6) UB. 11 S. 269, 290; III S. 48. har 
7) Vel.z. B. UB. 18.497; IIS. 144, 322, 530; III S. 47, 308. Brauch 
ın diesen Teilen Hans Connert, Die Stuhlsverfassung im Szeklerlande un 
auf Königsboden bis zum Ende des 15. Jhs.. Hermannstadt 1906. 


35; weitere 
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die comites. Eigentliche Stuhlgeschworene, wie sie im 15. Jahrhundert 
in den ländlichen Stühlen häufig genannt werden, lassen sich im 14. Jahr- 
hundert nur im Schenker Stuhl nachweisen.) Die Mitgliederzahl der 
Stuhlversammlungen war daher keine feste. Hervorgegangen ist sie 
offenbar aus der Versammlung aller vollberechtigten Stuhlgenossen, 
die unter Leitung ihrer Beamten und des Adels zusammenkamen und 
berieten: Noch im 14. Jahrhundert nahm das Volk an den Versamm- 
lungen teil, der Zustimmung der universitas provincialium eiusdenı 
sedis geschieht häufig Erwähnung, wenn auch die Entscheidung bei 
den Beaniten, den iurati, seniores und comites gelegen haben wird. 
Das alles erinnert lebhaft an das altdeutsche Ding etwa der Hundert- 
schaft, und immerhin haben wir hier einen späteren Schößling altgermani- 
scher Volksfreiheit vor un:, der in der Landsgemeinde der schweizerischen 
Urkantone im Mutterland eine Parallele findet.?) Die Stuhlversammlung 
beriet und beschloß über alle den ganzen Stuhl oder einzelne Gemein- 
dien betreffende Angelegenheiten und war gleichzeitig Gerichtsver- 
sanımlung. 

Die Ordnung der Angelegenheiten des gesamten Gaues oder der 
Hermannstädter Provinz lag der Gauversammlung oder der Tag- 
fahrt ob.?) Die Zusammensetzung dor einzelnen Tagfahrten scheint eine 
sehr wechselnde gewesen zu sein. Es nehmen alle die teil, die man auf 
Stuhlversamnılungen findet, also vor allem die Beamten: Königsrichter, 
Stuhlrichter, Bürgermeister, Hannen, ferner die Aldermänner der Stühle, 
die Ratsgeschworenen der Städte bzw. der Stühle und die Erbgreven. 
Regelmäßig geschieht auch der universitas provincialum septem sedium 
Erwähnung. Da der Versammlungsort Hermannstadt war, sind die 
Tagfahrten von den Gemeinden der Grafschaft meist stärker besucht 
gewesen als von denen der entfernteren Stühle. Hier tagte man unter 
freien Himmel. Den Vorsitz führte der Hermannstädter Graf bzw. 
Königsrichter, ein anderer Königsrichter konnte ihn vertreten. 1379 
ordnet z. B. König Ludwig I. eine Tagfahrt an mit den Worten®):.... 
praecipimus, quatenus .... vos iudices nostri secundum vestram con- 
suetudinem cum senioribus, iuratis et potioribus adiuncta parte commu- 
nis populi nostri insimul in campis conveniatis pro vestro communi 
colloquio. Aufgabe der Gauversammlung ist die Ausübung der den 
Sachsen zustehenden Autonomie und Selbstverwaltung sowie der Ge- 
richtsbarkeit. So muß 1379 die Tagfahrt auf königlichen Befehl eine 
Überprüfung und schriftliche Zusammenstellung sämtlicher sächsischer 
Privilegien vornehmen, um sie dem König vorzulegen.*) Zahlreich sind 
die Schiedssprüche und Urteile namentlich in Hattertstreitigkeiten 


I) UB. II S. 637 (1389), vgl. III S. 677 (1413). 

2) Ulrich Stutz, Die Schweiz in der deutschen Rechtsgeschichte, 
Sitz.-Ber. d. Preuß. Ak. d. Wiss. 1920 S. 99. 

3) Vgl. z.B. UB. [ S. 225, 318, 357, 604. II S. 60, 79, 228, 372ff., 432, 
449, 455, 552. DI S. 154. G.D. Teutsch, Arch. f. Kunde österr. Gesch- 
Quellen II S. 340ff. 

%) UB. II S. 501. 
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zwischen einzelnen Gemeinden, besonders wenn sie verschiedenen Stühlen 
angehören. Der Gau setzt 1355 den Steuerschlüssel fest, der die Quote 
für die einzelnen Stühle entbält.!) 1376 regelt er in umfassender und 
durchgreifender Weise die Zunftverfassung der vier Städte des Gauee: 
Auf Anregung des Königs und mit Zustimmung zweier königlicher Ver- 
trauensleute und der Zünfte wird eine Zunftordnung für die 19 Zimtfte, 
die sich aus 25 Gewerben zusammensetzen, erlassen.?2) Ähnlich wie in 
den Städten des Mutterlandes scheinen schwere Zunftunruben voran- 
gegangen zu sein. Die Gauversammlung vertrat als oberste Behörde 
der Provinz diese gegen den König und nahm noch im 13. Jahrhundert 
Beziehungen zu den Zwei Stühlen, zur Kronstädter und Bistritzer Graf- 
schaft und zur Stadt Klausenburg auf: 1315 erhalten die Zwei Stühle 
ihr altes Recht zum Besuch des Hermannstädter Gautages zurück.) 
Beziehungen zum Kronstädter Distrikt lassen sich seit 1351 nachweisen‘) 
Anus dem Jahre 1366 ist der Rechtszug von Bistritz, 1397 der von Klauser- 
burg über Bistritz nach Hermannstadt bezeugt; im Jahre 1405 schließ- 
lich wird der Schutz der Rechte der Stadt Klausenburg von König 
Sigismund den Sieben Stühlen anvertraut.) So begann sich der Zu- 
sammenschluß der Sachsen auf Königsboden zur Nationsgemeinde, 
zur sächsischen Nationsuniversität, der sich inı 15. Jahrhundert vollzog, 
- im 14. Jahrhundert vorzubereiten. 


III. Die Zwei Stühle. 


Die Ansiedlungen auf dem Gebiet der Zwei Stühle haben zweifells 
meist ein jüngeres Alter als die der Hormannstädter Provinz. Doch hat 
Müller namentlich auf Grund des Zehntrechtes wahrscheinlich ge- 
macht, daß einzelne Gemeinden wie Mediasch, Furkeschdorf und Tobs- 
dorf bereits im 12. Jahrhundert als Grundherrliche deutsche Gemeinden 
der Vorfahren des Woiwoden Jula, dessen Güter 1238 konfisziert wurden, 
bestanden haben. In die zweite Hälfte des 13. Jahrhunderts geben 
jedenfalls die freien Gemeinden Mediasch, Marktscheiken, Birthelm und 
Kleinschelken zurück, die wahrscheinlich einen von Bela IV. nach dem 
Mongolensturm auf Königsboden gegründeten und privilegierten Sied- 
lungsverband bildeten.®) Zu diesen älteren Gemeinden kamen jedenfall: 
bald andere, doch scheint die Rechtslage ursprünglich eine sehr ver- 
schiedene gewesen zu sein, wie die Bezirke des Mediascher und Schelker 
Kapitels beweisen, die sich keineswegs mit den späteren Stuhlgrenzen 


ı) UB. I S.11l. Über die „Zahlhäuser“ vgl. Müller Nr.7 S3l, 
14 S. 321, 

2) UB. II S.449ff. Rösler, Beitrag zur Geschichte des Zunft wesen, 
Archiv 38 S. 443 ff. 

%) UB. 1 8.316. Müller Nr. 2 S. 80fl. Eine Geschichte der Nation» 
gemeinde wird von Müller vorbereitet. 

*) UB. U S. 79, 364, 368. Müller Nr. 14 S. 342fl. 
a a UB. II S. 249f.; III S. 191f., 368. Bez. Bistritz vgl. Müller \r.? 

©), Müller Nr. 4. 
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decken. Erst im 14. Jahrhundert organisierten sie sich als Provinzial- 
verband der Zwei Stühle mit den Vororten Mediasch und Marktschelken. 
Aber auch weiterhin haben sich die Stuhlgrenzen gegen den Komitats- 
boden mehrfach verändert. indem Gemeinden verlorengingen und neue 
aufgenomnen wurden. Grundherrliche Gemeinden lassen sich nun 
hier ebensowenig nachweisen wie in der Bistritzer Grafschaft.!) War 
früher die Zugehörigkeit der Zwei Stühle zur Hermannstädter Provinz 
vielfach angenommen, so hat Müller nun nachgewiesen, daß die Zwei 
Stühle i. J. 1315 zur Zeit des ersten erhaltenen großen Privilegs „in 
ganz ähnlicher Weise wie die Sieben Stühle, ferner wie der Kronstädter 
und Bistritzer Distrikt als selbständiger Provinzialveıband mit un- 
mittelbarer Unterstellung unter die Krone, eigener Privilegierung, eige- 
nem Steuer-, Kriegs- und Gerichtswesen‘“ organisiert waren, daß ihnen 
daher ein eigener Graf zukam, der zuerst i. J. 1320 erwähnt wird. Das 
Privileg von 1315?) befreit nämlich die Sachsen der Zwei Stühle aus der 
Gewalt des Woiwoden Ladislaus, des illicitus detentor, dessen Vater 
bereits unter Überschreitung seiner Woiwodalbefugnisse den Mediascher 
Grafen beseitigt und seiner Familie rechtswidrig die Erbgrafschaft in 
beiden Stühlen angeeignet zu haben scheint, und stellt alle alten. Rechte 
der Sachsen genau nach dem Vorbild der Sieben Stühle wieder her. 
Dieser Zustand wird i. J. 1318 genauer präzisiert.?) Es gab also auch 
in den Zwei Stühlen gewählte Stuhlrichter, Stuhl- und Provinzialversamm- 
lungen, an der Spitze stand wie damals in Hermannstadt ein Graf, ein 
magyarischer Adliger, meist der Seklergraf. Da in den zwanziger Jahren 
in den Sieben Stühlen die Grafen aufhörten und das Königsrichteramt 
Eingang fand, war es notwendig, daß Ludwig I. 1369 die Befugnisse 
der Seklergrafen in den Zwei Stühlen beim Hinweis auf die Hermann- 
städter Privilegien ausdrücklich aufrecht erhielt.) Die Grafschafts- 
verfassung hat sich in den Zwei Stühlen bis 1402 erhalten. Erst von da 
an kommen nationale Königsrichter auch für Mediasch und Schelk in 
Frage, ohne daß die Befugnisse der Seklergrafen völlig erloschen wären.®) 


IV. Das Burzenland und Kronstadt. . 


Die beiden im vergangenen Jahr erschienenen Abhandlungen 
Müllers (Nr. 14 und 15) beschäftigen sich in außerordentlich gründ- 
licher und ertragreicher Weise mit den Rechtsverhältnissen des Burzen- 
landes und des Kronstädter Distrikts. Hatte 1924 Erich Caspar die 
Episode des Deutschen Ordens im Burzenland (1211—1225) in 
ihrer Bedeutung für den Ordensstaat Preußen gewürdigt®), so erhalten 
jetzt diese Ereignisse namentlich in territorialer Hinsicht eine gründ- 


1) Vgl. dazu Müller Nr. 2, Nr. 14 S. 313, auch Theil, Archiv 21 S. 231 ff., 
Fr. Teutsch, Korreap.-Bl. 1912, S. 193. 

2) UB. I 316. 3) UB. 1 S. 331. *) UB. II S. 327. 

6) UB. II 8.289. Müller Nr.2 S.71ff., Nr.7 S.9, Nr. 14 S. 313f. 

%) Hermann von Salza und die Gründung des Deutschordensstaates in 
Preußen, Tübingen 1924, vgl. diese Zeitschr. Bd.45 1925 Kan. Abt. 14 
8.558fl. (Robert Holtzmann). 
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liche Beleuchtung, die manches in neuem Lichte zeigt. Müller unter- 
nimmt zunächst auf Grund genauer Ortskenntnis und Karten eine quelln- 
mäßige Uimschreibung des burzenländischen Ordensgebietes, die ernbt, 
daß es sich um ein erhebliches, fast überall von natürlichen und einfachen 
Grenzen ungebenes Territorium handelte: Im Osten der Tartlauba.h, 
im Süden derKamm des Gebirges mit dem Temescher und dem Törzburee:r- 
Paß, die den Zugang zum kumanischen O:densbesitz vermittelten, im 
Westen und Norden in der Hauptsache der Altfluß, womit die unmittel- 
bare Nachbarschaft zu den Sieben Stühlen (Reps) gegeben war. Das 
Ordensgebiet war also im Westen erheblich ausgedehnt, im Osten eın- 
geschränkt gegenüber denı späteren Burzenland.. Nur die Kıeuzbug 
griff über den Tartlaubach nach Osten hinüber. Nur hier kommen gro- 
graphisch und im Einklang mit den Quellen Ausdehnungsbestrebungen 
des Ordens in Frage, die ihm die volle Herrschaft über den dritten. 
den Bodsaupaß, gesichert und die hier noch fehlende Verbindung mit 
Kumanien (das nur jenseits der ehemaligen ungarisch-rumänischen 
Grenze, jenseits des Gebirgskammes zu suchen ist) verschafft hätten 
Der König konnte aber nicht dulden, das das gesamte, dein ungarischen 
Reich gehörende Grenzburggebiet des Bodsauer Passes in die Hände 
des Ordens kam. Als tieferen Grund für den Konflikt mit dem Könie. 
der zur Vertreibung des Ordens führte, sieht aber Müller mit Bechr 
nicht diese und ähnliche Bestrebungen und Übergriffe des Ordens an. 
sondern dessen Gesamtziel: Lösung des Burzenlandes aus dem ungan- 
schen Staatsverband. Die Stellung des Großmeisters und das Ver- 
hältnis des Ordens zum Papst wurden dem König zu gefährlich, das päpe- 
liche Obereigentum dürfte wolıl nicht alsganz harmlos aufgefaßt werden !) 
Demgegenüber bildeten Gebietsfragen und ähnliches nur den äußeren 
Anlaß; dem Weißenburger Bischof kommt kaum die Rolle eines An- 
stifters zu, die ihm Caspar zuschreibt: das Burzenland wurde nicht 
wieder ihm, sondeın dem Graner Erzbischof unterstellt. 


Und doch hat die kurze Kolonisationstätigkeit des Oıdens in. 
Lande dauernde Spuren hinterlassen. Eine noch heute zum guten Teil 
deutsche Stadt und dreizehn blühende sächsische Gemeinden s0we 
vier Burgen (Kreuzburg. Rosenauer Bergschloß, Törzburg und Schwar- 
burg) legen davon Zeugnis ab. Die mittelalterlichen Verfassungsverhält 
nisse können nunmehr durch die Arbeit über die Kronstädter Grafen 
auf Grund alles erreichbaren Materials als im wesentlichen geklärt gelten. 


Im J. 1377 bestätigte Ludwig I. den seit alters bestehenden, zuerst 
1353 bezeugten Provinzialverband der Stadt Kronstadt mit den 
umliegenden dreizehn freien sächsischen Gemeinden, der dann bis 144 


!) Die Ausführungen Müllors hierzu 8. 64f. treffen im ganzen w.tl 
das Richtige, bedürften aber einer breiteren Fundierung im Anschluß au 
Georg Schreiber, Kurie und Koster im 12.Jb. Bd. 1, Kirchenrechtl. Ah 
handl. hrsg. v. Ulrich Stutz, H. 65'66, Stuttgart 1910, bes. 8.9 1., 27f. 
92fl. Vgl.auch Haus Hirsch, Die Klosterimmunität seit dem Investitar- 
Streit, Weimar 1913 8. 31ff., 37 Anın. 1. 
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als Kronstädter Distrikt bestanden hat.!) Sie bilden einen geschlossenen 
autonomen Steuer- und Gerichtsverband mit fünf Gerichtsstühlen: Kron- 
stadt, Rosenau, Marienburg, Zeiden und Tartlau, und sind kathedral- 
zehntfrei (seit 1213). Neben diesem Provinzialverband oder Distrikt. 
im engeren Sinne gibt es aber auch eine Anzahl grundherrlicher Ge- 
meinden, die zu der Grafschaft oder dem Distrikt Kronstadt im weiteren 
Sinne gerechnet werden, da sie dem Kronstädter Grafen als solchem 
unterstehen. Es sind deutsche, magyarische und rumänische Gemeinden, 
die mit der Zeit teils unter den Weißenburger Komitat, teils aber auch in 
den Besitz der Kronstädter Kirche oder der Stadt geraten sind und dann 
allerdings der sächsischen Rechts- und Steuergemeinschaft unterstehen 
Die Kronstädter Grafen, von 1341 bis 1408 als solche bezeugt, waren 
mit einer einzigen Ausnahnıo (Johann von Scharfeneck um 1378) magya- 
rische Adlige. Seit dem Ende des 14. und im 15. Jahrhundert sind die 
Seklergrafen zugleich Inhaber der Kronstädter Grafenrechte, wie auch 
der Mediascher und Bistritzer, aber auch hier nicht in organischer Ver- 
bindung, sondern nur in Personalunion aus Zweckmäßigkeitsrücksichten. 
Allerdings führten sie im 15. Jahrhundert den Titel nicht mehr. Die 
vielfach genannten Königsrichter waren keine deutschen Königs- 
richter im Sinne der Verfassung der Hermannstädter Provinz, sondern 
meist magyarische Vizegrafen und Vertreter des Seklerkomes, im 15. Jahr- 
hundert gewöhnlich die Kastellane der Törzburg. Außerdem gab es noch 
in jedom der fünf Gerichtsstühle einen vom Volk gewählten, also deut- 
schen Richter (Landesgraf, Landesrichter, iudex ipsorum sive comes 
terrestris, quem ipsi de communi eorum voluntate eligent, 1353) und 
einen ebenfalls gewählten Fürsprecher (prolocutor similiter per communi- 
tatem eligendus). Der Kronstädter Graf oder sein Vertreter scheint wie 
der Hermannstädter nur einmal im Jahr eine ordentliche Tagfahrt 
abgehalten zu haben: nur einmal muß er bewirtet und mit einem Roß 
beschenkt werden. Im übrigen wird die Grafengerichtsbarkeit von den 
Königsrichtern ausgeübt. Um hier geradezu von echten und gebotenen 
Dingen zu sprechen (Müller $. 337), dazu reichen m. E. die Quellen 
nicht aus. Ebensowenig läßt sich der Uinfang der Grafengerichtsbarkeit 
genau bestimmen; wir sehen nur, daß sie über den Rahmen der schweren 
Straffälle erheblich hinausgreift, daß aber andererseits denı Kronstädter 
Rat (wie auch den Marktgemeinderichtern) das Urteil über falsches 
Maß und Gewicht sowie nach Ofener Recht die Jahrmarktgerichtsbarkeit 
allein zusteht. Ferner war der königliche Richter an die Mitwirkung 
des Volksrichters anscheinend allgemein gebunden, ja trat noch im 
14. und stärker im 15. Jahrhundert in peinlichen und Haftsachen immer 
mehr vor dem Volksrichter zurück. In Tötungsfällen hat die Ächtung 
schon 1353 von der Gerichtsgemeinde, per communitstem, wohl unter 
Vorsitz des Volksrichters, zu erfolgen; erst dann erhält der Königs- 
richter das Zugriffsrecht auf das Vermögen des Ächters.?) Ebenso wird 


ı) UB. U S. 94f., 480; Müller Nr. 14 S. 320 ff.‘ 
2) Vgl. UB. DS. 349; III S. 546; Müller Nr. 14 S. 340f., 347. 
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1412 nnd 1428 sein Ver- und Enthaftungsrecht zugunsten des Volksrichter: 
eingeschränkt; nur noch ausnahnısweise darf er verhaften, der Volks 
richter kann in leichteren Fällen selbständig die Freilassung verfügen.) 
Die Gerichtsgebühren werden im Verhältnis3: 1: 1 zwischen dem Königs 
richter, dem Volksrichter und dem Fürsprecher geteilt. Über letzteren 
sagen die Quellen nichts Näheres aus, er dürfte wie nach der Ziper 
Willkür von 1370 Wortführer der Partei vor Gericht gewesen sein (S. 36). 
Eine Mitwirkung des Kronstädter Rates bzw. der Gemeindegeschworenen 
bei der Rechtspflege läßt sich wahrscheinlich machen?); wenn aber Müller 
(S. 348) eine Mitwirkung auch der Gemeinde selbst bei der Urteik- 
findung (sicher bei der Ächtung per communitatem), sei es auch nur 
in Gestalt des Vollborts bezweifelt, so ist ein Grund hierfür nicht ein- 
zusehen. Der Vorsitz eines fremdnationalen Richters erheischt geradezu 
eine solche Mitwirkung. 

Wie schon angedeutct, haben sich die Königsrichter im 15. Jahr- 
hundert eine dauernde Schmälerung ihrer Rechte zugunsten der Volks 
richter gefallen lassen müssen, die schließlich in den sechziger und siebziger 
Jahren des 15. Jahrhunderts zum Aufhören der Grafengerichts 
barkeit im Kronstädter Distrikt geführt hat, gleichzeitig mit dem Er- 
löschen der Bistritzer Grafschaft und der Einführung des Königsrichter- 
wahlrechtes in den Sieben Stühlen. Nur noch der Gebührenanteil wurde 
dem Kastellan des Törzburger Schlosses entrichtet, das 1498 in den 
Besitz der Stadt Kronstadt kam. So ist der Königsrichter durch den 
Kıonstädter Stadt- oder Distriktsrichter bzw. die Marktgemeinderichter 
gänzlich beissite geschoben worden, ein Vorgang, der in der Fortbildung 
reichsdeutscher Zent- und Stadtgerichte seine Parallelen hat.?) 

Möchten uns die nächsten Jahre noch weitere so wohl ausgereifte 
Früchte eindringenden Quellenstudiunis aus der Feder Georg Müllers 
bringen, wie die der letzten Jahre! 

Hans Erich Fein 


1) 1428: seniores tam civitatis quam etiam liberarum villarum dietae 
provinciae Barcensis . . in quibuscungque levibus excessibus et etiam factı3 
contentiosis ac minatoriis et suspiciosis, in quibus scilicet birsagia (Bußgelder) 
recipi non consuevissent et extorqueri, nec etiam tales deprehensi et capf! 
per sanguinis effusionem venerint puniendi, poena carceris duorum vel trnum 
dierum ac alia levi poena pro exigentia qualitatis suorum excessuum decente! 
correptos, absque licentia et requisitione iudicis regii ac pactatione eorunden 
captivorum ipsimet libere relaxare et dimittere possint. 

2) Schröder-Künssberg S. 658, Hirsch, Hohe Gerichtsbarkeit 
S. 185ff., 207. Vgl z.B. Fr. Kiener, Studien zur Verfassung des Tertı- 
toriums der Bischöfe von Straßburg I, Leipzig 1912 S. 96f. 
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Das älteste Urteilbuch des Holsteinischen Vierstädtegerichts 
1497—1574. Herausgegeben von Dr. Franz Gundlach, 
Stadtarchivar in Kiel (= Quellen und Forschungen zur 
Geschichte Schleswig-Holsteins. Herausgegeben von der 
Gesellschaft für Schleswig-Holsteinische Geschichte. 10.Bd.), 
Kiel [ohne Verlagsangabe] 1925. LVI und 623 8. 8°. 


Der Rechtsezug von den Holsteinischen Stadtgerichten, die Lübi- 
schen Rechtes waren, an den Rat zu Lübeck ist bis zum Jahre 1496 
geübt worden. Am 21. Mai dieses Jahres erließ Herzog Friedrich von 
Schleswig-Holstein, der spätere König Friedrich I. von Dänemark, mit 
Zustimmung seines königlichen Bruders und seiner Landstände ein Patent 
an die mit Lübischem Recht bewidmeten Holsteinischen Städte, in dem 
er den Rechtszug nach Lübeck untersagte und die Städte in zweiter 
Instanz an Bürgermeister und Rat der vier Städte Kiel, Itzehoe, Rends- 
burg und Oldesloe verwies. Viermal im Jahr sollte dies Gericht der 
vier Städte zusammentreten und nach Lübischem Recht die aufgelaufenen 
Rechtsstreite entscheiden. Nur für den Fall der Rechtsverweigerung 
behielt sich der Herzog die Entscheidung als Obeırichter mit seinen 
Räten vor. Am 6. Juni 1497 ist dies Gericht zum erstenmal in Kiel zu- 
sammengetreten, und Kiel ist im 16. Jahrhundert unbestritten der Ge- 
richtsort geblieben. Im folgenden Jahre hat das Gericht von seiten 
des Königs und des Herzogs ein förmliches Privileg erhalten, wonach 
es einmal im Jahr, nach Fronleichnam, in Kiel ‚edder wore dat den veer 
steden best bequeme is“, ausje zwei Ratsdeputierten bestehend, zusammen- 
treten und die gescholtenen Urteile nach Lübischem Recht entscheiden 
sollte. Gleichzeitig wurde den Huolsteinischen Städten die Einsetzung 
dieses Gerichtes mitgeteilt. 

Das Vierstädtegericht hat also seine Entstehung nicht gewohn- 
heitsrechtlicher Entwicklung, sondern einem einmaligen Akt der Landes- 
hoheit im erstarkenden ständischen Territorium zu verdanken. Sie hat 
auch dem Gericht der vier Städte i. J. 1568 eine Ordnung gegeben, 
welche in die Landgerichtsordnung von 1573 und in die revidierte Land- 
gerichtsordnung von 1636 Aufnahme gefunden hat. Diese hat insbesondere 
die Frage der weiteren Appellation vom Vierstädtegericht an das fürst- 
liche Landgericht (vgl. Nr. 502, 609, 559, 582, 604, 606) geregelt, d. h. sie 
für vier, später fünf Gruppen von Fällen ausgeschlossen, und die An- 
ordnung getroffen, daß die vier Städte nach Lübischem, subsidiär nach 
Sächsischem Recht verfahren und zu diesem Zweck „ein glaubwirdig 
exemplar des Lub. rechtens bei sich haben“ sollten. Das Kieler Exemplar 
ist noch heute im Stadtarchiv zu Kiel vorhanden. 

Die vorgesehene Besetzung des Gerichts kam erst von 1570 an zu- 
stande, bis dahin traten zunı Kieler Rat regelmäßig die sechs Deputierten 
der anderen Städte hinzu, was Kiel ein erhebliches Übergewicht ver- 
schaffte, das noch dadurch verstärkt wurde, daß der rechtsgelehrte 
Kieler Stadtsyndikus zugleich Sekretär des Vierstädtegerichtes war und 
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die Protokolle führte, die Urteile verfaßte und verkündete. Den Vier- 
städtegericht unterstanden außer den vier Städten Wilster, Krempe, 
Heiligenhafen, Oldenburg i.H., Lütjenburg, Segeberg und Neustadt, 
zeitweilig Tondern, Burg auf Fehmarn und Glückstadt. 1621 regelten 
die vier Städte selbst das Verfahren und besonders die Einhaltung der 
Termine vor Gericht durch eine Ordnung, um ‚‚der Partheyen verzüg- 
liches procedieren und tergiversieren‘“ zu verhindern. 

Die Tätigkeit des Gerichtes, die zunächst keine sehr lebhafte war 
(jährlich im Durchschnitt fünf Sachen), nahm 1560 einen plötzlichen 
Aufschwung, so daß der Durchschnitt auf über 20 Prozesse stieg. Die 
Blütezeit des Gerichtes fiel in das erste Drittel des 17. Jahrhunderts 
mit einem Durchschnitt von 59 Sachen, der in der nächsten Generation 
auf 32, seit 1670 auf 20 und weiter sank. 1713 fand die letzte Tagung 
des Gerichts in Rendsburg statt, dann ist es völlig eingeschlafen und 
1737 durch königliches Reskript ausdrücklich aufgehoben worden. Über 
Verfassung und Geschichte des Gerichtes, namentlich auch über die 
Streitigkeiten unter den Städten über den Gerichtsort und die Besetzung 
der Sekretärstelle im Laufe des 17. Jahrhunderts, berichtet dje Ein- 
leitung einigermaßen ausführlich. Die wichtigsten Urkunden zur Ge- 
schichte des Gerichtes sind als Beilagen hinzugefügt. 


Das Archiv des Vierstädtegerichts ist zum größten Teil) verloren- 
gegangen, insbesondere alle eigentlichen Sitzungsprotokolle. Dagegen 
befindet sich die Mehrzahl der aus den Protokollen ausgezogenen Urteils- 
bücher wohlerhalten im Kieler Stadtarchiv. Es sind im ganzen fü 
Bücher, die von 1497 bis 1668 reichen. Das älteste der Urteilsbüche”. 
aus 25 Pergamentlagen bestehend, hat im vorliegenden Band einen 
Abdruck erfahren, der „den vollständigen Wortlaut des Originals ohn® 
irgendeine Auslassung“ bietet. Daß dies alte Postulat, das gerade von 
vechtshistorischer Seite wiederholt (P. Rehme, DLZ. 1909 Sp- 1327; 
H. Meyer, diese Z. 1909 S. 358) aufgestellt worden ist, hier seine Dureh- 
führung erfahren hat, verdient uneingeschränktes Lob. Gerade für das 
späte Ma. und das 16. Jahrhundert ist es, aus begreiflichen Ursachen, 
nur zu oft bisher unerfüllt geblieben und die Brauchbarkeit sonst wert- 
voller Ausgaben dadurch erheblich herabgesetzt worden. 610 rechtliche 
Erkenntnisse enthält das Buch, davon sind 563 eigentliche Urteile, 
der Rest Vergleiche im gütlichen Verfahren. Der Sprachgebrauch drückt 
sich so aus (z. B. 1500 S. 14): „Anno unde dach bavengescereveR synt 
desse nagescreven ordele unde fruntliche handel afigesecht unde ge 
degedinget““, und führt an (Nr. 475), daß „bemelte [4] stede die gutliche 
handlunge dem rechten (welchs, ofte et woll scheidet, doch nicht frundet) 
vorgetagen“ haben. Fin kurzes Regest des Herausgebers ist jedem 
Rechtsspruch vorangestellt, das, wenn auch nicht immer gan2 glüc 
und juristisch richtig gefaßt, doch meist eine ungefähre Orientierung 
über den hauptsächlichen Inhalt des Rechtsfalles rasch ermöglicht. 


Überblickt man die ganze fünfeinhalbhundert Oktavseiten starke 
Sammlung, so muß man sagen, daß ein vor allem durch seineR Um 
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und seine Vielseitigkeit außerordentlich wertvolles Denkmal des Lübi- 
schen Rechtes im 16. Jahrhundert nun erschlossen ist. Wohl kein Rechts- 
gebiet fehlt in der Spruchsammlung. Nicht nur alle Teile des Privat- 
rechtes, auch Straf- und Prozeßrerht, Zunft-, Gewerbe, Beamten- und 
kirchliche Verhältnisse haben Berücksichtigung gefunden. Durchaus 
im Vordergrund aber stehen Privat- und Prozeßrecht. Inhaltlich sind 
die Sprüche für den Rechtshistoriker nicht gleichwertig. Manchmal 
ist die Fassung so knapp, daß sich nur schwer Klarheit über den Tat- 
bestand und den angewandten Rechtssatz gewinnen läßt. In den späteren 
Teilen werden die Urteile besser: Auf eine mehr oder weniger umfang- 
reiche Wiedergabe der Klaganträge und ihrer tatsächlichen und recht- 
lichen Begründung sowie der Entgegnung des Beklagten folgt, von meist 
sehr kurzen rechtlichen Begründungen eingeleitet, der Spruch des Ge- 
richtes. Die Fassung hängt eben im einzelnen sehr stark vom Sekretär 
ab, der auf Grund seines Verhandlungsprotokolles den eingetragenen 
Spruch formulierte. Mit dem Eintritt des kaiserlichen Notars Hermann 
Sifrit als Kieler Rats- und Vierstädtegerichtssekretär im Jahre 1562 
— er behielt das Amt bis 1574 — scheint nach dem bisherigen vielfachen 
Wechsel eine festere und juristisch geschultere Hand der Abfassung 
der Sprüche zugute gekommen zu sein. Sie bringen jetzt das Wesent- 
liche des Streitfalles klarer, meist auch ausführlicher zur Geltung. Auch 
sonst fällt Sifrit durch seine Versuche einer Annäherung an die ober- 
deutsche Schriftsprache auf (vgl. Nr. 504, 581, 582). So wird die Samm- 
'ung mit der zunehmenden Blüte des Gerichtes immer ergiebiger und 
man kann den Wunsch nicht unterdrücken, sie für die folgenden Jahr- 
zehnte fortgesetzt zu sehen. Zur Zeit reicht sie bis 1574. 

Inhaltlich enthält sie, soweit ich feststellen konnte, rein deutsches 
Recht. Von romanisierendem Einfluß ist, abgesehen von einzelnen 
übernommenen Fachausdrücken wie appellation, contract, culpa, dolus, 
exception, legatum, repliche, succession, ususfructus, inhaltlich nichts 
zu spüren. Letztere erklären sich leicht durch die romanistische Vor- 
bildung des Sekretärs. Die Berufung auf das Lübische Recht, nach 
dem das Gericht entscheidet, fehlt in keinem Jahr. Spruch für Spruch 
bestätigt die Sammlung, daß sich dieses das 16. Jahrhundert hindurch 
frei von romanisierenden Einflüssen erhalten hat (vgl. Stobbe, Rechts- 
quellen II S. 293 ff.; Gierke, DPrR. 18. 64f.). Typisch deutsche Rechts- 
sätze finden sich wie der, daß Diebesgut überall verfolgbar bleibt (Nr. 52: 
wente id in allen Lub. rechten is, dat neen kopmann schal kopen defflich 
gud offte zeeroff; dar de kopmann syn gudt alßo averkumpt, mach he 
syn gudt myt rechte anspreken unde weder bij sich furdern); Hand 
wahre Hand (Nr. 392: dewilen et recht und billich, dat hand hand wahren 
scholle); Vergabungen auf dem Totenbett werden nur unter besonderen 
Kautelen zugelassen (z. B. Nr. 400); das Erbenbeispruchsrecht ist als 
Losungsrecht in Geltung (Nr. 325: dwile de kop binnen jare und tage 
na Lubeschem rechte van den neghsten erven, de mundich, byghespraken 
und bysprakes recht ghedaen, Bo schall desulvige negheste erve in densul- 
ven koep treden und den geneten; vgl. auch z. B. Nr. 363, 599, 604); 


486 Literatur. 


das Stadtbuch genießt öffentlichen Glauben (Nr. 33 [1507] die vier Städte 
haben na bosprake unde ripem rade vor Lub. recht affseggen laten: 
so dat se des ersamen rades to Itzeho stadtbok vynden se by vullen- 
kamener macht, und dar nene tugo offte enshandt baven gaen scholle). 
Besonders zahlreich und interessant sind auch die Urteile über Errich- 
tung und Gültigkeit von Testamenten (vgl. z. B. Nr. 363, Urteil: nachdeme 
de testator dat testament by guder vernufft und vermogenheit, mechtig 
siner lede und na ferner geborliken ordenung Lubschs rechtens up- 
gerichtet, ock in sinem dotbedde und affscheit bekant, dat he nichtes 
ingeervt, sondern sy alles syn wolgewunnen gut, imgliken sine negsten 
erven mit einer milden gaven bekant, also schall gemeltes testament 
by werden und macht bliven), über Nachlaßregelung und Erbstreitig- 
keiten, über Schuldklagen, Auflassungen, Renten, Satzungen und Stadt- 
bücher. Nur eine eingehendere Untersuchung, als sie hier möglich ist, 
könnte in diesem oder jenem Punkt an der Hand der hier vorliegenden 
Quellen die Entwicklung des Lübischen Rechtes in Holstein schildern. 

Bloß mit einem kann ich mich nicht einverstanden erklären: mit 
dem beigefügten ‚‚Wörterbuch‘ 8. 595—622. Der deutsche Teil ist außer- 
ordentlich unvollständig, gerade auch, was die Rechtsausdrücke, auf die 
er offenbar vor allem Rücksicht nimmt, betrifft und kann nur in einigen 
Richtungen als erster Anhalt dienen. Das Verzeichnis der „aus deır 
römischen Recht in die mnd. Rechtssprache eingedrungenen Fremd 
wörter“ ist ‚,mit selbstverständlichem Ausschluß rein lateinischer Wörter‘ 
abgefaßt und entbehrt schon deshalb des Wertes für rezeptionsgeschicht- 
liche Untersuchungen. Immerhin können so kleine Schönheitsfehler 
den außerordentlichen Wert einer derartig umfangreichen und mühe- 
vollen Quellenedition und den Dank, den wir dem Herausgeber für seine 
entsagungsvolle und gewissenhafte Arbeit schulden, in keiner Weise 
mindern. 


Hans Erich Feine. 


Dr. jur. Karl August Eckhardt, Privatdozent der Rechte 
an der Universität Göttingen, Politische Geschichte der 
Stadt Witzenhausen, Festschrift zum 700 jährigen Bestehen 
der Stadt. Witzenhausen, Selbstverlag des Magistrats 1925. 
IV und 82 8. gr. 8° mit zahlreichen Vollbildern und Ab- 
bildungen im Text. 

Professor Dr. Carl Knabe, Geschichte der Stadt Torgau 
bis zur Zeit der Reformation. Zweite Auflage, nach dem 
Tode des Verfassers besorgt von Dr. Rudolf Mielsch, 
Torgau, Max Eichelbergs Verlag 1925. 528. 8°. 

Hans Brinkmann, Das Brauwesen der kaiserlich freien 
Reichsstadt Goslar, Beiträge zur Geschichte der Stadt 
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Goslar, Heft 3, Goslar a. H., Kommissionsverlag von 
J. Brumby, Goslar 1925. 878. 8°, 

Dr. phil. Karl Friedrich Müller, Geschichte der Ge- 
treidehandelspolitik, des Bäcker- und Müllergewerbes der 
Stadt Freiburg i. Br. im 14., 15. und 16 Jahrhundert, Bei- 
heft zur Zeitschrift der Gesellschaft für Beförderung der 
Geschichts-, Altertums- u. Völkerkunde von Freiburg, dem 
Breisgau und den angrenzenden Landschaften, 2. Heft, Frei- 
burg i. Br., Poppen und Ortmann 1926. VIIlund 1118.80. 


Es sind nicht gerade weltbewegende Schicksale, welche das jetzt 
zur preußischen Provinz Hessen-Nassau gehörige, nahe der Grenze der 
Provinzen Hannover und Sachsen gelegene, einst wohl dem thüringischen 
Gaue Eichsfeld und unbestritten dem Archidiakonate Heiligenstadt zu- 
gerechnete Witzenhausen an der Werra im Laufe der Jahrhunderte durch- 
gemacht hat. Zweifellos ein alter Ort, wird es zuerst genannt anno 
1225, in welchem Jahre Landgraf Ludwig der Heilige von Thüringen, 
nachdem Landgraf Hermann erst 1212 praedia Fuldensis ecclesiae in 
Westera und damit auch die Witzenhäuser Gegend vom Kloster Fulda 
zu Lehen erhalten hatte, Witzenhausen einen „gemeinen‘“, d. h. ständigen 
Markt verlieh. Zum siebenhundertjährigen Gedächtnis dieses Ereignisses 
und des ersten Vorkommens von Witzenhausen in der Geschichte hat der 
dortige Magistrat eine geschmackvoll mit reichem Bildschmuck aus- 
gestattete Festschrift herausgegeben, mit deren Abfassung er einen Sohn 
Witzenhausens, unseren Mitarbeiter, den Göttinger deutschrechtsge- 
schichtlichen Privatdozenten Dr. K. A. Eckhardt beauftragte, welcher, 
vom Vater her für die Heimatgeschichte interessiert, in Gestalt von 
Häusergeschichten u. a. schon mehrere Beiträge zur Erforschung und 
Bearbeitung der Vergangenheit seiner Vaterstadt beigesteuert hatte. 
In erstaunlich kurzer Zeit hat er diese Aufgabe mit gewohntem Geschick 
gut und gefällig bewältigt. Freilich gerade dem, was ihm am nächsten 
gelegen hätte, der Verfassungsgeschichte, durfte er mit Rücksicht auf die 
Gemeinverständlichkeit der Schrift nicht allzuviel Raum widmen; 
die wird in einer Publikation der Quellen zur Rechtsgeschichte der Stadt 
Witzenhausen zu ihrem Rechte kommen, welche Eckhardt im Auftrage 
der Historischen Kommission für Hessen und Waldeck bearbeitet. Es 
ist also mehr die äußere Geschichte der Stadt, mit der sich die Festschrift 
befaßt.) Zunächst wird wahrscheinlich gemacht, daB Witzenhausen 
bei den Teilungen im landgräflich thüringisch-hessischen Hause zu Hessen 
kam; jedenfalls ging es aus dem Erbfolgekrieg um den Nachlaß des land- 
gräflichen Hauses endgültig als hessisch hervor. Daß Witzenhausen von 
Landgraf Heinrich I. von Hessen das fränkische Recht, nach dem es wohl 


1) Vgl. auch die schöne Festrede, die Edward Schröder, gleichfalls 
aus Witzenhausen gebürtig und Ehrenbürger der Stadt, am 16. August 1025 
(gedruckt in Witzenhausen bei 'Trautvetter) gehalten hat. 
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seit alters als fränkische Fronhofskolonie lebte, von neuem zugesichert und 
bestätigt erhielt, ist höchst wahrscheinlich, wiewohl bei dem Stadtbrande 
von 1479 die Privilegien im Original vernichtet worden sind und uns nur 
eine von 1482 aus dem Gedächtnis der Ratsherren gemachte Aufzeichnung 
erhalten ist. Wie sehr der Handel an diesem wegen seiner Lage an viel- 
begangener Handelsetraße und an der Werrafurt später -brücke dafür 
besonders geeigneten Punkte gedieh, lehrt der Umstand, daß bereits 
1287 allein die Tuchverkäufergilde 85 Mitglieder hatte. Allerdings sank 
die Kaufleutegilde bald von ihrer stolzen Höhe herab; im 14. Jahrhundert 
taten auch die Bäcker und die Wollenweber je eine Gilde auf, und hundert 
‚Jahre später folgten die Schmiede sowie die Schuhmacher, im 16. Jahr- 
hundert die Metzger, die Schneider und die Leineweber. Unter der seit 
Landgraf Hermann dem Gelehrten straffen Landesherrschaft sank Witzen- 
hausen zu einem Landstädtchen von Ackerbürgern herab, woran auch die 
Stadtmauer und die bis heute erhaltene, jüngere Burg mit ihrer Burg- 
mannschaft nichts änderten. Von dem Brande von 1479 erholte sich die 
Stadt dank der Tatkraft ihrer Bürger rasch. Wir übergehen, was über die 
kirchlichen Einrichtungen gesagt ist, und den Übergang zur Reformation 
mit dem neuerdings umstrittenen Wirken von Antonius Corvinus von 
1529 bis Ende 1540. 1607 ging Witzenhausen zur reformierten Lehre über. 
Dazwischen liegt die zweite und größte Blüteperiode Witzenhausens, 
verknüpft mit dem Namen des Schultheißen Hans Motz und der Tätig- 
keit einer Anzahl hervorragender Bürgermeister; konfessionelle Kämpfe 
und solche mit dem niederen Adel der Gegend taten ihr keinen Eintrag. 
Wohl aber die große Pestseuche von 1597. Im Dreißigjährigen Kriege 
litt die Stadt unermeßlich, noch mehr durch einen abermaligen großen 
Stadtbrand von 1809. Die neuere Entwicklung vollzog sich ohne große 
Störungen. Unter preußischer Herrschaft nahm Witzenhausen mit seiner 
seit 1899 bestehenden Kolonialschule Wilhelmshof einen großen Auf- 
schwung, wovon auch diese wohlgelungene Festschrift beredt Zeugnis 
ablegt. 

Etwas reicher ist die Überlieferung für Torgau. Von seiner Ge- 
schichte hatte im Jahre 1880 Knabe unter Benutzung der Vorarbeiten 
des Senators Niese (f 1814) eine kurze, aber wohlabgerundete Darstellung 
gegeben. Unter Berücksichtigung der späteren, namentlich rechts- und 
verfassungsgeschichtlichen Forschungen Knabes, der Lewys über 
Schloß Hartenfels, Sponsels über Peter Flettner und eigener über die 
Torgauer Kirchen gibt jetzt Mielsch Knabes Schrift in neuer, namentlich 
in den Anmerkungen verbesserter und bereicherter Gestalt heraus. Auf 
den Text der Darstellung, der als Ganzes unverändert geblieben ist, im 
einzelnen einzugehen, erübrigt sich gegenüber einer seit nahezu fünfzig 
Jahren veröffentlichten Darstellung. Nur auf die sorgfältige Schilderung 
der Ratsverfassung dieser mit geringer Unterbrechung durch die Jahr- 
hunderte wettinisch gebliebenen, anfänglich aus einer Burgmannen- 
gemeinde, der alten Stadt und dem ursprünglichen slavischen Fischer- 
dörfchen bestehenden Stadt sei hingewiesen sowie auf eine S. 17f. ab- 
gedruckte anschauliche Aufzeichnung über die Hegung des Gerichts aus 
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dem 16. Jahrhundert. Stadtgut, Rechnungswesen, übrige Verwaltung, 
Zusammensetzung der Bürgerschaft, Verhältnis zum Landesherrn u. a. 
werden eingehend behandelt. Die älteste Kirche, St. Marien, wurde von 
Markgraf Thiemo 1080—1110 als wettinische Eigenkirche erbaut und von 
seinem Sohn Konrad an Reinhardsbrunn übertragen. Doch scheint die 
Schenkung nicht ausgeführt oder wieder rückgängig gemacht worden zu 
sein. Wenigstens behielten die Wettiner den Patronat bis ins 13. Jahr- 
hundert und übertrugen dann die Kirche von neuem an ein Kloster, an 
das wiederum von ihnen gestiftete der Zisterzienserinnen vor dem 
Bäckertore Torgaus, später in Grimma. Die geistliche Verwaltung wurde 
von der Mutterkirche in Weßnig aus besorgt, bis Markgraf Wilhelm 1409 
das Patronatrecht der Marienkirche der nunmehrigen kurfürstlichen 
Residenzstadt Torgau vom Kloster Grimma eintauschte. 1525 traten 
die Wettiner es an den Magistrat ab, dem es bis heute verblieben ist. 
Wie der Verfasser nach diesen seinen eigenen Angaben dennoch die 
Nikolaikirche, die erst 1359 und zwar als Filislkirche bezeugt ist, ohne 
jeden Beleg als älteste Pfarrkirche Torgaus bezeichnen kann, ist nicht 
recht verständlich. Ich will die Möglichkeit schon deshalb nicht be- 
streiten, weil auch das Patrozinium dafür ins Feld geführt werden könnte. 
Nur hätte dann dargetan werden müssen, daß daneben zunächst Marien 
bloße nichtpfarrkirchliche Fronhofskirche war, und daß und wie es nachher 
Nikolai im Pfarrecht verdrängt oder doch überflügelt hat. 

Die Beiträge zur Geschichte der Stadt Goslar, über deren beide 
ersten Hefte in dieser Zeitschrift, Germ. Abt. XLIII 1922 S. 357 ff. be- 
richtet wurde, schreiten rasch voran. Das dritte von Brinkmann über 
das Brauwesen fällt nur mit einemTeil seines Inhalts in den Bereich unserer 
Berichterstattung. Nachdem die Stadt 1552 den Berg, d. h. den Gewinn 
aus dem Rammelsberg und die Großforst verloren hatte, suchte sie den 
Verlust durch Förderung und Besteuerung des in ihr längst heimischen 
Brauwesens wettzumachen, hatte damit auch eine Zeit lang Erfolg, bis die 
reichsstädtische Verfassung des Brauwesens und der Dreißigjährige Krieg 
zu einem nur im letzten Viertel des 18. Jahrhunderts durch eine kurze 
Neublüte unterbrochenen Niedergang führten. Bis ins 16. Jahrhundert 
hatte auch in Goslar Braufreiheit gegolten. 1557 wurde das Braurecht 
als Gerechtsame mit gewissen, im Laufe der Zeit auf 301 angewachsenen 
Häusern, Brauhäuser genannt, verbunden. Das Recht, ein Brauhaus 
zu besitzen, war die Braugerechtigkeit, Brauzeit die nur von Zeit zu 
Zeit der Reihe nach gegebene Ausübungsbefugnis. Die Ausübungs- 
befugnis mußte durch eine Gebühr von der Stadt erworben werden, 
der das Brauregal zukam. Schließlich begegnet die Brauzeit auch als 
Rechtsame, losgelöst von Haus oder auch nur Hausstelle. Unsere Unter- 
suchung stellt sich also zugleich als ein Beitrag zur Geschichte der deut- 
schen Genossenschaft dar. Zunftmäßig organisiert waren die Brauer in 
Goslar nie, auch war dieZahl der Brauberechtigten niemals geschlossen; 
nur schloß man sich nach 1557 gegen Nichtbürger möglichst ab und ließ 
Auswärtige, auch wenn sie ein brauberechtigtes Haus in Goslar erwarben, 
kaum mehr zu. Daß die Klöster um die Mitte des 14. Jahrhunderts end- 
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gültig auf den Verkauf des von ihnen hergestellten Bieres verzichteten. 

war dem städtischen Braugewerbe sehr zugute gekommen. Im übrigen 

hütete sich der Rat noch lange, in den inneren Betrieb des Brauwesens 

einzugreifen. Erst nach und nach setzt seine Kontrolle ein. 1466 bringt 

der Abschnitt „van Brauwerke“ der ‚„willekoer der stadt Goslar“‘ die erste 

Zusammenfassung des für das Brauwesen geltenden Rechts, ähnlich der 

Abschnitt „Bruwergk“‘ der neuen Ordnung der Stadt vom Jahre 1548. 

Die erste besondere Brauordnung datiert von 1557 ; darin die Bestimmung: 

Wer nicht selbst zu brauen vermag, kann seine Brauzeit an einen andern 
Brauer verpachten, vorausgesetzt, daß auch in dem Hause, zu dem die 
Zeit gehört, gebraut wird. Mißbräuche hörten aber nicht auf. Daher am 

6. März 1582 eine neue Brauordnung, mit der dem notleidenden Tafelamt 
aufgeholfen werden sollte durch nicht unbeträchtliche Verleihungs- 
gebühren an die Kämmerei. Natürlich waren die Betroffenen bestrebt, 
sich an den Konsumenten schadlos zu halten. Nach vergeblichem Erlaß 
weiterer Brauordnungen in den Jahren 1608 und 1618 wurde 1639 das 
städtische Brauamt eingerichtet, bestehend aus je zwei Mitgliedern des 
alten und neuen Rats und vier dem Rate von der Brauerschaft präsen- 
tierten Brauern mit alljährlichem Ausscheiden und Ersatz eines der 
Ratsmitglieder; Aufgabe: Überwachung derInnehaltung der Brauordnung. 
Schärfer ging die Brauordnung von 1659 vor, die ins Brauamt nur noch 
zwei Vertreter der Brauerschaft beruft. Ich übergehe die zahlreichen 
Brauordnungen der Folgezeit bis zur letzten von 1755. Die Gose wurde 
immer schlechter, der Ertrag für die Stadt geringer. Erst 1806 unter 
preußischer Herrschaft wurde die städtische Administration des Brau- 
wesens durchgesetzt. Auf die Abschnitte über das Rohmaterial und seine 
Beschaffung, die Brauhäuser, das Brauverfahren, die Bierarten, die aus- 
wärtigen Biere, das Braupersonal u. a. kann hier bloß hingewiesen werden. 
Die Brauhäuser hatten schon früh keine Pfannen mehr; vielmehr bildeten 
sich Gewerkschaften zu gemeinsamer Benutzung einer Braupfanne, die 
aber das einzige Gesellschaftsvermögen darstellte. Die Brauerschaft war 
eine obrigkeitlich beaufsichtigte mit Monopol ausgestattete Absatz- 
genossenschaft. Der Bierpreis wurde obrigkeitlich festgelegt. Der Ver- 
kauf erfolgte in Goslar direkt an den Verbraucher durch den Brauer, der 
während der Verkaufszeit das Bierzeichen, eine Weintraube, aussteckte, 
aber auch in Krügen. Handelsverträge sicherten den Absatz nach außen. 
Verkauft wurde auf Kredit. Von den speziellen Brausteuern blieben 
Brauzinse bzw. Schoßgeld auch nach Verschlechterung des Ertrags stabil 
und wurden so drückend, ja fast untragbar. Die Wachte, d. h. einst die 
Abgabe für die Verteidigung der Stadt, war gering, schwer dagegen die 
Rohstofsteuer. Die Abnehmer entrichteten die Bierzise. Dies der In- 
halt des sehr sorgfältigen, aus den Archivalien und der Literatur umsichtig 
erarbeiteten Schrift, soweit er den Rechtshistoriker angeht. 

Georg v. Below hat schon mehrere Teile der Freiburger Gewerbe- 
geschichte für sich oder mit der anderer Städte zusammen bearbeiten 
lassen; vgl. z. B. diese Zeitschrift, Germ. Abt. XXXI 1910 S. 652, 658, 
XXXII 1912 S. 660, 663, XLIV 1924 S. 446. Diesen Arbeiten reiht 
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sich die neue von Müller über die Bäcker und Müller an, die außer dem 
gedruckten Material die Schätze des Freiburger Stadtarchivs ausbeutet. 
In Freiburg hat das Ackerbürgertum nie eine Rolle gespielt; die ange- 
gliederten Dörfer Herdern, Adelhausen und Wiehre waren zu klein, um 
den Bedarf zu decken. Es war auf seinen Kornmarkt angewiesen, von dem 
aus auch die „Waldbauern‘‘ des Dreisamgebietes beliefert wurden, ohne 
je durch Getreideausfuhrverbote behindert zu werden. Hinsichtlich des 
Zolls und des Kornungelts ergänzt Müller in einigen Punkten die ältere 
Arbeit von Vogel. „An den Toren wurde von den Zollern vom Getreide- 
wagen ein Transportmittelzoll und der Durchgangszoll erhoben, auf dem 
Markt von den Kornmessern der Getreidezoll und eine Gebühr für das 
Messen.‘‘ Zwischen Einfuhr- und Ausfuhrzoll ist nicht zu unterscheiden. 
Es galt Marktzwang. Der Markt fand zwischen dem Münsterkirchhof 
und dem Kornhaus vor diesem statt, vielleicht täglich, jedenfalls Mitt- 
wochs, Donnerstags und Samstags. Marktordnungen datieren von 1425, 
1477, 1482, 1525. Die Beamten waren die Kornmesser und Kornschauer, 
der Kornmeister (seit 1565) und die Mehlwäger. Der Rat war für die 
Getreideversorgung besorst, namentlich bei Mißjahren, wenn ein Reichstag 
in Freiburg die Nachfrage erhöhte, und beiähnlichen Anlässen; erkaufte Ge- 
treide, aber nicht aus der ohnehin nach Freiburg liefernden Umgegend, 
sondern weiterher. Abgesehen von solchen Notzeiten war der Rat für 
völlig freien Kornmarkt. Getreidehandel und Mehlhandel wurde wohl 
meist nebenher, aber auch berufsmäßig betrieben. Zünftig oder sonst 
organisiert war er nicht. Die älteste Müllerordnung ist von 1347; 1472 
und 1520 wurde sie ergänzt, 1545 eine neue erlassen, eine gedruckte 
stammt von 1584. Die ca. 14 Mühlen gingen z. T. in das Eigentum von 
Klöstern über, wurden aber als Erblehen an Freiburger Bürger oder 
Seldner (Hintersassen) verliehen. Die ehemalige Müllerzunft wurde 1464 
. bei Herabsetzung der Zünfte auf 12 der Zunft des Bauhandwerks ‚zum 
Mond“ angegliedert. Als gewerbliche Zunft bestand sie aber fort; nur 
war ihr Zunftmeister jetzt der der politischen Bauzunft, und die - 
Müller hatten selbst bloß noch einen Handwerksmeister. Die Müller und 
ihre Knechte mußten die Zunftordnung beschwören und eine Abgabe 
von jedem Mühlrad zahlen; sie durften sich nicht gegenseitig Kunden 
abkaufen, verboten war ihnen das Backen und der Mehl- und Grießver- 
kauf, auch standen ihre Anlagen und ihre Arbeit unter der Aufsicht der 
Schaumeister und Mehlschauer. Mehl und Getreide mußten genau ge- 
wogen, bei zu geringer Abgabe das Fehlende ‚„‚nachgetragen‘‘ werden. Der 
Mahllohn, Molzer, wurde in Mehl von den Kunden in deren Häusern ge- 
nommen, nicht in der Mühle abgezogen. Die erste erhaltene Bäckerzunft- 
ordnung datiert von 1425, 1509 erging eine neue. Vom Rate erlassene 
Handwerksordnungen sind aus den Jahren 1469, vermehrt 1471, 1497 
und 1499 (bald darauf erneuert) erhalten, Brottaxen von 1516, 1562, 
1576, 1577. 1596 wurde die Bäckerordnung, 1611 die Brottaxe gedruckt. 
Auch nach der Reduktion von 18 auf 12 Zünfte blieben die Freiburger 
Bäcker mit den Grempern (Lebensmittelkleinhändlern) politische Zunft. 
Als Handwerke gehörten zu ihr die Brotbäcker und die Hausfeurer oder 
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Roggenbäcker, d. h. Lohnbäcker. Außer für diese beiden erließ der Rat 
eine Handwerksordnung auch für die fremden Bäcker. Beachtenswerte 
Besonderheiten habe ich in der Zunftordnung nicht zu entdecken ver- 
mocht. Während die Hausfeurer nur für Kunden buken, taten es die Feil- 
bäcker bloß auf den feilen Kauf. Mit beiden und den fremden Bäckern 
beschäftigt sich Müller noch besonders. Auf die Einzelheiten wollen wir 
nicht eingehen, da unsere Leser schon so über den Inhalt der fleißigen 
Arbeit und deren Nützlichkeit zur Genüge unterrichtet sein werden. Be- 
merken will ich nur, daß ich des Verfassers Ausführungen S. 81 Anm. 51 
über die Gleichzeitigkeit des Brotmaßes von 1270 am Sockel des Münster- 
turms für durchschlagend erachte. Über die Schweinezucht und den 
Fleischverkauf der Bäcker siehe S. 88ff. 
Ulrich Stutz. 


1. Walter Geisler, Die deutsche Stadt. Ein Beitrag zur 
Morphologie der Kulturlandschaft. Forsch. zur deutschen 
Landes- und Volkskunde, herausgeg. von R. Gradmanı. 
Band 22 Heft 5. Mit 2 Karten, 23 Textabbildungen und 
4 Tafeln. Stuttgart, J. Engelhorns Nachf., 1924. 194 8. $*. 


2. Hans Dörries, Die Städte im oberen Leinetal Göttingen. 
Northeim und Einbeck. Ein Beitrag zur Landeskunde 
Niedersachsens und zur Methodik der Stadtgeographie. 
Landeskundliche Arbeiten des Geographischen Seminars 
der Universität Göttingen, 1. Heft. Mit 16 Karten, Plänen 
und Abbildungen im Text, 3 Merianschen Städteansichten, 
20 Abbildungen auf 10 Tafeln und 6 Kartenbeilagen. 
Göttingen, Vandenhoeck und Ruprecht, 1925. 8* und 
198 8. 8°. 

Die Fortschritte auf dem Gebiet der deutschen Swädteforschung, 
welche die letzten Jahrzehnte gebracht haben, beruhen zu einem sehr 
erheblichen Teile auf der Auswertung topographischer Erkenntnisse für 
die Lösung verfassungsrechtlicher Probleme. Bahnbrechend in dieser 
Hinsicht wurde das Werk Siegfried Rietschels über „Markt und Stadt 
in ihrem rechtlichen Verhältnis‘‘!), das, gestützt auf die Vorarbeit, 
welche J. Fritz in seiner Schrift über ‚Deutsche Stadtanlagen‘‘?) gr- 
leistet hatte, zum erstenmal es unternahm, auf breiter Grundlage in 
allerdings einseitig zugespitzter Form den Nachweis zu führen, daß 
die Mehrzahl der deutschen Städte als Gründungsstädte nicht unmittel- 
bar aus Dörfern, in denen sich Kaufleute niederließen und ein regel- 
mäßiger Marktverkehr zur Ausbildung gelangte, erwachsen, sondern 


1) Leipzig 1897. 
?) Beilage zum Programm des Lyzeums Straßburg i. E. 1894. 
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daß sie neben einer schon vorhandenen älteren Siedlung — einer Burg, 
einem Bischofssitz, einem Kloster oder einer Königspfalz — und un- 
abhängig von dieser entstanden seien.!) Und wenn auch über den Um- 
fang, in dem diese These Geltung zu beanspruchen hat, die Meinungen 
auseinandergehen, wenn insbesondere zur Zeit die Ansicht, daß neben 
den nach Rietschel durchaus überwiegenden Gründungsstädten den 
allmählich gewordenen Städten ein größerer Anteil an der Ent- 
wicklung des deutschen Städtewesens zuzusprechen ist, wieder im Vor- 
dringen begriffen zu sein scheint?), so ist doch kaum zu leugnen, daß 
der Grundgedanke Rietschels als solcher wohl Gemeingut der Wissen- 
schaft geworden ist. Ebenso ist unverkennbar, daß Rietschel die 
Beschäftigung mit dem städtischen Verfassungsleben des Mittelalters 
stark befruchtet hat, was nicht nur in der Fülle von Veröffentlichungen 
über einzelne Orte hervortritt, sondern sich ebenso bei den Erörterungen 
allgemeiner Art zeigt, welche im Bereiche der Methodik liegen und vor 
allem die Bedeutung des Stadtgrundrisses als geschichtlicher Quelle 
betreffen. 

Bei der Stadtplanforschung, welche dem Wirken Rietschels 
nach dem Gesagten vielfache Antriebe verdankt, macht sich nun die 
Eigenart des Gegenstandes in so fern geltend, als der Stadtgrundriß 
einer Betrachtung nicht nur unter geschichtlichen und verfassungs- 
rechtlichen, sondern auch einer solchen unter städtebaulichen und stadt- 
geographischen Gesichtspunkten zugänglich ist. Das prägt sich aus 
in dem Interesse, welches dem Stoff von den verschiedensten Wissens- 
zweigen entgegengebracht wird. Aber bemerkenswert ist doch, von der 
Seite des Re:htshistorikers her gesehen, daß nach dem Tode Rietschels 
die Behandlung der methodischen Fragen, die hier eine Rolle spielen, 
innmer mehr zu den Historikern?) und den Städtebauern*) hinüber. 


1) Rietschel 8. 125f. 

2) Vgl. etwa Gerlach, Hist. Vj. 20 (1922) S. 342 sowie 22 (1924) S. 344. 

3%) Zu nennen sind namentlich die von Dörries in seinem Literatur- 
nachweise unter den Nummern 101— 103, 107, 108, 110, 332— 335 aufgezählten 
Arbeiten von P. J. Meier über die Grundrißbildung der deutschen Städte. 
Zu ihnen kommen ferner hinzu von dem gleichen Verfasser ein Bericht ‚Der 
Grundriß der deutschen Stadt als geschichtliche Urkunde‘, Deutsche Gesch. 
Bl. 10 (1909) S. 147/48 sowie der Aufsatz „Marktansiedelung — Jahrmarkt — 
Bürgerliches Wohnhaus‘, Braunschw. Mag. 1924, Sondernummer, Herrn 
Geh. Archivrat Dr. Paul Zimmermann zum 26. 4. 1924, S. 5*—10* Zu den 
Ausführungen M.’s dürfen aber auch die bei D. nur zum Teil (s. Nr. 74, 75) 
erwähnten, vielfach abweichenden Darlegungen von Gerlach „Zur Frage 
der Grundrißbildung der deutschen Städte‘‘, Hist. Vj. 17 (1916), S. 608—512; 
„Kritische Bemerkungen zu neuen Untersuchungen über die Anfänge der 
Städte im Mittelalter‘‘, Hist. Vj. 19 (1919) 8. 331—345; „Über den Markt- 
flecken- und Stadtbegriff im späteren Mittelalter und in neuerer Zeit‘, Fest- 
gabe G. Seeliger zum 60. Geburtstage (Leipzig 1920), S. 141—159 (s. hierzu 
jetzt auch Groß, „Stadt und Markt im späteren Mittelalter‘, 2.?f. RG. 45, 
1925, S. 65— 82) nicht übergangen werden. 

4) Vgl. z.B. die bei D. S. 195 unter den Nummern 339, 342 und 345 
angeführten Schriften von Klaiber, Meurer und Siedler (zu letzterer 
8. auch unten S. 500 Anm. |]. 
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geglitten ist, und daß deren Disziplinen es sind, von denen auch die 
rochtsgeschichtliche Arbeit vielfach ihre Impulse empfangen hat. 

Dagegen tritt für sie bis jetzt eine Ausschöpfung der Erträge, 
die auf diesem Gebiete auch die siedlungs- und stadtgeographische 
Forschung erzielt hat, in der Regel zurück. Es ist dies un: so auffallender, 
als — was allerdings meist unbeachtet geblieben ist — nicht lange nach 
Rietschel Schlüter eine umfangreiche Studie über die Siedlungen im 
nordöstlichen Thüringen!) veröffentlicht hat, die, anscheinend ohne 
Kenntnis der Arbeit Rietschels verfaßt, für das gewählte Beobachtunge- 
feld von einem andern Ausgangrpunkte aus zu Feststellungen gelangte, 
die sich vielfach mit denjenigen Rietschels decken. 

Allerdings sind in der Zeit seit dem Erscheinen des Schlüterschen 
Buches und sehr wesentlich unter den Einfluß weiterer Schriften Schlü- 
tersund solcher Grad manns die Beziehungen zwischen stadtgeschicht- 
licher und stadtgeographischer Betrachtungsweise enger geworden, 
ist ein häufigeres Zurückgreifen auf die von dieser erzielten Einsichten 
für die Zwecke jener zu beobachten.?) Wenn die geographische Forschung 
gleichwohl nicht den Einfluß geübt hat, wie die sonstigen Untersuchungen 
einschlägiger Art, so ist es m. E. mit ein innerer Grund, der hieran die 
Schuld trägt. Ich möchte ihn darin erblicken, daß die Stadtgeographie 
als solche, soweit sie Berührungen mit der geschichtlich und verfassungs- 
rechtlich betriebenen Stadtplanforschung aufweist, in dem Ausbau ihrer 
Methode und der Auswertbarkeit ihrer Ergebnisse hinter den andern 
in Betracht kommenden Disziplinen zurückgeblieben ist. Diese Eır- 
kenntnis und das daraus entspringende Bedürfnis nach methodischer 
Vertiefung sind es denn auch gewesen, denen die beiden hier wegen 
ihres Interesses für die Lösung rechtshistorischer Probleme und unter 
Beschränkung auf ihren Nutzen für die letztere anzuzeigenden Werke 
schr wesentlich mit ihre Abfassung verdanken. 

Das Buch Geislers wählt einen Ausschnitt aus der Geomorpho- 
logie, enger genommen, der Morphologie der Kulturlandschaft. Seine 
Aufgabe soll sein, einen Überblick über die Formenelemente zu bieten, 
welche das Landschaftsbild der deutschen Städte zusammensetzen, 
„Richtlinien aufzufinden, nach denen die Stadt in ihrer körperlichen 
Erscheinung und in der räumlichen Anordnung ihrer einzelnen Teile 
darzustellen wäre“ (S.7, 8). Es ist das Ziel des Verfassers, eine Ant- 
wort zu geben auf die Frage, wie die deutsche Stadt aussieht, wobei 
der Nachdruck darauf gelegt wird, für die Formen der Stadtlandschaft 
„eindeutige Begriffe‘‘ zu entwickeln, sie in ein System zu bringen und 
über ihre Verbreitung Klarheit zu schaffen (8. 9). 

Dengemäß wird an einem Material, das sich auf das als eine kul- 
turelle Einheit gefaßte Deutsche Reich in den Grenzen von 1914 er- 
streckt?), die topographische Lage der deutschen Städte, ihr Grundriß 


I) Berlin 1903. 

2) Vgl. etwa v. Below, Deutsche Städtegründung im Mittelalter mit 
besonderem Hinblick auf Freiburg i. Br., Freiburg o. J. (1920), 8. 16f., 59. 

®) Der so der Arbeit gegebene Rahmen ist kaum besonders glücklich 
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und ihr Aufriß geschildert. Bei der topographischen Lage weıden 
zuerst ihre Bedingtheiten überhaupt, dann die verschiedenen Lage- 
formen allgemeiner und besonderer Art (Oberflächenlage, Flußtallage, 
Seenlage einerseits, Urstromtallage und Meerlage andererseits) erörtert. 
In dem Abschnitt über den Grundriß der Städte werden grundsätz- 
liche Bemerkungen über die Entstehung des Stadtplanes vorangeschickt 
und dann die Städte mit dorfähnlichem Grundriß, die Römerstädte, 
die Städte mit ausgeprägten Kristallisationskernen (Burgstädte, Kirch- 
städte und Marktstädte), die Städte ohne solche mit schematischem 
Grundriß in ihren verschiedenen Formen (Rippen-, Leiter-, Rad- und 
Gittertyp) sowie die neuzeitlichen Grundrisse unterschieden. Der Schluß- 
teil des Buches behandelt den Aufriß der Stadt, zunächst seine Be- 
deutung für die Morphologie der Stadtlandschaft, sodann die historischen 
Hausforınen in Gestalt des Giebelhauses, des Traufenhauses und des 
Mansardhauses und endlich die modernen Hausformen, wobei die ge- 
schlossene Bebauung, die offene Bebauung und die Hausformen im 
Stadtbilde besprochen werden. Beigefügt sind je eine Karte der Ver- 
teilung der Stadtgrundrißformen und der Bürgerhausformen in Deutsch- 
land (S.53, 151), insgesamt 14 in den Text gedruckte klein« Skizzen 
im Maßstabe 1:16000 zur Veranschaulichung der von G. geprägten 
Stadtplantypen, neun weitere Textabbildungen mit Hausgrundrissen und 
vier Bildtafeln, welche die einzelnen Hausformen zu kenn.eichnen be- 
stimmt sind. 


Im Gegensatz zu der Schrift Geislers verfolgt diejenige von 
Dörries den Weg, für ein enger begrenztes, sich auf das obere Leinetal 
beschränkendes Gebiet, hier aber unter weitgespanntem Horizont, die 
Städte Göttingen, Northeim und Einbeck siedlungsgeographisch, aber 
zugleich historisch-genetisch zu betrachten und durch die Art des Vor- 
gehens die Disziplin der Stadtgeographie vor allem in der Richtung 
auf <dlie vergleichende Stadtgeographie methodisch zu fördern. Sie be- 
zweckt eine geographische Untersuchung der ausgewählten Orte „in 
Form einer Würdigung der Lage dieser Städte und eine wissenschaft- 
liche Analyse ihrer Siedlungsform und ihres Siedlungsbildes, in welchen 
die geschichtliche Entwicklung in ihrer geographischen Bedingtheit 
einen unmitt»lbaren sinnfälligen Niederschlag gefunden hat“ (8.8). 
Dieser Absicht entsprechend werden im Anschlusse an eine kurze Er- 
läuterung der geographischen Merkmale und des Begriffs der Stadu 
und nach einem Ausblick auf die Fragestellung der Arbeit in einen 
historischen Teil die aus Wirtschaft und Kultur fließenden allgemeinen 
Voraussetzungen des Städtewesens auf deutschem Boden, der Anteil 
der geographischen Bedingungen an ihnen sowie die Grundzüge der wirt- 
schaftlichen und topographischen Entwicklung bei den Städten im 
oberen Leinetal geschildert. Ein geographischer Teil erörtert sodann, 


gezogen, da der Begriff der „deutschen“ Stadt damit weder im geschichtlichen 
noch im geographischen Sinne erschöpft wird. 
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gestützt auf cin schr reichhaltiges Karten- und Abbildungsmaterial!', 
die Lage der Städte im oberen Leinetalgraben, gesondert nach Ver- 
kehrs- oder geographischer und Orts. oder topographischer 
Lage, ihre Siedlungsform, diese im Hinblick auf die Abgrenzung 
und auf die Gliederung der städtischen Siedlungsfläche, und endlich 
das Siedlungsbild, hier getrennt nach dem Wirtschaftszweck und 
nach Bauperioden.?) Mit Hilfe der im historischen Teil zusammengestellten 
schriftlichen Überlieferung einerseits, der bei der Behandlung der Ort=- 
lage aufredeckten topugraphischen Verhältnisse andererseits soll dabei 
namentlich eine Handhabe gewonnen werden, ‚‚die gegenwärtige Sied- 
lungsform und das gegenwärtige Siedlungsbild der Städte im Leinetal 
nicht nur zu beschreiben, sondern auch aus den historischen und geo- 
graphischen Bedingungen heraus ursächlich zu erklären‘ (S. 155). 

Wie zu sehen ist, überschneiden sich die in den Werken von G. 
und D. besprochenen Gegenstände zum Teil, doch greift das Buch von 
D. über die Problemstellung bei G. hinaus, indem es, wenn auch in ört- 
licher Beschränkung, in seinem geographischen Teil zugleich die Ver- 
kehrslage als dynamisches Moment neben dem statischen Moment der 
Ortslage berücksichtigt und — was hier vor allem von Belang ist — 
mit besonderem Nachdruck die Verknüpfung zwischen geschichtlichen 
und geographischen Faktoren betont. G. scheidet dagegen ebenso wie 
eine Anzahl moderner Probleme städtebaulichen Charakters auch die 
Frage nach der historischen Entwicklung der Städte aus, obgleich er 
andererseits bemerkt, es sei „kein Grund vorhanden, alle diese Dinge 
beiseite zu lassen, wenn sie zur Erklärung des heutigen Stadtbildes 
beitragen können“ (S. 8). 

Für unsere Zwecke wichtig sind in beiden Arbeiten vornehmlich 
die Darlegungen, welche dem Stadtgrundriß gelten und geeignet 
erscheinen, seine Auswertung als Geschichtsquelle zu fördern.?) 


I) Ich vermisse dabei lediglich die Beigabe einiger älterer Stadtgrundrisse 
in größerem MaBstabe. 

&) D. bevorzugt vor den Ausdrücken „Grundriß‘ und „Aufriß‘‘ die 
Bezeichnungen „Siedlungsform‘“ und „Siedlungsbild‘“. Er weist darauf hin, 
daß das sinnlich wahınehmbare Bild der einzelnen Stadt dreidimensional 
erscheine, und möchte ‚daher statt des nicht unmißverständlichen \Vortes 
‚Aufriß‘ den Ausdruck ‚Ortsbild‘ oder ‚Siedlungsbild‘ vorschlagen und ent- 
sprechend lieber von der ‚Ortsform‘ oder ‚Siedlungsform‘ als von dem ‚Grund- 
riß‘ reden. Dabei dürfte ein Schritt vorwärts getan sein auf dem Wege zu einer 
eindeutigen Ausdrucksweise, die der Siedlungsgeographie ebenso not tut 
wie bis vor kurzem der Geomorphologie‘“‘ (S. 155). 

®) Allerdings könnte hierbei auch der Aufriß eine Rolle spielen, wenn 
man etwa an die Ansichten denkt, die über die Bedeutung der Kemenaten in 
den niedersächsischen Städten und ihren Zusammenhang mit den verfassungs- 
rechtlichen Zuständen geäußert sind (vgl. z. B. P. J. Meier, Niedersächsischer 
Städteatlas S. 151 sowie Braunschweig. Magazin 1924 (Sondernummer zum 
26. 4. 1924) 8.10%. Aber gegen die vielfach vertretene Auffassung der 
Kemenaten als privater Wehrbauten (s. neuerdings noch Eicke, Die Stein- 
werke in Niedersachsen, Der Schütting auf d. J. 1923, 8. 23f.) hat sich schon 
früher Widerspruch erhoben (Lauffer, Der volkstümliche Wohnbau im 
alten Frankfurt a. M., Arch. f. Frankfurte Gesch, und Kunst, 3. Folge Band X, 
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Ein Vorhaben, wie es G. in bezug auf die Betrachtung des Grund- 
risses der deutschen Städte plant, wird von der historischen Wissenschaft 
nur lebhaft begrüßt werden können. Obgleich von G. eine Klärung 
der Vorstellungen über die Formen der Stadtlandschaft und ihre Syste- 
matisierung zunächst unter anthropogeographischen und kulturmorpho- 
logischen Gesichtspunkten erstrebt wird, ist eine derartige Unter- 
suchung doch auch als sehr erwünscht zu bezeichnen im Interesse der 
sonst beteiligten Disziplinen, soweit sie sich in ihren Forschungszielen 
berühren, und zwar vornehmlich aus Erwägungen der wissenschaftlichen 
Ökonomik, da so die wechselseitige Einstellung erleichtert und die Ge- 
fahr von Mißverständnissen gemindert wird. Nach gelegentlichen An- 
deutungen zu schließen, scheint G. selbst (vgl. S.11, 57 zu Anm. 2) 
etwas Ähnliches vorzuschweben. Und jedenfalls würde eine solche 
Tendenz, wenn ich recht sehe, nur einem auch sonst zu beobachtenden 
Zug nach einer zugleich den Bedürfnissen der Nachbarwissenschaften 
und des allgemeinen Sprachgebrauchs Rechnung tragenden Ausgestaltung 
der geographischen Terminologie entsprechen.!) Was aber die Würdigung 
des Stadtgrundrisses durch G. anbelangt, so vermag ich doch Zweifel 
nicht zu unterdrücken, ob die mehrfach unterstrichene Eindeutigkeit 
der Begriffe, die ihre Verwertung auch über den Rahmen der geographi- 
schen Forschung hinaus ermöglichen würde, erreicht und ob ferner, 
was damit zusammenhängt, eine voll befriedigende Systematik für die 
vorkommenden Formen erzielt ist. Ohne mir ein Urteil über die An- 
forderungen, die für die Bedürfnisse der geographischen Forschung zu 
stellen sind, anmaßen zu wollen®), scheinen mir doch, von der Seite 
der geschichtlichen Fächer aus gesehen, Bedenken obzuwalten, ob das, 


Frankfurt a. M. 1910, S. 213f., namentlich 274f. und dazu Kern, D. Lit. Z. 
1911, Sp. 1512), der sich neuerdings zu verstärken scheint (vgl. den Bericht 
über die Tagung des Niederdeutschen Verbandes für Volks- und Heimat- 
kunde am 9. und 10. 5. 1925 in Oldenburg, Niederdeutsche Zeitschr. f. Volks- 
kunde III, 1925, S. 63 und das dort erwähnte Referat von Steinacker „Zur 
Herkunft niedersächsischer Bürgerhäuser“). Für Hannover ist insbesondere 
von Riemer („Grundbesitz und soziale Stellung der ältesten Bürgerschaft 
Hannovers und ihr Einfluß auf die Entstehung der Stadt‘, Hannov. Gesch.Bl. 
15, 1912, S. 219— 241; weitere Schriften desselben Verfassers zum gleichen 
Thema s. das. 27, 1924, S. 22 Anm. 1) versucht, aus der Lage und Beschaffen- 
heit der patrizischen Grundstücke Folgerungen verfassungsrechtlicher Art 
zu ziehen. Die Ergebnisse Riemers werden aber abgelehnt von Leonhardt, 
Straßen und Häuser im alten Hannover, Hannov. Gesch.Bl. 27, 1924, 8. 22 
— 139, namentl. S. 23, 24 (hier übrigens S. 135 ein Hinweis auf die Par- 
allelen, welche Hannover zu den von D. beschriebenen Städten bietet). In 
Betracht käme bei dem Aufriß in verfassungsgeschichtlicher Hinsicht viel- 
leicht auch noch die Frage der Verteilung der städtischen Brauhäuser. Vgl. 
dazu meine Bemerkungen Hans. Gesch.Bl. 1920/21, 8. 145 Anm. 1 und Lüb 
2.23, 1925, S. 406 Anm. 52, sowie für Hannover Leonhardt a.a. O. 8.24, 25° 


1) Vgl. etwa Sölch, Die Auffassung der „natürlichen Grenzen‘, Inns- 
bruck 1924, S. 10, 11, 52 Anm. 2 u. 3 sowie Sieger, Petermanns Mitteilungen 
1926, 8. 57f: und D. Lit. 2. 1925, Sp. 1724. 

2) 8. hierzu aber auch die Anzeige von Metz, Geographische Zeitschr. 
1925, S. 306/7. 
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was G. hier bringt, wirklich zu genügen vermag. Blickt man genauer 
zu, so drängt sich das Empfinden auf, daß G. in Wahrheit nicht bei 
der von ihm beabsichtigten scharfen Abstellung auf eine in erster Linie 
geographisch-morphologische Behandlungsweise stehengeblieben ist, son- 
dern daß er bei seinen Ausführungen über den Stadtplan unter einem 
Zwange, der der Eigenart des Gegenstandes selbst entspringt, vielfach 
historischen Elementen Eingang gewährt, ohne zu bemerken, wie durch 
ein solches Verfahren das an sich ins Auge gefaßte Vorgehen in Mit- 
leidenschaft gezogen wi.d. So erklärt es sich, daß G. nicht nur in Einzel- 
heiten häufig auf die Ergebnisse der geschichtlichen Forschung sich 
zu stützen genötigt ist, sondern daß auch die von ihm gewählte Glıede- 
rung dieses Teiles der Arbeit selbst sich dem Einfluß jener Vorstellungen 
nicht völlig zu entziehen vermag. 


Schon bei der Heraushebung der Städte mit dorfähnlichem Grund- 
rıß, die G. wenigstens der Regel nach als „gewordene Städte‘‘ bezeichnet, 
schwingt, wie die Ausführungen S.61, 67 unschwer erkennen lassen, 
ein Moment von historischem Einschlage mit, welches den Vorgang 
der Stadtwerdung betrifft. Das gleiche gilt — und zwar in verstärktem 
Maße — von der bei G. sich findenden Kategorie der Römerstädte. 
Soweit bei diesen die alte Grundrißform noch einigermaßen erhalten ist, 
nıuß man für die topographische Einreihung eine bestimmte Art des 
schematischen Stadtplanes annehmen und sie den Orten dieser Gruppe 
zuzählen, ein Umstand, dem G. in der Weise Rechnung trägt, daß er 
zwar nicht in dem Inhaltsverzeichnis, wohl aber in dem Text der Arbeit 
(S. 66, 67) in einer Vorbemerkung von den Städten mit regelmäßigen: 
Grundriß spricht und unter ihnen somit auch die später geschilderten 
Röinerstädte begreift. Da aber bei einer Reihe der Römerstädte nur 
noch ganz schwache Unterlagen für die Erklärung der heutigen Orts- 
foım zu entdecken sind (S.69), ergibt sich hier m. E. in dem Aufbau 
der Schrift eine Diskrepanz, die sich aus einem Wechsel zwischen geo- 
graphischer und historischer Anschauung erklärt. Ich wüßte auch nicht, 
wie G. den hieraus erwachsenden Schwierigkeiten überhaupt entgehen 
will, denn die Römerstädte sind heute. zunächst als ein geschicht- 
licher, nicht als geographischer Begriff zu fassen. Führt man also diesen 
Bogriff in das System ein, so folgt daraus die Notwendigkeit, die Aus- 
gestaltung ihres Grundrißbildes historisch zu werten. Mit allgemeinen 
Urteilen, wie sie bei G. begegnen, daß bei den sog. Rönerstädten ein 
besonderes Problem der Stadtentstehung nicht zu erblicken sein dürfte 
(S. 56), daß das deutsche Städtewesen, welches erst mehrere Jahrhunderte 
nach der Eroberung des Landes durch die Germanen sich entwickelte, 
mit dem römischen keine innere Berührung habe (S. 89) usw., ist wenig 
gewonnen. Die historische Forschung, von der G. als jüngste Arbeit 
den Aufsatz von Gerlach in der Hist. Vj. 19 (1919) S. 331.1) benutzt, 
behauptet zum Teil mit großem Nachdruck einen solchen Zusammen- 


I) S. oben $. 493 Anm. 3. 
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hang!), allerdings nicht, ohne auf Widerstand zu stoßen.?) Wie gefähr- 
iich es aber jedenfalls ist, Argumente für das Fehlen einer derartigen 
Verbindung nur aus dem Schweigen der Überlieferung zu entnehmen, 
zeigt vielleicht am besten das zwar aus dem von G. gewählten 
Rahmen herausfallende Beispiel von Wien, für das v. Voltelini aus 
ähnlichen Erwägungen heraus eine Kontinuität zwischen römischer 
Anlage und späterer Marktsiedelung geleugnet hatte?), bei dem aber 
durch das Auffinden eines urkundlichen Zeugnisses aus dem 9. Jahr- 
hundert die Forschung sich plötzlich vor eine ganz neue Sachlage ge- 
st.lit sah, die das auch schon früher behauptete Fortbestehen der Be- 
siodlung in der Zwischenzeit in hohem Grade wahrscheinlich macht. *) 

Weiter indessen und vor allem erscheint es mir nicht sicher, ob 
der von G. herausgearbeitete Unterschied zwischen den Städten mit 
„ausgeprägten Kristallisationskernen‘“ und ohne einen solchen mit sche- 
matischem Grundriß als Einteilungsmaßstab in der gewählten Form 
sich als brauchbar erweist. G. streift selbst (8. 58, 67) die Henimnisse, 
auf welche die kritische Zergliederung der aus dem Mittelalter über- 
lieferten Grundrisse der Innenstädte stößt, und bezeichnet sie nicht ohne 
Grund als „wohl das schwierigste und interessanteste Problem‘. Das 
ist gewiß richvig, aber daraus erhellt m. E. auch die Unsicherheit eines 
Einteilungsmaßstabes, wie er hier von G. vorgeschlagen ist. Schon 
rein subjektiv genommen werden die Ansichten über das Vorliegen 
eines „ausgeprägten‘‘ Siedlungskernes nicht selten auseinandergehen, 
und namentlich ist auch mit der Möglichkeit zu rechnen, daß mit dem 
Fortschreiten der wissenschaftlichen Erkenntnis ee durch eine ver- 
besserte Technik der Betrachtung gelingt, Kristallisationskerne he:aus- 
zuschälen, die man bisher nicht als solche zu erkennen vermochte.®) 


1) In Betracht kommen in erster Linie die Untersuchungen von A.Dopsch 
über das Alter der Städte in Deutschland und ihre Verbindung mit der Römer- 
zeit (vgl. jetzt zusammenfassend Dopsch, Wirtschaftl. u. soziale Grund- 
lagen der europäischen Kulturentwicklung, 2. Aufl., I, Wien 1923, S. 94f., 
insbes. S. 106f.). 

2) 8. etwa Aubin, Maß und Bedeutung der römisch-germanischen 
Kulturzusammenhänge im Rheinland, XIU. Bericht der Röm.-Germ. Kom- 
mission (Frankfurt 1922) S.46f. Die bier einschlägigen Fragen sind neuerdings 
namentlich erörtert im Hinblick auf Köln (vgl. die Literaturangaben Lüb. 
Zeitschr. 23, 1925 — s. dazu unten S. 504 Anm. 2, — 8.388 Anm. 23, 
400 Anm. 42) und Wien (s. daselbst S. 405 Anm. 50, 430 Anm. 114, sowie die 
beiden nächsten Anm.). 

&) Vgl v. Voltelini, Die Anfänge der Stadt Wien (Wien und Leipzig 
1913) S. 14f. sowie den Aufsatz desselben Verfassers „Nochmals die Anfänge 
der Stadt Wien‘, Mitt. des Ver. f. Gesch. der Stadt Wien 1 (1919/20) S. 7—26. 

*) S. dazu Dopsch a. a. O. S. 190 sowie Nowotny, Das römische Wien 
und sein Fortleben, Mitt. des Ver. f. Gesch. der Stadt Wien 4 (1923) S. 5— 22. 

5) G. deutet (S. 67) selbst auf einen entsprechenden Vorgang hin, 
indem er bemerkt, daß vielfach von der älteren Auffassung komplizierte 
Stadtgrundrisse als unregelmäßige, dorfähnliche Anlagen angesprochen seien. 
Ein lehrreiches Beispiel für die Herauslösung eines bis dahin übersehenen 
Siedlungskernes in Gestalt der Neumarktsiedelung in Einbeck findet sich bei 
Spieß, Die topographische Entwickelung der Stadt Einbeck, Hannov. 
Magazin 1 (1925) 8. 3f., insbes. 8. 6—9. 
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Aber die schon hieraus fließenden Bedenken werden vermehrt dadurch, 
daß zuweilen der an sich gegebene Siedlungskern im Stadtbilde nicht 
mehr hervortritt und, worauf G. selbst in dieser Verbindung hindeutet 
(S. 78), nur auf historischem Wege nachgewiesen werden kann, daß 
ferner Fälle vorkommen, in denen trotz des Dasrins etwa einer Burg 
oder einer Klosteranlage diese als Siedlungskern keine Rolle spielt, daß 
die von G. eng. Marktstädte Übergänge zeigen zu den Orten mit schema- 
tischem Grundriß, also solchen ohne Siediungskern, daß nicht selten 
eine Mehrheit von Siedlungskernen verschiedener Qualität uns entgegen- 
tritt, und daß es alsdann nicht leicht ist, das Verhältnis dieser einzel- 
nen Siedlungskerne gegeneinander abzugrenzen, daß die ursprüngliche 
Bedeutung des zunächst allein vorhandenen Siediungskerns oder auch 
einer Mehrheit von solchen im Laufe der Entwicklung stärkere Abwand- 
lungen erfahren hat, daß endlich spätere Stadterweiterungen oder son- 
stige Ereignisse einen tiefgreifenden Einfluß geübt und unter Umständen 
in dem Stadtplan jede Erinnerung an die anfängliche Gliederung und 
Gruppierung der Siedlungskerne verwischt haben. Ich befürchte des- 
halb, daß der Begriff der „Städte mit ausgeprägten Kristallisations- 
kernen“ sich in der tatsächlichen Handhabung nicht als besondeıs 
glücklich herausstellen wird, daß jedenfalls mit ihm ohne eine beständige 
Kontiolle und Ergänzung durch die geschichtliche Forschung nicht 
auszukommen ist. 

Etwas Ähnliches ist aber auch zu bemerken über die Städte mit 
schematischeın Grundriß. Es ist anzuerkennen, daß gerade hier die 
Notwendigkeit, zu systematisieren und auf einheitliche Typenbenennungen 
hinzuwirken, eine besonders dringliche Aufgabe zugleich im Interesse der 
historischen Disziplinen bedeutet, da von den vorliegenden Schriften 
fast jode trotz gewisser Anlehnungen an die früheren Arbeiten eigene 
Wege einschlägt und eine besondere Gruppierung und Terminologie 
bevorzugt. Ebenso halte ich es für sachgemäß, daß bei der Schaffung 
eines brauchbaren Einteilungsmaßstabes für die vorkomnıenden Typen 
die geographische Forschung die Führung haben muß. Aber nicht weniger 
trifft es zu, daß auch der schematische Giundriß zuweilen sich eıst als 
ein allmählich gewordenes Gebilde darstellt, das nur aus seiner geschicht- 
liohen Entwicklung verstanden und erklärt werden kann. Es läßt sich 
daheı gar nicht vermeiden — und dieser Teil des G.schen Buches bietet 
selbst hinlänglich Beweise dafür —, daß sich immer wieder historische 
Überlegungen in die Schilderung eindrängen und die rein morphologische 
Betrachtungsweise durchbrechen. Wo aber der Versuch gemacht wird, 
das geschichtliche Elenıent auszuschalten, ergibt sich fast zwangsläufig 
die Gefahr, daß das, was geboten wird, in starkem Ausmaß als eine 
blutleere und unlebendige Abstraktion erscheint, eine Gefahr, die nach 
ıneineım Einpfinden G. in der Tat mehrfach verhängnisvoll geworden ist.!) 


1) Man vergleiche etwa die Ausführungen bei G. über die Grundrisse 
märkischer Städte (s. z. B. S. 94, 104/5, 114/5) mit denen in dem ebenfalls 
von G. benutzten, zugleich die historische Seite berücksichtigenden Werke 
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Zusammenfassend muß gesagt werden, daß der Historiker die 
Erwartungen, mit denen er das Werk G.s zur Hand nimmt, bei den 
Erörterungen über den Stadtgrundriß nicht in vollem Umfange erfüllt 
sieht, und daß er das Buch deshalb mit einem Gefühl des Unbefriedigt- 
seins beiseite legt. Gewiß wird durch die mühevolle und einen aus- 
gebreiteten Stoff verwertende Arbeit unsere Erkenntnis im einzelnen 
vielfach gefördert.!) Aber im ganzen genommen krankt doch der das 
Kernstück des Buches bildende Abschnitt über den Grundriß der deut- 
schen Städte daran, daß der Verfasser zu einseitig ist, und daß er es 
unterlassen hat, sich über das eine grundsätzliche Bedeutung auch für 
sein Vorhaben beanspruchende Problem des Verhältnisses zwischen 
historischer und geographischer Forschung im Bereich der Wissenschaft 
vom Stadtplan klar zu werden. Dietrich Schäfer hat kürzlich einmal 
im Hinblick auf die ‚uralte Verbindung von Geschichte und Geographie“ 
geäußert: „Wenn sie neuerdings durch das Hinneigen der Geographie 
zu den Naturwissenschaften sich zu lösen scheint, so kann das zu einer 
völligen Trennung nicht führen. Die beiden Wissenschaften hängen zu 
eng Zusammen, als daß sie sich scheiden ließen; insbesondere wird das 
geschichtliche Verstehen inımer Stückwerk bleiben ohne Vertrautheit 
mit den geographischen Bedingungen menschlicher Entwicklung.‘'®). 
Umgekehrt wird sich aber auch für die Grenzgebiete der geographischen 
Forschung, die sich nach der historischen Seite hinwenden, die Not- 
wendigkeit ergeben, den aus dieser Berührung erwachsenden Aufgaben, 
die sich nicht mit einigen gelegentlichen Bemerkungen abtun lassen, 
Rechnung zu tragen. Der Stadtplan als solcher ist in der Regel sowohl 
in seiner ersten Beschaffenheit wie in den späteren Umgestaltungen, 
die er nahezu bei allen irgendwie bedeutenderen Gemeinwesen erfahren 
hat, nicht nur ein Produkt geographischer Faktoren, sondern er wird 
fast stets auch durch solche anderer, namentlich geschichtlicher Art 
bestimmt. Und es ist vielleicht nicht ohne Wert, in diesem Zusaınmen- 
hang darauf aufmerksam zu machen, wie letzthin wieder mit lebhafter 


von Siedler, Märkischer Städtebau im Mittelalter. Beiträge zur Geschichte 
der Entstehung, Planung und baulichen Entwicklung der märkischen Städte 
(Berlin 1914, vgl. hierzu die Anzeige von Kügler, Mitt. des Ver. f. d. Gesch. 
Berlins 41, 1924, S. 73f., aber auch die von Kaeber, Forsch. z. Brandenb. 
und Preuß. Gesch. 38 S. 44f.), um des Gegensatzes in der Behandlung inne zu 
werden. Der Eindruck des Gezwungenen und Konstruktiven bei G. wird ver- 
schärft dadurch, daß das beigegebene Illustrationsmaterial vielfach nicht aus- 
reicht, den Darlegungen des Textes als Stütze zu dienen. 

1) Wichtig ist mir hauptsächlich, daß hier (S. 97, 98) auch von geo- 
graphischer Seite die Ansicht verfochten wird, daß es sich bei der regelmäßigen, 
„‚schachbrettartigen‘‘ Anlage der Kolonialstädte nicht um einen jenseits der 
Elbe im Zusammenhang mit der Kolonisationsbewegung geschaffenen Typ, 
sondern um eine rein deutsche, im Mutterlande entstandene und von dort nach 
dem Osten übertragene Siedlungsform handelt (s. meine Andeutungen Lüb, 
Zeitschr. 23, 1925, S. 399f.). Beachtlich ist ferner eine Reihe von Hin- 
weisen terminologischen und typologischen Gehalts, z. B. S. 75, 76 über den 
„Burgstadttypus‘‘ oder S. 98 über den sog. „„Normaltypus“. 

2) Hist. Z. 110 (1913) S. 558. 


502 Literatur. 


Betonung gefordert ist, „die Frage nach dem menschlichen Willen und 
der bewußten Zielsetzung der Menschen bei der Entstehung der Städte“, 
also ein Moment, das vor allem der geschichtlichen Erfassung zugänglich 
ist, stärker in den Vordergrund zu rücken.!) Die Sache liegt doch letzten 
Endes so, daB der Stadtplan vermöge seiner Eigenart sich als das Er- 
gebnis von Komponenten darstellt, die dem Aufgabenkreise verschiedener 
Wissenszweige angehören, und daher in wirklich fruchtbarer Weise wohl 
nur unter sachgemäßer Berücksichtigung auch dieses Umstandes ge- 
würdigt werden kann, jedenfalls dann, wenn eine solche Untersuchung 
in nennenswertem Umfang zugleich den Nachbargebieten Förderung 
bringen soll.2) Das würde natürlich in keiner Weise ausschließen, daß 
die Behandlung vorwiegend vom Standpunkt der einen oder der 
anderen der in Betracht kommenden Disziplinen aus erfolgte, oder daß 
eine von ihnen hierbei die Richtung im ganzen bestimmte. 

Sehr zu bedauern ist, daß bei dem Erscheinen der Schrift G.s 
das Werk von D. noch nicht vorlag, das, obwohl in erster Linie ebenfalls 
erdkundlich orientiert, sich in seinen Gedankengängen vielfach berührt 
mit den vorstehend von mir vertretenen Anschauungen, und das G. 
genötigt hätte, sich gerade vom Standpunkt der Methodik der geo- 
graphischen Forschung aus mit dem hier erörterten Fragenkomplex 
in prinzipieller Weise auseinanderzusetzen. 

Bei dem Buche von D. dreht es sich um eine Untersuchung. die 
den Bedürfnissen der Rechts- und Verfassungsgeschichte in außer- 
ordentlich dankenswerter Weise entgegenkommt, und zwar nach meh- 
reren Seiten hin. Einmal wird in ihm in einem umfangreichen, 
nicht weniger als 410 Nummern zählenden, allerdings auch Kartenwerke 
und Stadtpläne aufführenden Literaturnachweise ein Überblick über 
das Schrifttum geboten, wie er in gleicher Vollständigkeit kaum an 
anderer Stelle zu finden ist.?2) Daraus beanspruchen die Aufmerksamkeit 
des Historikers vornehmlich die Abschnitte, welche die Arbeiten aus 
dem Bereiche der Methodik der Geographie, insbesondere der Siedlungs- 
geographie, zur geographischen Städteforschung, Siedlungsgeschichte 
und Landerkunde, zur Verkehrs- und Ortslage, zu Siedlungsform und 
Siedlungsbild betreffen, und welche manches Material entbalten, das 
denı vorwiegend geschichtlich geschulten Beobachter leicht entgeht. 

Sodann sind bedeutsam eine Anzahl von Wahrnehnungen geo- 
graphischer Art, auf welche die historische Forschung durch das Buch 
von D. nachdrücklich gelenkt wird. Es zeigt die Notwendigkeit einer 


I) R. Kötzschke, N. Arch. f. sächs. Gesch. u. Altertumskunde 45 
(1924) S.7, 8. 

2) Vgl. in dieser Hinsicht bereits die Erörterungen bei Schlüter 8. VII, 
VOI, X u. XI. 

2) Einige Ergänzungen zu den bei D. angeführten Werken lassen sich 
noch aus den Anmerkungen bei Geisler und aus dem Literaturverzeichnis 
zu dem ungefähr gleichzeitig erschienenen Buche von E. Wever, Das Stadt- 
bild von Stuttgart, ein siedlungsgeographischer Versuch, Stuttgarter geo- 
graphische Studien Heft1 (Stuttgart 1924), S. 81f. entnehmen. 8. auch oben 
S.493 Anm.3 a, E. 
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eingehenderen Berücksichtigung der Gelände-, Boden- und Wasser- 
verhältnisse, namentlich der Spuren vor- und frühgeschichtlicher Biede- 
lungen, der Wechselwirkung zwischen Verkehrs- und Ortslage, des Ein- 
flusses der geologischen und der hydrographischen Faktoren, die es 
zuweilen erınöglichen, wertvolle Aufklärungen zu gewinnen, wo die 
schriftlichen Quellen allein versagen.!) Von Belang erscheint mir vor 
allem der Hinweis darauf, wie die an sich durch die Beschaffenheit des 
Geländes gegebenen Zustände im Laufe der Zeit bei den sämtlichen 
behandelten Orten erhebliche Umgestaltungen durch menschliche Ein- 
griffe erfahren haben, die sich teils in Änderungen der Oberfläche durch 
Abtragungen und Aufschüttungen, teils in solchen im Laufe der Ge- 
wässer ausprägen. Jedenfalls ist nach den Darlegungen von D. gegen- 
über der fast ständig wiederkehrenden Berufung auf die relative Un- 
abänderlichkeit des Straßennetzes als des konservativsten Siedlungs- 
elementes bei den Städten des Mittelalters eine gewisse Zurückhaltung 
am Platze. Soweit ich zu sehen vermag, hat die Grundrißgestaltung 
der deutschen Städte, zumal durch die Verlegung von Bach- und FluB- 
läufen, durch Entwässerungen, durch die Notwendigkeit, bei Stadt- 
erweiterungen andere schon vorhandene Siedelungen einzubeziehen und 
Gebiete aufzunehmen, die vorher gerade wegen der Unwegsamkeit des 
Geländes die Verteidigung des Ortes in seiner bisherigen Begrenzung 
erleichtert hatien, sich aber bei seiner Ausdehnung als in hohem Grade 
hinderlich erweisen mußten, nicht selten so erhebliche Umbildungen 
erfahren, daß die Behandlung des Stadtplanes als einer geschichtlichen 
Quelle diesem Gesichtspunkt weit mehr Rechnung zu tragen genötigt 
ist, als es zur Zeit regelmäßig geschieht. 

Endlich aber wird — und dies dürfte am meisten Interesse er- 
wecken — von D. versucht, eine dem jetzigen Stande unseres Wissens 
entsprechende organische Verbindung zwischen erdkundlicher und ge- 
schichtlicher Betrachtungsweise herzustellen, indem die Entwicklung 
der drei Städte im oberen Leinetalgraben im steten Ausblick auf die 
von der Allgemeinforschung erzielten Einsichten aus beiden Wissens- 
gebieten verfolgt wird. Jedoch zaigt sich dabei, wie groB die Schwierig- 
keiten sind, die in der praktischen Anwendung der theoretisch gefundenen 
Gesichtspunkte auf den konkreten Fall überwunden werden müssen, 
um eine Darstellung zu bieten, die den Anforderungen beider Disziplinen 
gerecht wird. Es tritt doch hervor, daß die Stärke des Buches in der Er- 
örterung der geographischen Probleme liegt, und daß nach der histo- 
rischen Seite mehrfach eine Vertiefung möglich ist. Für Einbeck hat dies 
Spieß in seinem schon erwähnten Aufsatz über die topographische 
Entwicklung der Stadt Einbeck?) beleuchtet, der gerade auch in einen: 


1) D. S. 107, 112 sowie E. Wever a.a. O. S. 10. Daß mit einer solchen 
Einstellung wichtige neue Aufschlüsse erzielt werden können, zeigt gut der 
Aufsatz von L. v. Winterfeld, „Untersuchungen zur ältesten Geschichte 
Dortmunds“, Beitr. zur Gesch. Dortmunds und der Grafschaft Mark XXX1 
(1924) S. 7—76. 

2) S. oben S. 499 Anm.5. Vgl. ferner Spieß in seiner überaus 
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wesentlichen Punkte von den hydrographischen Verhältnissen, wie sie 
D. geschildert hat, ausgeht, im übrigen aber die Notwendigkeit der 
steten Heranziehung des archivalischen Materials zur Erläuterung des 
geographischen Befundes sehr sinnfällig dartut. Und ebenso werden 
für Göttingen — Ähnliches gilt übrigens für Northeim — die Be 
merkungen des Verfassers, welche den dortigen Stadtplan in seinem 
Kern als das Ergebnis einer allmählichen Entwickelung, nicht einer 
planmäßigen Gründung durch die Landesherren, kennzeichnen, in der 
vorgetragenen Form kaum bestehen bleiben können.!) Aber das ist 
nach meinem Dafürhalten nicht das Entscheidende für die Bildung 
eines Gesamturteils über die Arbeit. Ihr Wert und ihre Bedeutung 
liegt in den Ansätzen, die ihr zu entnehmen sind, um zu einer Verschniel- 
zung der geographischen und der historischen Methode zu gelangen auf 
der Grundlage, welche durch die neueren Untersuchungen aus beiden 
Wissenszweigen gewährt wird. Es ist das ein Unternehmen, das will- 
kommen zu heißen vor allem auch der Verfassungshistoriker Anlaß hat, 
zumal im Hinblick auf die unıstrittenen Problenie der deutschen Städte 
gründung des Mittelalters, wie sie in letzter Zeit durch die Studie Rörigs 
über den Markt von Lübeck und einige andere Veröffentlichungen von 
neuem angeregt sind. Wenn ich mich nicht täusche, wird bei ihrer 
Lösung die historische und vergleichende Stadtgoographie ein gewich- 
tiges Wort mit zu sprechen haben. Und dabei wird sich m. E. zeigen, 
daß das Wort Arnolds®), welches D. als Sinnspruch seinem Werke 
voranstellt: „Eine Trennung der verschiedenen Wissenschaften existiert 
in Wirklichkeit nicht: jede ist Hilfsmittel und Quelle der andern, und 
der fortschreitenden Arbeitsteilung geht zugleich eine fortschreitende 
Arbeitsverbindung zur Seite‘, auf dem behandelten Gebiet durchaus 
seine Berechtigung hat. Voraussetzung ist dabei allerdings, daß die 
Arbeitsverbindung, von der hier die Rede ist, es versteht, sich den be- 
sonderen Gesetzen und Notwendigkeiten der mehreren beteiligten Dixi- 
plinen anzupassen und in der Art ihrer Verknüpfung den sich hieraus 
ergebenden wissenschaftlichen Anforderungen Rechnung zu tragen. Das 
Buch von D. scheint mir trotz der erhobenen Anstände einen Weg zu 
weisen, auf dem bei weiterem Vordringen dieses Ziel erreichbar ist. 


Gießen. Karl Frölich. 


fördernden, aber wohl etwas zu scharf gehaltenen Anzeige des D.'schen 
Buches (Hans. Geschichtsbl. 1925 S. 229-241, insbes. S. 235f.), in der zu- 
gleich die Entstehung von Northeim und Göttingen gewürdigt und auch 
sonst eine Reihe rechtsgeschichtlich sehr beachtenswerter Hinweise geboten 
wird. Zum Teil abweichende Gesichtspunkte gibt die Besprechung von 
P. J. Meier, Niedersächs, Jahrb. 2 (1925) S. 226— 228, 


1) D. S. 153, 154, 164. S.ebenfalls Spieß 8.237f., sowie 8, 232f. 

2) Vgl. hierzu meine Miszelle „Zur Verfassungstopographie von Köln 
und Lübeck im Mittelalter‘, Zeitschr. des Ver. f. Lübeck. Gesch. u. Altertums- 
kunde 23 (1925) S. 381—430, namentl. S.398f. S. auch Rörig, Hist. Vj. 
XXII (1925) S. 520 Anm. 1. 

ä ?) Ansiedelungen und Wanderungen deutscher Stämme (Marburg 1875) 
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Hermann Hallermann, Die Erbleihe an Grundstücken 
in den westfälischen Städten bis 1500 (Untersuchungen zur 
Deutschen Staats- und Rechtsgeschichte, begründet von 
Otto v.Gierke, herausgegeben von Dr. Julius v. Gierke, 
135. Heft. Breslau, M. u.H. Marcus, 1925. VII und 
56 8. 8°. 


In dem vorliegenden Buche liefert H. einen Beitrag zur Geschichte 
der städtischen Erbleihe im Mittelalter. An der Hand eines Materials, 
das sich auf das alte westfälische Stammgebiet erstreckt, und das auch 
ungedruckte Nachrichten — allerdings aus äußeren Gründen nicht in 
ganz gleichmäßigem Umfange — heranzieht, werden die einschlägigen 
Probleme verfolgt, zum Teil solche umfassenderen Gehalts, die bei der 
städtischen Erbleihe überhaupt eine Rolle spielen, zum Teil solche, 
die gorade für Westfalen von Belang sind. 

In einer wohl der Vertiefung fähigen „Einleitung“ wird der gegen- 
wärtige Standder Forschung umschrieben, der insbesondere gekennzeichnet 
ist durch den noch nicht ausgetragenen Widerstreit zwischen den An- 
schauungen Rietschels und Seeligers, von denen der erstere einen 
sich auf öffentlichrechtlichem und privatrechtlichem Gebiet auswirken- 
den Unterschied zwischen der sog. „‚Gründerleihe‘‘ und der privaten Erb- 
leihe annimmt, während der letztere ihn leugnet (H. 8. 2f., 49 Anm. 1). 
Dabei erwähnt H. u. a. die für Münster wichtige, wenn auch mehrfach 
zu Beanstandungen Anlaß bietende Schrift von Meisterernst über „die 
Grundbesitzverhältnisse der Stadt Münster im Mittelalter!)‘“, die zwar 
im Rahmen des öffentlichen Rechts zwischen Gründerleihe und privater 
Erbleihe nicht differenziert, der aber doch vor allem wegen der erheb- 
lichen Abweichungen in der Höhe des Zinses eine Scheidung zwischen 
beiden Arten der Leihe vorschwebt. Andere für den behandelten Gegen- 
stand ebenfalls bedeutsame Arbeiten sind dagegen übergangen, nament- 
lich ist die Untersuchung unberücksichtigt geblieben, die v. Voltelini 
den Zuständen in Wien gewidmet hat, und bei der in erster Linie die Aus- 
führungen über die Grundbesitzverteilung in Wien und die Stellung 
der dortigen Erbbürger für das gewählte Thema Beachtung verdienen.®) 


1) Münstersche Beiträge zur Geschichtsforschung, hrsg. von A. Meister, 
N. F. 24 (Münster 1909). Vgl.dazu einerseits P. Rehme, Z.?f. RG. 31 (1910) 
S. 516, andererseits A. Schultze, VSWG. 10 (1912) S. 139 Anm. 1. Nur ge- 
legentlich wird (H. S. 41 Anm. 8) der vielfach auf Meisterernst fußenden 
Münsterschen philos. Diss. von A. Henkel, Beiträge zur Gesch. der Erbmänner 
in der Stadt Münster (1910), gedacht. S. neuerdings auch F. Philippi, Ur- 
sprüngliche Standesverhältnisse der Münsterischen Erbmänner und insbes, 
der Familie Kerkerink zur Borg, Westfalen (Mitt. des Ver. f. Gesch. u. Alter- 
tumsk. Westfalens) 12 (1924) S. 1—18. 

2) v. Voltelini, Die Anfänge der Stadt Wien (Wien und Leipzig 1913), 
insbes. S. 43f., 78f., 134, 140f. Daselbst S. 79f. eine Übersicht über die Litera- 
tur zur städtischen Erbleihe und vornehmlich über das österreichische Schrift- 
tum, von dem H. (S. 28) nur den von der neueren Forschung überholten Auf- 
satz von Ed. Franz v. Heß, Das Burgrecht, jus civile (Sitz.-Ber. der Wiener 
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Es wird dann nach allgemeinen Bemerkungen, die sich mit dem 
Alter der städtischen Erbleihe in Westfalen, den für sie gebrauchten 
Bezeichnungen und ihrem Inhalt im ganzen beschäftigen, die privat- 
rechtliche, die öffentlichrechtliche und die wirtschaftliche Seite der 
städtischen Erbleihe beleuchtet. In privatrechtlicher Hinsicht erörtert 
H. die Ausdrücke der Urkunden für das Verleihen, die Gegenstände 
der Erbleihe, die Form der Verleihung, insonderheit die Aufnahme von 
Erbleihebriefen, die Rechte und Pflichten aus dem Leiheverhältnis so- 
wie die Entwicklung der städtischen Erbleihe zu Eigentum, und es wird 
die Erbleihe als Privatrechtsinstitut, das jedoch im Laufe der Zeit eine 
Wandlung erfahren habe, charakterisiert. Bei der Schilderung der 
öffentlichrechtlichen Züge der städtischen Erbleihe werden die Folgen 
besprochen, welche über die persönlichen Beziehungen des Leihenehiners 
zum Leiheherrn hinausgreifen und in der Hauptsache aus der Eigenschaft 
des Leiheobjektes als Stadtgut abzuleiten sind. In Verbindung damit 
berührt H. die Verbreitung der städtischen Erbleihe und den vielfach 
behaupteten, von H. aber abgelehnten Gegensatz von Wigbold, Frei- 
heit und Stadt.!) 

Ein Schlußabschnitt umreißt die Ergebnisse, nach denen die in 
den westfälischen Quellen begegnende Leihe zu „Weichbildrecht‘ keine 
besondere Leiheforn sei, sondern sich decke mit der in den Städten 
West falens wie im übrigen Deutschland vorkommenden Leihe zu „Markt‘“- 
oder „„Burgrecht‘“, welche die Grundlage für die Besiedlung sämtlicher 
Städte Westfalens nur etwa mit Ausnahme von Dortmund?) gebildet 
habe und sich, trotz gewisser lokal bedingter Eigentümlichkeiten, in 
ihrem Kerne darstelle als das „freie, vererbliche Nutzungsrecht an ein- 
zelnen städtischen Grundstücken gegen Zahlung eines jährlichen, ein 
für allemal festgesetzten Zinses“ (H.S.51). Bei dieser städtischen Erb- 
leihe, die sich allmählich, und zwar in Westfalen schneller als ander- 
wärts, zu Eigentum unigestaltet habe, sei weder eine Trennung zu machen 
zwischen geistlichen und weltlichen Verleihern, also nach der Person 
der Leiheherren, noch zwischen Gründerleihe und privater Erbleihe, 


Akad. der Wissensch., phil.-hist. Kl., 11, 1853, S. 761—796) verwertet hat. 
Zu dem Buche v. Voltelinis vgl. noch die Anzeige von A. Schultze, 2. f. 
RG. 35 (1914) S. 656 —558 und unten S. 509f. 


1) S. jetzt auch die H. beipflichtende Münstersche jur. Diss. von Max 
Koberg, Die Verfassung des Landes Fredeburg-Bilstein bis zur Auflösung des 
Kurfürstentums Köln (1925), die sich S. 8f., 22f., 29 mit den „Freiheiten“ 
Fredeburg und Bilstein und den Erbzinsverhbältnissen bei ihnen beschäftigt. 
Zu der das. S. 22 gestreiften Abhandlung Gerlachs, „Über den Marktflecken- 
und Stadtbegriff im späteren Mittelalter und in neuerer Zeit‘ (Festgabe Ger- 
hard Seeliger zum 60. Geburtstage, Leipzig 1920) vgl. Groß, „Markt und 
Stadt im späteren Mittelalter‘, Z.?f. RG. 45 (1925) S. 665— 82. 

2) H. S. 1 Anm. 2, 51. Die in Dortmund obwaltenden Grundstücks-, 
Wortzins- und Rentenverhältnisse bedürfen nach den Hinweisen vonLL. v. Win- 
terfeld (s. zuletzt v. Winterfeld, Untersuchungen zur ältesten Geschichte 
von Dortmund, Beitr. zur Gesch. Dortmunds und der Grafschaft Mark XXXI„ 
1924, S. 7—76, namentlich S. 47f.) einer nochmaligen Überpräfung, die auch 
den unten S. 510f. angedeuteten Gedankengängen Rechnung zu tragen hätte. 
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und zwar hier ebensowenig im Hinblick auf die Höhe des Zinses und 
die Möglichkeit der Veräußerung durch den Beliehenen, wie in An- 
sehung ihrer Wirkungen für die Lage des Leihenehniers im öffentlich- 
rechtlichen Bereich. 

Vorweg ist lobend zu betonen, daß der Verf. sich einen überaus 
dankbaren Vorwurf erkoren hat, indem er die Streitfragen, die sich 
noch immer an die städtische Erbleihe knüpfen, auf Grund eines inter- 
essanten und keineswegs schon genügend ausgeschöpften Stoffes einer 
Lösung näher zu bringen sucht. So wird unsere Kenntnis der betrachteten 
Einrichtungen in sehr erwünschter Weise bereichert, wird auf manche 
Einzelheit innerhalb des westfälischen Rechtskreises, aber auch darüber 
hinaus), helleres Licht geworfen, erscheint selbst Bekanntes und schon 
anderweit Gesagtes in bisher übersehene oder vernachlässigte Zusammen- 
hänge gerückt. 

Aber trotzdem muß eingeräumt werden, daß das Gebotene nicht 
restlos zu befriedigen vermag. Ihm haftet der Mangel an, daß H. seine 
Aufgabe unter einem zu engen Gesichtswinkel zu meistern sich bemüht. 
Es rächt sich, daß die Schrift, die in der Gestalt, wie sie gedruckt vor- 
liegt, im Jahre 1921 zu Habilitationszwecken verwandt ist, bereits die 
derzeit vorhandene Literatur über die städtische Erbleihe nicht ganz 
ausgenutzt hat, und daß auch die Auswertung einer Anzahl inzwischen 
erschienener Veröffentlichungen unterblieben ist, die zwar nicht un- 
mittelbar der städtischen Erbleihe gelten, aber doch mittelbar für die 
Beurteilung ibres Wesens beachtlich sind. H. unterstreicht infolge- 
dessen die privatrechtlichen Elemente, welche die Leihe nach Stadt- 
recht enthält, zu stark, während er der öffentlichrechtlichen Färbung, 
die ihr eigen ist, nicht vollgerecht wird. Er hebt zwar, wie die Wendungen 
8. 41, 42, 47 zeigen, einen hierfür sehr wichtigen Faktor hervor, indem 
er darauf aufmerksam macht, daß in den westfälischen Städten des 
Mittelalters neben dem Leihegut auch unbelasvetes Grundeigentum in 
größerem Umfange anzutreffen und daß in dem Besitz von Freigut 
vitlleicht die Wurzel des städtischen Patriziats zu erblicken sei. Aber 
e3 ist ihm doch kaum ganz zum Bewußtsein gelangt, wie sehr derartige 
Erwägungen an letzthin wieder lebhafter erörterte Probleme der Früh- 
zeit des städtischen Verfassungslebens rühren, und wie sich von diesem 
Standpunkt aus auch den Fragen der städtischen Erbleile, insbesondere 
der nach ihrer öffentlichrechtlichen Natur, neue Seiten abgewinnen 
lassen. 

Wenn H. für sein Beobachtungsfeld den Gegensatz zwischen 
Gründerleihe und privater Erbleihe, von dem Rietschel ausgeht, 
bestreitet, so wird, wie gewiß anzuerkennen ist, die Beweisführung 
Rietschels zuweilen dadurch beeinträchtigt, daß Rietschel in zu 


1) Es gilt dies z.B. für die Darlegungen Mummenbhoffs (Mitt. des Ver. 
f. Gesch. der Stadt Nürnberg, Heft 25, 1924, S. 246/47; vgl. auch das. S. 222/23) 
über die Schnitter- und Hausstättenzinse in Nürnberg, die vonM. zu bestimmt 
als grundherrliche Leistungen aufgefaßt werden. S. dazu H. S. 19f., vor allem 
8. 20, 21. 
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scharfer begrifflicher Zuspitzung zwei Formen der städtischen Gıund- 
stücksleihe unterscheidet, zwischen die sich namentlich nach den späte- 
ren Quellen zablreiche Zwischenglieder und Übergangsstufen schieben, 
so daß zuweilen die Konturen des von Rietschel entworfenen Bildes 
verschwimmen oder sich sogar nahezu ganz verwischen. Bei einer Wür- 
digung der Ansicht Rietschels darf nicht vergessen werden, daß die 
privaten Leiheverhältnisse, die Rietschel mit der Gründerleihe kon- 
trastiert, nicht eben selten in Ausgestaltungen erscheinen, welche an 
den „Schematismus‘‘!) seiner Gründerleihe erinnern, sei es, daß ein 
privater Grundbesitzer in seinem Eigentum stehendes Land unter ähn- 
lichen Bedingungen, wie sie für die „Gründerleihe‘‘ von Rietschel 
vorausgesetzt werden, der Bebauung preisgab®), sei es, daß auch für 
die Überlassung einzelner Baustellen eine gleichmäßige Übung beobachtet 
wurde, die gewisse Tendenzen mit der Gründerleihe gemeinsam hatte.?) 
In manchen Fällen ist wieder ein wechselndes Verfahren eingeschlagen, 
indem z. B. bei Stadterweiterungen oder bei der Aufteilung von Bau- 
gelände innerhalb des Stadtbezirkes infolge von größeren Entwässerungs- 
anlagen oder infolge der Schleifung von Befestigungen der Boden ent- 
weder unter Vorbehalten, wie sie für die Gründerleihe im SinneRietschels 
kennzeichnend waren, oder aber auch in den Grenzen rein privater 
Leihevereinbarungen ausgetan wurde. Und wenn aus derartigen Wahr- 
nehmungen heraus die Auffassung Rietschels mehrfach angefochten 
und der Rechtsgehalt der städtischen Eıbleihe vornehmlich aus den 
ihr innewohnenden privatrechtlichen Momenten erschlossen ist, so ist 
anscheinend auf dieses Geleise die Forschung sogar durch Rietschel 
selbst gelenkt, der in seinem Aufsatz über die Entstehung der freien 
Erbleihe*) bemerkt hatte, daß es bei der Dürftigkeit der Quellen noch 
nicht möglich sei, über mehr oder weniger unsichere Verniutungen 
hinaus eine klare Vorstellung von den Anfängen der städtischen Gründer- 
leihe als solcher zu erlangen, eine Überlegung, die für Rietschel be- 
stimmend war, von der Gründerleihe, mit der er sich in seiner früheren 
Arbeit „Markt und Stadt in ihrem rechtlichen Verhältnis‘®) befaßt 
hatte, hier abzusehen und seine Erörterungen zunächst auf die Herkunft 
der privaten Erbleihe zu richten. 

Zieht man jedoch das Schrifttum der letzten Jahre zu Rate, so 
drängen sich Zweifelauf, ob es nicht angezeigt ist, einmalden umgekehrten 
Weg zu beschreiten, also zu versuchen, gerade unter Hervorhebung 
des öffentlichrechtlichen Einschlags der städtischen Erbleihe weiter- 
zukonmen, und von hier aus die mit ihr verbundenen Problenie erneut 


1) Vgl. Z.2f. RG. 22 8. 191. 

2) Belege bei Velten (s. unten S. 51l Anm. 5) S. 31, 33, 34. S. ferner 
(G:othein, Eine Stadterweiterung von Konstanz, Zeitschr. f. d. Gesch. des 
Oberrheins, N. F. 5 (1890) S. 127— 129. 

3) Vgl. etwa Mecklenburger UB. II 1516 und dazu Krause, Beitr. zur 
(Gesch. der Stadt Rostock 13 (1925) S. 36. 

*) an der oben Anm. 1 angegebenen Stelle. 

8) Leipzig 1897. S. das. S. 132f. 
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aufzurollen. Dabei kann es allerdings nicht das Ziel einer Besprechung 
sein, die sämtlichen auftauchenden Fragen abschließend zu beantworten, 
ein Ziel, das bei dem jetzigen Stande unseres Wissens wohl überhaupt 
noch nicht erreichbar ist. Dagegen halte ich es für angängig, einen Ver- 
lauf der Entwicklung wenigstens anzudeuten, dessen genauere Ver- 
folgung und schärfere Herausarbeitung vielleicht die Forschung wesent- 
lich zu fördern vermag. Ich greife zu diesem Behufe zurück auf das 
bereits erwähnte Werk v. Voltelinis über Wien, das wegen seines 
Reichtums an Gedanken und wegen der Vielseitigkeit seiner Anregungen 
besonders geeignet erscheint, als Ausgangspunkt für weitere Betrach- 
tungen zu dienen. 

Aus dem Buche v. Voltelinis erhellt, daß sich in Wien, außer dem 
Grundbesitz der kirchlichen Anstalten und dem des Adels, freies Eigen 
zunächst nur in der Hand einer Anzahl von Geschlechtern, der später 
sogenannten Erbbürger, vorfindei, die ihrerseits wieder Stücke davon 
zu Burgrecht an die übrigen Bevölkerungsklassen, vor allem die Hand- 
werker, überlassen haben, daß aber die daraus fließenden Unterschiede 
in der rechtlichen Behandlung des städtischen Bodens zugleich ihre 
Wirkungen äußern auf dem Gebiet des Verfassungslebens. Es stehen 
sich hier zwei Schichten der städtischen Einwohnerschaft in einer Sonde- 
rung, die sich mit in den Grundbesitzverhältnissen ausprägt, gegenüber 
und die Entwicklung iet beherrscht von dem Streben der Erbbürger, 
durch ständischen Abschluß und den Ausbau des Ebenbürtigkeits- 
prinzips, durch familien- und erbrechtliche Normen sowie durch die 
Regelung der Grundstücksübertragung ihre Vormacht zu wahren, wäh- 
rend die nur zum Grundbesitzerwerb nach Burgrecht fähigen Kreise 
die vorhandenen Schranken zu durchbrechen suchen, ein Kampf, der 
zu ungunsten der Erbbürger endete, als von Herzog Rudolf IV. unter 
dem 28. Juni 1360 die Ablösbarkeit der Burgrechtszinse angeordnet, 
damit der Erwerb von freiem Eigen auch durch nicht zu den Erbbürgern 
gehörende Personen erleichtert und das Auflassungswesen städtischen 
Einfluß unterworfen wurde.?) 

Allerdings sind die Ergebnisse v. Voltelinis in Einzelheiten wohl 
der Ergänzung und Berichtigung zugänglich.?) Aber wegen der Vor- 
rechte der Erbbürger und ihrer Verflechtung mit dem städtischen Grund- 
besitz sowie wegen der Gründe, die eine Zurückdrängung der Erbbürger 
im Gefolge hatten, werden sie im ganzen doch durchaus das Richtige 
treffen?), zumal ihnen eine starke Stütze aus den Untersuchungen von 


1) v. Voltelini S. 75, 78, 91, 93f. 

2) S. namentlich Groß, Zur Frage der Wiener Erbbürger, Mitt. des 
Ver. f. Gesch. der Stadt Wien I (1919 u. 1920) S. 27—48. 

3) Man muß dabei nur immer im Auge behalten, daß die Stellung der 
Wiener Erbbürger nicht lediglich durch ihre Verknüpfung mit dem städtischen 
Grundbesitz bestimmt wird, sondern daß die Erbbürger ebenfalls im Handel 
eine Rolle spielten, daß ferner ihr Kreis nicht völlig geschlossen war, daß in ihn, 
wie v. Voltelini S. 74/5 betont, vielmehr unter gewissen, nicht leichten Vor- 
aussetzungen andere Familien eintreten konnten, und daß dieser Aufstieg 
auch Handwerkern nicht schlechthin abgeschnitten war. Ähnlich Groß 8. 32f. 


510 Literatur. 


Luntz über das Wiener Urkundenwesen und die mit diesem zusammen- 
hängenden Änderungen des Auflassungsrechtes erwächst.!) 

Nun verneint zwar auch v. Voltelini(S. 80, 81) den von Rietschel 
gezeichneten Gegensatz zwischen Gründerleihe und privater Erbleihe, 
da die öffentlichrechtliche Ausgestaltung, die Rietschel beider Gründer- 
leihe betont, vor allem die Verpflanzung des Leihemannes in den 
städtischen Rechtskreis, seine Aufnahme als Genosse in die bürger- 
liche Gemeinschaft und seine Unterwerfung unter die Gerichtsbarkeit 
des Stadtrichters, ebenso bei privatrechtlichen Leiheformen, wie sie die 
Leihe zu Burgrecht in Wien darstelle, zu erkennen sei. Aber gerade 
in diesem Punkte vermögen mich die Bemerkungen v. Voltelinis nicht 
zu überzeugen.?) Denn in den hervorgehobenen Umständen erschöpft 
sich der Unterschied zwischen den Erbbürgern und den Klassen der 
städtischen Bevölkerung, denen von den Erbbürgern Land zu Leibe 
nach Burgrecht übertragen ist, nicht, sondern die Abweichungen in der 
Rechtslage des beiderseitigen Grundbesitzes, die sich hier zeigen, haben 
eine weiterreichende Bedeutung: sie erstrecken sich, wie bereits er- 
wähnt, zugleich auf die ständische und verfassungerechtliche Gliederung 
der Einwohnerschaft, sie berühren die Ordnung des Auflassungswesens 
und spiegeln sich in den policischen Vorgängen wieder in einer Weise, 
die es nach meinem Dafürhalten verbietet, die sich nach der öffentlich- 
rechtlichen Seite hin auswirkende Natur der Leihe zu Burgrecht, wie 
sie in Wien begegnet, wenn sie auch in einem etwas anderen Sinne 
als bei Rietschel zu fassen ist, zu leugnen. 

Das, was so v. Voltelini offenlegt, gewährt aber eine Fülle von 
Ausblicken, die für die deutsche Forschung, zumal in Würdigung des 
Problems der ursprünglichen Verteilung des städtischen Grundbesitzes 
und der Verschiedenartigkeit seiner rechtlichen Qualität, von Belang 
sind. Sie haben namentlich um deswillen Bedeutung, weil an einem Ma- 
terial, das in das spätere Mittelalter hinabreicht, Einrichtungen nach- 
geprüft werden können, die in großen Teilen Deutschlands schon viel- 
fach veränderten Verhältnissen Platz gemacht hatten. So fallen von 
der Schrift v. Voltelinis interessante Streiflichter auf Vorgänge bei 
uns, die mit den Zuständen in Wien manche Berührungspunkte auf- 
weisen, auf Grund des heimischen Urkundentuns allein aber nicht 
völlig enträtselt werden können. So sehr hier die Wichtigkeit des Grund- 
besitzes für den Erwerb der Bürgereigenschaft immer wieder hervor- 
gehoben ist, und so häufig dabei der Gedanke einer Abstufung des Bürger- 
rechts auftaucht, so fehlt es doch, soweit ich sehe, trotz mehrfacher 
Hinweise®), an ausreichenden Untersuchungen, welche diese Differenzie- 
rung innerhalb des Bürgerrechts schon auf die Grundbesitzveıteilung 


!) Luntz, Abhandlungen zur Gesch. u. Quellenkunde der Stadt Wien, 
Band I (Wien 1916), vor allem Abh. DH: Beiträge zur Gesch. der Wiener Rats- 
urkunde, das. S. 75—162. S. insbes. S. 83f. 

2) Ebenso A. Schultze, Z.%f. RG. 35 8. 557. 

®) Vgl. etwa F. Philippi, Hans. Geschichtsbl. 1895 S. 3, 4 sowie MIÖG. 
32 (1911) S. 109, 110. 
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zu Beginn der städtischen Entwicklung zwückführen und sie in Ver- 
bindung bringen mit der Art, wie jedenfalls in einer Anzahl von Orten 
anscheinend von Anfang en, nicht eıst mittels späterer Usurpation, 
eine Klasse der Vollbürger allein freies und unbelastetes Eigen innehat,' 
während die minderberechtigten Schichten der städtischen Bevölkerung, 
d. h. vornehmlich die Handwerker, zunächst lediglich in der Lage sind, 
Grundbesitz zu geringerem Recht, eben in Form der Leihe zu Stadtrecht, 
zu erwerben. Wenn bei v. Voltelini die verfassungsmäßige Stellung 
der Wiener Erbbürger im Zusammenhang mit ihrem Grundbesitz uns 
besonders klar entgegentritt, so kreuzt sich mit den gewonnenen Ein- 
sichten eine Reihe von Wahrnehmungen, die vereinzelt ebenfalls b>i 
den deutschen Städten bezeugt, bei ihnen indessen noch nicht in B+- 
ziehung zu einem Entwicklungsgange, wie ihn v. Voltelini für Wien 
geschildert hat, gesetzt sind. Es mag für unsere Zwecke genügen, wenn 
ich hindeute auf die lehrreiche Untersuchung, die Velten der Geschichte 
des Grundeigentums in Wetzlar gewidmet hat.!) Dort ist, ähnlich wie 
in Wien, ein Neben.inander von freiem unbelasteten Figen und solchem 
zu städtischem Leiherecht zu verfolgen®), und es läßt sich dartun, daß 
sich der freie Grundbesitz, wenn wir von einigen geistlichen Anstalten 
und der Stadt selbst bıw. dem städtischen Spital absehen, ganz in den 
Händen der Ritter- und der Schöffengeschlechter, also des heimischen 
Patriziats, befindet und von letzterem im Wege der Parzellierung zu 
Erbleihe an die Handwerker weiter vergabt ist.?) Deshalb ist m. E. zu 
prüfen, ob die Züge dieses Bildes nicht einen typischen Charakter zu 
beanspruchen haben und ebenfalls für den von H. behandelten Gegen- 
stand Aufschlüsse verheißen. Und es ist schließlich noch zu erwähnen, 
daß auch unter den übrigen Beobachtungen v. Voltelinis für Wien, 
die auf der beschriebenen Veıteilung des Grundeigentums beruhen, 
solche sind, die ein Gegenstück in entsprechenden Nachrichten aus deut- 
schen Städten erhalten, die aber bis jetzt kaum schon überall in der 
hier interessierenden Richtung ausgeweitet sind.*) 


I) Velten, Beiträge zur Geschichte des Grundeigentums in der Stadt 
Wetzlar im späteren Mittelalter. Gießener philos. Diss. 1922. 

2) Allerdings ist zu bemerken, daß bei Velten das Verhältnis zwischen 
den ursprünglich zur Anerkennung des Obereigentums des Königs gezahlten, 
aber schon vor 1180 in andere Verfügungsgewalt übergegangenen Grundzinsen 
(Velten S. 10, 11: der Besitzer einer area hat dem Herrn derselben — domino, 
a quo tenet — 4 Denare zu zahlen) und der zuerst 1225 nachweisbaren „Erb- 
leihe‘‘ (Velten S. 39f.) nicht scharf herausgearbeitet ist. 

3) Velten S. 24f., 26f. Aufmerksam zu machen ist namentlich auf die 
Eigenart der in Wetzlar häufigen Hühnerzinse bei der Leihe zu Stadtrecht 
(Velten S. 11, 25, 27, 39f., 47). S. dazu H. S. 18. 

*) Es ist z. B. zu verweisen auf das Vorhandensein von größeren Höfen 
in Wien neben den zu Burgrecht ausgetanenen Häusern (v. Voltelini S. 90), 
ein Umstand, der vielleicht herangezogen werden kann zur Erklärung der für 
Goslar überlieferten Erscheinung, daß hier im 12. Jahrhundert neben dem 
Wortzins, dem census de areis, ein zweiter census de curtibus erhoben wird, 
der seiner Herkunft nach umstritten ist (Schiller, Bürgerschaft und Geist- 
lichkeit in Goslar [1290-1365], Kirchenrechtl. Abh., hrsg. von U. Stutz, 


512 Literatur. 


Jedoch ihr volles Gewicht scheinen mir die Ausführungen v. Vol. 
telinis erst dann zu gewinnen, wenn man noch einen Schritt darüber 
‚hinaus wagt auf Grund von Überlegungen, zu denen einige neuere Ver- 
öffentlichungen zur früheren Stadtgeschichte in Deutschland hinleiten, 
und über die ich nıich bereits an anderer Stelle eingehender geäußert 
habe.!) Hinter der Frage, welche Rechte die Erbbürger in Wien an ihrem 
großenteils wieder zu Burgrecht an Handel- und Gewerbetreibende 
überlassenen Grundbesitz ausübten, steht die weitere Frage, auf welchem 
Wege die Erbbürgergeschlechter selbst ihre Befugnisse am städtischen 
Boden erworben haben, und durch welche Momente die besondere recht- 
liche Beschaffenheit ihres Grundbesitzes bedingt ist. Diese Frage wird 
von v. Voltelini dahin beantwortet, daß aller Grund in der Stadt 
anfänglich Eigentum des Herzogs gewesen und aus der Hand der Baber- 
berger in den Besitz der Erbbürger gelangt sei.?) Aber es bleibt doch 
eine Lücke in den, was v. Voltelini sagt, die die näheren Unistände 
des Übergangs der herzoglichen Rechte auf die Erbbürger betrifft. Nun 
babe ich bei dem oben berührten Anlaß der Möglichkeit gedacht, daB 
in stärkerem Ausmaße, als es die Forschung bisher anerkennen will, 
bei den deucschen Städten, die aus einer planmäßigen Gründung er- 
wachsen sind, die Gründung unter Vermittelung eines Unteirnehmer- 
konsortiums erfolgt sein kann. Obgleich mir nichts ferner liegt, als 
hier gewissermaßen im Vorbeigehen für Wien eine Entscheidung fällen 
zu wollen®?), möchte ich doch das Augenmerk darauf lenken, daß sich 


Heft 77, Stuttgart 1912, Anhang I, Exkurs: Der Wortzins und das Domstift 
in Goslar S. 206f. und Frölich, Hans. Geschichtsbl. 1920/21 S. 146 Anm. 2). 
Weiter kommen in Betracht die Darlegungen bei v. Voltelini S. 91f. über 
das Zusammentreffen von Burgrechtszinsen und Zinsen, die aus Rentenrechten 
geschuldet werden, sowie über die Beziehungen zwischen beiden Gattungen 
von Zinsen, vor allem hinsichtlich der Ablösbarkeit, ein Punkt, der m. E. noch 
genauerer Aufklärung bedarf. Endlich ist beachtlich die Tatsache, daß fürWien. 
wie für das ältere österr. Sachenrecht überhaupt, ‚nicht so sehr die Scheidung 
von Fahrhabe und Liegenschaft bedeutungsvoll geworden (ist), als die in Erb- 
gut und wohlerworbenes Gut“ (v. Voltelini $. 76). Vgl. dazu etwa die dem 
Stadtrecht von Goslar aus dem 14. Jahrhundert einverleibten und den Gegen- 
satz von Erbe und Eigen in dem gleichen Sinne stark betonenden Vorschriften 
bei Göschen, Die Goslarischen Statuten (Berlin 1840) S. 26 Z. 35f., S. 29 
Z. 5—7, zu denen die von mir in den Hans. Geschichtsbl. a. a. O. 8. 135 
Anm. 7 mitgeteilte Aufzeichnung vom 16. 10. 1186 (UB. Goslar I 306) hinzu- 
zunehmen ist. 


I) Frölich, Zur Verfassungstopographie von Köln und Lübeck im 
Mittelalter, Zeitschr. des Ver. f. Lübeckische Gesch. u. Altertumskunde 23 
(1925) S. 381 —430, insbes. S. 398. 

2) v. Voltelini 8. 44, 59. S. ebenfalls Luntz S. 84 zu Anm. 2. Auch in 
dieser Hinsicht dürfte sich eine Parallele mit den Einrichtungen in Wetzlar 
ergeben. Die Stellung des „dominus, a quo tenet“ hier (s. oben S. 511 Anm. 2) 
ähnelt sehr der der Wiener Erbbürger. 

82) Zur Vorsicht mahnt dabei der Umstand, daß entg®gen der Meinung 
v. Voltelinis, der für Wien einen Zusammenhang mit der Römerzeit 
streitet und mit einer planmäßigen Gründung erst des 11. oder 12. Jahrhundert* 
rechnet, neuere Arbeiten von Nowotny (Das römische Wien und sein Fort- 
leben, Mitt. des Ver. f. Gesch. der Stadt Wien IV, 1923, 8. 5—22) und Dopsch 
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in dem, was v. Voltelini und Groß beibringen, z. B. über die Vorrechte 
der Erbbürger — und zwar auch unabhängig von ihrer Eigenschaft 
als Grundbesitzer —, über die Art ihrer Teilnahme am Tuch-, Wein- 
und Fernhandel, über die Form, wie später eine Trennung zwischen 
Erbbürgern und Kaufleuten bezeugt ist, doch mehrere, ab und zu sogar 
sehr überraschende Anklänge zeigen an das, was ich im Ausblick auf 
die lübischen Zustände entwickelt habe!), vor allem, wenn man das 
hinzufügt, was bei Luntz?) über das Aufkommen des Rates in Wien 
verlautet. 

Jedoch auch wenn wir Wien ganz beiseite lassen, halte ich es für 
80 gut wie sicher, daß dort, wo eine eigentliche Stadtgiündung nicht 
außerhalb des Bereichs der Möglichkeit liegt, mit Hilfe der voıstehend 
gestreiften Hypothese die Aufbellung mancher Probleme des städtischen 
Grundbesitzes zu erhoffen ist, die zur Zeit der Forschung Schwierig- 
keiten bereiten. Denn es drängt sich, so betrachtet, sehr leicht der Ge- 
danke auf, daß bei den Abmachungen mit dem Stadtherrn über die 
beabsichtigte Gründung in erster Linie mit die Aufteilung des für die 
Niederlassung bestimmten Geländes eine Rolle spielte, daß auch in so weit 
die Rechte der Unternehmer näher umschrieben und gleichzeitig An- 
ordnungen über die Leihegabe von Bauplätzen an die von den Unter- 
nehmern zuzuziehenden Siedler getroffen wurden. Wenn man einen 
solchen Verlauf der Dinge unterstellt, was ich nach den bis jetzt be- 
kannten Nachrichten wenigstens für eine Anzahl von Fällen als angängig 
erachte°), so käme man zu Erscheinungen, wie sie v. Voltelini für 
Wien geschildert hat, nur daß von dem hier entwickelten Standpunkt 
aus die tieferen Gründe für die Unterschiede in der Rechtslage des städti- 
schen Grundbesitzes und ihre Auswirkungen auf dem Gebiet des städti- 
schen Verfassungslebens noch klarer und schäıfer heıvortreten als bei 
dem durch v. Voltelini gezeichneten Bilde Dann würde sich aber 
ferner möglicherweise noch eine Reihe sonstiger Beobachtungen deuten 
lassen, die uns in den deutschen Städten des Mittelalters in Verbindung 
mit der städtischen Erbleihe aufstoßen, und die gleichfalls Zweifeln Raum 
gewähren. | 

H. (S. 22f., 24) glaubt, daß in den westfälischen Städten der Wort- 
zins zu Anfang ausnahmslos die Natur einer wirklichen Gegenleistung 


(Wirtschaftl. und soziale Grundlagen der europäischen Kulturentwicklung, 
‘2. Aufl., I, Wien 1923, S. 188f.) diese Auffassung zu erschüttern geeignet sind. 


I) Vgl. Lüb. Zeitschr. 23 8. 398f. Eine ähnliche Vorstellung schwingt 
übrigens bei v. Voltelini selbst mit, wenn er 8. 68 davon spricht, daß die 
Kirchen und die Erbbürger durch die Vergebung ihres Grundbesitzes an die 
kleineren Kaufs- und Gewerbsleute ‚‚zu einer Art von Unternehmern, in deren 
Händen die Besetzung der Stadt mit Ansiedlern liegt‘‘, werden. 

3) A.a.0O. 8. 138 Anm.l. 

®) In diesen Rahmen würde sich auch das vielfach belegte Verbot einer 
Erhöhung des Zinses (H. S. 24, 33) gut einpassen. Durch das Gesagte wird 
nicht ausgeschlossen, daß die städtische Bodenleihe in Deutschland bei ihrem 
Aufkommen Anlehnung an Vorbilder aus der Römerzeit gesucht hat (s. Dopsch 
a.a. 0. II 8. 386/7). 


Zeitschrift für Rechtsgeschichte. XLVI. Germ. Abt. 33 
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für die Nutzung des übertragenen Grundstücks gehabt habe. Ich bin 
nicht sicher, ob sich diese Ansicht unter allen Umständen veıteidigen 
läßt. Dem widerstreitet nı. E. die vielfach vorkommende, schematisch 
nach der Größe, nicht nach der Lage des Grundstücks abgestufte Be- 
messung des Zinses sowie sein nicht selten sehr bescheidener Betrag.!) 
Aufschlußreich dürfte hier ebenfalls ein Hinweis auf Vorgänge in Goslar 
sein, die unter diesem Gesichtswinkel noch nicht gewürdigt sind. In 
Goslar wiederholen sich immer wieder Versuche, die Zahlung des Woıt- 
zinses zu hintertreiben, die in der Höhe des Zinses keinerlei Rechtfertigung 
finden, und es behauptet 3ich der Zins ungeachtet seiner Geringfügigkeit 
bis gegen Ende des Mittelalters und bis in eine Zeit, in der die Erinnerung 
an seinen Ursprung völlig verblaßt ist.?) Hier können m. E. nur Gründe 
anderer Art, die auf das öÖffentlichrechtliche Gebiet hinüberspielen, 
das Verständnis dieser Tatsachen vermitteln. Wir haben eine Nach- 
richt aus der Mitte des 13. Jahrhunderts, welche in ihren Wortlaut 
zum mindesten andeutet, daß in Goslar bei der Woıtzinspflicht Beziehun- 
gen obwalten zu dem Gegensatz zwischen den divites, d. h. in der Regel 
wohl den durch Grundbesitz reichen Personenkreisen, und den paupe- 
res, einem Gegensatz, der sich in der Terminologie der Urkunden meist 
deckt mit dem Gegensatz zwischen Geschlechtern und Zünften.?) Da- 
nach ist aber zu vermuten, daß die Streitigkeiten wegen des Wortzinses 
in Goslar zum Teil wenigstens erwachsen sind aus dem Wunsche der 
Leihenehmer, mit dem finanziell kaum als dıückend empfundenen Wort- 
zins vor allem die Beschränkungen abzuschütteln, welche sich als Folge 
des Besitzes von Grund und Boden zu minderem Recht in der städtischen 
Verfassungsorganisation ergaben. Soweit ich zu uıteilen vermag, ist 
in jedem Fall auch für Westfalen besonders zu prüfen, ob die zu ent- 
richtende Summe als Äquivalent für die Grundstücksüberlassung oder 
als bloße Anerkennungsgebühr zu betrachten ist, wobei wohl nur ein- 
dringendere Forschungen auf Grund überliefeıter Wortzinsregister und 
ähnlicher Quellen‘) zum Ziele führen. Und im Anschluß daran wäre 


1) Wenn H. S. 23 bemerkt, daß verschiedentlich in den Urkunden Ver- 
mehrung der Einnahmen des Verleihers als Grund für die Verleihung an- 
geführt werde, so ist darauf zu erwidern, daß ja auch sonst dem Stadtherrn 
sehr erhebliche Abgaben vom Marktverkehr zuflossen (vgl. Philippi, DLitZ. 
1917, S. 978/9). 

2) Schiller a.a. 0. S. 209—211. : 

3) In eine Rechtsauskunft des Goslarer Vogtes für Quedlinburg aus der 
Mitte des 13. Jahrhunderts (UB, Quedlinburg I 65) ist der Satz, eingeflochten: 
„Placuit etiam dominis nostris regibus ad defensionem pauperum, ne quis- 
quam in censu arearum, qui vulgo vronescult dicitur, gravari queat, nisi idem. 
census debite requisitus indebite fuerit negatus.‘‘ Von dieser Seite her läßt sich 
anscheinend auch das Dunkel lichten, das noch immer über den im Eingang 
des Privilegs Friedrichs II. für Goslar vom Jahre 1219 erwähnten Kämpfen 
zwischen den dortigen Burgensen und „quibusdam ipsius civitatis habitatori- 
bus‘ (Göschen.aa.a. O. 8. 111) ruht (vgl. Borchers, Zeitschr. des Hist. Ver. 
f. Niedersachsen 1919 S. 81 und dazu Frölich, Hans. Geschichtebl. 1915 
S. 24 Anm. 4 sowie 1920/21 S. 170/1). Über die Benennung des Leihenehmers 
bei der städtischen Erbleihe als ‚‚inhabitator‘‘ s. H. S. 13 Anm, 18. 

*) Als Beispiele dafür, wie ergiebig derartige Untersuchungen gestaltet. 
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noch des bei H. nicht berührten Vorganges zu gedenken, daß zuweilen 
nebeneinander eine Mehrheit von Grundzinsverhältnissen in derselben 
Stadt begegnet, für die die sonst gleichbedeutenden Ausdrücke „Wort- 
zins‘‘ und „Fronzins‘‘!) gerade zur Kennzeichnung ihrer Verschieden- 
artigkeit gebraucht werden.?) 

Die Vereinbarungen über die Beschaffung und Aufteilung des 
Siedlungsgeländes bei der Gründung der Stadt werden sodann vielfach 
entscheidend gewesen sein für die Voraussetzungen, unter denen neben 
dem zur Bebauung abgesteckten Wohngebiet über Marktstände und 
gewerbliche Verkaufsstätten verfügt wuıde, also dafür, ob diese Ver- 
kaufsstätten zu den gleichen Bedingungen, wie Hausgrundstücke, zu 
Leiherecht auszutun waren, oder ob der Stadtherr, die Unternehmer 
oder die sonst in Frage kommenden Personen sich die Nutzung dieser 
einerseits einen gewissen Kapitalaufwand erfordernden, andereıseits aber 
die höchsten Erträge abwerfenden Einrichtungen selbst vorbehielten.?) 
Dabei sind ebenfalls sehr verschiedene Modalitäten ins Augezu fassen, und 
es kann, ehe nicht zuverlässige Feststellungen für eine größere Zahl von 
Orten vorliegen, kaumdie Rede davonsein, daß, wie neuerdings P. J.Meier 
bei Erörterungen über das Wesen des städtischen Woıtzinses®) behauptet, 
grundsätzlich in beiden Fällen dasselbe Verfahren gewählt sei, sowie 
daß dort, wo ein Stättegeld von den Marktständen entrichtet wurde, 
in der Regel kein Hauszins erhoben sei und umgekehrt. Endlich lenkt 
die hier entwickelte Anschauung den Blick noch darauf, daß in den ge- 
schilderten Zuständen vielleicht der Schlüssel für eine Erscheinung zu 
suchen ist, die Schneider°) in allerdings nicht ganz befriedigender Art 
beleuchtet hat, nämlich dafür, daß Unterschiede in der Ordnung des 
Auflassungswesens auftreten, je nachdem, ob es sich um Grund und 
Boden dreht, der zu Wortzins ausgeliehen war oder nicht. Es ist nach 


werden können, mögen etwa dienen die Aufsätze von K. O. Müller, Die 
Königszinse in der Reichsstadt Ravensburg im Jahre 1366, Schriften des Ver. 
für Gesch. des Bodensees XL (1911) 8. 53—116 und Meyermann, Das Göt- 
tinger Wortzinsbuch von 1334 und 1364, Familiengeschichtliche Blätter U 
(1906/07) S. 25/26, 72/73, 130/1, 219/20, 232/3; III (1908/09) 42, 131— 134. 
Wegen des Wortzinsregisters für Goslar von 1414f. vgl. Frölich, Hans. 
Geschichtebl. 1920/21 8. 136/7, 148. 


1) In Soest erscheint der Wortzins meist als „vronenschuld‘‘ oder als 
eine sonstige „‚Fronen“abgabe (H. S. 18). 

2) S. meine Hinweise Z.? f. RG. 44 (1924) S. 425 Anm. 5, 427 Anm. 3 
für Quedlinburg und Hildesheim. 

3) Vgl. hierzu auch Velten S. 34f. 

*) P. J. Meier, Die Anfänge der Stadt Magdeburg und der deutsche 
Marktort des frühen Mittelalters, Geschichtebl. f. Stadt und Land Magdeburg, 
Jahrg. 1921, S. 60f., insbee. S. 80; derselbe, Marktansiedelung — Jahrmarkt 
— Bürgerliches Wohnhaus, Braunschweigisches Magazin 1924, Sondernummer, 
Herrn Geh. Archivrat Dr. Paul Zimmermann zum 26. Februar 1924, S. 5* 
—10*, namentlich 8. 7*, 8*. 

&) Schneider, Friedewirkung und Grundbesitz in Markt und Stadt, 
Deutschrechtl, Beitr., hrag. von K. Beyerle VIII 3 (Heidelberg 1913). S. dazu 
P. Rehme, Z. ?f. RG. 34 (1913) S.609, 610 und K. Beyerle, Gött. gel. Anz. 
1915 S. 233, ee 
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dem, was v. Voltelini und Luntz über Wien ermittelt haben, nicht 
ausgeschlossen, daß, wenngleich in etwas anderer Weise, als Schneider 
meint, die vorkommenden Abweichungen in der Rechtsqualität des 
städtischen Grundbesitzes sich auch niederschlagen in den besonderen 
Auflassungsformen, die jeweils vorgeschrieben sind, und bei deren Aus- 
bildung dann und wann gewiß politische Momente ihren Einfluß geübt 
haben. 

Ich möchte in bezug auf diese Andeutungen aber mit Nachdruck 
unterstreichen, daß nicht eindringlich genug vor einer zu weitgehenden 
Verallgemeinerung gewarnt werden kann. Ich betone ferner, daB 
sich auch ohne die Annahme eines Unternehmerkonsortiums bei der 
Gründung einer Stadt aus dem Nebeneinanderbestehen von freiem 
Grundbesitz und solchem zu Leiherecht verfassungsrechtliche Folge- 
rungen in dem besprochenen Sinne ergeben können. Denn die Rechte 
an dem später besiedelten Gelände waren ebenfalls beim Fehlen von 
Unternehmern vor der Anlage des Ortes zu regeln, und sie bildeten einen 
für den Ausbau der ursprünglichen Verfassung belangreichen Faktor, 
dessen Wichtigkeit jedoch von der landläufigen Auffassung, daß der 
Stadtherr in der Regel auf seinem Grund und Boden die neue Nieder- 
lassung ins Leben gerufen habe, meist unterschätzt wird. M. E. ist es 
wahrscheinlich, daß nicht allzu selten das für das neue Gemeinwesen 
in Aussicht genommene Areal bereits gebunden war durch anderweite 
Besitz- und Leiheverhältnisse, und daß es zunächst einer Auseinander- 
setzung zwischen den Berechtigten und dem Stadtherrn bedurfte, um 
den Grund und Boden für die geplante Bebauung freizumachen. Es 
sind Nachrichten genug erhalten, die auf eine solche Auseinandersetzung 
mit den bisherigen Inhabern abzielen. Dabei können beispielsweise 
kirchliche Institute in Betracht kommen, die wegen ihrer Rechte ab- 
gefunden werden mußten!), es kann sich um freie Grundbesitzer handeln, 
bei denen dies der Fall war?), und es ist schließlich damit zu rechnen, 
daß Besitzbefugnisse der Ministerialen des Stadtherın Beachtung er- 
heischten.) Und wie die Abmachungen, die dieserhalb vor der Ent- 
stehung der Stadt Platz griffen, Licht auf manche Einzelheit des späteren 
Verfassungslebens werfen, indem sich aus ihnen die Ansprüche bestimmter 


1) Frölich, VSWG. 15 S. 556 Anm. 3. Es scheint gelegentlich, z. B. in 
Coesfeld (H. S. 19), so verfahren zu sein, daß der betreffenden geistlichen An- 
stalt als Entgelt für ihre Leistungen der Wortzins zur Erhebung im ganzen 
überlassen wurde. Belehrend auch für unsere Zwecke sind die Beziehungen, 
die in Danzig zwischen dem Kloster Oliva und der Marktsiedelung, bzw. der 
späteren Stadt zu verfolgen sind, und über die Keyser, Die Entstehung von 
Danzig (Danzig 1924) S. 25f., insbes. 8. 29, 30, 49f., 133/4 berichtet. Vgl. dazu 
indessen noch Carstenn, Alt- und Rechtstadt Danzig, Elbinger Jahrbuch, 
Heft 4 (1924) S. 171—183. 

2) Ich berufe mich etwa auf das, was bei Meisterernst S. 7f. und bei 
Henkel S. 11f., 23f. über das Vorhandensein von Freigut auf dem Boden der 
Stadt Münster und die daraus abgeleitete Rechtsstellung der Erbmänner 
ausgeführt wird. | 

®) Vgl. Aubin, VSWG. 15 S. 572 und Frölich, Hans. GeschichtsbL 
1920/21, S. 151 Anm. 1. 
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Familien freien oder ministerialischen Standes auf Beteiligung am Stadt- 
regiment, auf die Bekleidung gewisser Ämter oder auf Leistungen finan- 
ziellen Charakters erklären, so ist ebenso der Möglichkeit zu gedenken, 
daß auch hier die Rechte am städtischen Boden den Gegenstand von 
Verhandlungen bildeten und daß sie in ihrer Tragweite auf verfassungs- 
rechtlichem Gebiet fixiert wurden.!) 

* Von diesem Punkte aus ist es nun leicht — und damit kehre ich 
wieder zum eigentlichen Thema der Besprechung zurück —, eine Brücke 
zu schlagen zu den Darlegungen H.s, die, wie schon gestreift wurde, 
unter Berufung auf F. Philippi eine Reihe von einschlägigen Bobach- 
tungen für die westfälischen Städte erwähnen, die insbesondere hervor- 
heben, daß bei ihnen neben dem städtischen Leihegut freies Eigen in 
größerem Umfange festzustellen sei und seine rechtliche Bevorzugung 
auch nach der Gründung der Stadt gewahıt habe.?) Ist dies richtig, 
so springt gerade für die weetfälischen Städte die Wichtigkeit der Ge- 
sichtspunkte ins Auge, auf die von mir vorstehend hingewiesen ist. 
Dreht es sich dabei zunächst auch nur um Möglichkeiten, die erst 
bei einzelnen Städten in den Bereich greifbarer Vorgänge gerückt sind, 
so dürfte doch das oben Gesagte ausreichen, die Annahme zu tragen, 
daß hier Zusammenhänge spielen, denen zuweilen jedenfalls am besten 
von der Seite der ursprünglichen Verteilung des zur Besiedlung ab- 
gesteckten Geländes und der auf sie zurückgehenden Zinerechte bei- 
zukommen ist, zumal dann, wenn sie in Verbindung gebracht werden 
mit den sonstigen Erkenntnissen, die wir der Beschäftigung mit den 
Anfängen der städtischen Verfassungsentwicklung in Deutschland neuer- 
dings verdanken. Und so kann ich es nur bedauern, daß das Buch H.s 
sich gerade nach dieser Richtung hin einer fast ängstlichen Zurückhaltung 
befleißigt hat. Ich möchte glauben, daß noch weit mehr, als im privat- 
rechtlichen Rahmen, Untersuchungen, die sich der Entwirıung der 
Rechtslage des Grundbesitzes zu Beginn des städtischen Lebens und 
der Aufdeckung der an ihm bezeugten Leiheformen vor allem in ihrer 
verfassungsrechtlichen Auswirkung widmen, weıtvolle und bleibende 
Einsichten nicht nur in örtlicher Beschränkung versprechen. Dabei 
ist der Nutzen solcher Betrachtungen keineswegs allein auf das Städte- 
wesen begrenzt, sondern er greift weit daıüiber hinaus. Fragen, wie die 
der Bedeutung von Erbe und Eigen, sind gerade im Hinblick auf das 
sächsisch-westfälische Rechtsgebiet im abgelaufenen Jahrzehnt wieder- 


1) Ich will an diesem Orte nur andeuten, daß ganz verschiedene Wege 
des Vorgehens eingeschlagen sein können. Dort, wo die Zuziehung von Unter- 
nehmern eine Rolle spielt, hat man sich auch Kombinationen in der Weise vor- 
zustellen, daß die zu berücksichtigenden freien Grundeigner oder Ministerialen 
irgendwie in die Unternehmerorganisation einbezogen wurden und an den 
den Unternehmern eingeräumten Vorrechten Anteil erhielten. 

2%) H.S. 41, 42. Damit scheint mir nicht ganz vereinbar der Ausspruch 
H.s S. 47 über das Fehlen fester urkundlicher Anhaltspunkte dafür, daß 
zwischen Vollbürgern, den Besitzern freien Eigens, und Neubürgern, den Be- 
sitzern zu Erbleihe, ein Unterschied gemacht sei. 
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holt auf breiterem Hintergrunde erörtert!), und ebenso ist, sich in ge- 
wisser Weise damit berührend, die Stellung der städtischen Vollbürger 
in anregender Form in Vergleich gesetzt zu entsprechenden Gliederungen, 
die in den Zuständen der Markgenossenschaft verwurzelt sind.?) Wenn 
ich mich nicht irre, werden Arbeiten dieser Art, die über die bereits 
gegebenen Ansätze hinaus zu Parallelerscheinungen im städtischen und 
ländlichen Verfassungs-, Rechts- und Wirtschaftsleben hinführen, Tür 
die nächste Zukunft mit zu den reizvollsten Aufgaben der wissenschaft. 
lichen Betätigung gehören.?) 


Gießen. Karl Frölich. 


Erich Keyser, Die Entstehung von Danzig. A.W. Kafe- 
mann, G. m. b. H., Verlag, Danzig 1924. 1368, 8°. 


Schon lange bevor die Geschichte von Danzig zu dem Probleme 
von trauriger Aktualität geworden war, die ihr die Neugestaltung der 
europäischen Landkarte nach dem Kriege gab, hatte sich die Wissen- 
schaft der Erforschung der wechselvollen Schicksale dieser mächtigen 
alten deutschen Handelsstadt im nördlichen Osten zugewendet.‘) Be 
ginnend besonders in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts hat eine 
Reihe verdienter Forscher bis in die letzten Jahrzehnte erfolgreiche 
Einzelarbeit geleistet. Ihre Ergebnisse finden sich vornehmlich in den 
Veröffentlichungen des westpreußischen Geschichtsvereins, der das in 
seine Obhut genommene Gut historischen Wissens in geradezu vorbild- 
licher Weise verwaltet, sorgsam pflegt und emsig mehrt. Ohne die von 


1) Vgl. namentlich die Abhandlungen von F. Philippi, Zur Gerichts- 
verfassung Sachsens im hohen Mittelalter, MIÖG. 35 (1914) S. 209259, insbe. 
S. 239f., 252f.; Pfleghafte, Eigen und Reichsgut, MIÖG. 37 (1917) 8. 39-66, 
insbes. S. 52, 59f.; Die Umwandlung der Verhältnisse Sachsens durch die 
fränkische Eroberung, Hist. Z. 129 (1924) 8. 189232, insbes. S, 219f., 2291. 
S. ferner Henkela.a. 0. S. 49f. 

2) D. Philippi, Die Erbexen. Studie zur sächsischen Rechtsgeschichte 
(v. Gierkes Untersuch. zur deutschen Staats- und Rechtsgesch., Heft 130, 
Breslau 1920). Vgl. dazu meine Anzeige Z. ?f. RG. 42 (1921) S. 558575 sowie 
F. Philippi, Hist. Z. 129 S. 206, 223. 

3) Der gegenwärtige Stand der Forschung wird kurz skizziert bei Her- 
bert Meyer, Das Mühlhäuser Reichsrechtsbuch aus dem Anfang des 13. Jahr“ 
hunderts (Weimar 1923) S. 79 Anm. 1, wozu noch der Aufsatz von Engelk®, 
Die Grafschaft Peine, Hannov. Geschichtsbl. 27 (1924) S.1—21, sowie die Be 
merkungen von A. Meister über „Bons natio“, Westfalen 12 (1924) S- 18, 
19 heranzuziehen sind. Über die Bezeichnungen „Erbe‘‘ und „Eigen“ & jetzt 
auch E. Maver, 2.2f. RG. 44 (1924) S. 110f. 

*) Vgl. die Schriftenverzeichnisse bei Paul Simson, Geschichte der 
Stadt Danzig, I. Danzig 1913, S.393£. und Erich Keyser, Danzigs Geschichte, 
Danzig 1921, Anhang hinter S. 224; daselbst nicht angeführt das interessante 
nicht im Buchhandel erschienene historische Tafelwerk von Josef Kaufman, 
Danzigs Deutschtum, staatliche Selbständigkeit und Geltung in der Vergangen- 
heit. Urkunden in Lichtbildern aus dem Danziger Staatsarchiv. (Obne Ort 
und Jahr.) 
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ihm herausgegebenen Urkundenbücher, Akten der Ständetage, Quellen 
und Darstellungen zur Geschichte Westpreußens wäre modernen wissen- 
schaftlichen Anforderungen entsprechende historische Forschungsarbeit 
für die westpreußischen Gebiete schlechterdinge unmöglich. Auch die 
im siebenten Jahrzehnt des Ersche’nens befindliche Zeitschrift des west- 
preußischen Gteschichtsvereins, auf einer bei historischen Lokalzeit- 
schriften seltenen wissenschaftlichen Höhe stehend, ist zu erheblichem 
Teile der Erforschung der Danziger Geschichte gewidmet. Der Wunsch 
nach Zusammenfassung der zahlreichen Einzelergebnisse führte zunächst 
zu Theodor Hirschs Werke: Danzigs Handels- und Gewerbsgeschichte 
unter der Herrschaft des Deutschen Ordens (Leipzig 1858), sodann erst 
nach nahezu einem halben Jahrhundert zu Paul Simsons kleiner Ge- 
schichte der Stadt Danzig (Danzig 1903). In unermüdlicher und ver- 
dienstvoller Forscherarbeit hat Simson schließlich die Geschichte Danzigs 
in seinem groß angelegten, auf mehrere Bände berechneten, leider jedoch 
unvollendet gebliebenen Werke „Geschichte der Stadt Danzig‘ (Danzig 
1 1913, II und IV, Urkunden bis 1626, 1918) auf eine neue Grundlage 
gestellt. Ihm ist in der Person des kenntnisreichen Danziger Staats- 
archivars Erich Keyser ein würdiger Nachfolger erstanden, der nun 
auch schon seit Jahren die gewaltigen Schätze des Danziger Staats- 
archivs der historischen Forschung nach den verschiedensten Richtungen 
hin zu erschließen sich bemüht. Nach einigen kleineren Arbeiten, die 
einzelnen Fragen zur Geschichte Danzigs gewidmet sind!), ließ Keyser 
1921 sein Buch ‚„Danzigs Geschichte‘‘ erscheinen, dem kürzlich als 
sechster Band der Historischen Stadtbilder „Die Stadt Danzig‘ (Stutt- 
gart 1925) folgte. In knappem Überblick werden hier die Grundzüge 
der Entwicklungsgeschichte Danzigs dargelegt. Entbehit auch die Dar- 
stellung des wissenschaftlichen Apparates, so muß man sich doch hüten, 
sie mit landläufigen ortsgeschichtlichen Werken ähnlicher Aıt auf eine 
Stufe zu stellen, wozu jener Umstand leicht die Versuchung bieten 
könnte. Denn Keyser ist den umgekehrten Weg gegangen, der sonst 
üblich zu sein pflegt. Vor der Veröffentlichung seiner auf umfangreichen 
archivalischen Quellen ausgeführten Untersuchungen ist er zur Zu- 
sammenfassung und Darstellung seiner Ergebnisse geschritten. Bei 
gründlicher Benutzung seiner Geschichte von Danzig unter Zuziehung 
des verfügbaren gedruckten und ungedruckten Quellenmaterials wird 
man gewahr, daß keine Zeile quellenmäßiger Begründung und scharfer 
kritischer Abwägung der Quellengrundlage entbehrt. 

Nunmehr legt Keyser in dem hier anzuzeigenden Werke den Gang 
seiner Forschungen und die quellenmäßige Begründung seiner Ansichten 
über die Entstehung von Danzig dar. Dabei wurde die „zumeist auf 
den stoffreichen, aber an Kritik armen Ausführungen von Hirsch und 
Simson“ beruhende bisher herrschende Auffassung der ältesten Danziger 
Geschichte einer gründlichen Berichtigung unterzogen, die, wie der 
Verfasser in der Einleitung (S. 6) selbst ausführt, „war von manchen 


1) Vgl. das Schriftenverzeichnis bei Keyser a. a. O. 
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als ungewöhnlich und unbequem empfunden werden mag, aber in vielen 
Fällen nur die Rückkehr zu Anschauungen darstellt, die lange Jahr- 
hunderte die Altdanziger Überlieferung beherrscht haben“. Vierzehn 
Kapitel beschäftigen sich in eindringlicher Untersuchung mit den ver- 
schiedenen für die Entstehung der Stadt Danzig bedeutsamen Problenien 
und suchen diese, soweit es die urkundliche und chronikalische Über- 
lieferung gestattet, von verschiedenen Seiten her zu klären. 

Erst die Berichte über die Reise, die der heilige Adalbert im Jahre 
997 die Weichsel abwärts nach dem Samland unternommen hat, er- 
weisen das Bestehon eines von Polen unabhängigen Gaues an der Weichsel- 
mündung, dessen Name Gyddanyzc auf eine germanische Gaubezeich- 
nung zurückgehen mag. Genaueres ist den spärlichen Quellen nicht zu 
entnehmen. Die seit dem Anfang des 16. Jahrhunderts verbreitete 
Meinung, die älteste Burg der Fürsten von Danzig habe auf dem Hagels- 
berg gelegen, wird aus einem sprachlichen Mißverständnis für unzu- 
treffend erklärt. In der ersten Hälfte des 12. Jahrhunderts begegnet 
der Gau- oder Burgbezirk Danzig in den geschichtlichen Quellen. Der 
damalige Landesherr ist nicht zu ermitteln. In der Nähe dieser zuerst 
1178 sicher bezeugten Burg befand sich am Mottlauufer entlang eine 
alte Fischeriiedelung, von Kaschuben und Preußen bewohnt, deren 
ursprünglicher Name nicht Danzig, sondern möglicherweise Rambowo 
gewesen sein mag. Für die Seelsorge der christlichen Gemeinde diente 
die Katharinenkirche, die Pfarrkirche für den Danziger Burgbezirk. 
Im Süden der Fischersiedelung entstand im letzten Viertel des 12. Jahr- 
hunderts eine Niederlassung deutscher Kaufleute, ein Marktort, zu dem 
das Kloster Oliva enge Beziehungen unterhielt. In den Händen dieser 
deutschen Kaufleute lag zweifellos der Außenhandel von Danzig. Das 
Wachstum der Kaufmannssiedelung führte wahrschsinlich um die Wende 
des 12. und 13. Jahrhunderts zur Errichtung eines eigenen Gotteshauses 
für die deutschen Einwanderer. Zur Förderung der deutschen Ein- 
wanderung und des Handels in Pommerellen hat dann Herzog Swanto- 
polk, der seit 1220 in Danzig herrschte, beschlossen, die „civitas Geda- 
nensis‘‘ „jure Theutonico‘“ locare, wobei das Kloster Oliva auf den 
größten Teil seiner Rechte verzichten mußte. Die Stadtgründung fällt 
so nach Keyser in die Zeit um 1224, so daß Danzig die älteste aller Städte 
in Preußen wäre, da Kulm und Thorn erst 1231 und 1232, Elbing erst, 
1237 begründet ist. 1227 wird ein Schulze Andreas bezeugt. 1240 wird 
für die deutschen Bürger eine neue Kirche zu St. Marien gestiftet. Nach 
dem Übergang Danzigs an den Deutschen Orden 1308 fand die alte Fischer- 
siedlung in ihrer bisherigen Gestalt ihr Ende und es entstand das so- 
genannte Hakelwerk. Die Eingliederung in den aufstrebenden Staat 
des Deutschen Ordens brachte Danzig mannigfache Vorteile. Weit 
entfernt, das alte Gemeinwesen an der Weichselmündung zu zerstören, 
wie eine im 16. Jahrhundert entstandene Legende fälschlich behauptete, 
haben die Ritter seine wiıtschaftliche und kulturelle Entwicklung viel. 
fach gefördert. Als die Zunahme der Bevölkerung eine erneute Aus- 
dehnung des inneren Stadtgebietes notwendig machts, gestattete Hoch- 
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meister Ludolf König in einer Handfeste, die aus den Jahren 1342 oder 
1343 stamınıte, die Besiedlung des Geländes zwischen der alten Stadt 
und dem Hakelwerk und die Aussetzung von Dörfern auf der Stadtfrei- 
heit. Im Zusammenhang mit der Besiedlung der Neustadt wurde dann 
die Umwehrung der gesamten Stadt mit festen Mauern und Giräben 
begonnen und in den Jahren 1343—-1348 ausgeführt. 

Dies sind die wesentlichen Ergebnisse der Keyserschen Beweis- 
führung. Sie basiert auf vollkommener Beherrschung des Danziger 
Que!lenmaterials und geht überall scharfsinnig urteilend zu Werke, 
um mit dem Gefühle logischer Sicherheit ihre Schlüsse zu ziehen. Frei- 
lich nicht immer dürfte sich ihre Richtigkeit als unanfechtbar erweisen. 
So sind schon in einer Besprechung der Keyserschen Geschichte Danzigs 
von Walther Stephan!), der sich um die Aufhellung der Geschichte 
der Danziger Straßennamen Verdienste erworben hat, Bedenken gegen 
die Benützung der nicht unzweifelhaften Urkunde Herzog Swantopulks 
für Oliva von 1235 (vgl. Keyser, Entstehung von Danzig, S. 56, 75) 
und gegen die Verlegung der Gründung der deutschen Stadt in die Zeit 
um 1224 Bedenken erhoben worden. Inwieweit diese und andere Zweifel?) 
berechtigt und geeignet sind, die von Keyser vorgetragenen Ansichten 
zu erschütteın, könnten nur bis in die Einzelnheiten eingehende quellen- 
kritische Untersuchungen überprüfen und erweisen, für die an dieser 
Stelle kein Raum geboten ist. Denn, daß es nicht in allen Fällen mög- 
lich gewesen ist, die Anschauungen, die der Verfasser sich bemüht, 
als irrig nachzuweisen, durch nach allen Seiten hin völlig gesicherte 
Behauptungen zu ersetzen, liegt an der Schwierigkeit und Spärlichkeit 
des für die ältere Zeit vorhandenen Quellenmaterials. Sich in dieses 
weiter zu vertiefen und gegebenenfalls mit dem Verfasser auseinander- 
zusetzen, muß daher der weiteren ortsgeschichtlichen Spezialfoıschung 
überlassen bleiben?°), die wohl an dieser oder jener Stelle noch zu größerer 
Klarheit der Ergebnisse vorzudringen vermöchte, jedoch keinesfalls an 
Keysers Forschungen wird achtlos vorübergehen dürfen. 

Der Rahmen dieser Zeitschrift und dieser Anzeige gestattet, bloß 
zwei Probleme herauszuheben. An sie allein darf eine kurze Betrachtung 
geknüpft werden, weil ihnen allgemeinere rechtsgeschichtliche Bedeutung 
zukommen dürfte. 

Die Frage, was für Recht in Danzig gegolten hat, genauer Unter- 
suchung zu unterziehen, hatte ich dem Verfasser bei Gelegenheit einer 
wissenschaftlichen Aussprache besonders warm ans Herz gelegt, weil 
sie nicht nur rechtshistorisch interessant, sondern auch — wennschon 
bloß in seltenen Fällen —, so doch bisweilen noch praktisch bedeutsam 


1) Forschungen zur Brandenburgischen und Preußischen Geschichte, 
37. Bd. (1925), S. 179. 

2): Die Bedenken von Edward Carstenn im Elbinger Jahrbuch, Heft 4, 
1924, S. 171—183 sind unnötig scharf gefaßt. 

®) Beachtenswerte Ausführungen in dieser Richtung bietet die Be- 
sprechung von Arthur Semrau in den Mitteilungen des Coppernicusvereins 
für Wissenschaft und Kunst zu Thorn, 32. Heft, Thorn 1924, S. 78—- %. 
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wird, und dies auch abgesehen von den durch die staatsrechtlichen 
Änderungen bedingten Verhältnissen. Der Verfasser hat die Aufgabe 
ernst genommen und ist zu einigen wissenschaftlich wertvollen Fest- 
stellungen gelangt. Die rechtshistorisch vielfach nicht genügend prägnante 
Ausdrucksweise wird der Rechtshistoriker von Fach dem Historiker 
gern zugute halten. Bedauerlicherweise ist der gegenwärtige Stand des 
vorliegenden Quellenmiaterials gerade für die aufgeworfene Frage be- 
sonders spärlich und lückenhaft. Dadurch wird die Gewinnung restlos 
gesicherter Ergebnisse bis zu gewissem Maße vorläufig verhindert. Aber 
auch jetzt schon wird rechtshistorische Betrachtung dieses oder jenes 
vielleicht in noch klarere Beleuchtung zu rücken vermögen. 

Die vorhin bereits erwähnte Urkunde Swantopolks für Oliva von 
1235, in welcher von der Intention („sieut intendimus‘) gesprochen 
wird, ‚si aliquando civitas Gedanensis jure Theutonico a nobis vel a 
successoribus nostris locata fuerit‘, gibt Keyser die berechtigte Ver- 
anlassung zur Frage, was für ein Begriff unter diesem sogenannten 
„deutschen Rechte“, dem jus Theutonicum, das sich auch in zahlreichen 
anderen pomnerellischen Urkunden erwähnt findet, zu verstehen sei. 
Es wird richtig betont, daß dem jus Theutonicum das jus Polonicum 
gegenübergestellt werde, daß das deutsche Recht einen Gegensatz zum 
slawischen Rechte bilde. „Die Verleihung von ‚deutschem Recht‘ an 
eine Siedlung bedcutete ihre Aussonderung aus dem Geltungsbereiche 
von slawischen, polnischem oder pommerellischem Recht.“ (S. 76.) ‚Das 
‚deutsche Recht‘ regelte die verfassungsrechtliche Stellung der Stadt 
zum Landesherrn und zum Landesrecht, ihre Bewidmung mit Magde- 
burger, Kulmer oder Lübecker Recht ihre Gerichtsbarkeit und Recht- 
sprechung.“ (S.79.) Nicht nur das pommerellische Urkundenmaterial, 
sondern auch der Hinweis auf die von Stenzel behandelten Rechts- 
verhältnisse in Schlesien?) und auf die deutsche Kolonisation in Böhmen?) 
haben dem Verfasser den Weg zum Verständnis der Danziger Verhält- 
nisse gewiesen. Das Vergleichungsmaterial läßt sich aber noch erheblich 
vermehren; denn im ganzen Kolonisationsgebiete hat das „deutsche 
Recht“ eine hervorragende Bedeutung gehabt. Ich verweise auf das 
deutsche Recht in Ungarn, in Polen, in Podolien, Wolhynien und der 


1) Gustav Adolf Tzschoppe und Gustav Adolf Stenzel, Ur- 
kundensammlung zur Geschichte des Ursprungs der Städte und der Einführung 
und Verbreitung deutscher Kolonisten und Rechte in Schlesien und der Ober- 
lausitz, Hamburg 1832. 

2) Außer den von Keyser 8.79 Anm. 1 angeführten Werken vgl. noch 
Wilhelm Wostry, Das Kolonisationsproblem. Eine Überprüfung der 
Theorien über die Herkunft der Deutschen in Böhmen. Prag 1922, S. 104, 
besonders S. 126ff., 132: „Das deutsche Recht, von dem unsere Quellen reden, 
ist kein Volks- und kein Landrecht; es ist Privilegialrecht.‘“ Ferner Wilhelm 
Weizsaecker, Das deutsche Recht der bäuerlichen Kolonisten Böhmens und 
Mährens im 13. und 14. Jahrhundert, Mitt. des Vereins f. Gesch. der Deut- 
schen in Böhmen, 51. Jahrg. (1913), S. 476ff., besonders S. 488 und Alfred 
von Fischel, Erbrecht und Heimfall auf den Grundherrschaften Böhmens 
und Mubzens vom 13.—15. Jh.; Archiv £. österr. Gesch. 106. Bd. (1915), 
8. 244 ff. 
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Ukraine, und ganz besonders in der Walachei.!) Überall der gleiche 
Grundgedanke der Anerkennung der ‚lex et justicia Theutonicorum‘‘, 
welche schon im 11. Jahrhundert von König Wratislaw nach dem Zeug- 
nis Sobieslaws II. den Prager Deutschen gewährleistet worden war®) 
und in der erwähnten Ausdrucksweise eine klare Umschreibung ihres 
Rechteinhaltes erfahren hat. Und dieser Inhalt des jus Theutonicum 
ist überall der gleiche: Anerkennung des eigenen Rechtes und der eigenen 
Gerichtsbarkeit der deutschen Siedler; der Betrachtung von der negativen 
Seite her stellt sich dies als Eximierung von der Geltung des allgemeinen 
Landesrechtes und Befreiung von der ordentlichen Landesgerichtsbar- 
keit dar. Es trifft somit zu, worauf zuerst Stenzel hingewiesen hat, 
daß die Verleihung des deutschen Rechtes, modern-rechtlich gesprochen, 
vor allenı verfassungsrechtliche Bedeutung habe, öffentlich-rechtlichen 
Charakter trage. Die deutschen Siedler sollten nicht in das drückende 
Abhängigkeitsvorhältnis zur Landesherischaft geraten, dem nach slawi- 
schem Landesrecht die Landesbewohner unterlagen. In der verfassungs- 
rechtlichen Regelung der Stellung zum Landesherrn und zum Landes- 
recht erschöpft sich jedoch das Verhältnis noch nicht. Seine positive 
Seite, die Anerkennung des eigenen Rechtes bedeutet vielmehr auch 
das Zugeständnis der Geltung der deutschen Rechtssätze, des Privat- 
und Strafrechts, des materiellen wie des formellen Rechtes. Sofort 
erhebt sich die Frage, um was für Recht es sich denn da gehandelt haben 
mag. Die zunächstliegende Antwort hat wohl die größte innere Wahr- 
scheinlichkeit für sich: das Gewohnheitsrecht, das die Kolonisten, wenn 
auch verschiedener Heimat entstammend, von dort mitgebracht hatten.?°) 


I) Siehe die sehr verdienstlichen Arbeiten von Raimund Friedrich 
Kaindl, Studien zur Geschichte des deutschen Rechtes in Ungarn und dessen 
Nebenländern, Archiv für österreichische Geschichte, 98. Bd. (1909), 8. 383 ff. ; 
R. F. Kaindl, Beiträge zur Geschichte des deutschen Rechtes in Galizien 
I. DI, Arch. f. öst. Gesch. 95. Bd. (1906), S. 163 ff., III-VIII a. a. O., 96. Bd. 
(1907), S. 319ff.; ferner Alfred Halban, Zur Geschichte des deutschen 
Rechtes in Podolien, Wolhynien und der Ukraine, Berlin 1896; Karl Kadlec, 
Valadi a valaßsk6 prävo v zemich slovanskych a uherskych, Prag 1916 (Die 
Walachen und das walachische Recht in den slawischen und ungarischen 
Ländern; in tschechischer Sprache geschrieben. Die Selbstanzeige des Werkes 
in deutscher Sprache vom Verfasser in der Deutschen Literaturzeitung, 
39. Jahrg. (1918), Sp. 699 ff., 723 ff., 747 ff. verbreitet sich nur über seine neue 
Theorie über die Abkunft der Rumänen), besonders 8. 330 ff. 


3) Vgl. darüber Adolf Zycha, Prag. Ein Beitrag zur Rechtsgeschichte 
Böhmens im Beginn der Kolonisationszeit, (Buchausgabe); Prag 1912, S. 140; 
er spricht auch S. 227 treffend von der Gewährung „nationaler Autonomie“ ; 
vgl. auch Halban, a. a. O., S. 59. 


3) Ähnlich und dann ebenso Zycha, a. a. O., S. 141: „Es sind nicht ein- 
zelne, bestimmte deutsche Rechtssätze, welchen damit Anerkennung gezollt 
wurde; vielmehr sollte grundsätzlich und allgemein das deutsche Recht gelten 
als das persönliche Recht der Kolonisten. Gleichwohl hat man sich offenbar 
dieses Recht vor allem in seiner bestimmten Ausprägung als Kaufmanns- und 
Marktrecht vorgestellt.“ „Geschrieben waren diese Rechtssätze nirgends, es 
handelt sich um Gewohnheit, und da die Kolonisten verschiedene Heimat 
batten, auch wohl um abweichende Gewohnheiten.“ 
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Schon Halban!) hat aber die Beobachtung machen können, — freilich 
ohne selbst eine Aufklärung für diese Erscheinung zu geben, — daß 
die Urkunden, welche das Recht der deutschen Kolonisten behandeln, 
dies in verschiedenartiger Weise tun. ‚Es kommt vor, daß nur ganz 
allgenıein angegeben wird, daß die Städte von nun an nach deutschem 
Rechte zu leben haben, wobei man nicht einmal sagt, ob es Magdeburger 
oder Kulmer oder irgendein anderes Recht sein soll; weniger rätselhaft 
sind die Fälle, in denen wenigstens die Gattung des Rechtes, — und 
zwar zumeist Magdeburger Recht — bezeichnet wird; sodann kommen 
die Urkunden, in denen neben der allgemeinen Bezeichnung des deut- 
schen Rechtes oder der ausdrücklichen Anführung einer Gattung des- 
selben auch noch auf den Rechtszustand der Städte eines bestimmten 
Gebietes hingewiesen wird, und endlich diejenigen, in welchen ganz 
speziell die Einrichtungen einer bestimmten Stadt als Muster angeführt 
werden.‘‘ Da diese Mannigfaltigkeit der urkundlichen Bestimmungen 
in allen Kolonisationsgebieten beobachtet weıden kann, ist in der Lite- 
ratur die Frage nach dem Verhältnis des „deutschen Rechtes‘ (jus 
Theutonicum) zu den einzelnen deutschen Stadtrechten (also etwa zum 
Magdeburger, Kulmer, Neumarkter oder Lübecker) aufgeworfen und 
erörtert worden. Zwei Meinungen stehen einander gegenüber. Die eine, 
besonders nachdrucksvoll von R. F. Kaindl?) vertreten, behauptet, daß 
„kein Unterschied zwischen dem deutschen Rechte als solchen und 
dem Magdeburger Rechte sowie den anderen von diesem abgeleiteten 
Rechten‘ bestehe, daß vielmehr ‚‚Identität des ‚deutschen Rechtes‘ und 
deutscher Stadtrechte in Polen‘‘ anzunehmen sei. Die andere Ansicht, 
von Stenzel?) für Schlesien vertreten und von Keyser ®) für die pommerelli-' 
schen Urkunden angenommen, lehrt, daß das jus Theutonicum mit dem 
magdeburgischen Rechte nicht gleichbedeutend gewesen sei, wohl mit 
dem Magdeburger Rechte gewisse Ähnlichkeiten aufweisen mochte, 
jedoch in so fern eine Sonde:stellung eingenommen habe, als es weder 
das lübische noch das miagdeburgische noch ein anderes Recht ohne 
weiteres in sich geschlossen habe; ‚vielmehr bedurfte es eines eigenen 
Rechtsaktes, einer weiteren Verleihung, wenn zu dem ‚deutschen Recht‘ 
die Gewohnheiten und Vorschriften eines besonderen Stadtrechtes hinzu- 
gefügt wurden.‘ „Es galt letzthin nur noch als die Voraussetzung für 
die Bewidmung mit einem einzelnen deutschen Stadtrechte.“ 

Nun wird man Keyser, der hier Stenzels auf den Sprachgebrauch 
der schlesischen Quellen gegründeter Anschauung folgt, unbedenklich 
in der Ablehnung der Ansicht zustimmen können, welche das ‚deutsche 
Recht‘‘ gerade mit dem Magdeburger Recht und den von diesem ab- 
geleiteten Rechten für gleichbedeutend erklären will. Zur Veranschau- 


1) A.a.0., 8.65. 

2) Deutsches Recht in Galizien I und II, passim, besonders S. 170, S. 232. 

>») A.a.0., S.95fl.; vgl. die beachtenswerte Bemerkung, — obwohl 
Keyser, S.79 Anm.3 sich gegen sie wendet, — bei Otto Meinardus, Das 
Neumarkter Rechtsbuch und andere Neumarkter Rechtsquellen, Breslau 1906, 
S. 5uf. 8. 77£. 
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lichung will ich eben die (Keyser unbekannt gebliebenen) Quellenstellen 
hier anführen, durch welche Kaindl seine Behauptung bestimmt erwiesen 
zu haben glaubt.!) In einer Urkunde von 1276 sagt Herzogin Kunegunde: 
„villam nostram Golgowicz nuncupatam iure teutonicali ordinandam 
duximus et locandam“; und gleich darauf heißt es in derselben Urkunde, 
daß die Bewohner des Ortes (incole et coloni) „iure Magdeburgensi 
vivere‘ sollen. Nach einer Urkunde von 1293 soll der Kapellan Matthias 
den ihm geschenkten Wald „quocunque iure theutonico, Magdeburgensi 
vel Noviforensi‘‘ besiedeln dürfen; und dann heißt es gleich: „nos ipsius 
hereditatis incolas et scultetos facimus gaudere privilegio sui iuris theu- 
tonicalis.“ Urkunde von 1295: „iure quo maluerint theutonico“. Ur- 
kunde von 1319: „villam Kamien iure theutonico, quo civitas utitur, 
‚que Novum forum in Slezia nuncupatur, collocandam‘“. Urkunde von 
1334: „iure theutonico sub forma iuris Magdeburgensis“. Urkunde 
von 1442: „et ut ipsius civitatis condicionem faciamus meliorem, ipsam 
de iure polonico in ius theutunicum, quod Magdeburgense dicitur, trans- 
ferimus“. Urkunde von 1345: „villam ibidem iure theutonico Magde- 
burgensi“. Urkunde von 1351: „locare iure theutonico Novifori quod 
Sredske vulgariter dicitur“. Urkunde von 1367: „iure theutonico, dicto 
‚vulgariter Lantrecht“. Urkunde von 1289: „iure theutonicali videlicet 
Magdeburgensi“. Würden die Begriffe in der Tat einander genau und 
vollständig decken, wären sie also wirklich identisch, dann wäre ja jedes- 
‚malige Zufügung des dem unbefangenen Betrachter auf den ersten Blick 
‚hin als spezieller erscheinenden Wortes zu dem vermutlich also generelle- 
ren Ausdrucke nichtssagend und sinnlos. Jedoch vermag ich auch Keyser 
nicht zu folgen, wenn er, wiederum beeinflußt durch Stenzel, das deutsche 
Recht in dessen Sinne als Vorstufe, als „Voraussetzung für die Bewid- 
mung mit cinem einzelnen deutschen Stadtrechte‘ betrachten will®), 
das mit der Verleihung eines bestimmten Stadtrechtes „selbst mehr 
und mehr an Bedeutung zu verlieren begann“, diesem gegenüber also 
nach Keysers Meinung offenbar ein Weniger darstellte. Eine eolche 
Auffassung kann ich weder dem von Keyser angeführten, noch dem durch 
Heranziehung von Urkunden aus anderen Kolonisationsgebieten von 
mir vermehrten Quellenmateriale entnehmen. Eibensowenig, daß es 
sich bei der Verleihung eines bestimmten Stadtrechtes „um bereits 
‚schriftlich zusammengefaßte Rechte?) älterer Städte‘“*) gehandelt 


1) Siehe den Nachweis auf der vorigen Seite, Anmerkung 3. 

2) Dies wird zutreifend auch von Kaindl, a. a. O., II S. 232 (vgl. auch 
III S. 322) abgelehnt: ‚Das deutsche Recht umfaßt gewissermaßen alle diese 
[nämlich das Magdeburger und die von diesem abgeleiteten Rechte] und ist 
‚nicht eine bloße Vorstufe derselben.‘‘ „Es muß also nicht erst eine Bestiftung 
mit deutschem Rechte vorangegangen sein und die Verleihung des Magde- 
burger oder eines anderen Stadtrechtes folgen.“ Aber im Sinne seiner Lehre 
‚fährt er dann fort: „Neben dem deutschen Rechte als solchem wird das be- 
sondere oft nur so nebenbei als näherer klärender, aber ziemlich gleichgültiger 
Zusatz hinzugefügt.“ 

*) Von mir gesperrt. 

%) Die vereinzelte Stelle in der Urkunde für Krakau vom Jahre 1257, die 
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habe, während ‚in den einfachen Verhältnissen der Gründungszeit das 
Gewohnheitsrecht!) der ersten Siedler genügt hatte‘ (S.78).2) Nur 
teilweise richtig, weil in solcher Allgemeinheit zu eng, erscheint mir 
auch die Behauptung, ‚‚das jus Tbeutonicum schloß gar nicht das mate- 
rielle Recht in seinem vollen Umfange ein, sondern seine Verleihung 
bezweckte ‚‚nur‘!) die verfassungsrechtliche Unterscheidung der mit 
dem deutschen Recht bewidmeten Gemeinden ven den Gemeinden 
elawischen Rechtes. 

Kann es keinem Zweifel unterliegen, daß die durch die Verleihung 
des jus Theutonicum zunächst beabsichtigte und vor allem heıvor- 
gerufene Wirkung der verfassungsrechtlichen Regelung der Stellung 
zum Landesherrn und zum Landesrecht, mit einem Worte die Gewäh- 
rung nationaler Autonomie dem Begriffe einen engeren Sinn gab, so 
mußte sich dieser naturgemäß infolge der in ihm enthaltenen Anerkennung 
des eigenen heimatlichen oder sich erst ncu bildenden Gewohnbeits- 
rechtes der Siedler erweitern. In diesem war somit der gesamte gewohn- 
heitsrechtliche Rechtskomplex jeglicher Art mit enthalten. In diesen 
doppelten Sinne verwenden also die Quellen den Ausdruck jus Theu- 
tonicum. Scheint die engere Bedeutung des Wortes jus Theutonicum, 
einmal erkannt, keines Beweises aus den Quellen bedürftig, so erbringen 
ihn diese klar auch für den weiteren Sinn ihres Sprachgebrauche. Wie 
ließen sich sonst Wendungen wie: jure quocumque Theutonico°) ver- 
stehen? Hiermit ist wohl auch erwiesen, daß zwischen dem deutschen 
Recht und den Gewohnheiten oder Satzungen eines besonderen Stadt- 
rechts weder das Verhältnis der Identität noch auch innere Gegensätz- 
lichkeit bestehen kann. Wird das Nebeneinandergelten verschiedenen 
Gewohnbeitsrechtes, was zutrifft, als möglich zugegeben, dann bedeutet 
Verleihung oder Annahme eines bestimmten Stadtrechts, das vielleicht 
im Lauf der Entwicklung selbst sich durchzusetzen oder gar selbständig 
herauszubilden vermochte*), Einschränkung und nicht Erweiterung der 
bisher gegebenen Entwicklungsmöglichkeiten des Rechtes. Ihre Wirkung 
geht aber zugleich hinaus über die blvße Annahme eines bestimmten 


ich bei Kaindl, Deutsches Recht in Galizien III 8.324 und Anm. 3 und I 
S. 169 angeführt finde (Codex diplom. civitatis Cracoviensis I, Krakau 1879, 
Nr. 1), spricht nicht vollkommen zweifelsfrei, wenn sie sagt: „. . . e0 jure eam 
locamus, quo Wratizlaviensis civitas est locata, ut non quod ibi fit, sed quod ad 
Magydburgiensis civitatis jus et formam fieri debeat advertatur, ut si quando 
de hoc dubitatum fuerit, ad jus scriptum a dubitantibus recurratur.“ Was unter 
dem jus scriptum gemeint wird, erhellt nicht mit Sicherheit. Man könnte wohl 
auch an den in schriftlicher Form vor sich gehenden Rechtszug an den Oberhof 
denken, wie dies auch Kaindl zu tun scheint. 

!) Von mir selbst gesperrt. 

2) Näheres Eingehen auf die juristische Ungenauigkeit der Gegenüber- 
stellung dürfte sich hier wohl erübrigen. 

#) Urkunde aus dem Jahre 1289 bei Keyser, 8. 75; Kaindl II 8. 233 
(a° 1295): jure quo maluerint theutonico; (a° 1308): jure quo voluerint theu- 
tonico; Zn auch die anderen von Kaindl angeführten Stellen. 


= 2 ber diesen Vorgang urteilt Keyserrichtigam Ende der Anmerkung 3 
auf S. 79. 
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„materiellen“ Rechtes. Dies zeigt sich anı klarsten darin, daß der Rechts- 
zug, die Möglichkeit, Entscheidungen und Rechtsbelehrungen von aus- 
wärtigen rechtekundigen Stellen einzuholen, vorher schrankenlos gegeben, 
nunmehr auf den Oberhof oder besten Falles auf die Oberböfe des zum 
Mutterrecht gewordenen Stadtrechts sich einschränkt. 

Auch in dieser Beleuchtung verliert die Frage, welches bestimmte 
Stadtrecht in Danzig im 13. Jahrhundert und später gegolten habe, 
keineswegs ihre Bedeutung; vielleicht erscheint auch sie sogar in klarerem 
Lichte. Wie bei vielen anderen Gemeinden fehlt auch für Danzig aus 
Mangelan Urkunden jeder Hinweis darauf, ob das Lübecker oder Magde- 
burg-Kulmer Recht ursprünglich das Übergewicht hatte. Auch aus der 
Herkunft und den Familienbeziehungen der ältesten Danziger Bürger 
konnte Keyser keine sicheren Folgerungen ziehen. Lediglich der rege 
Handelsveikehr mit Lübeck läßt ihn die Geltung des Lübecker Rechtes 
vermuten. Auf sie mag auch die Bitte Herzog Swantopolks und der 
Bürger von Danzig an die Ratmannen von Lübeck hinweisen, ihnen 
eine Handschrift des Lübischen Rechtes zu übersenden, was im Jahre 
1263 geschehen ist. Freilich muß ich gestehen, daß Keyaeıs Argumente 
für die Geltung des Lübischen Rechtes auf S. 82 mir nicht überzeugend 
zu sein scheinen.!) Ob aus der Übersendung der Lübischen Rechtshand- 
schrift nach Danzig allein auf die tatsächliche Geltung des Lübischen 
Rechtes geschlossen werden darf, muß somit zweifelhaft bleiben, solange 
nicht etwa durch neue Quellenfunde Klarheit geschaffen wird. Die 
Bedenken von Steffenhagen?), von Brünneck®), Böttcher *) und Techen?) 
sind bislang noch nicht zerstreut. Fest steht dagegen, daß Danzig un- 
mittelbaren Rechtszug nach Magdeburg hatte*®), und daß 1295 das 
Magdeburger Recht in Danzig eingeführt wurde. Freilich ist die Zahl 
der bisher bekannt gewordenen Magdeburger Schöffensprüche für Danzig 
leider zu spärlich®), ihr Alter nicht hoch genug, um auf sie Schlüsse 
für die Geltung des Magdeburger Rechtes in Danzig vor dem Ende 
des 13. Jahrhunderts giünden zu können. Bemeıkensweıt bleibt aber, 
daß auch nach der durch den Hochmeister Ludolf König 1342/43 er- 
folgten Einführung des Kulmischen Rechtes in Danzig und trotz der 
Verweisung des Danziger Rechtszuges nach Kulm ’?) noch bis ins 16. Jahr- 


1) Dievon Schröder-Künßberg, Deutsche Rechtsgeschichte, 6. Aufl., 
S. 744 in Anm. 34 aufgestellte Behauptung der ursprünglichen Geltung des 
Magdeburger Rechtes in Danzig wird leider ohne eine Begründung vorgetragen. 

2) Deutsche Rechtsquellen in Preußen, Leipzig 1875, S. 231, 243; vgl. 
auch Stobbe, Geschichte der deutschen Rechtsquellen I S. 543. 

®) Zur Geschichte der Gerichtsverfassung Elbings, Sav.ZRG., Germ. 
Abt., 36 (1915) S. 24f. Anm. 1. 

4) Werner Böttcher, Geschichte der Verbreitung des lübischen 
Rechtes, philos. Diss. Greifswald 1913, S. 155. 

$\) Friedrich Techen in den Hansischen Geschichtsblättern, 24. Bd. 
(1918) S. 319. 

6) Vgl. Steffenhagen, a.a.O., S.49 Anm. 4 mit Literaturangaben. 

?) Vgl. Keyser, 8. 113 und über den Rechtsverkehr Danzigs mit Kulm 
Wilhelm v. Brünneck, Zur Geschichte des Kulmer Oberhofes, Sav.ZRG., 
Germ. Abt, 34 (1913) S. 9, 19, 27. 
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hundert hinein von Danzig aus Rechtsbelehrungen aus Magdeburg un- 
mittelbar eingeholt wurden. Die von Simson und Keyser (S. 87) er- 
wähnte, nach Magdeburg gerichtete Bitte der Danziger aus dem Jahre 
1431 ist nicht ihre letzte. Ganz zufällig habe ich im Danziger Staats- 
archiv (Signatur 300 U 82, 252) einen Magdeburger Schöffenspruch 
für Danzig (über interessante Rechtsverhältnisse aus einer Handels 
gesellschaft) aus dem Jahre 1518 gefunden. Bei systematischer Nach- 
forschung dürfte sich die Zahl der jüngeren Magdeburger Schöffen- 
sprüche fiir Danzig noch vermehren lassen.!) 

Das zweite Problem, das sich für den Rechtshistoriker erhebt, 
und auf das diese Anzeige noch hinweisen will, ist die Frage nach dem 
rechtlichen Wesen des eigenartigen Grunderwerbsrechts, das die Hand- 
feste des Hochmeisters Ludolf König von 1342/43 den Danziger Bürgern 
verlieh. Bietet diese wichtige Quelle auch sonst ein reiches Material, 
für die Danziger Verfassungs-, Rechts- und Siedlungsgeschichte von 
lebhaftem Interesse und hoher Bedeutung, der ohnehin schon stark 
beanspruchte Raum verbietet genaueres Eingehen auf ihren Inhalt im 
. ganzen. Nur das sei bemerkt, daß Keyser den Beweis führt, daß sie 
weder als die Gründungsurkunde der Rechtstadt noch als ihr Gesamt- 
privileg zu betrachten sei (8.110--131). „Nicht der Rechtstadt alt- 
hergebrachte Rechte zu bekräftigen, sondern ihr mit Rücksicht auf die 
Ausdehnung ihres Stadtgebietes durch Anlage der Neustadt neue Rechte 
zu verleihen und ihre alten Rechte nach bestimmten Richtungen hin 
zugunaten des Ordens zu beschränken, war der Sinn der Handfeste 
von 1342/43. Sie bezieht sich nicht so sehr auf die alte, ihrer Grund- 
rechte seit langem sich erfreuende Stadt des 13. Jahrhunderts, als auf 
die erst in der Mitte des 14. Jahrhunderts entstehende Neustadt.?) Sie 
kann daher, wenn dieser Ausdruck überhaupt angewandt werden soll, 
als das Gründungsprivileg nicht der Rechtstadt, sondern bestenfalls 
nur der Neustadt bezeichnet werden“ (8. 128f.). 

In dieser Handfeste nun bestätigte der Hochmeister nicht nur 
den Besitz der Bürger zu beiden Seiten der Mottlau, sondern auch die 
dortigen Besitzungen der Stadtfremden, der Nichtbürger, welchen Stan- 
des sie auch seien. Doch erhielten die Bürger das Recht, diesen Grund- 
besitz aufzukaufen: „Wir wellen ouch, das binnen eren greneczen der 
burgere beiderseit des wassers, ap yınant, phaffen addir leyen, vrowenamen, 
begebin addir unbegeben, ritter addir gebär, keyn gut, wesen addir 
welde addir was is sy, bynnen den vorgenanten greneczen ere vriheit 
und di mit rechte mogen bewiesen, das sie das behalden ungeschat und 
unvorterbet. Von gnoden vorlie wir doch den egenanten unsern burgern, 
das sie den selben, die gut binnen ere vryheit haben mogen, en das mit 
libe abekoifen addir wechseln mit der wille, der das selbe gut ist.?)‘* 
Im Jahre 1346 wurde diese Anordnung unter Berufung auf die Hand- 
feste durch den Danziger Komtur noch einmal bestätigt: „ouch welle 

1) Zum Vorstehenden vgl. auch Otto Loening oben 8. W6ff. U. St. 


2) Dagegen und dazu Semrau, a.a.O,, S. 89. 
?) Simson, Geschichte der Stadt Danzig IV Nr. 97, S. 56; dazu I S. 58. 
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wir, was eyn iclich man hat gehat von aldir bynnen der stat greniczen 
und vryheit, das sal her vort behaldin, ys sy en angevallen von erbin 
adir von koufen, weris abir der stat unbequeme, so sal di stat is yme 
abe koufen und geldin mit synem willen, als is in der stat hantveste 
steit geschrebin“. Auf die gleiche Bestimmung der Handfeste wurde 
ferner in einer Urkunde aus dem Jahre 1348 verwiesen, als es sich 
darum handelte, die Ansprüche einiger Polen und Preußen vom Lande 
und auf dem Hakelwerke auf Weiden, Wiesen und Brüche in der Stadt- 
freiheit durch die Bürgerschaft abzulösen: „des wart dy hantveste ge- 
desin, dorynne stunt: welch man adir vrouwe hette gut bynnen der burger 
vryheit, das er adir sy mit rechte mochte bewysen, das scholdin yn dy 
burger lasyn volgin adir abe geldin, das yn genugete“.!) 


War der Sinn dieser Bestimmungen von Simson dahin veıstanden 
worden, daß der Stadt das Recht erteilt worden sei, andere Grund- 
eigentümer innerhalb ihres Gebietes „gegen Entschädigung zwangs- 
weise zu enteignen‘, so wendet sich Keysers Erklärung?) mit Recht 
gegen diese Auffassung. Kein Enteignungsrecht habe die Stadt er- 
halten, sondern lediglich die Befugnis, „ohne die jedesmalige Einholung 
der landesherrlichen Genehmigung fremden Grundbesitz. in der Stadt 
und auf der Stadtfreiheit aufzukaufen‘“. ‚Nach der Erteilung der Hand- 
feste übte die Stadt das Recht der Grundherrschaft in ihrer Stadtfreiheit 
ohne Einmischung des Ordens aus, so daß Besitzänderungen durch den 
Orden in den späteren Jahrzehnten nicht mehr bestätigt zu werden 
brauchten‘ (8.124). Dieses zugegeben, fragt der Rechtshistoriker 
«<lennoch nach dem Charakter eines solchen Erwerbsrechts. Mit Recht 
weist Keyser darauf hin, daß die Grundeigentümer nach dem Wortlaut 
der Handfeste ihre Güter „ungeschat und unvorterbet‘' behalten sollten, 
und daß von einem Zwange, den die Stadt auszuüben berechtigt gewesen 
wäre, nirgends die Rede sei. Vielleicht erscheint die Sache in noch helle- 
rem Lichte, wenn ich den Bestimmungen der Handfeste einen der wenigen 
Quellenbelege gegentiberstelle, welche ein allgemeines städtisches Ent- 
eignungsrecht in Deutschland schon für das Mittelalter bezeugen?): 
»‚Wolde auch dy stadt ymandes erbe zcu der gemeyne haben undt be- 
dorffte des, das sall sye kawffen undt gutlichen undt woll bezcalen; 
wolde eyner aber des nicht vorkawffen, szo mochte es sich dy stadt 
zcu irer nodtturfit underwynden, man sall es aber allewege mit gelde, 
ader mit eynem andern erbe desgleichen woll bezcalen, undt hetten 
es auch des radts vorfaren sich des alsso underwunden, nach seyndt 
.dyese dye bezcalung schuldig, ab es wyssentlich ist, undt lassen sye 


t) Keyser, S. 123 und die Nachweisungen daselbst. 

2) A.a.O.; vgl. auch Keyser, Der bürgerliche Grundbesitz der Recht« 
stadt Danzig im 14. Jahrhundert; Ztschr. d. westpreuß. Gesch.-Ver. 58 (1918) 
8. 14f. 

3) Friedrich Ortloff, Das Rechtebuch Johannes Purgoldts, Jena 1860, 
IX. Buch, Kap. 117; vgl. Eugen Huber, System und Geschichte des sch weize- 
rischen Privatrechtes IV, Basel 1893, S.716 Anm.34; Otto v. Gierke, Deut- 
‚sches Privatrecht II, Leipzig 1905, S. 466 und Anm. 6. 


Zeitschrift für Rechtsgeschichte. XI.VI. Gern. Abt, 34 
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das, sy mussen vor gothe antworth dorumbe thun, alsso ab es ir iglichs- 
evgene sache were. Ditzs ist das gemeyne recht, geistlich recht undt 
werntlich recht, undt an vyll stheten gewonheyt undt recht.‘ 

Der hier gegebenen Befugnis zum Eigentumserwerb durch ein- 
seitige Besitzergreifung im Falle der Verkaufsverweigerung entspricht 
keine ähnliche Bestimmung der Handfeste. Im Gegenteil wird in dieser 
der Grunderwerb seitens der Stadt ausdiücklich von der Einwilligung 
der bisherigen Eigentümer abhängig gemacht. Könnte darüber über- 
haupt ein Zweifel bestehen, so würde er durch den Ausdruck der Hand- 
feste: „mit libe abekoifen‘‘ beseitigt, auf den wohl Keysers Bemerkung: 
„durch friedliche Vereinbarung aufzukaufen‘ hinweisen will.!) Was 
in der Urkunde gemeint ist, wird völlig klar, wenn man sich den Gegen- 
satz zur „libe‘‘ vor Augen hält, der durch das „BRecht‘‘ gebildet wird. 
Er kommt in den bekannten und viel gebrauchten Wendungen wie: 
mit minne oder mit rechte; mit fruntscop edder mit rechte; per viam 
justicie vel amoris, in jure velamore, in amicitia vel in jure, amicabiliter 
vel per justiciam zum Ausdruck, auf die schon Homeyer und dann Diet- 
rich Schäfer?) aufmerksam gemacht haben.®) Wird auch der Anspruch 
auf vollen Wertersatz in Geld oder in Form der Entschädigung mit 
einem anderen Grundstück in Danzig gewährt, ganz ähnlich wie bei 
der Enteignung, es fehlt doch die Berechtigung zur einseitigen Ent- 
ziehung der von städtischer Seite begehrten Güter. Freilich, während 
durch die Handfeste selbst der Möglichkeit, freiwillige vertragsmäßige 
Abtretung beliebiger Grundstücke zugunsten der Stadt gegen Ent- 
schädigung zu begehren, keine sachliche Schranke gesetzt scheint, ge- 
schieht dies allerdings in der Bestätigung von 1346. Denn nach ihr 
sollen die Bürger ihr Erwerbungsrecht geltend machen können, wenn 
die Fortdauer des fremden Eigentumes der Stadt „unbequene‘‘ wäre. 
Der Sinn des Wortes „unbequem“ kann in diesem Zusammenhange 
nur darauf bezogen werden, daß ein Interesse der Allgemeinheit, die 
Gemeinnützigkeit des Zweckes als Voraussetzung gegeben sein müsse), 


ı) S. 123; vgl. auch H. Wermbter, Die Verfassung der Städte im Or- 
densland Preußen; Ztschr. d. westpreuß. Gesch.-Ver. 13 (1884) S. 61. 

2) C. G. Homeyer, Über die Formel „der Minne und des Rechts eines 
andern mächtig sein‘; Abh. d. Akad. d. Wissensch. Berlin, phil.-bist. Kl. 1866, 
8. 29ff.; Dietrich Schäfer, Consilio vel judicio = mit minne oder mit 
rechte; Sitz.-Ber. d. Akad. d. Wiss. Berlin 1913, S. 719ff.; vgl. ferner Emil 
Usteri, Das öffentl.-rechtl. Schiedsgericht in der schweizerischen Eidgenossen- 
schaft des 13.—15. Jahrhunderts, Zürich 1925, S. 246 ff. 

°) Vgl. auch Schiller-Lübben, Mittelniederdeutsches Wörterbuch II, 
Bremen 1876, S. 676f. s. v. leve; ferner sehr klar Meißener Rechtsbuch (Ort- 
loff) II 8, 1: Welch fyh adder phert schaden tud, hilt man daz obir nacht, 
nochdeme is den schaden had getan, claget man daz zcu om, her mus den 
schaden irlegen. Kan her daz nicht getun in fruntschaft, her musz tbun noch 
rechte. 

%) Das Archiv des Rechtswörterbuchs, dem ich freundliche Auskünfte 
verdanke, konnte keine anderen Quellenstellen nachweisen, welche den im 
Text erläuterten Sinn anderweitig belegen. Vgl. aber aus Danziger Quellen 
folgende Stellen: Simson IV Nr. 97 (a. 1378), S. 55; Nr. 101 (a. 1380), S. 60; 
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am die Geltendmachung des städtischen Eıwerbungsrechtes begründet 
erscheinen zu lassen. Dieses ist aber als Enteignungsrecht nicht an- 
zusprechen, trotz der Ähnlichkeit, die es mit ihm aufweist, weil das 
Moment des Zwanges fehlt, die Zulässigkeit einseitiger Besitzergreifung 
nicht gegeben ist. Soll doch mit „Liebe‘‘ abgekauft, der andere Weg, 
des Zwanges durch Gericht oder eigene Gewalt nicht beschritten werden. 
Führt daher der von der Handfeste vorgeschriebene Weg gütlicher 
Verhandlung nicht zu vertragsmäßiger Willensübereinstimmung und 
Vereinbarung, dann fehlt ein weitergehender Anspruch und jede Ver- 
wirklichungsmöglichkeit, weil weder gerichtliche noch sonstige öffentlich- 
rechtliche Zwangsgewalt der Berechtigung zur Seite steht. Der Wort- 
laut der Urkunden schweigt auch darüber, ob die in Betracht kommen- 
den Grundstücke an einen Dritten verkauft, seitens der Stadt von diesem 
Dritten gegen Erstattung desKaufpreises an sich gezogen werden konnten, 
was der Befugnis den Charakter eines Näherrechts gäbe.!) Aber nach 
Ausweis der Quellen konnte die Stadt kraft ihrer Berechtigung nur 
durch vorheriges Einverständnis mit dem gegenwärtigen Eigentümer 
eolch unerwünschten Übergang der Grundstücke in dritte Hände ver- 
hindern, anderen Falles ihr mangels der Dinglichkeit ihrer Berechtigung 
wieder nur erübrigte, den Weg gütlicher Einigung mit dem neuen Er- 
werber zu suchen. Die Ausübung ihres Rechtes ist auch nicht durch 
ungehörigen vorausgegangenen Verkauf bedingt, und eine Gebundenheit 
des Eigentümers bewirkende Berechtigung ist nicht vorhanden. So 
kann man nur noch an ein Vorkaufsrecht denken, wenn schon der es 
sonst im Zweifel mit einschließende weitere Begriff dee Näherrechtes 
nicht paßte. Und in der Tat kommt die Befugnis, welche die Handfeste 
des Hochmeisters Ludolf König den Danziger Bürgern verlieh, nach 
Inhalt und Wirkung einem gewöhnlichen Vorkaufsrechte am nächsten. 
Aber kann auch die berechtigte Stadt durch Ausübung ihres Rechtes 
dem Verkauf an Dritte zuvorkommen, eine Verpflichtung der Eigen- 
tümer, ihr die Grundstücke vor dem Verkaufe an einen anderen zum 
Kaufe anzubieten?) oder den abgerchlossenen Verkauf mitzuteilen, wird 
auch wieder nicht statuiert. Die Befugnis, an einen Dritten zu verkaufen, 
wenn keine Einigung mit der Stadt gütlich erfolgte, dürfte jedoch nicht 
zu bezweifeln sein. 


Nr. 126 (a. 1420/22), S. 89f.:. .. . so mogen sie das selbie denn ouch czu des 
selbien ires closters nutcz wenden, wie das wirt seyn bequeme. 

t) Vgl. auch zum Folgenden Gierke, a. a.0., IIS.766ff., 772f.; Rudolf 
Hübner, Grundzüge des deutschen Privatrechts, 4. Aufl., Leipzig 1922, 
8. 386 ff., 390. 

2) Vgl. z. B. eine ungedruckte Urkunde betr. „Abtretung des Gutes 
Vitlena im Danziger Gebiet vom Kastellan von Danzig Albertus mit Zustim- 
mung des Komthurs von Danzig aus dem Jahre 1314“ (Danziger Komtureibuch, 
Hs». Sign. 300, Abt. 59, Nr. 1 des Staatsarchivs zu Danzig, Nr. 34 8. 42): „... 
villam.... vendidimus cum omni jure sicut nos possedimus sepedicto Tyde- 
manno et suis heredibus perpetuo possidenda, volumus tamen, quod si prae- 
notatus Tydemannus aut sui successores memoratam hereditatem vendere vo- 
luerint, nobis et nostris successoribus pro tali summa pecunie debeant exhibere 
et reddere, pro qua ipsam alii homines redimere conabuntur.“ 


34% 


532 Literatur. 


Man wird sonach die der Stadt Danzig in der Handfeste von 1342/43 
verliehene Berechtigung als ein Grunderwerbsrecht eigener Art zu kenn- 
zeichnen haben, dessen Wirkung der eines obligatorischen Vorkaufs- 
rechtes sehr nahe kommt. Es findet seine Schranken auf der einen Seite 
an der für die Geltend machung erforderten Gemeinnützigkeit des Zweckes, 
auf der anderen Seite seine Grenze in dem Willen des Grundeigentümers. 
Es erreicht die Intensität eines Näherrechts nicht und bleibt auch an 
Stärke erheblich hinter einem Enteignungsrechte zurück, mit dem es 
nicht zu verwechseln ist. Vielleicht darf man es als eine Phase von be- 
sonderer Eigenart auf dem Wege zur Herausbildung des Rechtsbegriffes 
des städtischen Enteignungsrechtes ansprechen. 


Halle an der Saale. Guido Kisch. 


Beiträge zur Geschichte Dortmunds und der Grafschaft Mark. 
Herausgegeben vom Historischen Verein für Dortmund und 
die Grafschaft Mark. XXXII. Dortmund, im Verlage 
des Historischen Vereins Dortmund (im Buchhandel durch 
Fr. Wilh. Ruhfus, Dortmund). 1925. 337 8. 8°. 


Von den sieben in diesem Zeitschriftbande vereinigten Beiträgen 
fallen drei in das Gebiet der deutschen Rechtsgeschichte: 


1. Die Grundstücks- und Rentenverkäufe des Dortmunder Gerichts- 
buches von 1516/18. Von Dr. Aug. Meininghaus S.65—116. 

2. Der Reichshof Körne. Von Stadtarchivarin Dr. Luisevon Winter- 
feld. S. 117—140. 

3. Ratswahl und Stadtbuchführung in Dortmund nach dem Privileg 
von 1332. Von Dr. Luise von Winterfeld. S.145—149. 


Die Eintragungen des ältesten überlieferten Dortmunder Gerichts- 
buches, das den Jahren 1516—1518 angehört, betreffen die verschieden- 
artigsten gerichtlichen Angelegenheiten, sind aber von vornherein nach 
den Gegenständen in neun Rubriken gegliedert, wenn auch diese Schei- 
dung nicht durchweg scharf durchgeführt ist. Von diesen neun Rubriken 
hat Meininghaus die achte zu eingehender Behandlung herausgegriffen. 
Ihre etwa 240 Eintragungen beurkunden weit überwiegend Verkäufe 
und Auflassungen von Grundstücken (etwa 70 Fälle) und von Grund- 
renten (etwa 100 Fälle). Den Inhalt dieser Eintragungen teilt M. in der 
Reihenfolge, die sie in der Handschrift haben, in zwei Tabellen mit, 
von denen die erste (‚„Grundstücksverkäufe‘‘) folgende Kolumnen dar- 
bietet: „Datum, Verkäufer, Käufer, Grundstück, Lage, Nachbarn, Vor- 
belastung, Zeugen, Sonstiges‘, die zweite („Bentenverkäufe‘‘) folgende 
Kolumnen: „Datum, Verkäufer, Käufer, Rente, Pfandgrundstücke, 
Lage, Nachbarschaft, Vorbelastung, Fälligkeit, Zeugen, Wiederlöse usw.‘* 
(S. 17—70). Die anderweitigen Eintragungen der achten Rubrik werden 
in Regestform mitgeteilt (67 Nummern, 8. 71-82). Alsdann werden 
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Beispiele für die verschiedenartigen Eintragungen der ganzen Rubrik 
in vollem Wortlaut gebracht (20 Nummern, S. 83—93), wobei sich er- 
gibt, daß bei den Veräußerungen von Grundstücken und von Renten 
sowohl der Verkauf als auch die Auflassung (uplaten) beurkundet ist, 
Der so zugänglich gemachten Quelle schickt M. eigene Ausführungen 
voraus (8.5—14), in denen er, abgesehen von einigen Bemerkungen 
iiber das Äußere und den Schreiber des Buches, in Kürze die Bedeutung 
der achten Rubrik für die Dortmunder Lokalgeschichte (Topographie, 
-Stände- und Familiengeschichte) behandelt. Am Schlusse befinden sich 
Personen-, Orts-, Sach- und Wortregister (S. 95—116). Auf die Ein- 
gliederung des Buches in die Geschichte des Dortmunder Stadtbuch- 
wesens läßt sich M. nicht ein, ebensowenig auf eine sonstige Wertung 
der Quelle in rechtlicher Hinsicht; nur eine Äußerung über das Recht 
ist zu lesen: ‚„Die Auflassung war Sache des Richters, nicht des Rates 
Nach den ganz unregelmäßigen Daten unseres Gerichtsbuches nahm der 
Richter sie an beliebigen Tagen und nicht an regelmäßig wiederkehrenden 
Gerichtstagen vor. Der hierfür zuständige Ort war das Richthaus“ 
(S. 7). Von der Auflassung durch den Richter, also dem Hindurchgehben 
des Grundstückes oder der Rente durch die Hand des Richters, die be- 
kanntlich im Mittelalter an manchen Orten stattfand (z. B. Stobbe 
in Jherings Jahrbüchern Bd. 12 8. 193ff.), ist jedoch in den wörtlich 
mitgeteilten Eintragungen nie die Rede; in allen Fällen erfolgt die Auf- 
lassung lediglich durch den Verkäufer an den Käufer — es handelt sich 
in den angeführten Sätzen M.s also offenbar unı eine falsche Ausdrucks- 
weise. Noch ein anderer arger Fehler ist M. vorzuwerfen. Die achte 
Rubrik hat cine Überschrift, die in der Handschrift mit Kürzungen 
geschrieben ist. M. glaubt lesen zu sollen: „Venditiones hereditarium 
(sic!) et mobilium pignorum“, und übersetzt dieses: „Verkäufe von 
Iınmobilien und Mobilien‘ (8.5). Beides vollständig sinnlos! In der 
ganzen Rubrik ist kein einziger Fahrnisverkauf gebucht. Auch Luise 
von Winterfeld erwähnt in dem zweiten ihrer oben bezeichneten Auf- 
sätze gelegentlich das Gerichtsbuch von 1516 bis 1518 und gibt dabei an, 
daß in diesom die Auflassungen unter dem Titel: ‚‚Venditiones heredi- 
tatum ac pensionum solvendarum“ stehen (8.149). Diese Überschrift 
würde Sinn haben und auch mit dem hauptsächlichen Inhalt der Rubrik 
im Einklang stehen. Die sicherlich mit viel Mühe aufgestellten Tabellen 
und die Regesten M.s sind ohne Zweifel für die lokalgeschichtliche For- 
schung von Wert, für die rechtsgeschichtliche kaum: der Rechtshistoriker 
muß den vollen Urkundentext vor Augen haben. So sind ihm im Grunde 
nur die 20 wörtlich mitgeteilten Urkunden dienlich, vorausgesetzt, daB 
deren Abschrift besser ausgefallen ist als die Abschrift der Rubrik- 
überschrift. 

Wissenschaftlich beträchtlich höher stehen die beiden kleinen 
feinen Aufsätze Luise von Winterfelds. 


Das Dorf Körne, das im Anfang des 20. Jahrhunderts in die Stadt 
Dortmund eingemeindet worden ist, war ehemals ein selbständig ver- 
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walteter Reichshof. v. W. schildert dessen Geschichte bis in die neueste 
Zeit und untersucht insbesondere die Hofesverfassung in ihrer Ent- 
wickelung. Bereits um 1230 lassen sich in Körne verschiedene Arten 
von Hofesländereien unterscheiden: die Hofesgüter im engeren Sinne, 
die den ‚‚litones‘‘, „Hobsleuten‘“ gehörten und dem „villicus‘‘ unter- 
standen, und freiere Güter, die teils zu Ministerialenrecht vergeben, 
teils als Zinsgüter in freier Erbleihe an Erbpächter ausgetan, frei ver- 
erblich und frei veräußerlich waren, und mit deren Besitz die Hofespflicht 
nicht verbunden war. Um 1347 tritt unter dem Namen „Erbgenossen 
von Körne‘“ eine Körner Markgenossenschaft als Eigentümerin der All- 
menden auf. Zu diesen Erbgenossen gehörten jedenfalls die freien Erb- 
pächter und vielleicht noch Besitzer von hofeshörigen Gütern. Unter 
den Erbgenossen überwogen die Dortmunder Patrizier, die zugleich 
Dortmunder Reichsleute waren. Jedoch blieben Zwistigkeiten zwischen 
den Markgenossen und den Reichsleuten nicht aus. Ein RezcßB von 1662 
rogelte die Verhältnisse. 

Mit guten Gründen wendet sich v. W. gegen die bisherige Ansicht, 
daß Dortmund zwei Vorschriften des Kaiserprivilegs von 1332 nicht 
durchgeführt habe, nämlich die Verordnungen über die Ratswahl und 
über die Führung eines Stadtbuches für den Liegenschaftsverkehr. 
Wenn auch ein solches Buch aus dem Mittelalter nicht erhalten ist, 
80 ist doch in einigen ungedruckten Urkunden des Dortmunder Archives 
von Buchungen die Rede, von denen mindestens mit großer Wahrschein- 
lichkeit anzunehmen ist, daß sie in einem Stadtbuche nut Eintragungen 
über Akte der freiwilligen Gerichtsbarkeit erfolgt waren. 


Leipzig. Paul Rehme. 


Artur Schulze, Das Schöffenbuch der Gemeinde Nieder- 
halbendorf bei Schönberg O.-L. 1569—1657. Neues Lau- 
sitzisches Magazin Bd. 101, 1925, 8. 33—129. 8°. 


Ich kann hier die Erstlingsarbeit eines meiner Schüler anzeigen. 
Der Verfasser brachte mir vor einiger Zeit einen umfangreichen ge- 
schriebenen Folianten, den er bei dem Gemeindevorsteher seines Heimats- 
dorfes Niederhalbendorf im Kreise Lauban in der preußischen Ober- 
lausitz entdeckt hatte, ntit der Frage, ob er sich etwa seiner Dissertation 
zugrunde legen ließe. Ich erkannte sogleich den beträchtlichen Wert 
der Handschrift und empfahl einen eingehenden Bericht über das Ganze. 
Ein solcher liegt nun vor. Wenn auch der Einfluß meiner verschiedenen 
Veröffentlichungen über Stadtbücher unverkennbar ist, so ist die Arbeit 
doch eine durchaus selbständige Leistung; ihr Gegenstand zwang den 
Verfasser häufig, eigene Wege zu gehen. Die Handschrift ist, wie ich 
nach Kenntnisnahnie von derselben bezeugen kann, nach allen Rich- 
tungen mit größter Sorgfalt und eindringendem Verständnis behandelt; 
nichts ist dem Verfasser entgangen. Wenn man dazu bedenkt, daß 
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zuvor noch niemals ein bei einer Dorfbehörde geführtes Amtsbuch 
eine juristische Bearbeitung erfahren hat, leuchtet ohne weiteres ein, 
daß der Untersuchung wissenschaftliche Bedeutung zukommt. 

Zunächst wird über die Geschichte des Dorfes kurz berichtet; 
dabei wird festgestellt, daß das Schöffenbuch ein Ableger von Görlitzer 
Stadtbüchern, ‚„Pauerbüchern“, ist, indem bald nach 1535 für Nieder- 
halbendorf ein eigenes Buch angelegt ward. Der erste Band ist ver- 
schollen; der zweite bildet den Gegenstand der Untersuchung. Er nennt 
sich selbst Schöffenbuch. Er wird zuvörderst im allgemeinen behandelt: 
die Handschrift, der Inhalt im allgemeinen, die Einrichtung des Buches, 
die Form der Eintragungen, Löschungen, Randbemerkungen und Zu- 
sätze, eingelegte Blätter. In einem dritten Kapitel wird der Inhalt im 
besonderen und in einem vierten die Buchführung im besonderen erörtert. 
Beigefügt ist ein Urkunden-Anhang, der die für die Arbeit m. 
46 Eintragungen in vollem Wortlaute bringt. 

Das Buch wurde beim Dorfgerichte geführt. Schreiber war meist 
der Schulmeister, eine Zeit lang auch der Pastor. Die 665 Eintragungen 
stehen wohl sämtlich in irgendeiner Beziehung zu Liegenschaften. Allein 
340 beurkunden Grundstücksverkäufe; interessant ist die zeitliche 
Schwankung ihrer Häufigkeit, die aus einer von dem Verfasser auf- 
gestellten Tabelle ersichtlich wird. Auffallenderweise begegnen Ver- 
pfändungen nur ein paarmal. Besonders beachtenswert sind die in den 
Eintragungen auftretenden „Erbegelder‘‘, Kerbhölzer und „Lossagen“. 
Bei Grundstücksverkäufen wurde sehr häufig vereinbart, daß der Kauf- 
preis ganz oder zum Teil in Raten an den sogenannten Erbetagen (Jo- 
hannis und Michaelis) gezahlt werden sollte, und es wurden dabei nicht 
selten sehr lange Fristen bestimmt, in einem Falle mehr als 45 Jahre. 
"Wurde das Grundstück inzwischen weiterverkauft, so übernahm der 
Käufer diese „Erbegelder‘‘; es heißt darüber formelhaft: „alsdan tritt 
keuffer an die alde bezalung, demnach die alden kerbhelzer ausweisen.‘ 
Bei Begründung des Erbegeldes schnitt man nämlich in einen Holzstab 
so viele Kerben, als Raten zu zahlen waren, und nach einer jeden Raten- 
zahlung wurde eine Kerbe abgeschnitten. Erbegeld wurde auch ver- 
kauft, wobei dem Käufer das Kerbholz mit den restlichen Kerben über- 
geben wurde. War die letzte Ratenzahlung erfolgt, so fand vor Gericht 
die „Lossage‘“‘ mit Hand und Mund statt. Über diese und manche ande- 
ren wichtigen Punkte spricht der Verfasser eingehend, immer bestrebt, 
den juristischen Kern der Erscheinungen zu erfassen. 


Leipzig. Paul Rehme. 
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Mario Chiaudano, Contratii commerciali Genovesi del 
secolo XII, contributo alla storia dell’ accomandatio e della 
societas. (Nuova collezione di opere giuridiche, N. 230.) 
Torino, Fratelli Bocca editori. 1925. 93 8. 8°. 


Wohl die wichtigste Quelle der Erkenntnis des italienischen Han» 
delsrechtes des Mittelalters sind die Notularien (Kartularien) der italieni- 
schen Notare. Gorade für Genua hat die Forschung schon längst reichen 
Gewinn gezogen aus den in den Monumenta Historiae Patriae chartarım 
vol. U von Luigi Cibrario und Giuseppe Croset-Mouchet ver- 
öffentlichten Akten des Giovanni Scriba aus den Jahren 1155—-1164. 
Außer diesen Akten birgt das Genueser Archiv von ältesten Notularien 
noch diejenigen des Lanfranco aus den Jahren 1180—1216 und diejenigen 
des Guglielmo Cassinense aus den Jahren 1191—1206, beide bisher 
unediert. Die letztgenannten liegen der Schrift Chiaudanos zugrunde. 
Der Verfasser berichtet zunächst über das ‚‚cartolare‘‘ des Guglielmo 
Cassinense und diesen selbst (S. 1—27), behandelt alsdann die „acco- 
mandatio‘“ und die ‚societas‘‘ „in Guglielmo Cassinense‘‘ (8. 28—56) 
und teilt endlich in einem Anhang 59 Eintragungen des Kartularium 
über jene beiden Rechtsverhältnisse sowie einige andere Urkunden in 
vollem Wortlaute mit (8. 57—92). Die ganze Schrift ist mit großer 
Sorgfalt und eindringendem Verständnis gearbeitet. Bei der Unter- 
suchung der accomendatio und der societas sind auch die sehr zahl- 
reiohen Urkunden des Giovanni Scriba herangezogen und ist das um- 
fangreiche Schrifttum, auch das deutsche, verwertet, namentlich die 
Werke von Silberschmidt (Die Comnienda in ihrer frühesten Ent- 
wicklung bis zum XIII. Jahrhundert, 1884) und von Lastig (insbeson- 
dere: Die Aocomendatio in ihrer Gestaltung vom XII. bis XIX. Jahr- 
hundert und benachbarte Rechtsinstitute, 1907). Im großen und ganzen 
findet das, was bisher hinsichtlich der Frühzeit der beiden Gesellschaften 
als sich:res Forschungsergebnis gelten konnte, Bestätigung, aber auch 
'ins einzelne gehende Vertiefung. So ist die Arbeit, wenn auch große 
‘neue Gesichtspunkte nicht gewonnen werden, als eine erfreuliche’ Be- 
reicherung des Schrifttums über zwei hervorragend wichtige Rechts- 
institute des Mittelalters zu begrüßen. 


Leipzig. Paul Rehme. 


A. Fliniaux, La faillite des Ammanti de Pistoie et le 
Saint-Siege (debut du XIV*® siecle). Revue historique de 
droit frangais et &tranger, 4° ser., T.III (1924, librairie 
de la societ& du recueil Sirey, Paris), p. 436—472. 8°. 

Die erste Hälfte des 14. Jahrhunderts war für Italien eine Periode 


von Finanzkrisen, die eingeleitet wurde durch die Konkurse der Buon- 
signori, der Ricciardi und der Ammanti. Den Konkurs des letztgenannten 
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Hauses, einer bedeutenden Bank in Pistoja, untersucht der Verfasser 
an der Hand der Quellen, indem er zunächst den Geschäftskreis der 
Bank schildert, wobei er auch das deutsche Schrifttum zur Geschichte 
des Handels und des Handelsrechtes verwertet, alsdann ‚„causes du 
krach“ untersucht und endlich die Maßnahmen des an dem Kon- 
kurse beteiligten römischen Stuhles vorführt. Der Wert der interessanten 
Abhandlung liegt mehr auf dem Gebiete der Wirtschaftsgeschichte als 
auf demjenigen der Rechtsgeschichte, und in so weit ist sie wohlgeeignet, 
unser Wissen zu bereichern. 
Leipzig. Paul Rehme. 


Olivier Martin, La Coutume de Paris, trait d’union entre 
le droit romain et les l&gislations modernes. Six cours 
professes en mars 1925 & l’universit& d’Ütrecht. Paris, 
Recueil Sirey, 1925. VI und 81 S8. 

Vorliegende Schrift des namhaften Pariser Rechtshistorikers bringt 
den Text einer Reihe von Vorträgen, die M. auf Einladung der Utrechter 
Juristischen Fachschaft (Juridische Fakulteit van het Utrechtsche Stu- 
denten Corps) an der dortigen Universität gehalten hai, zu allgemeiner 
Kenntnis. Der Verfasser hat seine Aufgabe, die Coutume von Paris 
als Bindeglied zwischen dem römischen Recht und den modernen Ge- 
setzgebungen darzustellen, mit dem ganzen Zauber französischer aka- 
demischer Rhetorik und einer methodischen Klugheit, die zugleich 
den souveränen Beherrscher des Stoffes wie auch den erfahrenen Do- 
zenten verrät, gelöst. So wie sie gesprochen wurden, ohne Hinzufügung 
gelehrten Apparates, läßt er seine Worte in ganzer Frische wirken, 
wozu er sich um so eher berechtigt fühlen durfte, als er das Material, 
das seinen Ausführungen zugrunde liegt, zum Teil schon im ersten Bande 
seines groB angelegten Werkes über die Coutume de Paris (vgl. die An- 
zeige in dieser Ztschr. Bd. 43 S. 419 ff.) vorgelegt hat, zum Teil in dessen 
zweiten Bande, dessen baldiges Erscheinen er nunmehr in Aussicht 
stellt (p. VI), nachzubringen gedenkt.!) Sein Vorwurf ist zugleich rechts- 
historischer und rechtsvergleichender Natur: Es sollte die nationale 
Rechtsbildung Frankreichs, verkörpert in ihrer wichtigsten Hervor- 
bringung, denı Stadtrecht von Paris, in Beziehung gesetzt werden zum 
romanisch-kanonischen Recht und nachgewiesen werden, inwieweit diese 
beiden primären Faktoren in den modernen Gesetzgebungen organische 
Verbindungen miteinander eingegangen sind. Begreiflicherweise ver- 
steht der Verfasser unter letzteren vornehmlich den Code civil in seiner 
heutigen Gestalt und das niederländische Burgerliik Wetboek. Nur 
sporadisch fallen Seitenblicke auf das deutsche und das englische Recht. 


1) Eine kurze Übersicht hat der Verf. auch im 48. Bande der M&moires 
de la Societe de l’Histoire de Paris et de l’Ile-de-France, 1925, p. 174 bis 189, 
unter dem Titel „La Coutume de la prevote et vicomte de Paris‘‘ veröffentlicht. 
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Ferner war es dem Verfasser natürlich nicht mö,lich, in dem knappen 
Rahmen von sechs Vorträgen den ganzen weiten Kreis der Privatrechts- 
wissenschaft abzuschreiten; er begnügt sich daher mit Querschnitten 
durch die Entwicklung einzelner besonders markanter und nach dem 
Stande der Quellen besonders lehrreicher Probleme. So behandelt der 
dritte Vortrag das Porsonenrecht, insbesondere elterliche Gewalt und 
Vormundschaft; der vierte das Verhältnis der Ehegatten einschließlich 
ihres Güterrechts; der fünfte befaßt sich mit der condition des biens und 
begreift darunter die Einteilung der Sachen, die Geweretheorie und die 
für uns immer wieder interessante Eigentumsübertragung durch simple 
convention; die sechste Vorlesung endlich fügt das Erbrecht hinzu. 
Durchaus Abschließendes, Vollständiges, Originales zu bringen konnte 
nicht in der Intention des Verfassers gelegen haben; immerhin wird 
mancher eigenartige Gesichtspunkt, manche feine Beobachtung die 
Lektüre zur Quelle reicher Bel:hrung machen; vor allem bietet M. eine 
Einführung indie Hauptprobleie der französischen Privatrechtsgeschichte 
nach dem neuesten Stande der Wissenschaft, die hochwillkomnsen er- 
scheint und den Vergleich mit ähnlichen Werken auf deutschem Gebiete 
nahelegt. Dabei verdient besondere Hervorhebung, welches Gewicht 
M. auf die ständigen Beziehungen zwischen Privatrecht und Staatsform 
legt, besonders bei der Darstellung familienrechtlicher Institute. 


Unbillig wäre es, mit dem Verfa:ser über Einzelheiten zu rechten, 
da es doch bei solchen Übersichten ohne eine gewisse Subjektivität 
gar nicht abgehen kann. Nur auf einen Punkt, der mir von prinzipiellem 
Interesse zu sein scheint, möchte ich kurz eingehen: Es ist ganz erstaun- 
lich, welch scharfen Trennungsstrich die französischen Rechtshistoriker 
zwischen ihrer eigenen und der germanischen Rechtsgeschichte ziehen. 
Während wir den ganzen Verlauf von den ältesten Zeiten bis auf die 
Gegenwart als eine lebendige, organischo Einheit empfinden, ja viel- 
leicht bisher zu sehr den Ton auf die ältesten Perioden gelegt haben, 
beginnt für den Franzosen das eigentliche Interesse erst da, wo die 
nationale französische Rechtsentwicklung sich von der allgemeinen 
Grundlage in der fränkisch-germanischen Zeit loslöst. So ist es durch- 
aus bezeichnend, wenn der Verfasser auf p. 44 in der mittelalterlichen 
Ehevogtei nur ‚‚le souvenir du mundium germanique“ sieht und nicht 
dieses selbst, das sich doch, freilich mannigfach abgewandelt, unserer 
Auffassung nach durch die Jahrhunderte hindurch erhalten hat. 


Die ersten beiden Vorträge bilden die allgemein-rechtshisto- 
rische Grundlegung für das Ganze. Da, wo der Verfasser die französi- 
schen Zustände vor der Einwirkung der Fremdrechte schildert, befindet 
er sich ganz auf dem Boden eigener Forschung. Der zweite Vortrag 
ist für uns deutsche Rechtshistoriker vielleicht der lesensweiteste wegen 
seiner scharfen Gegenüberstellung der französischen ‚„Aufnahnie‘‘ und 
der deutschen „Rezeption“ „Nous avons beaucoup pris du droit romain, 
mais avec reflexion et discernement; mais nous ne l’avons pas requ‘“. 
Interessant ist auch die Parallele zwischen der nationalen wissenachaft- 
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lichen Bewegung in Frankreich aın Ende des 17. und der Haltung der 
deutschen Germanisten gegenüber den geineinen Recht in: 19. Jahr- 
hundert (p. 2238.). 

Endlich noch eine Erwägung, zu der dieses Buch mittelbar Anlaß 
gibt. Holländische Studenten waren es, die den Rechtshistoriker ein- 
laden, sie selbst haben (wohl unter fachmännischer Beratung des Utrechter 
Romanisten Naber) das Thema gestellt, die Disposition gebilligt; unter 
Anteilnahme aller akademischen Behörden ist diese von Studenten 
inaugurierte Veranstaltung in Szene gegangen. Wir müssen mit Neid 
feststellen, daß die heranwachsende Juristengeneration Hollands offenbar 
mehr Sinn für den Wert historischer Zusammenhänge bewahrt zu haben 
scheint, als dies bei uns der Fall ist. Aber ist es ein Wunder, wo unsere 
Studenten, mit Gegenständen von ephemerer Bedeutung überfüttert, 
in eine sinnlose Angst vor einen Examen hineingehetzt werden, das, 
nicht immer in der richtigen Form und oft von ungelernten Prüfern 
abgehalten, den Charakter eines akademischen Abschlußcxamens immer 
mehr abzustreifen droht? Es ist höchste Zeit, daß endlich einmal die 
Vertreter der Rechtsgeschichte ihre warnende Stimme erheben zugunsten 
derjenigen Disziplinen, denen wahrer juristischer Bildungewert inne- 
wohnt, um mit Martin zu sprechen „qui peuvent servir & la formation 
d’un bon juriste“. 

Heidelberg. H. Mitteis. 


Jean-Georges Favey, Le Contumier de Moudon de 1577, 
Dole, E. Goeury, 1924. 299 8. 8°. 

Diese Edition füllt eine Lücke aus, die von allen mit der Rechts- 
und Kulturgeschichte der Westschweiz sich befassenden Historikern 
immer wieder empfunden wurde. Das Recht von Moudon ist nämlich 
dio zentrale Rechtsquelle für das ganze Waadtland mit Ausnahme des 
bischöflichen Territoriums von Lausanne. 

Im ersten Teile wird vom Verfasser über den Stand der Forschung 
zu den Waadtländer Rechtsquellen des Mittelalters ein klarer und ein- 
gehender Überblick geboten. Im Anschluß an die Editionen von Le Fort, 
Forel, Carrard, Dumur und meine Veröffentlichung waadtländischer 
Rechtsquellen des Mittelalters!) unterscheidet Favey die savoyische 
Gruppe von Moudon von jener des Bistums Lausanne. In den Unter- 
suchungen über die Waadtländer Stadtrechte des 13. Jahrhunderts ge- 
langte ich zum Schlusse, daß die dem Stadtrechte von Moudon von 1285 
in manchem vorbildliche Charte von Vevey von 1236 nicht rein savoyi- 
sches, sondern auf dem Umwege über Flumet auch zähringisches Recht 
enthält. Favey scheint sich dem anzuschließen (S. 17). Die so dem 
savoyisch-zähringischen Rechtskreise angehörende Charte von Moudon 
von 1285 ist die Grundlage für die spätere waadtländische Rechts- 


1) Zeitschrift für Schweizerisches Recht Bd. 38 (1918) S. 207 — 264. 
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entwicklung und auch für den Coutumier von Moudon von 1577. 
Im Gegensatz hierzu hat das Recht von Lausanne (Plaict General von 
1368 und seine Vorläufer) viel geringeren Einfluß auf die Westschweiz 
gehabt als jenes der savoyischen Stadt Moudon (S. 31 ff.). Von Lausanne 
sind nur abhängig die Rechte von Estavayer (1350), La Sarra (1363) 
und Lavaux. Wahrscheinlich ist auch eine größere Abhängigkeit des 
Stadtrechtes von Murten (von ca. 1245) vom Lausanner Rechte an 
zunehmen.!) Zur mittelalterlichen Rechtsquellenlehre bringt der Ver- 
fasser noch eine Studie über die Herausbildung einer das ganze Waadt- 
land erfassenden Coutume und deren Anerkennung durch das savoyische 
Appellationsgericht in Chambery (S.40ff.).. Die viel unstrittene Frage 
nach der Entstehung der .,‚Etats de Vaud“ ist kurz. wiedergegeben (8. 44 ff.). 

Im zweiten Teile der rechtshistorischen Einleitung wird der ver- 
schiedenen Vereinheitlichungsversuche gedacht, so vor allem des 
berühmten Coutumier von Quisard von 1562, einer großzügigen Privat- 
arbeit (S.55ff.).. Diese Vorstudien erleichterten die von der Regierung 
in Bern unterstützte Bewegung, welche auf eine Niederschrift des zum 
Teil nur mündlichen Gewohnheitsrechtes und auf eine Verein- 
heitlichung der zahlreichen Rechtsquellen abzielte (S. 57ff... Die 
von den Städten Moudon, Yverdon, Morges und Nyonkraft Autorisierung 
der Berner Regierung eigens hierzu erwählten, mit dem alten Rechte 
vertrauten Personen hatten ihre Vorarbeiten im Frühjahre 1577 be- 
endigt. Am 12. Mai 1577 hat dann Bern die „Libert&s, Franchises et 
Coustumes perp£tuelles et infringibles du pays de Vaud“ konfirmiert. 
Es ist dies der sogenannte „Ancien Coutumier de Vaud ou Coutumier 
de Moudon de 1577“ (S. 61). 

Die Ausgabe selbst legt das Manuskript von Moudon zugrunde 
und berücksichtigt auch Varianten der Handschrift von Morges, welch 
beide als Originaltexte anzusehen sind (S. 111ff.). Durch den ständigen 
Hinweis auf den Commentaire Coustumier von Quisard und die späteren 
Loix et Statuts von 1616 ermöglicht Verf, erst das Studium des 
Zusammenhangs dieser Rechtsquellen. Es zeigt sich so, daß Quisard 
lange nicht alles waadtländische Recht gekannt hat, und daß er sowohl 
beim Satzungenbuch von Bern wie auch beim gemeinen Rechte An- 
leihen machte. Schon jetzt möchte ich darauf hinweisen, daß der Cou- 
tumier von 1577 das germanische Institut der Verwaltungsgemeinschaft 
reiner bewahrt hat als Quisard. Nach A. 298 ist der Ehemann: „jouyssant 
maistre et seigneur des fruictz. des biens de la femme“. Demgegenüber 
ist Quisard stark vom Dotalrecht beeinflußt (Quisard III 1, 2, 15 und 16), 
indem er den Mann zum Eigentüner der Fahrhabe der Frau erhebt. 

Im Rahmen einer Dissertation konnte die vorliegende Arbeit 
nicht die gleichen Grundsätze befolgen, wie sie für die Ausgabe von 


!) Vgl. nun eine Urkunde von 1382 bei Welti, Das Stadtrecht von 
Murten (in: Die Rechtsquellen des Kantons Freiburg, I. Teil, Stadtrechte, 
Bd.I) S.74: ‚‚quia consuetudines Mureti magis concordant consuetudini 
quam ceteris consuetudinibus‘‘, ferner Urkunde v. 1399 a.a. O. 

.115. 
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Rechtsquellen, im speziellen für die „Sammlung der schweizerischen 
Rechtsquellen‘, gelten. Veif. mußte eine längere und m. E. zu 
weitschweifende (vgl. 8.6993) rechts- und zum Teil verfassungs- 
geschichtliche Einleitung vorausschicken. Hierdurch kam die Edition 
selbst etwas zu kurz. So fehlt ein Register mit Wortverzeichnis. Da 
aber Favey aufgefordert ist, die noch unedierten!) waadtländischen 
Coutumiers für die Sammlung der schweizerischen Rechtsquellen zu 
bearbeiten, läßt sich dies vielleicht nachholen. Es freut mich sehr, 
daß diese vor ungefähr 8 Jahren in meinem germanischrechtlichen Semi- 
nar in Lausanne begonnene Arbeit nun endlich vollendet ist. Favey 
schenkt hiermit seiner am Alten so treu festhaltenden Heimat nicht 
nur die schon lange notwendige Edition, sondern auch eine Einführung 
in die Rechtsgeschichte des Waadtlandes. 


Hamburg. K. Haff. 


Van Apeldoorn, Geschiedenis van het nederlandische 
huwelijksrecht voor de invoering van de fransche wetge- 
ving. Amsterdam, Uitgeversmaatschappij Holland, 1925, 
200 8. 8°. 


Die niederländische Rechtsgeschichtsschreibung ist in den letzten 
Jahrzehnten in sichtbarem Aufblühen begriffen. Wir begrüßen diese 
Entwicklung mit großer Freude, die auch für die deutsche Rechts- 
geschichte schöne Früchte abzuwerfen verspricht. Auch die Geschichte 
des Privatrechtes nimmt hieran gebührenden Anteil. Fockema An- 
dreaes bahnbrechende Arbeiten finden erfreuliche Nachfolge. Auch 
das vorliegende Buch, das die Entwicklung des niederländischen Ehe- 
rechtes von den ältesten Zeiten bis zur Einführung des Code civil dar- 
zustellen sich zur Aufgabe gemacht hat, bringt beachtenswerte Er- 
gebnisse. 
| Der Schwerpunkt des vorliegenden Buches liegt in der Darlegung 
der Entwicklung des Eheschließungsrechtes, wobei der Verfasser, vom 
germanischen Recht ausgehend, eingehende Untersuchungen über das 
kanonische und das Recht der reformierten Kirche anstellt. Die Ent- 
wicklung stellt sich ihm folgendermaßen dar. Zwei Gesichtspunkte 
scheinen für das ältere germanische Recht besonders bedeutsam. Ein- 
mal das, was er das materielle Element der Ehe nennt, der Zweck der 
Erzeugung von Kindern, weshalb dem Beischlaf die Funktion des aus- 
schlaggebenden Momentes bei der Eheschließung zugewieren wird. So- 
dann geht er davon aus, daß die Frau rechtlich ursprünglich nur als 
eine Sache in Frage kam, sie sonach nur Objekt, nicht Subjekt der Ehe- 
schließung sein konnte. Daraus zieht er folgende Schlüsse. Die Frau 
wird von dem Ehemann gekauft wie eine Sache, aber durch den Kauf 


1) Vgl. das Verzeichnis der noch nicht veröffentlichten Coutumiers 
usw. bei Favey S. 107, 108. 


542 Literatur. 


kam die Ehe nicht zustande. Der Kauf ging vielmehr nur der Begründung 
der Ehe voraus. Die Ehe wurde eben einseitig durch den Mann 
beg:ündet, der durch den Beischlaf das Mädchen zu seiner Frau machte, 
Im Beischlaf sieht also der Verfasser das eigentliche konstitutive Ele- 
ment der Ehe. Freilich war dazu notwendig, daß er mit dem Ziel geschah, 
die Ehe zu begründen. Daraus sind dann auch die Formalitäten zu 
erklären, wie sie sich noch im Mittelalter im Besteigen des Ehebettes er- 
haltenhaben. Der Kauf hat demnach nur den Zweck, die Frau indie Macht 
des Mannes zu bringen, damit er durch den Beischlaf sie zur Ehefrau 
machen kann. Der Vater liefert das Mädchen in das Bett des Bräutigams 
gegen Bezahlung des Kaufpreises. Genau dem gleichen Zweck dient der 
Raub der Frau, der nur die Machtverschaffung bezielt, während die 
Fhe selbst erst durch den Beischlaf zur Entstehung gelangt. 


Diese Anschauung ändert sich erst unter der Einwirkung des röni- 
schen Rechtes und der Kirche. Die Volksrechte eıkennen nach christ- 
licher Anschauung, welche die Frau dem Manne gleichweıtete, die Frau 
als Rechtsperson an. So setzt sich nun allmählich die Zustimmung 
des Mädchens zur Eheschließung als notwendige Voraussetzung durch. 
In der Zeit der Volksrechte kann daher der Mann nicht mehr allein die 
Ehe machen. Vielmehr machen Mann und Frau gemeinschaftlich die 
Ehe und vollziehen sie durch fleischliche Gemeinschaft. Nach Volks- 
recht konımt also die Ehe zustande durch einen Vertrag zwischen Braut 
und Bräutigam. Freilich verlangen die Volksrechte einen Vertrag zwi- 
schen dem Bräutigam und dem Muntherın der Braut. Aber dieser Ver- 
trag ist nicht gerichtet auf Begründung der Ehe, sondern auf die Über. 
tragung der Munt. Daher kann zwar die Frau ohne den Vogt die Ehe 
schließen, aber sie kann sich nicht einseitig der Vogtei entziehen: die 
Ehe war zwar gültig, aber die Frau blieb unter der Muntgewalt des 
Vogtes, solange dieser die Munt nicht auf den Mann übertragen hatte. 
Die Muntgewalt über die Frau umfaßte also nicht mehr das Recht an 
der Person der Fıau. Die Frau hat das Recht auf ihren eigenen Körper, 
den sie jetzt selbst mittels der Eheschließung auf den Mann überträgt. 
War eine Ehe zustande gekommen ohne Zustimmung des Vogtes, so 
konnte zwar der Vogt noch weiter die Muntgewalt über die Frau aus- 
üben, aber die Herausgabe ihrer Person konnte er von dem Manne nicht 
verlangen. Daraus ergab sich sodann unter Einwirkung der kirchlichen 
Anschauung, daß der Mann das Haupt der Frau sei, der Anspruch des 
Mannes gegen den Vogt, die Muntgewalt dem Manne aufzulassen. Gegen 
Bezahlung des Kaufpreises und Buße ging die Munt auf den Mann über, 
sobald die Gatten durch gegenseitige Übereinstimmung mit nachfolgen- 
dem Beischlaf die Ehe begründet hatten. So kam es endlich, daß man 
Ehe und Munt als unabtrennbar verbunden betrachtete. Die Frau 
wählte sich also jetzt nicht bloß den Mann, sondern in ihm zugleich 
den Vogt, ohne einer Mitwirkung ihres Muntwaltes zu bedürfen. Freilich 
blieb nach wie vor die Übergabe des Mädchens durch den Muntwalt 
an den Mann formell weiterbestehen, aber diese Übergabe bedeutete 
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nun nichts anderes mehr als eine Zustimmung des Voptes zum Fhe- 
schhiß der Gatten. 

Das Resultat der germanisch-rechtlichen Entwicklung ist also, 
daß die Ehe einzig und allein durch die gegenseitige Einstimmung von 
Mann und Frau, gefolgt durch den Beischlaf, zur Entstehung kam. 
Eine Verlobung des Mädchens durch den Vormund konnte nicht zur 
Ehe führen, wenn sie nicht der Verlobung zustimmte. Aber auch die 
Zustimmung des Vogtes war später nicht mehr nötig. Auch wo die 
Frau bei sonstigen Rechtsgeschäften noch durch ihren Vogt vertreten 
wurde, konnte sie doch über ihren Körper durch Abschließung einer 
Ehe frei verfügen. Nur die Zustimmung von Vater oder Bruder bleibt 
zunächst noch unerläßlich. Im übrigen hatte aber das Fehlen der Zu. 
stimmung des Vormunds für das Mädchen nur noch finanzielle Nach- 
teile. Auch die Verlobung wird daher jetzt unmittelbar von der Braut, 
nicht mehr durch den Vormund abgeschlossen. 


Dieser Entwicklung entspricht endlich auch die Entwicklung des 
Kaufpreises, der beim Eheschluß zunächst als Preis für die Frau als 
Sache dem Vormund gezahlt wird. Er wandelt sich in historischer Zeit 
zu einer Zahlung für die Übertragung der Munt. Da aber die Munt 
aus einem Gewaltverhältnis zu einem Schutzverhältnis wird, schien 
allmählich eine Zahlung für die Übertragung der Munt ungerechtfertigt 
zu sein. Daher wird der Kaufpreis der Braut mit in die Ehe gegeben, 
später der Braut selbst vom Bräutigam unmittelbar überantwortet. 


Das Zurückdrängen des weltlichen Rechts durch das kanonische 
Recht hat nun in der Frage der Eheschließung keine wesentliche Ver- 
änderung gebracht. Auch nach kanonischem Recht wird die Ehe durch 
gegenseitige Übereinstimmung der Ehegatten mit nachfolgendem Bei- 
schlaf abgeschlossen. Die Verlobung war wie schon im späteren germa- 
nischen Recht eine zwischen den zukünftigen Ehegatten abgeschlossene 
Übereinkunft, in Zukunft die Ehe zu schließen (sponsalia de futuro). 
Sie war wie nach germanischem Recht bindend. Verlöbnisbiuch war 
Sünde. Aber der böswillige Verlobte konnte außeıdem, was freilich 
im älteren kanonischen Recht zweifelhaft war, nicht nur durch kirch- 
liche, sondern auch durch weltliche Zuchtmittel zum Abschluß der Ehe 
gezwungen werden. Auch die niederländische Praxis des Mittelalters 
hat den Ehezwang auf Grund der Verlobung anerkannt. 


Die Ehe selbst ließ die Kirche ursprünglich im Anschluß an das 
römische Recht allein durch die Zustimmung von Mann und Frau zur 
Entstehung kommen. Aber schon in spätfränkischer Zeit wird von den 
kirchlichen Schriftstelleın neben der Willensübereinstimmung noch der 
Beischlaf gefordert. Erst durch den Beischlaf werden Mann und Frau 
una caro, erst durch ihn entsteht die innige Beziehung zwischen den 
Gatten, die nur durch den Tod getrennt werden kann. Hierin sieht 
der Verfasser im Gegensatz zu Freisen die Nachwirkung deutsch- 
rechtlicher Anschauungen. So ist jetzt der Eheschluß ohne Beischlaf 
noch nicht vollkommen unentbindbar. Das matrimonium non con- 
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summatum kann noch getrennt werden. Aber schon unter Alexander III. 
wurde die Bedeutung des Beischlafs dadurch zurückgedrängt, daß den 
sponsalia de praesenti dieselbe Kraft zugesprochen wurde wie dem 
matrimonium consummatum. Freilich waren die sponsalia de praesenti 
unentbindbar nur nach kirchlicher Satzung, das matrimoniun consum- 
matum dagegen kraft göttlichen Rechtes. Daher konnte auch der Papst 
von den bloßen sponsalia de praesenti dispensieren, während eine 
durch Beischlaf vollzogene Ehe nur durch den Tod geschieden werden 
konnte. Aber auch die durch Beischlaf vollzogenen sponsalia de futuro 
brachten eine unscheidbare Ehe zustande. 

Die Eheschließung erlangt nun für das niederländische Recht 
durch die Einwirkung des kanonischen Rechtes folgende Form: Regel- 
mäßig geht voraus die Verlobung. Dieser folgt die Anzeige bei denı Pastor, 
die im 13 Jahrhundert in den Niederlanden allgemein aufgenommen 
wird. Der Pastor hat die Ehe dreimal abzukündigen. Der Abkündigung 
folgt sodann die eigentliche Eheschließung, sie vollzieht sich durch 
Ehevertrag der beiden Ehegatten in Hause der Braut, wobei die Braut 
dem Bräutigam übergeben wird. Endlich findet das Beschreiten des 
Ehebettes statt, dem am nächsten Morgen die Einsegnung durch den 
Priester nachfolgt. Von diesen Vorgängen ist die Verlobung und die 
Abkündigung entbehrlich, entscheidend nur die Willensübereinstinmung 
der Gatten und der nachfolgende Beischlaf. Denn auch die Übergabe 
der Frau (traditio puellae) ist eine reine Formalität geworden. Sie ge- 
schieht im Mittelalter meist durch den Priester vor der Kirchentür, 
aber auch wenn sie fehlt, ist das durch Willensübereinstimmung und 
Beischlaf vollzogene Eheband voll bindend. Doch in vermögensrecht- 
licher Beziehung haben niederländische Rechte schon vor der Refor- 
mation eine andere Auffassung durchgesetzt. Manche ließen die Ver- 
mögensgemeinschaft erst nach dem Beischlaf oder nach der Geburt 
eines Kindes eintreten, andere gingen sogar so weit, daß sie kirchliche 
Abkündigung und kirchliche Trauung voraussetzten. Man verlangte 
hier also schon in vorreformatorischer Zeit eine Öffentlichkeit der Ehe- 
schließung. 


Durch die Reformation wird die Auffassung der Kirche über die 
Ehe eine ander... Sie ist kein Sakrament, sondern gehört in das Gebiet 
des natürlichen Lebens. Sie gehört nicht dem Bereich der Kirche, son- 
dern dem der Gesellschaft und des Staates an. Die Kirche spricht daher 
dem Staate die Gesetzgebung und Rechtsprechung in Eheangelegenheiten 
zu. Dennoch erscheint die Ehe als eine göttliche Einrichtung und muB 
daher kirchlich eingesegnet werden, denn auch für das natürliche Leben 
hat Gott Regeln gesetzt. Die Kirche dringt daher darauf, daß der Staat 
eine gehörige Regelung der Ehe erläßt. Soweit der Staat diese Pflicht 
nicht erfüllt, holt die Kirche selbst dies Versäumte nach. Endlich be- 
kämpft die Kirche durch ihre Zuchtmittel unter ihren eigenen Mit- 
gliedern alles, was sich nach ihrer Anschauung in Eheangelegenheiten 
als Sünde darstellt. Auch bei der Regelung der Ebegrundsätze durch 
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den Staat verlangt sie, gehört zu werden, und in Wirklichkeit hat der 
Staat sich durchweg den kirchlichen Anschauungen gefügt. Dabei 
galten auch die Regeln des göttlichen Rechtes, soweit es im Neuen Testa- 
ment niedergelegt war, unmittelbar als positives Recht, während die 
Sätze des alten Testamentes nicht im vollen Umfange als gleich bindend 
anerkannt wurden, mit Ausnahme der Moralvorschriften, die zum Natur- 
rccht gerechnet werden. 


Trotz dieser grundsätzlichen Änderung in der Auffassung schloß 
man sich auch nach der Reformation in den Niederlanden im bedeutenden 
Umfange an das kanonische Recht an. Vor allem haben die Juristen 
ihren Entscheidungen in zweifelhaften Fällen das kanonische Recht 
nach wie vor zugrunde gelegt. Die Verlobung blieb mit den gleichen 
Rechtswirkungen ausgestattet. Wenngleich formlos, stellte man doch 
für ihren Beweis jetzt strengere Regeln auf. Die Verlobung war bindend 
und konnte nur durch gegenseitiges Gutfinden der Parteien, einseitig 
nur in ganz bestimniten Fällen aufgelöst werden. Auf Grund der Ver- 
lobung bestand ein vollstreckbarer Anspruch auf Eingehung der Ehe. 
Der Widerstrebende wird verurteilt, die Ehe zu solemnisieren und coram 
facie ecclesisae zu vollziehen. Die Willensübereinstimmung wird hier 
ersetzt unter Uniständen durch die Erklärung eines Dritten, der er- 
mächtigt ist, für den Widerstrebenden aufzutreten. 


Der Verlobung hat die Eheabkündigung zu folgen. Ihr legt das 
reformierte Recht zum Teil eine weit größere Bedeutung zu als das 
kanonische. Freilich haben die meisten Provinzen die Nichterfüllung 
dieser Vorschriften nur mit Strafe bedroht, dagegen ging das holländische 
Recht so weit, eine nicht abgekündigte Ehe als nichtig zu behandeln. 
Dabei stellte es den Ehegatten zur Wahl, ob die Abkündigung durch 
die Kirche oder durch den Magistrat ihres Wohnortes stattfinden solle. 
Prediger oder Magistrat durften die Abkündigung nur vornehmen, 
wenn die Zustimmung der Eltern oder des Vormundes nachgewiesen war. 


Die Eheschließung selbst vollzog sich durch die sponsalia de prae- 
senti, die in Gegenwart von zwei oder drei Verwandten oder anderen 
Zeugen erklärt werden mußte. Heimliche Eheschließung betrachtete 
die Kirche als nichtig. Auch sollte regelmäßig ein Prediger anwesend 
sein, doch war das keine Gültigkeitsvoraussetzung. Aber durch die 
Willensübereinstimmung der Gatten ist die Ehe noch nicht zu ihrer 
vollen Wirksamkeit gediehen. Notwendig ist noch die Mitwirkung 
des Priesters oder des Magistrats. Durch den Kontrakt sind die Parteien 
nur an die Ehe gebunden, aber sie sind noch v<rpflichtet, die Ehe be- 
festigen zu lassen. Diese Befestigung bestand in der Trauung und der 
Einsegnung. Die Trauung, aus der traditio puellae entstanden, erhält 
durch das Recht der reformierten Kirche wieder juristische Bedeutung, 
insofern erst durch sie die Ehe zum Abschluß gelangt. Sie war Gültig- 
keitsvoraussetzung, nicht dagegen die Einsegnung, die ausschließlich 
als kirchliche Pflicht erschien. Die Trauung dagegen gehörte nach der 
Auffassung der reformierten Kirche eigentlich eher in das Gebiet des 
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weltlichen, als des kirchlichen Rechtes. Die Kirche konnte hier grund 
sätzlich nach ihrer eigenen Auffassung nur auftreten, soweit sie von 
der Obrigkeit dazu ausdrücklich ermächtigt worden war. Das war frei- 
lich regelmäßig der Fall. 


Von diesen Grundsätzen haben nun manche niederländische Pro- 
vinzen kennzeichnende Ausnahmen gemacht. Sie waren dazu in der 
Lage, weil die Ehegesetzgebung gıundsätzlich Sache des Staates ge- 
worden war. So hat sich in Friesland und Drenthe das vortridentinische 
kanonische Recht in seinen Grundzügen erhalten. Hier kam die Ehe 
zustande durch die sponsalia de praesenti ohne weitere Voraussetzungen. 
Freilich ließ man vielfach eine Scheidung einer solchen Ehe durch gegen- 
seitige Übereinkunft zu. Das war aber ausgeschlossen, wenn der Bei- 
schlaf stattgefunden hatte. Weiter ging erst nach dem Beischlaf die 
vermögensrechtliche Gemeinschaft der Gatten und die Vormundschaft 
des Mannes über die Frau an. Dagegen hatte die Einhaltung der kirch- 
lichen Formvorschriften nur die Wirkung, die Ehe unscheidbar zu 
“ machen. Anders lag es in Seeland und Overijssel, wo die Ehe gleich- 
falls durch bloße sponsalia de praesenti zustande kam, aber die ver- 
mögensrechtlichen Wirkungen erst durch die kirchliche Trauung ein- 
traten; in Utrecht wurde die gleiche Wirkung nur der Trauung und dem 
Beischlaf gemeinschaftlich zugesprochen. Nur in Geldern, Holland und 
Groningen entstand die Ehe überhaupt erst durch die Trauung. Die 
bloßen sponsalia de praesenti schufen hier nur ein freilich unzerreißbares 
Band, das einen durchsetzbaren Anspruch auf Trauung gewährte. 


Die so geschaffene Rechtslage ist dann erst durch das Wetboek 
Napoleon von 1809 geändert worden, das die Entwicklung der Ehe- 
schließung im Sinne des älteren holländischen Rechtes vorläufig abschloß. 
Die Verlobung schafft einen vollstreckbaren Anspıuch auf Eheschließung, 
sie war nur durch gegenseitige Übereinstimmung auflösbar. Soll die 
Ehe geschlossen werden, so ist zunächst ein Gesuch an die weltliche 
Obrigkeit notwendig. Ihm folgen drei öffentliche Abkündigungen und 
die Befestigung der Ehe durch die weltliche Obrigkeit. Nur partikulär 
blieb die kirchliche Trauung bestehen. 


Die Bedeutung dieser Untersuchungen liegt in erster Linie in der 
Erforschung des späteren reformierten Rechtes. Dagegen konnte der 
Verfasser in bezug auf das kanonische Recht schon Bekanntes auf die 
niederländischen Verhältnisse übertragen. Am selbständigsten sind die 
Ausführungen über das ältere germanische Recht, und gerade hier kann 
ich dem Verfasser in den wichtigsten Punkten nicht beistimmen. Frei- 
lich, soweit er im Anschluß an v. Zallinger der Willensübereinstimmung 
der Brautleute eine weit größere Bedeutung zuweist, als die ältere Lite- 
ratur anerkennen wollte, bin ich mit ihm einer Meinung. (Vgl. meine 
Grundzüge des deutschen Privatrechts S. 120.) Dagegen unterschätzt 
er nach meiner Ansicht noch für das Mittelalter die Bedeutung der Mit- 
wirkung der Sippe und des Muntwaltes erheblich, ganz besonders aber 
für die ältere Zeit. Die These des Verfassers, der Mann habe das Mädchen 
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nach germanischem Recht durch den Beischlaf einseitig zu seiner Frau 
gemacht, der vorherige Kauf habe allein den Zweck, die Frau in die 
Gewalt des Mannes zu bringen, kann ich nicht annehmen. Unrichtig 
ist m. E. schon die Voraussetzung, daß die Frau wie eine vertratbare 
Sache lediglich Objekt eines Kaufgeschäftes gewesen sei. Denn die 
Frau bleibt auch nach der Eheschließung freie Schutzgenossin ihrer 
Sipps. Aber auch wenn man den Standpunkt des Verfassers in dieser 
Frage annehmen will, ist doch die einseitige Betonung des Beischlafs 
entschieden abzulehnen. Bedenken muß es schon erregen, daß weder 
die Volksrechte noch aber auch die späteren Quellen dem Beischlaf 
eine erhebliche Bedeutung zuweisen. In Frage kommt hier überall 
nur seine Wirkung in vermögensrechtlicher Beziehung, nicht für die 
Gültigkeit der Ehe als solcher. Es ist offenbar unrichtig, daß der Kauf 
nur den Zweck hatte, die Frau in die Gewalt des Mannes zu bringen. 
Dann wäre Schroeders Auffassung richtig, daß es keinen Unterschied 
machte, ob man eine Unfreie als Magd oder eine Freie als Ehefrau kaufte. 
Es hätte dann in der Freiheit des Mannes gelegen, ob er die Frau zu 
seiner rechten Ehefrau machen wollte. Davon kann keine Rede sein. 
Wenn man die vielerlei Ehegebräuche, die Mitwirkung des gesamten 
Kreises der Verwandten, die feierliche Form der Übergabe, die nach- 
folgende Bettbesteigung im ganzen bedenkt, so zeigt es sich, daß es 
sich hier um einen einheitlichen formalen Akt handelt, der nur in seiner 
Gesamtheit gewürdigt werden kann. Insbesondere kann aus ihm nicht 
der sogenannte Kauf mit dem Ziel bloßer Gewaltverschaffung heraus- 
gelöst werden. Unter den Gesichtspunkten des Verfassers wäre es er- 
laubt, aus der Auflassung im Liegenschaftsrechte etwa die sessio triduana 
herauszulösen und in sie erst die gesamte Wirkung der Auflassung zu ver- 
liegen, weil erst mit der Besitzergreifung die vollen Wirkungen des Eigen- 
tums eintreten. Ebensowenig ist der Beischlaf das allein konstitutive 
Element der Eheschließung gewesen. Die starke Betonung des Beischlafs 
im kanonischen Recht ist m. E. auf die Einwirkung kirchlicher Anschau- 
ung, nicht auf die des germanischen Rechtes zurückzuführen. Der Bei- 
schlaf dürfte im germanischen Recht nie eine andere Bedeutung als die 
des Beginnes der Ehe gehabt haben. Und wenn die germanische Sitte 
die Bettbeschreitung forderte, so fand erst die Kirche hierfür die dem 
Alten Testament entnommene Erklärung, daß der Beischlaf die Ehe- 
gatten zu einem Fleische mache und daher untrennbar miteinander 
verknüpfe. 

Auch die Raubehe kann der Verfasser nicht zum Beweise seiner 
These anführen. Freilich berichten uns frühe literarische Quellen häufig 
genug, daß eine Frau mit oder ohn ihren Willen geraubt und vom Räuber 
als seine Ehefrau gehalten wird. Aber nichts deutet darauf hin, daß 
gerade durch den Beischlaf die Ehe zustande kam. Auch die Berichte 
der germanischen Heldensage geben dafür keinen Anhaltspunkt. Hier ist 
der Frauenraub kriegerische Gewalttat zwischen Häuptlingen, die sich 
der staatlichen Rechtsetzung völlig entzieht. Dieser stammesexogame 
Frauenraub führt zur Ehe, wenn es dem Räuber beliebt oder geraten 
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scheint, die Geraubte zu seiner rechtmäßigen Ehefrau zu erklären. 
Anders liegt es bei dom sippenexogamen Frauenraub, von dem die Volks- 
rechte berichten. Besonders deutlich sind hier das sächsische, thürin- 
gische und friesische Recht. Sie zeigen, daß die gewaltsame Entführung 
eines Mädchens nicht zur Ehe führt. Der Räuber muß die Frau zurück- 
geben, und hat er gewaltsam den Beischlaf vollzogen, so wird er nach 
Notzuchtsrecht bestraft (vgl. auch lex Burg. 12, 1). Hat das Mädchen 
aber seine Zustimmung zur Entführung gegeben, so entsteht eine gültige 
Ehe, wenn auch nach sächsischem Volksrecht den Verwandten das 
Doppelte des Kaufpreises als Buße geschuldet wird. Auch im lango- 
bardischen Volksrecht wird der gewaltsame Raub schwer bestraft, die 
Frau kann sich dann den Geschlechtsvormund frei wählen. Dagegen 
verfällt bei freiwilliger Entführung der Frau nur eine geringe Buße 
und der Ehemann kann die Munt über die Frau erwerben (Ed. Roth. 186, 
188, 214). Ganz ähnlich ist es im burgundischen Volksrecht (lex Burg. 12, 
1-4). Nur im Falle der Entführung kommt also eine gültige Ehe zu- 
stande, und zwar deshalb, weil Mann und Frau die Errichtung einer 
vollgültigen Ehe vereinbaren. Freilich bedeutet diese Vereinbarung 
noch einen Eingriff in die Rechte der Verwandten, daher die Buße an 
diese, aber dennoch wird schon durch die Vereinbarung die Ehe als 
solche begründet. 
Köln. Hans Planitz. 


Ludwig Koechling, Untersuchungen über die Anfänge 
des Notariats in Deutschland. Marburger Studien zur 
älteren Deutschen Geschichte hreg. von Edmund E. 
Stengel II. Reihe, 1. Heft. Marburg N. G. Elwertsche 
Verlagsbuchhandlung (G. Braun) 1925. 75 9. 8. 


Der Verfasser setzt es sich zur Aufgabe, den Anfängen des Nota- 
riats in Deutschland nachzugehen. Dabei sieht er mit Recht von jenen 
Teilen des Deutschen Reiches ab, in denen infolge italienischen Ein- 
flusses schon früh das Notariat eingebürgert wird, wie Südtirol und 
einige Schweizer Grenzgebiete. Denn sie nahmen eine Sonderstellung 
ein und hatten auf die Entwicklung im Reiche keinen Einfluß. Wie der 
Verf. bemerkt, war es ihm nur möglich, beiläufig die Entwicklung zu 
zeichnen, weil die Urkunden aus der Zeit, die hier in Betracht kommt, 
noch zumeist ungedruckt in den Archiven liegen und archivalische 
Studien ins Uferlose führen mußten. So werden die Ausführungen 
des Verf. in Zukunft gewiß manche Ergänzungen, doch kaum wesentliche 
Verschiebungen erleiden. 

Das Notariat ist im Zusammenhange mit der kirchlichen Gesetz- 
gebung und Verwaltung und den kirchlichen Gerichten nach Deutsch- 
land gekommen. Kaiserliche und päpstliche Notare halten sich dabei 
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die Wagschale. Zuerst tauchen sie in der Erzdiözese Köln auf.!) Dort 
haben sie auch die nennenswerteste Tätigkeit entfaltet. Sie schreiben 
vorwiegend für Kirchen und in Hinblick auf die kirchliche Gerichts- 
barkeit. Besonders häufig ist durch Notare die Beglaubigung von Ab- 
schriften (Transsumpten) geschehen, weil die also beglaubigten Ab- 
schriften vor den geistlichen Gerichten gleich den Originalen Rechts- 
kraft besaßen; der Verf. hätte diese Fälle notarieller Tätigkeit wohl 
besonders zusammenfassen sollen. Das Recht, Vormünder zu ernennen, 
ist den Notaren als solchen nicht zugekommen; das waren Befugnisse 
der pfalzgräflichen Würde. Interessant ist die Feststellung des Verf., 
daß schon frühzeitig in Köln, aber auch in anderen Städten Notare als 
Stadtschreiber auftreten. Es war die Rechtskenntnis, die sie für dieses 
Amt empfahl. Dabei hat der Notaristsstil ihre stadtschreiberliche Tätig- 
keit nicht beeinflußt. 

Die Siegelurkunde hat eine raschere Ausbreitung des Notariats 
in Deutschland verhindert. In der Folge ist das Siegel in Deutschland 
nıit dem Notariateinstrument in Verbindung gebracht worden. Die 
deutsche Notariatsurkunde ist später meist besiegelt. Ganz fehlt das 
besiegelte Notariatsinstrument im späteren Mittelalter übrigens auch 
in Italien nicht. 

Im Anhang druckt der Verf. das älteste erhaltene Notariatsinstru- 
ment aus Köln, ein Transsumpt einer prozessuslen Vorladung von 1279 
November 3 ab. Es folgt ein chronologisches Verzeichnis der in der 
Arbeit erwähnten Notariatsinstrumente, 359 an der Zahl, und ein alpha- 
betisches Verzeichnis der Notare. 


Wien. H. Voltelini. 


Ernst Heymann, Das Testament Friedrich Wilhelms III. 
(Sonderdruck aus den Sitzungsberichten der Preußischen 
Akademie der Wissenschaften phil.- hist. Kl.). Berlin, in 
Kommission bei Walter de Gruyter &Co. 1925. 40 8. Lex.8°. 


Die Arbeit, die hier statutenmäßig nurdurch Selbstanzeige besprochen 
werden kann, behandelt das nach der politischen Seite viel erörterte 
Testament Friedrich Wilhelms III. und gibt es in seinem ganzen Umfange- 
zum ersten Male wieder. Bisher waren nur die politisch besonders wichtigen: 
Stücke, das sog. politische Testament, gedruckt. Es wird damit die Reihe 
der Hohenzollern-Testamente, welche in dem bekannten Buche von 
H. v. Caemmerer (vgl. Sav.Z., germ. Abt. 37 S. 579 ff.) bis einschließlich 
des Testaments Friedrich Wilhelms I. und einiger Aufzeichnungen Fried- 
richs des Großen wiedergegeben sind, ergänzt. Das Testament war 
formell nicht so abgeschlossen, wie es der König gewünscht hatte. Es ist 
aber trotzdem nach dem Stande des Privatfürstenrechts und der branden- 


1) Seitdem vgl. Franz Gescher, Das älteste Kölnische Offizialatsstatut, 
Kan. Abt. dieser Zeitschr. XII 8. 483. 
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burgischen Hauspraxis als gültiges Testament anzusehen, obwohl dies 
bestritten wird. Der König hatte zudem eine in der bisherigen Diskussicn 
nicht beachtete Klausel vorausgeschickt, wonach das Aufgezeichnete 
gelten sollte, falls ihn der Tod ereile, bevor der letzte Wille „gänzlich 
niedergeschrieben und vollzogen sein sollte“. Das Testament ist durch 
Kabinettsorder des Königs Friedrich Wilhelm IV. 1842 als gültig an- 
erkannt worden, und es entsteht die zweite Frage nach der Bedeutung 
dieser Anerkennungserklärung. Sie ist wegen des Eingriffes in die 
Domänenbestimmungen des A.L.R.s als Machtspruch des absoluten Königs 
aufgefaßt worden und könnte rechtsgeschichtlich in die Reihe der Macht- 
sprüche eingeordnet werden, welche von dem Machtspruche zugunsten 
des Müllers Arnold an über die Maßregeln gegen Wöllner-Gräfin Lichtenau 
und über die Ereignisse von 1820, 1823, 1831 hinlaufen, den Kampf 
um die Unabhängigkeit des Rechts von der Staatsallmacht bezeichnend. 
Aber die Absicht der Order ging nicht auf Suspendierung der Domänen- 
vorschriften, sondern sie bezweckte nur die Heilung der etwa mangel- 
haften Testamentsformen. Diese Heilung beruht auf dem Gedanken der 
konstitutiven, rückwirkenden Testamentsanerkennung, wie sie sich für 
das Privatfürstenrecht in Fortbildung des Beispruchsrechts des nächsten 
Erben als Anerkennung des fürstlichen Testaments durch den nächsten 
Leibeserben entwickelt hat, in der also der alte Erbenlaub mit der 
gerichtlichen Testamentsanerkennung verschmolzen ist. — Bei dieser 
Gelegenheit möchte ich einen Fehler berichtigen, auf den mich freundlichst 
Herr Prof. Dr. Maokowsky und gleichzeitig Herr Kollege R. Hübner 
aufmerksam gemacht haben, und der sich auf die kunsthistorisch inter- 
essante Aufzählung der „Andenken“ bezieht. Der König schreibt die 
Figurder Spinnerinnicht A.Schadow, sondernRR. (d.h. Rudolf, gen. Ridolfo) 
Schadow zu, der sie auch geschaffen hat. Das R. ist nicht schr deutlich 
geschrieben. — Zur Datierung des „Andenken‘“-Stücks macht mich 
freundlichst Herr Staatsarchivar G. Schnath darauf aufmerksam, daß 
es wegen der Erwähnung der Prinzessin Karl nach deren Vermählung 
vom 26. Mai 1827 entstanden sein muß und andererseits vor der Thron- 
hesteigung des noch als Erbgroßherzog bezeichneten Großherzogs Paul 
von 1837, wie auch der daselbst erwähnte Herzog von Cumberland 1837 
König von Hannover wurde. Noch enger läßt sich das Stück durch die 
Nichterwähnung der späteren Kaiserin Augusta als Gemahlin des Prinzen 
Wilhelm datieren, die am 11. Juni 1829 heiratete. Man komnit so mit 
einiger Sicherheit auf 1827—1829, was zu den von mir sonst gemachten 
zeitlichen Feststellungen paßt. 
Ernst Heymann. 
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Den diesjährigen Bericht über Rechtshistorisches aus der Schweiz 
eröffne ich mit einem Hinweise auf das zweibändige Werk, das Konrad 
Beyerle im Verein mit zahlreichen anderen Mitarbeitern soeben über 
die Kultur der Reichenau herauszugeben begonnen hat. Es wird, wenn 
demnächst auch der zweite Band zur Ausgabe gelangt sein wird, im 
nächsten, XVI. Bande unserer Zeitschrift 1927 von mir ausführlich be- 
sprochen werden, worauf ich jetzt schon verweise. Dabei wird sich dann 
ohne weiteres ergeben, wie überaus viel aus diesem für die Geschichte 
der oberrheinischen Lande und besonders der Bodenseegegend hoch- 
wichtigen Buche auch für die Rechtsgeschichte der deutschen Schweiz 
zu holen ist. Im Zusammenhange damit ist aus der Feder Franz Beyerles, 
der zu dem genannten Sammelwerke den Beitrag über die Grundherr- 
schaft der Reichenau beigesteuert hat, die ebenso scharfsinnige wie ge- 
lehrte Miszelle von Band XV 1926 S. 512ff. unserer Kan. Abt. geflossen: 
Zur Gründungsgeschichte der Abtei Reichenau und des Bistums Kon- 
stanz. Sie geht hinsichtlich der vielumstrittenen Anfänge dieser Diözese 
ganz neue Wege, bringt ungeahntes Leben in eine bisher ziemlich öde 
und starre Materie hinein und scheint mir wert, von den Historikern 
der Kirche und ihres Rechtes, aber auch von denen der oberrheinischen 
und besonders der schweizerischen Geschichte wohl beachtet, aufs sorg- 
fältigste geprüft und reiflich erwogen zu werden. 

Endlich beginnt die reiche Vergangenheit des Großmünsterstiftes 
in Zürich, zu deren wissenschaftlicher Bearbeitung ich schon wiederholt 
aufforderte (zuletzt in dieser Zeitschrift XLV 1925 Germ. Abt. S. 504), 
aus ihrem Dornröschenschlafe zu erwachen. Werner Ganz hat wenig- 
stens Teile der Wirtschaftsgeschichte dieses nächst: dem Domstift ersten 
Stiftes der Konstanzer Diözese in Angriff genommen. Die ganze zu 
geben, erwies sich in Ermangelung von Vorarbeiten und angesichts der 
'ülle des Materials als unmöglich; nur einen Anhang, der die gedruckten 
und ungedruckten Urkunden betreffend die Besitzverhältnisse der 
Propstei (= Stift) verzeichnet, sowie eine Karte, auf der alle Orte vor- 
kommen, die überhaupt jemals mit dem Stifte „in Berührung‘ kamen, 
hat der ursprüngliche Plan gezeitigt. Vielmehr beschränkt sich Ganz 
auf die Bearbeitung der wichtigsten Besitzungen, nachdem er in einem 
ersten einleitenden Abschnitte auf die Hauptgütermassen und auf die 
Standesverhältnisse der Gotteshausleute (meist servi oder mancipia, 
dazu 12%, censores, worunter etliche Wachszinsige) hin den wiederholt 
behandelten Rotulus (Zürcher U.B. I Nr. 39) untersucht hat, der das 
Stiftungsgut verzeichnet, aber auch was seit dem 9. Jahrhundert bis 
968 durch Schenkung und sonst hinzugekommen ist, und nach einer 
Aufklärung über die späteren Quellen, die, Urkunden wie Zinsrödel, 
Urbare u. dgl., leider erst seit dem 13. Jahrhundert vorhanden sind, 
Verzeichnisse mit Güterbeschreibungen sogar erst von 1492ff. und 1500. 
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Zwei Besitzungen, Albisrieden bei Zürich 3?/, Mansen, ältester Besitz 
des Stiftes, und Schwamendingen, nördlich hinter dem Zürichberg 
10%/, Hufen!), spätere Schenkung, sind Beispiele geschlossener Grundherr- 
schaften, haben aber ein verschiedenes Schicksal: Zwar schreitet in dem 
in Betracht kommenden halben Jahrtausend die Entwicklung hüben 
wie drüben von der Villikation zur Erbpacht vor. Aber Albisrieden, 
von Zürich aus leicht erreichbar und seinen Einwohnern eine erwünschte 
Gelegenheit, Land für den eigenen Bedarf in Pacht zu nehmen, weist 
eine Differenzierung auf „in die alten Huber, die im Vollbesitze der 
Rechte an der gemeinen Mark sind, und in die Minderberechtigten, dazu 
eine starke Auflösung der alten Flureinteilung‘‘. In dem entlegenen 
Schwamendingen dagegen, wo das bürgerliche Element fehlt, ‚keine 
starke Auflösung der alten Hufenverfassung‘‘?) und noch weniger eine 
rechtliche Scheidung der Bauern. Weitere Verschiedenheiten: Dort 
ein Meierhof, aber nicht großen Stils, keine mortuaria (Todfall oder 
Genossame), hier dagegen solche und ein Kelnhof, dessen Kellner in 
Erinnerung an die ursprüngliche Eigenwirtschaft des Stifte nicht den 
gewöhnlichen Erbzins entrichtet, sondern einfach den Großteil des 
Ertrags abzuliefern hat. Dieselbe Mannigfaltigkeit in den nichtgeschlosse- 
nen, grundhertschaftlich gemischten Besitzungen. In Höngg gegenüber 
Albisrieden auf der rechten Limmatseite keine Spur mehr von Eigen- 
betrieb, auch der Meierhof des Stiftes, neben dem ein solcher eines andern 
Grundherrn (zuletzt Kloster Wettingen) vorkommt, verpachtet, im 
übrigen wegen des Weinbaus große Besitzzersplitterung, nur Wald- 
allmende, eine engere Hubergemeinde und eine weitere Dorfgemeinde 
mit zwei Dorfmeiern neben dem Hofmeier oder den beiden des Stifts.?) 
Wieder ganz anders Fluntern‘) am Zürichberg oberhalb der Stadt, 
wegen dieser Nähe ohne oder doch mit früh verschwundenem Meierhof 
und streng abhängig bleibenden servi oder Hausgenossen, besonders 
Pfrundrebleuten (Frondienste: Reinigung des Großmünsterkreuzgangs, 
Bestattung der Chorherren; dafür direktes Brotreichnis von der Stifts- 
bäckerei), aber mit Kelnhof samt Weibelhube (vgl. Andreas Heusler, 
Weidhube und Hantgemal, auch in der Festschrift der Basler Juristen- 
fakultät für den schweizerischen Juristenverein 1915) und mit Weid- 
allmende samt Hirten, überhaupt mit gut erhaltenem Eigenbetrieb. 
Im Gegensatze dazu das entlegenere, an der Südperipherie des stifti- 
schen Besitzes befindliche Meilen am rechten Ufer des Zürchersees, 
wo namentlich auch Kloster Einsiedeln begütert ist. Auch hier Rebbau 
und deswegen starke Parzellierung. Aber weder Zelgenwirtschaft noch 


1) Ihre Größe schwankt zwischen 81 und 66 Juchart, ohne daß in 
letzterem Ausmaß eine Doppelhube erblickt werden könnte; 8. 41. 

2) Vgl. die zweite Karte. 

®) Vgl. dazu Ulrich Stutz, Die Rechtsquellen von Höngg, Basel 
1897 und Höngger Meiergerichtsurteile des 16. und 17. Jahrhunderts, 
Bonn a. Rh. 1912, zu welcben beiden Veröfientlichungen die Diss. von Ganz 
eine erwünschte Ergänzung bildet. 

*) Dazu eine Karte. 
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ausgesprochenes Allmendland noch eine einheitliche Huberschaft wie 
in Höngg, auch fast keine Wirtschaftsorganisation, nur ein in Zürich 
seßhafter Amtmann, der auch das Gericht hat; 1384—1424 kam dem 
Stift sogar die hohe Gerichtsbarkeit zu. Endlich das wenig bedeutende 
Rüschlikon-Rufers auf der anderen Seite des Sees in etwa halber Ent- 
fernung von Zürich mit einem Chorherrenhof und wesentlich überein- 
stimmenden Verhältnissen. Zusammenfassend kann gesagt werden, 
daß im Laufe der Entwicklung außer in Fluntern die auf ursprünglicher 
Unfreiheit beruhende Abhängigkeit fast ganz verschwand und an deren 
Stelle eine bloße Gerichtsabhängigkeit trat, die sich freilich auch lockerte, 
aber durch eine alle Ansässigen erfassende Ortsgrundgehörigkeit anderseits 
wieder eine Verschärfung erfuhr. Ich habe über die Arbeit ausführlicher 
berichtet, freilich gerade das Interessanteste dabei, das Detail doch 
nicht erfassen können. Mir kam es aber darauf an, alle, die sich mit 
solchen Fragen beschäftigen, auf diese Studie hinzuweisen, die nüchtern 
und klar erfaßt, was angesichts der Lückenhaftigkeit der Überlieferung 
selbst unter besonders günstigen Verhältnissen überhaupt zu fassen ist. 
Sollte der Verfasser, was sehr zu wünschen ist, seine Arbeit an der Wirt- 
schaftsgeschichte des Großmünsters fortsetzen, so würden wir ihm nur 
raten, auf den Stil, der nicht unlesbar, aber etwas nachlässig ist, mehr 
Sorgfalt zu verwenden; in guter Form vorgebracht, wirkt ein guter 
Inhalt doppelt. 

Daß wir im vergangenen Jahr über Karl Meyer, Der älteste Schwei- 
zerbund, Zeitschrift für Schweizerische Geschichte IV 1924 S. 1—240, 
nicht mangels Unbestimmtheit unseres Urteils, sondern um der heiniischen 
schweizerischen Kritik den Vortritt zu lassen, Zurückhaltung bewahrten, 
hat sich bewährt. Nachdem zuvor „die Wiederaufweckung der Tell 
und Genossen‘ in der Schweiz nur in der Tagespresse erörtert worden 
war, wenn auch z. T. wenigstens von sachkundiger Seite wie von Robert 
Durrer (Neue Zürcher Zeitung, Nr. 1424, 1427, 1431 vom 13. bis 15. Sep- 
tember 1925), hat nunmehr Hans Nabholz in Papsttum und Kaiser- 
tum, der in unserer Kan. Abt. XV 1926 S. 598ff. besprochenen Festgabe 
für Paul Kehr S. 526ff., vor einer rein wissenschaftlichen, sachverstän- 
digen Leserschaft dazu das Wort ergriffen. Sein Beitrag holt weiter 
aus und behandelt die neueste Forschung über die Entstehung der Schwei- 
zerischen Eidgenossenschaft. So dankenswert das knappe und doch 
lichtvolle Referat über die vorangegangene Forschung ist, der Haupt- 
inhalt der sorgfältig abgewogenen und mit vollster Sachkunde ver- 
faßten Studie ist doch das, was Nabholz über Meyers Lehre von dem 
Ältesten Schweizerbund sagt. Seine Ausführungen bedeuten, wie nicht 
anders zu erwarten war, eine maßvoll und vornehm vorgebrachte, aber 
eindeutige und glatte Ablehnung. Dabei will ich auf die paläographischen 
und namengeschichtlichen Ungeheuerlichkeiten hier gar nicht erst ein- 
gehen, nach denen aus demselben Conrad de Tilndorf durch Verlesen 
(als ob deutsche geistliche oder weltliche Schreiber, ja sogar lesens- 
kundige Andere des 14., oder auch des 15. Jahrhunderts nicht die Kanzlei- 
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schrift — nicht etwa eine eigenhändige Unterschrift! —- des 13. Jahr- 
hunderts nicht ebenso wohl und sicher hätten lesen können wie deutsche 
paläographisch ungeschulte Leser von heute einen deutschen Text in 
der Kanzleischrift aus dem Anfange des 19. Jahrhunderts oder auch 
aus dem 18.!) Geßler oder Graf von Sedorf, durch Versprechen (Tiln- 
dorftöter, Tillentöter, Till) Tell wird, ein Kunststück, zu dem Albert 
Brackmann, der schon vor Nabholz im Neuen Archiv der Ge- 
sellschaft für ältere deutsche Geschichtskunde XLI 1925 S. 134ff. 
die Aufstellungen Meyers einer ausgezeichneten, gleichfalls ruhig 
&aber bestimmt ablehnenden Kritik unterzog, treffend bemerkte, dem 
Fachmann ‚werde bei alledem schwach zumute“. Nicht weniger 
gehen aber dem Rechtshistoriker die Augen über bei dem, was Meyer 
über die Dinge sagt, die unsere Domäne sind. Darüber noch ein kurzes 
Wort auf Grund eines Vortrages, den ich zur Orientierung der Berliner 
Schweizerkolonie am 5. November 1925, also noch vor dem Erscheinen 
der Nabholzschen Abhandlung, über die Anfänge der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft nach Sage und Geschichte hielt. Nur nebenbei sei 
daraus der Nachweis erwähnt, daß Meyer mit seinem Versuche, die 
Sage zu Geschichte zu machen, namentlich auch das Verhältnis beider 
gründlich verkennt sowie das Wesen der ersteren als einer volkstüm- 
lichen, massiven und primitiven, politisches, rechtliches, wirtschaftliches 
Geschehen und Verhängnis als Ausfluß persönlicher Schuld oder Un- 
schuld auf eine gemeinfaßliche Formel bringenden und buchenden Ab- 
breviatur des wirklichen Ganges der Dinge. In den rechtshistorischen Fragen 
ergab sich zwischen meinen Darlegungen und Ergebnissen und den mir 
mehrere Wochen nachher zugegangenen von Nabholz eine so weit 
gehende Übereinstimmung, daß die Mitteilung meiner Hauptsätze ge- 
radezu auf eine Unterstreichung der entsprechenden Beobachtungen 
von Nabholz hinausläuft: Die übrigens auf Johann Jakob Schollen- 
berger, Geschichte der schweizerischen Politik, Zürich 1906 S.71f. 
zurückgehende Conspirati-Theorie, die man, solange sie nur als ein 
harmloses Liebäugeln mit der Überlieferung vom Rütlischwur sich dar- 
stellte, gleich anderen Verbeugungen vor der populären Sage laufen 
lassen konnte!), die aber jetzt, von Meyer wiederholt, verschärft und 
auf die Spitze getrieben, zu einer völligen Umdeutung und Trübung 
‚des wahren Charakters des Bundes von 1291 verwendet wird, von dem 
Nabholz schon früher (siehe diese Zeitschrift Germ. Abt. XXXIV 1913 
S. 452, XXX VIII 1917 S. 452) mit Recht ausgeführt hatte, daß er durch- 
aus nicht für sich allein dastehe, vielmehr in anderen Einungen seine 
zeitgenössischen Seitenstücke habe, ist völlig unhaltbar, da conspiratus 
mit coniuratus durchaus gleichbedeutend und damals auch nicht anders 
verwendet und verstanden worden ist, wie zum Überflusse, aber in diesem 
Falle doch mit erfreulich promptem und schlagenden Eingreifen in diese 


1) Vgl. aber dagegen trefiende Einwände bei Georg v. Below, Die 
Entstehung der Schweizerischen Eidgenossenschaft, Zeitschr. für Schweize- 
rische Geschichte I 1928 8. 129 ff., besonders 9. 157 ff. 
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Streitfragen Friedrich Ernst Meyer in einem Aufsatze über Rechts- 
geschichtliches zu den Anfängen der Eidgenossenschaft, Schweizerische 
Juristenzeitung XXII Heft 2 vom 15. Juli 1925 alsbald durch Hinweis 
auf das Bündnis von Freiburg, Bern, Solothurn, Murten und Biel vom 
27. Februar 1318 (Fontes rerum Bernensium V S.7ff., auch bei Friedrich 
Emil Welti, Stadtrecht von Murten — siehe diese Zeitschrift XL 1925 
Germ. Abt. S.499ff. — S.22ff.) dartat (von Nabholz aufgenommen 
S. 533 Anm. 3). Ferner habsburgisch-österreichische Vögte in den inneren 
Landen oder für sie 80, wie die Sage sie behauptet und Meyer sie histo- 
risch zu machen versucht, sind bisher nicht nachgewiesen und werden 
sich, weil nach der ganzen urkundlich bekannten Rechtslage unmöglich, 
wohl auch nie nachweisen lassen; der Vogt auf Kiburg!) Tilndorf kann 
trotz des Schreibens vom 24. April 1289 an die Schwyzer wegen des 
Frauenklösterchens in Steinen?) nie und nimmer als solcher erachtet 
werden, und was über seine Fahrt nach und von Uri und seinen Tod 
zusammenkombiniert wird, um aus ihm den in der Hohlen Gasse er- 
schossenen Geßler zu machen, ist zwar sehr phantasievoll, hält aber 
nüchterner kritischer Geschichtsbetrachtung nicht stand; „mit einem 
System von derartigen hypothetischen Annahmen läßt sich schließlich 
alles beweisen‘, sagt mit Recht Nabholz S. 537 Anm.1. Die Verlegung 
der Ereignisse, die angeblich den Stein ins Rollen gebracht haben, in 
die Zeit Rudolfs von Habsburg, ist unhaltbar; die Deutung des Bundes 
von 1291 als einer Reaktion gegen schlimme Erfahrungen mit Rudolfs 
Regierung hat keinen hinreichenden Anhalt?), am wenigsten an seinen 
eigenen Bestimmungen. So wird es im Großen bei der Darstellung bleiben 
müssen, die uns Johannes Dierauer in seiner Geschichte der Schweize- 
rischen Eidgenossenschaft I, zuletzt 3. Auflage, Gotha 1919 S. 99—183 
in seiner schlichten, aber den echten Historiker und nicht minder den 
echten Schweizer in sich glücklich vereinigenden und darum in gewissem 
Sinne klassischen Art von dem geschichtlichen Verlaufe und von dem 
Werden der Sage gegeben hat, indes gegenüber der letzteren etwas entgegen- 
kommender Gesinnte sich an Robert Durrers Erste Freiheitakämpfe 
der Urschweiz in der Schweizer Kriegsgeschichte, Heft 1 1915 (diese 


1) Draußen bei Wintertur. 


2) Von dem Nabholz 8. 588 Anm. I, damit auf die neue Lehre recht 
eigentlich einen Tellenschuß abgebend, zeigt, daß es gar nicht von Tilndorf, 
sondern von einem Schreiber im Lande Schwyz verfaßt und von 
jenem nur besiegelt ist (Empfüngerausstellung), stimmt es doch stilistisch 
und in der Schrift mit einem schriftlich ausgefertigten Beschlusse der Ge- 
meinde Schwyz von 1924 genau überein. 


») Aber auch nicht die von Leo Weiß, Neue Zürcher Zeitung 
1925, Nr. 482, 491, 494 vom 28.—80. Märs beliebte, der Bund sei habs- 
burgfreundlich, wenigstens nicht soweit das durch die allerdings überaus 
interessante und dankenswerte Feststellung bewiesen werden soll, der Bundes- 
brief habe bis 1415 im österreichischen Archiv auf dem Stein bei Baden 
gelegen. Genau wie seither Nabholz habe auch ich in dem erwähnten 
Vortrage alsbald geltend gemacht, dahin könnte er ja in der Zeit nach 
Itudolfs Tod oder unter Albrecht durch gewaltsame Wegnahme gebracht sein. 
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Zeitschrift XXXVIJI 1916 Germ. Abt. S.720ff.) halten mögen. Wie 
verlautet, ist Meyer mit einer größeren Arbeit beschäftigt, um seinen 
Standpunkt noch ausführlicher darzulegen und gegen die fast allgemeine 
Ablehnung insbesondere durch die Fachgenossen zu verteidigen. Fast 
möchte ich das bedauern und im Interesse der Sache sowie des Ver- 
fassers wünschen, diese Arbeit möchte von beiden Seiten fortan, wie 
wir Juristen sagen, pro non scripta haberi, und es möchte Meyer vergönnt 
sein, in andere, noch unberührte Stoffmassen sich einzuarbeiten und 
sie ohne Sensation, aber mit demselben Erfolge wissenschaftlich zu be- 
zwingen wie einst den Urkundeninhalt der Gemeindeladen der Täler Blenio 
und Leventina. Von Nabholz aber hier noch folgende ganz besonders 
beherzigenswerte Sätze (S. 540): „Die bisherigen, von schweizerischen 
Historikern durchgeführten Untersuchungen zur Entstehungsgeschichte 
der Eidgenossenschaft beurteilen die Anfänge der Freiheitsbewegung 
viel zu stark von dem später erreichten Resultate aus. Weil die Bünd- 
nisse viele Jahrzehnte nach ihrem Abschlusse zur Lösung der Eidgenossen- 
schaft aus dem deutschen Reichsverbande führten — diese systematische 
Lösung ist erst eine Folge der Burgunderkriege — findet man bereits 
in den Bundesbriefen des ausgehenden 13. und beginnenden 14. Jahr- 
hunderts bewußte Separationsbestrebungen und bewußte Staatenbildung. 
Infolge dieser Betrachtungsweise werden die zwei aufeinanderfolgenden 
Etappen im Befreiungsprozesse: Kampf um die Reichsfreiheit und deren 
Ausbau und dann erst Tendenz einer völligen Trennung vom Reiche 
unter Begründung eines eigenen Staatswesens!), bei Erklärung und 
Begründung der Ereignisse beständig miteinander vermengt. Nicht 
die Bundesbriefe, sondern einzelne spätere Tagsatzungsbeschlüsse über 
gemeinsame kriegerische Unternehmungen und die gemeinsame Ver- 
waltung der gemachten Eroberungen, wobei sich die Minderheit der 
Mehrheit zu fügen hatte, sodann der Pfaffen- und Sempacherbrief aus 
den Jahren 1370 und 1393, deren Abänderung ebenfalls durch einen 
Mehrheitsbeschluß herbeigeführt werden konnte, sowie jene leiden- 
schaftlichen Verhandlungen nach dem Burgunderkriege auf der Tag- 
satzung zu Stans sind die ersten Versuche, das den Schweizern zum Be- 
wußtsein gekommene eigenstaatliche Empfinden staatsrechtlich zu ge- 
stalten.‘‘ Das trifft den Nagel auf den Kopf und ist dem Sinne nach von 
mir immer vertreten worden, z. B. auch in der von solcher Auffassung ge- 
tragenen Friedrichsfestrede der Preußischen Akademie der Wissenschaften 
vom 22. Januar 1921 (Sitzungsberichte S. 92ff.), wo ich wie an anderen 
Stellen, z.B. in dieser Zeitschrift XLII 1921 Germ. Abt. S.541f. angedeutet 
habe, daß die Schweizergeschichte in den letzten Jahrzehnten in zu- 
nehmendem Maße eine Übermalung ex eventu und von der Gegenwart 
aus erfährt, die einmal durch systematische Feststellung aufzudecken 


I) Sie haben, wie der Rechtshistoriker wohl zu besserer Veranschau- 
hchung hinzusetzen darf, in der Geschichte der städtischen Freiheitsbewegung, 
allerdings in umgekehrter Folge, ihr Gegenstück in den beiden Etappen der 
Loslösung der Stadt von der Verfassung des platten Landes und der nach- 
herigen Ablösung vom Stadtherrn. 
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eine reizvolle historiographische Aufgabe, und die dadurch für die Zu- 
kunft abzuwenden ein in gleicher Weise wissenschaftliches und vater- 
ländisches Verdienst wäre. 

Von der Sammlung Schweizerischer Rechtsquellen ist natürlich 
in den Dreivierteljahren seit dem Erscheinen unseres letzten Bandes 
nichts erschienen. Aber aus dem auf dem letzten Schweizerischen Ju- 
ristentage bekanntgegebenen Berichte des Präsidenten der Rechtequellen- 
kommission (Zeitschrift für Schweizerisches Recht N. F. XLIV 1925 
S.335a) sieht man, daß an dem großen Unternehmen rüstig weiter- 
gearbeitet wird, und daß uns bald die Freiburger Formularbücher sowie 
ein weiterer Band Aargauer Amtsrechte werden beschert werden, aber 
auch ein Band Genfer Stadtrechte, das Stadtrecht des ebenso malerischen 
wie altertümlichen Städtschens Stäffis (Estavayer) am Neuenburger 
See, Rechtsquellen der Grafschaft Baden und Waadtländer Rechts- 
quellen. Das Unternehmen schreitet also rüstig voran, vornehmlich 
dank der Tatkraft seines Leiters, die nicht hinter der zurücksteht, mit. 
der einst ein Johannes Schnell und ein Andreas Heusler für die Heraus- 
gabe altschweizerischer Rechte das Größte leisteten. Ich meine Walther 
Merz. 

Es fällt auf, wie manche ältere unter unseren heute tätigen Rechts- 
historikern, wenn sie auch vielleicht die Vertreter des voraufgegangenen 
rechtshistorischen Heldengeschlechtes nicht völlig erreichen, die mittlere 
und die jüngere Generation — die Allerjüngsten, die wieder Großes ver- 
heißen, ausgenommen — an zäher Arbeitskraft und Leistungsfähigkeit 
übertreffen. Ein besonders gutes Beispiel dafür ist der im 58. Lebens- 
jahre stehende Oberrichter Dr. Merz in Aarau. Was haben wir nicht 
in unserer Zeitschrift schon von Editionen und Untersuchungen berichten 
können, die er, der bei Gericht, als Vorsteher des Stadtarchivs und sonst 
überreich dienstlich in Anspruch Genommene, seinen Mußestunden ab- 
gerungen hat! Gerade in den letzten Jahren folgten die Erzeugnisse 
seiner Feder Schlag auf Schlag, und dabei fand er noch Zeit, die genannte 
groBe Sammlung der Schweizer Rechtsquellen auch als Leiter rascher 
in Fluß zu bringen. Heute liegt uns von ihm!) zur Besprechung vor 
seine Geschichte der Stadt Aarau, eigentlich nur im Mittelalter, für die 
Verfassung aber, auf die es uns ja vornehmlich ankommt, bis zur Neuzeit. 
Das Buch ist keine Gelegenheitsschrift, sondern, wie Rudolf Wacker- 
nagels Basler Geschichte von langer Hand durch Sammlung, Herausgabe 
und Bearbeitung der Quellen umsichtig vorbereitet und von dem ver- 
faßt, der den Stoff wie kein Anderer vor ihm und neben ihm zu meistern 
imstande war. Daß das Werk in Vergleich mit dem Wackernagels ge- 
stellt werde, scheint zunächst der Gegenstand zu verbieten: dort eine 


!) Neben einem Beitrag zur Geschichte der Jagd im Aargau in einer 
Festschrift für die Generalversammlung des aargauischen Jagdschutzvereins, 
Sonderdruck aus dem Aargauer Tagblatt 1925, der auch eine sehr hübsche 
Geschichte des Jagdrechts in den oberrheinisch-schweizerischen Landen vom 


pactus Alamannorum an bis zum aargauischen Jagdgesetz von 1897 in sich 
schließt. 
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alte Bischofs- und nachher Freistadt mit Handel, Universität und über- 
haupt großem geistigen Leben, hier ein bescheidenes kiburg-habsburgi- 
sches Gründungs- und bernisches Landstädtchen. Jedoch in der Wissen- 
schaft kommt es nicht so sehr auf die Größe und Bedeutung des Objekts 
an als darauf, was der Bearbeiter aus ihm herauszuholen und zu machen 
versteht. Und in dieser Hinsicht ist das Buch von Merz eine hervor- 
ragende Leistung, die sich in ihrer Art wohl mit der Wackernagels 
messen kann. Für die Verfassungsgeschichte, die naturgemäß hier in 
den Vordergrund tritt, ist Merz der schöpferische Bearbeiter, während 
Wackernagel siclı dabei überall auf den grundlegenden Heusler stützen 
konnte und mußte. Darum war auch bei Aarau, von allem andern ab- 
gesehen, der Rechtshistoriker der berufene Stadtgeschichtsschreiber. 
Ein Referat kann und soll hier nicht gegeben werden, schon weil über 
Teile davon, die, wenn auch überarbeitet, aus früheren Veröffentlichungen 
des Verfassers in das Buch übergegangen sind, bei anderer Gelegen- 
heit berichtet wurde (z. B. diese Zeitschrift XXX 1909 Germ. Abt. 
S. 467, 469f.), vor allem aber, weil jeder Rechts- und Stadtverfassungs- 
historiker das Buch doch selbst lesen muß. Gerade das Stadtrecht von 
Aarau ist für Rudolf von Habsburg und die habsburgische Städtepolitik 
charakteristisch. Nicht minder bezeichnend aber ist die nachherige An- 
eignung des freiheitlicheren zähringischen Stadtrechts durch Aarau. 
Das Buch von Merz ist also für die Geschichte des habsburgischen und 
des immer noch der grundlegenden und zusammenfassenden Bearbeitung 
harrenden zähringischen Stadtrechte, dessen Filiationen im Aargau ein 
Stammbaum auf S. 16 klarmacht, von besonderer Wichtigkeit. Ebenda 
steht zu lesen, wie die Bürger die ihnen von dem Gründer versagte Wahl 
des Leutpriesters und des Schultheißen an sich rissen. Die lange Amts- 
dauer der beiden ersten Schultheißen war solchem zielbewußten Auf- 
streben günstig, wie denn auch Handel und Wandel wohl gediehen. 
1331 wurden drei Zünfte eingerichtet, 1337 die Steuerfreiheit des Adels 
beseitigt. 1415 besetzten die Eidgenossen den Aargau, Aarau kam an 
Bern; daß es eine nur verpfändete Reichsstadt sei, war bloße Fiktion, 
wurde aber bis zum Jahre 1798 festgehalten, weil der König sich auf 
den Standpunkt gestellt hatte, die Besetzung und Wegnahme sei durch 
eine im Auftrage des Reichs vollzogene Exekution für dieses erfolgt, 
und den tatsächlichen Zustand bloß notgedrungen durch Verpfändung 
legalisiert hatte. Über Aarau und das Rottweiler Hofgericht sowie die 
westfälischen Vemgerichte siehe S.6öff., über die Burg in der Stadt 
(Haus Rore) mit ihrem keinesfalls aus Fronhofseigenschaft zu erklären- 
den Asylrecht S.107ff.; sie war exemt und steuerfrei, später Lehen 
von Bern, wurde aber 1517 unter Verlegung der ‚Freiheit‘ auf den 
Kirchhof eingemeindet und Rathaus; über die Burg vor der Stadt 
(Schlößli), die älter war als diese, S.1ilf. Im 14. Jahrhundert wurde 
ein Bürgerausschuß, die Burgere, später der Große Rat bestellt; zu 
ihm ordnete der Rat die Dreißig ab, zunächst der Große Rat oder die 
Dreißig genannt, später der Mittlere Rat. Dadurch wurde im 16. Jahr- 
hundert die schon vorher stark in den Hintergrund getretene Gemeinde, 
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d. h. Gesamtheit der Bürger, endgültig verdrängt. Über Schultheiß 
und Rat (seit 1270 bezeugt) sowie das Stadtgericht S. 119ff., 124 ff.. 
über das Verfahren auf Anklage und auf Leumund vor dem Blutgericht 
oder Landtag (erst Schultheiß und Räte, später Räte und Burger) S. 129 ff. 
Sehr eingehend ist die Finanz- und Steuerverwaltung behandelt. Der 
Abschnitt über das Bürgerrecht, vor allem aber der über die Zusammen- 
setzung der Bürgerschaft sind so nur möglich geworden, weil Merz auch 
die letzte Urkunde kennt und alles und jedes, was von der Überlieferung 
festgehalten worden ist, heranzuholen verstanden hat. Aus den Kapiteln 
über Handel und Wandel, Handwerk und Gewerbe sei vermerkt, daß 
es Zünfte und zunftähnliche Organisationen in der entwickelten Stadt 
nicht gab, nur an zwischenstädtischen Handwerkerverbindungen waren 
auch die aus Aarau beteiligt. Die letzten vierzig Seiten sind Kirche 
und Geistlichkeit gewidmet. Die Kirche oder Kapelle von Aarau hatte 
von Anfang Tauf- und Begräbnisrecht, war aber nicht bloß Filial, sondern 
auch vermögensrechtlich Teil der ursprünglich lenzburgischen, dann 
kiburgischen und hierauf habsburgischen Eigenpfarrkicche von Suhr, die 
1400 von Herzog Leopold an Beromünster übertragen und 1415 diesem 
Stifte inkorporiert wurde. Die Nomination des Leutpriesters erfolgte 
durch Wahl von Schultheiß, Räten und Burgern. Von potestas iuris- 
dietionis und Kirchenregiment (S. 232) sollte aber bei ihm nicht ge- 
sprochen werden; er, der vicarius perpetuus, hatte natürlich keinesfalls 
mehr Recht als ein eigentlicher, voller Pfarrer, nämlich nur iurisdictio 
interna für die Verwaltung des Bußsakraments, die Leitung in der Seelsorge 
und Pfarramtsverwaltung, was weder potestas iurisdictionis noch Kirchen- 
regiment im technischen Sinne ist. Dankenswert sind die Ausführungen 
über die kirchliche, vom Rate beaufsichtigte Vermögensverwaltung und 
über die Klöster. Kurz das Muster der Geschichte einer herrschaft- 
lichen Land- oder Munizipalstadt solcher Ordnung. 

Auf Grund der Steuerbücher, Mannschafts- und Zunftverzeichnisse 
und der Kirchenbücher und unter streng systematisch-wissenschaft- 
licher Benutzung derselben, auf deren Grundsätze aber hier nicht näher 
eingegangen werden kann, kommt Werner Schnyder in seiner lehr- 
reichen Abhandlung zu dem Ergebnis, daß die Stadt Zürich im engsten 
Sinne 1357 etwa 5400—6000. 1376 etwa 4650-5150, 1401 etwa 5150 bis 
5700, 1417 etwa 5125—-5650 Einwohner hatte, die Vorortsbevölkerung 
ca. 550 Personen betrug; für die Landschaft ergibt sich zu 1467 eine 
Bevölkerung von rund 26 000—27 000 Seelen, die in der Beilage 3 in 
Tabellen für die verschiedenen Bezirke und Orte nachgewiesen werden, 
während die Karteein anschauliches Bild der verschiedenen Bevölkerungs- 
dichtigkeit gibt. Dies einige rohe Ergebnisse. Mehr käme natürlich an auf 
eine Besprechung der Wege, auf denen der Verfasser zu ihnen gelangt ist, 
bezeichnet er doch selbst seine Arbeit als eine methodologische Studie. 
Aber gerade hierauf und auf den lehrreichen Abschnitt über die Be- 
völkerungsbewegung und ihre Gründe kann an dieser Stelle leider nicht 
eingegangen werden. Dieser kurze Hinweis auf die tüchtige Arbeit 
ınuß genügen. 
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Ein kürzlich in der Gelehrten Gesellschaft (ehemals auf der Chor- 
herrenstube) zu Zürich gehaltener im Druck erschienener Vortrag 
von Hans Schultheß unterrichtet auch den, der Bluntschlis Zürche- 
rische Staats- und Rechtsgeschichte kennt, unter Berücksichtigung der 
neueren Forschung recht gut über den Anteil, den in Zürich die Zünfte 
im Laufe von fünfhundert Jahren am Regiment gehabt haben. Be- 
lege sind allerdings nicht beigegeben. Aber auch so wird die kleine Schrift 
manchem unserer Leser gute Dienste leisten. 

Aus dem mit hübschen Bildern versehenen, aus dem Winterthurer 
Neujahrsblatt für 1925 hervorgegangenen Schriftchen des jetzigen Schloß- 
herrn von Hegi, einer bei Winterthur zwischen den Bahnlinien nach 
St. Gallen— Rorschach und nach Romanshorn gelegenen, neuerdings 
restaurierten Ministerialenburg, das sich vornehmlich mit der Bau- 
geschichte beschäftigt, sei hier nur erwähnt, daß die Hegis, ausgestorben 
146, Dienstmannen des Hochstifts Konstanz waren und von diesem, 
vom Kloster Petershausen, von den benachbarten Grafen von Kiburg 
und von Habsburg-Österreich Lehen hatten. Heinrich Bullinger berichtet 
in seiner Historia Tigurinorum, Herzog Leopold von Österreich, König 
Albrechts Sohn, habe in jungen Jahren auf einem Ritte von Rapperswil 
nach Winterthur einen schönen alten Mann mit einem jungen pflügen 
sehen und von seinem Hofmeister erfahren, es sei das der von Hegi, der 
dann auch am folgenden Tage ihm in Winterthur selbsiebent seine Auf- 
wartung machte. Die Geschichte, der schweizerischen Jugend aus ihren 
Schulbüchern geläufig, verdient auch von den Rechtshistorikern als 
Beleg dafür festgehalten zu werden, daß kleine Ministerialen noch im 
14. Jahrhundert, selbst wenn ritterlich, außer mit dem Schwert 
mit der Pfiugschar umzugehen wußten, und daß bäuerliche Betätigung 
als solche allein nicht herabsetzte. Durch die Tochter des letzten Hegi 
kam die Burg an Jakob von Hohenlandenberg und sein altfreies Ge- 
schlecht, 1519 gleichfalls durch eine Erbtochter an die von Hallwil. 
1587, als die Burg an die Stadt Winterthur verkauft werden sollte, zog 
Zürich als Landesherr sie an sich und machte sie zum Sitze eines je- 
weilen auf sechs, später auf neun Jahre aus dem Großen Rate bestellten 
Obervogts einer ihrer äußeren Vogteien. Seit 1798 wurde sie als zürche- 
rische Domäne verpachtet, 1831 aus einem Handlehen in ein Erblehen 
verwandelt mit einer Loskaufsumme von 25000 Gulden, was schließ- 
lich 1888 zum Übergang in das Privateigentum zuletzt eben von 
Prof. Hegi-Naef führte. 

Nur im Vorübergehen sei des durch eine Fülle trefflicher Porträts 
und guter Abbildungen geschmückten Quellenbuchs der Reformation 
Zwinglis hier gedacht, welches der Zürcher Kirchenhistoriker Walther 
Köhler entsprechend dem 1917 erschienenen Buch der Reformation 
von K.Kaulfuß-Diesch herausgegeben hat, und zwar darum, weil es 
auch die rechtliche Seite, die Almosenordnung, die Einrichtung des 
Ehegerichts, die Zürcher Kirchenverfassung, die Bauernbewegung u.a. 
durch geschickte Zusammenstellung der Quellen illustriert, so daß 


Zeitschrift für Rechtsgeschichte. XLVI. Germ. Abt. 36 


562 Literatur. 


man aus diesem Quellenbuch den Gang dieser Dinge unmittelbar ab- 
lesen kann. 

In der Schweiz begegnen seit dem 13. Jahrhundert wie anderwärts 
häufig Entscheidungen durch Schiedsgerichte, teils durch institutionelle 
oder Austräge, auf Grund eines Bündnisses, Verkommnisses, Burgrechts, 
Friedens- oder Schiedsvertrags zum voraus vorgesehene, teits durch 
isolierte, im Streitfall ad hoc vereinbarte und gebildete. Sie und ihre 
Entwicklung, soweit es sich um Schiedsgerichte des öffentlichen Rechts 
handelt, jedoch unter gelegentlicher Berücksichtigung auch privater, 
behandelt bis zu ihrem schon durch Überfülle des überlieferten Materials 
wenig erfreulichen Niedergang seit dem 16. Jahrhundert, aber mitunter 
noch darüber hinaus Emil Usteri in ciner sehr fleißigen und grund- 
selehrten, vielleicht nur etwas zu wortreichen und breiten Zürcher 
philosophischen Dissertation. Das lockere Gefüge der alten Eidgenossen- 
schaft mit seinen vielen autonomen Kleinstaaten und Herrschaften 
war ein vortrefflicher Nährboden für dies Gebilde, dessen Rolle nach den 
Schiedsklauseln der Bünde von Meisterhans, Andreas Heusler u. A. 
ja auch schon früher geschildert wurde. Hier aber wird erstmals das 
Urkunden- und Aktenmaterial herangezogen. Zunächst wird die Wahl 
und Zahl der Schiedsleute sowie des Obmanns oder der mehreren Ob- 
männer, dann das Verfahren im engeren Sinne, die Wahl der Tagungs- 
orte, die Kostenfrage, Appellation und Vollstreckung u. a. besprochen, 
ein Abschnitt, aus dem noch besonders hervorgehoben werden mag, 
was S. 108ff. in Ergänzung des seinerzeit von Friedrich Emil Welti 
in seiner Berner juristischen Dissertation 1880 über den Gerichtsstand 
in Forderungsstreiten sowie von Adolf Lechner über das Obstagium 
(vgl. diese Zeitschrift XXVIII 1907 Germ. Abt. S.566, 571f.) Bei- 
gebrachten über das Einlager aus schweizerischen Quellen heibringt. 
Nicht zuletzt die im Vergleiche mit denen einer Entscheidung durch 
das ordentliche Gericht weit geringeren Kosten der Schiedsgerichte 
erklären deren Beliebtheit und Verbreitung. Das folgende Kapitel 
schildert den weiteren Ausbau im Sinne der Gewährleistung möglichster 
Unparteilichkeit, zuerst im allgemeinen, dann in bezug auf die Schieds- 
richter. Besonders interessant ist das Kapitel über die Persönlichkeit 
der Schiedsrichter, die Räte von Städten mit Bürgermeistern, Schult- 
heißen, Obervögten als Obmännern, auch Fürsten, freie Herren und 
Ritter, keine Ausländer, nicht Geistliche, Frauen und Unfreie. Das 
Schiedsricehteramt brachte hohe Ehre, aber auch viel Verdruß und An- 
feindung und wurde deshalb oft nicht oder nur ungern übernommen. 
Es gab als Schiedsrichter besonders gesuchte Persönlichkeiten; so Bürger- 
meister Heinrich Meiß von Zürich 1395—1427, der Berner Schultheiß 
Rudolf Hofmeister (zweites Viertel des 15. Jahrhunderts), der sehr er- 
folgreich war, Thüring Fricker, der Schilderer des Berner Twingherren- 
streites, der oft auch als Redner vor Schiedsgerichten auftrat, nicht 
zu vergessen Königin Agnes von Ungarn, die Tochter König Albrechts I., 
deren stark umstrittene Tätigkeit als Schiedsrichterin und Friedens- 
stifterin Usteri S. 200 ff. gerechter würdigt, als es bisher geschah, und vor 
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allem Niklaus von Flüe, der Mann des Stanser Verkommnisses ; die Rechts- 
frage wurde allerdings gerade bei der Beilegung des Burgrechtsstreites um- 
gangen, und von Flüe war mehr Vermittler als Schiedsrichter. Mit der 
Abgrenzung der Streitgegenstände, mit der allgemeinen und der durch 
Schiedsvertrag und Anlaß(Hindergangs)brief, beschäftigt sich und eine 
Übersicht über die Streitgegenstände, die vor Schiedagerichte gebracht 
wurden, gibt das fünfte Kapitel; Streitigkeiten iiber Gerichtsbarkeit, 
zwischen Obrigkeiten und Untertanen, über das Recht, Behörden und 
Beamte zu wählen, spielten dabei eine Hauptrolle. Von den leitenden 
Normen ist im folgenden Kapitel die Rede. Zunächst was bedeutet 
„Minne und Recht‘ ?, eine Untersuchung, die übrigens ohne Berück- 
sichtigung der Abhandlung von Dietrich Schäfer in den Sitzungsberichten 
der Berliner Akademie 1913 geführt ist. Minne ist keineswegs immer 
eine Erledigung durch gütlichen Vergleich. Das Schiedsgericht auf eid- 
genössischem Boden kennt daneben und neben dem Rechtsspruch auch 
den Minnespruch, d. h. den auf Billigkeitserwägungen gegründeten 
Spruch der Schiedsrichter. Nach Billigkeit durften die Schiedsrichter 
nur urteilen, wenn beide Parteien damit einverstanden waren. Das 
Minneverfahren als besser und vorteilhafter denn das Rechtsverfahren 
sollte aber nach allgemeiner Anschauung den Vorrang haben und überall 
Anwendung finden, wo eine Möglichkeit dafür bestand. So wollte es 
die Gewohnheit. Auch liebte man die mittlere Linie. Gewohnheit und 
Herkommen standen hoch im Kurs. das strenge, namentlich das römische 
Recht wurde gering geschätzt. Auf das siebente Kapitel über das ‚‚eid- 
genössische Recht‘ als eine bereits oft behandelte, aber durch Usteri 
wenigstens vertiefte Materie sei hier nur noch hingewiesen. Ein mit 
Rücksicht auf die Vorgänge der Jetztzeit besonders augenfällig ge- 
wordener Gegenstand ist in vorliegender Abhandlung für die Schweiz 
und das Mittelalter gründlich und allseitig behandelt. | 
Die elegant ausgestattete und inhaltreiche Festschrift, die dem 
verdienten Kirchen- und Staatsrechtslehrer Ulrich Lampert in Frei- 
burg i. Ü. dargebracht wurde und auch mit einem biographischen Ab- 
risse sowie einem Schriftenverzeichnis versehen ist, erwähne ich hier 
nicht sowohl wegen des Gutachtens von Professor Celestino Trezzini, 
1l diritto di nomina del parroco di Sion, dae darin abgedruckt ist, und 
wegen eines Beitrages von Joseph Meile über den kanonischen Straf- 
zweck, als wegen desan erster Stelle stehenden, von Professor Peter Tuor 
in Bern über Rätoromanische Rechtsdenkmäler, einer aus dem Vollen 
schöpfenden, sehr hübschen Studie. Erst in der Reformationszeit fing man 
an, auch romanisch zu schreiben und zu drucken; im religiösen Kampfe 
entstand die romanische Schriftsprache. Nun wurden auch die Weistümer 
übersetzt, erweitert und verbessert, aber allerdings bloß handschriftlich 
niedergelegt. Infolge des Eindringens des deutschen Rechtes in fränkischer 
Zeit sind sie dem Inhalte nach durchaus deutsch, aber auch im Ausdrucke 
meist nur Übersetzung aus dem Deutschen, wie S.9f. sogar für eine 
Menge von Rechtsausdrücken nachweist. Wesentlich deutsches Recht 


lernen wir also aus diesen rätoromanischen Rechtsquellen kennen, wo- 
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für Tuore Ausführungen, die sich über ihre verschiedenen Arten ver- 
breiten, manche Proben geben. Auch die Rechtssprichwörter stimmen 
vielfach überein. lls morts artan, die Toten erben, geht aber nicht auf 
das Eintrittserecht, sondern ist doch wohl gleichbedeutend mit ‚Der Tote 
erbt den Lebendigen‘. Ins sto schar cuorer il saung per las aveinas, wört- 
lich: Man muß das Blut durch die Adern fließen lassen, ist gleich: Nächst 
Blut, nächst Gut, La rauba ha de turnar a tschep, das Vermögen hat 
zum Stamm zurückzukehren, entspricht dem paterna paternis, materna 
maternis. Die Rechtsgermanisten werden gut tun, Tuors kleinen, aber 
feinen Aufsatz zu beachten. 

In der Aula der Universität Basel im Museum an der Augustiner- 
gasse hangen an einem Wandpfeiler übereinander Jakob Burckhardt, 
vortrefflich getroffen, Andreas Heusler gut, wenn auch nicht den Voll- 
gehalt des geistigen Ausdrucks seines Gesichtes, insbesondere seiner 
Augen wiedergebend, und Johann Jakob Bachofen. Mit letzterem 
haben wir uns in dieser Zeitschrift XXXVLI 1917 Germ. Abt. S. 447, 
453f. schon einmal beschäftigt, als August Schoetensack seine nachher 
auch im Basler Jahrbuch abgedruckte Selbstbiographie herausgab. Uns 
Jurieten ist er vor allem bekannt als der Entdecker des Mutterrechts. 
Jetzt widmet ihm Carl Albrecht Bernoulli ein umfangreiches Buch, 
das uns eben erst zuging und deshalb erst jetzt hier erwähnt, dagegen 
nicht, auch nicht in aller Kürze besprochen werden kann; nicht nur 
wegen seines Umfangs, sondern weil wir dafür nicht zuständig sind, und 
weil der Schreiber dieser Zeilen dazu nicht imstande ist. Denn das Werk 
dreht sich um ganz andere als juristische Dinge, um philosophisch- 
psychologische und geistesgeschichtliche Probleme, sein Inhalt ist zum 
Teil auch mythographisch und religionsgeschichtlich. Dennoch fällt auch 
für uns manches ab über Leben, Arbeit, Art dieses Rechtsromanisten 
und historischen Rechtsvergleichers und besonders auch über das Milieu, 
in dem er lebte und wirkte, das bürgerliche und das gelehrte Basel. 
Und des Verfassers geistsprühende, anregende und auch durch glänzende 
Formulierung entzückende Darstellung fesselt jeden Leser. Dazu der 
Held ein ganz korrekter, aristokratischer Basler und überzeugter Christ 
und daneben als Forscher ein gläubiger und die Sinnlichkeit der Antike 
in Bild und Institution kongenial erfassender Heide zugleich. Mag auch 
die klassische Altertumswissenschaft, wie ich mir von berufenster Seite 
habe sagen lassen, über Bachofens Lehren hinweggekommen sein, lehnen 
wir auch für die Germanen und ihr Recht seine Mutterrechtslehre mit 
gutem Grunde jetzt wohl allgemein ab, ein großer, genialer Forscher 
und Änreger war der stille Basler Forscher doch, und in der Geschichte 
der Soziologie gebührt ihm ein Ehrenplatz. Das Denkmal, das ihm 
Bernoulli errichtet hat, ist seiner würdig und wird sicher wieder manchen 
auf ihn aufmerksam machen. 

Ulrich Stutz. 


Literstur. 565 


Außerdem sind bis zum 1. März 1926 bei der Redaktion folgende 
Schriften eingegangen; sie sollen, soweit sie nicht im Nachstehenden mit 
kurzen Inhaltsangaben bedacht oder, wie Lehr- und Handbücher, Grund- 
risse u. &. nach den für die Herausgabe dieser Zeitschrift herkömmlicher- 
weise geltenden Grundsätzen von der Besprechung ausgeschlossen sind 
nach Möglichkeit im nächsten Bande zur Besprechung gelangen?): 


Paul Abraham, Karl Neubecker. Bio-bibliographische Beiträge zur 
Geschichte der Rechts- und Staatswissenschaften, Heft 2. Berlin, 
R.L. Prager 1925. 31S. 8°. Die Schrift gibt eine vollständige 
Bibliographie und eine gute Biographie des geschätzten, allzu früh 
abberufenen Kollegen, der gelegentlich auch unser Mitarbeiter war. 

Karl v. Amira, Die Dresdener Bilderhandschrift des Sachsenspiegels. 
Zweiter Band. Erläuterungen, herausgegeben auf Veranlassung 
der Sächsischen Kommission für Geschichte und mit Unterstützung 
der Notgemeinschaft deutscher Wissenschaft. Teil I. Leipzig, 
Karl W. Hiersemann 1925. X und 502 S. gr. 8°.®) 


Archivalische Zeitschrift, herausgegeben durch das Bayerische 
Hauptstaatsarchiv in München, 3. F. Bd. II. München, Acker- 
mann 1925. Daß, wenn auch in etwas vereinfachter Ausstattung 
und fortan strenger Beschränkung auf das gesamte Archivwesen 
und auf die historischen Hilfswissenschaften, dafür aber auch in 
planmäßiger Bearbeitung die Archivalische Zeitschrift wieder zu er- 
scheinen begonnen hat, begrüßen wir mit besonderer Genugtuung. 
Der vorliegende Band berechtigt zu den schönsten Erwartungen. 
Gleich über zwei große Archivneubauten, die des Staatsarchivs 
in Berlin-Dahlem und des sächsischen Hauptstaatsarchivs zu 
Dresden, können in ihm Ernst Posner und Woldemar Lippert 
berichten. Von den archivgeschichtlichen Beiträgen sind für den 
Rechtshistoriker besonders wichtig der von Hans Kaiser, Die 
Archive des alten Reichs bis 1806, der von Paul Kehr, Ein 
Jahrhundert preußischer Archivverwaltung, und der von Karl 
Otto Müller, Das Württembergische Staatsfilialarchiv in Lud- 
wigsburg (Geschichte und Organisation). Auch sehr dankenswerte 
Nachrufe z. B. auf Reinhold Koser von Johannes Schultze, 
auf Franz Ludwig von Baumann von Otto Geiger (mit Schriften- 
verzeichnis), auf Hermann Knapp von Georg Schrötter, auf 
Gustav Winter von Lothar Groß finden sich darin. 


Georg v. Below, Der deutsche Staat des Mittelalters, eine Grund- 
legung der deutschen Verfassungsgeschichte, I. Die allgemeinen 
Fragen. 2. Auflage, Leipzig, Quelle und Meyer 1925, XXXV und 


!) Eingänge, die völlig aus dem Bereich unserer Zeitschrift bzw. unserer: 
Abteilung fallen, finden keine Berücksichtigung. Auch übernimmt die Be- 
daktion ffir nicht erbetene Zusendungen weder eine Verpflichtung zur Be- 
sprechung noch eine solche zur Rücksendung. 


2) Da das Erscheinen des zweiten Halbbandes unmittelbar bevorsteht, 
werden im nächsten Bande beide Teile zusammen besprochen werden, 
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387 S. 8°. Erfreulich ist, daß dies eine Lücke ausfüllende Buch 
eine Neuauflage erlebt hat. Begreiflich auch, daß der Verfasser sie 
in Wirklichkeit als bloße Neuausgabe hat hinausgehen lassen, 
indem er sich mit einer wörtlichen Wiedergabe der ersten Auflage 
durch Manuldruck begnügte; in der Zwischenzeit, in der wegen der 
Kriegs- und Nachkriegsnot die Erörterung der von ihm behandelten 
Fragen fast ganz ausgesetzt hat, war eben keine ihn zu einer Aus- 
einandersetzung mit ihr nötigende andere Darstellung des Stoffes 
erschienen, so daß es ausreichend erscheinen mochte, auf 17 Seiten 
Ergänzungen zur ersten Auflage zubringen. Aufden Neudruck oder 
auch nur auf die Ergänzungen im einzelnen einzugehen, besteht für 
uns kein Anlaß. Lediglich darüber, wie Below gegenüber Rudolf 
Hübner, dessen Besprechung in dieser Zeitschrift XXX V 1914 Germ. 
Abt. S. 484 ff. ihm offenbar schwer im Magen liegt, in persönlicher 
Verschärfung des von ihm bereits in der Vierteljahrschrift für Sozial- 
und Wirtschaftsgeschichte XIII 1915 S. 229 (nicht 225!)f. zur Ab- 
wehr Gesagten nunmehr sich verhält, seiund zwar vom Standpunkte 
eines alten, aufrichtigen Verehrers des Verfassers aus offen das leb- 
hafteste Bedauern ausgesprochen. Wir sind nach wie vor der 
Meinung, daß diese Besprechung durchaus in die richtige Hand ge- 
legt, eingehend, streng sachlich, sehr sachkundig und vollkommen 
einwandfrei gehalten war; sie dürfte noch heute nicht nur das 
Überlegteste und Beste sein, was über Belows Buch gesagt worden 
ist, sondern auch in der Hauptsache zutreffen. Wenn Below nun- 
mehr (nach mehr als einem Jahrzehnt!) dagegen oder vielmehr 
gegen den Rezensenten, allerdings mit dem Bemerken, er 
schätze Hübners Besprechung und seine sonstigen Arbeiten, 
insbesondere sein Deutsches Privatrecht höher ein, zwei Privat- 
briefe Rudolph Sohms abdruckt, die dieser 1914 und 1915 an 
ihn gerichtet hat, und worin er mit dem Dank für das von 
Below ihm übersandte Buch desselben einerseits dessen fast 
überschwängliches Lob, anderseits ein absprechendes, beinahe 
geringschätziges Urteil über Hübner und seine Besprechung aus- 
spricht, so hat er damit vor allem dem Andenken Sohms einen sehr- 
schlechten Dienst erwiesen. Nicht nur waren diese Briefe gleich 
allen derartigen privaten (insbesondere Dankes-JÄußerungen von 
ihrem Schreiber sicherlich nicht für die Öffentlichkeit bestimmt. 
Vielmehr lehren sie auch, daß Sohm gründlich in die Irre ging wie 
in der Selbsteinschätzung seines Aufsatzes über das Hantgemal in 
dieser Zeitschrift XXX 1909 S. 103 ff., den die Redaktion seiner- 
zeit sehr ungern und bloß mit Rücksicht auf die großen Verdienste 
und die überragende Stellung seines Verfassers sowie auf seine 
ausschließliche Verantwortlichkeit dafür aufgenommen hat, so auch 
in der Beurteilung des Verhältnisses von Hübner, der rechtshistorisch 
immer als ein Schüler Heinrich Brunners und nur von ihm sich 
fühlte und gab, zu Otto Gierke, dessen Hauptlehren er von jeher 
kühl gegenüberstand, endlich aber auch hinsichtlich der Legitimation 
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Hübners zu der Besprechung. Weiter aber hat v. Below mit 
dem Abdruck dieser beiden Briefe und mit deren Verwendung für 
seine Polemik gegen Hübner ein Verfahren eingeschlagen, das auch 
unter anderen Gesichtspunkten höchst bedauerlich erscheint, und 
von dem wir im Interesse vornehmer Sachlichkeit bei unseren 
wissenschaftlichen Erörterungen dringend wünschen müssen, daß 
es, bisher unter uns glücklicherweise unbekannt, sich bei uns nicht 
einbürgere. Wenn Below Hübner bekämpfen will, tue er es mit 
seinen eigenen Waffen, nicht aber schmiede er Worte eines Dritten, 
und zwar eines Verstorbenen, die dieser selber Hübner direkt 
gegenüber nicht getan hat und niemals getan haben würde, gegen 
diesen wohlfeilerweise hinterher zu Angriffsmitteln! Wir haben 
Hübner, damit er sich dagegen wehren könne, angeboten, auch die 
zweite Auflage Belows in unserer Zeitschrift zu besprechen. Er 
hat es dankend abgelehnt, da die paar Nachträge zu sachlicher 
Auseinandersetzung keinen Anlaß gäben und die persönliche mit 
einer solchen Gegnerschaft ihm widerstrebe. So blieb uns nichts 
anderes übrig, als uns selbst vor unseren Mitarbeiter zu stellen 
und für ihn die Abwehr zu besorgen. Dies auch deshalb, weil nur 
nach diesem Vorbehalt mit gutem Gewissen die Freude über das 
Wiedererscheinen des zweifellos in mancher Hinsicht trefflichen 
Buches zum Ausdruck gebracht werden kann. 


Corpus der Griechischen Urkunden des Mittelalters und der neueren 
Zeit, herausgegeben von den Akademien der Wissenschaften in 
München und Wien. Reihe A: Regesten. Abteilung I: Regesten 
der Kaiserurkunden des oströmischen Reiches, bearbeitet von 
Franz Dölger. 1. Teil Regesten von 565—1025. München, 
R. Oldenbourg 1924. XXIX und 105 S. 4°. 


Dr. Hans Fehr, Deutsche Rechtsgeschichte. Zweite, verbesserte und 
ergänzte Auflage. Grundrisse der Rechtswissenschaft X. Berlin, 
Walter de Gruyter u. Co. 1925. 


Dr. jur. Alexander Gäl, Die Summa legum brevis levis et utilis des 
sogenannten Raymundus von Wiener-Neustadt, im Auftrage und 
mit Unterstützung der Savigny-Stiftung sowie der Notgemein- 
schaft der deutschen Wissenschaft herausgegeben. Erster Halb- 
band. Weimar, Hermann Böhlaus Nachfolger 1926. IV und 406 S. 
8° mit zwei Schrifttafeln.!) 


Otto Gierke, Professor der Rechte in Heidelberg, Der Humor im 
deutschen Recht, 2. Auflage. Berlin, Weidmannsche Buchhand- 

- lung 1886. Photochemischer Neudruck 1925. Die Unverwüstlich- 
keit der Arbeit und der Gedanken des verewigten Meisters konnte 
nicht besser zum Ausdruck kommen als dadurch, daß 55 Jahre 
nach dem Erscheinen der ersten und fast 40 nach dem der zweiten 


1) Die Ausgabe des zweiten Halbbandes steht unmittelbar bevor. Das 
Ganze wird im nächsten Jahrgang besprochen werden. 
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ein Neudruck nötig wurde, und daß dieser unverändert erfolgen 
konnte und mußte, weil wir in diesem Punkte über seine Forschung 
nicht hinausgekommen sind. 


Willi Heffening, Das islamische Fremdenrecht, Beiträge zum 


Rechts- und Wirtschaftsleben des islamischen Orients, Band 1. 
Hannover, Orientbuchhandlung Heinz Lafaire 1925. XX und 
219 S. 8°. Das Werk fällt zwar nicht in den Bereich unserer 
Zeitschrift, jedenfalls nicht der germanistischen Abteilung, mag 
aber hiemit wenigstens als erschienen für etwaige Interessenten 
mit vermerkt sein. 


. jur. Ernst Hoyer, Privatdozent der Deutschen Universität in 


Prag, Die Ehen minderen Rechts in der fränkischen Zeit. Mit 
Unterstützung des Ministeriums für Schulwesen und Volkskultur. 
Brünn, Verlag Rudolf M. Rohrer 1926. 249 S. 8°. 


E. F. Jacob, Studies in the period of baronial reform and rebellion, 


1258—1267. Oxford Studies in social and legal history edited by 
Sir Paul Vinogradoff vol. VIIT. XIV. Oxford, Clarendon Prees 
1925. 443 p. 8°. 


Mario Krammer, Quellen zur Geschichte der deutschen Könizswabl 


und des Kurfürstenkollegs, Heft 1. Zur Entwicklung der Königs- 
wahl vom 10. bis zum 13. Jahrhundert. Quellensammlung zur 
deutschen Geschichte, herausgegeben von E. Brandenburg und 
G. Seeliger. 2. Auflage. Leipzig, B. G. Teubner 1925. X und 
100 S. 8°. Daß die bewährte und für den Unterricht bereits un- 
entbehrlich gewordene Sammlung, in ihrem ersten Teile in Einzel- 
heiten verbessert und um einige Nachträge vermehrt, wieder neu 
aufgelegt wird, begrüßen wir freudig. 


Josef Lappe, Der Schnadzug, ein altwestfälischer Rechts- und Volks- 


brauch. Sonderdruck aus Heft 10 Jahrgang 1925 der Heimat- 
blätter der Roten Erde, Zeitschrift des Westfälischen Heimsat- 
bundes. Münster i. W., Aschendorffsche Buchhandlung 1923. 
15 S. 4°. Ein weiterer trefflicher Beitrag zur Geschichte dee Grenr- 
oder Bannbegangs, der namentlich reiches Material aus dem 
16. und den folgenden Jahrhunderten verwertet, aber darin irrt, 
daß er die Grenzritte, weil es ursprünglich an festen Grenzen ge- 
fehlt und der Bodenreichtum eine Abgrenzung des Nutzunc- 
bereichs überflüssig gemacht habe, nicht für uralt hält. Stießen 
auch die Grenzen nicht aufeinander, so mußten die Siedler doch 
schon bei der Landnahme ihren Siedlungsbereich umschreiten. 


Dr. Eugen Mack, Reichsstadt Rottweil am Ende des 18. Jahrhundert: 


Rottweil a.N., „Schwarzwälder Volksfreund‘ 1925. 15. S. 8*®. 


— —, Rottweils wirtschaftliche Lage 1793. Denkschrift von Joh. B. 


von Hofer an den Schwäbischen Kreis. Rottweil a.N. 193. 
18 S. 8°. 


— —, Kurzer Unterricht über die äußere und innere Verfassung der 


Reichsstadt Rottweil, von Johann Baptist von Hofer weiland 
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des kaiserlichen Hofgerichts zu Rottweil Assessor und Schul- 
direktor (1795). Neu aufgelegt. Rottweil a. N. 1925. 788. 8°, 


Ein Artikel Rottweil aus der Feder desreichsstädtischen Archivars 
Schultheiß, erschienen 1791/2 in Röders Lexikon von Schwaben, 
und zwei sehr instruktive Schriften des späteren langjährigen 
Rottweiler Bürgermeisters und Amtsschultheißen, nachmaligen 
badischen Geh. Referendärs, Finanzministere und schließlich 
Kreisdirektors in Konstanz Hofer sind von Mack dankenswerter- 
weise durch Neudruck wieder zugänglich gemacht. Namentlich 
die dritte Schrift, ein kleines Lehrbuch des Verfassungsrechts 
unter dem Gesichtspunkt der Reichsstadt Rottweil, ist überaus 
lehrreich und lesenswert. 

Gustav Neckel, ord. Professor an der Universität Berlin, Altger- 
manische Kultur, Wissenschaft und Bildung 208. Leipzig, Quelle 
und Meyer 1925. 131 S. 8°. Aus Vorträgen hervorgegangen und 
für weitere Kreise bestimmt, enthält diese kleine Schrift doch so 
viel wertvolle eigene Forschung und sieht auch das Ganze so 
selbständig, daß ihre Lektüre überaus anregend und auch dem 
Rechtshistoriker sehr zu empfehlen ist. Für den Abschnitt über 
Gesellschaft und Staat hätte sich der Verfasser etwas besser in 
der rechtsgeschichtlichen Literatur umsehen dürfen; was er über 
die Angaben des Tacitus wegen der dos sayt, beruht auf Mißver- 
ständnis, und die Karlinger als durch Freilassung emporgekommene 
Leute knechtischer Herkunft zu erklären und darauf zurückzu- 
führen, „daß Karl der Große ein so auffallend gelehriger Schüler 
seiner römischen Lehrmeister geworden‘, geht weder angesichts 
des Namens Karl an, von dem Neckel ja selbst angibt, er habe an 
sich den Freien ohne Odelbesitz bedeutet, noch angesichts der 
Hausmeierstellung, aus der sie hervorgingen. Man lasse sich aber 
ja nicht durch solche Stellen und allerhand Einfälle und Sentenzen, 
die gelegentlich danebengehen, von der Lesung des Büchleins ab- 
schrecken. Auf Grund eines wundervollen Materials, auch des 
deutschen, soweit solches vorhanden, gibt es ein sehr anschauliches 
und lebendiges, mit großer Sachkunde gezeichnetes, abgerundetes 
Bild der altgermanischen Welt und ihrer Kultur, so daß der Leser 
der sicheren Führung gerne folgt und reichen Gewinn davonträgt. 
Insbesondere sollten wir Juristen immer wieder darauf bedacht 
sein, das Fleisch nicht außer acht zu lassen, welches das von uns 
ermittelte Gerippe des Rechtes umschließt, und unsere Teilfor- 
schung in die Ergebnisse der Gesamtforschung vom deutschen 
Altertum hineinzustellen. 

Hans Planitz, Grundzüge des Deutschen Privatrechts nebst An- 
hang: Quellenbuch, Enzyklopädie der Rechts- und Staatswissen- 
schaft, herausgegeben von E. Kohlrausch, W. Kaskel, 
A.Spiethoff, Abteilung Rechtswissenschaft V. Berlin, Julius 
Springer 1925. X und 192 S. gr. 8°. 
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Dr. Bernhard Poll, Das Heimfallsrecht auf den Grundherrschaften 


Österreichs. Veröffentlichungen des Seminars für Wirtschafts- und 
Kulturgeschichte an der Universität Wien, herausgegeben von 
Alfons Dopsch. Wien-Budapest, Eligius-Verlag 1925. VII und 
758. 8°. 


Giuseppe Salvioli, professore nella R. Universitä di Napoli. Storia 


del diritto italiano publicata sotto la direzione di Pasquale del 
Giudice, professore emerito della R. Universitä di Pavia vol. TII 
parte prima. Storia della procedura civile e criminale. Milano, 
Ulrico Hoepli 1925. XII e 419 pp. 8°. 


Galo Sanchez, Libro de los fueros de Castiella. Universidad de Bar- 


celona. Facultad de Derecho. Barcelona 1924. XVIe177p. 8°. 


Claudius Frhr. v. Schwerin, Qucllen zur Geschichte der Eheschlie- 


Bung I, Juristische Texte für Vorlesungen und Übungen, heraus- 
gegeben von Fritz Schulz und Claudius Frhr. v. Schwerin, 
Heft 2. Bonn, A. Marcus und E. Webers Verlag (Dr. jur. Albert 
Ahn) 1925. 72 S. kl. 8°. Eine vortreffliche Auswahl von Quellen 
des Eheschließungsrechtes bis zum Tridentinum unter Ausschluß 
des nordgermanischen und des evangelischen Eherechts, die gleich 
denen der neuzeitlichen Entwicklung später folgenden Heften vor- 
behalten sind; für Seminarübungen ein vortreffliches Hilfsmittel 


Perry H. Winfield, The chief of english legal history. Cambridge, 


Harward University Press 1925. 374 p. 8°. 
Ü. St. 
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Der Notgemeinschaft der Deutschen Wissenschaft sind wir wiederum 
zu lebhaftem Danke dafür verpflichtet, daß sie uns in allen drei Abteilungen 
das Erscheinen ermöglicht hat. Vgl. dazu auch den Bericht über die Savigny- 
Stiftung 1901—1926 an der Spitze dieses Jahrgangs der Germ. Abt. 


Ü. St. 


Im Dezember 1925 starb der Corpus Professor of Jurisprudence 
Paul Vinogradoff in Oxford. 1854 in Kostroma (Rußland) geboren, 
wissenschaftlich entscheidend durch die deutschen Rechtshistoriker, 
namentlich Heinrich Brunner und Otto v. Gierke, beeinflußt, wurde er 
Professor der Geschichte an der Universität Moskau, verließ aber sein 
Vaterland in Differenzen mit der russischen Regierung und wandte sich 
nach England, mit dessen wissenschaftlichen Kreisen, besonders mit 
Maitland, er in enger Fühlung stand. Dort erhielt er 1903 die Corpus- 
Professur in Oxford und wurde auch Mitglied der British Academy, wie 
er als korrespondierendes Mitglied auch der Preußischen Akademie der 
Wissenschaften angehörte. Seinen Ruhm begründete er durch das schöne 
Buch Villainages in England, essavs in english mediaeval history (1892), 
dem sich die beiden damit zusammenhängenden Bücher: The growth of 
the manor (1905) und English society in the eleverth Century, essays 
in english mediaeval history (1908) anreihten. In diesen Werken und in 
begleitenden Aufsätzen wie in dem Aufsatz: Romanistische Einflüsse im 
angelsächsischen Recht: das Buchland (Melanges Fitting), ferner in By- 
Laws of on Oxfordshire Manor (9. J. of Econ. 1904) und in Transfer of land 
in old english law (Harvard Law Review 1907) hat er in bewunderungs- 
würdiger Sachkenntnis die Wirtschafts- und Sozialverhältnisse der Über- 
. gangszeit von dem Angelsachsentum zur anglo-normannischen und alt- 
englischen Zeit geschildert. Insbesondere galt seine Aufmerksamkeit der 
von ihm aufgedeckten angelsächsischen Bauerngemeinde, neben der erst 
nach der Eroberung der manor entsteht. In dem Artikel über Buchland 
wendete er sich zum Teil gegen Brunners Aufstellungen, den er übrigens 
als Meister verehrte und dem er in der Brunnerfestschrift (1910) 
einen Beitrag: Zur Geschichte der englischen Klassifikätion der Ver- 
mögensrechte widmete. Letzterer Aufsatz wie auch die Betrachtung über 
Reason and conscience in sixteenth Century Jurisprudence (Law Q. Rev. 
1908) und der erwähnte Artikel über das Buchland betrafen eigentlich 
(uristische Fragen (ähnlich auch L. @. Rev. 1913); V. gelangte von da aus 
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aber zu allgemeineren mehr rechtsphilosophischen Betrachtungen, die er 
in einem Buche über common-sense in Law 1923 zusammenfaßte und in 
einem demnächst im ersten Jahrbuch der Internationalen Akademie für 
Rechtsvergleichung erscheinenden Aufsatze fortsetzt. Diese allgemeinen, 
übrigens durchaus historisch begründeten Erwägungen führten ihn auch 
zu seinem großangelegten Werke Outlines of Historical Jurisprudence, von 
dem der erste Band 1920, der zweite 1922 erschienen ist. Er unternahm 
darin nach einer eingehenden methodischen und dogmengeschichtlichen 
Grundlegung (I S. 3—160, näher ausgeführt in dem erwähnten Buche 
von 1923) eine Art Universalrechtegeschichte unter dem besonderen 
Gesichtspunkte, daß das Recht sich als Kompromiß zwischen ‚„‚intentions 
and circumstances“ darstellt. Der erste Band behandelt das primitive 
Stammesrecht, und zwar insbesondere das arische Recht, während der 
zweite Band das Recht der griechischen Städtekultur erörtert. Der Ver- 
farser zeigt sich als außerordentlich belesen und gelehrt, und seine vor- 
wiegend soziologisch-wirtschaftliche Einstellung kommt ihm bei seiner 
Arbeit zugute. Das Ganze hätte, ohne erschöpfend zu sein, in seiner 
eleganten Anlage eine höchst ertragreiche Basis für das tiefere Verständnis 
des Rechts werden können. Auch das Vorliegende hat schon bedeutenden 
Wert. Vinogradoff, der die wertvollen Oxford Studies in Social and 
Legal History herausgab und auch einige Schriften über Rußland ver- 
faßt hat, aber vollkommen Engländer geworden war, gehört zu den 
hervorragendsten Vertretern der von Maitland, aber auch von Pollock 
heeinflußten englischen rechtshistorischen Schule. 
E.Heymann. 


Am 20. Februar 1926 starb zu Darmstadt im Alter von nahezu 
84 Jahren Georg Friedrich Knapp, als Nationalökonom und Wirt- 
schaftshistoriker jahrzehntelang eine der größten Zierden der Kaiser- 
Wilhelms-Universität zu Straßburg i. E. Geboren am 7. März 1842 in 
Gießen hat er uns namentlich 1887 das auch rechtshistorisch grundlegende 
Werk über die Bauernbefreiung und den Ursprung der Landarbeiter in 
den älteren Teilen Preußens geschenkt, ein Gegenstand, den er und seine 
Schule in kleineren Untersuchungen noch weiter, auch für andere Ge- 
biete, verfolgten; siehe dazu die 1897 erschienene Sammlung von Vor- 
trägen über Grundherrschaft und Rittergut sowie nunmehr seine im 
vergangenen Jahre erschienenen Abhandlungen; sie enthalten wie die 
frühere Sammlung auch biographische Skizzen über Knapps Onkel, den 
sroßen Chemiker Justus Liebig, aber auch über Georg Hanssen, Erwin 
Nasse u. A., die zum Feinsten und Besten gehören, was wir an wissen- 
schaftlicher biographischer Kleinkunst besitzen. Knapp war eben nicht 
hloß ein großer Gelehrter, Lehrer und Forscher, er besaß vor allem auch 
(:eist und liebte es, ihm pointiert Ausdruck zu geben. U. St. 


Berufen wurden: der o. Professor an der Universität Bern Albert 
Debrunner als o. Professor für vergleichende Sprachwissenschaft und 
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Sanskrit an die Universität Jena, der Privatdozent an der Universität 
Freiburg i. Br. W. Schirmer als o. Professor der Anglistik nach Bonn 
a. Rh., der a. o. Professor an der Universität Frankfurt a. M.O. Schmitt 
als o. Professor der Kunstgeschichte an die Universität Greifswald, der 
o. Professor an der Universität Innsbruck Gamillscheg in gleicher 
Eigenschaft für romanische Sprachen an die Universität Berlin, der 
a.o. Professor an der Universität Frankfurt a..M. Rudolf Ruth als 
o. Professor für deutsches, bürgerliches und Handelsrecht nach Halle a. S., 
der o. Professor der mittleren und neueren Geschichte in Köln a. Rh. 
Justus Hashagen in gleicher Eigenschaft nach Hamburg, der o. Pro- 
fessor an der Universität Breslau Rudolf Unger als Ordinarius für ger- 
manische Philologie nach Göttingen, der a. o. Professor an der Universität 
Bonn a. Rh. Hermann Aubin als o. Professor für mittlere und neuere 
Geschichte an die Universität Gießen, der a. o. Professor in Leipzig 
Fr. Neubert als o. Professor für romanische Philologie nach Breslau, 
Privatdozent Theo Spira in Gießen als Ordinarius der englischen Philo- 
logie nach Königsberg, Professor Josef Schumpeter in Wien als 
o. Professor der Staatswissenschaften nach Bonn a. Rh., der a.o. Pro- 
fessor an der Universität Bonn a.Rh. Hermann Nottarp als o. Pro- 
fessor für deutsches, bürgerliches, Handels- und Kirchenrecht nach 
Königsberg i. Pr., der Privatdozent in Tübingen J. W. Hauer als o. Pro- 
fessor für indische Philologie nach Marburg, der Privatdozent in Frank- 
furta. M.K.Vietor also. Professor der deutschen Philologie nach Gießen, 
der o. Professor für vergleichende Sprachwissenschaft in Rostock Her- 
mann Güntert in gleicher Eigenschaft nach Heidelberg, der o. Professor 
für deutsche Sprache und Literatur in Wien Walther Brecht in gleicher 
Eigenschaft nach Breslau, der o. Professor der vergleichenden Sprach- 
wissenschaft in Bonn a. Rh. F. Sommer in gleicher Eigenschaft nach 
München, der o. Professor in Breslau Eberhard Schmidt als Ordinarius 
für Strafrecht und Strafprozeß nach Kiel, Philipp Funk in München 
als Ordinarius für Geschichte und deutsche Literatur nach Braunsberg. 


Befördert wurden: der a.o. Professor an der Universität Berlin 
Alfred Vierkandt zum o. Professor für Philosophie und Soziologie 
daselbst. 


Es habilitierten sich: in Hamburg E. Beutler für deutsche Philo- 
logie und neuere deutsche Literaturgeschichte, für neuere Geschichte 
Alfred Herrmann (früher Professor an der Akademie in Posen), an der 
Universität Köln a. Rh. Edda Tille für deutsche Philologie, in Hamburg 
Heinrich Reincke für hamburgische und hanseatische Geschichte, in 
Erlangen K. May für deutsche Philologie, in Göttingen Albert Hoeltge 
für Wirtschaftsgeschichte und Wirtschaftskunde, in München A. Mar- 
gulies für slavische Philologie, in Hamburg H. v. Eckardt für Volks- 
wirtschaftslehre, in Danzig Erich Keyser für mittlere und neuere Ge- 
schichte, in München für mittlere und neuere Geschichte Ludwig Männer, 
in Königsberg für neuere deutsche Literaturgeschichte Erich Jenisch. 
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Zusammenfassender Bericht 
des Herrn Heymann über das Wörterbuch 
der deutschen Rechtssprache, 


erstattet in der Öffentlichen (Friedrichs-) Sitzung der Preußischen 
Akademie der Wissenschaften am 28, Januar 1926. 


Alle Rechtsregel erscheint in der Form der Sprache; Recht und 
Sprache sind innig miteinander verbunden, sie bilden als Stoff und Form 
eine unlösbare Einheit, und die Ergründung der Rechtesprache, mit deren 
Auslegung alle Rechtswissenschaft jederzeit beginnen muß, ist das vor- 
züglichste Mittel zum Verständnis des Rechts. Die deutsche Rechts- 
sprache war im Mittelalter aufs reichste entwickelt, sie wucherte üppig 
mit dem aus tausend Wurzeln sprossenden deutschen Recht; in der Rechts- 
sprache gründet sich der innige Zusammenhang zwischen Recht und 
Poesie, den Jacob Grimm schon 1815 in seinem schönen Jugendauf- 
satze entwickelte. Aber die deutsche Rechtssprache ist auch zersplittert 
und schwer übersehbar, ebenso wie das deutsche Recht der am deutschen 
Leiden der Uneinigkeit krankenden Zeiten. Sie ist darum, wie Heinrich 
Brunner hervorgehoben hat, viel schwerer zu übersehen als die Rechts- 
sprache Frankreichs und Englands mit deren glücklicherer politischen 
Entwicklung, viel schwerer auch als die Sprache des römischen Rexhts. 
Dazu kommt, daß sie mit der Aufnahme dieses römischen Rechts zum 
suten Teile verschüttet wurde, und daß vom 16.—18. Jahrhundert nur 
mühsam die alten deutschen Rechtsausdrücke im Volke ihr Leben friste- 
ten. Erst Karl Gottlieb Suarez schenkte mit dem preußischen all- 
gemeinen Landrecht von 1794 uns wieder ein in reinem Deutsch ge- 
schriebenes großartiges Gesetzeswerk, und diesem trat dann das öster- 
reichische bürgerliche Gesetzbuch von 1810 zur Seite; aber namentlich 
infolge der neuen Aufnahme des römischen Rechts unter Savignys 
Führung stieg die deutsche Rechtssprache im 19. Jabrhundert nicht 
geradlinig weiter auf, sondern hat, vielfach in Anlehnung an römische 
Terminologie, nicht selten eine kalte büromäßige Form angenommen, 
die als Juristendeutsch oft genug herbe beurteilt worden ist. Es hat sich 
damit freilich besonders seit den neunziger Jahren des 19. Jahrhunderts 
zusehends gebessert, aber noch immer können wir von der volltönenden 
Rechtssprache unserer Vorfahren eine Veredlung der heutigen Juristen- 
sprache erhoffen, eine Veredlung, die nicht nur der Form, sondern auch 
dem rechtlichen Inhalte unendlichen Nutzen zu bringen vermag. Aber 
über diese Frage hinaus hat die Ergründung der deutschen Rechtssprache 
höchste Bedeutung für die von aller Rücksicht auf das geltende Recht 
unabhängige Erforschung der Geschichte unserer Rechtseinrichtungen. 
Nach Jacob Grimm hat besonders Karl v. Amira in seinem schönen 
Vortrage über „Zweck und Mittel der germanischen Rechtsgeschichte‘ 
(187%) hierauf hingewiesen und die Notwendigkeit des Sprachverständ- 
nisses für die Exegese, die Entwicklungsgeschichte und die Vergleichung 
der früheren Rechtssätze betont. Die alten Verwandtschaftsbezeich- 
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nungen, die Namen der Verbrechen. die Prozeßformeln, die Bezeichnungen 
für das Eigentum und andere Privatrechte, die Namen des Königs, des 
Grafen, des Herzogs, desSchultheißen und des Ammanns, des Büttels und 
des Fronvogts, die Namen des Schillings, der Mark, des Pfennigs und des 
Hellers, Meintat und Ungefähr, Auflassung, Satzung und Pfand, Gelübde 
und Handtreue, Verlobung und Trauung, Brautlauf, Wittum, Muntwalt 
und Mage — alle die Tausende von Worten raunen uns deutlicher als 
trockene Rechtssätze sichere Kunde zu vom Leben und seinen Rechts- 
formen in alter Zeit. Für den Juristen und Rechtshistoriker, für den 
Sprachforscher und Wirtschaftshistoriker, für jeden Erforscher deutscher 
Vergangenheit ist daher ein tiefer Einblick in die Rechtssprache unserer 
Vorfahren vonnöten, ja die letzte historische Erkenntnis, die Aufdeckung 
der uns nur ahnungsweise zugänglichen Anfänge menschlicher Rechts- 
kultur verdanken wir fast allein der Sprachforschung. 

Im 19. Jahrhundert ist für die Sammlung des deutschen Rechts- 
wortschatzes viel geschehen. Die allgemeinen wie die stammesmäßig 
und lokal abgegliederten deutschen Wörterbücher und die wertvollen 
Glossare zu den Ausgaben deutscher Rechtsquellen haben ein großes 
Material zusammengebracht. Es ist bei uns mehr geschehen als in irgend- 
einem anderen Lande europäischer Kultur, aber erschöpfend ist der Stoff 
bisher nicht behandelt. Das alte verdienstliche Glossarium medii aevi 
von Chr. G.Haltaus (Leipzig 1758) reicht heute natürlich nicht mehr aus. 

In Frankreich wurde schon 1882 das alte Glossaire du droit francais 
von Ragueau ct Lauriere durch Favre neu herausgegeben, in England 
aber plante schon 1887 die Selden Society ein dictionary of Law Terms 
und ein dictionary of Anglo-French, wovon bisher allerdings noch nichts 
publiziert worden ist. Um die gleiche Zeit finden sich dieselben Bestre- 
bungen bei uns. 1894 beschloß die philosophisch-historische Klasse 
unserer Akademie auf Antrag Heinrich Brunners die Herausgabe des 
Deutschen Rechtswörterbuches, nachdem sie schon eine Reihe von Jahren 
vorher diesen Plan dem Ministerium unter den zu fördernden wissenschaft- 
lichen Unternehmungen genannt, Brunner ihn auch schon 1892 in der 
Savigny-Zeitschrift entwickelt hatte. Unabhängig von alledem hatteKarl 
v. Amira schon vorher die gleiche Anregung gegeben. Die Kommission 
— 1896 von der Akademie gewählt — bestand unter dem Vorsitz Brun- 
ners aus v. Amira, Dümmler, Frensdorff, Gierke, Richard 
Schröder und Weinhold. Die Mittel gewährte die Wentzel-Heckmann- 
Stiftung. Zugrunde gelegt wurde ein umfangreiches Promemoria Brun- 
ners, welches von der Kommission gutgeheißen wurde. Es sollte ein 
deutsches, nicht ein germanisches Wörterbuch hergestellt werden, die 
skandinavischen Sprachen schieden daher grundsätzlich aus, doch sollten 
ihre gemeingermanischen Ausdrücke und ihre der deutschen Rechts- 
sprache entlehnten Worte Berücksichtigung finden. Die westgermani- 
schen Dialekte aber, insbesondere das F riesische, Langobardische und 
Angelsächsische, sollten aufgenommen werden. Zu den Rechtsworten 
zählen auch die Symbole, Maße, Münzen, rechtlich bestimmte Eigen- 
namen, wie z.B. Malberg, auch Lehnwörter und die deutschen Lehn- 
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wörter der romanischen Sprachen. Die Quellen sollen von „Ulfila bis 
Goethe“ (1750) ausgeschöpft werden, doch hat man später das preußische 
allgemeine Landrecht und das österreichische Bürgerliche Gesetzbuch 
von 1810 mit gutem Grunde hereingezogen. Man ging davon aus, daß 
acht Jahre für die Sammlung des Materials und vier Jahre für die Aus- 
arbeitung, also im ganzen zwölf Jahre ausreichen würden — darin hat 
man sich allerdings getäuscht. 

Brunner hat, solange er lebte, noch 19 Jahre hindurch, den Vorsitz 
der Wörterbuchkommission geführt und erwies sich, wie Schröder sagt, 
als Seele des Ganzen. Er bereitete die Kommissionsverhandlungen vor, 
die zuerst in Berlin, später, gewöhnlich alle zwei Jahre, in Heidelberg 
abgehalten wurden, warb Helfer, sorgte für Mittel, durchdachte mit 
Schröder und anderen Freunden alle zu ergreifenden Maßnahmen, wie 
er in dem genannten Promemoria auch die 1897 veröffentlichten Richt- 
linien für das gesamte Unternehmen angegeben hatte. Die Kommission 
veränderte sich bald. 1901 starb Weinhold, 1902 Dümmler, schon 
1901 schied v. Amira aus, doch blieb er ein treuer Freund des Wörter- 
buchs und hat es bis heute auf jede ihm mögliche Weise gefördert. 1901 
wurde Eugen Huber kooptiert, 1903 trat Roethe an Weinholds 
Stelle, und 1905 kooptierte die Kommission Ernst Frhrn. v. Schwind, 
so daß sie aus Brunner, Frensdorff, Gierke, Huber, Roethe, 
Schröder und v. Schwind bestand, wozu 1913 Eberhard Frhr. 
v. Künßberg trat. 

Sogleich bei Begründung des Unternehmens hatte Richard 
Schröder in Heidelberg „die wissenschaftliche Leitung und zugleich die 
Hauptarbeit‘‘ übernommen, und er hat das bis zu seinem Tode, am 
2. Januar 1917, also über 20 Jahre, durchgeführt. Schröder war als 
Schüler Jacob Grimms und als einer der gelehrtesten deutschen Rechts- 
historiker für die Aufgabe besonders berufen. Er ist neben Brunner 
der Vater des Rechtswörterbuchs geworden. Er übernahm die Arbeit 
als ö58jähriger Mann, vorbereitet durch das von ihm verfaßte schöne Re- 
gister zu Grimms Weißtümern, und hat bis etwa 1905 das Fundament 
des Ganzen mit begeistertem Optimismus aufgeführt, exzerpierend, 
sichtend, Helfer werbend und korrespondierend, zunächst in der Hoff- 
nung, wirklich die l12jährige Frist einhalten zu können. Gegen Ende 
seiner sechziger Jahre beschränkte er sich dann mehr auf die Oberleitung, 
aber das Rechtswörterbuch blieb bis zu seinem im 79. Ikebensjahre er- 
folgten Tode eins seiner wichtigsten Anliegen im Kreise seiner treuen Mit- 
arbeiter. Jahre hindurch auch von seiner Frau und seiner Tochter unter- 
stützt, riß er mit seinem frohen Mute die Mitarbeiter, die Helfer, die Kom- 
missionsmitglieder immer wieder mit sich fort und überwand alle Schwie- 
rigkeiten. Brunner hatte in seinem Promemoria von 1895 mit Recht im 
Hinblick auf Schröder gesagt: „Für die Ausführung des Unternehmens 
liegen die Dinge derzeit günstiger, als sie in nicht allzu ferner Zukunft 
liegen dürften. Der juristischen Kräfte, die der Leitung des Unternehmens 
überhaupt gewachsen wären, sind nur wenige vorhanden. Von ihnen sind 
die meisten durch ältere literarische Pflichten gebunden. Der germanisti- 
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sche Nachwuchs ist dünn gesät, mehr und mehr nimmt unter ihm eine 
Richtung überhand, welche den Schwerpunkt der wissenschaftlichen Tätig- 
keit in die Dogmatik verlegt. Um so mehr würde es sich empfehlen, 
von der günstigen Gelegenheit, Gebrauch zu machen, daß eine hervor- 
ragende germanistische Kraft, die im Augenblicke von anderen literari- 
schen Verpflichtungen frei ist, sich bereit erklärt hat, dem Unternehmen 
des geplanten Wörterbuches evtl. ihre volle Arbeitskraft zu widmen.“ 
Brunner hat sich in Schröder nicht getäuscht, und wenn er auch 
manchmal zu größerer Eile trieb, doch Schröders große Leistung stets 
dankbar anerkannt. 

Daß Schröder die Arbeit nicht schneller zu Ende führte, liegt in 
der Schwierigkeit des Gegenstandes, vor allem auch darin, daß zu wenig 
ständige Hilfskräfte zur Verfügung standen. Schröder hatte zunächst 
einen Assistenten, und zwar Rudolf His (1898—1901), von 1901 an zwei 
‚ Assistenten, gelegentlich auch wohl drei, die aber dann nicht immer mit 
voller Arbeitszeit tätig sein konnten. Es waren nacheinander Adam 
Rott (1901—1904), Gustav Wahl (1901—1912), Leopold Perels 
(1903—1914), Eberhard v. Künßberg (seit 1905), Ferdinand Bilger 
(1907—1913), August Elsässer (1911—1913), Georg Eschenhagen 
(1911—1921 mit Kriegsunterbrechung). 

Schröder hatte schon im Jahre 1895 ein Verzeichnis der Rechts- 
wörter auf Grund der wichtigsten Wörterbücher anzulegen begonnen, 
welches die erste Grundlage für die Sammlung des Materials wurde. Seit 
1896 haben die Mitglieder der Kommission und zahlreiche freiwillige 
Helfer die Quellen teils systematisch, teils, soweit Nebenquellen in Frage 
kamen, nach Auswahl ausgezogen und verzettelt. Die erste Anleitung zum 
Exzerpieren von 1897 hatte v. Amira verfaßt. Eine neue Anleitung er- 
ging 1903, auf Grund der inzwischen gemachten Erfahrungen. Im Laufe 
der Zeit haben sich gegen 200 Helfer beteiligt, die Hälfte durch regel- 
mäßiges Exzerpieren, die Hälfte durch gelegentliche Mitteilungen. Opfer- 
mut und Liebe zur Sache haben sich bei Juristen, Philologen und Histo- 
rikern vortrefflich bewährt. Nur teilweise wurde für die Verzettelungs- 
arbeit ein bescheidenes Honorar gegeben. Die Zettel schwollen sehr schnell 
an, so daß sich Schröder unter den anflutenden Zetteln bald wie der 
Zauberlehrling vorkam, nach fünf Jahren (1901) waren es rund 76000 — 
1903: 171000 — 1904 fast 300000 — 1908, nach 12 Jahren, 600000 — 
1912: 800000 — 1914: 1000000. Seither, also in den folgenden 12 Jahren, 
in denen nur noch Nachträge gemacht wurden, ist der Bestand auf 
1100000 gewachsen, mit 100000 Stichworten in 800 Zettelkasten. Dieses 
kostbare Material wurde lange in der Heidelberger Universitätsbibliothek 
aufbewahrt. Im Inflationsjahre 1923 mußte die Bibliothek kündigen, so 
daß die dankbar empfundene Gastfreundschaft aufhörte; die Heidelberger 
Juristenfakultät aber, die sich, wie schon früher der Heidelberger Univer- 
sitätssenat, in gütiger Weise tatkräftig des Wörterbuchs annimmt, stellte 
ihr in ihrem Seminargebäude zwei geeignete Räume zur Verfügung, in 
denen das Archiv jetzt bequem untergebracht ist, zumal die im Hause 
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liegende, an Rechtsquellen reiche Seminarbibliothek die wissenschaftliche 
Arbeit sehr erleichtert. Das Zusammenbringen des riesigen Materials 
wurde außer durch Richard Schröder und seine Assistenten, die nicht 
nur mitexzerpierten, sondern auch das gesamte Material zu sichten und 
mit neuhochdeutschen Stichworten zu versehen hatten, durch besondere 
Organisationen für einzelne Gebiete sehr gefördert. An ihrer Spitze ist 
die „Schweizerische Kommission zur Förderung des deutschen Rechts- 
wörterbuches‘‘ zu nennen, die sich im Frühjahr 1900 unter dem Vorsitz 
Eugen Hubers bildete und die, unterstützt besonders auch durch die 
Arbeiten aus Gmürs Seminar, die reichen Schweizer Quellen vollständig 
aufgearbeitet hat; in Brüssel hat der Rechtshistoriker Des Marez mit 
seinen Mitarbeitern die flandrischen Quellen verzettelt; in Holland 
nahmen sich Fokema Andreae und Verdam und dann besonders der 
niederländische Reichsarchivar Albert Telting (f 1907) der dortigen 
Quellen an, und zwar besonders der seit dem 16.Jahrhundert entstandenen, 
da die älteren in dem großen Middelnederlandsch Wordenboek von Ver- 
wijs en Verdam (seit 1882) verarbeitet sind; von München her lieferte 
dauernd v. Amira mit seinen Freunden und den Mitgliedern seines Semi- 
nars wertvolle Beiträge; im März 1903 bildete sich ferner das große 
„österreichische Komitee zur Förderung des deutschen Rechtswörter- 
buchs‘“‘, das unter der verdienstvollen Leitung Ernst v. Schwinds die 
umfangreichen österreichischen Rechtsquellen ausgezogen hat, und in 
dem Inama-Sternegg, Motloch, G. Winter, S. Adler, Alfons 
Dopsch, O. v. Zallinger u. a. Mitglieder waren; schließlich hat Felix 
Liebermann bei seinen angelsächsischen Arbeiten auch dem Rechts- 
wörterbuch zur Verfügung gestanden; er lieferte schon 1903 aus dem 
ersten Bande seiner Gesetze der Angelsachsen 3000 Exzerptenzettel und 
hat im Wörterbuch und Glossar seines großen Werkes die angelsächsischen 
Gesetze und Rechtsbücher erschöpfend behandelt; auch einzelne Archive 
haben sich als solche beteiligt, gleich zu Anfang das Breslauer Stadt- 
archiv. Man hatte zuerst die west- und süddeutschen Quellen bevorzugt; 
seit 1904 faßte man die niederdeutschen und niederländischen Quellen- 
werke ins Auge. In der Hauptsache wurden gedruckte Quellen benutzt, 
doch sind gelegentlich auch ungedruckte herangezogen. Die Quellen seit 
dem 16. Jahrhundert sind stark in Auswahl behandelt, doch haben für 
die späteren Quellen das Grimmsche sowie das Schwäbische und Schwei- 
zer Wörterbuch reiches Material beigesteuert. Im Jahre 1912 wurde ein 
alphabetisches Verzeichnis der bis dahin bearbeiteten wichtigsten Quellen 
und ihrer Abkürzungen herausgegeben, das rund 4000 Quellen aufzählt, 
und das inzwischen noch erheblicher Vermehrung fähig geworden ist. 
Im Jahre 1904 begann man an den zweiten Teil der Arbeit, die Her- 
stellung der Wortartikel, heranzugehen. Schröder hatte schon 1902 
in der Festschrift zum 26. (Berliner) Juristentag mit einem Bericht über 
das Wörterbuch einen Artikel ‚„‚Weichbild‘ veröffentlicht. Jetzt arbeite- 
ten auch die anderen Mitglieder der Kommission Probeartikel aus: 
Brunner „Walraub“, Frensdorff „Makler“, Gierke „Pflege“, Huber 
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„Ehegaumer“, Roethe „wize“, Schröder „Weichbild“, die im Bericht 
für 1905 zugleich mit sorgfältig erwogenen Grundsätzen für Ausarbeitung 
von Wortartikeln veröffentlicht wurden. Es sollten in jedem Artikel die 
Wortformen mit Sprachgebiet, die Herkunft, die Wortbedeutung, Ge- 
brauch des Rechtswortes im einzelnen mit genetischer Entwicklung, die 
Zusammensetzungen und die Literatur angegeben werden. Das Stich- 
wort ist neuhochdeutsch, doch sind zahlreiche Verweisungsartikel vor- 
gesehen. Der Charakter des Realwörterbuchs ist streng zu vermeiden, 
das Sprachliche ist allein entscheidend. Reichliche Quellenzitate waren 
vorgesehen. 1907 begann man die eigentliche Artikelarbeit, und zwar für 
A bis Am unter Anlegung einer Stammliste; 1908 wurde Schröder als 
Festschrift zu seinem 70. Geburtstag ein Heft „Beiträge zum Wörterbuch 
der deutschen Rechtssprache‘“ überreicht mit 54 Artikeln von 21 Mit- 
arbeitern, und es erging im gleichen Jahr ein Aufruf zur Beteiligung an 
der Artikelarbeit. Indessen hatte dieser Aufruf nicht den gleichen Erfolg 
wie früher die Aufrufe zur Beteiligung am Exzerpieren; auf 300 ver- 
sendete Exemplare gingen nur 3 Antworten ein. Die Artikelarbeit durch 
Auswärtige hat sich auch allmählich als unzweckmäßig erwiesen. Die Be- 
arbeitung der Artikel muß in der Hauptsache beim Archiv des Rechts- 
wörterbuchs durch den Leiter und seine Assistenten erfolgen. Durch die 
Versendung an zahlreiche verschiedene Mitarbeiter ist das kostbare 
Zettelmaterial gefährdet, die Bearbeiter neigen isoliert zu realenzyklo- 
pädischer Behandlung, die Beiträge müssen im Archiv noch einmal 
überarbeitet werden, das Herausnehmen und Wiedereinschalten der 
Zettel sowie die Versendung kostet Zeit und Geld, vor allen Dingen fehlt 
der Bearbeitung durch viele verschiedene Mitwirkende die nötige Einheit- 
lichkeit; so entstanden denn die meisten Artikel in Heidelberg. Das 
Archiv hat jetzt mit der Versendung fast ganz gebrochen, nur ausnahms- 
weise kommt sie z. B. an einen besonderen Spezialisten in Frage. Im 
Jahre 1911 waren 416 Wortartikel für das erste Heft des Wörterbuchs 
fertig, man schloß mit der für große wissenschaftliche Unternehmungen 
immer bereitwilligen Verlagsbuchhandlung Hermann Böhlaus Nachfolger 
in Weimar einen Verlagsvertrag, 1915 konnte die erste Lieferung von 
10 Bogen (von a bis ablegen) erscheinen. 

Inzwischen war der Krieg ausgebrochen. Gegenüber dem glänzenden 
Aufschwung der ersten 18 Jahre waren die auf den Kriegsausbruch fol- 
genden 12 Jahre auch für das Rechtswörterbuch trübe Zeiten. 1915 starb 
Brunner, nachdem er noch das Erscheinen der ersten Lieferung erlebt 
hatte, Anfang 1917 starb Schröder, 1921 ging Gierke heim, und 1923 
folgte ihm Eugen Huber. Die Arbeiten des Archivs schienen zu stocken, 
die jüngeren Herren waren eingezogen, auf allen lastete Krieg und Not. 
Obwohl die Sammeltätigkeit in der Hauptsache als vor dem Kriege ab- 
geschlossen gelten konnte und man daher das Hauptaugenmerk auf die 
Artikelherstellung richtete, ist eine zweite Lieferung bisher nicht ver- 
öffentlicht worden. Aber die Arbeit riß doch auch in der schwersten Zeit 
nicht ab. Die Kommission ergänzte sich allmählich, 1917 trat der um das 


580 Germanistische Chronik. 


Wörterbuch sehr verdiente Claudius Frhr. v. Schwerin in die Kom- 
mission ein, 1919 Stutz und Heymann, 1922 Rudolf His, so daß die 
Kommission jetzt besteht aus: Frensdorff, Heymann, His,v. Künß- 
berg, Roethe, v. Schwerin, v. Schwind und Stutz. Den Vorsitz 
übernahm nach dem Tode Schröders noch im August 1917 auf der 
seither letzten Heidelberger Versammlung Hr. Roethe mit kräftiger 
Hand. 1922 gab er auf der Berliner Apriltagung den Vorsitz aber an mich 
ab. In Heidelberg, seit Kriegsbeginn, hatte v. Künßberg zuerst neben 
Schröder, dann allein. trotz militärischer Einziehung, die Arbeit auf- 
rechterhalten. Er reiste während des Krieges aus seinem nahen Garnison- 
ort immer wieder nach Heidelberg. So setzte er die Verzettelungen selbst 
und durch auswärtige Helfer fort, ordnete die Ergänzungen, schrieb 
Artikel, gab die immer mehr zunehmenden Auskünfte an auswärtige Ge- 
lehrte und war erst seit 1919 wieder unterstützt durch den aus dem Felde 
zurückgekehrten Dr. Eschenhagen, der bis 1921 im Archiv verblieb. 
Seit 1921 half ihm 31/, Jahre lang Frl. Dr. Dörschel, seit 1922 Dr. 
Mackensen (bis 1. Januar 1926). Aber schon 1920 mußte die gar nicht 
zu entbehrende Schreibhilfe entlassen werden, im April 1924 wurde 
Frl. Dr. Dörschel abgebaut. Neben den einen Assistenten konnte seit- 
dem nur eine remunerierte Hilfskraft, zeitweise sogar nur stundenweise 
Studentenhilfe treten, wie es denn v. Künßberg verstanden hat, dauernd 
Studenten und Studentinnen für die Sache zu begeistern, so daß auch der 
Umzug von der Bibliothek in das Seminargebäude lediglich durch Stu- 
denten ausgeführt wurde. Trotz aller Schwierigkeiten war es immerhin 
gelungen, 314 Artikel für das 2. Heft zu setzen und weitere vorzubereiten. 
In der letzten Zeit wurden besonders umfangreiche Ordnungsarbeiten 
im Archiv durchgeführt, insbesondere eine große Zahl früher nicht unter- 
gebrachter Zettel erledigt und die Buchstaben f und v getrennt. 1925 
sind noch 20000 Zettel zugewachsen. 

Im Jahre 1911 hatte man bei Vertragsschluß mit Böhlau für das 
Wörterbuch einen Umfang von 8 Bänden zu 1000 Seiten in Aussicht ge- 
nommen. Es war klar, daß in diesem Umfange der Plan unter den ver- 
änderten Verhältnissen nicht verwirklicht werden konnte. Zudem hatte 
sich auch die Anlage der Artikel in der ersten Lieferung als zu breit er- 
wiesen. Schon 1917 beschloß man Kürzung in der Form der Arbeit. Neben 
dem Mangel an wissenschaftlichen Mitarbeitern drängten die Druck- 
schwierigkeiten dazu. Als die Inflation fortschritt, wurde 1922 auf der 
Berliner Sitzung beschlossen, zunächst nur ein kurzes Notwörterbuch 
herauszubringen, ohne den Plan des großen Wörterbuchs aufzugeben. 
Man verkannte dabei nicht die schweren Gefahren für das Gesamtwerk. 
Aber wir hofften auf die Fertigstellung des Notwörterbuchs in 3—4 Jahren 
und auf das dadurch zu gewinnende Interesse der beteiligten Kreise am 
großen Wörterbuch. Es sollte ein druckfähiges und kaufbares Verzeichnis 
aller Stichworte gebracht werden, verbunden mit einer etwas eingehen- 
deren Darstellung besonders wichtiger und schwieriger Rechtsausdrücke, 
unter Rücksichtnahme auch auf sprachlich ungeschulte Juristen. Sofort 
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begann die Arbeit an diesem Notwörterbuch, und Ende des Berichtsjahres 
1923 war der Buchstabe a mit 60 Kasten aufgearbeitet. Das war dadurch 
ermöglicht worden, daß der Preußische Herr Minister für Wissenschaft, 
Kunst und Volksbildung die Remuneration für v. Künßberg und für 
einen wissenschaftlichen Assistenten übernommen hatte, während für die 
Vorbereitung der Veröffentlichung die Notgemeinschaft der Deutschen 
Wissenschaft, deren Präsident Hr. Schmidt - Ott dem Rechts- 
wörterbuch stets wärmstes Interesse entgegengebracht hat, mit 
ihren Mitteln einsprang. Auch die Hilfe der Heidelberger Fakultät blieb 
uns treu, und wir dürfen ihnen allen auch an dieser Stelle herzlichst 
danken. 

Die Idee des Notwörterbuchs hat sich indessen nicht besonders 
bewährt. Die Fertigstellung würde sich, wie die bisherigen Ergebnisse 
zeigen, viel länger hinziehen, als wir angenommen hatten. Es ist bisher 
31/, Jahre daran gearbeitet worden, und es konnte dabei eine ganze Reihe 
von Vorarbeiten, die für das große Wörterbuch gemacht worden sind, 
verwendet werden, so daß die Gesamtarbeitszeit auf 41/, Jahre zu ver- 
anschlagen ist. Dabei ist bisher nur etwa ein Achtel der Zettelkasten er- 
ledigt. Die Fertigstellung dee Notwörterbuchs würde danach — bei sehr 
günstiger Rechnung — durch den Leiter und einen Assistenten im ganzen 
mindestens 20 Jahre dauern, mit zwei Assistenten 14 Jahre, bei Ver- 
wendung von 11/, Assistenten etwa 17 Jahre, so daß es letzterenfalls erst 
in etwa 13 Jahren fertig sein könnte. Dabei würde, namentlich in An- 
betracht dieser langen Arbeitszeit, ein unzulängliches Ergebnis hervor- 
treten. Die Herstellung der Artikel, wenigstens der größeren, hat fast 
dieselbe Mühe gekostet wie die Herstellung der Artikel des großen Wörter- 
buchs, weil es für nötig gehalten wurde, das Zettelmaterial in der gleichen 
Weise wie für dieses zu gruppieren und zu sichten. Dabei entbehren die 
Artikel, infolge des Wegbleibens der Quellenbelege, der nötigen Anschau- 
lichkeit und Nachprüfbarkeit für den Benutzer. Hätte man sich auf ein 
Stichwortregister mit Angabe der wichtigsten Wortformen und Bedeu- 
tungen beschränkt, so wäre dies als provisorische, in kurzer Zeit ent- 
standene Arbeit brauchbar gewesen. Für ein Werk, dessen Herstellung 
noch weitere 13 Jahre dauert, ist das Ergebnis viel zu dürftig, um so mebr, 
wenn dann erst die Arbeit am großen Wörterbuch beginnen soll. Es wird 
daher, nachdem die schwersten Druckschwierigkeiten gewichen sind, er- 
wogen, unter endgültiger Aufgabe des großen Wörterbuchs in der ur- 
sprünglichen Fassung, aber auch unter Aufgabe der bisherigen in der 
größten Not beschlossenen Form des Notwörterbuchs eine Mittelform zu 
wählen, bei welcher die wichtigsten Belegstellen unter sorgfältiger Grup- 
pierung der Wortbedeutungen aufgenommen werden. Es handelt sich 
also um eine etwas vereinfachte Form des großen Wörterbuchs, für welche 
die bereits erschienene erste und die zum Teil gesetzte zweite Lieferung 
des Wörterbuchs verwendet werden kann; auch die bisher, sei es für das 
Notwörterbuch, sei es für das große Wörterbuch ausgearbeiteten Artikel 
können durch Erweiterungen und Streichungen verwendbar gemacht 
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werden. Ein solches Wörterbuch würde sich in 4 Bänden zu 600 Seiten 
Quart — also ungefähr in dem von Brunner anfänglich geplanten 
Umfange — herstellen lassen, und zwar würde es mit 11/, Assistenten 
neben dem Leiter bis zum Jahre 1946 fertiggestellt sein können, also in 
20 Jahren von jetzt an gerechnet; der erste Band könnte 1928 fertig sein. 
Die Gesamtherstellungsdauer des Werks würde dann seit 1896 50 Jahre 
sein; dies entspricht der Herstellungszeit bei anderen großen Wörter- 
büchern, so dauert das schweizerische Idiotikon schon etwa 69 Jahre 
(30 Vorbereitung + 39), das schwäbische Wörterbuch 66 Jahre (50 + 16), 
das niederländische von Verwijs-Verdam erscheint seit 1885, also seit 
etwa 40 Jahren, wozu auch dort die Vorbereitungszeit kommt. 

Indessen wäre es trotzdem sehr erwünscht, wenn die Herstellung 
erheblich schneller stattfinden könnte. Ebenso wie jede Oberflächlichkeit, 
ist auch ein pedantischer Alexandrinismus bei solchen Unternehmungen 
verwerflich. Das Wörterbuch ist jetzt in der vorgeschlagenen Mittelform 
auf ein vernünftiges Maß begrenzt. In dieser Form aber ist es dringend 
nötig für die wissenschaftliche Arbeit der Philologen, Wirtschaftsge- 
schichtler und der — heute besonders dünn gesäten und darum besonders 
bei ihrer Arbeit durch ein solches Hilfsmittel zu entlastenden — Rechts- 
historiker, nicht zum wenigsten auch für den Gebrauch der Archive; 
durch die Fertigstellung würden der Leiter und seine Hilfskräfte für andere 
Arbeiten des Archivs frei, also insbesondere für Auskünfte aus den nicht 
im Wörterbuch angeführten Belegen, für die Verwertung des Archivs zu 
dialektgeographischen Arbeiten, für die Verwendung des Archivs zu 
rechtsgeschichtlicher Realforschung und anderem. Wenn statt 2 Hilfs- 
kräften 4 Assistenten eingestellt werden könnten, so wäre voraussichtlich 
die Herstellung des Werks in 10 Jahren von jetzt an möglich. Die mehr auf- 
zuwendenden Mittel würden im Jahre einige tausend Mark betragen. 
Eine solche Gestaltung wäre auch dem verdienten jetzigen Leiter des 
Archivs, Herrn v. Künßberg, zu wünschen, der sein Leben an die Auf- 
yabe des Rechtswörterbuchs gesetzt hat. 

Wir baben heute Veranlassung, gerade solche Werke besonders 
energisch zu fördern, welche rein deutsche Angelegenheiten sind. Auf dem 
Gebiet der Rechtsgeschichte sind das besonders die schon lange von dem 
hochbetagt verstorbenen v. Rockinger vorbereitete, jetzt in Voltelinis 
Hand liegende Ausgabe des Schwabenspiegels und die jüngst von den 
Monumenta Germaniae Historica auf meine Bitte in Angriff genommene 
Ausgabe des Sachsenspiegels, die Guido Kisch übernommen hat. Dann 
aber vor allem unser Wörterbuch der deutschen Rechtssprache. Es steht 
von Anfang an neben dem Vocabularium Jurisprudentiae Romanae, das 
sich ebenfalls in der Obhut der Akademie befindet, aber dem fremden 
Weltrecht dient. Wir dürfen, gerade weil wir beide Unternehmungen be- 
treuen, den rein deutschen Charakter des Rechtswörterbuchs um so liebe- 
voller betonen. Es ist kein Unternehmen, das sich nur auf das Deutsche 
Reich beschränkt: die Schweiz, die Niederlande, Österreich und Deutsch- 
Böhmen, von den vielen anderen Auslandsdeutschen nicht zu reden, sind 
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daran beteiligt. Womit könnten wir den deutschen Gedanken besser 
stärken und pflegen als durch dieses Werk, das aufs tiefste an die Seele 
des deutschen Lebens rührt ? Wir dürfen hoffen, daß unsere treuen Helfer, 
welche bisher die Arbeit ermöglicht haben, uns nicht im Stiche lassen und 
uns zum Abschluß, und zwar zum möglichst schnellen Abschluß des 
Werkes Mittel und Kraft gewähren. 


Bericht der akademischen Kommission 
für das Wörterbuch der deutschen Rechtssprache 
für das Jahr 1925 


von Hrn. Heymann. 


Eine Gesamtsitzung der Kommission hat auch in diesem Jahre 
nicht stattgefunden. Doch konnte ich gelegentlich einer Reise nach Süd- 
deutschland im Herbst des Jahres das Wörterbucharchiv in Heidelberg 
besuchen und eine Reihe wichtiger Fragen mit Herrn v. Künßberg 
besprechen. Hieraus erwuchs ein zunächst von der Berliner Lokalkom- 
mission gebilligter, der Gesamtkommission schriftlich zur Abstimmung 
vorgelegter Antrag, das Notwörterbuch aufzugeben und an dessen Stelle 
ein durch Einschränkung der Quellenbelege begrenztes Wörterbuch 
unter Aufgabe des umfassenden ursprünglich geplanten treten zu lassen. 
Es kann hierfür auf meinen Bericht in der Friedrichssitzung der Akademie 
vom 28. Januar 1926 verwiesen werden. Herr v. Künßberg hat ein ge- 
eignetes Muster für das jetzt geplante Wörterbuch ausgearbeitet, es kann 
alles bisher für das Notwörterbuch Geleistete dafür verwendet werden. 
Die geplante Neugestaltung ist durch den Fortfall der schlimmsten Druck- 
schwierigkeiten und durch die sonstige Hilfe der Notgemeinschaft deut- 
scher Wissenschaft möglich geworden. Wir danken dafür auch an dieser 
Stelle herzlichst, ebenso wie dem Preußischen Ministerium für Wissen- 
schaft, Kunst und Volksbildung für die Personalaufwendungen und der 
Heidelberger Juristenfakultät für ihre Gastfreundschaft und Unter- 
stützung des Leiters. Herr Dr. Mackensen verläßt uns wegen seiner 
Habilitation in Greifswald, wir bleiben ihm für seine lange, eifrige und 
wertvolle Hilfe aufrichtig dankbar. 


Für die Einzelheiten wird auf den nachfolgenden Bericht des Herrn 
v. Künßberg verwiesen. 


Bericht des Herrn Eberhard Frhrn. v. Künßberg. 
Die Hauptarbeit war dem Abfassen von Wortartikeln gewidmet. 
Wir haben über die Hälfte des Buchstabens B sowie den Buchstaben C 
erledigt und damit etwa ein Achtel des ganzen Materials durchgearbeitet. 
Unter den Ordnungsarbeiten dieses Jahres war wichtig die Durch- 
sicht und Umlegung des ganzen Archivs im Hinblick auf F und V. Die 
Stichwörter sollen im Druck in neuhochdeutscher Form und Reihenfolge 
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gebracht werden. Darum war die bisherige Gleichsetzung der beiden 
Buchstaben jetzt bei der Ausarbeitung häufig hinderlich. 


An Vermehrung des Zettelschatzes konnten wir nur nebenbei 
denken; trotzdem haben wir etwa 20000 neue Zettel eingelegt, wodurch 
über 1000 neue Stichwörter hinzutraten. Wir berücksichtigten natürlich 
fast nur mehr bisher ungebuchte Wörter und bemerkenswerte Belege. 
Insbesondere verdanken wir den neu erschienenen Lieferungen anderer 
Wörterbücher wertvolle Bereicherungen unserer Sammlung. 


Ständiger Mitarbeiter war wie im Vorjahr Herr Dr. Lutz Macken- 
sen. Da sein Lebensweg ihn aus Heidelberg wegführt, so tritt mit Neujahr 
1926 Herr Dr. Hans Teske an seine Stelle, der unserem Wörterbuch 
schon seit einer Reihe von Jahren Hilfsarbeit geleistet hat. 


Soweit uns Mittel zur Verfügung standen, haben wir überdies 
studentische Hilfskräfte herangezogen, die im rechtssprachlichen Seminar 
in unsere Probleme eingeführt worden waren. 


Die Fühlungnahme mit wissenschaftlichen Fachgenossen hat zu- 
genommen; es werden sowohl an unser Archiv mehr Anfragen gerichtet, 
als auch wir nehmen öfters Gelegenheit, uns außerhalb Rat zu holen. 
Besonders erfreulich ist die kollegiale Nachbarhilfe mit anderen Wörter- 
buchunternehmungen. 

Die juristische Fakultät Heidelberg ist nach wie vor unser gastlicher 
Hausherr. 

Unser Dank für Zusendung von Büchern, für Einzelbeiträge und Aus- 
künfte hat sich heuer zu richten an: das Badische Generallandesarchirv, 
Karlsruhe; Geh. Kirchenrat Prof. D. Beer, Heidelberg; Prof. Dr. Do- 
chow, Heidelberg; Frl. Dr. Edith Dörschel, Leipzig; Studienassessor 
Dr. R. Falk, Plauen i. V.; Prof. Dr. H. Fehr, Bern; Prof. Dr. OÖ. von 
Greyerz, Bern; Archivrat Dr. E. Frhr. von Guttenberg, München; 
Dr. Paul Jenny, Zürich; Studienrat Dr. Dr. Dr. Lappe, Lünen i. W.; 
Bergreferendar Loch, Heidelberg: Magistrat der Stadt Werne a. d. Lippe; 
Dr.R. Münch, Goldiwil (Bern); Dr. Nießen, Bonn; cand. med. W.Pan- 
zer, Heidelberg; Prof. Dr. Leopold Perels, Heidelberg; Prof. Dr. 
Pfleiderer, Stuttgart; Prof. Dr. Punschart, Graz; Prof. Dr. Reichel, 
Hamburg; Oberst a. D. Schmidt, Heidelberg; Schweizerischer Juristen- 
verein, Aarau; Geh. Rat Prof. Dr. Siebs, Breslau; stud. jur. Fritz 
Teske, Hamburg; Dr. Wagner, Ebnet (Schweiz); Privatdozent Dr. H. 
Weigel, Erlangen; Prof. Dr. Werunsky, Prag; Prof. Dr. F. Wrede, 
Marburg a.L.; Hofrat Prof. Dr. A.R. von Wretschko, Innsbruck; 
Württembergische Archivdirektion, Stuttgart. 


Verzeichnis der im Jahre 1925 durchgesehenen Quellen: 

Altpreußische Forschungen 1925: v. Künßberg. 

v. Amira, Die Dresdener Bilderhandschrift des Sachsenspiegels II. Er 
läuterungen I. 1925: v. Künßberg. 

Anzeiger der Akademie der Wissenschaften in Wien, phil.-hist. Kl. 1924 
v. Künßberg. 
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Archiv für Österreichische Geschichte 110: v. Künßberg. 
Archivum Romanicum I (1917): v. Künßberg. 
Badisches Wörterbuch Il: Dr. Mackensen. 

A. Becker, Pfälzer Volkskunde, 1925: Dr. Mackensen. 


H. Beckmann, Strafrecht der Eschweger Statuten. Diss. Marburg 1924: 
v. Künßberg. 


E. Bischoff, Wörterbuch der wichtigsten Geheim- und Berufssprachen, 
1916: Dr. Mackensen. 


K. Brenner, Ostdeutsche Volkskunde, 1925: Dr. Mackensen. 
Deutsches Wörterbuch (fortlaufend): Dr. Mackensen u. Dr. H. Teske. 


J. H. Diethelm, Denkwürdiger und nützlicher Antiquarius des EIb- 
stromes, 1741: Dr. Mackensen. 


Engelke, Die Grafschaft Peine (Sonderdr. 1925): v. Künßberg. 


Follmann, Wörterbuch der deutsch-lothringischen Mundarten, 1909: 
v. Künßberg. 


Friedli, Bärndütsch VI (1925): Dr. Mackensen. 


Gundlach, Das älteste Urteilbuch des holsteinischen Vierstädtegerichts, 
1925: v. Künßberg. 


Hach, Lübecker Glockenkunde, 1913: Dr. Mackensen. 


Hamburgische Chroniken in niedersächsischer Sprache, herausgegeben 
von Lappenberg, 1861: Dr. Mackensen. 


Hauptmann, Die Bonner Rheinfähre, o. J.: v. Künßberg. 


Heckel, Die evangelischen Dom- und Kollegiatstifter Preußens, 1924: 
v. Künßberg. 


C. F. Hommel, Deutscher Flavius, 4. Ausgabe, 1800: v. Künßberg. 


Urkunden zur Geschichte d. ehem. Hauptamtes Insterburg, bearbeitet 
von H. Kiewning u. M. Lukat, herausgegeben von P. Horn, 1895ff.: 
Dr. Mackensen. 


Jahrbuch des Alstervereins, 1906—1910. 1919: Dr. Mackensen. 


J. u. F. Kehrein, Wörterbuch der Weidmannsprache, 1871: 
Dr. Mackensen. 


J. Klapper, Schlesische Volkskunde, 1925: v. Künßberg. 

J. Lappe, Schnadzug (Sonderdr. 1925): v. Künßberg. 

A. Lasch, Aus alten niederdeutschen Stadtbüchern, 1925: Dr. H. Teske. 
M. Lenschau, Grimmelshausens Sprichwörter, 1924: v. Künßberg. 
O. Maußer, Deutsche Soldatensprache, 1917: Dr. Mackensen. 

M. Mayr, Das Wienerische, 1824: v. Künßberg. 


R. Münch, Das persönliche Eherecht nach den Rechtsquellen der alten 
Landschaft Bern, 1926: v. Künßberg. 


J. Niessen, Landesherr und bürgerliche Selbstverwaltung in Bonn 1244 
bis 1794 (Rheinisches Archiv 5), 1924: v. Künßberg. 


H. Ostwald, Rinnsteinsprache 1906: Dr. Mackensen. 
Festschrift zu Ehren E. v. Ottenthals, 1925: v. Künßberg. 
Rheinisches Wörterbuch (fortlaufend): Dr. Mackensen. 
Salzburger Waldordnungen 1524 —1755: Dr. H. Teske. 
Schlesische Monatshefte 2 (1925): v. Künßberg. 


Schleswig-Holsteinisches Wörterbuch, herausgegeben von Mensing 
(fortlaufend): Dr. Mackensen. 


Schwäbisches Wörterbuch (fortlaufend): v. Künßberg. 


Zeitschrift &är Rechtsgoschichte. XLVI. Germ. Abt. 38 
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Schweizerisches Idiotikon (fortlaufend): v. Künßberg. 

Sammlung schweizerischer Rechtsquellen. Stadtrecht von Murten, 
herausgegeben von Welti, 1925: v. Künßberg u. stud. jur. Fritz Teske. 
— Amt Arburg und Grafschaft Lenzburg, herausgegeben von Merz, 
1923: v. Künßberg u. cand. phil. Else Angstmann. 

Festschrift für Heinrich Singer, 1925: v. Künßberg. 

O. H. Stowasser, Das Land und der Herzog, 1925: v. Künßberg. 

Thüringisch-Sächsische Zeitschrift für Geschichte 12 (1922): 
Dr. H. Teske. 

E. Tille, Zur Sprache der Urkunden des Herzogtums Geldern, 1925: 
v. Künßberg. 

Verwijs en Verdam, Mittelnederlandsch Woerdenboek (fortlaufend): 
v. Künßberg. 

K. Weimann, Ministerialität im späteren Mittelalter, 1924: v. Künßberg. 

E. Weiß, Die Entdeckung des Volks der Zimmerleute, 1923: 
Dr. Mackensen. 

Zeitschrift für deutsches Altertum 62 (1925): v. Künßberg. 

Zeitschrift der Savignystiftung für Rechtsgeschichte 58 (1925): 
v. Künßberg. 

Zeitschrift des deutschen Sprachvereins 40 (1925): v. Künßberg. 


TE 


- 
E = ins nn nn 
— 
www EEE Tr ——. _ 


m—— irre — - 
_ mg 


3 


2.070588 47277 un nn a nn 


D.——— 


Verlag von Hermann Böhlaus Nachfolger G.m.b.FH., Weimar 


Zeitschrift der Savieny-Stiftung 
für Rechtsgeschichte 


(Neue Folge der Zeitschrift für Rechtsgeschichte.) gr. 8°. 


l. Band in 3 Heften. 1880. 24.30 A 
l. Heft. German. Abt. XX, 248 S. 13,40 # 
2. Heft. Roman. Abt. 1. Heft. XX, 928. 5,60.M 
3. Heft. Roman. Abt. 2. Heft. 106 S. 5,30 

II. Band in 3 Heften. 1881. 23.90 4 
1. Heft. Roman. Abt. 1. Heft. 144 S. 7,20 Ab 
2. Heft. German. Abt. IV, 236 S. 4,70 A 

3. Heft. Roman. Abt. 2. Heft. 94 S. Mit 

1 Tafel. 2,—M 

Il. Band in 3 Heften. 1882. 24.10 .% 
1. Heft. Roman. Abt. 1. Heft. IV, 1768. 9,— H 
2. Heft. Roman. Abt. 2. Heft. 648. 3,20% 
3. Heft. German. Abt. 2388. 11,90 

IV. Band in 3 Heften. 1883. 26.60 .% 
1. Heft. Roman. Abt. 1. Heft. 176 8. 8,80 M 
2. Heft. Roman. Abt. 2. Heft. 868. 4,30 # 
3. Heft. German. Abt. IV, 266 S. 13,50 M 

V,Band in 2 Heften. 1884. 26.90 .% 
1. Heft. Roman. Abt. IV, 288 S. 14,40 #K 
2. Heft. German. Abt. IV, 242. 12,50 # 

VI. Band in 2 Heften. 1885. 27.15.A 
1. Heft. Roman. Abt. IV, 300 S. 15,20 AM 
2. Heft. German. Abt. IV, 235 8. 11,95 4 

VII. Band in 4 Heften. 1886. 18837. 28.40 % 
1. Heft. Roman. Abt. 1. Heft. 1488. 7,40 .# 
2. Heft. German. Abt. 1. Heft. 136 S. 6,80 AM 
3. Heft. Roman. Abt. 2. Heft. IV, 172S. 8,80 # 
4. Heft. German. Abt. 2. Heft. IV, 1048. 5,40 .# 

VIII. Band in 2 Heften. 1887. 2725A 
l. Heft. Roman. Abt. IV, 307 8. 15,55 .K, 
2. Heft. German. Abt. XXXTI, 203 8. 11,70 #& 

IX. Band in 3 Heften. 1888. 34.380.% 
l. Heft. German. Abt. IV, 252 S. 12,80 A 
2. Heft. Roman. Abt. 1. Heft. 1948. 9,70. 
3. Heft. Roman. Abt. 2. Heft. IV, 242S. 12,30 .#% 
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X. Band in 3 Heften. 1889. 33.55 .4 
1. Heft. German. Abt. IV, 258 S. 13,10 4 
32. Heft. Roman. Abt. 1. Heft. 176 8. 8,80. 
3. Heft. Roman. Abt. 2. Heft. IV, 229S. 11,65.4 
XI. Band in 2 Heften. 1890. 30.25.4 
1. Heft. German. Abt. IV, 261 S. 13,25 # 
2. Heft. Roman. Abt. IV, 336 S. 1, — .# 
XII. Band in 8 Heften. 1891. 29.15 A 
1. Heft. Roman. Abt. 1. Heft. Mit 2 Abbild. 
IV, 180 8. 9,20% 
2. Heft. German. Abt. Mit Register über den 
germanistischen Inhalt der Z£itschrift 
für Rechtsgeschichte. Bd. 1-XXV. 
IV, 148S. u. VII, 133 S. 14,60 JH 
3. Heft. Roman. Abt. 2. Heft. Mit Register 
über den romanistischen Inhalt der 
Zeitschrift für Rechtsgeschichte N.F. 
Bqd.I bis XII. 1078. 5,35 U, 
XIl. Band in 2 Heften. 1892. 33.55 A 
1. Heft. German. Abt. IV, 259. 13,15 .& 
2. Heft. Roman. Abt. IV, 404 S. 20,40 K 
XIV. Band in 2 Heften. 1893. 32.00.4 
}. Heft. German. Abt. IV, 168 S. und IV, 
258 S. 21,70 .K 
2. Heft. Roman. Abt. IV, 292 S. 10,30 .%£ 
XV, Band in 2 Heften. 1894. 30.60 .4 
l. Heft... Roman. Abt. IV, 4088. 20,60.4 
2. Heft. German. Abt. IV, 196 S. 10,— # 
XVI. Band in 2 Heften. 1895. 33.40 A 
1. Heft. German. Abt. IV, 300 8. 15,20 #4 
3. Heft. Roman. Abt. WV, 360 S. 18,20 # 
XVII. Band in 2 Heften. 1896. 28.70. 
1. Heft. German. Abt. IV, 199 S. 10,15. 
2. Heft. Roman. Abt. IV, 367 S. 18,55 .# 
XVII. Band. 1897. 27.05.A4 
German. Abt. IV, 218S. 11,10 ,%& 
Roman. Abt. Mit 1 Tafel in Lichtdruck. IV, 
307 8. 16,55 & 
XIX. Band. 1898. 31.25A 
German. Abt. IV, 2218. 11,25 4 
Roman. Abt. IV, 306 S. 20,— MH 
XX. Band. 1899. 32.80 .4 
German. Abt. XI, 353 8. 18,20 # 
Roman. Abt. IV, 288 8. 14,60 A 
XXI. Band. 1900. 41.45 4 
(erman. Abt. XX, 366 S. 19,30 .K 
toman. Abt. IV, 4398. 22,15.K 
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XXI. Band. 


Roman. Abt. 


XXI. Band. 1902. 
German. Abt. 


Roman. Abt. 


XXIV. Band. 1908. 
German. Abt. 


Roman. Abt. 
XXV. Band. 


Roman. Abt. 
XXVl. Band. 


Roman. Abt. 
XXVIl. Band. 


Roman. Abt. 
XXVII. Band. 


1901. 
German. Abt. 


1904. 
German. Abt. 


1905. 
German. Abt. 


1906. 


German. Abt. 


1907. 
German. Abt. 


XXI, 465 8. 
XXVI, 249 8. 


XXXIX, 369 S. 
IV, 528 8. 


XXVII, 467 8. 
VII, 480 8. 


IV, 433 S. 
IV, 4718. 


V, 432 S. 
1V, 564 S. 


VI, 486 S. 
IV, 420 8. 


XXIL, 637 8. 


Roman. Abt. IV, 4968. 


Roman. Abt. 
XXX, Band. 


Roman. Abt. 


XXXI. Band. 


German. Abt. 
Roman. Abt. 


XXX. Band, 


XXIX. Band. 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 
| (Grerman. Abt. 


Kanon. Abit. 1. 


Roman. Abt. 


| 
| XXXIII. Band. 
| German. Abt. 


1908. 
German. Abt. 


1909, 
German. Abt. 


1910. 


1911. 


1912. 


VI, 484.8. 
IV, 530.8. 


VI, 512'S. 


XXIV, 520 8. 


VII, 676 8. 


VI, 495 8. 


VIIL, 600 S. 
IX, 433 S. 
XXVI, 4883. 


XXXIl, 6758. 


Kanon. Abt. 2. VI, 496 8. 


Roman. Abt. 


German. Abt. 


V, 6478. 
XXXIV, Band. ' 1913. 


VIII, 744 S. 


' Kanon. Abt. 3. VI, 650 S. 


| Roman. Abt. 


VT, 466 S. 


38.10.4 

24,35 .K 

13,75 .& 
41. — A 

20,40 .# 

26,60 %& 
49.10. 

24,70 .K 

24,40 4 
45.60 .A4 

21,85 K 

23,75.K 
50.25 .4 

21,85 .% 

23,40 # 
45.80 .% 

4,60 .# 

21,0 .% 
57.95. 

32,95. 

25,— H 
51.20 .A4 

24,0. # 

26,70 4 
53.10 .4 

25,90 4% 

27,20.# 
59.20 .A4 

34,15 .% 

25,05 # 
78.20 .4 

30,40 .# 

22,10 .K 

25,70% 
92.80 .A4 

35,35 # 

25,10 .# 

32,35 .# 
9g4.— A 

37,60 ,% 

32,80 #4 

23,60 .K 
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. VI, 352 8. 
XXXVi. Band, 1915. 


German. Abt. LX, 656 S. u. 1 Tafel 
Kanon. Abt. 5. VI, 560 S. | 
Roman. Abt. XVI, 4568. u. 2 Tafeln 


Av, | XXXVII. Band. 1916. 


Wi; | XxXXVIN. Band. 1917. 


| German. Abt. LXXVIIL, 464 8. w.1 Tafel 27,1 
£ | Kanon. Abt. 7. XVIIT, 404 8. | 
I | Roman. Abt. IV, 332 8. 


| XXXIX. Band, 1918. 
| 
| 


German. Abt. XXIV, 384 8. 
Kanon. Abt. 8. VI 304 8, 
Roman. Abt. IV, 2488, 


XL. Band. 1919. 


| | German. Abt. VI, 4028. 
ar Kanon. Abt. 9. IV, 376 8. 
| Roman. Abt. IV, 3728. 


XLI. Band, 1920. 


German. Abt. VIII, 540 8. 
Kanon. Abt. 10. IV, 3428. 
Roman. Abt. XIV, 354 S. 


XLH. Band. 1921. 


German. Abt. VI, 606 8. 
Kanon. Abt. 11. IV, 5088. Br’: 
Roman. Abt. VIIL, 670 8. ?' 


nn u nn m 


ir \ 
XLIN. Band. 1922.  _ 
German. Abt. CXIV, 488 8. \ g" 30,10 

Kanon. Abt. 12, IV, 556 8. 2 


Roman. Abt. IV, 584S. u 1 Tafel 


XLIV, Band. 1924, 
German. Abt. X, 5028. 


Kanon. Abt. 13. XXIV, 6168. 
Roman. Abt. XL, 650 S. 833,10 
XLV. Band. 1925. a FR 
German. Abt. VII, 5708. 28, 
Kanon. Abt. 14. VL 6528. >" 


Roman. Abt. XX, 6168. u. 1 Tafel Kr 
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G6ERMANISTISCHE ABTEILUNG 


SECHSUNDVIERZIGSTER BAND Ä ; 
LIX. BAND DER ZEITSCHRIFT FÜR RECHTSGESCHICHTE _ | | ; 
| 


WEIMAR 


HERMANN BÖHLAUS NACHFOLGER 
HOF-BUCHDRUCKEREI UND VERLAGSBUCHHANDLUNG G.M.B.H. 


ö 1926. 


Die romanistische, germanistische und kanonistische Abteilung dieser Zeitschrift sind gotrennt 


von einander zu beziehen. R 
Digtizec ı, HOOgLE Pr 


Jeder Band dieser Zeitschrift zerfällt in drei selbständige und auch 
für sich käufliche Abteilungen, in eine romanistische, eine ermanistixt? 
und eine kanonistische. 


Zusendungen für ‚die romanistische Abteilung werden erbete 
zu Händen des geschäftsführenden Mitgliedes ihrer Redaktion, des Hem 
Professors Dr. Ernst Levy in Freiburg (Breisgau) (Sternwaldstr. &.: 


Zusendungen für die germanistische Abteilung werden erbetrz 
zu Händen des geschäftsführenden Mitgliedes ihrer Redaktion, dea Hırm 
Geheimen Justizrats Professor D. Dr. Ulrich Stutz in Berlin (WN, 
Budapesterstraße 13). 


Zusendungen für die kanonistische Abteilung werden, soweit » 
sich um Manuskripte von Abhandlungen und Miszellen handelt, erbeten so 
Händen des Herrn Geheimen Justigerats Professor D. Dr. Ulrich Studs 
in Berlin (W 50, Budapesterstraße 13); Rezensionsexemplare und Man- 
skripte von Besprechungen sind dagegen einzusenden an Herrn Profsssr 
Dr. Hans Erich Feine in Rostock i. M. (Orleansstraße 18). 


% L 0 
% 


Die Zeitschrift erscheint jeweilen im April. Wir bitten, Manuskripte 
vonAbhandlungen und Miszellen ja bis zum 1.November, solche 
von Besprechungen bis Weihnachten uns einzusenden. Für die Auf- 
nahme später eingehender Beiträge in den laufenden Jahrgang kanu eine 
Gewähr nicht übernommen werden. 


U. Stute. H.E. Feine. E. Ley. 


% [0 
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Da in letzter Zeit bei der Germanistischen und bei der Kane 
nistischen Abteilung der für vorher angemeldete Beiträge bewilligte 
Raum des Öfteren sehr erbeblich von den Herren Mitarbeitern überschritten 
worden ist, sieht sich die Schriftleitung, der genannten beiden Abteilungen 
veranlaßt, bekannt zu geben, daß sie Hinfort in solchem Falle, besonders 
aber, wenn der Umfang eines Beitrages 6 Bogen überschreitet, auch dam 
keinerlei Verpflichtung zur Aufnahme anzuerkennen in der Lage ist, wers 
sie zuvor grundsätzlich eine Arbeit anzunehmen sich bereit erklärt ba: 
Beschluß vom Juli 1915. 


H. Brunner. R. Schröder. U. Stutz. A. Werminghoff. 


% * 
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Um eine unnötige Verteuerung des Bandes zu vermeiden, sind wır 
zenötiet, bei Korrekturänderungen, die einen Zeitaufwand von mehr als 
2 Stunden für den Bogen erfordern, die überschreitende Zeit dem Ver 
fasser zu berechnen. 

Hermann Böhlaus Nachfolger 
Hof-Brechdruckerei und Verlagsbuchhandlung @.m.b A. 


Neuerscheinung unseres Verlages 


Die Summa legum brevis, levis et utilis des sogenannten 


Doctor Raymundus von Wiener-Neustadt. Im Auftrage und mit 
Unterstützung der Savigny-Stiltung sowie der Notgemeinschaft der deutschen 
Wissenschaft herausgegeben von Dr. jur. Alexander Gäl, a. o. Professor an 
der Universität Wien. 

Erster Halbband: Großoktav. VI u. 406 Seiten In Umschlag 2.4 15.— 
Zweiter Halbband: mit Register für beide Bände ctwa 400 Seiten. In Um- 
schlag ca. ZA 15.— 


Die Summa legum, ein populär geschriebenes Kompendium des Zivilrechtes, nebenbei auch der 
Staatslehre, des Strafrechtes und Strafverfahrens aus dem XIV. Jahrhundert, ist von J. A, Toma- 
schek (Wien 1883) erst eigentlich für die deutsche Rechtsgeschichte entdeckt worden. 


Der Deutschenspiegel, seine Entstehungsgeschichte und 


sein Verhältnis zum Schwabenspiegel von Dr. Karl August Eck- 
hardt, Privatdozent an der Universität Göttingen. Großoktav. VII und 
88 Seiten, brosch. Z.M 3.— 


Aus dem Inhalt: 1. bus : Das Problem. — Il. Kapitel: Die Entstehungsgeschichte des Deutschen- 
spiegels. — Ill, Kapitel: Das Verhältnis des Deutschenspiegels zum Schwabenspiegel. — Exkurs: 
Die Handschrift Nr. 972 der Univ.-Bibl. in Gießen. — Textabdruck, — Vergleichstafel. 


Das Mühlhäuser Reichsrechtsbuch aus dem Anfang des 
dreizehnten Jahrhunderts. Deutschlands ältestes Rechtsbuch 


nach den altmitteldeutschen Handschriften, herausgegeben und über- 
setzt von Dr. Herbert Meyer, Professor u. ordentl. Mitgl. der Gesellsch. der 
Wissenschaft in Göttingen. Großoktav. X und 1% Seiten, brosch. 2.4 5.— 


Aus dem Inhalt: 1. Beschreibung der Nordhäuser Handschrift (N) des Rechtsbuchs. — Il. Be- 
schreibung der Mühlhäuser Handschrift (M) des Rechtsbuches. — Ill. Bewertung und gegenseitiges 
Verhältnis der Handschriften N und M. — IV. Altere Ausgaben des Rechtsbuches — v Plan der 
vorliegenden Ausgabe. — VI. Charakter der Entstehungszeit der Quelle. — VII. Rechtlicher Ge- 
halt, Stfmineszugrehörigkeit und Geltung der Quelle. 


Huttens Vagantenzeit und Untergang. Der geschichtliche 
Ulrich von Hutten und seine Umwelt. Von Paul Kalkoff. XII und 
424 Seiten Großoktav, brosch. 7.4 12 —, Halbleder 7.4 20.— 


Aus dem Inhalt: Einleitung: Ulrich von Hutten und die Reformation. — 1. Kapitel: Die Ent- 
wicklung der Legende von Hutten und Sickingen. — I. Kapitel: Ulrich von Hutten und die 
Reichsabtei Fulda — Ill. Kapitel: Hutten als fahrender Schüler und Poet. — IV. Kapitel: Huttens 


Verhältnis zur kurmainzischen Regierung. — V. Kapitel: Huttens Vater und Abt Hartmann von 
Fulda als mainzische Agenten in Erfurt. — VI. Kapitel: Die Universität Mainz und der Huma- 
nismus zur Zeit Huttens. — VI. Kapitel: Die Mainzer Geistlichkeit und Huttens Satire. — 


VIN. Kapitel: Die reichspolitische Haltung Huttens und Sickingens. — IX, Kapitel: Huttens und 
Sickingens Verhalten gegenüber Luther und seinem Werke — X Kapitel: Huttens Untergang 
im Anhange Sickingens und dessen Verhältnis zur fränkischen Ritterschaft. — Übersicht der 
kleinen Exkurse in den Anmerkungen. — Nachträge. — Personenverzeichnis. 


Die Kaiserwahl Friedrichs IV. und Karls V. (am 27. und 


28. Juni 1519). Von Paul Kalkoff. X und 308 Seiten Großoktav, brosch. 
RA 12.—, Halbleder AA D.— 


Aus dem Inhalt: Einleitung: Die Behandlung der Frage durch Ranke, Roesler, Höfler, Baum- 
garten, Kluckhohn und Weicker. — 1. Kapitel: Die Stellung der europäischen Mächte zur Kaiser- 
wahl von 1519. — Il. Kapitel: Die innerpolitischen Voraussetzungen der Wahl Friedrichs des 
Weisen. — 1:l.Kapitel: Der spanisch -burgundische Wahlfeldzug und die habsburgische Legende. 
— IV. Kapitel: Die politische und militärische Vorbereitung des Staatsstreichs. — V. Kapitel: 
Die beiden Parteien im Anmarsch auf Frankfurt. — VI. Kapitel: Der Endkampf um die Wahl- 
freiheit der Kurfürsten. — VII. Kapitel: Konklave und Wahlverschreibung. — VII. Kapitel: Die 
beiden Wahltage. Schlußbetrachtung. — Übersicht der kleinen Exkurse in den Anmerkungen. — 
Personenverzeichnis. 


Hermann Böhlaus Nachfolger G.m.b. H. Weimar 


— 


Hermann Böhlaus Nachfolger G. m. b. H. Weimar 


Von der 
Zeitschrift der Savigny-Stiftung 
für Rechtsgeschichte 
Romanistische und Germanistische Abteilung 


werden die vergriffenen Bände nachge- 
druckt. Zunächst wird mit dem Nach- 
druck der von der Romanistischen Abteilung 
fehleıden Bände begonnen; sie werden im 
Mai 1996 lieferbar sein. Neu hinzutreten- 
den Abonnenten liefern wir die vervoll- 
ständigten Reihen mit 20%o Nachlaß: 


Roman. Abteilung Band I (1850) bis Band XLV (1925) 
$° etwa 1155 Bogen statt Mk. 930.10 Mk. 743.— 


German. Abteilung Band I (1850) bis Band XLV (1925) 
8° etwa 1203 Bogen statt Mk. 963.— Mk. 770.40 


Kanon. Abteilung Band 1 bis 14 (der ganzen Reihe 
Band XXX 1911 bis Band XLV 1925) 
5° etwa 7115 Bogen statt Mk. 355.90 Mk. 284.70 


Einzelbönde werden nur abgegeben, soweit es die Vorräte zulassen. 
Ein Verzeichnis der jetzt gültigen Preise für Einzelbände 
liegt bei. 


Weimar, — Hof - Buchirnekerei. 
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